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Aus ber Vergangenheit ber Stadt Hannover 


Von Dr. O. Jürgens. 


Lage und Entſtehung Hannovers. 


Die Lage Hannovers wird dadurch gekennzeichnet, daß hier 
Gebiete aneinander grenzen, die ſich in mehrfacher Hinſicht von 
einander unterſcheiden. Erdkundliche, ſtaatliche und kirchliche 
Grenzen kommen hier in Betracht. Hannover liegt in dem Grenz⸗ 
gebiete des mitteldeutſchen Berglandes einerſeits und der nord⸗ 
deutſchen Tiefebene andererſeits. Südlich von Hannover iſt das 
Land zunächſt hügelig, weiterhin gebirgig und beſteht aus feſtem 
Geſtein, das in den Ebenen mit fruchtbarem Erdboden über⸗ 
deckt iſt. Die im Norden von Hannover ſich ausdehnende Land⸗ 
ſchaft dagegen, in der Diluvialzeit entſtanden, iſt durchweg mit 


Die vorliegende Darſtellung ijt dazu beſtimmt, eine üÜberſicht über bie 
Geſchichte der Stadt Hannover zu geben. Sie verſolgt demnach den gleichen 
Zweck, wie der im 12. Jahrgange dieſer Zeitſchrift S. 1— 38 veröffentlichte 
Überblick über die Entwicklung der Stadt Hannover, zu dem ſie gewiſſermaßen 
eine neue und vermehrte Auflage bildet. Dieſer Beſtimmung gemäß ſucht ſie 
die wichtigeren Ereigniſſe und Einrichtungen der Vergangenheit in ihrem Zu⸗ 
ſammenhange vor Augen zu führen und muß daher darauf verzichten, auf nähere 
Einzelheiten einzugehen. Das kann um jo mehr geſchehen, als in den Hannover- 
ſchen Geſchichtsblättern bereits zahlreiche Aufſätze veröffentlicht ſind, die ſich in 
eingehender Weiſe mit einzelnen Abſchnitten der Stadtgeſchichte beſchäftigen. Eine 
Zuſammenſtellung des weſentlichen Inhaltes der Hannoverſchen Geſchichtsblätter 
für die Jahrgänge 4—19 ift in Band 19 dieſer Zeitſchrift S. 385—390 ent- 
halten. Von den ſpäter erſchienenen Aufſätzen ſeien hier namentlich erwähnt die 
Unterſuchungen Senator Dr. Engelkes über die große und kleine Grafſchaft der 
Grafen von Lauenrode, ſowie über andere, Hannover benachbarte Gebiete, die 
in Jahrg. 24 ff. veröffentlicht ſind. In der geſchichtlichen Darſtellung „Die Lande 
Braunſchweig und Lüneburg“ (Jahrg. 22, €. 1— 90) tft auch die ſtaatliche Zu⸗ 
gehörigkeit Hannovers berückſichtigt. Ferner ſei noch beſonders hingewieſen auf 
den Aufſatz von Dr. Fritz Voß über das Finanzweſen der Stadt Hannover im 
Mittelalter (Jahrg. 24, S. 89 — 215 auf Dr. K. Fr. Leonhardts eingehende Dar- 
legungen über Straßen und Häuſer im alten Hannover (Jahrg. 27, 29 und 30), 
auf Anna Wendlands „Die Gärten an der Herrenhäuſer Allee“ (Jahrg. 30), ſowie 
auf Dr. A. Löhdefinks „Entwicklung der Brauergilde der Stadt Hannover“ 
(Jahrg. 28). 
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Sand überdeckt, neben dem ſtellenweiſe Lehmboden zu Tage tritt, 
und ohne bedeutende Höhenunterſchiede; ausgedehnte Heide⸗ 
flächen und vielfache Moorbildungen geben dem Lande ſein 
Gepräge. 

Durch das Gefälle der Leine zwiſchen ihren hohen Ufern 
wurde die Anlage von Mühlen begünſtigt, die Schiffahrt jedoch 
beeinträchtigt. Sobald ein Hanbdelsverfehr entſtand, der, zumal 
in alter Zeit, die Waſſerſtraßen den überaus mangelhaften Land⸗ 
ſtraßen vorzog, werden ſich in der Nähe des ſpäteren Clevertores 
Schiffer angeſiedelt haben, für deren Fahrzeuge die Leine ab⸗ 
wärts ſchiffbar war. Indem die Waren von den Schiffen auf 
Laſtwagen und umgekehrt verladen wurden, entſtand hier ein 
Stapel platz. 

Oberhalb und unterhalb Hannovers ſind die Ufer der Leine 
niedrig und ben Überſchwemmungen durch den Fluß ausgeſetzt. 
Bei Hannover war dagegen auf weite Strecken die einzige Stelle 
im Leinetal, wo auf beiden Ufern hohes Land unmittelbar an 
den Fluß herantrat, ſo daß man hier in jeder Jahreszeit ſicher 
an die Leine herankommen konnte. Nach dem hohen Ufer iſt 
dann der hier entſtehende Ort Honover bzw. Hanover genannt 
worden. Dieſe Ableitung des Namens findet ſich bereits in einem 
Gedichte des Elias Holwein von 1636; ſpäter hat auch Leibniz 
den Namen in derſelben Weiſe erklärt. 

Dieſe natürlichen Grundlagen bedingten die Anlage und be⸗ 
einflußten die weitere Entwicklung Hannovers. Über die Zeit der 
erſten Niederlaſſung und die Art, wie die Anſiedlung vor ſich ge⸗ 
gangen iſt, fehlt es an jeglichem Anhalte. Es iſt zu vermuten, 
daß die Ortlichkeit am hohen Leineufer, die ſo ſehr durch die 
Gunſt der Lage ausgezeichnet war, gleich bei der erſten Beſiede⸗ 
lung dieſer Gegend in Beſitz genommen wurde. 

Wie der ſpätere Lauf der Straßenzüge, ſowie die Lage des 
Aegidien⸗ und Steintores erkennen läßt, ging der Hauptverkehr 
durch Hannover von Süden nach Norden. Die Handelsſtraße, 
die ihm diente, kam von Göttingen her, führte über Northeim, 
Hildesheim und Sarſtedt und trat durch das Aegidientor in 
Hannover ein. Dann führten vornehmlich die Olter- unb Markt⸗ 
ſtraße zum Steintor, von wo eine Landſtraße in nordweſtlicher, 
eine andere in nördlicher Richtung weiter ging. 
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Der von Weiten nad) Often gerichtete Handelsverkehr war 
dagegen, wie wir aus der Lage und Beſchaffenheit ber von ihm 
benutzten Straßenzüge entnehmen können, weit geringer. Nach⸗ 
dem er, von Linden aus, die Ihme überſchritten hatte, wandte 
Hd) ein Teil desfelben, dem Zuge der ſpäteren Bäckerſtraße fol⸗ 
gend, nach Norden. Der übrige Teil gelangte über die Leine 
nach dem Holzmarkte und weiter in die Altſtadt, wo jedoch für 
die Verbindung von Weſten nach Oſten im mittelalterlichen Han⸗ 
nover nur ſchmale Gaſſen vorhanden waren. 


Im Gebiete der Stadt Hannover und ihrer nächten Um- 
gebung [inb eine Anzahl von Gegenſtänden aufgefunden, bie 
noch der vor⸗ bzw. frühgeſchichtlichen Zeit entſtammen. Sofern 
es [id dabei um Urnen und namentlich um Urnenfriedhöfe 
handelt, läßt ſich aus deren Vorhandenſein der Schluß ziehen, 
daß in ihrer Nähe ſchon in früher Zeit Anſiedlungen beſtanden 
haben. Beſonders bemerkenswert iſt ein größeres Gräberfeld 
bei Anderten, das der merovingiſchen Zeit entſtammt und 1918 
freigelegt wurde. Näheres über die hier aufgefundenen Alter⸗ 
tümer erfahren wir aus den frühgeſchichtlichen Sammlungen des 
hieſigen Provinzial⸗Muſeums. 


Von den Gebieten, in welche Niederſachſen ehemals einge⸗ 
teilt wurde, kamen für Hannover unmittelbar Engern und Oſt⸗ 
falen in Betracht. Zu jenem gehörten im allgemeinen die an der 
Weſer und weſtlich der Leine liegenden Gaue, zu dieſem die öſt⸗ 
lich davon gelegenen. Hannover, noch zu Engern gehörig, lag 
unmittelbar an der Grenze, indem gleich außerhalb des Aegidien⸗ 
tores bereits das oſtfäliſche Gebiet begann. 


Infolge der Eroberungskriege, die Karl der Große gegen 
Niederſachſen führte, trat hier an die Stelle der bisherigen Gau⸗ 
verfaſſung nunmehr die fränkiſche Grafſchaftsverfaſſung. In 
kirchlicher Beziehung wurde das Land in Diözejen eingeteilt, 
deren jede mehrere der alten Gaue umfaßte. Der Gau Mar⸗ 
ſtem, zu dem Hannover gehörte, wurde dem Bistum Minden zu⸗ 
geteilt, der Gau Oſtfalen, zwiſchen Leine und Oker, dem Bistum 
Hildesheim. 

Nach der Einführung der ſtaatlichen Einrichtungen des 
Frankenreiches in Niederſachſen bildete wahrſcheinlich auch der 
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Marſtemgau den Amtsbezirk eines Grafen, der als 
ſtaatlicher Beamter vom Könige eingeſetzt wurde, und ſowohl 
richterliche, wie militäriſche und Verwaltungsbefugniſſe hatte. 
Die Tätigkeit des Grafen in einer Gerichtsverſammlung beſtand 
darin, daß er den Vorſitz führte und die Verhandlungen leitete; 
das Urteil wurde von der Gerichtsgemeinde ſelbſt geſprochen. 
Wie andere größere Gaue zerfiel auch der Marſtemgau in 
mehrere Untergaue, ſpäter Gohen genannt. Als ſolche Unter⸗ 
abteilungen werden genannt: 1. die Goh Engelboſtel; 2. Seelze; 
3. Gehrden; 4. Pattenſen; 5. Geſtorf. An der Spitze einer jeden 
Goh ſtand der vom Volke gewählte Gograf. | 
Für die Zeit vor dem Ende bes 12. Jahrhunderts liegen 
uns über die Gerichtsverfaſſung und ſonſtigen inneren 
Einrichtungen unſerer Gegend nur ſehr wenige Nachrichten vor, 
aus denen ein klares Bild der damaligen Zuſtände kaum zu ge⸗ 
winnen iſt. Mit der Grafſchaft im Marſtemgau war im 
Jahre 954 ein Graf Hermann belehnt; dann gehörte ſie den 
Herzögen aus dem Billungiſchen Geſchlechte. Nach ihrem Aus⸗ 
ſterben im Jahre 1106 wurde Lothar von Supplingenburg 
Herzog von Sachſen, nach deſſen Tode, 1137, Heinrich der Stolze 
aus dem welfiſchen Hauſe. Wir erfahren von einem Gerichtstage, 
der zwiſchen den Jahren 1115 und 1119 in Linden unter dem 
Vorſitze des Grafen Widekind von Schwalenberg und in An⸗ 
weſenheit des Herzogs Lothar und vieler Edlen und Freien, die 
des Engerſchen Rechtes kundig waren, ſtattfand. In der Goh 
Pattenſen lag eine Gerichtsſtätte bei dem Dorfe Linderte; hier 
wird eine Gerichtsſitzung unter demſelben Grafen Widekind um 
das Jahr 1121 erwähnt. Zu der Goh Gehrden gehörte eine 
Gerichtsſtätte bei Ronnenberg, wo ein Gerichtstag des Grafen 
Gerbert aus einem der nächſtfolgenden Jahre erwähnt wird. 
Alsdann wird in der Goh Gehrden eine Gerichtsſtätte des Grafen 
Hildebold von Rothen als auf dem linken Ufer der Ihme ge⸗ 
legen genannt. Dieſer Bezeichnung nach kann ſie ſehr wohl die 
gleiche geweſen ſein wie die vorhin erwähnte, bei Ronnenberg 
belegene. Vor dem Gerichte des Grafen Hildebold an einer nicht 
mehr nachweisbaren Stätte fand im Jahre 1124 die Auflaſſung 
eines Gutes ſtatt, das in Bordenau, am rechten Leineufer, ge⸗ 
legen war. Als Gerichtsort der Goh Seelze wird eine Ortlich⸗ 
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keit namens Salſeken genannt, wo zwiſchen 1185 und 1206 Graf 
Konrad von Roden Gericht hielt. 

Von den oſtfäliſchen Gauen kamen für Hannover na⸗ 
mentlich in Betracht der Guottinga, zu dem die Goh Eldagſen 
u. a. gehörten, Oſtfalen, der weſtlich an die Leine und den 
Schiffgraben grenzte, und Flutwidde, öſtlich von der Wietze. Im 
nordweſtlichen Teile des Gaues Oſtfalen lagen die ſogenannte 
Große und Kleine Grafſchaft, an dem früher lid) weit erſtrecken⸗ 
den Nordwalde. Sie zerfielen in mehrere Gohen, deren eine zum 
Gogericht auf dem Haſſel bei Lühnde gehörte. Den am nächſten 
nach Hannover gelegenen Teil des Gaues Flutwidde bildete die 
Grafſchaft über dem Moore, die ſpätere Grafſchaft Burgwedel. 

Wegen der Lage des Dorfes Honover auf dem 
rechten Leineufer hat man vermutet, es habe urſprünglich zu 
der ebenfalls auf dem rechten Leineufer gelegenen Goh Engel⸗ 
boſtel gehört. Berichtet ijt uns über dieſe Verhältniſſe nichts; 
wir können hier alſo nur nach der Lage Vermutungen aufſtellen 
und allenfalls aus ſpäteren Zuſtänden Rückſchlüſſe machen. 
Schon ſeit alter Zeit hatte die Stadt enge wirtſchaftliche. Be⸗ 
ziehungen zu den nächſtgelegenen Dörfern der Goh Engelboſtel. 
Hier beſaß Hannover auf der Mecklenheide die Hude⸗ und 
Weidegerechtigkeit gemeinſam mit der Neuſtadt und den Dörfern 
Liſt, Vahrenwald, Hainholz, Herrenhauſen, mit der Burg, 
Stöcken, Schulenburg, Vinnhorſt, Godshorn und Langenhagen. 
Vermutlich haben auch die ſpäter ausgegangenen Dörfer Wevelſe 
und Alveſe bei Herrenhauſen und Schonenvorde, zwiſchen Hain⸗ 
holz und Vahrenwald, Anteil an der Mecklenheide gehabt. Auf 
deren Grenze ſtand nach einem Plane vom Jahre 1745 zwiſchen 
Herrenhauſen und Stöcken ein Grenzbaum, auf dem Wege von 
Schulenburg nach Godshorn ein Grenzſtein und der eam 
Pracherbaum. 

Schon frühzeitig hat Hannover, durch ſeine Lage als 
Grenzort veranlaßt, auch außer dem Gebiete der Goh Engel⸗ 
boſtel Beziehungen unterhalten, durch welche ſeine wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen geſchützt wurden. Gemeinſam mit Kirchrode, 
ſowie ben in der Nähe des Kronsberges gelegenen, [pater aus⸗ 
gegangenen Dörfern Debberode und Süßrode, beſaß es das ſo⸗ 
genannte Hannoverſche oder Roder Bruch. Ebenfalls zu Oſt⸗ 
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falen gehörte ber Weidebezirk nordöſtlich des Pferdeturmes, in 
welchem Hannover nebit den Ortſchaften Kirchrode, Groß⸗ und 
Klein⸗ Buchholz gemeinſchaftlich weideberechtigt war. Die nörd⸗ 
liche Grenze dieſes Bezirkes wurde durch die Lüneburger Land⸗ 
wehr gebildet, die ſich von der Eilenriede beim Steuerndiebe ab 
in nordöſtlicher Richtung an der Pinkenburg ſüdlich von Groß⸗ 
Buchholz vorbei bis zum ſogenannten Haſenwinkel hinzog. Dieſe 
Landwehr beſtand aus dem Schiffgraben und einem längs des⸗ 
ſelben ſich hinziehenden Gehölze nebſt Erdwällen und Gräben. 
Im Oſten und Süden wurde der Weidebezirk durch den Mis⸗ 
burger Kamp, das Misburger Gehege und den Kirchröder 
Turm begrenzt. 

Im Süden Hannovers reichte bie Goh Pattenſen nörd⸗ 
lich bis an den, hier auch Landwehr genannten Oberlauf der 
Ihme, und vermutlich bis zu einer zwiſchen Ricklingen und 
Döhrener Turm gedachten Linie; im Nordweſten zwiſchen Leine 
und Föſſe lag die Goh Seelze. Zwiſchen beiden dehnte ſich nach 
Weſten und Südweſten die Goh Gehrden aus, zu welcher 
demnach Linden und das Gebiet der ſpäteren Calenberger Neu⸗ 
ſtadt gehört haben werden. Dieſe unmittelbare Nachbarſchaft 
und mannigfache gemeinſame Intereſſen erklären die Verbin⸗ 
dung, welche zwiſchen Hannover und der Goh Gehrden ſeit alter 
Zeit beſtanden hat. Wir erſehen aus Angaben des 14. Jahr⸗ 
hunderts, daß die Stadt damals zu den Koſten beitrug, welche 
die Unterhaltung der Landwehren in der Goh, ſowie die Hut 
des Deiſters erforderten. Auch werden Geſchenke der Stadt an 
Beamte der Goh erwähnt. Eine Landwehr, welche die Grenze 
gegen die Goh Seelze bildete, ging vom Deiſter bis Barſing⸗ 
hauſen herunter, durch den Steindamm, Ditterker Damm, weſt⸗ 
lich von Lenthe zur Föſſe und an dieſer entlang zur Leine. Aus⸗ 
gedehnte Landwehren aus alter Zeit befanden ſich namentlich 
an ber Weſtſeite des Marſtemgaues. Dagegen find die Land⸗ 
wehren in der Nähe Hannovers, wo ſie in der Eilenriede noch 
jetzt zu verfolgen ſind, erſt im ſpäteren Mittelalter angelegt. 
Burgartige Verſchanzungen haben ſich in der Nähe Hannovers 
mehrfach befunden, ſo die Gernandesburg (die jetzige „Burg“ 
bei Herrenhauſen), die Garkenburg zwiſchen Bemerode und 
Döhren und der Burgberg bei Gehrden. 
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Hannover hat jedenfalls als Ort ſchon lange Zeit beltan- 
den, bevor es in einem ſchriftlichen Zeugniſſe erwähnt wird. Als 
Dorf wird es zum erſten Male in einer Erzählung von Wunder⸗ 
taten genannt, die etwa aus der Mitte des 11. Jahrhunderts 
ſtammt. Einige Zeit nämlich nach dem im Jahre 1022 erfolgten 
Tode des Biſchofs Bernward von Hildesheim ſoll, wie berichtet 
wird, an ſeinem Grabe ein Mädchen aus dem Dorfe Hannover, 
quaedam puella in vico Hanovere, von einem Augenleiden 
geheilt fem. | | | | 

Aus ber Mitte bes 12. Jahrhunderts ijt uns ſeitens eines 
isländiſchen Abtes Nikolaus (t 1158) eine Beſchreibung der 
Wege erhalten, welche den nach Rom Reiſenden empfohlen 
wurden. Auf einem derſelben berührte man u. a. einen Ort 
Hanabruinborgar. Wahrſcheinlich ſollte durch dieſen Namen der 
Ort Hannover bezeichnet werden; der Zuſatz borg iſt auch 
anderen Ortsnamen hinzugefügt. Eine nähere Angabe über 
dieſes Hanabruin iſt übrigens nicht gemacht; auch aus der ſprach⸗ 
lichen Form iſt nicht viel zu entnehmen, da der fremde Abt den 
Namen wohl nicht richtig, wiedergegeben hat. Die Schreib⸗ 
weiſe des Namens, insbeſondere hinſichtlich des a oder o in der 
erſten Silbe, ijt übrigens, vielleicht infolge einer mundartlich 
abweichenden Ausſprache, eine verſchiedene geweſen. 

Um dieſelbe Zeit muß Hannover ſchon eine gewiſſe Bedeu⸗ 
tung gehabt haben, ſo daß Herzog Heinrich der Löwe im 
Jahre 1163 hier einen Hoftag halten konnte, an welchem 
mehrere Biſchöfe, Abte und Grafen teilnahmen. In der Folge⸗ 
zeit entſtand zwiſchen Herzog Heinrich und dem Kaiſer Friedrich I. 
ein Gegenſatz, der jid) immer mehr verſchärfte und auch für 
Hannover verhängnisvoll geworden iſt. Er führte dazu, daß der 
Herzog in einem Gerichtsverfahren verurteilt und ihm ſeine 
Reichslehen aberkannt wurden. Über das Herzogtum Sachſen 
wurde 1180 in der Weiſe verfügt, daß es in zwei Herzogtümer 
geteilt! wurde. In Weſtfalen und dem ſüdweſtlichen Engern 
wurde das Gebiet, das zu den Bistümern Köln und Paderborn 
gehörte, als Herzogtum dem Erzbiſchof von Köln übertragen. 
Die hiervon nördlich bzw. nordöſtlich gelegenen Teile von Weſt⸗ 
falen und Engern wurden dem Grafen Bernhard von Anhalt, 
aus dem Hauſe der Askanier, überwieſen, der ſich ſeitdem Herzog 
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von Sachſen oder auch Herzog von Weſtfalen und Engern 
nannte. | | 

In den nächſtfolgenden Jahren hat Heinrich mehrfach ver- 
ſucht, ſeinen Beſitz zu verteidigen bzw. wiederzuerlangen, wenn⸗ 
gleich der Kampf von vornherein faſt ausſichtslos für ihn war. 
Im November 1189 rückte ein Reichsheer, unter dem Befehle 
des jungen Königs Heinrich ſtehend, vom Harze aus in Sachſen 
ein. Da Braunſchweig ſtark befeſtigt war, ſo daß ein Angriff da⸗ 
rauf keinen Erfolg verſprach, zog König Heinrich weiter nach 
Weſten und brannte Hannover nieder, das in der hierüber er⸗ 
haltenen Nachricht als civitas bezeichnet wird, alſo bereits eine 
gewiſſe Bedeutung erlangt haben mußte. Bei einem Angriffe 
auf Limmer, die Burg des Grafen Konrad von Roden, wurde 
der König jedoch zurückgeſchlagen. 

Seit der Zeit Heinrichs des Löwen hat ſich Hannover aus 
den urſprünglich dörflichen Verhältniſſen heraus immer mehr 
entwickelt, und nach Ausdehnung, Bauart, Gemeindeverwaltung 
und ſonſtigen Einrichtungen feiner Bewohner die Bedeutung 
einer Stadt erlangt. 


Geſchichte Hannovers im ſpäteren Mittelalter. 

Der Beſitz der welfiſchen Fürſten in und um Hannover ge- 
hörte wahrſcheinlich zu der Hinterlaſſenſchaft der Brunonen, die 
nebſt vielen anderen Gütern von Herzog Heinrich dem Stolzen, 
dem Vater Heinrichs des Löwen, erworben war. Infolge der 
Ereigniſſe des Jahres 1180 verloren die welfiſchen Herzöge ihre 
Stellung als Reichsfürſten, ſo daß ihnen, wenn ſie auch über 
einen, namentlich zwiſchen Weſer und Elbe gelegenen großen 
Grundbeſitz verfügten, doch dem Rechte nach während der näch⸗ 
ſten Folgezeit keine obrigkeitlichen Befugniſſe zukamen. Die 
Söhne Heinrichs des Löwen, der 1195 geſtorben war, nahmen 
1202 eine Erbteilung der väterlichen Güter vor, wobei die 
Grenzen des neuen Beſitzſtandes angegeben wurden. In einer 
der hierüber ausgeſtellten Urkunden bekundet König Otto IV., 
daß zu den Beſitzungen des Pfalzgrafen Heinrich u. a. auch 
Honovir mit allem Zubehör gehöre, und bezeichnet es als 
oppidum, was hier als Weichbild oder Marktort aufzufaſſen 
ſein wird. 
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Da die herzoglichen Befugniſſe, welche Heinrich ber Löwe 
ausgeübt hatte, 1180 dem Grafen Bernhard von An⸗ 
halt übertragen worden waren, ſo kam ihm und ſeinen Nach⸗ 
folgern nunmehr auch die Lehnshoheit über die einzelnen Graf⸗ 
ſchaften des ihm zugewieſenen Gebietes zu. Beſonders an der 
mittleren Weſer, wo die Askanier zugleich über größeren Grund⸗ 
beſitz verfügten, waren ſie Lehnsherren über mehrere Graf⸗ 
ſchaften. So hatten 3. B. bie Grafen von Roden in ber 
Zeit zwiſchen 1212 und 1228 die Grafſchaft Nienburg vom Her⸗ 
zog Albrecht von Sachſen zu Lehn. Es wäre daher an ſich ſehr 
wohl möglich, daß die Grafen von Roden auch hinſichtlich ihrer 
zu der Burg Lauenrode gehörigen Grafſchaft den Herzog von 
Sachſen als Lehnsherrn anerkannt hätten. 

Tatſächlich war jedoch die Sachlage nicht ſo günſtig für den 
Herzog von Sachſen; vielmehr wurde ſeine obrigkeitliche Stel⸗ 
lung ſtark angefochten. Hierbei kam in erſter Linie in Betracht, 
daß nach Heinrichs des Löwen Tode ſein älteſter Sohn, der 
Pfalzgraf Heinrich, die Anſprüche des Welfenhauſes auf 
das Herzogtum Sachſen aufrecht erhielt und ihnen vielfach An⸗ 
erkennung zu verſchaffen wußte. Günſtig hierfür war der Um- 
ſtand, daß ſein Bruder Otto deutſcher König wurde, wenngleich 
deſſen Regierung durch ſehr wechſelvolle Geſchicke bezeichnet wor⸗ 
ben iit. Nachdem König Otto I V. während des Jahres 1203 
den ſtaufiſchen Gegenkönig Philipp mit Erfolg bekämpft hatte, 
änderte ſich im folgenden Jahre die Sachlage dadurch zu ſeinen 
Angunſten, daß infolge ſeines mangelnden Entgegenkommens der 
Pfalzgraf Heinrich ſeine Partei verließ. Erſt als König Philipp 
1208 von Otto von Wittelsbach ermordet worden war, fand 
Otto IV. allgemeine Anerkennung, und auch der Pfalzgraf Hein⸗ 
rich ſchloß ſich ihm wieder an. 

Otto IV. wurde 1209 in Rom zum deutſchen Kaiſer gekrönt, 
zog ſich aber bald darauf die Feindſchaft des Papſtes zu, der 
nunmehr den jugendlichen Sohn Kaiſer Heinrichs VI., Friedrich 
von Sizilien, begünſtigte. Als Bundesgenoſſe des Papſtes und 
des franzöſiſchen Königs gegen den deutſchen Kaiſer erſchien 
Friedrich 1212 in Deutſchland, fand Anhang namentlich unter 
den ſüddeutſchen Fürſten und wurde in Frankfurt zum deutſchen 
Könige gewählt. Nachdem dann Otto im Kriege gegen Frank⸗ 


reich 1214 bei Bouvines beſiegt worden war, verlor fein König⸗ 
tum alle Bedeutung, und er ſah ſich ſeitdem wieder auf ſeine 
Erblande beſchränkt. 


Nachdem König Otto 1218 geſtorben war, kam ein Ver⸗ 
gleich zwiſchen dem Pfalzgrafen Heinrich und Friedrich II. zu⸗ 
ſtande, auf Grund deſſen Heinrich u. a. das Amt eines Reichs⸗ 
ſtatthalters für das Land zwiſchen Weſer und Elbe erhielt. Die 
mit dieſem Amte verbundenen Befugniſſe ſind nicht näher ange⸗ 
geben; ſie werden ſich im weſentlichen auf die Handhabung des 
Landfriedens bezogen haben. Heinrich nahm nunmehr eine ein⸗ 
flußreiche Stellung in Niederſachſen ein, die der Macht des 
eigentlichen Herzogs, des Askaniers Albrecht, mindeſtens gleich⸗ 
kam. Die herzoglichen Befugniſſe der Askanier verloren in der 
Folgezeit immer mehr an Bedeutung, und wir finden im ſpäteren 
Mittelalter nur noch gelegentlich, daß innerhalb der Grenzen 
Engerns Bezug darauf genommen wird. 


Der jüngſte Sohn Heinrichs des Löwen, Wilhelm, dem bei 
der Teilung im Jahre 1202 das Land Lüneburg zugefallen war, 
ſtarb bereits 1213 und hinterließ einen noch jungen Sohn, Otto, 
der in jugendlichem Alter zur Regierung gelangte, und daher 
Otto das Kind genannt wurde. Da der Pfalzgraf Heinrich, 
Wilhelms von Lüneburg Bruder, nur einen Sohn hatte, der 
bereits 1214 ſtarb, und da der Kaiſer Otto IV. keine Kinder 
hatte, ſo beruhte die Zukunft des Welfenhauſes nunmehr auf 
dem jungen Otto von Lüneburg. Dieſer hatte, als der 
Pfalzgraf Heinrich 1227 geſtorben war, zunächſt mit den größten 
Schwierigkeiten zu kämpfen. Der Kaiſer Friedrich II. machte An⸗ 
ſprüche auf braunſchweigiſches Gebiet und konnte dabei auf 
Unterſtützung durch die ſtaufiſche Partei rechnen, die in Ottos 
Landen ſelbſt entſtanden war. Ungünſtig war es für dieſen auch, 
daß er keine ſtaatsrechtlich geſicherte Stellung zum Reiche ein⸗ 
nahm, da er zwar über einen ſehr ausgedehnten Grund beſitz 
verfügte, aber kein Reichsfürſt war. Es kam noch hinzu, daß er 
durch ſeine Verwandtſchaft mit dem Könige Waldemar von 
Dänemark in die Kämpfe hineingezogen wurde, die zwiſchen 
dieſem und einigen norddeutſchen Fürſten ausbrachen. In einer 
Schlacht, die im Juli 1227 bei Bornhöved ſtattfand, fiel Otto 
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im die Hände feiner Feinde und mußte über ein Jahr in ber 
Gefangenſchaft zubringen. 

Alsdann trat eine Zeit bes Friedens ein, und es gelang 
Otto von Lüneburg, den Aufſtand, den ein Teil der niederen 
Ritterſchaft gegen ihn unternommen hatte, niederzuwerfen und 
feine Untertanen wieder für fid) zu gewinnen. Auch mit der 
Stadt Göttingen, die von der ſtaufiſchen Partei in ihre Gewalt 
gebracht war, ſöhnte er ſich wieder aus. Nachdem Ottos Stel⸗ 
lung ſich befeſtigt hatte, mußte ihm daran liegen, ſeinen ver⸗ 
ſchiedenen Gebieten dem Reiche gegenüber eine ſtaatsrechtliche 
Stellung zu geben, die ihnen ihrer Bedeutung nach zukam. Er 
bedurfte dazu der Ausſöhnung mit dem Kaiſer, für 
welche gerade damals bie Verhältniſſe in Deutſchland günjtig 
lagen. So gelang es der Vermittlung mehrerer deutſcher Fürſten, 
eine Verſöhnung zwiſchen Friedrich II. und Otto von Lüneburg 
zu Stande zu bringen. 

Dieſer bedeutſame Vorgang fand 1235 auf dem Reichstage 
zu Mainz ſtatt, zu dem auch Otto ſich einfand. Am 21. Auguſt 
erfolgte der Ausgleich in der Weiſe, daß Otto in der Reichs⸗ 
verſammlung dem Kaiſer den Treueid leiſtete und ihm ſeine 
Eigengüter überließ. Dieſe beſtanden vornehmlich aus dem 
Schloſſe Lüneburg mit allen dazu gehörenden Gebieten und 
Berechtigungen. Dazu fügte Friedrich noch die Anſprüche auf die 
Stadt Braunſchweig, die vom Pfalzgrafen Heinrich auf ſeine 
beiden Töchter übergegangen und ſeitdem durch den Kaiſer von 
deren Gatten, dem Markgrafen von Baden und dem Herzoge 
von Bayern angekauft waren. Die Stadt Braunſchweig, 
ſowie die Burg Lüneburg und die dazu gehörenden Ge⸗ 
biete und Rechte, welche Otto bisher als Privateigentum be⸗ 
ſeſſen hatte, wurden nunmehr als ein vom Reiche zu Lehn 
gehendes Herzogtum zuſammengefaßt, und dieſes Fahnlehn 
dem Herzog Otto übertragen. Es ſollte, wie zugleich feſtgeſetzt 
wurde, nicht nur in männlicher, npe aud) in weiblicher Linie 
vererblich fein. 

Der Mainzer Reichstag vom Jahre 1235 tjt ſomit bedeu⸗ 
tungsvoll für die braunſchweig⸗lüneburgiſche Geſchichte gewor⸗ 
den. Indem Otto von Lüneburg die Anſprüche ſeiner Familie 
auf das Herzogtum Sachſen aufgab, erreichte er die Sicherung 
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feines Befikes durch deſſen Erhebung zum Reichsfürſtentum. Auf 
dieſer Grundlage iſt in der Folgezeit die weitere Entwicklung 
des Herzogtums Braunſchweig⸗Lüneburg erfolgt. 
Die nächſtfolgenden Jahre, während welcher die Lande Braun⸗ 
ſchweig und Lüneburg von verheerenden Kriegen verſchont 
blieben, benutzte Otto mit Erfolg zur Fortſetzung ſeiner früheren 
Bemühungen, den Grundbeſitz bes welfiſchen Hauſes wiederher⸗ 
zuſtellen und noch zu vermehren. 

Hier iſt namentlich die Erwerbung des größten Teiles der 
zu der Burg Lauenrode gehörigen Grafſchaften zu nennen, 
die für die Stadt Hannover beſonders wichtig war. Die Be⸗ 
ſitzungen der Grafen von Roden waren nach dem Tode 
Konrads, des treuen Waffengefährten Heinrichs des Löwen, 
zwiſchen den nunmehr entſtehenden zwei Linien geteilt worden. 
Von den beiden Brüdern erhielt der ältere, Konrad, den öſt⸗ 
lichen Teil, der namentlich aus hildesheimiſchen Lehen beſtand, 
der jüngere, Hildebold, den weſtlichen Teil, darunter viele min⸗ 
diſche Lehen. Hildebold nannte ſich nach der einen ſeiner Burgen 
Graf von Limmer; aus ſeinem Gebiete iſt die ſpätere Herrſchaft 
Wunſtorf entſtanden. Konrads Anteil, zu welchem die auf dem 
Berge in der jetzigen Calenberger Neuſtadt gelegene Burg Lauen⸗ 
rode gehörte, enthielt auch die Große und Kleine Graf: 
ſchaft. Beide gingen vom Stifte Hildesheim zu Lehn und 
lagen öſtlich von Hannover bis zum Nordwalde, deſſen Lage 
durch den jetzigen Steinwedeler und Hämeler Wald bezeichnet 
wird. Von ihnen entſprach die Große Grafſchaft im weſentlichen 
dem ſpäter ſogenannten Großen und Kleinen Freien, von wel⸗ 
chen jenes aus den Dörfern Anderten, Lehrte, Ilten u. a., 
dieſes aus den Dörfern Döhren, Wülfel und Laatzen beſtand. 
Die Kleine Grafſchaft lag weiter öſtlich, in der Gegend der Ort⸗ 
ſchaften Schwicheldt und Roſenthal. 

Der Biſchof von Hildesheim war beſtrebt, dieſe 
Grafſchaften vor der ſich ausdehnenden Macht Herzog Ottos 
zu ſichern, zu dem er überhaupt in ſchroffem Gegenſatze ſtand. 
Im Jahre 1230 ließ ſich der Biſchof Konrad vom Grafen Kon⸗ 
rad von Lauenrode das Verſprechen geben, daß er die Kleine 
Grafſchaft niemandem verpfänden, verleihen oder verkaufen wolle 
als dem Biſchof ſelbſt bzw. deſſen Nachfolger. Würde der Graf 
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trotzdem eigenmächtig über fie verfügen, Jo jolle Tie, wieder an 
bas Bistum Hildesheim fallen, und er außerdem eine ihm vom 
Biſchof gegebene Summe Geldes verlieren. Nicht lange hierauf 
gewann Biſchof Konrad die Überzeugung, daß es beſſer ſei, 
wenn er einen unmittelbaren Einfluß auf die Grafſchaft aus⸗ 
üben könne. Zu dieſem Zwecke veranlaßte er 1235 den Grafen, 
ihm für 130 Pfund hildesheimiſchen Geldes die Kleine Graf⸗ 
ſchaft auf fünf Jahre zu verpfänden. Schon im darauf folgenden 
Jahre bewog er ihn jedoch, ihm die Kleine Grafſchaft für 380 
Pfund zu verkaufen. Zugleich überließ er die Große Grafſchaft, 
ſowie die übrigen hildesheimiſchen Lehen der Mutter, der Ge⸗ 
mahlin, ſowie den beiden jüngeren Brüdern des Grafen Kon⸗ 
rad. Einige Jahre ſpäter gelang es dem Herzog Otto, in den 
Beſitz der Stadt Hannover zu kommen. Dann überließ nach dem 
Tode ſeiner beiden Brüder Heinrich, der letzte der Lauenröder 
Grafen ihm 1248 gegen eine Leibrente alles Eigentum und alle 
hildesheimiſchen, mindiſchen und anderen Lehen, ſo daß er da⸗ 
mals auch in den Beſitz der Großen Grafſchaft gelangte. 


Die Verdienſte, welche Herzog Otto ſich um ſeine Lande er⸗ 
worben hat, beſtehen ferner zu einem nicht geringen Teile darin, 
daß er bie wachſende Bedeutung der damals aufblühenden 
Städte erkannt und ihr Rechnung getragen hat. Unter den 
welfiſchen Städten nimmt Braunſchweig, das ſich bereits der 
Gunſt Heinrichs des Löwen zu erfreuen hatte, hinſichtlich ſeines 
Alters die erſte Stelle ein. Lüneburg gelangte erſt ſeit der Zer⸗ 
ſtörung Bardowieks zu Macht und Reichtum; die weitere ſtäd⸗ 
tiſche Entwicklung Hannovers fällt in die erſten Jahrzehnte des 
13. Jahrhunderts. Dasſelbe läßt ſich auch von Göttingen anneh⸗ 
men; Oſterode und Münden waren gleichfalls, wenn auch in 
kleinerem Maßſtabe, damals bereits ſtädtiſche Gemeinweſen 
geworden. 


In dieſen und anderen Orten waren die urſprünglichen 
dörflichen Verhältniſſe allmählich in ſtädtiſche übergegangen, in⸗ 
dem ſich die Gunſt der Lage an einem Fundorte von Boden⸗ 
ſchätzen, einem Flußübergange, an Verkehrsſtraßen, an einer für 
die Verteidigung geeigneten oder gegen Überſchwemmung ge- 
ſchützten Stätte beſonders bemerkbar gemacht hatte. Damit ent⸗ 
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ſtanden beſondere Intereſſen, die anders geartet waren als bie 
der Umgegend; ſie fanden ihren Ausdruck namentlich darin, daß 
der Ort durch eine Befeſtigung geſchützt, und die Gemeindever⸗ 
waltung den neuen Bedürfniſſen entſprechend umgeſtaltet wurde. 
Von entſcheidender Bedeutung war es, daß der Ort aus dem 
bisherigen Gohverbande gelöſt wurde und fortan einen beſon⸗ 
deren Gerichtsbezirk bildete. Der Landesherr betraute nunmehr 
einen eigenen Beamten mit den gerichtlichen und Verwaltungs⸗ 
befugniſſen für die neue Ortsgemeinde. Es kam dann darauf an, 
das Verhältnis zwiſchen dieſem landesherrlichen Vogte und der 
Vertretung der im Entſtehen begriffenen Stadt feſtzuſetzen. Der 
Vogt als Vertreter des Herzogs hatte den Vorſitz im Gerichte 
zu führen, ſowie die Gerichtsgefälle und dem Fürſten zukom⸗ 
mende Abgaben einzuziehen. Daneben verwaltete der Rat das 
Vermögen der Stadt und die eigentlichen Gemeindeangelegen⸗ 
heiten, ſoweit die Entſcheidung hierüber nicht als Ausfluß her⸗ 
zoglichen Hoheitsrechtes vom Vogte beanſprucht wurde. 


Ihrem Urſprunge gemäß verblieb den Städten auch ſpäter 
noch die Berechtigung der Einzelnen an der Allmende, dem ge⸗ 
meinſamen Grundbeſitz an Wäldern, Wieſen und Weiden. Der 
Betrieb der Landwirtſchaft, insbeſondere der Viehzucht, bildete 
auch in der Folgezeit, entweder ausſchließlich oder neben einem 
ſtädtiſchen Gewerbe, die e Lebensaufgabe für einen 
Teil der Bürger. 


Vielfach wurde von dem Grundherrn ein Markt in räum⸗ 
licher Verbindung mit einer bereits beſtehenden Ortſchaft ange⸗ 
legt, indem an Kaufleute und Gewerbetreibende Bauplätze zu 
günſtigen Bedingungen abgegeben wurden. Das Vorhandenſein 
eines Marktes brachte weiter die Einrichtung von Marktzoll, 
Münze und Wechſel mit ſich, die gleichfalls ergiebige Einnahme⸗ 
quellen für den Grundherrn waren. Da die Wohlhabenheit und 
|omi* die Steuerkraft der Städte damals in raſchem Anwachſen 
begriffen war, jo lag es im wohlverſtandenen Intereſſe bes 
Fürſten, ſie zu fördern, um ſich in ihnen neue finanzielle Hilfs⸗ 
mittel zu ſichern. Der Grundbeſitz der Marktſiedler war im 
Gegenſatz zu dem der urſprünglichen Dorfbewohner erbfreies 
Eigentum. Nur eine beſcheidene jährliche Anerkennungsgebühr, 
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der Worthzins, erinnerte an ein früheres grundherrliches Ver⸗ 
hältnis. 

Die Entwicklung der Städte erfolgte zunächſt natur⸗ 
gemäß unter der Fürſorge des betreffenden Stadtherrn, da und 
fo lange fie in deſſen Intereſſe lag. Im ſpäteren Mittelalter 
änderte ſich jedoch dieſes Verhältnis dadurch, daß die Selb⸗ 
ſtändigkeit der Bürgergemeinden zu ungunſten des Stadtherrn 
ſtetig zunahm. Das Beſteuerungsrecht, die Gerichtsbarkeit, 
Münze, Zölle und ſonſtige Hoheitsrechte gelangten allmählich 
ganz oder teilweiſe an die Vertretung der Bürgerſchaft, den Rat. 
Zugleich erfolgte in vielen Fällen eine Vermehrung der ſtäd⸗ 
tiſchen Macht dadurch, daß eine Marktgemeinde mit benachbar⸗ 
ten dörflichen Siedlungen zuſammenwuchs und daß ferner eine 
Verſchmelzung der verſchiedenen Beſtandteile der Einwohnerſchaft 
zu einer gleichartigen freien Bürgerſchaft ſtattfand. 


Wie ſehr Herzog Otto die Bedeutung der Städte ſeines 
Landes zu würdigen wußte, erkennen wir namentlich aus den 
ihnen erteilten Privilegien, in denen er teils die von ihnen 
bisher [don errungenen Rechte anerkennt, teils neue Freiheiten 
gewährt. Wir erfahren von Privilegien für die Altſtadt Braun⸗ 
ſchweig von 1227, für Göttingen von etwa 1229 und 1232, für 
Oſterode von 1238 und 1239, für Hannover von 1241 und 
1244, für die Alte Wik zu Braunſchweig von 1245, für Münden 
von 1246, für Lüneburg von 1247, für Duderſtadt ebenfalls 
von 1247 und für den Hagen zu Braunſchweig aus der Zeit 
von 1240 bis 1252. 


Von größter Bedeutung für die Stadt Hannover war 
die Beantwortung der Frage, wie ſich in Zukunft ihre Stellung 
zu den Herzögen geſtalten würde. Hannover hatte urſprünglich 
einen Beſtandteil der zu Engern gehörenden Grafſchaft gebildet, 
welche die Grafen von Roden als herzogliches Lehn beſaßen. 
Die Eigenſchaft des Herzogs als Lehnsherrn trat aber, der ver⸗ 
änderten Sachlage gemäß, damals ſo wenig mehr hervor, daß 
innerhalb der Grafſchaft die obrigkeitlichen Befugniſſe von den 
Grafen allein ausgeübt wurden. Als dann der Ort Hannover 
ſich aus dem Gauverbande loslöſte und in ſtädtiſche Formen hin⸗ 
einwuchs, ſcheint dieſes unter dem Einfluſſe des welfiſchen Her⸗ 
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zogs geſchehen zu fein, der als Großgrundbeſitzer dort eine über- 
wiegende Stellung einnahm. Hannover konnte jomit eine Zeit⸗ 
lang als ein Ort der welfiſchen Fürſten gelten. Dann aber traten 
infolge der politiſchen Ereigniſſe im erſten Drittel des 13. Jahr⸗ 
hunderts mehrfach Zeiten ein, in denen die Stellung derſelben 
ſtark erſchüttert war. Eine ſolche Gelegenheit ſcheinen die Lauen⸗ 
röder Grafen benutzt zu haben, um Hannover wieder in den Be⸗ 
reich ihrer Grafſchaft hineinzuziehen. Jedenfalls waren ſie als⸗ 
dann in der Lage, den Vogt einzuſetzen, der in ihrem Auftrage 
den Vorſitz im Gerichte zu führen hatte. Auch übten ſie auf kirch⸗ 
lichem Gebiete die Rechte eines Patrons aus, wie uns dieſes hin⸗ 
ſichtlich der Marktkirche durch eine Urkunde des Jahres 1238 be⸗ 
zeugt wird. | 


Bald darauf aber gelang es bem Herzog Otto, feine Wn- 
ſprüche auf Hannover mit Erfolg geltend zu machen und bie 
Herrſchaft über die Stadt in ſeine Hand zu bekommen. Hierauf 
beziehen jid) zwei im Stadtarchive aufbewahrte Schriftſtücke, 
bie ſogenannten Stadtrechtsur kunden, welche beide nach 
der in ihnen enthaltenen Angabe am 26. Juni 1241 ausgeſtellt 
und dem Anſcheine nach von Herzog Otto der Stadt Hannover 
verliehen ſind. Gegen die Glaubwürdigkeit beider Urkunden ſind 
jedoch Bedenken geltend gemacht, die ſich namentlich auf die Art 
der Beglaubigung durch die beigefügten Siegel beziehen. Wie 
in jeder der beiden Urkunden angegeben iſt, ſollte ſie durch die 
daran gehängten Siegel des Herzogs und ſeiner Gemahlin Ma⸗ 
thilde beglaubigt ſein. Nun hängt aber an der einen, die als A 
bezeichnet wird, zwar das Siegel des Herzogs, aber ſtatt des 
Siegels der Herzogin das des Herzogs Johann. Da dieſe Ur⸗ 
kunde nach Form und Inhalt ſonſt durchaus den Eindruck der 
Echtheit macht, iſt vielleicht anzunehmen, das Siegel der Her⸗ 
zogin ſei während der Regierungszeit ihres Sohnes, des Her⸗ 
zogs Johann, verloren gegangen und durch deſſen Siegel erſetzt 
worden. An der zweiten Urkunde, B genannt, fehlt das Siegel 
Herzog Ottos, ohne durch ein anderes erſetzt zu ſein. 

Der Herzog legt in beiden Urkunden zunächſt ſeine Stel⸗ 
lung zur Stadt dar und nimmt darauf Bezug, daß dieſe neuer⸗ 
dings ihn als ihren eigentlichen Herrn anerkannt und ſich in ſeine 
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Gewalt begeben habe. Er will daher ihre Rechte und Satzungen 
nicht nur nicht verletzen, ſondern vielmehr noch verbeſſern und 
erweitern. Der frühere Zuſtand wirkte noch nach, indem der Her⸗ 
zog feſtſetzte, daß alle vom Grafen Konrad von Lauenrode über- 
tragenen Lehngüter, auch kirchliche Lehen, den bisherigen Be⸗ 
ſitzern verbleiben ſollten. Dagegen mußten Güter, die Graf 
Konrad jemand verpfändet oder in ähnlicher Weiſe überlaſſen 
hatte, ſofern der Herzog ſie einlöſte, an dieſen zurückgegeben wer⸗ 
den. Nach den Erfahrungen der letzten Jahrzehnte mußte dem 
Herzoge ſehr daran liegen, daß Hannover ihm und ſeinen Nach⸗ 
kommen nie wieder entfremdet würde. Er ſetzte daher ausdrücklich 
feſt, daß die Stadt niemals einem anderen zu Lehn gegeben 
werden ſollte. 

Als Vertreter des Herzogs hatte der Vogt den Vorſitz im 
Gerichte zu führen, und es kam ihm dabei, was geldlich von 
Bedeutung war, die Erhebung verſchiedener Gefälle zu. Wenn 
bei einer Feindſeligkeit jemand verwundet war und das Gericht 
angerufen hatte, ſo mußte der Täter 60 Schillinge an den Vogt 
zahlen. Wenn keine Verletzung dabei vorgekommen war, ſo ſtand 
dem Vogte eine Einnahme von 5 Schillingen zu. Jede gewalt⸗ 
ſame Selbſthülfe war mit 4 Schillingen zu büßen. Wenn jemand 
vor Gericht ſeinen Beſitz einem anderen aufläßt, ſo zahlt er da⸗ 
für den ſogenannten Friedeſchilling; damit iſt dann die Auf⸗ 
laſſung vom Gerichte anerkannt. Wenn ein Mitglied der Ge⸗ 
richtsgemeinde ein ungerechtes Urteil abgibt oder billigt, ſo wird 
er dafür in Strafe von 6 Pfennigen genommen, die an den 
Vogt fallen. Innerhalb der Marktgerichtsbarkeit bekam der 
Vogt, wenn der ſtädtiſche Beamte die Sache an ſich gezogen 
hatte, 1/3 der Strafſumme, wenn er aber jenem zuvorkam und 
ſelbſt über das Vergehen entſchied, ſo fiel die geſamte Straf⸗ 
ſumme an ihn. Auch außerhalb des Gerichtsweſens lag es dem 
Vogte ob, die Vermögensrechte des Herzogs wahrzunehmen. So 
hatte er den Worthzins, der von Grundſtücken innerhalb der 
Stadt zu zahlen war, jährlich nach Weihnachten einzuziehen, ab⸗ 
geſehen von dem Zinſe, der ſchon früher an die Aegidienkirche 
und die St. Gallenkapelle verliehen war. Ferner hatte die ge⸗ 
ſamte Bürgerſchaft an den Herzog eine jährliche Abgabe von 
20 Mark Silbers zu zahlen, die zu Weihnachten fällig war. 
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der Lage, feinen maßgebenden Einfluß auf bie Entwicklung ber 
Stadt Hannover ausüben zu können. Aus einem Vorfalle des 
Jahres 1244 erſehen wir auch, daß es ihm zuſtand, Beſtimmun⸗ 
gen des geltenden Privatrechtes zu ändern. Bisher waren, auch 
nach dem Sachſenſpiegel, gewiſſe Beſtandteile des Nachlaſſes, 
nämlich die Gerade von dem der Frau, und das Heergewäte von 
dem des Mannes, geſondert vererbt worden. Dieſes war offen⸗ 
bar den Bürgern läſtig geworden, und ihrem Wunſche ent⸗ 
ſprechend ſchaffte nun Herzog Otto Gerade und Heergewäte für 
die Stadt Hannover ab. Er erklärte dabei ausdrücklich, daß alle 
Rechte, bürgerliche wie vor Gericht geltend gemachte, nur geän⸗ 
dert werden dürften, wenn es mit ſeiner beſonderen Erlaubnis 
geſchähe. 


Der Umfang der Stadt um 1260 läßt ſich annähernd 
daraus erſehen, daß damals bereits die Marktkirche, die Aegi⸗ 
dienkirche und das Hoſpital S. Spiritus erwähnt werden. Es 
iſt anzunehmen, daß die 1256 zuerſt genannte Stadtmauer, 
welche dieſe Gebäude und demnach auch die zu ihnen gehörenden 
Bezirke umgab, im weſentlichen denſelben Lauf gehabt haben 
wird, wie er uns für die ſpätere Zeit des Mittelalters aus den 
noch vorhandenen Reſten bekannt iſt. Die Ausdehnung Han⸗ 
novers wird daher ſchon damals ungefähr die gleiche geweſen 
ſein, wie in den nächſtfolgenden Jahrhunderten; nur war viel 
mehr freier Raum vorhanden als ſpäter. Die räumliche Ent⸗ 
wicklung der Stadt vollzog ſich innerhalb der alten Mauern, in⸗ 
dem hier der Grund und Boden allmählich immer dichter bebaut 
wurde. 


Herzog Ottos Söhne, Albrecht und Johann, regierten zu— 
nächſt noch gemeinſam, nahmen dann aber 1267 eine Landes⸗ 
teilung vor, wobei Albrecht den ſüdlichen Teil des Fürſten⸗ 
tums erhielt, der das Gebiet um Braunſchweig, Einbeck und 
Göttingen umfaßte, Johann dagegen den nördlichen Teil, zu 
dem Lüneburg, Celle und Hannover gehörten. Da die Herrſchaft 
Braunichweig- Lüneburg großenteils aus urſprünglichen Erb— 
gütern und anderen privaten Berechtigungen entſtanden war, ſo 
iſt die Teilung gemäß der damals herrſchenden vorwiegend pri— 
vatrechtlichen Auffaſſung des Fürſtentums zu erklären, die ſich 
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aud) auf bie Stellung als Reichslehn erjtredte, in ber jid) die 
welfiſchen Beſitzungen feit 1235 befanden. 

Das Verhältnis der Stadt zu den Landesherren blieb in ber 
Folgezeit, von einigen Zwiſchenfällen abgeſehen, ein freundliches. 
Im allgemeinen waren beide Teile ſich deſſen bewußt, daß gute 
Beziehungen zwiſchen ihnen durchaus wünſchenswert ſeien; daher 
förderten die Herzöge das Aufblühen Hannovers durch Beſtäti⸗ 
gung alter und Gewährung neuer Rechte und Freiheiten. Dafür 
fanden ſie wiederum Unterſtützung durch die Stadt, wenn ſie in 
die Lage kamen, deren Beihilfe erbitten zu müſſen. 

Ebenſo wie ſein Vater, nahm auch Herzog Johann der 
Stadt Hannover gegenüber eine freundliche Stellung ein und 
betätigte dieſe Geſinnung in mehreren Fällen. Er erteilte im 
Jahre 1272 den Bürgern das Privileg, daß niemand, außer 
ihnen ſelbſt, in der Stadt innerhalb oder außerhalb des Marktes 
Tuchhandel betreiben dürfe. Dieſelbe Verfügung wiederholte er 
einige Jahre ſpäter, indem er 1277 verbot, daß irgend ein 
Fremder in Hannover den Gewandſchnitt ausüben, d. h. Tuch 
ſchneiden und nach der Elle verkaufen dürfe. 


Als Herzog Johann bald darauf geſtorben war, folgte ihm 
ſein Sohn Otto II., der gleichfalls von vornherein der Stadt 
wohlgeſinnt war. Er verlieh ihr 1282 ein wichtiges Privileg, 
welches an erſter Stelle die frühere Beſtimmung wiederholte, 
daß kein Fremder, ſondern nur Bürger der Stadt Hannover da⸗ 
ſelbſt Gewand ſchneiden dürften. Ferner verſprach er, nach dem 
Tode des derzeitigen Rektors die Leitung der Stadtſchule nur 
einer geeigneten Perſönlichkeit übertragen zu wollen, welche ihm 
von vier Lauenröder Burgmannen und vier hannoverſchen Bür⸗ 
gern vorgeſchlagen ſein würde. Auch machte er die Zuſage, daß 
ſeine Vögte von dem Grundruhrrechte keinen Gebrauch machen 
ſollten, wenn es ſich dabei um Bürger oder Fremde handelte, 
die beim Überſchreiten von Brücken zu Schaden gekommen wären. 
Schließlich verſprach er, daß er das Stadtrecht, welches den 
Bürgern von ſeinen Vorfahren verliehen ſei, nicht beeinträch⸗ 
tigen, ſondern ſich darnach richten wolle. 

Um dieſe Zeit bildete Hannover den Gegenſtand eines 
Streites, der zwiſchen dem Herzoge und dem Biſchofe von Hil⸗ 
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desheim entſtanden war. Um bie Urſachen dieſes Zwiſtes beſſer 
erkennen zu können, ſoll im folgenden zunächſt auf den Zuſam⸗ 
menhang hingewieſen werden, der zwiſchen den ö Er⸗ 
eigniſſen beſtand. 

Der kirchliche Verwaltungsbezirk des Hildesheimer Bischofs, 
die Diözeſe Hildesheim, beſtand feit ihrer Begründung 
aus dem Teile Oſtfalens, der im allgemeinen vom Ith und dem 
mittleren Laufe der Leine im Weſten, vom Schiffgraben und der 
Eilenriede im Nordweſten, dem Wietzenbruche, Groß⸗ und Klein⸗ 
Hehlen, ſowie Iſenhagen im Norden, der Iſe und Oker im 
Oſten und dem Harze und der Mainzer Diözeſe im Süden be⸗ 
grenzt wurde. 

Innerhalb der Diözeſe Hildesheim war ein kleineres Gebiet 
entſtanden, das dem Biſchofe auch in weltlicher Beziehung unter⸗ 
ſtellt war, indem er hier grundherrliche oder Hoheitsrechte aus⸗ 
zuüben hatte. Dieſes Fürſtentum Hildesheim, in wel- 
chem dem Biſchofe die Landeshoheit gleich einem weltlichen Für⸗ 
ſten zuſtand, lag rings um die Stadt Hildesheim und umfaßte 
ſpäter die Amter Peine, Marienburg, Steuerwald u. a. Bei der 
Verwaltung des Bistums war auch das Domkapitel beteiligt, 
das aus einer Anzahl von Domherren beſtand, vom Domprobſt, 
Domdechant und anderen kirchlichen Würdenträgern geleitet 
wurde und über beträchtlichen Grundbeſitz verfügte. 

Das Fürſtentum Hildesheim war, bis auf kurze Strecken 
im Südoſten, wo es an Goslar und das Bistum Halberſtadt 
grenzte, ganz von braunſchweig⸗lüneburgiſchem Gebiete um⸗ 
geben, und zwar war dieſes im Weſten das Fürſtentum Calen⸗ 
berg, im Norden das Fürſtentum Lüneburg, im Oſten und 
Süden das Herzogtum Braunſchweig⸗ Wolfenbüttel. Infolge 
dieſer Nachbarſchaft hat es von jeher nicht ausbleiben können, 
daß ſich mannigfache Beziehungen freundlicher wie feindlicher 
Art zwiſchen den beiderſeitigen Ländern ergaben. 

Aus dem Beſitze der Grafen von Lauenrode war zwar die 
ſogenannte Kleine Grafſchaft durch Ankauf 1236 dem Bistum 
erhalten geblieben, die Große Grafſchaft kam dagegen 1248 an 
die braunſchweig⸗lüneburgiſchen Fürſten, wenngleich die biſchöf⸗ 
liche Lehnshoheit darüber beſtehen blieb. In der Folgezeit Dicl- 
ten die Hildesheimer Biſchöfe an der Auffaſſung feſt, daß ihnen 
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nicht nur die Lehnshoheit über bie Große Graf- 
ſchaft, ſondern auch über die Burg Lauenrode 
und die Stadt Hannover zuſtehe, während die Herzöge 
jedenfalls das Eigentum an Burg und Stadt für ſich in An⸗ 
ſpruch nahmen. Aus dieſen und anderen Streitpunkten entſtand 
ein Gegenſatz, der ſo ſtark wurde, daß Biſchof Otto, ein Sohn 
Herzog Ottos des Kindes, mit ſeinen Brüdern Albrecht und 
Johann in Fehde geriet. Nachdem der Krieg längere Zeit ge⸗ 
dauert hatte, auch beide Herzöge und Biſchof Otto geſtorben 
waren, kam es zwiſchen Herzog Otto von Calenberg⸗Lüneburg 
und Biſchof Siegfried 1283 zu einer Ausſöhnung. Man einigte 
ſich dabei in der Weiſe, daß Herzog Otto das Eigentumsrecht, 
das er an der Burg Lauenrode und der Stadt Hannover, ſowie 
allen dazu gehörigen Gütern gehabt hatte, dem Biſchofe über- 
lie5. und daß dieſer wiederum ihm dieſelben Beſitzungen zu 
Lehen gab. | 
Gegen Ende bes 13. Jahrhunderts hatte Hannover einen 
Kampf auszufechten, in dem es fid) offenbar um lebenswichtige 
Intereſſen der Stadt gehandelt hat, und deſſen Urjade wahr⸗ 
ſcheinlich in den Beziehungen zum Biſchofe von Hildesheim be⸗ 
ruhte. Bei der Verteidigung der Stadt und im Kampfe für ihre 
Freiheit fielen am 25. September 1297 die Ritter Volkmar von 
Goddenſtedt und Hermann von Daſſel, ferner eine Anzahl 
Knappen und Bürger in Hannover, zuſammen 38. Schon wenige 
Tage ſpäter erfolgte jedoch eine Ausſöhnung, und der Herzog 
verlieh außerdem noch der Stadt beſondere Privilegien. Er er⸗ 
klärte in der am 23. Oktober 1297 ausgeſtellten Urkunde, daß 
ſein Zwiſt mit der Stadt beigelegt ſein ſolle, und verſprach, daß 
Auswärtige, die nach Hannover zögen, daſelbſt nebſt ihren ein⸗ 
geführten Gütern Freiheit und Sicherheit haben ſollten. Auch 
wollte er im Einverſtändniſſe mit dem Rate dazu beitragen, daß 
der von dieſem begonnene Bau der Stadtmauer gefördert und 
zum Abſchluſſe gebracht würde. Mehrere Grafen und eine größere 
Anzahl von Adeligen verbürgten ſich dafür, daß der Herzog dieſe 
feine. Zuficherungen halten werde. Bei einer anderen Gelegenheit 
verſprach Herzog Otto der Stadt ausdrücklich, er wolle fie, wie 
es ihm zukomme, nach Möglichkeit ſchützen und nicht geſtatten, 
daß ſeine Vögte jene irgendwie beleidigten oder beunruhigten. 


—— m 


Seit dem Anfange des 14. Jahrhunderts trat eine be- 
merkenswerte Zunahme des Anſehens und Wohlſtandes Han⸗ 
novers ein, die im weſentlichen der umſichtigen Leitung der ſtäd⸗ 
tiſchen Angelegenheiten durch den Rat zu verdanken tit. Bezeich- 
nend dafür ijt es, daß bereits in der erſten Hälfte des Jahr- 
hunderts mit dem Bau bzw. Neubau von drei Altſtädter Kirchen 
begonnen wurde. Auch hatte ſich Hannover infolge ſeiner guten 
Beziehungen zu den Landesherren und anderen benachbarten 
Fürſten einer weiteren Förderung ſeiner Rechte und Freiheiten 
zu erfreuen. 

Dagegen beſtand zwiſchen der Stadt und den in ihrer Um- 
gebung anſäſſigen Adeligen ein gewiſſer Gegenſatz, ber aus den 
beiderſeitigen ſehr verſchiedenartigen Intereſſen hervorging, und 
es konnte in der gewalttätigen damaligen Zeit nicht ausbleiben. 
daß Fehden hieraus entſtanden, Ein derartiger Streit mit dem 
Ritter Ludwig von Engelboſtel wurde 1311 durch eine Ausſöh⸗ 
nung beendigt, ebenſo 1325 ein Zwiſt mit dem Ritter Siegfried 
von Roden. Die von Hemmingen verglichen fid) im Dezember 
1332 mit Hannover und bemerkten in der darüber ausgeſtellten 
Urkunde, fie und ihr Vater hätten den in Betracht kommenden 
Schaden erlitten zu der Zeit, als der Herzog die Stadt be⸗ 
fehdete. Von einer ſolchen Fehde gegen den Herzog iſt uns 
übrigens, abgeſehen von dieſer gelegentlichen Erwähnung, nichts 
bekannt. Ein Streit mit den Söhnen des Ritters Heinrich von 
Wettbergen, wobei die Bürger das Steinhaus im Dorfe Wett⸗ 
bergen zerſtört hatten, wurde 1338 durch eine Ausſöhnung ge- 
ſchlichtet. Sodann entſtanden Streitigkeiten mit den Gebrüdern 
von Leveſte, die ſich im Mai 1343 zu einer Sühne gegenüber 
den Herzog von Lüneburg und dem Rate der Stadt Hannover 
verſtehen mußten. 

Beſonders wertvoll für die Stadt war das Wohlwollen 
des Herzogs bei einer Gelegenheit, die ſich im Jahre 1314 ergab. 
Es lag damals dem Rate ſehr daran, daß eine Anzahl von 
Kathen, die ſich außerhalb der Stadtmauer in nächſter Nähe 
der Stadt befanden, beſeitigt würden. Einige dieſer Kathen 
lagen vor dem Aegidientore und waren dem Kloſter Marien- 
werder zinspflichtig; das nunmehr nach Abbruch derſelben ent⸗ 
ſchädigt wurde. Die meiſten lagen dagegen außerhalb des Stein⸗ 


tores unb des Brühles, und zwar gehörten allein fünfzehn von 
ihnen, zwiſchen dem Steintore und ber Stapelmühle, ben von 
Eſcherte. Die übrigen gehörten den von Goltern, von Hanenſee, 
von Alten, von Ilten, von Wettbergen, von Reden und von 
Suderſen. Auf Bitte des Rates unterſtützte Herzog Otto deſſen 
Beſtrebungen und erreichte auch, daß die Kathen abgebrochen 
wurden. Durch die Zerſtörung ſolcher Baulichkeiten wurden auch 
Grundſtücke betroffen, die zur Kapelle St. Galli gehörten. Der 
Herzog vermittelte nun einen Vergleich zwiſchen dem Kaplan 
derſelben, Eckehard, und der Stadt, wodurch jener wegen der 
jährlichen Einkünfte, die ihm aus dieſem Grund beſitze zuſtanden, 
ſichergeſtellt wurde. 

Bald darauf, im November 1315, erlaubte der Herzog, im 
Einverſtändnis mit dem Pfarrer der Marktkirche, daß die Stadt⸗ 
verwaltung auf einem der Kirche gehörenden Grundſtücke ein 
Schulgebäude errichtete. Alsdann verkaufte Herzog Otto 1322 
ber Ritterſchaft und der Stadt Hannover die Münze und den 
Wechſel daſelbſt, und zwar ſollten in Zukunft nur noch in der 
Altſtadt Hannover Pfennige geſchlagen werden. Die Aufſicht 
über den Münzbetrieb wurde einem Ausſchuſſe übertragen, der 
aus vier Rittern oder Knappen und vier Ratsherren beſtehen 
ſollte. Welcher Wert auf die Erwerbung der Münze gelegt 
wurde, geht auch aus der Beſtimmung hervor, daß im Falle des 
Ausſterbens des welfiſchen Hauſes die Ritterſchaft, das Land 
und die Stadt nicht eher verpflichtet ſein ſollten, dem neuen 
Landesherrn zu huldigen, als bis dieſer die Gewähr für Inne⸗ 
haltung des Vertrages übernommen hätte. Weiteren Wünſchen 
der Bürgerſchaft kam der Herzog entgegen, indem er eine Be⸗ 
ſtimmung über das Vermeſſen des Hafers wie der Gerſte hinzu⸗ 
fügte. Auch erlaubte er ihnen, Bier in Tonnen zu verkaufen, ſo⸗ 
fern davon nur der ihm zuſtehende Zoll entrichtet würde. 

Auch in der Folgezeit hat es der Rat verſtanden, unter ge⸗ 
ſchickter Benutzung der ſich gerade bietenden Gelegenheiten und 
im Einvernehmen mit den Herzögen die Rechte der Stadt zu 
vermehren und allmählich weitere Fortſchritte auf dem Wege 
zur völligen Selbſtverwaltung zu machen. Sehr bemerkenswert 
it in dieſer Hinſicht ein Privileg, das die Herzöge Otto und 
Wilhelm der Stadt am 2. Februar 1348 ausſtellten. Sie ver⸗ 


kauften ihr damals den ſogenannten Worthzins, eine Abgabe 
von Grundſtücken in der Stadt, ſoweit er noch in ihrem Beſitze 
war, und erlaubten ihr zugleich, dasjenige davon zu erwerben, 
was ſie bereits in früherer Zeit, ſo namentlich als geiſtliche 
Lehen, aus den Händen gegeben hatten. Ferner überließen ſie 
dem Rate die Schule, die ſeit 1315 unweit der Marktkirche zwi⸗ 
ſchen dem Hauſe des Pfarrers und den Baulichkeiten am Hoken⸗ 
markte lag, und geſtatteten ihm, in Zukunft noch mehrere Schulen 
in der Stadt einzurichten. Außerdem verzichteten die Herzöge 
darauf, jemanden, der von oder nach Hannover reiſte, zu zwin⸗ 
gen, Geleit von ihnen bzw. ihren Beamten anzunehmen und eine 
Abgabe dafür zu entrichten. Sollte aber jemand freiwillig 
herzogliches Geleit nehmen wollen, ſo blieb ihm dieſes unver⸗ 
wehrt, und er hatte alsdann die entſprechende Gebühr dafür 
zu zahlen. Ausdrücklich erklärten jedoch die Herzöge, daß ſich 
dieſe Veräußerung fürſtlicher Rechte nicht auf ihre Gerichte und 
ihren Zoll in und außerhalb der Stadt Hannover beziehen ſollte. 

Um dieſelbe Zeit war der Rat bemüht, auf der Inſel zwi⸗ 
ſchen den beiden Leinearmen Grundbeſitz zu erwerben. Hier be⸗ 
ſaß Otto von Roden vom Herzoge den Ottenwerder zu Lehn, 
der dem Barfüßerkloſter gegenüber zwiſchen dem öſtlichen Leine⸗ 
arme und der Brückmühle lag. Er verkaufte ihn 1347 dem Rate 
und ſandte ihn dem Herzoge auf. Dieſer ſchenkte dann das 
Obereigentum über „dat Werder, alfe it gheleghen is vor 
deme Leyndore to Honovere twiſſchen der Stad unde der 
Brucmolen“, dem Rate zu dem Zwecke, daſelbſt ein Hoſpital 
fü; Arme, Sieche und fremde Wanderer zu erbauen. Hierzu tit 
es allerdings nicht gekommen; vielmehr hat der Rat dieſen 
Grundbeſitz dem Heiligen Geiſt⸗Hoſpitale überwieſen. 

Daß die Herzöge über keine hinreichend geregelte Finanz⸗ 
verwaltung verfügten, brachte ſie ihren Untertanen gegenüber 
immer wieder in Nachteil. So machte Herzog Wilhelm 1356 eine 
Anleihe bei mehreren Adeligen, und überließ dieſen dafür bis 
zur Rückzahlung u. a. ſeine „Burgen Lauenrode, Hannover und 
Pattenſen, nebſt den Vogteien“. 

Herzog Wilhelm erlaubte 1357 „uſen leven Borgeren uſer 
Stad to Honovere“, die Stadt durch Herſtellung von Mauern 
und Gräben zu befeſtigen, wo es dem Rate zweckmäßig zu ſein 
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ſchiene; nur der Burg Lauenrode gegenüber ſollten ſie die Stadt 
nicht mehr befeſtigen, als es damals der Fall war. Auch ver⸗ 
ſprach er ihnen, daß ſie bei allem ihrem alten Rechte und Ge⸗ 
wohnheit bleiben dürften, insbeſondere bei dem Mindiſchen Rechte. 
Nachdem ſie vom Rate 200 lötige Mark geliehen hatten, ge⸗ 
ſtatteten die Herzöge 1365 den Bürgern, in dem Moore zwiſchen 
Warmbiiden, bem Misburger Holze und Lahe Torf zu ſtechen 
und ihn auf dem Schiffgraben oder auf der Landſtraße nach der 
Stadt zu bringen, auch nach Belieben Torfſcheunen anzulegen. 

Einige Jahre ſpäter, nach Herzog Wilhelms Tode, brach der 
lüneburgiſche Erbfolgeſtreit aus, indem die Herzöge von Sachſen⸗ 
Wittenberg Erbanſprüche auf das Fürſtentum erhoben und da⸗ 
bei von Kaiſer Karl IV. unterſtützt wurden. Hannover ſtellte 
ſich, dem Beiſpiele Lüneburgs folgend, auf die Seite der ſäch⸗ 
ſiſchen Herzöge und erhielt von ihnen am 1. Juni 1371 ein 
Privileg, aus welchem wir die ſeitens der Stadt geäußerten 
Wünſche bzw. geſtellten Bedingungen im einzelnen erkennen kön⸗ 
nen. Die Herzöge Wenzel und Albrecht verſprachen darin, Han⸗ 
nover bei ſeinen alten Freiheiten, insbeſondere bei dem Mindi⸗ 
ſchen Rechte zu belaſſen. Sie erlaubten den Bürgern auch, das 
Schloß Lauenrode abzubrechen und den Platz, worauf es lag, 
für immer zu behalten. Die zum Schloſſe gehörige Vogtei mit 
allem Rechte innerhalb und außerhalb Hannovers behielten ſie 
ſich jedoch vor. Sie verſprachen ferner, die Herſtellung eines 
freien Waſſerweges von Hannover bis zur Aller zu befördern. 
Die Bürger ſollten auch das Recht haben, die Stadt zu ver⸗ 
größern und durch Anlage von Mauern und Waſſergräben zu 
befeſtigen, wie es der Rat für zweckmäßig halten würde. Her⸗ 
zogliche Grundſtücke, die etwa hierzu erforderlich ſein würden, 
ſollten an die Stadt abgetreten werden. Sie geſtatteten dem 
Kate die Erwerbung bereits vorhandener und die Anlage neuer 
Mühlen; ſie ſelbſt verpflichteten ſich, neue Mühlen nicht näher 
als eine halbe Meile von der Stadt entfernt anzulegen. Die in 
Hannover wohnenden Juden ſollten alsbald von dort weg⸗ 
ziehen und daſelbſt niemals wieder Juden wohnen. Von den 
jonfiisen Beſtimmungen des Privilegs ijt noch hervorzuheben, 
daß den Bürgern erlaubt wurde, die Eilenriede bei Hannover 
durch Anpflanzungen zu vergrößern und dieſe einzuhegen; wie 
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die Eilenriede ſelbſt, ſollten auch ſolche neuen Anpflanzungen thr 
Eigentum bleiben. 


Die Burg Lauenrode, die bisher eine Urſache ſteter Beſorg⸗ 
nis für die Bürger geweſen war, wurde nunmehr zerſtört. Her⸗ 
zog Magnus fiel am 25. Juli 1373 bei Leveſte im Kampfe 
gegen den Grafen von Schaumburg; alsbald einigten ſich ſeine 
Söhne mit den ſächſiſchen Herzögen wegen ihrer Anſprüche auf 
das Fürſtentum Lüneburg. In einem Vertrage, der am 25. Sep⸗ 
tember desſelben Jahres ſtattfand, wurde u. a. vorgeſehen, daß 
neben mehreren Mitgliedern der Ritterſchaft auch je zwei Rats⸗ 
herren der Städte Lüneburg und Hannover an der Regierung 
des Landes teilnehmen ſollten. Am 28. Oktober 1373 gelobten 
die Herzöge, alle den Städten Lüneburg, Hannover und Uelzen 
bisher von den Landesherren erteilten Privilegien halten zu 
wollen. 


Hinſichtlich der Juden hatte ſich die Anſicht des Rates 
offenbar ſeit 1371 völlig geändert; entgegen der damals getrof⸗ 
fenen Beſtimmung ließ er ſich am 8. Juni 1375 von den Her⸗ 
zögen die Befugnis einräumen, einen oder mehrere Juden, je 
nachdem er es für zweckmäßig halten würde, in die Stadt auf⸗ 
zunehmen und Abgaben von ihnen zu erheben. An demſelben 
Tage überließen die Herzöge der Stadt die zur Burg Lauen⸗ 
rode gehörige Fiſcherei, die allerdings noch verpfändet war und 
erſt wieder eingelöſt werden mußte. Am 4. Juli 1384 verpfän⸗ 
deten ſie dem Rate und den Bürgern die Vogtei und das Gericht 
zu Hannover auf mindeſtens drei Jahre. 


Nachdem Herzog Albrecht 1385 vor Schloß Ricklingen ge⸗ 
fallen und Wenzel 1388 geſtorben war, fiel die alleinige Herr⸗ 
ſchaft wieder den welfiſchen Fürſten zu. Die Herzöge Bernhard 
und Heinrich beſtätigten am 15. Juli 1388 die Freiheiten des 
Landes und verſprachen unter anderem, nach Anweiſung der 
Ratsherren von Lüneburg und Hannover angeſehene Leute aus 
dem Fürſtentum in ihren Rat zu berufen. Daraufhin huldigte 
am 22. Juli Hannover den beiden Herzögen. Im folgenden 
Jahre verſprachen fie ihre Beihülfe dazu, daß für die Schiff- 
fahrt der Bürger von Hannover bis in die Aller ein Waſſer⸗ 
weg bleiben bzw. hergeſtellt werden ſolle. 
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Infolge bes Erbfolgeſtreites waren bie lüneburgiſchen Für⸗ 
ſten dermaßen in Schulden geraten, daß ſie die Stände ihres 
Landes um ein ungewöhnlich großes Darlehen angehen und 
gegen deſſen Bewilligung ihnen wichtige Hoheitsrechte preis⸗ 
geben mußten. Mehrere im September 1392 ausgeſtellte Ur⸗ 
kunden, welche das damals abgeſchloſſene Landfriedensbündnis, 
die ſogenannte Sate, zum Gegenſtande haben, machen die den 
Ständen eingeräumten Rechte namhaft. Hervorzuheben iſt da⸗ 
von beſonders, daß als oberſte Behörde, die über Friedens⸗ 
bruch zu urteilen hatte, ein ſtändiger Ausſchuß, die ſogenannten 
Sateleute, eingeſetzt wurde, der ſich aus je acht Mitgliedern der 
Ritterſchaft und der Städte zuſammenſetzte. Letztere beſtanden 
aus vier Ratsherren der Stadt Lüneburg und je zwei der 
Städte Hannover und Uelzen. 

Nur widerwillig hatten die Herzöge ſich dazu verſtanden, 
ihre Zuſtimmung zu dieſem Vertrage zu geben, und es konnte 
nicht ausbleiben, daß ſie verſuchen würden, ſich von dieſen Feſſeln 
zu befreien, ſobald ſie ſich wieder in einer günſtigeren Lage be⸗ 
fanden. In der Tat hat die Sate nur verhältnismäßig kurze 
Zeit in anerkannter Wirkſamkeit beſtanden, ſie verlor dann all⸗ 
mählich immer mehr an Anſehen und Kraft, bis ſie ſchließlich 
ganz in Vergeſſenheit geriet. 

Hannover brauchte jedoch vorerſt noch keine Beſorgnis zu 
hegen, da ihm vermöge der umſichtigen Leitung der Geſchäfte 
durch den Rat die wichtigſten Rechte erworben und durch die 
Verträge ber letztvergangenen Zeit geſichert waren. Die Herzöge 
waren einſtweilen noch nicht in der Lage, ſich behufs Verfechtung 
ihrer Anſprüche in größere Unternehmungen einzulaſſen, ſahen 
ſich vielmehr noch oft genötigt, bei vorkommender Geldverlegen⸗ 
heit die Städte um Beihilfe anzugehen und dafür deren Wün⸗ 
ſchen entgegenzukommen. Es kam hinzu, daß die fürſtliche Fa⸗ 
milie nach wie vor in mehrere Linien geteilt blieb, und daß 
vielfach Uneinigkeit zwiſchen dieſen herrſchte. 

Im allgemeinen beſtand vom Abſchluſſe der Sate an bis 
gegen Ende des Mittelalters ein gewiſſes Gleichgewicht der poli- 
tiſchen Kräfte im Lande, ſo daß die Fürſten nicht vermochten, 
ihre Macht zu Ungunſten der Städte auszudehnen. Ein ernſt⸗ 
licher Zwiſt mit den Herzögen Bernhard und Heinrich wurde 
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durch einen Vertrag vom 21. Oktober 1397 beigelegt. Nach 
neuem Zwieſpalt verglichen ſie ſich am 15. April 1407 mit Han⸗ 
nover und verſprachen, die Kornausfuhr von Hannover nach 
Bremen in keiner Weiſe zu behindern, es ſei denn, daß eine 
Notlage des geſamten Landes, etwa infolge von Teuerung, ein 
Ausfuhrverbot nötig machen ſollte. Weideland, daran den Bür⸗ 
gern Weidegerechtſame zuſtehen, ſoll nicht ohne deren Zuſtim⸗ 
mung zu anderen Zwecken verwandt werden, und ſie ſollen bei 
Viehtrift und anderen Berechtigungen bleiben, die ſie bisher in 
herzoglichen und ſtädtiſchen Gehölzen gehabt haben. Die Her⸗ 
zöge verſprachen ferner, niemand, der aus ihren oder anderen 
Gebieten nach Hannover ziehen wollte, daran zu hindern oder 
von ſeinem Gut etwas zurückzubehalten, ſofern er nicht etwa je⸗ 
mand zu eigen gehört, oder ſeine Verpflichtungen gegen ſeinen 
bisherigen Gutsherrn nicht erfüllt hätte. Auch verpflichteten ſie 
ſich, die Meier der Stadt nicht durch Schatzung, Wegnahme von 
Kühen oder unberechtigte Forderungen von Dienſtleiſtungen zu 
ſchädigen. An demſelben Tage verpfändeten ſie dem Rate und 
den Bürgern ihre ehemals zum Schloſſe Lauenrode gehörige 
Fiſcherei für 100 lötige Mark auf 10 Jahre. 1423 erlaubten die 
Herzöge dem Rate und den Bürgern, den Diekborn im Dorfe 
Linden in Stand zu ſetzen und bis in die Stadt Hannover zu 
leiten. Behufs Förderung des ſtadthannoverſchen Brauweſens 
erlangte der Rat in den Jahren 1422, 1427 und 1447 herzog⸗ 
liche Privilegien, welche ſich gegen die Einfuhr fremden, na⸗ 
mentlich hildesheimiſchen Bieres wandten. 

Es gab andererſeits eine Anzahl von Gebieten, auf denen 
die Intereſſen der Stadt und die der Herzöge von einander ab— 
wichen oder gar im Gegenſatz zu einander ſtanden. Der bereits 
vorhandene Zwieſpalt wurde dann vielfach noch durch ſchroffes 
Auftreten der herzoglichen Beamten verſchärft. Da jedoch beide 
Teile aufeinander angewieſen waren, ſo kam es ſchließlich immer 
wieder zu einer Verſtändigung. 

Wie ſehr die beiderſeitigen Anſichten auf den verſchiedenſten 
Gebieten auseinander gehen konnten, läßt beſonders deutlich ein 
Vertrag erkennen, den die Stadt mit ihrem damaligen Landes- 
herrn, dem Herzog Bernhard und ſeinem Sohne Otto am 
22. März 1425 abſchloß. Zunächſt wurde darin eine Anzahl von 
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Beſchwerden des Rates aufgeführt, deren Berechtigung von ben 
Herzögen mehr oder weniger anerkannt wurde. Sie verpflichteten 
fij, 100 Rheiniſche Gulden an die Stadt zu zahlen als Riider- 
ſtattung von Schatzung, welche die herzoglichen Amtleute den 
Bürgern oder ihren Meiern auferlegt hatten; auch verſprachen 
ſie, weitere Schatzung zu verhindern. Die Knigge hatten an ihrer 
Burg Leveſte bauliche Veränderungen vorgenommen, die nach 
der Auffaſſung der Stadt Hannover und anderer Mitglieder der 
Landſtände unzuläſſig waren. Das Nähere ſollte nunmehr durch 
einen aus Prälaten, Rittern und Städten zu bildenden Ausſchuß 
feſtgeſtellt werden, und die Herzöge erklärten ſich bereit, vorge⸗ 
nommene Anderungen, die den landſtändiſchen Privilegien wi⸗ 
derſprächen, zu beſeitigen. Sie verſprachen ferner, nicht zu dulden, 
daß die freie Schiffahrt der Stadt nach Bremen behindert würde. 
Auch wollten ſie ſo lange Heinekes v. Alten Feinde ſein, wie 
dieſer die Stadt Hannover befehden würde. Ihre Amtleute ſoll⸗ 
ten keinem Kaufmanne wieder ſein Gut nehmen und für bereits 
erfolgte Wegnahme Schadenserſatz leiſten, auch einen Zoll zu 
Celle von den Bürgern nicht erheben. Wegen der beiderſeitigen 
Anſprüche auf Hainholz und die dortige Kapelle ſollte ein von 
beiden Teilen einzuſetzender, aus je zwei gelehrten Geiſtlichen be⸗ 
ſtehender Ausſchuß verſuchen, eine Einigung herbeizuführen. 
nötigenfalls die Entſcheidung des oberſten geiſtlichen Gerichtes in 
Rom angerufen werden. Schließlich wurde Schadenserſatz für 
Kühe in Ausſicht genommen, die durch herzogliche Leute vom 
Calenberge aus im Kirchſpiele Ilten geraubt worden waren. 
Dagegen erfolgte keine Einigung hinſichtlich der Anſprüche, 
die von beiden Seiten auf die Calenberger Neuſtadt erhoben 
wurden. Wegen des Zolles zu Winſen an der Aller wurde eine 
Entſcheidung von Prälaten, Rittern und Städten in Ausſicht ge⸗ 
nommen. In anderen Fällen gaben die Herzöge bedingungsweiſe 
nach, ſofern nämlich der Rat Privilegien darüber beſäße. Das 
betraf Kauf und Inpfandnahme herzoglichen Beſitzes durch 
Rat und Bürger. Ferner den Anſpruch des Rates, daß Leute, 
die mit Holz zur Stadt fuhren, nicht gepfändet werden dürften. 
Wegen des vom Rate beanſpruchten Rechtes, in der dem Heiligen 
Geiſt⸗Spitale gehörigen Mühle die Beſichtigung der Maße aus⸗ 
zuüben, ſollte noch eine nähere Erkundigung eingezogen werden. 
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Einer Beſchwerde der Herzöge, betreffend Arreſt gegen Be⸗ 
ſucher des Marktes, widerſprach der Rat, ebenſo der Anſicht der 
Herzöge wegen der Münze und des Wechſels. Er wies hierbei 
darauf hin, daß das Münzhaus der Stadt gehöre und daß die 
Münzerei den Prälaten, Rittern und Städten verbrieft ſei. 
Weitere Verhandlungen bezogen ſich noch auf einige Gegenſtände 
von geringerer Bedeutung, und zwar betraſen dieſe eine Wieſe 
bei Godshorn, das Brinkesholz, die Viehtrift auf dem Brande, 
den ſogenannten Tegeler, ſowie Ernſt Raſche, die Wandſchneider⸗ 
Innung und das Amt der Schuhmacher. 

Im Laufe des fünfzehnten Jahrhunderts erfolgten mehrere 
Erbteilungen der braunſchweigiſch⸗ lüneburgilden Länder, die 
auch für die Zugehörigkeit Hannovers von Wichtigkeit geworden 
ſind. Anfangs regierten die Herzöge Bernhard und Heinrich ge⸗ 
meinſam, dann trat 1409 eine Teilung ein, wobei das Land 
zwiſchen Deiſter und Leine, das ſpätere Fürſtentum Calenberg, 
von der Herrſchaft Lüneburg getrennt und mit Braunſchweig⸗ 
Wolfenbüttel vereinigt wurde, das an Herzog Bernhard fiel. 
1428 fand ein neuer Vertrag bzw. ein Tauſch [tatt, wonach Her⸗ 
zog Bernhard das Land Lüneburg, Wilhelm und Heinrich, die 
Söhne Heinrichs, die Länder Calenberg und Wolfenbüttel er⸗ 
hielten. Die beiden letztgenannten Fürſten fanden ſich jedoch ver⸗ 
anlaßt, ſchon 1432 ihre Länder abermals zu teilen, wobei der 
ihnen zuſtehende Anteil an Gericht, Zoll und Mühlen in der 
Altſtadt Hannover, ſowie die Neuſtadt daſelbſt an Calenberg 
kamen, das Herzog Wilhelm erhielt. Die Erbhuldigung in der 
Altſtadt Hannover ſollte übrigens mit den lüneburgiſchen Her⸗ 
zögen gemeinſam bleiben. 

Bei der ungenügenden Ausbildung des öffentlichen Rechtes 
in damaliger Zeit wurde häufig der Weg der Selbſthilfe ein⸗ 
geſchlagen; ſo hat auch Hannover mehrfach mit Fürſten und 
Rittern zu kämpfen gehabt. In einer ſolchen Fehde war die 
v. Alten'ſche Burg Wilkenburg zerſtört worden, und es erfolgte 
dieſerhalb 1429 eine Entſcheidung ſeitens eines Schiedsgerichtes. 
dem die Herzöge Wilhelm und Heinrich, ſowie die Bürgermeiſter 
von Lüneburg und Braunſchweig angehörten. 

Als Herzog Bernhard 1434 geſtorben war, kam die Herr⸗ 
ſchaft im Lande Lüneburg an ſeinen Sohn Otto. Mit ihm und 
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feinem Bruder Friedrich geriet Hannover in Streit, ber 1441 
zu einer Fehde führte. Beſſer war damals das Verhältnis der 
Stadt zu ihrem eigentlichen Landesherrn, dem Herzog Wilhelm 
dem Alteren von Calenberg. So kam es, daß dem Rate der 
Stadt Hannover 1444 das Amt eines Schiedsrichters übertragen 
wurde in einer Streitſache, die zwiſchen dem Herzog Wilhelm 
und den Grafen Julius und Ludolf von Wunſtorf beſtand. Als 
dann bald darauf die calenbergiſchen Herzöge die Grafſchaft 
Wunſtorf erwarben, trug der Rat zu der Kaufſumme bei. Auch 
in der Fehde, die alsbald zwiſchen den Herzögen Wilhelm d. A. 
und ſeinen Söhnen Wilhelm und Friedrich einerſeits und dem 
Biſchof Magnus von Hildesheim andererſeits ausbrach, trat 
Hannover 1447 auf die Seite ſeiner Landesherren. 


Der Gegenſatz, der zwiſchen den Fürſten und den Städten 
beſtand, verſchärfte ſich in der Folgezeit noch mehr und nötigte 
auch Hannover, ſeine Stellungnahme demgemäß einzurichten. 
Am 6. Mai 1462 ſandte der Rat eine bedingte Fehdeanſage an 
den Herzog Friedrich d. A. von Lüneburg, indem er ihm mit⸗ 
teilte, Dak er, der Rat, Feind des Herzogs Friedrich b. J. von 
Calenberg- Wolfenbüttel geworden fei. Und zwar deshalb, weil 
der Herzog gegen Städte, mit denen Hannover verbündet ſei, 
Gewalttaten begangen und ſeine Leute reiſende Kaufleute ge⸗ 
fangen geſetzt haben. Falls der Herzog auf Seite Friedrichs 
b. J. ſtehe und Anteil an dem Raube habe, ſagt der Rat auch 
ihm Fehde an. 


Der Zwieſpalt, der 1466 zwiſchen Herzog Wilhelm von 
Calenberg-Wolfenbiittel und der Stadt Hannover zu Tage trat, 
betraf namentlich das Recht, Vögte in Hannover einzuſetzen, 
und führte dazu, daß die Städte Braunſchweig und Hildesheim 
zwiſchen beiden Teilen zu vermitteln ſuchten. Aber noch in dem⸗ 
ſelben Jahre ſahen ſich Hannover, Goslar, Braunſchweig u. a. 
Städte veranlaßt, an Herzog Wilhelm zu ſchreiben und ihn da⸗ 
rauf hinzuweiſen, ſein Sohn, Friedrich d. J., der in Fehde mit 
Hannover ſei, habe mit ſeinen Helfern bei Nacht fünf Kothen 
des Heiligen Geiſt⸗Hoſpitals auf dem Damme vor Hannover 
abbrennen laſſen, auch den Bürgern viele Pferde, Kühe und 
Schafe weggenommen. Bald darauf begannen ſie die Fehde 
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gegen Herzog Wilhelm ſelbſt, da er ſeinen Sohn Friedrich und 
ihre anderen Feinde unterſtützt habe. 

Nachdem dieſe Feindſeligkeiten 1467 ihr Ende gefunden 
hatten, traten für längere Zeit wieder freundlichere Beziehun⸗ 
gen zwiſchen Hannover und den Landesfürſten ein. Bei einem 
Vergleiche, der am 23. Juni 1470 zwiſchen beiden Teilen wegen 
des Gerichtes und des Zollhauſes zu Stande kam, äußerte der 
Herzog ſeinen Wunſch, der Stadt entgegenzukommen; jedoch 
blieb die Verſchiedenheit in der beiderſeitigen Auffaſſung be⸗ 
ſtehen. Im Mai 1471 ſchloſſen die calenbergiſchen Herzöge ein 
Bündnis mit dem Rate gegen das Stift Hildesheim, ſöhnten 
ſich mit Hannover aus und verſprachen, keine Schatzung oder 
Kuhnahme zu veranlaſſen und keine Bede von ſtädtiſchen 
Meiern zu erheben. Gemeinſame Intereſſen führten dann 1474 
dazu, Dak beide Teile vereinbarten, zuſammen die Burg Gol- 
dingen zu belagern, und zwar wollten die Herzöge dazu drei 
Viertel der Leute und Gerätſchaften, Hannover aber ein Viertel 
ſtellen. Wenn die Burg eingenommen würde, ſo ſollte ſie zer⸗ 
ſtört werden. 

Es würde Hannover den verſchiedenen Anfeindungen gegen⸗ 
über kaum möglich geweſen ſein, ſeine verhältnismäßig unab⸗ 
hängige Stellung zu behaupten, wenn es nicht vermöge ſeiner 
Beziehungen zu anderen niederſächſiſchen Städ⸗ 
ten einen feſten Rückhalt an dieſen gehabt hätte. Schon 1256 
erklärte Hildesheim, daß alte Freundſchaft zwiſchen ihm, Braun⸗ 
ſchweig, Goslar und Hannover beſtände. Der Rat zu Hamburg 
ſicherte 1264 den hamoverſchen Kaufleuten freies Geleit inner- 
halb ſeines Gebietes zu. Mit Celle wurde 1288 eine Verein⸗ 
barung getroffen über Forderungen hannoverſcher Bürger an 
Waldſchmiede, welche den zwiſchen Hannover und Celle vor⸗ 
kommenden Raſeneiſenſtein zu Eiſen verarbeiteten. Zwiſchen 
Hannover und Bremen vermittelte der hier vorhandene Waſſer⸗ 
weg nähere Beziehungen, die in Verträgen der Jahre 1301, 
1376 u. a. zum Ausdrucke kamen. | 

Mit Braunſchweig, Goslar, Lüneburg, Einbeck, Hameln 
und Helmſtedt ſchloß Hannover 1360 ein Bündnis auf drei 
Jahre zur Aufrechterhaltung des Landfriedens und zu gegen⸗ 
ſeitigem Schutze. Derartige Bündniſſe niederſächſiſcher 
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Städte wurden in ber Folgezeit noch mehrfach geſchloſſen. 
Von ihnen möge zunächſt die Vereinigung von 1382 erwähnt 
werden, welcher außer Hannover noch Lüneburg, Braunſchweig, 
Goslar, Hildesheim, Helmſtedt und Uelzen angehörten. 

Die gemeinſame Beſendung der Hanſetage, Befriedung der 
Straßen, gegenſeitige Unterſtützung gegen Vergewaltigung, Er⸗ 
haltung der beſtehenden Verfaſſungen, ſowie Schutz gegen Vor⸗ 
ladungen vor auswärtige Gerichte bildeten den Gegenſtand eines 
Bündniſſes, das Goslar, Magdeburg, Braunſchweig, Halle, 
Hildesheim, Halberſtadt, Göttingen, Quedlinburg, Aſchersleben, 
Oſterode, Einbeck, Hannover, Helmſtedt und Northeim 1426 auf 
drei Jahre ſchloſſen, und das ſpäter mehrfach erneuert wurde. 
Aus der Reihe der übrigen Städtebündniſſe ſei nur noch das 
des Jahres 1482 erwähnt, dem Goslar, Magdeburg, Braun⸗ 
ſchweig, Lüneburg, Hildesheim, Halberſtadt, Göttingen, Sten⸗ 
dal, Hannover, Einbeck und Uelzen beitraten. 

Auch mit dem weiteren Kreiſe der in der Hanſa vereinig⸗ 
ten Städte ſtand Hannover in Verbindung und nahm an ihren 
gemeinſamen Beſtrebungen Anteil, ſoweit die Intereſſen ſeiner 
handeltreibenden Bürger ſolches als wünſchenswert erſcheinen 
ließen. So beſchwerte es ſich etwa im Jahre 1268 neben an⸗ 
deren niederdeutſchen Städten bei Gent wegen deſſen unge⸗ 
rechten Vorgehens. Ferner erklärte es 1295 ſeine Zuſtimmung 
dazu, daß von den Urteilen des Hofes zu Nowgorod nur nach 
Lübeck Berufung eingelegt werden dürfe. Sodann gehörte es zu 
den Städten, welche 1368 mit König Albrecht von Schweden 
gegen König Waldemar von Dänemark verbündet waren. Im 
allgemeinen hat der Rat es jedoch möglichſt vermieden, ſich an 
Unternehmungen zu beteiligen und Verpflichtungen einzugehen, 
die nicht unmittelbar im Intereſſe der Stadt lagen. Er hat da⸗ 
her wohl Vertreter zu Hanſetagen entſandt, welche z. B. 1412 
und 1443 in Lüneburg ſtattfanden, nicht aber regelmäßig zu ſol⸗ 
chen in anderen, zumal weiter entfernt gelegenen Städten. 

Hannovers ſtaatliche Zugehörigkeit 
blieb nach wie vor abhängig von Erbteilungen und anderen das 
Schickſal des Fürſtenhauſes betreffenden Ereigniſſen. Da Herzog 
Heinrich 1473, ohne männliche Erben zu hinterlaſſen, ſtarb, ſo 
kam es zu einer Wiedervereinigung Braunſchweig⸗Wolfenbüttels 
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mit Calenberg, zu dem nunmehr auch Göttingen gehörte, deſſen 
letzter Herzog 1463 geſtorben war. Herzog Wilhelm fühlte ſich 
jedoch den Anforderungen der geſamten Regierung nicht mehr 
gewachſen und überließ daher alsbald ſeinem älteren Sohne 
Friedrich die Verwaltung des Landes zwiſchen Deiſter und Leine, 
ſeinem zweiten Sohne Wilhelm II. die Göttingens. 

Eine wirkliche Teilung war alſo nicht eingetreten, und zu 
einer ſolchen kam es auch nicht, als Herzog Wilhelm I. 1482 
ſtarb. Der zwiſchen beiden Brüdern beſtehende Gegenſatz àu- 
Berte jid) jedoch bald darauf, indem Wilhelm II. bei Gelegenheit 
der hildesheimiſchen ſogenannten Akziſefehde auf Seite des 
Biſchofs, Friedrich auf Seite der Stadt trat. Ein Krieg zwiſchen 
den fürſtlichen Brüdern wurde nur dadurch vermieden, daß Wil⸗ 
helm ein allerdings ſehr gewaltſames Mittel anwandte. Er 
überfiel nämlich Friedrich, nahm ihn gefangen und behielt ihn, 
unter dem Vorgeben, er ſei geiſtesgeſtört, bis zu deſſen Tode 
in Haft. 

Die Alleinherrſchaft war jomit wieder hergeſtellt, jedoch 
legte Wilhelm II. bald darauf ſelbſt den Grund zu einer neuen 
Teilung, indem er ſeinen Söhnen Heinrich und Erich 1491 die 
Fürſtentümer Calenberg und Braunſchweig⸗ Wolfenbüttel 
abtrat, ſo daß ihm nur Göttingen verblieb. Er zog ſich 1495 
völlig von der Regierung zurück, fügte auch Göttingen dem zu 
teilenden Gebiete hinzu und veranlaßte es, daß Heinrich, als der 
ältere, gemeinſam mit ihm eine Teilung vornahm. Erich wählte 
alsdann von den ſo entſtandenen Gebieten das Fürſtentum Ta⸗ 
lenberg⸗Göttingen. Des Zuſammenhanges wegen werden im fol⸗ 
genden zunächſt deſſen ſpäteren Schickſale kurz erwähnt, um ſo⸗ 
dann zur Schilderung der Zeitereigniſſe zurückzukehren. 

Seit der Teilung von 1495 bildete Calenberg⸗Göt⸗ 
tingen bis zum Jahre 1584 ein beſonderes Fürſtentum. Wäh⸗ 
rend dieſer Zeit regierte Herzog Erich der Altere von 1495 bis 
1540, ſein Sohn Erich der Jüngere, beim Tode des Vaters noch 
unmündig, daher anfangs unter Vormundſchaft, alsdann bis 
1584. Da er keinen Sohn hinterließ, ſo fiel das Land an die 
braunſchweig⸗wolfenbüttelſche Linie und blieb bei dieſer bis zum 
Tode des Herzogs Friedrich Ulrich 1634. 

Gegen Ende des Mittelalters führte der Gegenſatz 
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zwiſchen ben Landesfürſten und den Städten, ber 
ſchon ſeit langer Zeit beſtanden hatte, mehrfach zu Kämpfen, 
durch welche auch Hannover in Mitleidenſchaft gezogen wurde. 
Die Nachbarſtadt Hildesheim war in Streit mit dem Biſchofe 
Barthold geraten, da ſie eine von dieſem auf das Bier gelegte 
Akziſe nicht dulden wollte. Mit dem Biſchofe verbündeten ſich 
u. a. Herzog Wilhelm II. von Braunſchweig⸗ Wolfenbüttel und 
ſein Sohn Heinrich der Altere, mit Hildesheim die verbündeten 
Städte, unter ihnen Hannover, ſowie bis zu ſeiner Gefangen⸗ 
nahme auch der Herzog Friedrich. Der Kampf führte, da er 
nach Art der damaligen Kriegführung im weſentlichen in den 
Verwüſtung des feindlichen Gebietes beſtand, zu einer erheblichen 
Schädigung der Gegner. 

Im Jahre 1486 war auch die nächſte Umgebung der Stadt 
Hannover mehrfach der Schauplatz von Kämpfen, bei denen die 
ſtädtiſchen Söldner Verluſte erlitten und einige Befeſtigungs⸗ 
werke erheblich beſchädigt wurden. Im März brannte das 
Pforthaus vor dem Steintore, ſodann auch ein Turm in ber 
Landwehr, Rukoppes Turm genannt, unter welchem wir den 
jetzigen Pferdeturm zu verſtehen haben werden. Bald darauf 
wurde auch der Döhrener Turm durch Feuer verwüſtet und 
mehrere Stadtknechte daſelbſt erſchlagen. Im Juni hatte Her⸗ 
mann Pape nebſt zwei anderen Knechten dort die Wache gehabt; 
in der nächſtfolgenden Zeit finden wir 4 bis 7 Wächter erwähnt. 
Anläßlich der Begräbnisfeier gab der Rat 2 Schillinge „to der 
Provende, do me de Knechte beghan leyt, de up der Dornder 
Lantwer flagen worden“. 

Nachdem Herzog Heinrich der Altere ſeine Hochzeit mit einer 
Tochter des Herzogs Erich von Pommern in Schwerin gefeiert 
hatte, trat er die Heimreiſe an, begleitet von ſeinem Schwager, 
dem Herzog Bogislaw, der eine größere Anzahl von Reiſigen 
bei jid) hatte. Der Rat von Hannover zog Erkundigungen über 
ihre Abſichten ein, und es ſollte ſich bald zeigen, daß ſein Arg⸗ 
wohn gerechtfertigt geweſen war. Am 7. Auguſt erſchienen die 
beiden Herzöge mit einem Heere vor der Stadt, die jedoch ſo 
wohl verwahrt war, daß der Angriff mißlang. Nachdem ein 
Wartturm und das vor dem Aegidientore gelegene Ziegelhaus 
verbrannt worden waren, und die Belagerung nicht zum Ziele 
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geführt hatte, zogen die Feinde bereits am 10. Auguſt wieder 
ab. Dem verheerenden Kriege wurde ſchließlich ein Ende ge⸗ 
macht durch Friedensverträge, die am 20. Dezember 1486 zwi⸗ 
ſchen den Herzögen Wilhelm und Heinrich, ſowie Biſchof Bar⸗ 
thold einerſeits und den Städten Goslar, Magdeburg, Braun⸗ 
ſchweig, Lüneburg, Hildesheim, Göttingen, Stendal, Hannover, 
Einbeck und Northeim andererſeits geſchloſſen wurden. 

In den nun folgenden Friedensjahren bemühte ſich Han⸗ 
nover, freundliche Beziehungen zu den Herzögen zu unterhalten, 
verſäumte aber auch nicht, ſich durch Anſchluß an die befreunde⸗ 
ten Nachbarſtädte zu ſichern. Ein engeres Bündnis, das bereits 
zwiſchen Hannover und den Städten Braunſchweig, Hildesheim, 
Göttingen, Einbeck und Northeim beſtand, wurde am 22. März 
1490 erneuert. Dieſe feſte Haltung mag den Groll, den Herzog 
Heinrich der Altere gegen Hannover hegte, noch geſteigert haben; 
er hoffte, die Stadt, die ihm 1486 widerſtanden hatte, doch 
noch unterwerfen zu können. 

Herzog Heinrichs Abſicht ging dahin, ſich Hannovers durch 
einen Überfall zu bemächtigen, und das Unternehmen, das 
dieſem Zwecke dienen ſollte, war wohl vorbereitet. Am 2 4. No⸗ 
vember 1490, dem Tage des heiligen Chryſogonus, traf 
zur Abendzeit der Vortrab des herzoglichen Heeres vor dem 
Döhrener Turme ein, gewann dieſen durch eine Liſt und beſetzte 
ihn ſelbſt, ſowie die angrenzende Landwehr. Hierdurch ſollte 
erreicht werden, daß keine Meldung von dem Herannahen des 
feindlichen Heeres nach Hannover gelangte. 

In der Nacht beſetzte dann der inzwiſchen eingetroffene 
größere Heerhaufen des Fußvolkes den Kirchhof bei ber Sieb. 
frauenkapelle vor dem Aegidientore, ſowie die Gärten daſelbſt, 
deren Zäune verhinderten, daß die dahinter verſteckten Mann⸗ 
ſchaften vom Aegidientorwächter bei Tagesanbruch erkannt 
wurden. Sobald das Tor am frühen Morgen geöffnet werden 
würde, ſollten einige bereit gehaltene überdeckte Wagen in das 
Tor einfahren, darin halten bleiben, ſo daß das Fallgatter 
nicht herunter gelaſſen werden konnte, und alsbald die in den 
Wagen verſteckten Kriegsknechte ſich des Tores bemächtigen, da⸗ 
mit die nachfolgenden Heeresabteilungen hier in die Stadt ein⸗ 
dringen könnten. 
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Der Aegidientorwächter war auch bereits im Begriff, bie 
Tore zu öffnen, da er nichts Verdächtiges ſah und die draußen 
haltenden Wagen ihrem Ausſehen nach für Kornwagen hielt. 
Kurz zuvor hatte jedoch ein Einwohner der Stadt, Namens 
Cord Borgentrick, vom Ziegelhofe nach dem Tore gehend be⸗ 
merkt, daß ſich in den Gärten gewappnete Leute befanden. Er 
eilte daher in die Nähe des Tores und rief dem Wächter zu, es 
ſei Gefahr vorhanden. Hierauf ſchloß der Wächter das bereits 
geöffnete Tor wieder zu und feuerte mit einer Büchſe einen 
Schuß ab. 

Ein ſolcher Schuß war aber auch das von den Herzog⸗ 
lichen verabredete Zeichen dafür geweſen, daß ihr Vorhaben 
geglückt ſei und das Tor offen ſtehe. Sie eilten daher jetzt her⸗ 
bei, in der Meinung, in die Stadt eindringen zu können, mußten 
ſich jedoch, als ſie die Sachlage erkannten, alsbald enttäuſcht 
wieder zurückziehen. Über das Mißlingen ſeines Planes er⸗ 
grimmt, ließ der Herzog den Ziegelhof, ſowie die Landwehren 
verbrennen, mit Ausnahme des Döhrener Turmes, der eine 
Beſatzung erhielt. 

Bald darauf wurde der Rote Turm vor dem Leintore 
gleichfalls von den Feinden verbrannt, ſodann die zur Stadt 
führenden Straßen verſperrt und, um die Mühlen lahm zu 
legen, die Leine beim Dorfe Ricklingen abgedämmt. Doch führ⸗ 
ten alle dieſe Maßregeln, wenngleich Hannover durch ſie ſehr 
geſchädigt wurde, nicht zur Unterwerfung der Stadt. Im Ja⸗ 
nuar 1491 zogen die Feinde, die infolge des kalten Winters 
ſehr zu leiden gehabt hatten, wieder ab. 

Über den vereitelten Überfall und die ſich daran anſchlie⸗ 
hende Belagerung der Stadt wurde bald darauf em Be⸗ 
richt verfaßt und im ſtädtiſchen Gedenkbuche aufgezeichnet, zu 
dem Zwecke, die Kenntnis von dem Geſchehenen für ewige Zeiten 
aufzubewahren. Naturgemäß bildet der Bericht zugleich eine 
Anklageſchrift gegen den Herzog Heinrich, deſſen Unternehmen 
gegen Hannover mit allen den Einzelheiten, die ihm zum Vor⸗ 
wurfe zu machen find, geſchildert wird. 

Hinſichtlich der Döhrener Landwehr heißt es dort nur, daß 
der Herzog ſie am Abende des 24. Novembers mit Liſt und 
heimtückiſcher Weiſe habe einnehmen und bemannen laſſen. Auf 
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bem Döhrener Turme wird nur ber Wächter anweſend geweſen 
ſein, der dort regelmäßig die Wache hatte; die ſtädtiſchen Re⸗ 
giſter bieten keinen Anhalt dafür, daß damals dort eine Be⸗ 
ſatzung von mehreren Leuten gelegen hätte. Nach den Worten 
des Berichtes im Gedenkbuche werden wir annehmen können, daß 
der Wächter bei dem Überfalle von den Feinden gefangen ge⸗ 
nommen iſt. Jedenfalls iſt es ausgeſchloſſen, daß dort mehrere 
ſtädtiſche Wächter bei der Verteidigung des Turmes von den 
Herzoglichen in grauſamer Weiſe umgebracht oder ſpäter hinge⸗ 
richtet ſeien, da anderenfalls der Bericht des Rates ſolches als 
eine Schandtat des Herzogs hervorgehoben haben würde. 

Die Aufhebung der Belagerung im Januar 1491 befreite 
Hannover aus ſeiner gefahrvollen Lage. Im Juli desfelben 
Jahres kam endlich eine Ausſöhnung zwiſchen Herzog Heinrich 
dem Alteren und Hannover zuſtande, wobei der Herzog die Pri⸗ 
vilegien der Stadt beſtätigte. Die glückliche Errettung Hanno⸗ 
vers gab den Bürgern Veranlaſſung, dankbar des Tages des 
heiligen Chryſogonus, des 24. Novembers zu gedenken und ſeine 
Wiederkehr zu feiern; die kirchliche Feier wurde 1493 durch den 
Biſchof von Minden beſtätigt und genauer bezeichnet. 

Zur weiteren Ausgeſtaltung der Erzählung vom 
Uberfalle Hannovers im Jahre 1490 trug es we- 
ſentlich bei, daß man einen Gedenkſtein damit in Verbindung 
brachte, der lange Zeit außerhalb der Stadt vor dem Lieb⸗ 
frauen⸗Kirchhofe geſtanden hatte, und infolge der Anlage einer 
Baſtion daſelbſt im Jahre 1648 von dort entfernt und an der 
Aegidienkirche angebracht wurde, wo er noch jetzt vorhanden iſt. 
Der Stein enthält außer den bildlichen Darſtellungen die In⸗ 
ſchrift: Gi rikn un[d] armen latſet] ju dese[n] dot erba[r]me[n]. 
MCCCCLXXX. Wahrſcheinlich ſollte der an belebter Land⸗ 
ſtraße vor der Stadt befindliche Gedenkſtein die fromme Mah⸗ 
nung an alle Vorübergehenden ausdrücken, an dieſen Tod, den 
Tod Chriſti am Kreuze, zu denken. 

Die Volksmeinung begnügte ſich jedoch hiermit nicht, ſon⸗ 
dern bezog die Worte desen dot auf den Tod der dargeſtellten 
ſieben Männer. Dazu paßte aber die Jahreszahl nicht, denn 
aus dem Jahre 1480 war kein Ereignis bekannt, das man mit 
jenen Worten und dem Bildniſſe hätte in Verbindung bringen 
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können. Man nahm daher an, hinter der wirklich eingemeißel⸗ 
ten Jahreszahl MCCCCLXXX, von der das letzte X z. T. be⸗ 
reits auf dem Rande ſteht, ſeien die hier vorhandenen Ver⸗ 
tiefungen — die ſich übrigens, der natürlichen Beſchaffenheit des 
Steines entſprechend, in ähnlicher Weiſe auch ſonſt an den nicht 
behauenen Teilen vorfinden — noch als ein viertes X zu leſen. 
So ergab ſich die Jahreszahl 1490, und die Verbindung mit dem 
Uberfalle Hannovers durch Herzog Heinrich war hergeſtellt. 


Dazu kam, daß die Kenntnis von dem bedeutungsvollen 
Uberfalle Hannovers im November 1490, unterſtützt zugleich 
durch die wiederkehrende kirchliche Feier, ſich dem Gedächtniſſe 
der Nachwelt beſonders tief eingeprägt hatte. Die ihm inne⸗ 
wohnende ſagenbildende Kraft hat ſich denn auch in der Weiſe 
geäußert, daß ſie Ereigniſſe, die zeitlich von ihm getrennt waren, 
an ſich herangezogen hat. Als ſolche kamen die Begebenheiten 
des Angriffs in Betracht, den derſelbe Herzog Heinrich vier 
Jahre früher, gleichfalls vergeblich, auf Hannover unternom⸗ 
men hatte. Während dieſe Fehde im übrigen ſehr gegen die von 
1490 in der Erinnerung zurücktrat, blieben doch der 1486 ge⸗ 
ſchehene Brand des Döhrener Turmes und der daſelbſt erfolgte 
Tod einiger ſtädtiſcher Söldner im Gedächtnis und verbanden 
ſich mit den Ereigniſſen des Jahres 1490. 


Auf dieſer Grundlage hat ſich die Erzählung von der miß⸗ 
glückten Überrumpelung Hannovers allmählich weiter entwickelt, 
wie wir es in dem ſtadthannoverſchen Schrifttume verfolgen kön⸗ 
nen. Den Abſchluß der Sagenbildung bezeichnet das 1748 er⸗ 
ſchienene Buch Daniel Eberhard Barings: „Beytrag zur han⸗ 
növeriſchen Kirchen⸗ und Schul⸗Hiſtoria“. In der Vorrede dazu 
beſchreibt Baring unter anderen Wahrzeichen der Stadt Han⸗ 
nover auch den Denkſtein an der Aegidienkirche und ſagt dann 
u. a.: „Dieſe ſieben Perſonen ſind ſieben Wächter des Dörner 
Thurms geweſen. Es iſt dieſes ein ſtarcker Paß eine Viertel⸗ 
Meile von Hannover; an der Holtz⸗Seite iſt ſolcher mit ſieben 
Graben verwahret, welche ſo viel Bruſtwehren abgeben, nach 
der Leine hinunter befinden ſich vier Graben. Wie nun dieſe 
Wächter mit ihrem Doppelhaken von dieſem Thurm ſich tapfer 
vertheidiget, und ihnen nicht beyzukommen geweſen, hat ein 
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Troß Reiter, [o hieſelbſt gehalten, wie die Tradition ſaget, Holtz 
angeleget, und die Wächter zu Tode geſchmauchet“. N 

Dieſe ſagenhafte Überlieferung vom Feuertode der ſieben 
Wächter auf dem Döhrener Turme hat unſerem heimatlichen 
Schriftſteller Wilh. Blumenhagen, der ſeit 1803 in ſeiner Vater⸗ 
ſtadt Hannover als Arzt tätig war und 1839 ſtarb, den Stoff 
zu ſeiner geſchichtlichen Erzählung „Hannovers Spartaner“ ge⸗ 
geben. Dieſe Bezeichnung geht vielleicht auf Barings oben an⸗ 
geführte Worte zurück, der den Döhrener Turm einen Paß 
nennt, indem dieſer Ausdruck Blumenhagen dazu veranlaßt 
haben mag, die Wächter des Turmes nach den dreihundert 
Spartanern zu benennen, die bei der Verteidigung des Paſſes 
von Thermopylae den Heldentod für ihr Vaterland ſtarben. 
Den Angriff auf den Döhrener Turm, wie er nach der Sage 
etwa ſtattgefunden haben könnte, hat auch das um 1880 ent⸗ 
ſtandene Wandgemälde Prof. Hermann Schapers zum Gegen⸗ 
ſtande, das ſich im alten Rathauſe im ehemaligen Sitzungs⸗ 
ſaale des Bürgervorſteher⸗ Kollegiums befindet. 

Die Regierungszeit Herzog Erichs l. von Calen⸗ 
berg⸗Göttingen iſt dadurch beſonders denkwürdig, daß in ihr 
ſowohl auf kirchlichem wie auf politiſchem Gebiete Ereigniſſe ein⸗ 
traten, die für das Fürſtentum von größter Bedeutung waren. 
Die Reformation wurde, wenn auch erſt ſpät und gegen den 
Wunſch des Herzogs, im weſentlichen doch durchgeführt. In po⸗ 
litiſcher Hinſicht vollzog ſich allmählich die Beſeitigung der Son⸗ 
derſtellung, welche die Stände des Landes bisher eingenommen 
hatten. Die aufſtrebende fürſtliche Macht erwies ſich ſchließlich 
als die ſtärkere und führte mit Hilfe des in ihrem Dienſte ſtehen⸗ 
den Beamtentums eine wirkliche Staatsgewalt herbei. 

Herzog Erich I. ſelbſt gehörte allerdings ſeiner ganzen We⸗ 
ſensart nach mehr dem ausgehenden Mittelalter als der be⸗ 
ginnenden Neuzeit an, und ſein ritterlicher Sinn betätigte ſich 
lieber im Kampfe als in diplomatiſchen Verhandlungen. Zu 
Hannover ſtand er [eit Beginn feiner Regierung in freund lichen 
Beziehungen und blieb auch in der Folgezeit in gutem Einver⸗ 
nehmen mit der Stadtverwaltung. Am 6. Mai 1498 hielt er 
ſeinen feierlichen Einzug in Hannover, ein Ereignis, das auch der 
Neuzeit bemerkenswert genug erſchien, um es durch die Meiſter⸗ 


hand Hermann Schapers in einem Wandgemälde bes alten Rat⸗ 
hauſes im Gedächtniſſe der Nachwelt feſtzuhalten. Am ge 
nannten Tage begab ſich Herzog Erich mit ſeiner Gemahlin 
Katharina in das Rathaus, wurde dort von Rat und Ge- 
ſchworenen empfangen und verhandelte mit ihnen wegen eines 
eidlichen Gelöbniſſes hinſichtlich der für ſeine Gemahlin be- 
ſtimmten Leibzucht. Die hierfür vom Herzog gewünſchte Form 
wurde, nachdem Rat und Geſchworene dieſerhalb eine Rückſprache 
genommen hatten, von ihnen abgelehnt, da ſie nicht üblich ſei; 
ſchließlich war Erich mit der ihm vorgeſchlagenen Faſſung ein⸗ 
verſtanden. 

An der Huldigung, welche die Stadt Hannover den wel⸗ 
fiſchen Fürſten zu leiſten hatte, beſaß auch der Landesherr des 
Fürſtentums Lüneburg einen Anteil, bis er in einem Vertrage 
vom Jahre 1512 zu Gunſten der Calenbergiſchen und Wolfen⸗ 
büttelſchen Linie darauf verzichtete. Nunmehr trat im Sep⸗ 
tember 1513 Herzog Erich mit Forderungen wegen einer Erb⸗ 
huldigung an die Stadt heran, die jedoch nicht geneigt war, hier⸗ 
auf einzugehen, ſondern an der bisherigen Gewohnheit feſtzu⸗ 
halten wünſchte, wonach fie dem Herzoge jährlich Eide und Ge⸗ 
löbniſſe leiſtete. Eine Einigung fand in der Weiſe ſtatt, daß die 
Stadt verſprach, dem Herzoge für die Zeit ſeines Lebens treu 
ſein zu wollen, wie es ihr geziemte, ihn für ihren Herrn und 
Landes fürſten zu halten und keinem anderen Fürſten zu huldigen. 
Dagegen verſprach der Herzog, die Stadt und ihre Bürger ge⸗ 
treulich zu behandeln und zu beſchützen, ihre Privilegien anzuer⸗ 
kennen und ſich überhaupt zu verhalten, wie es einem löblichen 
Fürſten gegen ſeine Untertanen geziemt. 

Die Einigkeit unter den welfiſchen Fürſten, die in dem Ver⸗ 
trage von 1512 zum Ausdrucke gekommen war, blieb jedoch 
nicht lange beſtehen. Vielmehr war einige Jahre ſpäter die 
Hildesheimiſche Stiftsfehde die Veranlaſſung, daß 
die Herzöge teils der einen, teils der anderen Partei beitraten, 
ſo daß ihre Länder in einen höchſt verderblichen Krieg hinein⸗ 
gezogen wurden. Biſchof Johann IV. von Hildesheim, der 1503 
gewählt worden war, bemühte ſich, die wirtſchaftlichen Grund⸗ 
lagen der Landesverwaltung ſicherzuſtellen, und ſuchte zu dieſem 
Zwecke die verpfändeten Burgen wieder einzulöſen. Dadurch zog 
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er fid) jedoch den Groll ber davon betroffenen Ritter zu, die an 
den Herzögen von Wolfenbüttel und Calenberg, ſowie an Bi⸗ 
ſchof Franz von Minden einen Rückhalt fanden. Auf der Seite 
des Biſchofs nahmen dagegen an dem 1518 ausbrechenden 
Kampfe teil der Herzog Heinrich von Lüneburg, die Grafen von 
Hoya, Schaumburg, Lippe und Diepholz, ſowie die Stadt 
Hildesheim. Zugleich machte ſich ein Gegenſatz geltend, der ſich, 
nach Kaiſer Maximilians Tode, auf die bevorſtehende Neuwahl 
bezog, indem Herzog Heinrich von Lüneburg die Wahl des Kö⸗ 
nigs Franz I. von Frankreich, feine Gegner bie des jungen Habs⸗ 
burgers Karl begünſtigten. 

Die Hildesheimiſche Stiftsfehde erreichte ihren Höhepunkt 
in der Schlacht bei Soltau am 29. Juni 1519, in der die Hil⸗ 
desheimer und Lüneburger einen vollſtändigen Sieg über die 
Calenberger und Wolfenbütteler erfochten. Herzog Erich geriet 
in Gefangenſchaft und mußte, um daraus befreit zu werden, ſich 
zur Abtretung eines erheblichen Betrages an Geld und Gut 
verpflichten, ſowie Neutralität für den Fall verſprechen, daß 
ſeine bisherigen Bundesgenoſſen die Feindſeligkeiten erneuern 
würden. Als Bürgen dafür, daß er ſeinen Verpflichtungen nach⸗ 
kommen werde, nannte er die Städte Göttingen, Hannover, 
Hameln und Northeim. Am 1. September traf er in Hannover 
ein und hielt ſich einige Zeit hier auf. 

Der Herzog mochte ſich infolgedeſſen der Stadt gegenüber 
zu Danke verpflichtet fühlen und gab ſeiner freundſchaftlichen 
Geſinnung in einer Urkunde vom 4. Dezember 1519 Ausdruck. 
Er geſtattete darin dem Rate, ebenſo wie es auch ſchon zur Zeit 
ſeiner Vorfahren geſchehen war, auf dem Lindener Berge Steine 
brechen zu laſſen und für den ſtädtiſchen Gebrauch bei Bauten, 
in der Kalkröſe u. a. zu verwenden. Die gleiche Benutzung des 
Lindener Steinbruches behielt er ſich und ſeinen Nachkommen vor. 

In der Hildesheimiſchen Stiftsfehde trat alsbald eine 
Wendung dadurch ein, daß inzwiſchen die Wahl Karls zum deut⸗ 
ſchen Könige erfolgt und die Sachlage dadurch völlig zuun⸗ 
gunſten der bisherigen Sieger geändert war. Nachdem Biſchof 
Johann 1521 in die Reichsacht erklärt worden war und das 
hildesheimiſche Gebiet jahrelang durch die verheerenden Kriegs⸗ 
züge unſäglich gelitten hatte, fanden 1523 in Quedlinburg wegen 
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des Friedens Verhandlungen ſtatt, deren Ergebnis eine Tei⸗ 
lung des Stiftes Hildesheim war. 


Hiernach verblieb dem Fürſtbistum nur das ſogenannte 
Kleine Stift, nämlich die Amter Peine, Steuerwald und Marien⸗ 
burg, ſowie die Güter des Domkapitels. Die brauſchweigiſchen 
Fürſten dagegen erhielten alle von ihnen eroberten Gebiete, die 
zuſammen als Großes Stift bezeichnet wurden; und zwar teilten 
die Herzöge dieſe in der Weiſe, daß jeder das ſeinem Fürſten⸗ 
tum zunächſt gelegene Gebiet behielt. Demnach bekam Erich den 
weſtlichen Teil, der dann während der nächſten 120 Jahre beim 
Fürſtentum Calenberg verblieb. Dazu gehörten u. a. die in der 
Nähe Hannovers gelegenen Burgen und Amter Poppenburg, 
Ruthe und Coldingen. 


Die Geldnot, in der ſich Herzog Erich während der Fehde 
befunden hatte, war vom Rate dazu benutzt worden, das ſtäd⸗ 
tiſche Einflußgebiet noch zu erweitern. Das geſchah durch einen 
Vertrag vom 14. Mai 1522, in welchem der Herzog für 1800 
Rheiniſche Gulden, die er vom Rate empfangen hatte, dieſem 
die Calenberger Neuſtadt verpfändete. Dabei waren alle 
herzoglichen Rechte inbegriffen, ausgenommen die Akziſe, die be⸗ 
reits an den damaligen Vogt verpfändet war. Der Herzog ver⸗ 
zichtete darauf, während der Dauer der Pfandſchaft in der Neu⸗ 
ſtadt etwas zu gebieten oder zu verbieten, ſondern die dortigen 
Einwohner wurden an den Rat der Altſtadt Hannover gewieſen 
und ſollten dieſem verpflichtet ſein. Dieſer Pfandbeſitz war 1529 
noch vorhanden, ſo daß es damals der Erlaubnis des Rates be⸗ 
durfte, damit ein Jude, für den der Herzog ſich verwendet hatte, 
auf der Neuſtadt wohnen durfte. 


Auch ſein Dorf Linden verkaufte Herzog Erich 1523 dem 
Rate auf Wiederkauf und erhielt dafür 1024 Rheiniſche Gulden. 
Einige Jahre ſpäter trug der Rat freiwillig zu einer Steuer bei, 
die dem Herzoge von Prälaten, Ritterſchaft und kleinen Städten 
des Fürſtentums bewilligt worden war. Damit hieraus aber kein 
Recht abgeleitet werden könne, ließ er ſich ausdrücklich beſchei⸗ 
nigen, daß er zu der Zahlung der Summe nicht verpflichtet ge⸗ 
weſen ſei, und daß dieſe den ſtädtiſchen Privilegien nicht nach⸗ 
teilig ſein ſolle. 
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Als in der Folgezeit die Rechte der Stadt hinſichtlich der 
Eilenriede, ſowie der Hude und Weide in Zweifel gezogen wur⸗ 
den, vermochte der Rat durch Vorlegung der alten herzoglichen 
Privilegien die Berechtigung der ſtädtiſchen Anſprüche nachzu⸗ 
weiſen. Daraufhin ſtellte Herzog Erich am 22. Juli 1529 dem 
Rate eine Urkunde aus, durch welche aller Streit über die be⸗ 
treffenden ſtädtiſchen Rechte beendigt werden ſollte. Darin wurde 
auch die Grenze der Hude und Weide nördlich von Hannover 
feſtgeſetzt, und zwar wurde dieſe Linie, innerhalb welcher die 
Bürger die Mit⸗Hude hatten, bezeichnet durch die Orte Han⸗ 
nover, Liſt, Godshorn, Schulenburg, Engelboſtel, Stöcken, wieder 
Hannover. Ferner wurde noch die Jahreszeit angegeben, wäh⸗ 
rend welcher den Bürgern in jedem Jahre bie Mit⸗Hude zu⸗ 
ſtand. Was die Grenzverhältniſſe der Eilenriede nach Kirchrode 
zu betraf, ſo genehmigte der Herzog, daß die Stadt den Platz, 
den ſie neuerdings aus dem Roder Buſche mit zur Eilenriede 
genommen hätte, ebenſo wie dieſe ſelbſt als Eigentum behalten 
ſollte. Und zwar wurden die Bürger angewieſen, daſelbſt außer⸗ 
halb des Waldes einen Graben zu ziehen, 18 Fuß weit nach dem 
Bruche zu, und die Erde nach der Eilenriede hin zu werfen, zu 
dem Zwecke, das Waſſer durch den Graben fließen zu laſſen, der 
ſomit zugleich zum Schutze des Waldes diente, wie zur Ent⸗ 
wäſſerung der angrenzenden, den herzoglichen Untertanen ge⸗ 
hörigen Wieſen. Mit dieſen zuſammen ſollten ſie den übrigen 
Teil des Roder Buſches benutzen, daraus aber nichts mehr zur 
Eilenriede ziehen und dieſe überhaupt nicht weiter vergrößern, 
als ſie damals in ihrem Beſitze war. 


Vor den Toren der Altſtadt. 

In der nächſten Umgebung der Altſtadt Hannover ſind nur 
wenige Ortſchaften vorhanden, die auf ein höheres Alter zurück⸗ 
blicken können, und die betreffenden Erwähnungen laſſen uns 
zwar die damalige Namensform erkennen, enthalten aber keine 
näheren Nachrichten über die eigentliche Geſchichte des Ortes. Zu 
ihnen gehört namentlich Döhren, das etwa im Jahre 990 unter 
dem Namen Thurnithi erwähnt wird. Döhren wird damals als 
Heimatsort zweier Leute genannt, die neben anderen Zeugen 
auszuſagen hatten über die Grenze zwiſchen Engern und zugleich 
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bem Bistum Minden einerſeits, ſowie Oſtfalen und zugleich 
dem Bistum Hildesheim andererſeits. Ferner kommt hier 
eine Grenzbeſchreibung der Diözeſe Hildesheim gleichfalls aus 
dem 10. Jahrhundert in Betracht und ſchließlich eine Urkunde 
König Heinrichs II. aus dem Jahre 1013, in welcher ebenfalls 
die Grenzen der Diözeſe Hildesheim angegeben werden. Dieſe 
drei Aufzeichnungen ſtimmen zwar hinſichtlich der Namen der in 
ihnen angegebenen Ortlichkeiten nicht ganz mit einander überein, 
ſind jedoch trotzdem ſehr bemerkenswert. Südlich von Hannover 
fiel die Grenze auf einer längeren Strecke mit der Leine zuſam⸗ 
men, verließ den Fluß bei einem Orte namens Tigislehe oder 
Tigislege, der an der Aegidienmaſch gelegen haben wird, folgte 
dem Schiffgraben und wandte ſich vom nördlichen Rande der 
Eilenriede weiter nach Norden. 

Zwiſchen der Altſtadt, der Eilenriede und den Gemar⸗ 
kungen der Dörfer Liſt, Vahrenwald, Hainholz und Herren⸗ 
hauſen lag ein ausgedehntes Gebiet, das während des Mittel⸗ 
alters faſt ganz aus Gärten, Acker⸗ und Weideland beſtand und 
nur wenige Wohnhäuſer enthielt. Urſprünglich werden hier vor⸗ 
nehmlich die Herzöge begütert geweſen ſein; dann gehörte das 
Land, als Eigen⸗ oder Lehngut, meiſt geiſtlichen Anſtalten, ad⸗ 
ligen Familien, der Stadtgemeinde oder hannoverſchen Bürgern. 
Dieſes Gebiet wurde vom Schiffgraben durchzogen, der von 
jeher die Grenze zwiſchen Engern und Oſtfalen gebildet hatte, 
ſpäter auch die Grenze zwiſchen den Bistümern Minden und Hil⸗ 
desheim bildete. Jenem gehörte das Steintorfeld an, ſpäter 
zum fürſtlichen Amte Langenhagen gerechnet, dieſem das Ae⸗ 
gidientorfeld, ſpäter zum Amte Coldingen gehörig. 

Als adlige Familien, welche vor Hannover Eigentum oder 
Lehngut beſaßen, ſind namentlich zu nennen die v. Alten, 
v. Beveld, v. Eſcherte, v. Goltern, v. Hanenſee, v. Harboldeſſen, 
v. Heimburg, v. Herbergen, v. Ilten, Knigge, v. Lenrhe, 
v. Rutenberg, v. Reden, v. Roden, v. Sabbenſen, v. Suderſen, 
v. Wettbergen. In einem herzoglichen Lehnregiſter, das 1360 
angelegt iſt, ſind als bürgerliche Familien, welche Grundſtücke 
von den Herzögen zu Lehn hatten, folgende aufgeführt: Kru⸗ 
dener, Limborg, Luceke, von Munzel, von der Neuſtadt, von 
Rinteln, Seldenbud, von dem Sode, von dem Steinhauſe, Tece. 
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Ein großer Teil der Ländereien gehörte geiſtlichen Anſtalten, ſo⸗ 
wohl ſtädtiſchen Kirchen, Kapellen, Klöſtern und Hoſpitälern, 
als auch auswärtigen, namentlich den Klöſtern Marienwerder 
und Marienrode. 

Kirchlich gehörte das Aegidientorfeld zur Didzele 
Hildesheim, und zwar zum Archidiakonat Sarſtedt. Dieſem wie⸗ 
der unterſtellt waren die Pfarreien Döhren und Kirchrode. Zu 
letzterer gehörte die Gegend öſtlich vom Aegidientore, wenigſtens 
bis zum Jahre 1349. Damals wurde eine Kapelle außerhalb 
des Aegidientores zur Ehre der Jungfrau Maria geſtiftet und 
zugleich von der Kirchröder Pfarre getrennt. Sie lag nebſt 
einem dazu gehörigen Kirchhofe zwiſchen der Ziegelei und dem 
alten Aegidientore am Stadtgraben, etwas ſüdlich der Kleinen 
Aegidienſtraße. 

Das Gebiet vor dem Aegidientore hieß ſunte Ylienveld, 
ſunte Digines oder Ilgens Veld. Von einzelnen hier vorhande⸗ 
nen Ortlichkeiten mögen folgende genannt werden: der Betzel⸗ 
kamp, 1330 genannt; die Mechtildes O, an der Leine zwiſchen 
Hannover und Döhren, 1360; ber Bokemannes Kamp, jetzt 
Bokemahl, 1335 von den Herzögen dem Hoſpitale St. Spiri⸗ 
tus geſchenkt. Wermbokenkamp, Warmbüchenkamp, nach den 
Bürgern dieſes Namens, die ihn in Beſitz hatten. Die Bult, 
1386 mit dieſem Namen erwähnt. Der Schepgraven, Schiff⸗ 
graben, 1394 zuerſt genannt. Er heißt auch der Graven, dar dat 
Tegelſchep geit (1378), das Ziegelſchiff, das den Torf aus dem 
Torfmoore nach der Ziegelei brachte. 


In der Aegidien maſch wurden 1377 die Oſtermaſch 
und die Endes⸗O, Engeſohde genannt. In der Maſch, da wo die 
Holtriede und die Gräben von Emmer zuſammenkamen, lag 
eine Wieſe, de Rodenpol genannt, die 1365 von den v. Ilten 
dem Hoſpitale St. Nikolai geſchenkt wurde. 

Das Dorf Emmer lag am Rande der Bodenerhebung 
nach der Maſch zu, dort, wo noch jetzt die Bezeichnung Emmer⸗ 
berg daran erinnert. Hier wird eine Wieſe erwähnt, der ſoge⸗ 
nannte Mühlenwinkel, eine andere de Schelpwiſch, und ferner 
eine de Cleverwiſch genannt. Eine Abgabe zu Emmer, der 
Zehnte, ſtand dem Kloſter Marienwerder zu. Jedenfalls ge⸗ 


hörte das Dorf vermöge feiner Lage nahe bei Hannover zu bem 
Bezirke, innerhalb deſſen das Beſtehen dorfähnlicher Anſied⸗ 
lungen dem Rate unerwünſcht war. Er ließ ſich daher im Jahre 
1353 von den Gebrüdern Fiſcher zu Embere eine Beſcheinigung 
ausſtellen, wodurch ſie ſich verpflichteten, daß weder ſie noch ihre 
Erben noch jemand in ihrem Auftrage in Emmer Häuſer, Kathen 
oder Scheunen bauen [olle. Auch ſollten fie daſelbſt feine Trift 
mit Pferden oder anderem Vieh mehr ausüben. Das Dorf als 
ſolches hat dann auch nicht mehr lange beſtanden; ſchon 1439 
wird es als wüſt bezeichnet. Ein Teil des Ackers, der vor dem 
ehemaligen Dorfe lag, war zu Gärten gemacht worden, und nun 
wollten die Beſitzer nicht mehr den alten Zehnten geben, ſondern 
nur für jeden Garten einen Hahn an das Kloſter liefern. Da⸗ 
rauf ließ das Kloſter ſich natürlich nicht ein, ſondern wandte ſich 
an das geiſtliche Gericht zu Hildesheim. Hier wurde dem auch 
entſchieden, daß von den Gärten, ebenſo als wenn ſie noch Acker 
wären, der zehnte Teil des Ertrages oder, falls ſie verpachtet 
wären, der zehnte Teil des Pachtzinſes an das Kloſter Marien⸗ 
rode zu geben ſei. . 

Das Klofter Marienrode*) hatte den beträchtlichen 
Grundbeſitz, ben es im Aegidienfelde beſaß, weiter verliehen 
teils an geiſtliche Anſtalten, teils an hannoverſche Bürger, ins⸗ 
beſondere an Mitglieder der Familien von Wintheim, vom So de, 
Volger, Limborg, Türke, Blome, vom Hagen und von Lathuſen. 
Die einzelnen Grundſtücke ſind in einem Lagerbuche des Kloſters 
vom Jahre 1493 verzeichnet, entweder nach ihrer Lage zu 
anderen oder mit beſonderen Eigennamen, die ſich zum Teil noch 
in heutigen Straßennamen erhalten haben. Als Ortlidteiten 
find da u. a. genannt: die Bult, die Vlage, die Tegel⸗Brügge, 
der Emmer Berg, die Waſchbank, der Dreckberg, de Teygelhoff, 
de Drifft, de littde Delweg. Als einzelne Felder und Gärten: 
der Gevelkamp, der Wolfgarten, die Barlinge oder auch der 
Barling, der Jungfrauen Garten, Iferkamp, der Knappe Ort. 
der bereits als Betzelkamp erwähnte Beſſelkamp, desgleichen der 
Bokemann, bie Meßkuhle, die Quetzenhorft (Queckhorſt), ber 
Natte Kamp, der Blomen Kamp, Papenkamp, Lemenkuhle, der 
Schelenkamp, Haſenkamp, Emmer Garten, By den Bonen, 

*) So ſchon auf S. 48, letzte Zeile von unten, zu verbeſſern. 
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Wermboken Kamp, Roders Kamp, von Wintheims Garten, 
Hans Volgers Garten, Möllers Hopfengarten, Eddebers Kamp, 
des Rates alter Garten, de lüttke Morkamp, de grote Morkamp. 
Das Steintorfeld gehörte in kirchlicher Beziehung zur 
Diözeſe Minden, Archidiakonat Pattenſen, und war urſprünglich 
zur Marktkirche eingepfarrt geweſen. Als dieſe Parochie aber 
zu groß wurde, zweigte der Biſchof von Minden im Jahre 
1284 den nördlichen Teil von ihr ab und errichtete daraus eine 
neue Pfarre, zur Heiligen Geiſt⸗Kirche gehörend, aus welcher 
ſpäter die Kreuzkirchen⸗ Gemeinde geworden ijt. Zu ihr gehörte 
auch die ſchon 1284 erwähnte Nikolaikapelle vor dem Steintor, 
mit der ein Hoſpital verbunden war, das wir urkundlich zuerſt 
im Jahre 1325 genannt finden. Es wird urſprünglich zur Auf⸗ 
nahme Ausſätziger beſtimmt geweſen ſein, worauf noch im Jahre 
1339 hingewieſen wird, diente ſonſt aber der Unterbringung 
armer und kranker Leute. 

Eine Anzahl Acker, die an der jetzigen nan Laube lagen, 
Herwegeskamp genannt, ſchenkte der Ritter Diedrich v. Alten 
1334 dem Nikolaihoſpitale. Ferner lag vor dem Steintore u. a. 
noch der Foyſaneskamp, dicht am Stadtgraben. Ackerland, das 
im Beſitze der v. Eſcherte war, wurde Eſcherkamp genannt, wo⸗ 
ran noch die jetzige Eſcherſtraße erinnert. Die Goſeriede wird 
u. a. 1498 erwähnt. 1363 wird genannt ein „Camp, de gelegen 
is by Vorenwolde vor Honover, de Hildebrandes und Helmol⸗ 
des Broderen geheten Schelen, Borgeren to Honover und orer 
Erven is“. Er wurde 1368 von Hildebrand Schele an die Kreuz⸗ 
kirche verkauft und hat den Namen Schelenkamp bis auf unſere 
Zeit beibehalten. 

An dem Wege von Hannover nach Herrenhauſen lag der 
Puttenſer Berg, nach einem ſchon früh ausgegangenen Dorfe 
Puttenhuſen genannt, woran nach das Puttenſer Feld erinnert. 
Nicht weit davon entfernt war der Moritz-Winkel, deſſen Be⸗ 
zeichnung wohl aus dem Namen der hannoverſchen Bürger“ 
familie Morneweg, Morweg vererbt iſt, nach welcher die Moor⸗ 
wegsgaſſe genannt iſt. In der Nähe von Herrenhauſen lag das 
Schaufeld, 1360 als Schuveld genannt, woran die jetzige 
Schaufelder Straße erinnert. Der Name der Andertenſchen 
Wieſe, in der Nähe des Clevertores, geht auf bie Patrizier⸗ 
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familie von Anderten zurück, der Grüttemaker Kamp daſelbſt 
(1387) auf die Bürgerfamilie Grüttemaker; derſelben Gegend 
gehören auch Ländereien „in dem Santvorde“ an, bie 1360 ge- 
nannt werden. Die Glockſee wird 1360 als dat Klocſe, eine 
Wieſe, erwähnt, die Ohe 1375. Außerhalb des Steintores war 
auch, ſchon 1274 genannt, die Richtſtätte mit dem Galgen vor⸗ 
handen. 
Stadigebiet und einzelne Bauwerle. 

Das äußere Stadtgebiet wurde gegen die Umgegend durch 
die Landwehr abgegrenzt, die ſich in der Eilenriede noch jetzt 
ſtellenweiſe verfolgen läßt. Von Oſten her führten mehrere 
Landſtraßen hindurch zur Stadt; ſie konnten durch Schlag⸗ 
bäume geſperrt werden, neben denen ſich Landwehrtürme be⸗ 
fanden. Von dieſen ſind der Döhrener Turm und der Pferde 
turm noch jetzt vorhanden; außerdem gab es noch den Kirch- 
röder Turm, Biſchofshole und den Liſter Turm. Weſtlich von 
der Leine war noch der Rote Turm (zwiſchen der Ihmebrücke 
und der jetzigen Dachenhauſenſtraße, 1646 abgebrochen), ſowie 
mehrere weiter hinaus liegende Bergfriede in ſtädtiſchem Be⸗ 
ſitze. Bis 1371 lag in der Gegend der jetzigen Bergſtraße und 
Bockſtraße die Burg Lauenrode, deren Gebiet nicht mit zur Alt⸗ 
ſtadt gehörte. Hier befanden ſich, in der ſpäteren Calenberger 
Neuſtadt, Höfe der Burgmannen, ſowie einige unbedeutende 
Anſiedlungen. 

Als Herzog Otto 1283 Frieden mit dem Biſchofe von Hil⸗ 
desheim ſchloß, verpflichteten jid) u. a. mehrere Bürger ber 
Stadt Hannover zur Bürgſchaft, und es wurde feſtgeſetzt, daß 
ſie gegebenenfalls außerhalb der Stadtmauern Einlager halten 
ſollten, und zwar entweder in der Neuſtadt, im Brühle, in der 
Vorſtadt oder in der Burg Lauenrode. Ein Tor, das von der 
Neuſtadt nach der Altſtadt führte und etwa der Roßmühle 
gegenüber lag, wird bereits 1284 erwähnt. 

Die Stadtmauern, welche die Altſtadt umgaben, wer⸗ 
den bereits 1256, dann auch 1283 erwähnt; 1297 ſcheint ein 
Neubau erfolgt zu ſein. Seit dieſer Zeit war die Sicherung der 
Stadt durch ihre Mauern in erſter Linie ein Gegenſtand der 
Sorge für den Rat, und es wurde hierfür ein namhafter Teil 
der ſtädtiſchen Einnahmen verwandt. Non einer neuen Mauer, 
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an der jetzigen Marſtallſtraße, wird 1358 berichtet; es ijt nicht 
erſichtlich, ob ſie an Stelle einer dort ſchon früher vorhanden 
geweſenen erbaut iſt, oder ob die alte Mauer weiter ſüdlich lief, 
[p daß die neue die Grenze einer dort vorgenommenen Stadt⸗ 
erweiterung bezeichnen würde. 

Zur weiteren Verſtärkung wurden Türme an die Stadt⸗ 
mauer gebaut, deren 1352 vier genannt werden, nämlich ein 
Turm hinter dem Holzhofe an der Burgſtraße, ein zweiter un⸗ 
weit davon ohne genauere Angabe des Ortes, ein dritter am 
Großen Wolfshorne, ein anderer am Kleinen Wolfshorne; der. 
Beginenturm wird 1357 zuerſt erwähnt. Im ganzen werden 
gegen Ende des Mittelalters etwa 40 Mauertürme vorhanden 
geweſen ſein; Merian, um 1650, zählt ihrer noch 36, 9tebeder, 
um 1740, noch 29. Von ihnen ſind nur vier erhalten geblieben: 
der Beginenturm, der Turm bei der Kunſtgewerbeſchule, der 
beim Spreenswinkel und der am Loccumer Hofe. Gebaut ſind 
ſie entweder aus Bruchſteinen oder aus Backſteinen; die Stadt⸗ 
mauer ſelbſt ſcheint größtenteils aus Bruchſteinen erbaut ge⸗ 
weſen zu ſein. f 

Der Rat war bemüht, den Zugang zu der inneren Seite 
der Stadtmauer und zu ihren Türmen überall freizuhalten und 
hielt deswegen darauf, daß keine Häuſer oder überhaupt pri⸗ 
vate Grundſtücke unmittelbar bis an die Mauer heranreichten. 
Vielmehr wurde ein freier Raum für den ſogenannten Wäch⸗ 
tergang gelaſſen, einen Weg, der ſich längs der inneren Seite 
der Mauer hinzog, |o daß die Bürger zur Verteidigung und 
zum Wachtdienſte leicht an die Mauer herankommen konnten. 
Die Koſten der Anlage hatte die Stadt zu tragen. Näheres 
hierüber erfahren wir aus Verträgen, die der Rat 1308 mit dem 
Kloſter Marienrode, 1320 mit dem Kloſter Loccum, 1357 mit 
den Beginen und 1452 mit den Barfüßermönchen ſchloß. 

Den Zugang zur Stadt vermittelten drei Tore: das Ae⸗ 
gidien⸗, Lein⸗ und Steintor; ſie waren den Mauertürmen ähn⸗ 
lich, jedoch größer und ſtärker gebaut und mit einer Durch⸗ 
fahrt verſehen. Im 15. Jahrhundert, als die Mauern gegen 
die Geſchoßwirkung der Feuergeſchütze keine genügende Sicher⸗ 
heit mehr boten, wurde außen vor der Stadtmauer her, 1449 
zuerſt erwähnt, ein Wall aufgeſchüttet, vor dem ſich ein Waſſer⸗ 
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graben hinzog. Dort, wo die drei Tore waren, wurde ber Lauf 
des Walles unterbrochen und der Zugang durch ein feſtes Tor⸗ 
gebäude geſchützt. Auch legte man ſpäter dort ſogenannte Zwin⸗ 
ger an, runde Türme mit beſonders dicken Mauern, in denen 
Geſchütze aufgeſtellt waren, um dieſe Außentore zu verteidigen. 

Eingeteilt war die Stadt in vier Stadtviertel, von 
denen ein jedes nad) dem Namen einer ber vier Hauptſtraßen 
benannt war, die ſich, der Hauptrichtung des Verkehrs entſpre⸗ 
chend, im weſentlichen von Süden nach Norden erſtreckten: 1. die 
Oſterſtraße. Von ihr hieß im Mittelalter der Teil zwiſchen der 
jetzigen Großen und Kleinen Packhofſtraße die Kopperſchläger⸗ 
ſtrate, auch Gropengeterſtrate. Zum Oſterſtraßenviertel gehörten 
ferner der Große und Kleine Wolfshorn (Große und Kleine 
Packhofſtraße), die Unslinger⸗, |páter Seilwinderſtraße, und 
bie Gruttemeker⸗, ſpäter Röſelerſtraße. Der Röſehof, Johannis⸗ 
hof und Potthof ſind erſt im 16. Jahrhundert Straßen ge⸗ 
worden, die Windmühlen⸗ und Baringſtraße erſt im 19. Jahr⸗ 
hundert durchgebrochen. — 2. Zur Marktſtraße gehörte, als ihre 
Fortſetzung, die Schmiedeſtraße, ferner die Juden⸗, jetzt Schuh⸗ 
ſtraße. — 3. Zur Köbelingerſtraße gehörten noch die Damm⸗, 
Kramer⸗, Knochenhauer⸗, Bock⸗ (ſpäter Juden⸗, jetzt Ballhof 
jtrake), Kreuzſtraße, der Kreuzkirchhof, Tiefenthal, Goldener 
Winkel, Mauernſtraße (Marſtallſtraße) und Wrenſchenhagen 
(Kaiſerſtraße). — 4. Zur Leinſtraße gehörte auch deren Ver⸗ 
längerung, die Burgſtraße, ferner der Knappe Ort, die Twenger⸗ 
frate oder der Blaue Donner (jetzt Neuer Weg), die Mühlen⸗ 
ftrake, Schuhſtraße (jetzt Schloßſtraße), Brückſtraße (jetzt Ernſt⸗ 
Auguſt⸗Straße), Stovenweg (Rademacherſtraße), Beginenſtraße 
(Pferdeſtraße) und Piperſtraße (Roßmühle). Außer dem Markt⸗ 
platze ſüdlich der Marktkirche gab es noch den Hokenmarkt, nörd⸗ 
lich von ihr, und den Holzmarkt. Die Inſel zwiſchen den beiden 
Leinearmen gehörte noch mit zur Altſtadt, die Gegend weſtlich 
davon zur Neuſtadt. 

Das Ausſehen der Straßen änderte ſich bereits im 
13. Jahrhundert infolge des Überganges aus den ehemals dörf⸗ 
lichen in ſtädtiſche Verhältniſſe. Bei fortſchreitender engerer Be⸗ 
bauung wurden dann die Wohnhäuſer dicht nebeneinander, un⸗ 
mittelbar an der Straße erbaut. Eine Pflaſterung zunächſt ein⸗ 
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zelner Straßen iit wohl erjt im 14. Jahrhundert eingetreten. 
Die jetzige Knochenhauerſtraße wird 1316 „Neuer Steinweg“ 
genannt; hiernach wird es ſchon früher einen älteren Steinweg 
gegeben haben, aber eben nur als Ausnahme, wie ſich aus der 
Benennung entnehmen läßt. 

Das ſtädtiſche Wohnhaus ähnelt in gewiſſer Hinſicht 
dem niederſächſiſchen Bauernhauſe, deſſen Giebelſeite der 
Straße zugekehrt iſt, wie wir es in ſeiner ſpäteren Form 
noch jetzt vor Augen ſehen. Die bisherigen Bauernhäuſer blieben 
jedenfalls zunächſt und ſolange ihre Beſitzer noch vorwiegend 
Landwirtſchaft betrieben, in ihrer Eigenart beſtehen. Dann än⸗ 
derte ſich jedoch ihre innere Einrichtung in dem Maße, in wel⸗ 
chem der landwirtſchaftliche Betrieb durch die Ausübung eines 
ſtädtiſchen Gewerbes verdrängt wurde. Alsdann wurden neben 
der Diele ſtatt der Ställe Geſchäfts⸗ oder Wohnräume einge⸗ 
baut, über dem Erdgeſchoſſe noch ein oder mehrere Stockwerke 
errichtet und zu dieſen vom ehemaligen Flett eine Treppe hin⸗ 
aufgeführt. Was die Bauausführung betrifft, ſo läßt ſich an⸗ 
nehmen, daß die Häuſer aus Holzfachwerk errichtet, und daß die 
Zwiſchenräume urſprünglich mit Flechtwerk und Lehm ausgefüllt 
geweſen ſein werden. 

Es lag nahe, ſolche Giebelhäuſer in den Fällen zu 
errichten, wo die Form des Grundriſſes hierfür geeignet war. 
Es kam aber vielfach vor, daß das Grundſtück beſſer verwertet 
werden konnte, wenn auf ihm ein Traufen haus gebaut 
wurde, indem die Traufenſeite des Hauſes der Straße zugekehrt 
war. Da in Hannover beide Arten neben einander vorhanden 
ſind, ſo hat dieſe Abwechslung noch einen beſonderen Reiz für 
das Stadtbild ergeben. 

Die meiſten Bürgerhäuſer des Mittelalters werden ähnliche 
einfache Formen aufzuweiſen gehabt haben wie einige Fachwerk⸗ 
bauten, die in Braunſchweig und Hildesheim aus dem 15. Jahr⸗ 
hundert erhalten geblieben ſind. In Hannover finden ſich für 
ſolche die früheſten Jahreszahlen an den Häuſern Kleine Pack— 
hofſtraße 8 mit 1533 und Knochenhauerſtraße 8 mit 1534. Auch 
von den undatierten Fachwerkbauten Hannovers dürfte keines 
in das 15. Jahrhundert zurückreichen. Neben ſolchen Bauten 
gab es eine Anzahl von Bürgerhäuſern, die maſſiv aus 


Backſteinen gebaut und mit treppenförmig abgeſtuftem Giebel 
verſehen waren. Von dieſen find nur die Häuſer Dfter« 
ſtraße 59 und Knochenhauerſtraße 28 erhalten geblieben. Bereits 
1241 nannte ſich ein Bürger Johann „vom Steinhauſe“: es gab 
alſo ſchon damals mindeſtens ein ſteinernes Haus. 


Die kirchlichen Gebäude nahmen nach Zahl und Be⸗ 
deutung eine hervorragende Stellung in Hannover ein. Als 
älteſte und anſehnlichſte iſt zunächſt die Kirche SS. Jacobi et 
Georgii zu nennen; ſie wird 1238 zuerſt erwähnt, ſpäter nach 
ihrer Belegenheit meiſt Marktkirche genannt. Schon 1266 
mußte die Erneuerung ſchadhafter Teile in Ausſicht genommen 
werden; ſchließlich wurde 1349 damit begonnen, Kirche und 
Turm neu zu bauen; in dieſem Zuſtande iſt ſie uns, nach Beſei⸗ 
tigung einiger Anbauten, im weſentlichen erhalten geblieben. 
Um dieſelbe Zeit, ſeit 1347, wurde auch die Aegidienkirche 
neugebaut; ihr jetziger Turm ſtammt jedoch erſt aus dem An⸗ 
fange des 18. Jahrhunderts. Die Marktkirchengemeinde war 
ſchon im 13. Jahrhundert zu groß für die eine Kirche geworden; 
es wurde daher 1284 der nördlich gelegene Teil abgetrennt und 
der Kirche S. Spiritus überwieſen. Die Grenze zwiſchen beiden 
Gemeinden iſt dieſelbe geblieben, wie ſie damals gezogen wurde. 
Statt der Heiligen⸗Geiſt⸗Kirche wurde dann 1333 die neuer⸗ 
baute Kreuzkirche Pfarrkirche für dieſe Gemeinde, während 
die Heilige⸗Geiſt⸗Kirche dem Hoſpital zugewieſen wurde. Die 
Kreuzkirche iſt ſpäter mehrfach verändert worden: 1496 wurde 
an der Nordſeite eine Sakriſtei angebaut und daſelbſt im 16. 
Jahrhundert die Kirche durch einen zweiten Anbau erweitert. 
Nachdem 1630 die Turmſpitze bei einem Sturme eingeſtürzt war, 
wurde ſie 1653 durch Johann Duve neugebaut und 1655 eine 
Grabkapelle an der Südſeite angebaut. 


Von den drei Altſtädter Pfarrkirchen ſtand während des 
Mittelalters nur die Kreuzkirche unter dem Patronat des Rates; 
über die Markt- und Aegidienkirche erwarb dieſer das Patronat 
erſt nach der Reformation. Zu den Kirchen gehörten noch meh⸗ 
rere Wohnhäuſer für die Geiſtlichen und die übrigen kirchlichen 
Angeſtellten. So wird bei der Marktkirche das am Markte ge⸗ 
legene Pfarrhaus 1315 erwähnt, das Haus des Küſters 1356. 
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Die ſogenannte Wedeme war ein beſtimmter Teil des kirchlichen 
Grund beſitzes. N 

Die Kapelle S. Galli, die ſchon 1241 erwähnt wird, 
lag auf der Burg Lauenrode und wurde nach der 1371 erfolg⸗ 
ten Eroberung der Burg gleichfalls zerſtört. Zu ihr gehörte der 
St.⸗Gallen⸗Hof, an der Ecke der Burg⸗ und Ballhofſtraße, wo⸗ 
ſelbſt 1446 wiederum eine Kapelle gleichen Namens gebaut 
wurde. Sie ſtürzte 1630 bei einem Sturmwinde ein, und es iſt 
von ihr nichts erhalten geblieben. — Auf ber Neuſtadt beſtand 
ſeit dem Ende des 14. Jahrhunderts eine Marienkapelle, die 
hernach in erweiterter Geſtalt als Schule diente und 1859 abge⸗ 
brochen wurde. 

Zu dem Kloſter der Franziskaner (Minoriten, Barfüßer⸗ 
mönche) an der Leinſtraße, 1291 zuerſt erwähnt, gehörte bie 
Kirche daſelbſt, die um die gleiche Zeit erbaut ſein wird. Von ihr 
wurde etwa 1640 ein Teil beſeitigt; das übrige, außen völlig 
verändert, bildet jetzt die Schloßkirche. Auch beſaßen mehrere 
auswärtige Klöſter Höfe in der Stadt, von denen der Loccumer 
Hof erhalten geblieben iſt. Das Kloſter Marienrode hatte einen 
Hof an der Köbelingerſtraße, die Klöſter Barſinghauſen und 
Marienwerder an der Ecke der Burg⸗ und Marſtallſtraße, Ma⸗ 
rienſee in der Marſtallſtraße, die Carmeliter von Marienau an 
der Oſterſtraße, die Auguſtiner von Herford in der Röſeler⸗ 
ſtraße und die Peweler (Pauliner in Hildesheim) an der Köbe⸗ 
ſingerſtraße. Das Haus der Beginen lag in der Pferdeſtraße; 
die Einrichtung ihres Ordens war z. T. der der Nonnenklöſter 
ähnlich. 

Außer dem ſeit 1256 beſtehenden Hoſpitale S. Spiritus 
an der Schmiedeſtraße war noch das Hoſpital S. Nicolai, vor 
dem Steintore liegend, vorhanden, 1325 zuerſt erwähnt. Zu 
ihm gehörte die 1284 zuerſt genannte Nifolaifapelle, deren er⸗ 
halten gebliebener Chor aus dem 14. Jahrhundert ſtammen 
wird; das Schiff der Kapelle iſt 1742 erneuert. 

Alle dieſe kirchlichen Gebäude gehörten, ebenſo wie die 
Altſtadt ſelbſt, die Neuſtadt und das Steintorfeld, zum Bistum 
Minden, und zwar zum Archidiakonate Pattenſen. Da⸗ 
gegen gehörte die Marienkapelle vor dem Aegidientore bereits 
zum Bistum Hildesheim, Archidiakonat Sarſtedt; ſie wurde 
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bald nad) 1349 erbaut, in ber Reformationszeit an eine andere 
Stelle verlegt und ſchließlich 1647, ba bie Feſtungswerke vor 
dem Aegidientore erweitert wurden, ganz abgebrochen. 

Der Sitz der ſtädtiſchen Verwaltung war das Rathaus. 
Das ültejte dieſem Zwecke dienende Gebäude lag an der Ecke bes 
Marktes und der Marktſtraße und enthielt u. a. einen größeren 
Raum, der gelegentlich auch bei Hochzeitsfeiern und anderen Feſt⸗ 
lichkeiten der Bürger benutzt wurde. Die „Laube auf dem Rat⸗ 
hauſe“, die 1355 genannt wird, war eine nach dem Marktplatze 
hin offene Halle. Im Laufe des 14. Jahrhunderts nahm die 
Einwohnerzahl Hannovers und damit auch die Verwaltungs⸗ 
geſchäfte erheblich zu, ſo daß die Räume des bisherigen Rat⸗ 
hauſes ſchließlich nicht mehr genügten. Zunächſt wurde an der 
Marktſtraße ein neues Rathaus gebaut, das gegen 1439 fertig 
war. Alsdann wurde unmittelbar daneben 1453 — 1455 am 
Marktplatze ein größerer Bau aufgeführt, deſſen Giebelſeiten 
nach der Markt⸗ bzw. Köbelingerſtraße ſehen. 

Aus den Regiſtern, die über den Bau des Rathauſes 
erhalten find, ergiebt jid), daß in der Zeit von 1453 bis 1455 
verausgabt wurden 817 P. Pfund Pfennige), 17 8 (Schillinge), 
9 Y (Pfennige). In Wirklichkeit hat jedoch der Bau weit mehr 
gekoſtet, indem verſchiedenes dabei nicht mit in Rechnung ge⸗ 
bracht iſt. So iſt der Wert des aus der Eilenriede bezogenen 
Holzes nicht in Anſchlag gebracht, ſondern nur die Koſten für 
das Fällen der Bäume, das Herbeiſchaffen auf Wagen und das 
Zerſchneiden zu Dielen, Balken, Dachſparren uſw. Die Back⸗ 
ſteine wurden aus der ſtädtiſchen Ziegelei genommen und daher 
als ſolche nicht berechnet, ſondern nur die Koſten für das Herbei⸗ 
ſchaffen und das Glaſieren eines Teiles derſelben. Berechnet 
wurden nur 1500 Mauerſteine, die auswärts angekauft waren. 
Ebenſo ſind Dachziegel und Schiefer nicht mit berechnet. Der 
Kalk wurde auf dem ſtädtiſchen Röſehofe gebrannt, und es 
kommen für ihn nur die Koſten des Löſchens in der Baurech⸗ 
nung vor. Die Stadtbaumeiſter übertrugen den Bau des Rat⸗ 
hauſes den Meiſtern Ludeke und Curd. Gleich im erſten Regiſter 
findet fid) folgende Ausgabe: „2½ B, be de Meſter Ludeke und 
Meſter Cord vordrunken hadden in dem Berkeller, alſe on de 
Buwmeſter dat Radhus verdinget hadden“. Hans Witzendorff 


in Lüneburg erhielt 3 P. für Glafur zu den Steinen, Fuhrlohn 
inbegriffen. Den Fries, der ſich um das Rathaus hinzieht, und 
der Medaillons und Wappen aus gebranntem, glaſiertem Ton 
enthält, ſtellte der Maler Claus für 2 P. her. Steinerne Erker, 
Erkenere, wurden angebracht, doch läßt ſich nicht genau feſt⸗ 
ſtellen, wo ſie ſich befunden haben, da das Rathaus im 16. 
Jahrhundert ſehr verändert worden iſt. Für die Glasfenſter 
erhielt ber Glaſer Heinrich Krege 24 P. Als beſondere Vergũ⸗ 
tung erhielten die Arbeiter von Zeit zu Zeit Biergeld und Bad⸗ 
ſtubengeld. 

Die Schule, 1267 bereits vorhanden, 1315 neu erbaut, lag 
an dem Platze nördlich von der Marktkirche, zwiſchen dem Hauſe 
des Pfarrers und der Hokenhalle. 

Außer der Klickmühle und Brückmühle gab es noch mehrere 
andere Mühlen, teils an den beiden Hauptarmen der Leine, 
teils an dem ſpäter eingegangenen äußeren Mühlenſtrange ge⸗ 
legen. Als Badeſtuben waren der Oſterſtoven an der Oſterſtraße, 
der Nige Stoven, ſeit 1392 beſtehend, an der Leinſtraße, und 
der Leinſtoven an der jetzigen Rademacherſtraße vorhanden. 
Man nahm darin Waſſerdampfbäder; der Dampf wurde her⸗ 
vorgebracht, indem Waſſer auf heiße Kieſelſteine gegoſſen wurde. 

Außerdem gab es gegen Ende des Mittelalters noch eine 
Anzahl ſtädtiſcher Gebäude, die z. T. einzelnen ſtädtiſchen Amts⸗ 
ſtellen dienten, z. T. an Gewerbetreibende vermietet wurden. 
Von erſteren mögen die Münze, die Stadtwage, der Marſtall 
und der Ziegelhof genannt werden. Das Kaufhaus war gegen 
eine jährliche Abgabe an die Kaufmannsinnung vermietet, das 
Fleiſchhaus, die ſogenannte Coldunenborg, an der Ecke der Kö⸗ 
belinger⸗ und Dammſtraße, an die Knochenhauer, der Schuhhof 
an die Schuhmacher, der Brotſcharren, an der Schmiedeſtraße 
gegenüber der Seilwinderſtraße, an die Bäcker; die da— 
neben liegende Garküche, „Garbraderie“, war gleichfalls ver- 
mietet. Ferner wird eine Bude der Ratsknechte erwähnt, ſowie 
das im Kleinen Wolfshorn bei der Stadtmauer gelegene Haus 
des Henkers, die Hengerie, des Scarpenrichteres Hus, auch de 
Bodelie genannt. Eine „Dorenkiſte“, ein Raum zur Unterbrin- 
gung von ulm befand li bei ber Mauer am 
Steintore. 
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Gleichfalls auf der Inſel zwiſchen dem inneren Leintore und 
der Brückmühle, lag der Waſſerhof. Es gab ferner eine Rohr⸗ 
leitung aus Holz, deren Hauptrohr von dem Kunſtrade bei 
der Klidmühle auf den Markt geführt war, woſelbſt jid) ein 
Pfoſten befand. Der Rat ſchickte 1487 den Hans Baumgarten 
nach Bremen, um das dortige Kunſtrad zu beſichtigen, und ließ 
1492 ein neues Waſſerrad herſtellen. 


Die Rechte des Landesherrn in der Stadt. 

Das Verhältnis der Stadt zum Landesherrn 
fand ſeinen Ausdruck in dem Huldigungseide, der dem Herzoge 
nach ſeinem Regierungsantritte geleiſtet wurde. Dieſes geſchah 
jedoch erſt, nachdem der Herzog ſeinerſeits die Privilegien der 
Stadt beſtätigt hatte. Als am 9. Dezember 1355 der junge Her⸗ 
zog Ludwig gelobte, die Stände des Fürſtentums Lüneburg bei 
allen ihren Rechten zu laſſen, wurden „die Münze und der 
Wechſel in der Stadt Hannover“ beſonders aufgeführt. Einige 
Tage darauf kam Ludwig nach Hannover und gelobte in der 
Laube auf dem Rathauſe jedem der Ratsherren in die Hand, 
daß er ſie, die Bürger und die Stadt bei allem ihrem Rechte 
und Gewohnheit laſſen wolle. Dagegen leiſteten ihm die Rats⸗ 
herren den Huldigungseid und gelobten: „Geſchähe es, daß Her⸗ 
zog Wilhelm von Braunſchweig und Lüneburg, unſer Herr. 
ohne rechte Erben ſtürbe, ſo wollen wir den Junker Ludwig, 
Herzog von Braunſchweig, als rechten Herrn anſehen und mit 
Hannover ihm anhängen ohne irgendwelche Argliſt. Dazu helfe 
uns Gott und ſeine Heiligen“. Dieſen Eid ſchwuren die auf dem 
Markte verſammelten Bürger nach. Das Gelübde und die Eide 
leiſteten ſie auf Geheiß des Herzogs Wilhelm, der mit vielen 
ſeiner Mannen zugegen war. Darauf ſchwuren die herzoglichen 
Burgmannen auf Lauenrode im dortigen Moshauſe dem Junker 
Ludwig den Huldigungseid und gelobten, daß ſie ihn, falls 
Herzog Wilhelm ohne rechte Erben ſterben ſollte, für einen 
rechten Herrn halten und ihm das Schloß Lauenrode zu gute 
halten wollten. 

Als Junker Ludwig früh geſtorben war, kam als demnäch⸗ 
ſtiger Nachfolger Herzog Wilhelms zunächſt Herzog Magnus 
d. J. von Braunſchweig in Betracht. Dieſer gelobte 1367, alle 
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Einwohner bes Fürſtentums bei ihren Rechten zu laſſen, „unde 
of by Namen be 9tabman unde de Borgere der Stad to Hono⸗ 
vere, de nu ſynt, unde alle ore Nacomelinge, unde de Monte 
unde de Wesle in der Stad to Honovere“. An demſelben Tage 
gelobte Magnus, dieſes mal in der Ratsküche, jedem Ratsherrn 
beſonders in die Hand, daß er ſie, die Bürger und die Stadt 
bei allem ihrem Rechte und Gewohnheit laſſen wolle. Dagegen 
huldigten ihm die Ratsherren und ſchwuren, daß ſie dem Her⸗ 
zog Magnus treu und hold ſein wollten, wie Bürger ihrem 
Herrn von Rechts wegen ſein ſollten, nach Herzog Wilhelms 
Tode, falls dieſer ohne rechte Erben ſterben würde. Dieſen Eid 
ſchwuren wiederum die Bürger auf dem Markte nach. — Die 
Städte haben dann aber infolge ihres zunehmenden Selbſt⸗ 
bewußtſeins dieſe Verpflichtungen gegen die Landesfürſten immer 
unliebſamer empfunden und ſich ihnen möglichſt zu entziehen ge⸗ 
ſucht. So beklagten ſich 1443 die Herzöge darüber, daß die ihnen 
zuſtehende Huldigung ſeitens der Städte Lüneburg und Han⸗ 
nover noch immer nicht geſchehen ſei. 


Von ihren Hoheitsrechten bzw. nutzbaren Berechtigungen 
hatten die Herzöge das Münzregal bereits 1322 aus den Hän⸗ 
den gegeben, den Worthzins 1348 an die Stadt verkauft, auf 
ihr Geleitsrecht verzichtet und auch die Schule der Stadt über⸗ 
laſſen. Dagegen behielten ſie ſich das Gericht und den Zoll aus⸗ 
drücklich vor: „Hir hebbe we enbuten beſcheden uſe Gerichte unde 
ulen Toln enbinnen unde enbuten der Stad to Honovere; bes ne 
verkope we nicht“. Das Gericht war nämlich für die Herzöge eine 
wichtige Einnahmequelle wegen der ihnen daraus zufließenden 
Gerichtsgefälle. Ebenſo ſcheint der Zoll ziemlich einträglich ge- 
weſen zu ſein, ſo daß ſie Grund hatten, an ihm feſtzuhalten. 


Falls der Rat Veränderungen in der Befeſtigung der Stadt 
vornehmen wollte, ſo bedurfte er hierzu der herzoglichen Geneh⸗ 
migung. So erlaubte 1357 Herzog Wilhelm den Bürgern im 
allgemeinen den Bau an den Feſtungswerken, unterſagte ihnen 
jedoch, die Stadt auf der Seite gegenüber Lauenrode noch weiter 
zu befeſtigen. Ebenſo geſtatteten 1371 die Herzöge Wenzel und 
Albrecht der Bürgerſchaft: „Dat ſe de Stad to Honovere mogen 
grotere maken unde veſtenen mid buwende, mid murende unde 
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mid grawende unb mid Wateren bar bi to bringenbe, wo unde 
wur bem Rade bar[ulpes dat dunket nutteſt unde bequem weſen“. 

Für die Verwaltung der herzoglichen Güter und Rechte 
waren Vogteien eingerichtet, deren jede einem herzoglichen Be⸗ 
amten, dem Vogt unterſtellt war. Neben ber Vogtei Lauen⸗ 
rode bildete auch Hannover für ſich den Amtsbezirk eines 
Vogtes; einer von ihnen, Johann von Langreder, wird 1350 
genannt, „en Richter to Honovere van der edelen Vorſten wegene 
to Luneborch“. In der Zeit bes lüneburgiſchen Erbfolgeſtreites 
ſcheint man die beiden Vogteien zuſammengefaßt zu haben, wie 
ſich aus der Urkunde vom 1. Juni 1371 entnehmen läßt, in wel⸗ 
cher die Herzöge Wenzel und Albrecht den Bürgern erlaubten, 
das Schloß Lauenrode zu behalten und zu zerſtören. Jedoch „de 
Vogedye, de to dem Slote hord, de wille wy uns beholden 
binnen unde buten der Stad to Honovere mit alleme Rechte“. 
Demnach wurden damals zur Vogtei Lauenrode auch vogteiliche 
Gerechtſame innerhalb der Stadt gerechnet. Dagegen ſpricht die 
Bezeichnung in einer Urkunde vom 6. Januar 1372: „de Her⸗ 
ſchop to Lauenrode mid alle deme, dat bor to horet und Hono⸗ 
ver, Rickelinge, die Schune und de Louwenow“ dafür, daß Her⸗ 
zog Magnus Hannover nicht mit zur Herrſchaft Lauenrode 
rechnete. 

Der Geldmangel, unter dem die Fürſten ſchon vordem zu 
leiden gehabt hatten, war durch den Erbfolgeſtreit noch ſchlimmer 
geworden, und fie ſahen ſich fortgeſetzt zu dem bedenklichen Mittel 
der Verpfändung nutzbarer Hoheitsrechte gezwungen. Eine ſolche 
betraf den öſtlichen Teil der Vogtei Lauenrode, an welcher die 
Biſchöfe von Hildesheim von altersher ein beſonderes Intereſſe 
gehabt hatten. Am 22. September 1373 ſtellte nämlich Biſchof 
Gerhard von Hildesheim in Hannover eine Urkunde aus, wonach 
ihm die Herzöge alles zur Herrſchaft Lüneburg gehörige „Gut, 
Höfe, Zehnten, Dörfer, Freie und andere Leute, mit Gericht und 
Recht und mit aller Zubehör in Waſſer, Weide und Gehölzen, 
das zu der Vogtei Lauenrode gehört, von der Eilenriede an vor 
Hannover“ nach dem Stifte Hildesheim hin, „nach Ausweis der 
Landwehr bei Buchholz“, wie es der Ritter Dietrich v. Alten zu 
Herzog Magnus Zeit beſeſſen hatte, für 800 löthige Mark, die 
ihm Herzog Magnus ſchuldig war, verpfändeten. Auch wurde 
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feſtgeſetzt, daß die herzoglichen Vögte und bie Bürger von Han⸗ 
nover im Beſitze der Landwehr bei Döhren und Kirchrode blei⸗ 
ben und die Landwehr zwiſchen Misburg und Hannover ebenſo 
wie bisher ausbeſſern ſollten. 

Sodann verpfändeten die Herzöge 1381 die Vogtei zu 
Lauenrode „mit allerlei Recht und Gericht, Ungericht, Nutzen 
und Zubehör, aber ohne geiſtliche und weltliche Lehn“ für 400 
löthige Mark Silber den Rittern Gebhard und Johann von 
Salder zunächſt auf ein Jahr. Viel länger wird dieſes Verhält⸗ 
nis nicht gedauert haben, denn bald darauf verpfändeten die 
Herzöge die Vogtei Lauenrode an die von Mandelsloh. Von 
ihnen löſten ſie die Vogtei alsbald wieder ein für 100 löthige 
Mark, die ſie ſich vom Rate der Stadt Hannover liehen. Für 
dieſe Summe verpfändeten ſie 1384 dem Rate die Vogtei und 
das Gericht in der Stadt Hannover, ſowie außerhalb derſelben 
noch bis an die Schlagbäume auf mindeſtens drei Jahre. Als 
1395 die v. Schwicheldt als Amtleute in den Dienſt der Herzöge 
traten, überlieferten ihnen dieſe u. a. auch die Vogtei zu Han⸗ 
nover. Die aus dem 15. Jahrhundert vorliegenden Nachrichten 
laſſen gleichfalls erkennen, daß die Verpfändung der ſtadthan⸗ 
noverſchen Vogtei an die herzoglichen Vögte eine ſich wieder⸗ 
holende Verwaltungsmaßregel geworden war. 

Die Biſchöfe von Hildesheim hatten übrigens noch lange an 
den Anſprüchen feſtgehalten, die ihnen nach dem Vertrage von 
1283 auf die Lehnshoheit über die Burg Lauenrode und die 
Stadt Hannover zuſtanden. Herzog Magnus ſelbſt erkannte 
dieſes Verhältnis gelegentlich an, als es ihm darauf ankam, dieſe 
Güter als hildesheimiſche Lehen erſcheinen zu laſſen. Ebenſo 
wies noch 1406 der Biſchof Johann darauf hin, die Grafſchaft 
Lauenrode ſei Lehn vom Stifte Hildesheim und nicht vom 
Reiche. | 

Auf die kirchlichen Verhältniſſe in der Stadt 
Hannover übte der Herzog einen gewiſſen Einfluß aus durch ſein 


aus privatrechtlichem Urſprunge entſtandenes Patronatrecht, das 
er über eine Anzahl geiſtlicher Stellen ausübte. Er war Patron 
der Marktkirche und der Aegidienkirche, ſowie mehrerer Altäre 
in ihnen. Dasſelbe Recht ſtand ihm zu hinſichtlich der St. Gallen: 
kapelle zu Lauenrode. Nachdem der Pfarrer daſelbſt, Edelherr 
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Heinrich von Schwalenberg, die Stelle niedergelegt hatte, prä⸗ 
ſentierte Herzog Otto 1351 dazu dem Archidiakon zu Pattenſen 
den Prieſter Dietrich von Dalenburg. 

Als Inhaber eines großen Grundbeſitzes, als deſſen Mittel⸗ 
punkt der St. Gallen⸗Hof an der Burgſtraße anzuſehen iſt, 
hatten die Herzöge ehemals auch in wirtſchaftlicher Hinſicht eine 
überwiegende Stellung in Hannover eingenommen. Im Laufe 
der Zeit war dieſer herzogliche Beſitz jedoch durch Schenkungen 
von Häuſern, Höfen und Ländereien an geiſtliche oder wohl⸗ 
tätige Anſtalten u. a. ſehr vermindert, durch Fortgabe als Lehen 
der unmittelbaren Verfügung des Herzogs entzogen oder durch 
Verpfändungen in ſeinen Erträgen beeinträchtigt worden. 

In früherer Zeit ſcheinen den Fürſten faſt ſämtliche bei der 
Stadt gelegenen Mühlen gehört zu haben. Auch ſpäter noch 
waren die meiſten von ihnen im Eigentum der Herzöge, aber 
nicht unmittelbar für ſie verwaltet, ſondern verlehnt oder ver⸗ 
pfändet. Bei einigen wird beſonders erwähnt, daß ſie einen 
Getreidezins an den Herzog abgeben mußten. Die zur Burg 
Lauenrode gehörige Fiſcherei, die bisher dem Vogte zu 
Hannover verpfändet geweſen war, überließen 1375 die Her⸗ 
zöge der Stadt Hannover auf ewige Zeiten, ſobald das * 
verhältnis gelöſt ſein würde. 

Bereits 1241 wird als Abgabe der Stadt an den 
Herzog eine Bede genannt, die damals 20 Mark Silber be⸗ 
trug und zu Weihnachten gezahlt werden mußte. Wie zum 
Jahre 1331 berichtet wird, ſcheint der Rat die Steuer damals 
auf mehrere Jahre vorausbezahlt oder die Fürſten ſonſt durch 
Geld unterſtützt zu haben; wenigſtens verſprachen ſie, die Stadt 
während der nächſten vier Jahre mit keinerlei Abgabe beſchweren 
zu wollen. Später werden, aus beſonderen Urſachen entſtanden, 
noch andere unmittelbare Abgaben der Stadt an den Herzog er⸗ 
wähnt, ſo z. B. 1502 und ſpäter eine jährliche Abgabe von 
150 Rhein. Gulden. Zu den Einnahmen, die urſprünglich den 
Herzögen zugeſtanden hatten, von ihnen aber durch Belehnung 
fortgegeben waren, gehörten die ſogenannten Burglehen, die 
vom Rate als Renten an die Berechtigten zu zahlen waren. Eine 
mittelbare Abgabe war die Akziſe auf Bier, die dem Herzoge 
eingeräumt war, ſich aber, wie 1451 feſtgeſtellt wurde, nicht be⸗ 


1 


währt hatte. Weit ertragreicher war der Zoll, für deſſen Er⸗ 
hebung ein beſonderes Haus auf der Schmiedeſtraße, das Zoll⸗ 
haus, auch Zollbude genannt, beſtimmt war. 

Die Gerichtshoheit hatte von jeher dem Landesherrn 
gebührt, und als fein Vertreter führte der Vogt den Vorſitz im 
herzoglichen Gerichte. Aus dem Grafſchaftsgerichte im Marſten⸗ 
gau war das Landgericht entſtanden, das vom Herzoge ab» 
hängig und deſſen Stätte bei der Burg Lauenrode war. Eine 
ſolche Gerichtsverhandlung, in der Hildemar von Oberg, herzog⸗ 
licher Vogt zu Hannover und Schaumburg, den Vorſitz führte. 
fand 1267 Statt in dem Laubengebäude vor der Burg Lau⸗ 
enrode und betraf einen Verzicht des Heinrich von Wagen⸗ 
zelle auf Länderei zu Harber (Kreis Burgdorf) zu Gunſten des 
Kloſters Wienhauſen. Hildemar wirkte dann dem Heinrich von 
Wagenzelle Frieden aus, und zwar im Namen ſeines Herrn, des 
Herzogs Johann und unter Grafenbann. 

Die weitere Entwicklung dieſes Gerichtes läßt ſich hier nicht 
im einzelnen verfolgen; es wird genügen, noch auf zwei ſpätere 
Urkunden hinzuweiſen. Im Jahre 1368 war Johann Vurhop 
Vogt des Herzogs von Lüneburg zu Lauenrode und führte als 
ſolcher den Vorſitz in einem Gerichte, das „uppe dem Bomgarden 
vor Louwenrode“ ſtattfand, und in welchem u. a. der hannoverſche 
Bürger Ulrich Lutzeke als Vorſprecher, die Knappen Bertold v. 
Ilten und Cord v. Alten als Dingleute anweſend waren. Von 
demſelben Gerichte behauptete Herzog Wilhelm 1444: Wer 
vor unſerem höchſten Gerichte, nämlich auf bem Baum⸗ 
garten vor Lauenrode, geächtet iſt, der iſt auch geächtet 
in der Goh Seelze und anderen Gohgerichten, ſo weit ſich das 
Fürſtentum Braunſchweig⸗Lüneburg erſtreckt. Einige Zeit darauf 
wurde dieſes Gericht nach Ronnenberg, ſpäter nach Pattenſen 
verlegt. | | 

Als Hannover ſeit ber Zeit Heinrichs des Löwen die Stel⸗ 
lung einer Stadt erlangte, erfolgte zugleich die Loslöſung ſeines 
Bezirkes aus dem Bereiche der Grafſchaft, zu der es bisher ge⸗ 
hört hatte. Für das Gerichtsweſen der Altſtadt war 
ſeitdem unter dem Vorſitze eines herzoglichen Vogtes ein 
beſonderes Gericht zuſtändig. In der Folgezeit iſt es dann 
dem Rate gelungen, teils die Befugnis dieſes Gerichtes ein⸗ 
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zuſchränken, teils deſſen Zuſammenſetzung von jid abhängig 
zu machen. Durch zähes Verfolgen feines Zieles erreichte 
er es, daß der Vogt, wenn er auch Beamter des Her- 
zogs blieb, doch ein hannoverjher Bürger fem mußte. Auch 
pflegten im Auftrage und als Vertreter des Rates mehrere 
ſeiner Mitglieder an den Gerichtsverhandlungen teilzunehmen. 
Über deren Verlauf und Ergebnis wurde eine Niederſchrift ange⸗ 
fertigt, von denen manche erhalten geblieben ſind und uns einen 
Einblick in das Weſen dieſes durchaus auf deutſchrechtlicher 
Grundlage beruhenden Gerichtes gewähren. 

In einer ſolchen Gerichtsſitzung, die unter Vorſitz des 
Vogtes und in Gegenwart der Ratsherren 1279 ſtattfand und als 
Freiding bezeichnet wird, überließ der Bürger Giſelbert Düwel 
dem Kloſter Loccum ſeine zwei am Markte gelegenen Buden. 
Nach einer Urkunde des Jahres 1350 war damals Johann von 
Langreder Vorſitzender in einem gehegten Gerichte, vor welchem 
dem Kloſter Marienrode Güter in Laatzen aufgelaſſen wurden. 
Dabei werden als anweſend noch vier Dingleute und ein Vor⸗ 
ſprecher genannt, und zwar waren dieſe ſämtlich Mitglieder 
ſtadthannoverſcher Familien. Ebenſo waren, um ein Beiſpiel aus 
dem 15. Jahrhundert zu nennen, bei einem Gerichte, das der 
„Richtevogt zu Hannover“ Bertold Grope 1410 „an rechter 
richtes ſtad“ wegen behaupteter Unfreiheit ſtadthannoverſcher 
Einwohner hielt, ein Vorſprecher, ſowie als Dingleute zwei 
Ratsherren anweſend. 

Dem Anfange des 15. Jahrhunderts gehört wahrſchein⸗ 
lich auch die Aufzeichnung einiger Beſtimmungen an, die in Form 
von Fragen und Antworten, die im Stadtgerichte, wohl jedes⸗ 
mal zu Anfang, vorgeleſen werden ſollten, und die größtenteils 
auch in das Stadtrechtsbuch aufgenommen ſind. Ein Teil von 
ihnen betrifft das Gericht ſelbſt, das hier das Echte Ding 
genannt wird, und zwar die Vorladung vor Gericht, Gebühren 
für den Richter, den Gerichtsdiener, die Erhebung von Klagen 
lediglich durch Bürger. Hinſichtlich der Zuſtändigkeit des Land⸗ 
gerichtes auf dem Baumgarten bei Lauenrode wurde gefragt, 
„wer men den Borger ok vorclagen moge uppe dem Bomgarden, 
de hir vor dem Rade recht weſen wil“, und geantwortet: He ne 
mach des nicht don. Andere Beſtimmungen betrafen den Schutz 
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der ſtädtiſchen Landwehr gegen Beſchädigung, Schutz für Wieſen 
und Zäune, Grenze der Zuſtändigkeit des Echten Dinges nach 
dem Werte der in Rede ſtehenden Sache, Verkauf von Pfändern, 
Arreſtverfahren eines Bürgers gegen einen Fremden. 

Auch das Strafrecht gehörte zur Zuſtändigkeit des 
Echten Dinges, und es mag hier hervorgehoben werden, daß be⸗ 
ſonders die gegen Ende des Mittelalters mehrfach vorkommen⸗ 
den Hexenprozeſſe uns einen ſehr unliebſamen Einblick m 
den Aberglauben der damaligen Zeit gewähren. Als Beiſpiel 
möge hier eine Gerichtsverhandlung dienen, die 1532 ſtattfand, 
und über deren Verlauf der Vorſitzende, der herzogliche Vogt 
Lüder Bokholt eine Urkunde ausſtellen ließ. Er erklärt darin, 
daß er zu Hannover auf gebührlicher Stätte und zu rechter 
Richtezeit des Tages ein gehegtes Gericht gehalten habe. Da⸗ 
ſelbſt erſchienen die Geſchworenen des Rates und beſchuldigten 
durch ihren Vorſprecher Robbecke Bode die Frau Wunnecke Ko⸗ 
vinges auf Grund des von ihr abgelegten Bekenntniſſes. Auf 
ihren Antrag erlaubte der Vogt bie Verleſung dieſer Ausfage, 
die nunmehr wörtlich in der Urkunde wiedergegeben wird. Hier⸗ 
nach hat Wunnecke eingeſtanden, daß ſie in mehreren Fällen, die 
im einzelnen geſchildert werden, Gift und Zauberei gegen etliche 
Leute angewandt habe. Auf die Frage des Vogtes beſtätigte 
Wunnecke durch ihren Vorſprecher Henning Berendes, daß ſie 
geſtändig ſei. Daraufhin ließen die Geſchworenen fragen, welches 
ihre Strafe ſein ſolle. Meiſter Vieth, der Scharfrichter, um ein 
Urteil gefragt, hielt es für das beſte, daß er bie Wunnede aus 
der Stadt ſchleifte und im Feuer verbrannte, „up dat ſe des 
nicht mer en do“. Offenbar hatte Meiſter Vieth dieſes Urteil 
im Einverſtändniſſe mit dem Rate und auf deſſen Anweiſung ab⸗ 
gegeben. Die Abgeſandten des Rates dankten denn auch für das 
Urteil und baten um Ausſtellung eines Gerichtsſcheines. Nach⸗ 
dem Hans Hake ſich zuſtimmend geäußert hatte, wurde demge⸗ 
mäß beſchloſſen. Schließlich wird noch bemerkt, daß Gerd Engelke 
und Hermann Keyſer als Dingleute, Volkmar von Anderten und 
Hans vom Sode als Beiſitzer an der Gerichtsſitzung teilgenom⸗ 
men haben. 

Das Gericht bes Stadtvogtes hat jid) noch lange Zeit er- 
halten, wenngleich es immer belangloſer wurde und ſeine her⸗ 
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gebrachten Formeln dem neuzeitlichen Empfinden nicht mehr ent- 
ſprachen. Noch bis 1699 fand im Anfange jedes Jahres, nach⸗ 
dem der neue Rat ſein Amt angetreten hatte, das Goding im 
Ratskeller ſtatt, und der Rat beauftragte einige ſeiner Mit⸗ 
glieder, nebſt einem Stadtſchreiber, hinunter zu gehen und am 
Gerichte teilzunehmen. Nun aber ließ der Rat bei dem Gerichts⸗ 
Schultheißen Lucius anfragen, ob er damit einverſtanden ſei, 
daß das Gericht, „ſo vorjetzo zu nichts mehr dienſam, denn daß 
nur ein Geſpött davon gemachet würde“, aufgehoben werde. 
Nachdem er ſich bereit erklärt hatte, vorausgeſetzt, „daß ihm ſein 
accidentz bliebe“, wurde beſchloſſen, „daß nun und hinkünftig 
das Gödingſche Gerichte aufgehoben ſein, einem jedweden Theil 
aber, jo dabey intereſſiret, fein accidentz in salvo verbleiben 
ſollte“. 


Verfaſſung und Verwaltung der Stadt. 

Wir haben des Zuſammenhanges wegen die Geſchichte des 
herzoglichen Stadtgerichtes bis zu feinem Ende verfolgt und da⸗ 
bei bemerkt, wie der Rat zielbewußt beſtrebt geweſen iſt, ſeine 
eigene Machtbefugnis auch auf dieſem Gebiete immer weiter 
auszudehnen. Um nun die Rats verfaſſung und bie Ver⸗ 
waltung der Stadt zu ſchildern, müſſen wir nochmals zurück⸗ 
kehren und von den Anfängen ausgehen. 

Für die Entſtehung einer Stadtgemeinde war es von 
maßgebender Bedeutung, daß bei den Einwohnern, die räum⸗ 
lich mit einander vereinigt waren, die Verſchiedenheit ihrer ſozi⸗ 
alen und wirtſchaftlichen Stellung zurüdtrat gegenüber dem Be⸗ 
wußtſein ihrer Zuſammengehörigkeit. Dabei war es wichtig, daß 
alle auf den Zuſammenſchluß gerichteten Beſtrebungen von dem 
Fürſten begünſtigt wurden, der als Großgrundbeſitzer und Be⸗ 
gründer des Marktes einen hervorragenden Einfluß ausübte. 
Auf dieſer Grundlage hat jid) bie Einung zu einem Ganzen voll⸗ 
zogen, und für die weitere Entwicklung ſind die Befugniſſe maß⸗ 
gebend geweſen, die nach deutſcher Auffaſſung einer ſo entſtan⸗ 
denen Genoſſenſchaft zukamen. Dazu gehörte namentlich 
das Recht, ſich ſelbſt Satzungen zu geben und die eigenen Ange⸗ 
legenheiten zu verwalten, ſoweit dadurch nicht etwa Rechte an⸗ 
derer, hier im weſentlichen ſolche des Landesherrn, verletzt wur⸗ 
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den. Es iſt dann in der Folgezeit gerade das Genoſſenſchafts⸗ 
recht geweſen, dem wir die mannigfache Ausgeſtaltung der 
inneren ſtädtiſchen Verhältniſſe zu verdanken haben. 

Das Mindiſche Stadtrecht. 

Es kam darauf an, für Hannover Beſtimmungen zu treffen, 
wodurch deſſen rechtliche Stellung, insbeſondere ſein Verhältnis 
zum Herzoge geregelt wurde. Die urſprüngliche Grundlage für 
derartige Feſtſetzungen war das alte ſächſiſche Gewohnheitsrecht 
geweſen, wie es für den ſüdöſtlichen Teil Niederſachſens im 
Sachſenſpiegel dargeſtellt war. Dieſes mußte aber den neuen 
ſtädtiſchen Verhältniſſen nach Maßgabe der beſonderen Be⸗ 
dürfniſſe angepaßt werden, welche für jede Stadt ſich heraus⸗ 
ſtellten. Das betraf in erſter Linie die Gerichtsverfaſſung, indem 
die Stadt aus dem alten Gohverbande herausgenommen wurde, 
ſodann namentlich dasjenige, was mit der Einrichtung eines 
Marktes, alſo der Umgeſtaltung des Handels und Gewerbe⸗ 
weſens zuſammenhing. Da noch alles im Fluſſe war, ſo lag es 
nahe, was ſowohl das Recht ſelbſt, wie die Faſſung der Beſtim⸗ 
mungen betraf, ſich nach dem Vorbilde anderer Städte zu 
richten, die bereits auf eine längere Entwicklung und damit Er⸗ 
fahrung zurückblicken konnten. 

Als ein ſolches Vorbild konnte zunächſt Braunſchweig in 
Betracht kommen, das demſelben Fürſtentume angehörte und 
unter deſſen Städten nach Alter und Bedeutung die erſte Stelle 
einnahm. Auch hatte bereits das Privileg von 1241 Bezug auf 
das Recht Braunſchweigs genommen. Die ſtadthannoverſche 
Rechtsgeſchichte hat ſeitdem jedoch eine andere Bahn eingeſchlagen 
und vielmehr die Richtung nach Weſten genommen. Hier waren 
einzelne Städte vermöge ihrer größeren Bedeutung zu Mittel⸗ 
punkten geworden, von denen vorzugsweiſe die Rechtsbildung 
ausging, ſo daß andere Städte ſich nach ihnen richteten. Eine 
ſolche Stellung hat z. B. Dortmund eingenommen, das u. a. 
auch für Minden maßgebend wurde. Vielleicht mochte für Han⸗ 
nover das Recht der weſtfäliſchen Städte, die ſchon auf eine 
ältere Geſchichte zurückblicken konnten, als geeigneter erſcheinen 
als das des oſtfäliſchen Braunſchweig. 

Ausſchlaggebend werden aber wohl die kirchliche Zugehörig⸗ 
keit zum Bistum Minden und ſomit die nahen Beziehungen zu 


deſſen Hauptitadt gewefen fein. So erklärt es ſich, daß bereits 
1285 der Rat von Minden bezeugt, „daß bie Bürger von Hane 
nover alles Recht ihrer Stadt von altersher bis heute von 
unſerer Stadt Minden einzufordern und anzunehmen gewohnt 
geweſen ſind“. Demnach wäre unter dem Rechte der Stadt Han⸗ 
nover, das Herzog Otto wenige Jahre vorher, 1282, beſtätigt 
hatte, und das, wie es in dem Privileg heißt, „die Bürger 
offenbar von ſeinen Vorfahren beſeſſen haben“, gleichfalls das 
Mindiſche Reecht zu verſtehen. 

Seitdem galt jedenfalls das Mindiſche Recht als anerkann⸗ 
tes Recht der Stadt Hannover, und die Stadtverwaltung hat 
allem Anſcheine nach Wert auf dieſe Tatſache gelegt. So geſchah 
es wohl auf den Wunſch des Rates, daß Herzog Wilhelm in 
einem Privileg von 1357 den Bürgern gewährte, „daß ſie 
ble iben ſollen bei allem ihrem alten Rechte und bei Mindiſchem 
Rechte“. Zehn Jahre ſpäter wurde das hannoverſche Stadt⸗ 
recht zuſammengeſtellt, und zwar gibt deſſen drittes Buch vor⸗ 
zugsweiſe Mindiſches Recht wieder, ſowie Rechtsweiſungen, die 
von dort bezogen find. Im Anfange dieſes Buches wird geſagt, 
daß Herzog Johann, der von 1252 bis 1277 regierte, einſt den 
Bürgern das Mindiſche Stadtrecht verliehen habe. Das würde 
ungefähr mit den erwähnten Angaben der Urkunden von 1282 
und 1285 übereinſtimmen. 

Auch von den ſächſiſchen Herzögen Wenzel und Albrecht 
ließ ſich der Rat 1371 ein Privileg ausſtellen, worin jene u. a. 
verſprachen, ſie wollten die Stadt bei allem Rechte, insbeſondere 
bei Mindiſchem Rechte belaſſen. In einem Schreiben des Rates 
der Stadt Minden von 1425 an Hannover heißt es: ,,... bem 
erſamen Rade to Honovere, als de ore Recht an uns to ſokende 
plegen“. Noch bis zur Reformationszeit wandte ſich der Rat 
in zweifelhaften Fällen mit der Bitte um Rechtsbelehrung an 
Minden, das im Verhältnis zu Hannover die Stellung eines 
Oberhofes einnahm, und ließ die erhaltenen Rechtsweiſungen 
in das Stadtrechtsbuch eintragen. 

Daneben erhielt ſich aber offenbar die Erinnerung an das 
altſächſiſche Recht und an das unter dem Namen des Sachſen⸗ 
ſpiegels bekannte Rechtsbuch. Auch mochte in einzelnen Fällen 
hierauf zurückgegriffen werden, wenngleich eine Handſchrift des 
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Sachſenſpiegels jid) im Stadtarchive nicht befindet. Ferner be⸗ 
ruhte das Dortmund⸗Mindiſche Recht ſelbſt, das für Hannover 
maßgebend war, auf dem altſächſiſchen Rechte. So läßt ſich 
eine Außerung des Rates der Stadt Lübeck erklären, der 1407 
an Hannover ſchrieb, das Recht ihrer beiderſeitigen Städte 
ſtimme nicht in jeder Beziehung überein, „denn, wie wir ver⸗ 
nehmen, ſo richtet Ihr nach dem Sachſenſpiegel“. Hierfür läßt 
ſich auch eine nach 1436 erfolgte Eintragung in das Stadtrechts⸗ 
buch anführen, wonach es in Hannover Recht fei, daß man einer 
Anſchuldigung entgegentreten könne, indem man zwiſchen den 
Gottesurteilen des glühenden Eiſens und wallenden Keſſels oder 
einem mit noch ſechs Eideshelfern zu leiſtenden feierlichen Eide 
wählte. Auch wird dort die Strafe zu Haut und Haar erwähnt. 
Hier liegen demnach Spuren desſelben Rechtes vor, das der 
Sachſenſpiegel enthält. 

Unter den verſchiedenen Quellen, aus denen die Rechtsbil⸗ 
dung in Hannover ſich geſtaltete, ijt dann die Tätigkeit des 
Rates ſelbſt die wichtigſte geworden. Wenn ſie in gewiſſem Maße 
auch ſchon früher beitanden haben wird, [o ijt fie für uns deut⸗ 
lich erkennbar und weiter zu verfolgen erſt ſeit dem Anfange des 
14. Jahrhunderts. Im Jahre 1303 ließ der Rat eine Samm⸗ 
lung der ſtädtiſchen Satzungen in das Bürgerbuch eintragen 
und erklärte bei einem Nachtrage desſelben Jahres: „Wir der 
Rat von Hannover haben die hier folgenden Beſtimmungen 
feſtgeſetzt, und dieſe ſollen für immer Geltung behalten, ohne 
daß ein Widerſpruch dagegen erfolgen darf“. Ahnlich heißt es 
bei einer Eintragung von 1307: „Der Rat von Hannover hat 
einmütig beſchloſſen, zum Nutzen aller Bürger folgendes feſtzu⸗ 
ſetzen“. 1308: „Der Rat hat einige alte Satzungen verbeſſert, 
und ſie lauten nun wie folgt“; 1309: „Hier beginnen neue 
Satzungen der Stadt, die zum Nutzen aller Bürger erlaſſen ſind“. 
1312: „Der Rat hat beſchloſſen uſw.“ und ähnlich auch in der 
Folgezeit. 

Auf Veranlaſſung des Rates wurde etwa 1366 eine 3u- 
ſammenſtellung des Stadtrechtes verfaßt und im dritten Buche 
dieſer Sammlung vorzugsweiſe auf das Recht der Stadt Minden 
Bezug genommen. Falls die dort geltenden Beſtimmungen ſich 
nicht unmittelbar auf Hannover übertragen ließen, ſo wurden ſie 
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entſprechend geändert. Einer dieſer Sätze lautet nunmehr: „Wir 
können unter uns Satzungen, ſogenannte Burkore, errichten, ohne 
daß es dazu der Erlaubnis des Vogtes bedarf“. Hier iſt alſo 
aus einer Reihe von Verordnungen des Rates, deren einige aus 
den Jahren ſeit 1303 bereits erwähnt wurden, eine auch für die 
Zukunft gültige Rechtsregel abgeleitet, und ferner der Vogt aus⸗ 
drücklich erwähnt. 
Das ftädtiſche Archiv. 

Den Mittelpunkt der ſtädtiſchen Verwaltung bildete das 
Rathaus, das am Markte zwiſchen der Köbelinger⸗ und der 
Marktſtraße lag. Wie es in ſeiner älteſten Geſtalt ausgeſehen 
hat und wie dort die Verteilung der Räume geweſen iſt, können 
wir nicht mehr ermitteln, da von dem Gebäude weder erkennbare 
Relte, noch Abbildungen, noch Grundriſſe vorhanden find. 
Jedenfalls wird ein größerer Raum, der als Theatrum be⸗ 
zeichnet wurde und gelegentlich auch bei Hochzeitsfeiern und an⸗ 
deren Feſtlichkeiten der Bürger benutzt wurde, bereits 1303 er⸗ 
wähnt, in demſelben Jahre auch der Ratskeller. Die ſogenannte 
Laube auf dem Rathauſe war eine nach dem Marktplatze hin 
offene Halle, von der aus Bekanntmachungen an die Bürger⸗ 
ſchaft verkündet wurden. Die Laube muß einigermaßen geräu⸗ 
mig geweſen ſein, da hier im Dezember 1355 der junge Herzog 
Ludwig jedem der Ratsherren in die Hand gelobte, d aß er fie, 
die Bürger und die Stadt bei allem ihrem Rechte und Gewohn⸗ 
heit laſſen wolle. Dagegen leiſteten ihm die Ratsherren den 
Huldigungseid, und die auf dem Markte verſammelten Bürger 
ſchwuren dieſen Eid nach. 

Auch bie Ratsküche muß ein größerer Raum geweſen fein, 
denn dort waren am 22. Oktober 1367 die Ratsherren verſam⸗ 
melt und huldigten dem Herzog Magnus, nachdem dieſer jedem 
von ihnen beſonders in die Hand gelobt hatte, daß er die Stadt 
bei ihrem Rechte laſſen wolle. Wiederum ſchwuren die Bürger 
auf dem Markte den vom Rate geleiſteten Huldigungs eid nach. 

Im Laufe des 14. Jahrhunderts nahmen die Einwohner⸗ 
zahl Hannovers und damit auch die Verwaltungsgeſchäfte erheb⸗ 
lich zu, ſo daß die Räume des bisherigen Rathauſes ſchließlich 
nicht mehr genügten. Seit dem Anfange des 15. Jahrhunderts 
mußte man daher auf Abhilfe bedacht ſein, und man behalf 
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fid allem Anſcheine nach zunächſt in ber Weile, daß man einen 
Teil der Stadtverwaltung, nämlich die Kämmerei, außerhalb 
des Rathauſes in dem gegenüberliegenden Hauſe an der Ecke der 
Köbelinger⸗ und der Dammſtraße unterbrachte. So kam es, daß 
ſich in dem dort gelegenen Fleiſchhauſe, der ſogenannten Kol⸗ 
dunenborg, mehrere Jahrgänge ber Kämmerei⸗Regiſter, ſowie 
das Haus⸗ oder Hypothekenbuch befanden, die im Jahre 1428, 
als das Fleiſchhaus durch Feuer zerſtört wurde, mit verbrannten. 
Daher erklärt es ſich, daß die uns erhalten gebliebenen Haus⸗ 
bücher erſt mit dem Jahre 1428 beginnen, und daß in der Reihe 
der Kämmerei⸗Regiſter die Jahrgänge von 1420 bis 1428 fehlen. 

Dieſer ſehr bedauerliche Vorfall wird dazu beigetragen 
haben, die Zuſtände im bisherigen Rathauje als unhaltbar er⸗ 
kennen zu laſſen. Man entſchloß ſich zu einem Neubau und er⸗ 
richtete an der Marktſtraße ein neues Gebäude, das gegen 1439 
fertig war und, wenn auch im Innern mehrfach verändert, noch 
jetzt vorhanden iſt. Unmittelbar hieran angrenzend, wurde am 
Markte, nach Abbruch der hier vorhandenen Teile des älteren 
Rathauſes, in den Jahren 1453 bis 1455 der ſtattliche Bau 
aufgeführt, deſſen Giebelſeiten die Köbelinger⸗ und die Markt⸗ 
ſtraße zieren. 

Nach Fertigſtellung bes Rathausflügels an ber Marktſtraße 
dienten deſſen Räume der Stadtverwaltung, und zwar befanden 
ſich hier namentlich das Sitzungszimmer des Rates und die 
Schreibſtube. Im übrigen läßt ſich für die Zeit des Mittel⸗ 
alters über die Belegenheit der einzelnen Räume nichts Ge⸗ 
naueres mehr feſtſtellen, da es an gleichzeitigen Nachrichten fehlt 
und das Innere des Rathauſes im Laufe der Zeit manche bau⸗ 
liche Veränderung erfahren hat. Immerhin erſehen wir aus 
einer anderen Nachricht, daß die Schreibſtube ſchon 1493 ſich in 
dem Rathausflügel an der Marktſtraße befunden hat. Mit 
einem gewiſſen Vorbehalt werden wir auch verſuchen, aus ſpäteren 
Nachrichten Rückſchlüſſe auf den früheren Zuſtand zu ziehen. So 
berichtet Grupen in ſeinem 1740 erſchienenen Werke: „Der alten 
Tradition nach iſt die Ratsſtube nach der Marktſtraße auf dem 
daran gehenden Saal geweſen, und haben nach altem Gebrauch 
die Bürgermeiſter an einem beſonderen Tiſch, Schreiber und 
Oberſchreiber an einem beſonderen Tiſch, die Senatores zur 
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rechten und bie Geſchworenen zur linken Seite geſeſſen. Das 
Scribarium oder die Schreiberey war unten, wo jetzo das Ar⸗ 
chiv und die alte Probeſtube“. 

Über die zuletzt genannten Räume teilt eine Nachricht aus 
dem Jahre 1720 folgendes mit: „Unter dem Rathauſe an der 
Erde, wenn man von der Marktſtraße in die große Thür tritt. 
findet fid zur linken Hand bas Stadt⸗ Archiv.. und 
hinter dem Archiv der Holzſtall, allwo auch ein abgeſcherter 
Platz, darin zwei Feuerſprützen ſtehen, woraus ſelbige in der 
Geſchwindigkeit durch den großen Thorweg hervorgerücket wer⸗ 
den können. Gegenüber liegt neben dem Archiv hofwärts die 
Probeſtube, mit dem Vorgemach, darin Ellen, Maaß und Ge⸗ 
wichte verglichen und abgezogen werden“. 

Der Unterſchied zwiſchen Archiv und Regiſtratur. 
den wir jetzt zu machen gewohnt ſind, war im mittelalterlichen 
Hannover noch nicht vorhanden, ſondern hat ſich erit ſpäter all⸗ 
mählich entwickelt. Während der älteren Zeit der Stadt ſchrieb 
man, ſchon in Rückſicht auf die Koſtſpieligkeit der Schreibſtoffe. 
nicht mehr, als durchaus nötig war. Auch war ſeit dem Beginn 
der ſtädtiſchen Entwicklung Hannovers erſt eine verhältnismäßig 
kurze Zeit vergangen, ſo daß die Zahl der entſtandenen Bücher 
und Schriftſtücke noch gering und leicht zu überſehen war. 

Aufbewahrt wurden die vorhandenen Schriftſachen im all⸗ 
gemeinen dort, wo ſie entſtanden waren oder gebraucht wurden. 
Demnach kam hierfür in erſter Linie die Schreibſtube in Betracht, 
die wir als den Mittelpunkt des ſtädtiſchen Schriftweſens anzu⸗ 
ſehen haben. Eine Anzahl Stadtbücher mußte man hier ſchon 
deshalb immer zur Hand haben, um beſtändig weitere Einträge 
in ſie machen zu können, andere, um wegen ſtädtiſcher Rechte 
oder früherer Vorkommniſſe in ihnen nachſchlagen zu können. 
Im übrigen wird das aus den abgezweigten Amtsſtellen her⸗ 
vorgegangene Schrifttum bei dieſen ſelbſt verblieben ſein, wie 
wir dies z. B. bei der Kämmerei vermuten können, die, wenig⸗ 
ſtens ſpäter, in einem anderen Teile des Rathauſes unter⸗ 
gebracht war. 

Immerhin gab es eine Anzahl Schriftſtücke, die ſeltener ge⸗ 
braucht wurden und daher nicht unbedingt zur Hand ſein muß⸗ 
ten. Hierzu gehörten namentlich die Urkunden, die ihrer 
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Form und der an ihnen hängenden Siegel wegen unhandlich 
waren und deren Inhalt man zudem auch aus Kopialbüchern 
erſehen konnte. Andererſeits aber waren und blieben ſie ſehr 
wertvoll, da man nötigenfalls in der Lage ſein mußte, ſie vor⸗ 
legen zu können, wenn es ſich darum handelte, ein ſtädtiſches 
Recht beweiſen zu müſſen. Die Urkunden wurden demgemäß 
möglichſt in einem gewölbten oder ſonſt einige Sicherheit gewäh⸗ 
renden Raum unter Verſchluß aufbewahrt, ſo daß man ſie als 
den Kern des ſpäteren Archivs auffaſſen kann. 

In den nächſten Jahrzehnten nach dem Stadtrechts privileg 
von 1241 wird ſich die Verwaltung der ſtädtiſchen Angelegen⸗ 
heiten, den einfachen Lebensbedingungen der heranwachſenden 
Stadt entſprechend, auf eine verhältnismäßig geringfügige 
Amtstätigkeit des Rates beſchränkt haben. Die erforderlichen 
Verhandlungen werden im weſentlichen mündlich geführt wor⸗ 
den ſein, ſo daß wir für unſere Kenntnis der damaligen ſtäd⸗ 
tiſchen Geſchichte faſt ausſchließlich auf die wenigen erhaltenen 
Urkunden angewieſen ſind. 

Mit dem wachſenden Ausbau der ſtädtiſchen Einrichtungen, 
der ſeit dem Beginn des 14. Jahrhunderts zu bemerken iſt, ge⸗ 
wann auch die Geſchäftstätigkeit des Rates und der verſchiede⸗ 
nen Amtsſtellen eine größere Ausdehnung. Man erkannte bald, 
daß es nicht mehr genügen konnte, nur die Privilegien und 
andere wichtige Urkunden der Stadt aufzubewahren, ſondern 
daß man imſtande ſein mußte, ſich über die Rechte der Stadt 
und ihrer Bürger ſofort Auskunft zu verſchaffen. Das konnte 
nur geſchehen, wenn man alles, was hierfür geeignet war, in 
ſchriftlicher, und zwar dauerhafter Faſſung niederlegte. 

Dieſem Zwecke diente die Einrichtung der Stadtbüder, 
die von jeher einen der wichtigſten Beſtandteile des Archivs ge⸗ 
bildet haben. Je nachdem die Umſtände es erforderlich machten. 
wurde ein Stadtbuch angelegt und wurden bemerkenswerte Vor⸗ 
gänge oder Rechtsverhältniſſe darin eingetragen. Im 14. Jahr⸗ 
hundert begann man nachweislich damit, die vorhandenen Ur⸗ 
kunden abſchreiben und dieſe Abſchriften in einem Hefte ver⸗ 
einigen zu laſſen, um ihren Inhalt leichter überſehen zu können. 
Auch wurde ein Bürgerbuch angelegt, in welchem ſeit 1301 die 
Namen der neuen Bürger nach den einzelnen Jahren verzeichnet 


wurden. Hieran ſchloß ſich jeit 1303 eine Sammlung von 
Satzungen, die ſich auf das hannoverſche Stadtrecht bezogen. 

Die Stellung, die der Rat als Verwaltungsbehörde ein⸗ 
nahm, machte es notwendig, daß Angelegenheiten, die vor ihm 
verhandelt wurden, in einer bleibenden und unanfechtbaren Form 
aufgezeichnet wurden. Hier kommen namentlich Handlungen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit in Betracht, durch welche das Eigen⸗ 
tum und andere erhebliche Rechte der Bürger ſichergeſtellt wur⸗ 
den. Die ſtädtiſchen Satzungen von 1303 erwähnen bereits ein 
Stadtbuch, in welchem die Schuldverpflichtungen der Bürger 
aufgezeichnet wurden. Ein „Stadtbuch, worin die Auflaſſungen 
der Häuſer geſchrieben ſind“, wird 1352 genannt. Beide ſind 
nicht mehr vorhanden, vielleicht 1428 beim Brande des Fleiſch⸗ 
hauſes zu Grunde gegangen. Erhalten geblieben iſt dagegen ein 
Stadtbuch, das für die Jahre 1311 bis 1348 Niederſchriften der 
vor dem Rate vorgenommenen Handlungen der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit enthält, insbeſondere Verpfändungen von Häujern. 
Dieſe Handſchrift ijt in ein Pergamentblatt geheftet, das Ein⸗ 
tragungen gleichen Inhalts aus dem Ende des 13. Jahrhun⸗ 
derts enthält, ſomit noch etwas älter iſt als das genannte Heft 
ſelbſt und zugleich, abgeſehen von den Urkunden, das einzige Über⸗ 
bleibſel ſtadthannoverſcher Kanzleitätigkeit aus dem 13. Jahr⸗ 
hundert darſtellt. Erhalten geblieben ſind dann beſondere Haus⸗ 
bücher, welche Auflaſſung en von Häuſern, ſowie Eintragungen 
von Hypotheken enthalten, erſt ſeit dem Jahre 1428. 

Die Bedeutung, die man derartigen Stadtbüchern mit Recht 
beilegte, läßt ſich z. B. aus der feierlichen Einleitung erkennen, 
die der Rat 1358 in ein neu angelegtes Protokollbuch ein⸗ 
tragen ließ. Darin wird zunächſt darauf hingewieſen, daß das 
Gedächtnis nicht ausreicht, den Inhalt der vielfachen Rechts⸗ 
geſchäfte zu bewahren. Daher ſei dieſes Buch dazu beſtimmt, den 
ſtets wiederkehrenden Streitigkeiten, die ſich an allerlei Ab⸗ 
machungen und Entſcheidungen zu knüpfen pflegen, ein Ende zu 
machen und jedermann zu ſeinem Rechte kommen zu laſſen. Zu 
dieſem Zwecke hat der Rat verfügt, daß in das vorliegende Buch 
Rechtsgeſchäfte eingetragen werden ſollen, die vor ihm abge⸗ 
ſchloſſen ſind, und daß eine derartige Aufzeichnung die gleiche 
Geltung haben ſolle wie eine beſiegelte Urkunde. Es folgen dann 
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Angaben über bie Abfaſſung des Buches im Verhältnis zu den 
verſchiedenen damals in Betracht kommenden Zeitrechnungen, 
wobei bemerkt iſt, daß das damalige Jahr 1358 in die Regie⸗ 
rungszeit des Papſtes Innocenz VI., des römiſchen Königs 
Karls IV., des Herzogs Wilhelm von Braunſchweig und Lüne⸗ 
burg und des Biſchofs Gerhard von Minden fiel. Wie weiter 
angegeben iſt, gehörten damals dem ſitzenden Rate folgende 
Mitglieder an: Ulrich Lutzeke der Altere als Bürgermeiſter, 
Adolf von Rinteln, Rotbert von ber Neuſtadt, Hildebrand vom 
Sode, Konrad Seldenbut, Johann vom Steinhauſe der Altere, 
Dietrich Grüttemaker, Borchard Tetze der Jüngere, Johann 
Gerwins, Heinrich von Idenſen, Roder Kupferſchmied und Kon⸗ 
rad Limburg als Ratsherren. Mitglieder des alten Rates 
waren: Borchard Tetze der Altere, Bürgermeiſter, ſowie die 
Ratsherren Hermann Seldenbut, Johann von Rinteln, Gieſeke 
von Lübeke, Johann vom Steinhauſe, Gottfried Blome, Ulrich 
Lutzeke der Jüngere, Konrad von der Neuſtadt, Konrad vom 
Steinhauſe, Dietrich vom Hagen, Dietrich von Rinteln, Johann 
von Berkenſen, Arnold Wiſe, Nikolaus von Parchim, Broneke 
Knochenhauer und Johann Gruder. Johann von Schmalenburg 
war Stadtſchreiber, Johann Karebom und Hermann von Min⸗ 
den Baumeiſter. 

Den Inhalt dieſes Protokollbuches, das ſpäter wegen ſeines 
aus rotem Leder beſtehenden Einbandes als Rotes Buch be⸗ 
zeichnet wurde, bilden im weſentlichen Rechtsgeſchäfte, die vor 
dem Rate vorgenommen wurden, aus dem 14. und 15. Jahr⸗ 
hundert. Ferner ſind Abſchriften von Urkunden und Briefen auf⸗ 
genommen, ſpäter auch Berichte über wichtige Ereigniſſe aus der 
Stadtgeſchichte eingetragen. 

Eine umfangreiche Sammlung wurde etwa 1366 angelegt, 
die in mehreren Heften Abſchriften der im Archive vorhandenen 
Urkunden, das geltende Stadtrecht, ſowie andere ſtädtiſche Ver⸗ 
hältniſſe betreffende Aufzeichnungen enthält. — Als Amts⸗ 
bücher ſind Verzeichniſſe der Ratsherren von 1390 an, der ſtäd⸗ 
tiſchen Beamten von 1428 an erhalten. 

Die jährlich wiederkehrenden Anforderungen des Stadt⸗ 
haushaltes führten dazu, Regiſter anzulegen, in denen die 
Einnahmen und Ausgaben, ſowie ihre Gegenüberſtellung ange⸗ 
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geben war. Die Kämmerei⸗Regiſter im engeren Sinne. 
deren Führung den Kämmerern oblag, enthielten insbeſondere 
die Ausgaben an Leibgeding und Rentenzinſen, ſowie die Aus⸗ 
gabe „Insgemein“. Daneben beſtanden, von den einzelnen 
Amtsſtellen ausgehend, Nebenregiſter, ſo namentlich über die 
wichtigſte Einnahmequelle, den von den Bürgern gezahlten 
Schoß, die Schoßregiſter. Über die Ausgaben wurde, außer in 
den Kämmerei⸗Regiſtern, im Baus und Lohn⸗, im Marſtall⸗ 
u. a. Regiſtern Buch geführt. In allen dieſen fand die laufende 
Verwaltung und namentlich die Rechnungsführung ihren un⸗ 
mittelbaren Ausdruck. 

Dem ſtädtiſchen Rechnungsweſen diente auch das noch er⸗ 
haltene Obligationenbuch, deſſen Eintragungen über ſtädtiſche 
Schuldverpflichtungen mit dem Jahre 1387 beginnen. Neben 
den genannten Büchern bediente man ſich jedenfalls für Auf⸗ 
zeichnungen, die keinen bleibenden Wert hatten, einzelner Per⸗ 
gaments⸗, ſpäter auch Papierblätter, benutzte auch wohl für vor⸗ 
übergehende Bemerkungen, die ſpäter durch andere erſetzt wur⸗ 
den, Wachstafeln. 

Vorkommende Angelegenheiten von erheblicher Bedeutung 
wurden vor dem Rate verhandelt und deſſen Entſcheidungen auf⸗ 
gezeichnet. Dieſe Niederſchriften, nach der Zeit der behandelten 
Sachen in Stadtbücher eingetragen, ſind von 1432 an in einer 
Reihe aufeinander folgender Bände, als Rats⸗Gedenk⸗ 
bücher bezeichnet, vereinigt worden und erhalten geblieben. 

Im weiteren Verlaufe der Entwicklung ging man dann 
immer mehr dazu über, in je einem Buche nur das zu verzeichnen, 
was ſeinem Inhalte nach zuſammengehörte, und daneben loſe 
Akten anzulegen, die dem behandelten Gegenſtande nach ange⸗ 
ordnet waren. Zugleich läßt ſich verfolgen, wie die Stadtverwal⸗ 
tung vom Einfachen und Unbeholfenen der älteren Zeit zu grö⸗ 
Berer Vervollkommnung gelangte und die einzelnen Seiten ihres. 
Weſens weiter ausbildete. 

Die Ratsverfaſſung. 

Vertreter der Gemeinde und oberſte Behörde der ſtädtiſchen 
Selbſtverwaltung war der Rat, an deſſen Spitze ein 
Bürgermeiſter ſtand. Die erſte Erwähnung des ſtadthannover⸗ 
ſchen Rates liegt wahrſcheinſich in einer Urkunde des Jahres 
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1234 vor, nach welcher damals in Gegenwart ber Grafen Kon⸗ 
rad und Heinrich von Lauenrode eine gerichtliche Auflaſſung von 
Grundbeſitz ſtattfand, der bei Algermiſſen lag. Als Zeugen wer⸗ 
den u. a. 12 „Bürger von Lauenrode“ genannt, die wir dem 
Zuſammenhange nach als die Ratsherren der damals mit Lauen⸗ 
rode zuſammengehörenden Altſtadt Hannover aufzufaſſen haben 
werden. Ebenſo werden die in der Stadtrechtsurkunde von 1241 
namhaft gemachten acht Bürger ſtadthannoverſche Ratsherren 
geweſen ſein. Zuerſt als ſolche, Consules in Honovere, genannt 
werden zehn Bürger in einer Urkunde, die um das Jahr 1255 
ausgeſtellt iſt. Weiter werden im 13. Jahrhundert noch die 
Namen von neun, zehn, elf und zwölf Bürgern als Mitglieder 
des Rates genannt. Die ſtädtiſchen Satzungen des 14. Jahr⸗ 
hunderts nahmen an, daß in der Regel zwölf Ratsherren vor⸗ 
handen ſeien. In Wirklichkeit war ihre Zahl jedoch häufig eine 
etwas andere; es werden auch dreizehn, elf oder noch weniger 
genannt. In den Jahren 1390 bis 1400 waren jedesmal ſechs⸗ 
zehn Ratsherren vorhanden, 1401: zwölf, 1403 elf, 1404 vier⸗ 
zehn, 1405 ff. zwölf, 1410 elf, 1412 fünfzehn, ſpäter bis zur 
Mitte des 17. Jahrhunderts regelmäßig zwölf. 

Jährlich ſchied im Anfange des Januar ein Teil der Rats⸗ 
herren aus, und andere traten an ihre Stelle. Der nunmehr 
regierende Rat wurde der neue oder ſitzende, die, welche früher 
Mitglieder geweſen waren, ber alte Rat genannt. An wichtigen 
Beſchlüſſen nahm auch der alte Rat teil. Nach welchen Grund⸗ 
ſätzen der jährliche Wechſel innerhalb des Rates ſtattfand, läßt 
ſich nicht feſtſtellen, da uns keine Vorſchriften darüber bekannt 
ſind. Solche werden auch nicht vorhanden geweſen ſein, ſondern 
man wird von Fall zu Fall je nach der derzeitigen Sachlage die 
Wahl getroffen, und die perſönliche Eignung der Einzelnen, 
ferner etwaige Wünſche, ſowie Billigkeitsrückſichten werden da⸗ 
bei mitgewirkt haben. Jedenfalls läßt ſich annehmen, daß der 
Rat ſchon von Anfang an und noch längere Zeit hernach die Be⸗ 
fugnis gehabt hat, ſich im Bedarfsfalle nach eigenem Ermeſſen 
durch Zuwahl zu ergänzen. 

Bei ſeinen Maßnahmen handelte der Rat als Vertreter und 
im Namen der Stadt, ohne daß er in der früheren Zeit inner⸗ 
halb des ihm zuſtehenden Bereiches durch andere Behörden oder 
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Körperſchaften eingeſchränkt geweſen wäre. Daß bie gelamte 
Bürgerſchaft ſelbſttätig aufgetreten wäre, wie es bei der 
erwähnten Leiſtung eines Huldigungseides der Fall war, kam 
wohl nur ſelten vor. Auch wäre bei der Erledigung der laufen⸗ 
den Verwaltungsgeſchäfte eine unmittelbare Beteiligung der 
Bürgerſchaft als ſolcher untunlich geweſen. Wohl aber mußte es 
dem Rate erwünſcht ſein, bei wichtigen Entſcheidungen, für wel⸗ 
che er die Verantwortung nicht allein übernehmen mochte, ſich 
des Einverſtändniſſes wenigſtens eines namhaften Teiles der 
Bürgerſchaft zu verſichern. So kam man ſchon früh dazu, an den 
betreffenden Beratungen einzelne angeſehene Bürger teilnehmen 
zu laſſen. Ein Vertrag mit dem Kloſter Loccum im Jahre 1293 
geſchah de beneplacito concivium nostrorum, der Vertrag mit 
Bremen 1301 discretioribus nostris consultis, ein Beſchluß 
über Aufnahme in das Hojpital S. Spiritus 1302 de maturo 
Consilio discretiorum nostrorum. 

Allmählich nahm dieſe Einrichtung feltere Formen an, und 
es bildete ſich das Kolleg der Geſchworenen, deſſen zum 
erſten Male im Jahre 1354 Erwähnung geſchieht: „De Rad old 
unde nye ſint up en gekomen mit den Sworenen der Stad“. Wie 
viele ihrer damals waren, iſt nicht überliefert; aus dem Jahre 
1371 wird berichtet, daß ein Beſchluß gefaßt wurde vom alten 
und neuen Rate „mid 13 Perſonen gekoren ute der Meynheyt“. 

Wie auch ſonſt, wenn es ſich um Fragen des Stadtrechtes 
handelte, wandte ſich im Jahre 1392 der Rat mit der Bitte um 
Auskunft an den Rat zu Minden und erhielt von ihm die Ant⸗ 
wort, ſo lange ſich dort jemand erinnern könne, beſtehe bei ihnen 
die Einrichtung, daß ein Kolleg von 40 Mitgliedern mit dem 
Rate in Verbindung ſtehe, der Stadt zu Hülfe und zum allge⸗ 
meinen Beſten. Dieſe vierzig pflegen mit den Ratsherren zu⸗ 
ſammen den Rat zu wählen und einzuſetzen. Dem entſprechend 
finden ſich auch in Hannover, ſchon 1381, dann 1387 uſw. er⸗ 
wähnt, als Vertreter der Bürgerſchaft 40 Geſchworene, die 
vielleicht ſchon damals den Rat zu wählen hatten. 

Aus ihnen wurde ein Ausſchuß, die Vier, gewählt, die mit 
dem Rate zuſammen an der Verwaltung der Stadt teilnahmen. 
Sehr ſelten war ein Mitglied dieſer vier Geſchworenen zugleich 
Mitglied des ſitzenden Rates. Gewöhnlich wurden die vier Ge⸗ 


== UR cene 


ſchworenen eines Jahres teils aus dem alten Rate, teils aus den 
Geſchworenen des vorigen Jahres genommen. Ein Hovetman 
der Sworen, Hauptmann der Geſchworenen, wird u. a. im 
Jahre 1432 erwähnt. 

Die Bürgerſchaft beſtand im weſentlichen aus drei Gemein⸗ 
ſchaften: den Kaufleuten, der Meinheit und den Zünften. Die 
Kaufmanns⸗Innung war die Vertreterin des Handels, 
und zwar betrieben ihre Mitglieder vornehmlich den Tuch⸗ 
handel. Die Meinheit beſtand aus den Eigentümern der 
alten Stammgrundſtücke, mit welchen u. a. die Braugerecht⸗ 
ſame verbunden war. Eine Zunft vereinigte in ſich alle die⸗ 
jenigen, die das gleiche Handwerk betrieben. Ihre Mitglieder 
ſollten in ihrer Erwerbstätigkeit geſchützt und zugleich die Inter⸗ 
eſſen der übrigen Bürgerſchaft gewahrt bleiben. Für letzteres 
zu ſorgen, war Sache der ſtädtiſchen Obrigkeit. So bildete ſich 
die Auffaſſung, als ob der Rat den einzelnen Zünften die Aus⸗ 
übung ihres Berufes als ein Amt verliehen habe, und die 
Zünfte wurden daher auch als Ämter bezeichnet. 

Über die Amter hatte der Rat nicht nur ein allgemeines 
Oberaufſichtsrecht, ſondern behielt fid) auch im einzelnen wichtige 
Entſcheidungen über ihre Organiſation und ihr inneres genoſſen⸗ 
ſchaftliches Leben vor. Da das wirtſchaftliche Leben größtenteils 
auf den Innungen beruhte, ſo iſt es ihnen im Laufe der Zeit 
gelungen, einen weitgehenden Einfluß auch auf die Leitung der 
ſtädtiſchen Geſchäfte zu gewinnen. 

Dabei machten ſich naturgemäß gewiſſe Gegenſätze bemerk⸗ 
bar, die in den geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Unterſchieden 
der einzelnen Körperſchaften begründet waren. Jedoch iſt in 
Hannover bie weitere Fortbildung ber Stadtverfaſ⸗ 
ſung während des Mittelalters in der gleichen Ruhe und Sach⸗ 
lichkeit erfolgt, die ſeit dem Beginne der Stadtgeſchichte vor⸗ 
handen geweſen war. Bei Meinungsverſchiedenheiten einigte 
man ſich möglichſt, indem man im Hinblick auf das allgemeine 
Belt: ſich beiderſeits bemühte, zu einem befriedigenden Ergeb⸗ 
niſſe zu gelangen. Wir hören demnach nichts von Unruhen und 
Gewalttätigkeiten, wie ſolche durch die ſchroffen Gegenſätze und 
die Leidenſchaftlichkeit der Parteien in manchen anderen nieder⸗ 
deutſchen Städten hervorgerufen ſind. 
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Das Zuſammenwirken der verſchiedenen ſtädtiſchen 
Körperſchaften kam zum Ausdrucke z. B. bei einem Be⸗ 
ſchluſſe, der 1399 vom Rate und den Geſchworenen gefaßt wurde, 
„wie ſie beiderſeits vom Kaufmanne, den Amtern und der Mein⸗ 
heit bevollmächtigt waren“. Ein Beſchluß, der fid) gegen die 
Von dem Steinhauſe richtete, wurde 1410 vom ſitzenden Rate 
und den Geſchworenen gefaßt und von der Rathauslaube aus 
verkündigt, „wie ſie das mit dem alten Rathe zuvor beſprochen 
hatten, der dieſerhalb auch mit ihnen eins war“. Noch 1519, und 
ähnlich 1524 und 1527 heißt es, der Rat und die Geſchworenen 
hätten etwas beſchloſſen „mit Zuſtimmung der Alterleute des 
Kaufmanns und der Meinheit und der Alterleute und Werk⸗ 
meiſter der Amter alt und neu“. 

Inzwiſchen hatten ſich die oben angedeuteten Gegenſätze 
geltend gemacht und zu einigen Anderungen in der Stadtverfaſ⸗ 
jung geführt. Schon in einem Bündniſſe, das Hannover 1370 
mit den Städten Goslar, Minden, Hildesheim, Hameln und 
Einbeck ſchloß, wurde mit der Möglichkeit gerechnet, daß in einer 
dieſer Städte ein Zwiſt oder Unwille zwiſchen dem Rate und der 
Bürgerſchaft entſtände. In Hannover ſelbſt iſt jedoch während 
der nächſtfolgenden Jahrzehnte ein Ausbruch irgend welcher Un⸗ 
ruhen nicht erfolgt. 

Auch iſt ein Beſchluß, den im Jahre 1411 der alte und neue 
Rat, ſowie die Geſchworenen in dieſer Hinſicht faßten, wohl nur 
als eine für alle Fälle getroffene Sicherheitsmaßregel anzu⸗ 
ſehen. Hiernach verpflichtete ſich jedes Mitglied beider Körper⸗ 
ſchaften bei ſeinem Amtseide, falls er etwas über einen Aufruhr 
erführe, der ſich gegen den Rat und die Geſchworenen richtete, 
unverzüglich dem Rate und den Geſchworenen Mitteilung davon 
zu machen, auf dem Rathauſe oder wo ſonſt der Rat verſammelt 
wäre. Auch wolle jeder dem Nate und den Geſchworenen treulich 
helfen, daß man dem Aufruhre widerſtehe und die Teilnehmer 
beitrafe. 

Der größeren Sicherheit und beſſeren Erinnerung halber 
wurden damals auch die Namen der Mitglieder beider Körper⸗ 
ſchaften in das Stadtbuch geſchrieben, und zwar waren es 
folgende. Der neue Rat: Volkmer von Anderten, Heinrich Sel⸗ 
denbut, Dietrich von Pattenſen, Heinrich Idenſen, Heinrich 
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Rodewald, Johann Nagel, Dietrich Türde, Cord von Baven⸗ 
ſtedt, Johann Ringe, Ulrich Woldenberg, Johann von Alten, 
Bertold Arndes. Der alte Rat: Rudolf von der Neuſtadt, Her⸗ 
bord von Wintheim, Johann von Lüde, Johann Teynebind, 
Bernd von Gronau, Johann von Lemmede, Bertold Bode, 
Dietrich von Hoverden, Roder Gropengeter. Die Geſchworenen: 
Godele, Volger, Cord Seldenbut, Hans Zineke, Bringmann, 
Gudeſin, Stichmann, Arnd Schrader, Dietrich Zellemann, Ber⸗ 
told Bothfeld, Herbord von Springe, Helmold Türcke, Heinrich 
Ilten, Cord Nigehoff, Bernd von der Wermboke, Hans Rode⸗ 
wald, Gerlich der Hofer, Ludolf Bavenſtedt, Bertram Sedeler. 
Cord Kock, Hans Wedingehuſen, Merdorp, Dietrich Rorum, 
Hans Wunſtorp, Heinrich Dorhagen, Ludolf von der Heide. 
Heinrich Radelinke, Beneke Schmidt, Hans von Ernum, Heinrich 
Tetze, Dietrich Tolner, Pris, Ludeke Volger, Borchard Meyen⸗ 
berg, Stacies von Arnum. 

Sehr bemerkenswert iſt auch ein Brief des Biſchofs Johann 
Schele von Lübeck, den er 1430 an den Rat ſeiner Vaterſtadt 
Hannover ſchrieb, worin er auf den Bibelſpruch Bezug nimmt, 
wonach jedes Reich, das in ſich uneinig iſt, zerteilt werden wird, 
und vor Uneinigkeit, ſowie Minderung des obrigkeitlichen An⸗ 
ſehens des Rates warnt. Wie ſehr eine ſolche Warnung berech⸗ 
tigt war, läßt ſich aus einem Vorfalle erkennen, der bald darauf 
eintrat und ein helles Licht auf die geſamte Sachlage wirft. 

Diejenigen Ratsherren und Geſchworenen nämlich, welche 
zugleich dem einen oder anderen Amte angehörten, fühlten ſich 
offenbar mehr als Zunftgenoſſen, denn als Mitglieder der ſtäd⸗ 
tiſchen Kollegien. So hatten ſie ſich im Jahre 1441 bewogen ge⸗ 
fühlt, ohne Zuſtimmung des Rates und der Geſchworenen in 
Sachen, die für die Stadt von Wichtigkeit waren, Sonder⸗ 
beratungen zu halten. Darauf erklärte ihnen aber der Rat, 
es gehöre ſich nicht, daß die unter ihnen vorhandenen Amts⸗ 
genoſſen, wenn Rat und Geſchworene über wichtige Sachen ver⸗ 
handelten, Sonderberatungen darüber hielten. Dieſer Gegenſatz 
zwiſchen den ſtädtiſchen Kollegien und den Zünften blieb jedoch 
weiter beſtehen und veranlaßte den Rat und die Geſchworenen 
dazu, ihre Einmütigkeit für den Fall zu erklären, daß die Amter 
durch Wort oder Tat etwas gegen ſie unternehmen würden. Sie 
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faßten dieſerhalb 1443 einen Beſchluß, der ſich im weſentlichen 
an die 1411 getroffenen Beſtimmungen anſchließt. 


Allmählich wuchs bei den Mitgliedern der Zünfte 
die Unzufriedenheit mit manchen Maßregeln der Stadtverwal⸗ 
tung, und fie glaubten ſchließlich Grund genug zu haben, ihre 
Beſchwerden zuſammenzufaſſen und auf Abhülfe zu dringen. Zu⸗ 
nächſt nahmen in einer Sitzung des Rates und der Geſchworenen 
am 5. Auguſt 1445 diejenigen Mitglieder, die zugleich Zunft⸗ 
genoſſen waren, das Wort, erklärten, ſie ſeien von den Amtern 
beauftragt, und begehrten die Bewilligung mehrerer Anträge. 
Einige Tage ſpäter, am 9. Auguſt, kam die Geſamtheit der 
Amtsgenoſſen auf das Rathaus vor den Rat und die Ge⸗ 
ſchworenen und brachte ihre Forderungen nochmals vor. Über 
dieſe wurde im einzelnen verhandelt und hierbei vom Rate nach 
Möglichkeit Entgegenkommen bewieſen und bei vorhandenen 
Mipitänden Abhülfe zugeſagt. Die Beſchwerden, welche den Amts⸗ 
genoſſen damals am Herzen lagen, betrafen zum Teil Sachen 
von größerer Bedeutung, zum Teil aber auch ziemlich unerheb⸗ 
liche Dinge. 


Beſonders bemerkenswert ſind darunter die Beſtimmungen, 
welche die weitere Fortbildung der Stadtverfaſ⸗ 
ſung betrafen. Um zu verhindern, daß verwandtſchaftliche Be⸗ 
ziehungen und Rückſichten im Rate maßgebend würden, forderten 
die Amter, daß die Ratsmitglieder nicht durch nahe Verwandt⸗ 
ſchaft mit einander verbunden ſein dürften. Und zwar ſollten 
folgende Verwandtſchaftsgrade zwiſchen ihnen ausgeſchloſſen 
ſein: 1. Vater und Sohn; 2. zwei Brüder; 3. Schweſter⸗Kinder; 
4. Briider-Kinder; 5. diejenigen, die zwei Schweſtern haben; 
6. wer des anderen Schweiter oder Tochter hat; 7. auch nicht 
zwei desſelben Namens hinſichtlich der erwähnten Verwandtſchaft. 
Dasſelbe ſollte auch für die Geſchworenen gelten, und es ſollten 
ferner von zweien, die in der angegebenen Weiſe mit einander ver⸗ 
wandt wären, nicht der eine im Rate, der andere unter den Ge⸗ 
ſchworenen ſein. Auf die derzeit vorhandenen Mitglieder ſollten 
jedoch dieſe Vorſchriften bis zur nächſten Ratsbeſetzung keine An⸗ 
wendung finden. Dieſe Beſtimmungen wurden vom Rate und 
der Meinheit angenommen. 
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Der Rat hatte hierin alſo nachgegeben, obgleich bie ge- 
troffene Entſcheidung durchaus nicht ſeinen Wünſchen entſprach. 
Nun benutzte er aber die Gelegenheit, um in anderer Hinſicht 
ſeinen Einfluß auszudehnen. Er teilte den Amtern und der Mein⸗ 
heit mit, es ſei ſeiner Anſicht nach für die Stadt vorteilhaft, da 
die Feuerherren und die Geſchworenen jährlich den 
Rat wählten, daß nunmehr andererſeits der Rat die Geſchwore⸗ 
nen wählte und einſetzte. Dagegen wehrten ſich natürlich die Ge⸗ 
ſchworenen, wandten ein, ihre Amtsvorgänger hätten ſeit langer 
Zeit im Bedarfsfalle ihre Zahl ſelbſt ergänzt und beriefen ſich 
dieſerhalb auf ihre Amtsbücher, in denen das Nähere enthalten 
ſei. Namentlich ſtänden darin die auf die Wahl bezüglichen Vor⸗ 
ſchriften, und jeder von ihnen hätte eidlich gelobt, ſie zu halten. 

Nachdem weiter hierüber verhandelt war, erklärten Amter 
und Meinheit, indem ſie dem Rate beipflichteten: da die 
Geſchworenen jährlich den Rat wählten und da hinſichtlich der 
Verwandtſchaft neue Beſtimmungen getroffen ſeien, ſo ſei es 
billig, daß in Zukunft zu Anfang des Jahres der neu eingeſetzte 
Rat ſeinerſeits wiederum die Geschworenen wählte. Auf eine 
weitere Frage des Rates entſchieden die Amter und Meinheit. 
deren Wortführer damals Meyenfeld war, dieſer Beſchluß ſolle 
ſo lange in Kraft bleiben, bis der Rat, die Kaufmannſchaft, 
Amter und Meinheit etwas anderes beſchlöſſen. „Dar bleef dat 
by“, wie Meyenfeld, dem wir dieſen Bericht verdanken, hin⸗ 
zufügt. 

Weitere Beſchwerden der Bürgerſchaft betrafen 
das feindliche Verhältnis, in dem ſich die Stadt damals zum 
Biſchofe von Hildesheim und zum Grafen von Wunſtorf befand, 
ſowie den Schaden, der einigen Einwohnern daraus erwachſen 
war. Mit der Forderung, daß Sachen, die zwiſchen dem Rate 
und hieſigen Bürgern und Einwohnern ſtrittig wären, nicht vor 
ein auswärtiges Gericht gezogen werden dürften, war der Rat 
durchaus einverſtanden. Ebenſo damit, daß an einem beſtimmten 
Tage in jeder Woche Schiedsgericht gehalten würde, und zwar 
wählte der Rat hierfür den Mittwoch, ſofern nicht gerade ein 
Feſttag auf ihn fiele. 

Ferner wurde verlangt, man ſolle geiſtliche Lehen an nie⸗ 
mand verleihen, der nicht ſo alt wäre, daß er in ſpäteſtens zwei 
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Jahren Prieſter werden könne oder der als Stadtſchreiber eine 
Anwartſchaft darauf hätte. Namentlich dürften geiſtliche Lehen 
nicht ſolchen zugewandt werden, die noch Kinder wären, oder 
gar Kindern, die noch in der Wiege lägen. Hierauf konnte der 
Rat jedoch mit gutem Gewiſſen antworten: Dat wehre nich ge⸗ 
ſchehn, dächten üt ok nich tau dohn. 

Die übrigen Wünſche und Forderungen der Bürgerſchaft 
bezogen jid) vorwiegend auf wirtſchaftliche Verhält⸗ 
niſſe, insbeſondere Zunftſachen, und zwar betrafen fie folgende 
Gegenſtände: Verpachtung der Mühlen, Rode und Kämpe inner⸗ 
halb der Landwehren, Verbot des Vorkaufs vor den Toren, 
Stadtkeller und Einbecker Bier, Schweinekoven vor den Haus⸗ 
türen, Eidesleiſtung der Amtswerkmeiſter, Verkauf von Leine⸗ 
wand, Fleiſchhaus, Verkauf von Heringen durch die Höker, Ver⸗ 
bot für Leineweber und Juden, in den Buden auf dem Damme 
beim Brühle zu wohnen, Ausweiſung der Juden aus Hannover. 
Der Rat war auch in dieſen Beziehungen bereit, auf die ge⸗ 
äußerten Wünſche weitgehende Rückſicht zu nehmen. 

Die Amter hatten demnach alle Urſache, mit dem Er⸗ 
gebnis des Verfaſſungsſtreites von 1445 zufrieden 
zu ſein. Als äußeres Anzeichen hiervon läßt es ſich ſchon auf⸗ 
faſſen, daß jeder der ſechs Zunftgenoſſen, die für 1446 in den 
Rat gewählt wurden, ausdrücklich als Mitglied der betreffenden 
Zunft bezeichnet iſt. Hier iſt zunächſt Hans Meyenfeld ſelbſt zu 
nennen, der Wortführer der volkstümlichen Bewegung des 
Vorjahres, als Mitglied des Schuhmacher⸗Amtes, ſodann je ein 
Bäcker, Knochenhauer, Schmied, Wollenweber und Höker. Sehr 
bezeichnend iſt es und als ungewöhnliches Ereignis in des Rates 
Gedenkbuch eingetragen, daß etwa ein Vierteljahr ſpäter einer 
von ihnen, der Höker Hinrich Premel, zuſammen mit Tile Lat⸗ 
huſen auf Verlangen der Amter in den alten Rat gewählt wurde. 

Ferner hatten die Vorgänge von 1445 die bemerkenswerte 
Folge, daß keine Vier Geſchworene neben dem Rate mehr ge- 
wählt wurden. Die Geſchworenen waren bisher, ſoweit wir ſehen 
konnten, immer mit dem Rate verbündet geweſen. Dann hatte, 
während der Verhandlungen im Jahre 1445, wie es ſcheint, die 
Trage der gegenjeitigen Wahl einen gewiſſen Zwieſpalt zwiſchen 
beiden Körperſchaften hervorgerufen oder zu Tage treten laſſen. 


Dabei hatten bie Amter und Meinheit lid) auf die Seite bes 
Rates geſtellt, ſo daß die Geſchworenen in eine ſchwierige Lage 
gekommen waren. Vielleicht iſt es auf dieſen Gegenſatz zurückzu⸗ 
führen, dak für 1446 und ebenſo auch für 1447 keine Ge⸗ 
ſchworene mehr gewählt wurden. 

Dieſe folgenreiche Bewegung kam bald darauf zu einem ge⸗ 
wiſſen Abſchluſſe, und es wurde darüber folgendes in das Stadt⸗ 
buch eingetragen: „Anno 1448, am 12. Januar, kamen die 
Kaufmannsinnung, Meinheit unb Amter einträch⸗ 
tiglich überein, daß man in Zukunft in den Rat 12 Perſonen 
wählen ſoll, und zwar 4 aus der Kaufmanns⸗Innung, 4 aus 
der Meinheit und 4 aus den vier großen Amtern, nämlich den 
Bäckern, Knochenhauern, Schuhmachern und Schmieden. Man 
kam ferner überein, zum Nutzen der Stadt die Geſchworenen 
wieder bei den Rat zu ſetzen, wie ſolches vordem geweſen war, 
und es ſollten in Zukunft unter den Geſchworenen 4 aus der 
Kaufmanns⸗Innung, 12 aus der Meinheit und 16 aus den 
Amtern ſein. So oft jemand aus den Geſchworenen durch Tod 
oder ſonſtwie ausſcheidet, ſo ſoll der ſitzende Rat des Jahres 
einen anderen an Stelle jenes wählen, und ſo die Zahl der 
Geſchworenen wieder auffüllen. 

Vater und Sohn, Brüder und rechte Vettern ſollen nicht zu 
gleicher Zeit im Rate und unter den Geſchworenen ſein, noch der 
eine im Rate und der andere unter den Geſchworenen. Wer 
offenbar ein zuchtloſes Leben führt, ſoll nicht im Rate ſein. Mit 
allen anderen Stücken ſoll man es halten, wie es ehedem ge⸗ 
halten iſt. Falls zwiſchen den Mitgliedern des Rates und den 
Geſchworenen ein Zwiſt entſteht, auf dem Rathauſe oder anders⸗ 
wo, ſo ſoll der Rat befugt ſein, einen Schiedsſpruch abzugeben, 
und man ſoll ſich dieſerhalb an niemand anders wenden“. 

Infolge der Ereigniſſe der letzten Jahre hatte ſich bei Rat 
und Geſchworenen die Überzeugung wieder befeſtigt, daß 
ſie auf einander angewieſen ſeien, und daß ſie ihre Stellung 
innerhalb der Bürgerſchaft nur behaupten konnten, wenn ſie un⸗ 
entwegt zuſammenhielten. Daher ſchloſſen ſie am 6. April 1448, 
ähnlich wie ſchon 1411, ein Bündnis zu dem Zwecke, daß jeder 
bei ſeinem alten Rechte und Gewohnheit bleiben ſollte. Wenn 
jemand etwas von einer Zuſammenrottung vernimmt, ſo ſoll 


er es dem Rate und ben Geſchworenen mitteilen, damit dieſe 
dagegen Stellung nehmen können. Falls eines ihrer eigenen 
Mitglieder hiergegen handelt und Umtriebe erregt, ſo wollen ſie 
dieſen für keinen biederen Mann halten. Jeder der Ratsherren 
und Geſchworenen verpflichtete ſich eidlich, dieſe Beſtimmungen 
zu halten. Auch in den nächſtfolgenden Jahren legten die neu 
Hinzukommenden einen gleichen Eid ab. 

Ein abgeſchloſſener Kreis von Familien, die ein Anrecht auf 
die Ratsitellen gehabt hätten, ijt in Hannover nicht vorhanden 
geweſen, wohl aber hat ſich das tatſächliche Verhältnis heraus⸗ 
gebildet, daß beſtimmte angeſehene und wohlhabende Familien 
vorzugsweiſe im Rate vertreten waren. Zu dieſen Familien, 
deren Mitglieder ſich ſpäter als Patrizier bezeichneten, ge⸗ 
hörten u. a. die von Anderten, Blome, von Berkhuſen, Idenſen, 
Limburg, von Lüde, vom Sode, Türke, Volger, von Wintheim. 
Familienüberlieferung, die fid) allmählich herausbildete, hat es 
geeigneten Angehörigen dieſer Geſchlechter immer wieder als 
wünſchenswert erſcheinen laſſen, ſich im Dienſte ihrer Vaterſtadt 
zu betätigen. 

Bezeichnend hierfür iſt ein Vorkommnis aus dem Jahre 
1453, das wichtig genug erſchien, um in des Rates Gedenkbuch 
eingetragen zu werden. Damals entlieh der Bürgermeiſter 
Dietrich von Anderten vom Rate deſſen Inſtituta, alſo wohl 
Handſchriften des Archivs über ſtädtiſche Einrichtungen, auf ein 
Jahr für feinen Sohn, „to brukende unde dar inne to ſtuderende“. 
Zum Pfande dafür ſetzte er eine ſilberne Schale. 

Städtiſche Satzungen. 

Als Obrigkeit und Vertreter der Bürgerſchaft hatte der Rat 
dafür zu ſorgen, daß Vorſchriften gegeben und Anordnungen 
getroffen wurden, die das Wohl der Stadt zum Zwecke hatten, 
und daß jeder Bürger dieſen Verfügungen nachkam. Wir können 
ſagen, daß der Rat dieſer ſeiner Aufgabe im weſentlichen gerecht 
geworden iſt. Hervorzuheben iſt namentlich die Beharrlichkeit, 
mit der er das Ziel verfolgte, das ihm der geſamten Sachlage 
gemäß vor Augen ſchwebte, nämlich die Erlangung eines mög⸗ 
lichſt großen Maßes von Selbſtändigkeit und Selbſtverwaltung. 
Er hat ſich dabei, wie wir vielfach aus ſeinen Maßregeln erken⸗ 
nen können, durchweg von Umſicht und Vorſicht leiten laſſen, 
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hat ſich bemüht, im Einvernehmen mit ber Bürgerſchaft zu 
handeln und von ihr die nötige Unterſtützung erfahren. 

Schon ſeit 1303 iſt uns eine Reihe von Satzungen erhalten, 
die der Rat zu dem Zwecke erlaſſen hat, um eine Art von Ge⸗ 
ſchäftsordnung für ſeine Sitzungen herbeizuführen und 
ſeine Stellung als oberſte ſtädtiſche Behörde zu kennzeichnen. 
Die Zugehörigkeit zu dieſer war ein Ehrenamt und ſollte es 
nach dem Willen der Ratsherren auch in Zukunft bleiben. Um 
ungeeignete Leute auszuſchließen, beſtimmten ſie daher 1347, 
daß man niemand in den Rat wählen ſolle, der nicht vier ehelich 
geborene Ahnen aufzuweiſen hätte. Da das Amt aber eben ein 
Ehrenamt war, das viel Zeit und Mühe erforderte, ohne nam⸗ 
hafte Vermögensvorteile mit ſich zu bringen, ſo mochten man⸗ 
che geneigt ſein, eine auf ſie fallende Wahl abzulehnen. Um 
ſolches zu verhindern, wurde 1303 eine Strafe von 5 Pfund 
für den feſtgeſetzt, der die Wahl zum Ratsherrn ausſchlüge. 
Das mochte nicht als genügend erſcheinen, denn bereits 1322 
traf der Rat eine andere Anordnung: Wer die Wahl zum Rats⸗ 
herrn ablehnt, ſoll 12 Pfund an die Stadt bezahlen; wer die 
Wahl zum Bauermeiſter ausſchlägt, 20 Mark Brem., zum Mei⸗ 
ſter in einer Gilde, 5 Mark. 

Um einen überwiegenden Einfluß einzelner Geſchlechter zu 
verhüten, beſchloß der Rat 1309, daß nicht Vater und Sohn zu⸗ 
ſammen oder zwei Brüder in demſelben Jahre Ratsherren ſein 
ſollten. Dieſe Beſtimmung wurde 1355 noch dahin erweitert, 
daß aus einem Geſchlechte, deſſen Mitglieder den gleichen Fami⸗ 
liennamen führten, nicht mehr als zwei Ratsherren ſein ſollten; 
und zwar ſollte dann der eine dem alten und der andere dem 
neuen Rate angehören. Jedoch ſollte dieſe Anordnung keine 
rückwirkende Kraft haben, alſo nicht auf diejenigen angewandt 
werden, welche bereits im Rate ſaßen. Wie wir geſehen haben, 
wurden dieſe Beſtimmungen 1445 bzw. 1448 wieder aufgenom⸗ 
men und erweitert. 

Um in ben Ratsſitzungen die Ordnung aufredtzuer- 
halten, wurde 1307 feſtgeſetzt: wer nach dreimaligem Läuten — 
zum Zeichen, daß der Rat ſich verſammeln ſolle — nicht auf 
dem Rathauſe erſchienen iſt, hat zur Strafe 3 Pfennige zu be⸗ 
zahlen. Die Ladung konnte nach einer Beſtimmung von 1355 
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auch durch einen Ratsdiener geſchehen. Auch durfte niemand 
aus dem Rate fortgehen, es ſei denn mit Erlaubnis des Bür⸗ 
germeiſters oder, in deſſen Abweſenheit, der übrigen Rats⸗ 
herren bzw. des älteſten Ratsherrn. Geht ein Ratsherr ſeines 
Geſchäftes wegen ohne Urlaub vom Rathauſe fort, jo hat er 
3 Pfennige zu zahlen. 

Um die ſchnelle Erledigung der vorkommenden 
Fälle zu bewirken, war feſtgeſetzt, daz der Rat alle Streit⸗ 
ſachen binnen vier Wochen entſcheiden ſolle. Falls man in dieſer 
Zeit über das Recht nicht einig werden kann, ſoll der Rat oder 
deſſen Mehrheit bei dem Rate zu Minden anfragen. Was der 
dann für Recht erklärt, dabei ſoll es bleiben. Geſchähe es, daß 
ein Ratsherr die Entſcheidung zu hindern ſuchte, fo ſollte ihn 
der Bürgermeiſter bei ſeinem Eide hinausgehen heißen. Falls 
aber der Bürgermeiſter ſelbſt eine Verzögerung herbeiführen 
wollte, ſo ſollten die übrigen Ratsherren ihn hinausgehen heißen 
und dann die Sache ohne Verzug entſcheiden. 

Noch andere Vorſchriften wurden für die Rats⸗ 
herren erlaſſen, ſo eine von 1308, wonach keiner von ihnen 
ſich für jemand verbürgen durfte, der ſich gegen die Stadt ver⸗ 
gangen hatte. 1355 wurde vom alten und neuen Rate feſtgeſetzt. 
daß kein Ratmann, alt oder neu, einen Bürger für ein em⸗ 
pfangenes Geſchenk verteidigen ſollte, insbeſondere nicht gegen 
einen anderen Bürger. Hierzu verpflichtete ſich jeder der da⸗ 
maligen Ratsherren bei ſeinem Eide. Ebenſo ſollte jeder neue 
Ratsherr geloben, dieſe Beſtimmung zu halten, ſobald er in 
den Rat aufgenommen war und ſeinen Amtseid abgelegt hatte. 
Ein anderer Beſchluß des alten und neuen Rates betraf et⸗ 
waige Streitigkeiten, die zwiſchen Ratsherren auf dem Rathauſe 
entſtänden. In ſolchem Falle ſollte der Rat entſcheiden, und die 
Streitenden verpflichtet ſein, kein anderes Gericht um ein Ur⸗ 
teil anzugehen. 

Nach einer etwa im Jahre 1400 erlaſſenen Vorſchrift ſollte 
kein Ratsherr bei der Leiſtung ſeines Amtseides etwas Be⸗ 
ſonderes in ſeinen Eid hineinbringen und anders ſchwören als 
der vorgeſchriebene Eid lautete, bei Strafe von 10 Bremer 
Mark. Dagegen mußte, nach einer 1406 vom alten und neuen 
Rate und den Geſchworenen erlaſſenen Vorſchrift, jeder Rats- 
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herr und jeder Geſchworene mit in feinen Amtseid nehmen, daß 
er dem Rate getreulich helfen wolle, die fälligen Strafgelder 
einzuziehen. 

Mit dem Amte eines Ratsherrn ſcheinen Vermögensvor⸗ 
teile nur in geringem Umfange verbunden geweſen zu ſein. Wir 
erfahren darüber aus einem Ratsbeſchluſſe von 1323 folgendes. 
Wenn jemand Ratsherr oder Bauermeiſter wird und ſpäter 
verarmt, ſo ſoll er, wenn er darum nachſucht, eine Pfründe im 
Hoſpital S. Spiritus erhalten. Nach einer anderen Beſtimmung 
ſollte an jedem 10. November jedem alten und neuen Rats⸗ 
herrn, dem Stadtſchreiber und den Bauermeiſtern des Jahres ein 
halbes Stübchen Wein, ſowie jedem Ratsdiener ein Quart 
Wein zugeſchickt werden. Wenn ein Ratsherr ſtirbt, ſo ſoll man 
in dem betreffenden Jahre ſeiner Witwe den Wein ſchicken, den 
er erhalten haben würde, wenn er am Leben geblieben wäre. 

Die Stellung des Rates als Obrigkeit gegen- 
über der Bürgerſchaft war gleichfalls durch Verordnungen feſt⸗ 
geſetzt. Wenn der Rat durch einen ſeiner Diener jemanden zu 
ſich entbot und der Bote dem Bürger dieſe Aufforderung per⸗ 
ſönlich überbrachte, ſo mußte dieſer unverzüglich vor den Rat 
kommen, mochte dieſer auf dem Rathauſe oder auf dem Markt⸗ 
kirchhofe oder ſonſtwo verſammelt ſein; widrigenfalls hatte er 
eine Strafe von 6 Pfennigen zu zahlen. Ein Bürger, der vor dem 
Rate zu tun hatte, ſollte dort mit höchſtens drei Begleitern er⸗ 
ſcheinen; für jeden mehr hatte jeder Beteiligte 5 Schillinge an 
die Stadt zu zahlen. Auch ſollte kein Bürger mit einem Schwerte 
vor den Rat gehen, bei Strafe von 10 Schillingen. 

Andererſeits konnten die Bürger aber auch darauf rechnen. 
daß der Rat ſie nach Möglichkeit ſchützte, wenn ſie außerhalb der 
Stadt in bedrängte Lage kamen. Das konnte beſonders ge⸗ 
ſchehen, wenn ſie in einer fremden Stadt in einen Rechtsſtreit 
verwickelt wurden. Es wird mehrfach berichtet, daß der Rat 
ſich bei einer anderen Stadtverwaltung für hannoverſche Bürger 
verwandte, um ſie in Erbſchaftsangelegenheiten zu unterſtützen. 
Doch ſuchte er vorſichtigerweiſe möglichſt zu vermeiden, daß ihm 
aus ſeinem Vorgehen Nachteile erwuchſen, und ließ ſich daher 
von den Beteiligten verſprechen, daß ſie ihn nötigenfalls ſchad⸗ 
los halten wollten. 


Von bem Rechte, Satzungen ohne Genehmigung des 
Vogtes zu erlaſſen, das der Rat ſchon im Anfange des 14. Jahr⸗ 
hunderts für ſich beanſprucht hatte, hat er namentlich auch zu 
dem Zwecke Gebrauch gemacht, das Stadtrecht ſelbſt weiter aus⸗ 
zugeſtalten. Sodann lag ihm ſehr daran, daß die Bürger dieſes 
Stadtrecht als alleinige für fie in Betracht kommende Ridt- 
ſchnur anerkannten und nicht etwa irgend eine auswärtige Gewalt 
als für ſich maßgebend anſahen. Beſtimmungen, welche dieſem 
Zwecke dienten, hat der Rat anfangs allein, ſpäter zuſammen 
mit den Geſchworenen erlaſſen. Dabei läßt ſich verfolgen, wie er 
bemüht geweſen iſt, im Laufe der Zeit die Faſſung einer vor⸗ 
liegenden Verfügung durch Anpaſſung an neu auftretende Be⸗ 
dürfniſſe zu verbeſſern. 

Im Jahre 1307 wurde verfügt: Alle hieſigen Einwohner 
ſollen der Stadt Satzungen halten, ausgenommen Ritter und 
überhaupt Adelige, mit denen der Rat noch beſondere Verein⸗ 
barungen treffen wird. Demſelben Jahre gehört folgende Be⸗ 
ſtimmung an: Wenn ein Bürger Hannover im Unwillen verläßt 
und das Stadtrecht verſchmäht, ſo ſoll er zum Bürgerrechte und 
überhaupt zum Aufenthalte in der Stadt nicht wieder zugelaſſen 
werden. Dasſelbe ſoll dem widerfahren, der ein auswärtiges 
Gericht anruft. Ein Bürger, der vom Rate Erlaubnis hatte, au⸗ 
ßerhalb der Stadt zu ſein, oder dieſes ohne Erlaubnis tat, mußte 
nach ſeiner Rückkehr der Stadt Satzungen halten, bei den darauf 
geſetzten Strafen. Handelt er dagegen, ſo ſoll man ihn zu Bür⸗ 
gerſchaft und zu Innung nicht zulaſſen, er habe denn die Strafe 
zuvor bezahlt. 

Derſelben Zeit, noch vor 1366, gehört die Beſtimmung an: 
Wenn ein hieſiger Bürger, er wohne in⸗ oder außerhalb der 
Stadt, der Stadt nicht leiſtet, wozu er verpflichtet iſt, ſo hat er, 
wenn er wider Stadtrecht von jemand benachteiligt wird, nicht 
mehr Anſpruch auf Entſchädigung, als ein Fremder. Vergeht er 
ſich aber gegen den Rat oder die Bürger, ſo ſoll er nach Stadt⸗ 
recht Genugtuung leiſten, gleich anderen Bürgern. Um das Jahr 
1390 wurde verfügt: Wer ſeine Eigenſchaft als Bürger aufgibt 
ohne Einwilligung des Rates, der ſoll Bürgerſchaft und Innung 
ſo lange entbehren, bis er ſie vom Rate wiedergewinnt. Man 
ſoll ihn nicht eher wieder zulaſſen, als bis er ſein Schoß, das er 
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in der Zeit, in ber er kein Bürger war, ſchuldig geblieben ijt, 
bezahlt oder wenigſtens geſchworen hat, daß er es zahlen werde, 
oder er habe zuvor des Rates und der Geſchworenen Willen in 
Betreff des Schoſſes getan. Eine etwas andere Faſſung, die 
1420 vom Rat und Geſchworenen beſchloſſen wurde, lautete: 
Wenn jemand feine Bürgereigenſchaft aufgibt, ohne ihnen einer. 
hinreichenden Grund anzugeben, ſo muß er das Bürgerrecht von 
neuem gewinnen uſw. 

Einzelne Satzungen ſchienen dem Rate ſo wichtig zu ſein, 
daß er beſondere Maßregeln traf, um ſie immer wieder ins Ge⸗ 
dächtnis zurückzurufen und in Kraft bleiben zu laſſen. Ein Mittel 
dazu hatte man an der Hand, indem man der verſammelten 
Bürgerſchaft von der Rathauslaube aus beſtimmte Verfügungen 
verkündete. Ein anderes, das nur den Rat ſelbſt anging, wählte 
man 1412, indem Rat und Geſchworene damals beſchloſſen: Im 
Anfange jedes Jahres, wenn der neue Rat ſeinen Amtseid ge⸗ 
leiſtet hat „unde ſitten ghan is“, ſoll zunächſt eine Beſtimmung 
über den Gebrauch des großen Stadtſiegels, von etwa 1400, und 
eine andere über Leibgedinge, vom Jahre 1387, in Erinnerung 
gebracht werden. Sodann ſoll der ſitzende Rat Mann für Mann 
ſich verpflichten, die im folgenden genannten Artikel während des 
kommenden Jahres zu halten und dazu behülflich zu ſein, daß 
ſie ihre Macht behalten. Dieſe Artikel betrafen Beſchlußfaſſung 
im Rate, Dienſtreiſen, ſtädtiſche Vermögensverwaltung, Unter⸗ 
halt von reitenden Knechten, ſowie Verwaltung des Weinkellers. 
Von ihnen iſt die Vorſchrift über Beſchlußfaſſung im Rate be⸗ 
reits genannt, die übrigen werden bei den einzelnen Zweigen der 
Verwaltung erwähnt werden. 

Städtiſche Amter und Amtsſtellen. 

Sobald in Hannover eine Gemeindevertretung vorhanden 
war, bedurfte ſie eines Vorſitzenden, der die Verhandlungen 
zu leiten und Beſchlüſſe herbeizuführen hatte. Es mag zweifel⸗ 
haft ſein, ob dieſe Aufgabe dem bereits 1241 erwähnten Ma- 
gister civium zufiel. Jedenfalls ijt aus der älteren Zeit der 
Stadtgeſchichte keine andere Amtsbezeichnung überliefert, die 
man mit dem Vorſitze im Rate in Verbindung bringen könnte. 
Zuerſt im Jahre 1355 kommt die Bezeichnung Ratmeſter für 
den Vorſitzenden vor, dann 1358 je ein Proconſul im alten und 
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im neuen Rate, 1360 ein Borgermeſter. Der letztere Name ijt 
ſpäter, neben der lateiniſchen Form Proconſul bzw. Conſul, all⸗ 
gemein üblich geworden. 

Die Leitung der laufenden Geſchäfte kam naturgemäß dem 
Bürgermeiſter zu, der dem ſitzenden, d. h. neuen Rate an⸗ 
gehörte. Im allgemeinen gehörte der ſitzende Bürgermeiſter des 
einen Jahres dem ſitzenden Rate des nächſten Jahres nicht an, 
ſondern bekleidete ſein Amt erſt im übernächſten Jahre wieder. 
Eine Ausnahme fand 1503 ſtatt, indem Volkmar von Anderten, 
der bereits als ſitzender Bürgermeiſter eingetragen war, aus⸗ 
ſchied und an ſeine Stelle Hans Blome, der Bürgermeiſter des 
vorigen Jahres, trat. Auch war Jürgen vom Sode 1516 und 
1517, ebenſo 1529 und 1530 ſitzender Bürgermeiſter. 

Das Amt bes Magister civium, bas in den Stadtrechts⸗ 
urkunden von 1241 genannt wird, kommt nur dort vor und hat 
nicht mehr lange beſtanden. Bereits 1277 wird zwar derſelbe 
Name gebraucht, bezeichnet aber ein völlig anderes Amt. Es 
waren nämlich damals und ſeitdem immer ihrer zwei, und ihre 
neue Amtstätigkeit wird ſchon dadurch angedeutet, daß ſpäter 
neben ihrem Namen Burmeſter, auch die Bezeichnung Ma- 
gistri structurae, Buwmeſter, Baumeiſter vorkommt. Sie werden 
anfangs neben den Ratsherren genannt, und ſcheinen an deren 
Beratungen, ſowie den Gerichtsſitzungen teilgenommen zu haben. 

Noch etwa 1366 wird in das Stadtbuch eingetragen: de 
Rad old unde nye unde Burmeſtere ſint bi Eden up ein gekomen 
uſw. Es folgt dann ein Beſchluß, wonach die ſtädtiſchen Wagen⸗ 
pferde und Wagen nur zum allgemeinen Nutzen der Stadt ge⸗ 
braucht werden dürfen und niemand Holz für ſich ſelbſt auf den 
Wagen in die Stadt holen darf. Die Burmeſter waren dagegen 
befugt, in der Landwehr und im Stadtgehölze Holz hauen zu 
laſſen. Hiernach erklärt ſich ihre Teilnahme an jener Ratsſitzung 
daraus, daß es ſich dabei um eine Sache handelte, die ihrem 
Amtsbereiche unmittelbar angehörte. 

Die Burmeſter hatten die Aufſicht über die ſtädtiſchen 
Gebäude, Feſtungswerke und Forſten, ſowie über die Wagen 
und ſonſtige zu den Bauten erforderliche Gerätſchaften. Ferner 
hatten ſie beſtimmte ſtädtiſche Einkünfte zu erheben und aus 
dieſer Kaſſe die Koſten für die Bauten zu beſtreiten. Die Bur⸗ 
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meſter Johann Wichmann und Johann Karebom ftellten 1352 
ein Verzeichnis der dazu gehörigen Einnahmen auf, das als⸗ 
dann, damit man ſich bei der Eintreibung der betreffenden 
Gelder darnach richten könne, in das Stadtrechtsbuch einge⸗ 
tragen wurde. Einmal, 1359, wird auch erwähnt, daß ſie dafür 
ſorgten, daß das Regenwaſſer von einem Grundſtücke durch eine 
Goſſe und weiter durch eine Offnung in der Stadtmauer aus der 
Stadt geleitet wurde. 

Für die angeſehene Stellung, welche ſie innehatten, ſpricht 
ihre Bezeichnung als discreti viri. Ferner war mit ihrem Amte 
der Vorteil verbunden, daß ſie im Falle ihrer Verarmung ein 
Anrecht auf eine Pfründe im Heiligen Geiſt⸗Hoſpitale hatten. 
Auch bezogen ſie an jedem 10. November ein halbes Stübchen 
Wein. War jemand zum Burmeſter gewählt und wollte das Amt 
nicht annehmen, ſo mußte er die hohe Strafſumme von 20 
Bremer Mark bezahlen. | 

Da das Amt ber Burmeſter eine eingehende Sachkenntnis 
erforderte, ſo wurden ſie mehrfach wiedergewählt, auch mehrere 
Jahre unmittelbar hintereinander. Sie waren durchaus Be⸗ 
amte und gehörten weder dem ſitzenden noch dem alten Rate an. 
Ihre Abhängigkeit vom Rate iſt namentlich aus einem Beſchluſſe 
von 1412 erſichtlich, den der alte und neue Rat nebſt den Ge⸗ 
ſchworenen faßte, wonach in Zukunft jährlich die Burmeſter von 
den Kämmerern ermahnt werden ſollen, nichts Neues bauen oder 
Altes ausbeſſern noch ſonſtige Arbeit für die Stadt ausführen 
zu laſſen, es geſchehe denn mit Einwilligung und auf Geheiß der 
Kämmerer. 

Die Amtsbefugniſſe der Burmeſter, wie ſie um 
1450 beſtanden, Jind aus ihrem damaligen Dienſteide zu erjehen, 
der auf einen von Rat und Geſchworenen im Jahre 1442 ge⸗ 
faßten Beſchluß zurückgeht. Sie verpflichteten ſich darin, „allerlei 
Geräthſchaft, als Schaufeln, Hacken, Spaten, Taue, Seile und 
ſonſtiges, was der Stadt gehört, was ihnen anvertraut und von 
Zeit zu Zeit weiter hinzu angeſchafft wird, getreulich zu ver⸗ 
wahren“ uſw. Den weiter folgenden, ſehr ins Einzelne gehenden 
Beſtimmungen wurde 1454 noch hinzugefügt: „Sie ſollen auch 
in der Zeit vom Sonntag Laetare bis zum 24. Juni keine erheb⸗ 
liche Menge Bauholz fällen oder hauen laſſen, es geſchehe denn 
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auf Geheiß unb mit Einwilligung von Rath und Geſchworenen“. 
Ein weiterer Zuſatz, von 1455, betrifft den Fall, daß für Neu⸗ 
bauten, die von der Stadtverwaltung beſchloſſen ſind, Bau⸗ 
herren eingeſetzt werden. Als Mitglieder der ſtädtiſchen Kolle⸗ 
gien waren dieſe den Burmeſtern vorgeſetzt. Wenn damals ferner 
beſtimmt wurde, die Burmeſter dürften von Tagelöhnern, Kuh⸗ 
hirten, Schweinehirten oder überhaupt von ſolchen, die im 
Dienſte der Stadt ſtänden oder für jie arbeiteten, keinerlei geld⸗ 
werte Geſchenke annehmen, ſo läßt ſich daraus entnehmen, daß 
dieſe Leute von den Burmeſtern für den ſtädtiſchen Dienſt an⸗ 
gemietet wurden. 

Sobald ſeitens der Stadtverwaltung Urkunden ausgeſtellt 
wurden, bedurfte man hierzu, da dieſe Kunſt eine gewiſſe Vor⸗ 
bildung erforderte, eines beſonderen Beamten. Ein Stadt⸗ 
ſchreiber wird daher, wenn auch nicht ausdrücklich genannt, 
von jeher vorhanden geweſen ſein. Er wird 1328 Scriptor 
civitatis genannt, 1344 und 1358 Notarius civitatis, 
1869 Protonotarius civitatis. Letztere Bezeichnung deutet 
Darauf hin, daß ihm noch ein oder mehrere Schreibgehülfen 
unterſtellt waren. Gegen Ende des Mittelalters waren mehr⸗ 
fach Geiſtliche zugleich im ſtädtiſchen Schreibdienſte angeſtellt, ſo 
von 1472 an Gerhard Kolshorn, ſeit 1492 Johann Sindorp, 
beide ſpäter Pfarrherren der Kreuzkirche, über welche der Rat 
das Patronat beſaß. 

Andere ſtädtiſche Beamte waren die im Jahre 1303 er⸗ 
wähnten Ordnungsherren, Magistri disciplinae, die 
ihrer vier, die für Aufrechterhaltung der Ordnung bei Feſt⸗ 
lichkeiten im Rathauſe zu ſorgen hatten. Verſtieß jemand dagegen. 
Jo hatten fie dieſes zu trügen. War fein Benehmen gar zu an⸗ 
ſtößig, ſo konnten ſie ſeine Entfernung aus der Stadt veran⸗ 
laſſen, und er durfte erit zurückkehren, wenn fie ihn aurlidriefen. 

Zum Zwecke der Sicherheit der Stadt waren im Anfange 
des 14. Jahrhunderts Stadthauptleute, Capitanei, vor⸗ 
handen, und zwar für jedes Stadtviertel zwei, um die ſich die 
Bewohner ihres Bezirkes im Falle von Unruhen zu ſammeln 
hatten. Für die Oſterſtraße waren es im Jahre 1303: Conrad 
Roperti und Gyſeke von Emmer, für bie Marktſtraße: Johann 
vom Steinhauſe und Hermann Seldenbut, für die Köbelinger⸗ 


ſtraße: Albert Löwe (Leo) unb Werner Munter (Monetarius), 
für die Leinſtraße: Hermann von Rinteln und Arnold von 
Minden. 

Im Kollegium der Münzherren ſaßen nach der im 
Jahre 1322 getroffenen Einrichtung vier Ritter bzw. Knappen 
und vier Ratsherren, welche gemeinſam die Aufſicht über die 
Münze zu führen hatten. Jene wie dieſe wählten nach Ablauf 
ihres Amtsjahres je vier andere ihres Standes wieder an ihre 
Stelle. Die Wahl mußte jeder Ratsherr annehmen, bei Strafe 
von 10 Bremer Mark. In den Jahren 1440 bis 1470 wurden 
ihre Namen regelmäßig in das Amtsbuch eingetragen, und wir 
erſehen aus ihnen, daß meiſt alle vier dem ſitzenden Rate ange⸗ 
hörten. Die Sateherren, meiſt ihrer zwei, ſind gleichfalls 
ſeit 1440 im Amtsbuche verzeichnet, gehörten in den nächſtfol⸗ 
genden Jahren ebenfalls dem ſitzenden Rate an und bildeten ſeit 
1448 mit den Münzherren zuſammen den gleichen Ausſchuß. Da 
die Sate ſelbſt ihre Geltung verlor, ſo kamen auch ſie in Fortfall. 

Die Verwaltung des ſtädtiſchen Rechnungsweſens ſtand 
den Kämmerern zu, die u. a. 1358 erwähnt werden. Bis 
1414 waren ihrer zwei, ſeit 1415 immer drei, von denen ge⸗ 
wöhnlich einer oder zwei dem ſitzenden Rate angehörten. Da ihr 
Amt ein erhebliches Maß von Sachkenntnis erforderte, ſo blieben 
ſie häufig mehrere Jahre hintereinander im Dienſte. Kämmerer, 
Camerarti, werden bereits 1303 genannt, doch kommt ihre da⸗ 
mals erwähnte Obliegenheit nur für Familienfeſte in Betracht, 
hatte alſo keine Beziehung zu ihrem ſpäteren, dem Stadthaus⸗ 
halte gewidmeten Berufe. Von ihrer Tätigkeit geſondert war 
noch die Erhebung der Vermögensſteuer, des Schoſſes, die den 
Schoßherren oblag. 

Die Feuerherren, deren Amt ſeit mindeſtens 1345 be⸗ 
ſtand, 1357 als Magistri ignium erwähnt, gehörten dem 
Rate nicht an, nahmen aber zuweilen an ſeinen Sitzungen 
teil. Ihre urſprüngliche Zahl iſt unbekannt; gegen Ende 
des 14. Jahrhunderts waren unter ihnen vier Alterleute. 
Sie hatten namentlich für die Sicherheit der Stadt gegen 
Feuersgefahr zu ſorgen; dann erhielten ſie auch Befugniſſe der 
Markt⸗ und Straßenpolizei. Mit den Geſchworenen ſtanden ſie 
in näherer Verbindung und nahmen daher ebenſo wie dieſe an 
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ber Wahl bes Rates teil. Wie 1456 und 1493 erwähnt wird, 
konnten fie bei der Ausübung ihres Amtes über einige Knechte 
verfügen. . 

Über bie amtliche Stellung unb Befugniſſe der 
Feuerherren erfahren wir nähere Einzelheiten aus einer 
Feuerherren⸗Ordnung, die etwa im Jahre 1390 verfaßt und 
in das Stadtrechtsbuch eingetragen iſt. „Wann die alten Feuer⸗ 
herren die neuen einſetzen und dabei ein Trunk ſtattgefunden hat, 
ſo bleiben die alten ſo lange, bis die neuen geſchworen oder bei 
ihren Eiden erklärt haben, daß ſie während dieſes Jahres Feuer⸗ 
Herren ſein wollen, der Stadt zu Gute, nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen. 


Wenn die alten Feuerherren fortgegangen ſind, ſo ſetzen ſich 
die neuen folgendermaßen. Falls der Altermann, der das Wort 
hält, ein Mitglied der Meinheit iſt, ſo ſetzt er bei ſich zur rechten 
Hand einen aus dem Kaufmanne, daneben einen aus der Mein⸗ 
heit, zur linken Hand einen aus den Amtern. So ſitzen die vier 
Alterleute. Bei dem aus dem Amte ſitzt der andere aus dem 
Kaufmanne, und dann darnächſt einer aus der Meinheit und 
einer aus dem Amte. So ſollen ſie ſich ünterſcheiden zu beiden 
Seiten, wie es ſich gebührt. 

Wenn die Feuerherren zuſammenberufen werden, ſo ſoll 
der, welcher nicht zur rechten Zeit kommt, 1 Schilling Strafe 
zahlen, es jet denn, daß er triftige Verhinderung oder Erlaub- 
nis hätte. Die beiden zuletzt kommenden zahlen jeder 2 Pfennige. 

Die Feuerherren ſollen auch zweimal im Jahre einen Umzug 
halten, nach der Ziehzeit nach Oſtern und nach Michaelistag. 
Sind ſie aber der Meinung, daß einmal genüge, ſo mögen ſie es 
dabei bewenden laſſen. 

In weſſen Haus oder Bude gedroſchenes oder ungedroſche⸗ 
nes Stroh oder Futter liegt, auf ſeinem Balken oder Boden, 
worunter ſeine Feuerſtätte iſt, der ſoll den Feuerherren 1 P. 
Strafe zahlen, oder was die Feuerherren ihm aus Gnade feſt⸗ 
ſetzen, wenn er das mit Recht nicht verantworten kann. 


In weſſen Wohnung Feuer entſteht und von ihm nicht ſo⸗ 
gleich durch Hülfegeſchrei verkündigt wird, der ſoll 1 P. Strafe 
an die Feuerherren zahlen. 
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Wer Licht außerhalb einer Laterne oder eine brennende 
Kerze in ſeiner Scheune oder ſeinem Hofe hat, deſſen Strafe iſt 
5 Schilling auf Gnade. Wer des Sommers vor Mitternacht 
Feuer unter Pfannen ſteckt, deſſen Strafe iſt 5 Schilling. 

Wer darrt oder bäckt und kein Waſſer dabei hat, deſſen 
Strafe iſt 1 Schilling. Wer darrt und das Holz nicht ſogleich 
nach der Wächterglocke aus der Darre zieht, deſſen Strafe iſt 
1 Schilling. | 

Wer hier Salz zum Verkauf bringt, ber ſoll den Markt 
halten vom Sonnabend bis Sonntag Mittag und (dann) ſein 
Geräth niederlegen. Wie er das Salz bes Markttags verläuft, 
ſo ſoll er es die Woche über geben, und ſie ſollen es unſern 
Bürgern anders nicht vertheuern. 

Auch ſollen ſie keinen Vorkauf thun unter andern mit dem 
Salze. Wer gegen eine dieſer Beſtimmungen handelt, der ſoll 
das nach Gnade der Feuerherren büßen. Wer dem andern Vor⸗ 
kauf thut, deſſen Strafe iſt 4 Schilling. 

Außerhalb der Schlagbäume vor Billems Haus und vor 
Hermanns von Lenthe Haus und dem Brunnen bei dem Hei⸗ 
ligen Geiſte ſoll niemand Holz kaufen, auch ſoll es niemand in. 
die Thore fahren. Wer hiergegen handelt, deſſen Strafe iſt 
1 Schilling für jeden einzelnen Fall. 

Wer dem anderen Schmutz in die Goſſe fegt, ſo daß es vor 
ſeine Thür fließt, deſſen Strafe iſt 1 Schilling. Wer Miſt oder 
Erde auf die Straße tragen läßt und es nach drei Tagen nicht 
wegfahren läßt, deſſen Strafe iſt 1 Schilling. 

Dieſes ſoll man nur von den Vieren leſen. Auch ſollen die 
Vier ſich mit dem Rathe wegen der Kämmerer ins Einvernehmen 
ſetzen, wann man den Rath wählen will.“ 

Später wurde noch hinzugefügt: „Wer dem anderen Aas 
oder andere Fäulniß vor ſeine Thür oder Wohnung bringt oder 
bringen läßt, der ſoll das mit 4 Schilling büßen, auf Gnade“. 

Im Laufe der ſtädtiſchen Entwicklung war man immer mehr 
davon abgekommen, daß der Rat als ſolcher, etwa noch mit 
Hülfe der Kämmerer, Burmeſter und Feuerherren, die geſamte 
Stadtverwaltung erledigte. Vielmehr wurden, je nachdem die ge⸗ 
ſteigerten Anforderungen ſolches verlangten, weitere Beamte 
angeſtellt und neue Amtsſtellen eingerichtet. Als es ſich 
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3. B. um den Bau bzw. Neubau der Brüdmühle und ber Ol⸗ 
mühle handelte, wurde der Ratsherr Heinrich Dorhagen zum 
Bauherrn gewählt und legte dieſerhalb 1453 ſeine Abrech⸗ 
nung vor. Auch für den Bau des neuen Rathauſes am Markte, 
mit dem damals begonnen ward, wurden Bauherren eingeſetzt. 
Um einen hartnäckigen Streit zwiſchen dem Schuhmacher⸗Amte 
und Heinrich Fining zu beendigen, ſetzten Rat und Geſchworene 
1454 einen Ausſchuß ein, dem je ſechs Vertreter beider Körper⸗ 
ſchaften angehörten, und erteilten ihm die nötige Vollmacht. 
1393 beſtand die Einrichtung, daß jährlich zwei Ratsherren für 
Beaufſichtigung der Badeſtuben abgeordnet wurden. 

Ständige Ausſchüſſe, deren Obliegenheiten ſchon 
aus ihren Bezeichnungen zu erſehen ſind, bildeten dagegen, außer 
den bereits genannten, noch die Wein⸗ und Bierherren, 
Mühlenherren und Ziegelherren. Ihre Mitglieder, 
3. T. Ratsherren, wurden für je ein Jahr gewählt und hatten 
für die betreffenden Anſtalten, ſofern dieſe nicht etwa verpachtet 
waren, dem Rate Rechenſchaft abzulegen. Auch werden noch er⸗ 
wähnt Bauherren für die Waſſerleitung, je zwei Fiſchmeiſter, 
3. T. dem ſitzenden Rate angehörig, ferner drei Rodeherren, 
ſodann für die ſtädtiſche Streitmacht zwei Ridemeiſter und 
Bannerherren, nur ſelten dem Rate angehörig, ſowie zwei 
Richteherren, nicht Mitglieder des Rates. 

Die Verwaltung der Hoſpitäler S. Spiritus und 
S. Nicolai war je zwei Vormündern anvertraut, welche davon 
jährlich dem Rate Rechnung abzulegen hatten. Die zwei „Vor⸗ 
ſtendere tom Heynholte, Proviſores des Heynholtes“, hatten 
über dortige Einnahmen an Geld, Wachs, Flachs und Wolle 
abzurechnen. Auch die Abrechnung der Vorſteher der drei Alt⸗ 
ſtädter Kirchen, ſowie der Liebfrauenkapelle vor dem Aegidien⸗ 
tore erfolgte vor dem Rate. Ebenſo ſollten nach einer Verfügung 
von Rat und Geſchworenen vom Jahre 1440 alle, die für die 
Stadt arbeiteten, Schmiede u. a., ihre Rechenſchaft in den Rats⸗ 
ligungen ablegen, die überhaupt den Mittelpunkt der Stadt⸗ 
verwaltung bildeten. 

Für die Leitung der Schule, die 1348 von den Her⸗ 
zögen der Stadt überlaſſen war, ſtellte der Rat jährlich einen 
Rektor an, der gewöhnlich nur während eines oder zweier Jahre, 
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ſelten längere Zeit im Amte blieb. Er hatte jeit etwa 1430 eine 
jährliche Abgabe von 6 P. an den Rat zu zahlen und außerdem 
anfangs zwei, ſpäter drei Hülfslehrer ſelbſt zu halten. Seine Ein⸗ 
nahmen beſtanden dagegen in dem von den Schülern zu zahlen⸗ 
den Schulgelde und in Vergütungen für Teilnahme an beſtimm⸗ 
ten kirchlichen Feiern. 

Im Ratsweinteller hatte ber Weinſchreiber ben Ver⸗ 
kauf des Weines zu beaufſichtigen und darüber dem Rate und 
den Weinherren Rechenſchaft abzulegen. In ſeinem Dienſteide 
verpflichtete er ſich namentlich, voll zu meſſen und meſſen zu 
laſſen, ſowie den Wein nicht zu vermengen, ſobald das Faß an⸗ 
geſtochen iſt. Dem entſprechend hatte auch der Bierſchenk zu 
geloben, daß er volle Maße geben und das Einbecker Bier nicht 
mit anderem Biere vermengen wolle. 

Im mittelalterlichen Hannover beſtand eine ſchriftliche Ver⸗ 
waltung längſt nicht in dem Maße wie etwa in unſerer Zeit: 
man ſchrieb eigentlich etwas nur nieder, wenn es durchaus not⸗ 
wendig war. Dagegen fanden Vorkommniſſe, die ſelbſtverſtänd⸗ 
lich oder gleichgültig waren, gewöhnlich keinen ſchriftlichen Aus⸗ 
druck und entziehen ſich alsdann unſerer Kenntnis. Das iſt ge⸗ 
rade hinſichtlich der älteren Verfaſſung und Verwaltung Han⸗ 
novers mehrfach der Fall, ſo daß wir für manche Einrichtungen 
auf gelegentliche Andeutungen angewieſen ſind. Aus Mangel an 
Nachrichten wiſſen wir z. B. nicht, ob die Amter der 1303 ge⸗ 
nannten Ordnungsherren und Stadthauptleute noch längere Zeit 
fortbeſtanden haben und ob etwa das Amt der erſt viel ſpäter 
erwähnten Wacheherren auf ſie zurückgeht. 

Man wird zunächſt annehmen, daß die Wachſchreiber 
mit einem Amte in Verbindung ſtanden, das der Aufrechterhal⸗ 
tung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit diente. Damit 
ſtimmt überein eine Nachricht aus dem Jahre 1440, wonach der 
Wacheſchreiber eine um die andere Nacht ſeinen Wächtergang an 
der Stadtmauer tun ſoll. Auch hatte er nach einer anderen An⸗ 
gabe aus demſelben Jahre ein Strafgeld von Turmwächtern 
einzuziehen, falls dieſe im Wachdienſte nachläſſig geweſen waren. 
Ebenſo hatte er, einer Nachricht aus dem Jahre 1524 zufolge, 
beſtimmte Obliegenheiten im Falle der Aushebung eines Teiles 
der Bürgerſchaft zum Zwecke eines kriegeriſchen Auszuges. Wenn 
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wir dagegen im Lohnregiſter bes Jahres 1487 als Ausgabe 
finden: 3 sh dem Wakescriver vor de Stole to beterende 
uppe deme (Rath-)huse, jo können wir uns keine rechte Vor⸗ 
ſtellung von ſeinem wirklichen Amte machen. 


Außerdem gab es noch ſogenannte Hornträger, deren 
Dienſt dem der ſpäteren Nachtwächter entſprochen haben wird. 
Nach einer Beſtimmung von 1454 ſollte den beiden Horntragern 
jährlich graue Winterkleidung geliefert werden, auf daß ſie deſto 
eifriger im Wachtdienſte ſeien und ſich getreulich daran beweiſen, 
wie ſie das eidlich gelobt haben. Für die Wacht auf dem Markt⸗ 
kirchturme war ein Türmer, Tornemann, angeſtellt. Der 
Glockenläuter, Klockemann, hatte um das Jahr 1485 auch 
die Schlagbäume bei dem Hoſpitale St. Nikolai zu ſchließen. 


Zum Schutze der Stadt gegen Gefahren, die von außen 
drohten, waren Thorwächter angeſtellt, die auch als Por⸗ 
tener, Dorhodere, Dorflutere erwähnt werden. Rat und Ge- 
ſchworene beſchloſſen hierüber 1440, es ſollten auf dem Stein⸗ 
tore und dem Aegidientore hinfort je zwei kräftige Leute Wache 
tun. Dieſe mußten abends, wenn man die Wächterglocke läutete, 
auf die Tore gehen und dort bleiben, bis ſie am folgenden 
Abende abgelöſt wurden. 


Außerhalb der Stadt dienten die Lan dwehren den 
Zwecken der Sicherheit und waren den Landwehr⸗Wächtern, ſo⸗ 
wie den Grabengängern anvertraut. Der Holzvogt wurde zu 
allerhand Hülfsarbeiten herangezogen, zunächſt wohl, ſeinem 
Namen gemäß, innerhalb ber ſtädtiſchen Hölzungen, dann aber 
auch u. a. an der Stadtbefeſtigung. Weiter von Hannover ent⸗ 
fernt lagen auch die Bezirke, wohin die verſchiedenen Hirten 
das den einzelnen Bürgern gehörende Vieh trieben. 

Da bekanntermaßen die ärztliche Kunſt im Mittelalter auf 
einer verhältnismäßig niedrigen Stufe ſtand, ſo werden wir uns 
nicht wundern, daß auch die Stellung der Arzte im damaligen 
Hannover keine beſonders angeſehene geweſen iſt. Meiſter Jo⸗ 
hann von Cöln, de Arſte, wurde 1444 vom Rat auf vier Jahre 
in Dienſt genommen. Während dieſer Zeit hatte er von den 
Einwohnern für ſeine ärztlichen Bemühungen einen entſprechen⸗ 
den Lohn zu fordern und erhielt außerdem vom Rate jährlich 
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4 Rheiniſche Gulden oder ebenſoviel Geld und Kleidung wie 
andere ſtädtiſche Diener. Auch durfte er vor Ablauf dieſer Zeit 
nirgends anderswohin ziehen, außer mit Genehmigung des 
Rates. Das iſt offenbar auch nicht geſchehen, vielmehr ſein Ver⸗ 
trag noch mehrmals verlängert. Bei einem dieſer neuen Ver⸗ 
träge, 1456, wurden etwas andere Bedingungen vereinbart, und 
darüber folgendes in das Gedenkbuch eingetragen. Rat und Ge⸗ 
ſchworene nahmen Meiſter Johann von Cöln wieder auf vier 
Jahre als ihren Arzt und Diener an und verſprachen, ihm jähr⸗ 
lich 2 P. hannoverſcher Pfennige zu geben, ſowie die Sommer⸗ 
kleidung gleich anderen Dienern des Rates. Auch erhielt er als 
Dienſtwohnung das Haus und die Kemenate beim Marſtalle 
nebſt der Hälfte des Gartens. Jedoch ſollte der dortige Vorhof 
ebenſo wie bisher den Zwecken des Marſtalls dienen, und 
Meiſter Johann durfte demnach keinen Widerſpruch dagegen 
erheben, daß Miſt dorthin gebracht wurde und die Knechte dort 
nach Bedarf ein⸗ und ausfuhren und gingen. Gegen Ablauf ber 
vier Jahre ſollten beide Teile kündigen können; der Vertrag 
wurde aber 1458 nochmals erneuert und Meiſter Johann da⸗ 
mals als Wundarzt bezeichnet. — Den Sebaſtian Schmidt 
nahmen Rat und Geſchworene 1524 als einen Roßarzt und „in 
den reitenden Dienſt“ an und verſprachen ihm jährlich 24 P. 
Lübiſch, Stoff für Kleidung und vier Scheffel Roggen; Arznei 
für Pferde, ſowie die nötigen Geräte hatte der Rat zu liefern. 

Für ſtädtiſche Bauten, Kriegsbedarf und ſonſtige Zwecke 
bedurfte der Rat, ſtändig oder je nach Bedarf, mehrerer Hand⸗ 
werker. Ein Rats⸗Maurermeiſter, der 1403 angenom- 
men wurde, durfte daneben auch für die Bürger arbeiten und 
alsdann werktäglich 18 hannoverſche Pfennige zu Lohne nehmen, 
ſowie die Koſt. An Stelle eines Meiſters Dietrich nahm der Rat 
1446 die Brüder Cord und Ludeke Haverkoper auf ihre Lebens⸗ 
zeit in ſtädtiſchen Dienſt. Sie erhielten täglich Koſt bzw. Erſatz 
in Geld, jährlich Wohnungsgeldzuſchuß, ſowie Sommer⸗ und 
Winterkleidung. Als Rats: Zimmermann wurde 1446 
Lodige vom Rate auf ein Jahr angeſtellt und ihm täglich 
2 Schillinge zugeſagt, falls er ſich ſelbſt beköſtigte, dagegen 18 
Pfennige, wenn ihm die Koſt vom Rate geliefert wurde, dazu 
jährlich ein grauer Rod. 
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In ſtädtiſchem Dienſte befanden jid) ferner diejenigen Leute, 
deren ber Rat zum Zwecke der Kriegsbereitſchaft bedurfte. Dazu 
gehörte namentlich der Stadthauptmann nebſt einer An⸗ 
zahl ſtädtiſcher Söldner, ſowie etwa einzelne Ritter und 
Knappen, mit denen der Rat aus beſonderer Veranlaſſung 
Dienſtverträge abſchloß. Ein Büchſenſchütz wird 1459, ein an⸗ 
derer 1492 erwähnt, Meiſter Andreas Hovels, 1520 als Büch⸗ 
ſenſchütz angeſtellt, wird auch für das Gießen von Geſchützen in 
Ausſicht genommen. Gelegentlich werden auch Armbruſtmacher. 
Harniſchmacher u. a. erwähnt. 

Für die Zwecke der Stadtverwaltung ſtanden dem Rate 
mehrere Unterbeamte, darunter ein Bote, ſowie einige Diener 
zur Verfügung, welche letzteren 1529 als die reitenden und ge⸗ 
henden Knechte des Rates bezeichnet wurden. Die ſtädtiſchen 
Diener ſcheinen im Jahre 1397 mit ihrem Lohne nicht zufrieden 
geweſen zu ſein und verſuchten daher, eine Aufbeſſerung zu er⸗ 
reichen. Sie wandten ſich an Rat und Geſchworene mit dem An⸗ 
ſuchen, ihnen aus alter Gewohnheit Brot bzw. je 1 Schilling 
dafür aus einer Spende zu geben. Sie hatten damit aber keinen 
Erfolg, vielmehr erklärten ihnen Rat und Geſchworene, die 
Spende ſei für arme Leute beſtimmt; auch liege eine alte Ge⸗ 
wohnheit oder gar ein Anrecht nicht vor. 

Im beſonderen Dienſte von Rat und Geſchworenen ſtanden 
nach Beſtimmungen des Jahres 1412 fünf reitende Knechte, 
nämlich zwei Gewaffnete und drei Schützen, für deren Kleidung 
der Rat zu ſorgen hatte. Dieſe ſollten ihre eigenen Gerätſchaften 
haben, und zwar Sättel, Armbrüſte und andere Waffen auf 
Gedeih und Verderb. Wenn einer von ihnen eine Armbruſt, 
Sattel, Schwert oder anderes Gerät im Dienſte der Stadt ver⸗ 
liert oder es ihm genommen wird, ſo will es der Rat erſetzen, 
ſonſt aber nicht. 

Außerdem werden noch erwähnt: der Feuerherren Knechte, 
die Mühlenknechte, ein Knecht im Ratsweinkeller u. a. Ein Eid 
der Münzer wurde ſchon vor 1365 mit in das Stadtrecht auf⸗ 
genommen. 

Für größere Familienfeiern der Bürger, die in einem zum 
Rathauſe gehörenden Feſtſaale ſtattzufinden pflegten, bedurfte 
man der Spielleute. Ihrer drei, Pfeifer und Poſaunen⸗ 
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bläſer, wurden 1435 gegen Lohn und Sommerkleidung von Rat 
und Geſchworenen angenommen, doch mußte man mit einem von 
ihnen eine unliebſame Erfahrung machen: Tile de lep enwech 
myd der Cledinge er Tiden. Jedoch ſcheint ſich Tile eines Beſ⸗ 
ſeren beſonnen zu haben und zurückgekehrt zu ſein, da anzu⸗ 
nehmen iſt, daß er und der 1437 im ſtädtiſchen Dienſte befind⸗ 
liche Tileke Piper derſelbe geweſen ſein wird. Auch 1455 ſtellte 
der Rat einen Poſaunenbläſer und zwei Pfeifer an „zu der 
Stadt Ehre und Bedarf“, auf ein Jahr, gegen 6 Mark Lib. 
und die Sommerkleidung. 

Weniger erfreulich, aber für eine mittelalterliche Stadt 
durchaus notwendig war die Tätigkeit eines Mannes, den wir 
verdientermaßen hier an letzter Stelle nennen. Der Scharf⸗ 
richter hatte die peinlichen Urteile zu vollſtrecken und, da er 
doch einmal in Verruf war, ſo übertrug man ihm gelegentlich 
auch andere unliebſame Arbeiten, wie die Abfuhr des Dreckes 
u. a. Seine Dienſtwohnung hatte er in einer der Stadt gehören⸗ 
den Bude in der Kleinen Packhofſtraße, neben der Stadtmauer. 


Einzelne Zweige der Stadtverwaltung. 

Für die auswärtigen Beziehungen der Stadt 
kamen in erſter Linie die braunſchweig⸗lüneburgiſchen Herzöge in 
ihrer Eigenſchaft als Landesherren in Betracht, ſodann die Bi⸗ 
\höfe von Minden und von Hildesheim, ferner die Herzöge von 
Sachſen⸗Lauenburg, die Grafen von Schaumburg, von Hoya 
u. a. Mit einer Anzahl von Rittern, die in der Nähe ber Stadr 
wohnten, waren wegen der Nachbarſchaft des beiderſeitigen Ge⸗ 
bietes vielfach Verhandlungen, nicht ſelten aber auch Fehden zu 
führen. 

Mit den größeren Städten des Fürſtentums und der 
nächſtgelegenen Länder beſtand ſchon früh eine Verbindung, die 
durch die Gemeinſamkeit vielfacher Intereſſen bedingt war. So 
unterhielt der Rat freundſchaftliche Beziehungen zu Bremen, 
Celle, Braunſchweig, Hildesheim, Goslar u. a. „Des Friedens 
wegen und zum Frommen des Landes“ wurde 1360 ein Bünd⸗ 
nis mit Braunſchweig, Goslar, Lüneburg, Einbeck, Hameln und 
Helmſtedt geſchloſſen. Außer dieſen niederſächſiſchen Städten 
hatte ſich Hannover, namentlich um den Handel ſeiner Bürger 
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im Auslande zu ſichern, auch dem großen Verbande der Hanſe⸗ 
ſtädte angeſchloſſen. 

Die Zugehörigkeit zu den Ländern Braun⸗ 
ſchweig und Lüneburg, insbeſondere die Sate⸗Verträge 
von 1392 bewirkten es, daß zwiſchen Hannover, ſowie den Prä⸗ 
laten, der Ritterſchaft und den übrigen Städten der Fürſten⸗ 
tümer Calenberg und Lüneburg eine nähere Gemeinſchaft be⸗ 
ſtand. Indem Vertreter des Rates an landſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen jener Gebiete teilnahmen, übten ſie zugleich einen gewiſſen 
Einfluß auf die Geſchicke derſelben aus. 

Zur Teilnahme an auswärtigen Verhandlun⸗ 
gen entſandte der Rat einige ſeiner Mitglieder und traf im 
Jahre 1372 Beſtimmungen darüber, wie es mit ſolchen Wahlen 
gehalten werden ſolle. Entſprechend der inzwiſchen eingetretenen 
Verſchiebung der Machtverhältniſſe nahmen Rat und Ge⸗ 
ſchworene im Jahre 1436 einige Anderungen daran vor und be⸗ 
ſchloſſen nunmehr: Wenn ſie in ſtädtiſchen Angelegenheiten je⸗ 
mand nach auswärts entſenden wollen, ſo ſollen der Rat aus den 
Geſchworenen und die Geſchworenen aus dem Rate jeder einen 
wählen. Wer dazu gewählt wird, er ſei im alten oder neuen 
Rate oder unter den Geſchworenen, der ſoll von der Stadt wegen 
ohne Widerſpruch reiten. Wenn einer dagegen dringende Ver⸗ 
hinderung vorſchützt, ſo ſoll er ſolche durch ſeinen Eid beweiſen 
oder aber 5 Bremer Mark bezahlen. 

Die Leitung des ſtädtiſchen Gemeinweſens durch den Rat 
enthielt zugleich die Aufgabe, für Sicherheit und Ord- 
nung des bürgerlichen Lebens und Verkehrs, ſowie überhaupt 
für die Wohlfahrt ber Gemeinde mitglieder zu ſor⸗ 
gen. Der Rat übte zu dieſem Zwecke polizeiliche Befugniſſe aus, 
die dem perſönlichen Belieben der einzelnen Bürger z. T. recht 
enge Schranken zogen. 

Baupolizei. 

Es kam dem Rate in erſter Linie darauf an, daß bei Neu⸗ 
und Umbauten den Anforderungen genügt wurde, die in Rück⸗ 
ſicht auf die Sicherheit der Stadt zu ſtellen waren. Dazu gek: 
hörte es auch, daß der Zugang zu der inneren Seite der Stadt⸗ 
mauer und ihren Türmen überall frei blieb, und der Rat hielt 
deswegen darauf, daß hier keine Häuſer oder überhaupt Grund⸗ 
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ſtücke der Bürger unmittelbar bis an die Stadtmauer Dinam- 
reichten. Vielmehr wurde ein freier Raum für einen Weg ge⸗ 
laſſen, der ſich längs der inneren Seite der Mauer hinzog und 
zur Ausübung des Wachdienſtes benutzt wurde. Die Koſten der 
Anlage hatte die Stadt zu tragen. Bei der Herſtellung des 
Wächterganges zwiſchen der Köbelingerſtraße und der jetzigen 
Friedrichſtraße, etwa 1307, wurden die Rechte bes Kloſters 
Marienrode, das dort einen Hof beſaß, verletzt und ihm 
daher eine Entſchädigung gewährt. In einem neuen Vertrage, 
der 1371 mit demſelben Kloſter geſchloſſen wurde, behielt der 
Rat ſich u. a. das Recht vor, die Pforte, die vom Kloſterhofe in 
den Wächtergang führte, zu ſchließen, wenn er es bei anderen 
Grundſtücken ebenſo halten würde. 

Mit dem Kloſter Loccum wurde 1320 ein Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen, wonach das Kloſter auf ſeinem Grundſtücke den ent⸗ 
ſprechenden Teil der Stadtmauer, 60 Fuß lang und in derſelben 
Höhe wie beim Aegidientore, ſelbſt bauen ſollte. Auf der Mauer 
könnten die Kloſterleute ein Haus mit Fenſtern von Eiſengittern 
bauen, doch müßten dabei folgende Bedingungen erfüllt werden. 
Längs der Mauer ſollten die Bürger ihren bisherigen Weg be⸗ 
halten. Auf dem Hauſe, das auf der Mauer gebaut werden 
würde, ſollte ein Gang hergeſtellt, mit einer ſteinernen Bruſt⸗ 
wehr verſehen und für die Bürger zum Zwecke der Verteidigung 
zugänglich gemacht werden. Auch das Haus ſelbſt ſollte nötigen⸗ 
falls geöffnet werden, um zur Verteidigung benutzt werden zu 
können. 

Ein anderer Geſichtspunkt, von dem aus der Rat das Bau⸗ 
weſen betrachtete, war die Rückſicht auf die ſtädtiſchen 
Einnahmen. Solche Erwägungen führten zu einem Beſchluſſe, 
den Rat und Geſchworene 1431 faßten: damit die jetzt wüſt 
liegenden Stätten, von denen ehemals Wacht, Wehre, Meine⸗ 
werk und Dingpflicht geleiſtet iſt, nicht unbebaut liegen bleiben, 
\o will der Rat in erſter Linie die Eigentümer der Grunbjtüde 
vor ſich kommen laſſen und ſie auffordern, die Stätten in 
Jahresfriſt zu bebauen. Wollen oder können ſie das nicht, ſo 
will er diejenigen kommen laſſen, die auf Grund von Ratsur- 
kunden einen Anſpruch auf die Stätten haben, und ſie ebenſo 
auffordern. Können oder wollen auch dieſe nicht, ſo ſollen ihre 
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Rechte ebenjo wie bie der Eigentümer verfallen fein, und der 
Rat wird der Stadt zu Gute die Stätten ſelbſt bebauen. Wenn 
das geſchehen iſt, ſo können die ehemaligen Eigentümer gegen 
Erſatz der Baukoſten die Grundſtücke wieder bekommen. Ebenſo, 
in zweiter Linie, die Inhaber von darauf bezüglichen Rats⸗ 
urkunden. 

In einer Stadt, deren Häuſer größtenteils aus Holzfach⸗ 
werk gebaut waren, lag es nahe, auf Sicherheit gegen 
Feuersgefahr bedacht zu ſein. Die Stadtverwaltung hat 
daher den Bau ſteinerner Häuſer bzw. Giebel möglichſt gefördert 
und dieſerhalb im Jahre 1458 beſchloſſen, einem Bürger, der 
einen neuen Steingiebel oder ein neues Steinhaus bauen möchte, 
den ſechſten Teil der dazu erforderlichen Mauerſteine als Bei⸗ 
hülfe zu geben. Eine gleiche Unterſtützung wurde, nach einem 
Beſchluſſe von 1461, dem verſprochen, der hinter ſeinem Hofe 
nach der Stadtmauer zu eine neue Mauer anlegen würde. Als 
Martin vom Sode 1482 einen neuen maſſiven Giebel an ſeinem 
Hauſe errichtete, gab ihm der Rat 4000 Mauerſteine als Bei⸗ 
hülfe dazu. Um ſo mehr läßt ſich von vornherein erwarten, daß 
der Rat die Bauten der Stadt ſelbſt nur maſſiv ausführen ließ. 
Damit ſteht es in Verbindung, daß zur Bedachung der ſtäd⸗ 
tiſchen Gebäude, wenigſtens in ſpäterer Zeit, Dachziegel ver⸗ 
wandt wurden. Zwei Jahre nach Beendigung des Rathaus⸗ 
Neubaues am Markte, 1457, nahmen Rat und Geſchworene 
einen Steindecker namens Sievert zunächſt auf drei Jahre, von 
1459 an auf zehn Jahre, in ihren Dienſt und verſprachen ihm 
täglich, ſo lange er zu arbeiten hatte, 2 ſh. und ſeinem Knechte 
18 Pfennig, ſowie ihm ſelbſt jährlich 5 Ellen graues Tuch gleich 
anderen ſtädtiſchen Knechten. 

Sicherheits⸗ und Ordnungspolizei. 

Der Rat war bemüht, Vorkehrungen zu treffen, um 
den Ausbruch eines Feuers möglichſt zu verhüten. Vor⸗ 
ſchriften, welche dieſerhalb um 1390 gegeben bzw. zuſammen⸗ 
geſtellt wurden, ſind oben bereits erwähnt. Eine dieſer Be⸗ 
ſtimmungen wurde 1444 durch einen Beſchluß von Rat und Ge⸗ 
ſchworenen geändert und erhielt nun folgende Faſſung: „Wer 
ungedroſchenes Stroh oder Futter auf ſeinen Balken legt vor 
der Zeit als die Feuerherren umgehen nach der Meyntwoche 
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(bie volle Woche nach dem Michaelistage) und darunter bäckt 
oder braut, wird er darum von den Feuerherren beſchuldigt, ſo 
ſoll er ihnen das mit 1 Brem. Mark büßen. Niemand ſoll unten 
in ſein Haus ungedroſchenes Korn, Stroh oder Futter legen bei 
Strafe 1 Brem. Mark, es ſei denn, daß er es ſogleich dreſchen und 
wegſchaffen wollte; und während es da ſo liegt, ſoll man in dem 
Hauſe kein Feuer haben, bei Straſe 1 Brem. Mark“. Sodann 
wurde von Rat und Geſchworenen am 14. Februar 1458 ver⸗ 
fügt: „Wer auf ſeiner Darre, die er über der Erde auf dem 
Boden und Balken hat, Korn trocknen will, ſoll morgens um 
3 Uhr das Feuer einlegen und um 4 Uhr wieder herausziehen 
laſſen und kein Feuer länger darin haben. Man ſoll unten und 
oben bei der Darre ſtändig einen Zuber voll Waſſer haben. 
Nachts ſoll je ein Mann auf dem Boden und Balken bei der 
Darre zur Beaufſichtigung ſein. Dieſes ſoll bis zum nächſten 
Pfingſten gelten“. 

Die Brunnen auf den Straßen gehörten, da man 
ihrer zur Bekämpfung einer Feuersbrunſt bedurfte, gleichfalls 
zum Bereiche ber Feuerherren. Ein Ratsbeſchluß von 1366 ver⸗ 
fügt darüber folgendes: „Die Feuerherren ſollen vor ſich laden 
laſſen alle, die zu dem Brunnen gehören, wo man einen neuen 
Brunnen anlegen ſoll, und ſollen von ihnen verlangen, daß ſie 
unter ſich Leute wählen, die den Brunnen ihretwegen machen 
laſſen. Wählen ſie dann in den nächſten 14 Tagen niemand 
dazu, der das übernehmen will, ſo ſollen die Feuerherren von 
jenen, die zu dem Brunnen gehören, ſo viel Geld fordern oder 
abpfänden, daß ſie den Brunnen davon machen laſſen. Zu allen 
dieſen Stücken will der Rat den Feuerherren beiſtehen und 
helfen, wo ſie deſſen bedürfen“. 

Es kam dem Rate auch zu, Anordnungen zu treffen, wo⸗ 
durch das nachbarliche Verhältnis der einzelnen Grund⸗ 
ſtücke zu einander geregelt wurde. So wurde 1472 verfügt: 
„Wenn in jemandes Hof der Tropfenfall eines Nachbarn geht, 
|o darf er dieſen Platz nicht zubauen ohne Willen des Nach⸗ 
bars“. Ferner 1523: „Wer einen Privet bauen will, wo ein 
Tropfenfall an ſeines Nachbars Wand iſt, der ſoll ſeinem Nach⸗ 
bar weichen um 4½ Fuß. Iſt dort aber kein Tropfenfall, ſo ſoll 
er um 3 Fuß weichen“. Um die Befolgung der Vorſchriften zu 
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erzwingen, wurden nötigenfalls Strafen angedroht. So mußte 
1446 Ernſt Türcke verſprechen, die Mauer hinter ſeinem Hofe 
machen zu laſſen, bei 5 Brem. Mark Strafe. Er wurde jedoch 
fbr rückſichtsvoll behandelt, und, nachdem er die Friſt nicht 
innegehalten hatte, nochmals aufgefordert; auch war nicht mehr 
von einer Mauer, ſondern nur noch von einer Planke die Rede. 

Wir können nicht erwarten, die weitgehende Ordnung 
auf den Straßen, die wir jetzt verlangen, in einer mittel⸗ 
alterlichen Stadt zu finden. Dazu ließ es ſchon die Beſchaffen⸗ 
heit der Straßen nicht kommen, die meiſt noch ungepflaſtert und 
daher den Einflüſſen der Witterung in hohem Maße ausgeſetzt 
waren. Dazu kam noch, daß die Viehhaltung damals eine wirt⸗ 
ſchaftliche Notwendigkeit für die Bürger war, und ſo hat auch 
das Austreiben des Viehes und infolgedeſſen die Unſauberkeit 
der Straßen bis in die Neuzeit angedauert. 

Einen Einblick in den Zuſt and der Straßen erhalten 
wir auch durch eine Verfügung vom Jahre 1444, wonach jeder, 
welder Schweinekoven auf den Straßen hat, iie binnen 8 Tagen 
abreißen und in Zukunft niemand Koven auf den Straßen, noch 
vor den Häuſern haben ſollte. Als dann im Jahre darauf die 
gegen die Stadtverwaltung gerichtete volkstümliche Bewegung 
ſich geltend machte, da forderten deren Vertreter u. a., daß die 
armen Leute wieder Koven haben dürften unter ihren Fenſtern 
vor den Türen, wie das früher gehalten ſei, ſo daß jeder ſein 
Schwein und Vieh ziehen möge, das er anderswo nirgends laſſen 
könne. Der Rat entgegnete jedoch, daß dieſes wegen vielfacher 
Unzuträglichkeiten nicht wieder geſtattet werden könne. 

Eine gewiſſe Straßenreinigung war jedoch bereits 
vorhanden und geſchah im Auftrage des Rats. Wie Rat und 
Geſchworene 1435 beſchloſſen, ſollten behufs Abfuhr des 
Straßendreckes zwei Stortekaren gemacht werden. Die Koſten 
dafür waren in der Weiſe aufzubringen, daß von jedem Hauſe 
1 ſh., von jeder Bude 6 Pfennig gezahlt werden mußten; einige 
beſonders benannte Grundſtücke hatten mehr zu geben. Sodann 
wurde die Sache einem Unternehmer übertragen, nämlich 1442 
dem Reynbert von Wintheim, 1447 dem Herm. Rodewald auf 
ſechs Jahre, und zwar ſollte er dafür das Geld bekommen, das 
bisher dieſerhalb an den Rat zu zahlen war. Später wurden 
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derartige Arbeiten wieder unmittelbar durch ſtädtiſche Angeſtellte, 
wie 3. B. den Scharfrichter beſorgt. Übrigens ſcheint jid) bie 
dem Rate obliegende Verpflichtung zur Reinhaltung nur auf 
den Markt und beſtimmte andere Teile der Stadt, nicht auf 
ſämtliche Straßen erſtreckt zu haben. Wenn es gar zu ſchlimm 
geworden war, ſo tat man bei beſonderen Gelegenheiten wohl 
ein Übriges, und gab 3. B. 1484 zwei Leuten 6 Pfennige, „den 
Dreck to hope to ſlande in der Damſtrate“, weil damals dort 
eine Prozeſſion zu gehen hatte. 
Handelse und Gewerbepolizei. 

Der allgemeinen Wohlfahrt diente es auch, daß der Rat 
eine wirtſchaftliche Schädigung der Bürger möglichſt zu verhin⸗ 
dern ſuchte und dieſerhalb auf Handel und Gewerbe ſein 
beſonderes Augenmerk richtete. Immer wieder mußte der Vor⸗ 
kauf bekämpft werden, der dadurch entſtand, daß Zwiſchenhändler 
außerhalb der Tore Waren, die in die Stadt gebracht werden 
ſollten, aufkauften und um ihren Verdienſt für die Abnehmer 
verteuerten. Auch hierüber waren beſtimmte Vorſchriften er⸗ 
laſſen, deren Durchführung zu den Obliegenheiten der Feuer⸗ 

herren gehörte. 

| Weitgehende Beſtimmungen über Ein kauf lebens- 
wichtiger Waren wurden 1444 erlaſſen und dabei u. a. 
verfügt: „Niemand ſoll vor St. Michaelistag mehr Hopfen 
kaufen als 1 Fuder. Wer dagegen handelt, ſoll es den Feuer⸗ 
herren büßen, für jeden Scheffel, den er über 1 Fuder kauft, mit 
5 ſh. Auch ſoll niemand da Korn kaufen, wo er es nicht kaufen 
darf, bei Strafe von 1 ſh. für jeden Scheffel an die Feuer⸗ 
herren zu geben. Dasſelbe gilt für Holz und Kohle, bei Strafe 
von 1 fh. für jedes Fuder Holz und 4 fh. für jedes Fuder 
Kohle. Korn, Holz und Kohle ſoll man alles innerhalb der 
Stadtthore kaufen, ebenſo Gänſe, Butter, Käſe, Eier und 
Flachs“. 

Als im Jahre darauf die Amter ihre Forderungen erhoben, 
legten jie u. a. auch Wert darauf, „daß niemand Vorkauf be- 
treiben ſolle vor den Thoren an Wachs, Wolle, Flachs, Leine⸗ 
wand, Korn, Holz, Kohlen uſw.“. 

Dieſe Vorſchriften wurden dann gegen 1450 in eine neue 
Faſſung gebracht und in das Stadtrechtsbuch eingetragen: „Lein⸗ 
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wand, Wolle, Wachs, Flachs, Lämmer, Ziegenlämmer, Gänſe, 
Hühner, Butter, Käſe, Eier und alle Waren ſoll man innerhalb 
der Thore und Mauern kaufen. Jedoch mag man Pferde, Kühe, 
Schafe, Schweine vor den Thoren kaufen, jeder zu ſeinem Be⸗ 
darf. Daran ſoll niemand irgend einen Vortheil mit unſeren 
Bürgern und Einwohnern ſuchen und keinen Vorkauf daran 
thun, bei Strafe von 4 ſh. für jedes Stück des genannten 
Viehes. Hier ſind ausgenommen die Jahrmarkts⸗Tage und wenn 
es hier frei iſt. Vorkauf an Lächſen wird gleichfalls mit 4 ſh. 
für jeden Lachs beſtraft“. 

Bei dem damaligen ſchlechten Zuſtande der Landſtraßen 
und Verkehrsmittel hielt es ſchwer, im Notfalle eine genügende 
Menge von Lebensmitteln von außen her zu beziehen. Dem Rate 
lag daher ſehr daran, daß namentlich von Getreide ſtets ein 
hinreichender Vorrat vorhanden war, um ſo dem Ausbruche 
einer Hungersnot vorbeugen zu können. Hierauf gehen die viel⸗ 
fachen und, je nach den augenblicklichen Marktverhältniſſen, unter 
einander ſehr verſchiedenen Verfügungen zurück, die der Rat 
über Einkauf und Ausfuhr von Korn erließ. So wurde am 
28. Juni 1443 angeordnet: „Jeder Einwohner, der es vermag, 
ſoll binnen 8 Tagen ſo viel Brotkorn: Weizen, Roggen und 
Gerſte bei ſich haben, wie er bis zum nächſten St. Michaelistage 
bedarf. Nöthigenfalls mag er es kaufen, den Scheffel Roggen 
für 6 ſh.“. 

Sehr wechſelvoll war auch die Beſchlußfaſſung über den 
Bezug von Bier, wobei noch die veränderliche Geſchmacks⸗ 
richtung der Bürger, ſowie gewiſſe Rückſichten auf Städte, in 
denen gutes Bier gebraut wurde, eine Rolle ſpielten. Auch kam 
hinzu, daß der Rat ſelbſt wegen der Einnahmen aus dem ſtäd⸗ 
tiſchen Bierkeller ein eigenes Intereſſe an dieſer Sache hatte. 
Offenbar wurde damals und noch bis zum Jahre 1526 in 
Hannover kein Bier gebraut, das dem Geſchmacke der Bürger 
entſprochen hätte, ſo daß dieſe das Hildesheimer und beſonders 
das Einbecker Bier vorzogen. 

Der Rat ſuchte natürlich das hieſige Braugewerbe zu 
fördern und erließ daher mehrfach Verfügungen gegen den Be⸗ 
zug fremden Bieres, z. B. 1432 von Hildesheimer Bier, 1436 
von Hildesheimer und Alfelder Bier. Auch ſollte nach einem 
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Beſchluſſe von 1445 niemand auf bie Neuſtadt „to Bere ghan“ 
oder von dort Bier holen oder holen laſſen. Mit dem Einbecker 
Biere hatte es dagegen eine beſondere Bewandtnis, und ſein 
Verkauf wurde mehrfach freigegeben, doch war der Rat beſtrebt, 
dieſen möglichſt an die Stadt zu ziehen. 

Einen Einblick in dieſe Beſtrebungen gewährt uns wiederum 
das ereignisreiche Jahr 1445, dem wir auch ſonſt manchen Auf⸗ 
ſchluß verdanken. Die Amter und Meinheit forderten damals, 
das Einbecker Bier ſolle allgemein käuflich ſein. Hierauf 
antwortete der Rat, auf dieſe Weiſe würde die Stadt keinen 
ſolchen Nutzen davon haben, wie jetzt, wo die Stadt im Beſitze 
des Kellers ſei. Der Rat habe den Keller an ſich genommen, um 
die Einnahme daraus der Stadt zuzuwenden. Die Meinheit er⸗ 
widerte darauf, jie ſähen gern, daß das Cinbeder Bier „ge⸗ 
meine lopen“ möchte, damit jeder ſeinen Verkauf hätte, ferner daß 
man das Bier beim Einkaufe nicht bar zu bezahlen brauchte, 
auch daß man fremde Leute das Bier abzapfen ließe, die die 
Acciſe davon geben könnten und wollten, und daß es keine 
Nichtsnutze wären. Schließlich erklärten Rat und Geſchworene, 
um den Bürgern einen Gefallen zu tun, ſeien fie bereit, es cin 
Jahr lang ſo zu verſuchen. 

Der Verkauf des Einbecker Bieres ſcheint dann Mißſtände 
im Gefolge gehabt zu haben. Rat und Geſchworene beſchloſſen 
nämlich im Jahre 1455: Man ſoll das Einbecker Bier im 
Stadtkeller nicht mehr auf Borg ausſchänken. Sondern 
wenn jemand große Gaſterei hat oder wegen Kindtaufe mag er 
dem Bierzapfer in den Keller bringen oder ſchicken goldene 
Pfänder, die dem Biere an Wert entſprechen, bevor er das Bier 
holen läßt. Die Pfänder ſollen binnen 4 Wochen wieder einge⸗ 
löſt werden, bei 1 Brem. Mark Strafe. Wer ſchon für Bier et⸗ 
was im Keller ſchuldig iſt, der ſoll zwiſchen jetzt und dem nächſten 
St. Aegidien⸗Tage bezahlen, bei 2 Brem. Mark Strafe; „dar 
ſchall neyn Gnade bi ſtan“. 

Sittenpolizei. 

Die Fürſorge für das Wohl der Bürger veranlaßte den 
Rat, ſich ſehr eingehend um deren ſittliches Verhalten 
und überhaupt geſamte Lebensführung zu kümmern. Da⸗ 
bei wirkte wohl auch die Befürchtung mit, der Bürger könne 
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durch Leichtſinn und zu großen Aufwand ſich wirtſchaftlich jo 
verſchlechtern, daß er nicht mehr imſtande ſein würde, die ihm 
zukommenden Leiſtungen an die Stadt aufzubringen. Jedenfalls 
herrfchte wohl allgemein die Überzeugung, daß der Rat als 
Stadtobrigkeit befugt ſei, entſprechende Maßregeln zu treffen, 
und daß dieſe dem allgemeinen Wohle dienten, wenn auch der 
Einzelne dadurch vielfach in ſeinem Lebensgenuſſe geſtört wurde. 

Das Beſtreben des Rates, gewiſſe Schranken zu ziehen, 
welche die Regelung der Lebenshaltung zum Zwecke 
hatten, zeigt ſich ſchon in Verfügungen, die am Anfange des 
14. Jahrhunderts erlaſſen wurden. So wurde 1303 beſtimmt: 
Wer Hochzeit feiern will, darf dazu höchſtens 60 Schüſſeln 
haben und 6 Gerichte geben, abgeſehen von fremden Gäſten und 
ſtädtiſchen Dienern. Er darf nicht mehr als 6 Gaukler bzw. 
Spaßmacher halten und dieſen etwas geben, anderen nicht. Für 
Zuwiderhandeln hat er der Stadt 5 P. zu zahlen. Nur bie 
Braut und kein anderes Mädchen wird von den Kämmerern 
zur Kirche und zum Tanze geführt. Im Feſtſaale des Rathauſes 
ſoll ſich jeder beim Tanze höflich und fein benehmen, anderen⸗ 
falls durch die Ordnungsherren zurechtgewieſen werden. Wenn 
ſeine Zügelloſigkeit es nötig macht, ſo ſoll er ſo lange aus der 
Stadt entfernt werden, bis er durch dieſelben Ordnungsherren 
zurückgerufen wird. 

Ebenfalls auf Familienfeſte bezogen ſich zwei Ver⸗ 
fügungen aus den folgenden Jahren. Wenn ein Kind getauft 
werden ſoll, ſo ſollen nicht mehr als 12 Frauen mit zur Kirche 
gehen. Wenn eine Frau dagegen handelt, ſo ſoll ihr Mann der 
Stadt 5 ſh. geben. Ferner: Kein Bürger ſoll einem umher⸗ 
ziehenden Manne mehr als 1 Lot Brem. Silbers geben. Jedoch 
den Spielleuten, die der Stadt Knechte ſind, darf man geben, 
wie viel man will. Wer hiergegen handelt, hat 1 P. an die 
Stadt zu zahlen. 

Auch die ſonſtigen Vergnügungen der Bürger ſollten 
ſich nach dem Willen des Rates in den Grenzen der Mäßigkeit 
halten. Nach einer Verfügung aus dem Anfange bes 14. Zahr- 
hunderts wurde in Strafe genommen, wer gewürfelt oder ge— 
kegelt hatte im Betrage von über 3 fh. des Tages. Um Wein, 
Bier, Hühner ober Speiſe durfte man jedoch ohne Strafe wür- 
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feln oder kegeln. Etwas ſpäter wurde angeordnet: Wer auf ber 
Laube oder anderswo, wo kein Wirt iſt, im Betrage von über 
3 ſh. würfelt, ſoll der Stadt 10 ſh. geben. Wer in ſeinem Hauſe 
würfeln läßt, ſoll 1 P. zahlen. Man ſoll nur vor den Toren 
kegeln und auch nicht höher als 1 ſh., bei Strafe von 5 jh. Wer 
innerhalb der Stadt würfelt, der ſoll dem Rate die darauf ge⸗ 
ſetzte Strafe zahlen. Wer mehr verwürfelt, als er an barem 
Gelde bei ſich hat, der kann das mit ſeinen Kleidern bezahlen, 
die er z. Z. an hat, und damit ſoll ſeine Würfelſchuld abge⸗ 
tan ſein. 

In demſelben Maße, wie die Spielleidenſchaft zu⸗ 
nahm, mehrten ſich auch die darauf geſetzten Strafen und 
wurden zu einer nicht unerheblichen Einnahmequelle für die 
Stadt. Albert Bruns hatte 1435 des Rates Bekanntmachung 
wegen des Dobelns (Würfelns) nicht gehalten und auch in ſeinem 
Hauſe dobeln laſſen. Er mußte dafür entweder 6 Mark Strafe 
zahlen oder aus der Stadt weichen. Ebenſo hatte 1440 Hans 
von Berkhuſen gegen des Rates Verbot gewürfelt und wurde 
dazu verurteilt, in den nächſten vier Jahren je 2½ Gulden als 
Strafe zu zahlen. Auch von Dietrich Weſtfahl waren damals 
„dan Dobelgelde“ 8 Rhein. Gulden in vier Jahren an die 
Stadtkaſſe zu zahlen. 

Ganz allgemein wurde ein geordneter Lebenswandel gefor⸗ 
dert in einem Beſchluſſe, den Rat und Geſchworene 1439 faßten. 
Hiernach ſoll niemand, Mann oder Frau, „unegentliken open⸗ 
bare leven” und jo „in Unordlicheit licgen“. Wird etwas der⸗ 
artiges bekannt, ſo ſollen die Betreffenden aus der Stadt 
weichen oder es dem Rate büßen mit 5 Brem. Mark, ſo oft ſie 
darum beſchuldigt werden und ſich deſſen nicht entledigen können. 

Die Kleiderordnungen zeigen uns beſonders deut⸗ 
lich, wie ſehr die Ratsherren ſich als Väter der Stadt auffaß⸗ 
ten und wie weitgehende Rechte ſie auf Grund dieſer ihrer 
Stellung in Anſpruch nahmen. Schon 1312 verfügten ſie, kein 
Bürger ſolle Kleider oder Hüte haben, die mit Silber beſchlagen 
ſeien. Auch durfte kein Bürger ſeiner Tochter goldene Brazen 
(brace: Broſche oder Spange) ſchenken, wohl aber konnte ihr 
Bräutigam ihr eine ſolche ſchenken, doch nur eine und nicht mehr. 
Ferner wurde damals beſtimmt, keine Frau oder Jungfrau 
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dürfe auf ihren Kleidern Zierrath haben, der von Silber ober 
von Perlen gemacht ſei. Auch ſoll keine Frau goldene oder ſil⸗ 
berne Nadeln noch Tücher noch Wimpel (Schleier) haben, die 
mit Gold gewirkt ſind, noch gefráuite ſeidene Tücher. Wohl aber 
durfte jede Frau und Jungfrau eine goldene oder ſilberne Braze 
haben und eine Mantelſchnüre und Armſpange, die einen Vier⸗ 
ding (14 Mark) wiegen. Fingerringe darf ſie tragen, wie viele 
Hie will. Wenn eine Frau oder Jungfrau dieſe Beſtimmung ver- 
letzt, ſo ſoll ihr Vormund 5 P. an die Stadt zahlen. Nach einer 
weiteren Beſtimmung aus demſelben Jahre durften Frauen und 
Jungfrauen auf ihren Kleidern keine goldene oder ſilberne 
Borten haben oder etwas Gewebtes oder Zuſammengenähtes 
von Seide, Gold oder Silber. 

Dieſe Beſtimmungen erhielten nach einem vom Rate und 
den Geſchworenen gleich nach Oſtern 1381 gefaßten Beſchluſſe 
folgende Faſſung: Alle hier anſäſſigen Frauen ſollen auf ihren 
Kleidern weder Geſchmeide noch Perlen tragen und auch nichts, 
was von Golde genäht ſei, und keinerlei Streifen. Sie dürfen 
zu einem Rode und zu einer Kapuze Knöpfe oder ſilberne 
Schalen oder Armbänder haben, die zuſammen nicht mehr als 
eine löthige Mark wiegen dürfen. Zu einem Reitmantel Knöpfe 
oder Schalen, die ½ Mark wiegen und nicht mehr; Haken und 
Spangen zu den anderen Mänteln, die einen löthigen Vierding 
wiegen und nicht mehr. Brazen und Ringe dürfen ſie tragen, 
jedoch keine Mantelſchnüre. Jungfrauen dürfen auf ihren Klei⸗ 
dern Geſchmeide tragen, das 1 löthige Mark wiegt und nicht 
mehr, und auch keine Perlen, außer zu den (Braut⸗) Kränzen. 
Was aber jede bereits beſitzt, das mag ſie bis zum nächſten 
Jakobitage (25 Juli) tragen. Wenn eine Frau oder Jungfrau 
gegen eine dieſer Beſtimmungen verſtößt, ſo ſoll ihr Mann 
bzw. ihr Vormund 5 Brem. Mark bezahlen. 

Als Zuſatz wurde 1384 hinzugefügt: Wenn eine Frau aber 
die Knöpfe oder Scheiben von Perlen machen will, ſo mag ſie 
das thun. Die ſollen aber nicht beſſer ſein, als die erlaubten. 
Knöpfe koſten ſollten, wenn fie der Goldſchmied machte. — Den 
Kleiderordnungen hat der Rat auch in der Folgezeit andauernd 
ſeine liebevolle Sorgfalt zugewandt, ſo daß ſie, einen namhaften 
Teil des Stadtrechtes bildend, uns wertvolle Einblicke in die 
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zu den verſchiedenen Zeiten auf dieſem Gebiete herrſchenden 
Anſchauungen gewähren. 

Weit notwendiger wäre u. E. eine geregelte Geſund⸗ 
heitspflege geweſen, doch ließ ſich eine ſolche bei dem ein⸗ 
mal beſtehenden Gepräge einer mittelalterlichen Stadt ſchwer 
durchführen. Immerhin geſchah in dieſer Beziehung manches. 
und zwar kam hier nicht nur die Fürſorge in Betracht, die der 
Rat als Stadtobrigkeit anwandte, ſondern es wirkten auch die 
Gebote der Kirche ein, welche Hülfeleiſtungen für erkrankte Mit⸗ 
menſchen forderte und als verdienſtliche Werke bewertete. Hier 
ſind die bereits erwähnten Vorſchriften auf dem Gebiete der 
Straßen- und der Marktpolizei zu nennen, ſowie die Förderung 
der Hoſpitäler, die Anſtellung von Aerzten und die Sorge für 
öffentliche Badſtuben. Als Seelenbad wurde ein Freibad für 
arme Leute bezeichnet, das jemand als gutes Werk, um ſeiner 
Seelen Seligkeit willen, geſtiftet hatte. So wurde die im Jahre 
1393 von Richard von der Linde gemachte Stiftung eines ewigen 
Seelenbades im Neuen Stoven an der Leinſtraße 1508 der Drei⸗ 
faltigkeits⸗Brüderſchaft der Prieſter übergeben. Dieſe ſollten 
Inhaber der Stiftung ſein und jährlich das Seelenbad der Stif⸗ 
tung gemäß beſtellen, damit der Dienſt Gottes nicht gemindert 
werde. 

Kriegsweſen. 

Wenn Rat und Bürgerſchaft ſich der erworbenen Rechte 
erfreuen wollten, ſo mußten ſie beſtändig in der Lage ſein, ſie 
gegen Angriffe verteidigen zu können. Als kriegeriſche Vorkeh⸗ 
rungen, die hierfür erforderlich waren, dienten in erſter Linie die 
Stadtbefeſtigungen. Durch mehrere von den Landes- 
herren ausgeſtellte Privilegien hatte der Rat die Befugnis er⸗ 
halten, die Stadt durch die Anlage von Mauern und Waſſer— 
gräben zu ſchützen. Gemeinſam mit den übrigen Städten des 
Landes hatte Hannover dann in einer zu den Sateverträgen ge— 
hörenden Urkunde vom 14. September 1392 das Recht erhalten, 
die Stadt mit Landwehren, Gräben und Schlagbäumen zu be— 
feſtigen. 

Solche weit außerhalb der Altſtadt gelegene Land weh— 
ren waren ſchon vordem vorhanden geweſen. Eine Landwehr 
in der Gegend von Lahe und dem Warmbücher Moore, an der 
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neben den Herzögen auch bie Stadt Hannover beteiligt war, 
wurde 1341 angelegt und das in Betracht kommende Gelände 
den von Roden abgekauft. Die von Alten überliepen 1351 dem 
Herzog Wilhelm und dem Rate zu Hannover zwei Stücke 
Landes, die an dem Graben lagen, „da man aus der Land⸗ 
wehr nach Döhren zu geht“. In einem Vertrage, den die Her⸗ 
zöge 1373 mit dem Biſchof von Hildesheim ſchloſſen, wurde 
auch die Landwehr bei Buchholz erwähnt, und ferner feſtgeſetzt, 
daß die herzoglichen Vögte und die Stadt Hannover im Beſitze 
der Landwehr bei Döhren und Kirchrode bleiben ſollten und 
die Landwehr zwiſchen Misburg und Hannover ausbeſſern 
und verſtärken dürften. 

Als dann im Jahre 1406 die Herzöge jid) gegen eine Klage⸗ 
ſchrift des Biſchofs von Hildesheim zu verteidigen hatten, be⸗ 
tonten ſie u. a., daß die Landwehren und Knicke in der Gegend 
von Bothfeld der Herrſchaft Lüneburg und der Stadt Han⸗ 
nover gehörten. 

Wie ſehr der Rat bemüht war, die Landwehren weiter aus⸗ 
zugeſtalten, erkennen wir u. a. aus einem Vertrage, den er 1402 
mit den Herren von Alten ſchloß. Der Rat hatte nämlich ohne 
deren Genchmigung durch eine ihnen gehörige, zwiſchen Han⸗ 
nover und Döhren gelegene Wieſe, bie Mechtildes⸗ Ohe, eine 
Landwehr graben laſſen, einigte ſich nun aber in der Weiſe mit 
ihnen, daß er ihnen die Wieſe für 40 P. hannoverſcher Pfen⸗ 
nige abkaufte. 

Man bedurfte ferner einer Streitmacht, um die Be⸗ 
feſtigungen verteidigen und nötigenfalls auch zum Angriff über⸗ 
gehen zu können. Dazu diente zunächſt die Schar der ſtädtiſchen 
Söldner, die von einem Hauptmanne befehligt wurde. Auch 
nahm der Rat in beſonders unſicheren Zeiten wohl auch andere 
namhafte Kriegsleute in Dienſt, wie z. B. im November 1485 
den Cord Raſche für die Dauer der hildesheimiſchen Fehde und 
zwei weitere Jahre, mit demſelben Solde wie des Rates Haupt⸗ 
mann Staz von Bevelte. = 

Außerdem konnte der Rat auch auf bie hieſige Bürger- 
daft rechnen, und zwar nicht nur zur Verteidigung des Stadt⸗ 
gebietes, ſondern nötigenfalls für Unternehmungen außerhalb 
desſelben. Rat und Geſchworene beſchloſſen im Jahre 1524 
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dieſerhalb folgendes: „Wenn ber Rat Fußvolk ausrüften will, 
um jemand, ber bes Rathes oder eines Bürgers Feind gewor⸗ 
den ijt, zu ſuchen oder zu greifen, fo mag der Rat eine Anzahl 
Volk ausrüſten, und ſolches ſoll der Reihe nach geſchehen, ſo 
daß jeder ſelbſt mit auszieht oder einen anderen ausrüſtet, und 
zwar jeder auf ſeine eigene Hand, Verbrauch und Zehrung. 
Indem dieſes der Reihe nach geht, ſoll niemand verſchont wer⸗ 
den, er ſei Bürger oder Bürgerin. Wenn man in der Reihe 
herumgekommen iſt, ſoll man wieder von vorn anfangen. Die 
Aufſicht hierüber ſoll der Wacheſchreiber haben, bei ſeinem Eide, 
daß ſolches recht gehalten werde. Wenn ſolche Ausjagd ge⸗ 
ſchieht, ſoll der Bürgermeiſter einen oder mehrere Hauptleute 
wählen. Wenn jemand bei einer Hinausſendung ſtraffällig wird, 
ſo mögen jene, die mit hinausgeweſen ſind, die Strafſumme 
verzehren“. 

Die Fernwaffen, die während bes 15. Jahrhunderts 
in Hannover gebraucht wurden, entſprachen teils den ſchon ſeit 
dem Altertum üblichen, teils und in zunehmendem Maße ge⸗ 
hörten ſie zu den ſeit dem 14. Jahrhunderte bekannten Feuer⸗ 
waffen. Zu jenen rechnen wir namentlich die ſogenannten Bliden, 
Wurfmaſchinen, wie ſolche im Altertume bei Belagerungen ge⸗ 
braucht wurden. Noch 1433 wurde eine neue Blide angefertigt, 
deren Beſchreibung allerdings die Anſicht erweckt, daß die Bür⸗ 
ger an ihr nicht viel Freude erlebt haben werden: „Das Holz⸗ 
werk findet man auf dem Holzhofe. Aber der Schuh iſt zu 
kurz und zu klein gemacht über drei Fuß. Die andere Geräth⸗ 
ſchaft, nämlich die Winde, Hebezeug, Eiſenwerk, Stricke uſw., 
wie es dazu gehört, findet man oben auf dem neuen Hauſe. Die 
großen Nägel, zwei, findet man zu St. Aegidien unter dem 
Thurme“. Doch wurde eine Blide noch im Jahre 1508 erwähnt. 

Streitwagen, die um 1500 erwähnt werden, erinnern gleich⸗ 
falls an deren Gebrauch im Altertume, wenn wir uns auch von 
ihrem Ausſehen und ihrer Verwendung keine deutliche Vor⸗ 
ſtellung machen können. Auch das Schießen mit Pfeilen hat ſich 
lange erhalten, wogegen die Verwendung von Armbrüſten be⸗ 
reits ein Fortſchritt war. Die Zukunft gehörte jedoch den Feuer⸗ 
waffen, die auch damals bereits die Hauptrolle ſpielten. Ge⸗ 
nannt werden ſchwere Geſchütze, ferner ſogenannte Schlangen, 
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ſowie leichtere Büchſen, als Mannſchaft bie Büchſenſchützen. 
Meiſter Hans, der Büchſenſchütz, erhielt 1492 10 ſh. „vor 2 
eintener vul blies to getende unde to likende". Das Vor⸗ 
handenſein einer genügenden Menge Pulver erſchien dem Rate 
und den Geſchworenen ſo wichtig, daß nach ihrem 1502 gefaßten 
Beſchluſſe jeder Großkämmerer mit in ſeinen Amtseid aufneh⸗ 
men mußte, er wolle jährlich vier Zentner Salpeter für die 
Stadt kaufen. 

Ueber die damaligen Erforderniſſe eines Belagerungs⸗ 
krieges erſehen wir einiges aus einem Vertrage, den der Rat 
im Mai 1474 mit dem Herzoge zu dem Zwecke ſchloß, gemein⸗ 
fam die Burg Coldingen zu belagern. Die Abſperrung der Burg 
von der Außenwelt, „beſtallen und vorbuwen“, geſchah durch 
Block⸗ oder Korbhäuſer. Weiter wurde die Beſchaffung von 
Gerätſchaften, Büchſen, Pfeilen, Pulver und Proviant in Aus⸗ 
ficht genommen. | 

Gerichtsbarkeit. 

Dem Rate hatte urſprünglich eine Befugnis, Gerichtsbar⸗ 
keit auszuüben, nicht zugeſtanden, vielmehr war es ſeine Auf⸗ 
gabe geweſen, die Gemeindeangelegenheiten zu verwalten. Da 
er nun eine Körperſchaft bildete, die ihrer Zuſammenſetzung 
nach das größte Vertrauen der Bürger genoß, ſachkundig und 
zugleich als Behörde andauernd vorhanden war, ſo war jeder 
geneigt, ſich in ſolchen Sachen, die für ihn ſelbſt von erheblicher 
Bedeutung waren, an den Rat zu wenden. Dieſes nahm all⸗ 
mählich feſtere Formen an, zumal da es ſich darum handelte, die 
Vermögensrechte der Bürger feſtzuſtellen und [omit für den 
Rat die Wahrung eines öffentlichen Intereſſes vorlag. 

Man nahm nunmehr derartige Handlungen ber frei- 
willigen Gerichtsbarkeit vor dem Rate vor, der da⸗ 
rüber eine entſprechende Eintragung in ein Stadtbuch veran⸗ 
laßte. Hierdurch wurde die betreffende Sache öffentlich bekannt, 
bekam rechtliche Gültigkeit und wurde gegen Anfechtungen ſicher⸗ 
geſtellt. Es handelte ſich dabei um Auflaſſung und Verpfän⸗ 
dung von Häuſern und Grundſtücken, Vereinbarung über Nach⸗ 
barrechte, Verkauf von Renten, Erteilung einer Vollmacht, 
Schenkungen und Stiftungen, Verzichtleiſtungen, Teſtamente und 
ſonſtige private Feſtſetzungen und Vereinbarungen. 
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Nach den Satzungen von 1303 konnten Schuldver⸗ 
pflichtungen in das Stadtbuch eingetragen werden. Wenn 
jemand die Verpfändung eines Hauſes oder Erbes, die vor 
dem Rate an ihn geſchehen war, in das Stadtbuch eintragen 
ließ, ſo hatte er an Gebühren den Ratsherren 1 ſh. und dem 
Schreiber 2 Pfennige zu zahlen; wollte er ſich jedoch eine Ur⸗ 
kunde ausſtellen laſſen, ſo mußte er den Ratsherren 2 ſh. und 
dem Schreiber 1 ſh. geben. Ein Ratsbefdluk von 1352 verbot, 
eine Ratsurkunde anders zu tilgen als entweder im Beiſein 
zweier Ratsherren oder durch eine Eintragung im ſtädtiſchen 
Verlaſſungsbuche. Ein beſonderes Protokollbuch, in welches 
allerlei Abmachungen der Bürger, die vor dem Rate ſtatt⸗ 
fanden, eingetragen wurden, ward 1358 vom Rate angelegt 
und ſollte dieſelbe Sicherheit gewähren, wie die Urkunden. 

Die Möglichkeit, daß jeder Intereſſent durch Einſicht⸗ 
nahme in das Stadtbuch Kenntnis davon nehmen konnte, 
ob ein Grundſtück, das ihm als Sicherheit für eine Forderung 
dienen ſollte, bereits durch eine andere Pfandſetzung belaſtet 
war, bezeichnet einen großen Fortſchritt des deutſchen Rechtes 
gegenüber dem römiſchen. Das hier erforderliche Vertrauen 
wurde auf dieſe Weiſe ſichergeſtellt und ſomit einem wichtigen 
Teile des Wirtſchaftslebens eine feſte Grundlage gegeben. Die 
Kirche vertrat allerdings die Anſicht, es ſei verwerflich, von. 
einer einem anderen geliehenen Geldſumme Zinſen zu verlangen; 
dieſer Standpunkt war jedoch unhaltbar und das Leben ſtärker 
als Vorſchriften. Man half ſich in der Weiſe, daß man die Sache 
als Rentenkauf auffaßte und behandelte. 

Dieſe ganze Einrichtung, Gewährung eines Darlehns nebſt 
vereinbarter Zinszahlung dafür, ſowie Sicherſtellung des Gläu⸗ 
bigers durch Pfandſetzung eines Hauſes bzw. Grundſtückes, was 
wir jetzt als Hypothek bezeichnen, iſt in ihrer Entwicklung 
auf Grund der in den Hausbüchern vorliegenden Eintragungen 
zu verfolgen. Unter den früheſten Satzungen der Stadt, von 
1303, iſt allerdings eine, nach welcher die Beweiskraft des 
Stadtbuches nicht unbedingt war. Wenn jemand einen anderen 
wegen Schuld beklagt, und es beſteht dieſerhalb im Stadtbuche 
eine Eintragung über Verpfändung von Gütern, ſo kann der 
Beklagte durch ſeinen Eid mit zwei Ratsherren beweiſen, daß 
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er bie betreffenden Güter von der Verpfändung befreit habe, 
obgleich ſie noch immer im Stadtbuche eingetragen ſind. 

Ein Fall, der umgekehrt lag, als der eben erwähnte, trat 
1441 ein. Damals erklärte Gereke Ruſt, er habe von Tile 
Mackenſen ein Haus gekauft. Tile ſei allerdings bald darauf ge⸗ 
ſtorben und daher eine Eintragung in das Stadtbuch noch nicht 
erfolgt; er mache aber fein Recht geltend. Darauf wollte jid) 
Heinrich Mackenſen, Tiles Bruder, nicht einlaſſen und verlangte, 
daß Ruſt ſeine Behauptung beweiſe. Der Rat zu Minden, 
an den Hannover ſich um Auskunft wandte, erklärte, der 
Beweis könne allenfalls durch Zeugen geführt werden. Solche 
waren auch vorhanden, denn Tile hatte kurz vor ſeinem Tode 
den Joh. Rodewald und Joh. Salge zu ſich kommen laſſen, 
ihnen den Sachverhalt mitgeteilt und ſie gebeten, den Rat hier⸗ 
von in Kenntnis zu ſetzen, damit die Eintragung des Verkaufs 
geſchähe. Da dieſe nun für Ruſt ausſagten, jo wird ihm, was 
nicht ausdrücklich erwähnt iſt, Recht gegeben ſein. 

Um dieſelbe Zeit beſchloſſen Rat und Geſchworene: Wer 
hier anſäſſig iſt, er ſei Bürger oder nicht, der ſoll niemandem 
ein Haus verkaufen oder irgendwie auflaſſen, es geſchehe denn 
mit Genehmigung des Rates und der Geſchworenen. Wer da⸗ 
gegen handelt, der ſoll das dem Rate mit 20 Brem. Mark 
büßen. Was er davon nicht bezahlen kann, das will ſich der 
Rat an dem verkauften Hauſe vorbehalten; außerdem ſoll der 
Kauf keine bindende Kraft haben. Auch antwortete 1527 der 
Rat zu Minden auf eine Anfrage Hannovers: Wenn die be⸗ 
treffende Schenkung nicht vor dem Rate geſchehen iſt, ſo hat ſie 
für dieſen keine Gültigkeit. 

Da der Rat die ſtädtiſche Obrigkeit darſtellte und zugleich 
die Ratsherren Mitglieder der Bürgerſchaft und aus ihr her⸗ 
vorgegangen waren, |o ergab ſich für ihn der große. Vorteil, 
Dak er eine bejonbere Vertrauensſtellung einnahm. Wie bei 
Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſo wandte man 
ſich an ihn auch, wenn man ſeine Vermittlung in ſtrittigen An⸗ 
gelegenheiten wünſchte. Hieraus entwickelte ſich eine ſchie ds⸗ 
richterliche Tätigkeit des Rates und allmählich ge⸗ 
wannen deſſen Schiedsſprüche die bindende Kraft gerichtlicher 
Urteile. Auf eine in der Zeit vor 1366 an den Rat zu Minden 
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gerichtete Anfrage antwortete dieſer: Wenn ein Bürger ober 
eine Bürgerin fid wegen eines Schiedsſpruches an den Rat ge- 
wandt hat, ſo müſſen beide Teile den vom Rat erteilten Schieds⸗ 
ſpruch halten. Wer das nicht tut, den mag der andere mit Hülſe 
des Gerichtes zwingen und ihn durch das Zeugnis des Rates 
überführen, daß er den Schiedsſpruch halten muß. 

Eine weitere Stufe auf dem eingeſchlagenen Wege war 
dann die Annahme einſeitig eingereichter Klagen und ſomit die 
Durchführung eines Prozeſſes. Daneben her ging die Polizei⸗ 
gewalt des Rates, mit der Befugnis, Ordnungsſtrafen zu ver⸗ 
hängen, auch auf dem Gebiete des Innungsweſens. Die eigent⸗ 
liche Strafgerichtsbarkeit ſtand dagegen dem Rate zunächſt noch 
nicht zu. Die eben angedeutete Entwicklung hat jedenfalls ganz 
allmählich und unmerklich ſtattgefunden, ohne daß ſie ſich im 
einzelnen nachweiſen ließe, ganz von ſelbſt durch die Gewalt 
der Tatſachen, indem dabei die überwiegende Stellung des 
Rates die Grundlage und ſein zielbewußtes Beſtreben die trei⸗ 
bende Kraft bildeten. 

Da die Urteile im herzoglichen Gerichte von den Vertre⸗ 
tern des Rates und der Bürgerſchaft gefunden wurden, ſo mußte 
dieſen das derzeit in Hannover geltende Recht be⸗ 
kannt ſein, damit ſie auf Grund deſſen die vorkommenden ein⸗ 
zelnen Fälle beurteilen konnten. Man begann daher im Jahre 
1303 damit, die verſchiedenen hier geltenden Rechtsſätze zu ſam⸗ 
meln und in ein Stadtbuch einzutragen. Dazu gehörten zunächſt 

die Beſtimmungen des Mindiſchen Stadtrechtes, ſodann die 
vom hieſigen Rate verfaßten Satzungen, weiterhin auch eine 
große Anzahl von Rechtsweiſungen, die in Beantwortung hie⸗ 
ſiger Anfragen von Minden und anderen Städten erteilt waren. 

Die Geſamtheit dieſer Satzungen bildete das hannover⸗ 
ſiche Stadtrecht, und der Rat iſt bemüht geweſen, es zur 
ausſchließlichen Geltung zu bringen und demgemäß andere aus⸗ 
zuſchließen, ſowie ſeine eigene Zuſtändigkeit in Rechtsſachen zu 
erweitern. Er beſchloß 1307, daß ein Bürger, der das Recht 
der Stadt verſchmähte und Hannover verließe, das Bürger⸗ 
recht verlieren ſollte und hier niemals wieder Bürger werden 
dürfte. Die gleiche Strafe ſollte den treffen, der ſein Recht 
anderswo ſuchte. Als um das Jahr 1360 Hans Kohlſack 
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eine Gewalttat verübt hatte und jid) bem Gerichte bes Rates 
nicht ſtellen wollte, verlor er fein Bürgerrecht unb bie Aufent- 
haltsberechtigung in der Stadt. Ebenſo wurde Johann Knoſt, 
der den Geboten des Rates nicht gehorchen wollte, aus der 
Stadt gewieſen und verlor ſeine Mitgliedſchaft in der Bäcker⸗ 
innung. 

Als ſich der Rat im Jahre 1340 mit dem Pfarrer der 
Marktkirche, Eberhard von Alten, verglich, nahmen beide Teile 
doch die Möglichkeit eines ſpäteren Zwiſtes in Ausſicht und ver⸗ 
einbarten für dieſen Fall, die Entſcheidung ſolle dem Herzog 
von Lüneburg zuſtehen. Geſchähe es aber, daß Eberhard einen 
Bürger, Bürgerin oder Einwohner zu Hannover beſchuldigen 
wollte, ſo ſollte er das vor dem Rate tun und deſſen Rechts⸗ 
ſpruch annehmen. Falls nun jemand Widerſpruch hiergegen er⸗ 
heben und ihm das nicht zugeſtehen würde, was der Rat ihm 
zugeſprochen hätte, ſo behielt er ſich vor, gegen jemand, der die 
Zuſtändigkeit des Rates beſtritt, ſein Recht anderswo zu ſuchen. 
Der Rat, ſo fügte er hinzu, dürfe ihm dieſes dann nicht 
verũbeln. 

Der Fall, daß eine Klage vor den ſitzenden Rat gebracht 
werden konnte, war ſchon in den Satzungen des Jahres 1308 
vorgeſehen. Im Städteprivileg vom 14. September 1392 
nannten ſodann die Herzöge das Gericht des Rates und 
das des herzoglichen Vogtes neben einander und ver⸗ 
ſprachen, keine Sachen, über welche dieſe von Rechts, Gewohn⸗ 
heit oder Urkunden wegen zu richten pflegen, vor ein auswär⸗ 
tiges Gericht zu ziehen. Die wachſende Bedeutung des Ratsge⸗ 
richtes zeigt ſich in der Folgezeit auch darin, daß mehrfach, ſo 
3. B. 1452 und 1462, ein im herzoglichen Gerichte ergangene 
Urteil von einer Partei angefochten und vor den Rat gebracht 
wurde. 

Ein Beſchluß, den Rat und Geſchworene 1480 faßten, be⸗ 
ſagte: Wird ein Bürger beſchuldigt und erbietet ſich dem Kläger 
zu Recht vor dem herzoglichen Gerichte oder vor dem Rate, und 
dieſer hat Einfluß auf ihn, ſo will er ihn nicht im Stiche laſſen, 
ſofern ihm fein Recht werde. Wer aber vor dem herzoglichen 
Gerichte oder vor dem Rate Recht nehmen will und trotzdem 
einen Bürger vor ein Gericht außerhalb der Stadt zieht und 
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außerdem noch die Stadt befehdet, ben [oll man in Zukunft 
nicht wieder in Hannover aufnehmen. 

Die Rechte der Stadt, insbeſondere die ihr zuſtehen⸗ 
den Befugniſſe, waren für den Rat maßgebend. Er machte da⸗ 
her bei entſprechenden amtlichen Handlungen ſtillſchweigend oder 
ausdrücklich den Vorbehalt „unter Wahrung der Stadt Rechte“, 
oder auch, 1435, „alſo dat unſer Stad Recht unde Settinge ganz 
unde unvorbroken bliven“. Die Auflaſſung eines Hauſes vor 
dem Rate im Jahre 1527 geſchah „na Statuten unde Recht 
orer Stadt“. 


Nun gab es aber in Hannover eine Macht, die ihr eigenes 
Recht beſaß und auf die der Rat daher der Stadt Rechte nicht 
ohne weiteres anwenden konnte. Nach dem Spruche Ecclesia 
vivit lege Romana lebte die Kirche als ſolche nach römi⸗ 
ſchem Rechte, und ferner nach dem großenteils auf jenem be⸗ 
ruhenden canoniſchen Rechte. Das Stadtrecht war dagegen durch⸗ 
aus deutſchen Urſprungs und demgemäß waren auch die darauf 
bezüglichen Ausdrücke deutſch bzw. Übertragungen ins Lateini⸗ 
ſche. Wenn wir daher in einer Urkunde eine Bezugnahme auf 
römiſches oder canoniſches Recht finden, jo können wir von 
vornherein annehmen, daß ſie von einer kirchlichen Behörde 
ausgeſtellt oder wenigſtens beeinflußt worden iſt. | 

Wenn in einer Urkunde von 1279 ber Ausdrud jus civile 
gebraucht wird, fo ilt dieſes allerdings nur bie Überſetzung von 
Stadtrecht. Der Rat vermied es vielmehr, von den fremden 
Rechten und ihren Ausdrücken Gebrauch zu machen. In ſchein⸗ 
barem Widerſpruch hierzu ſtehen zwei Urkunden des Rates von 
1322, in denen er von ſich ſagt: Renunciamus omni exceptioni 
non numerate pecunie et legis, juris et canonis beneficio. 
Das erklärt jid) daraus, daß der Rat damals vermöge dieſer 
Urkunden Geld von zwei hildesheimiſchen Geiſtlichen entlieh, 
und daß dieſe als Gläubiger in der Lage waren, ihm den 
Wortlaut ſeiner Schulderklärung vorzuſchreiben. 

Geiſtliche gebrauchten dagegen in ihren Urkunden Aus⸗ 
drücke der fremden Rechte, die für ſie Geltung hatten. 
So ſagte das Kapitel des St. Moritzſtiftes bei Hildesheim 1328 
von ſich: Renuntiantes expresse beneficio restitutionis in 
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integrum et omni exceptioni tam canonice quam civili. 
Im Teſtamente bes Biſchofs Ludolf von Oeſel, eines Stadt⸗ 
hannoveraners, vom Jahre 1451 wird auf bie Quarta Tre- 
belliana aut Falcidia des römiſchen Rechts Bezug genommen 
und geſagt, wenn das Teſtament nicht nach den Leges und 
Jus civile gültig ſei, |o ſolle essecundum canones et canonicas 
sanctiones gültig fein. 

Als die Grafen von Hallermund 1354 dem Heiligen Geilt- 
Hoſpitale eine Schenkung machten, fügten ſie hinzu: qualibet 
actione canonica aut civili cessante. In ähnlicher Weiſe 
ſagten 1359 die von Roden bei einem Verkaufe von Grund⸗ 
beſitz in Linden an die Marktkirche: cessante omnino impeti- 
tione seu actione legis aut canonis. 

Es war dem Rate nicht leicht gemacht, die Rechte der Stadt 
zu verteidigen, in Anbetracht der feſten Machtſtellung der 
Kirche und ihres Beſtrebens, ihre Anſprüche noch zu ſteigern. 
Bis an die Schwelle der Neuzeit iſt in Hannover die Herrſchaft 
der Kirche hinſichtlich der von ihr verkündeten Glaubenslehren 
niemals ausdrücklich beſtritten worden, ſo daß ſie auf die Ge⸗ 
wiſſen der Menſchen und ſomit auch auf deren Handlungen einen 
Einfluß ausübte, den wir gar nicht hoch genug einſchätzen kön⸗ 
nen. Ganz allgemein waren die Chriſtenmenſchen für die Zeit 
nach dem Tode um das Heil ihrer Seele beſorgt und bemühten 
ſich daher, deren Ausſichten möglichſt günſtig zu geſtalten. Hier 
kam ihnen die Kirche entgegen durch ihre vermittelnde Stellung 
zwiſchen dieſer Welt und dem Jenſeits und durch die Lehre von 
der Verdienſtlichkeit der guten Werke. 

Um ſich die Fürſprache der Kirche zu ſichern, wandte man 
ihr in weitgehendem Maße Schenkungen und andere Vorteile zu. 
So erteilte Herzog Otto 1309 unter Bezugnahme auf das 
canoniſche Recht den Pfarrern in Lauenrode und Hannover eine 
Vergünſtigung hinſichtlich des Nachlaſſes ihrer Vorgänger, in— 
dem er ſie zugleich als Gegenleiſtung zu Fürbitten für ihn und 
ſeine Familie und zu Seelenmeſſen für ihn und ſeine Vorfahren 
verpflichtete. 

Die der Kirche zuſtehende geiſtliche Gerichtsbar— 
keit wurde, ſoweit die Stadt Hannover in Betracht kam, in 
erſter Linie durch den Archidiakon von Pattenſen ausgeübt. Eine 
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Stufe über ihm ſtand ber Biſchof von Minden, dem u. a. das 
Recht zuſtand, den kirchlichen Bann über Widerſtrebende zu ver⸗ 
hängen. Wegen Aneignung eines bei der Marktkirche belegenen 
biſchöflichen Grundſtückes war der Rat 1339 in den Bann getan, 
wurde aber bald darauf vom Biſchofe wieder daraus gelöſt. In 
einzelnen Fällen konnte der Official des Stiftes den Biſchof ver⸗ 
treten. 

Die Befugniſſe, welche dem Papſte als Oberhaupt der ſicht⸗ 
baren Kirche über die Glieder derſelben zuſtanden, waren im 
Laufe der Zeit ſehr ausgedehnt worden. Er entſchied entweder 
ſelbſt oder durch beſonders beauftragte Richter. Die Kirche hat, 
um ihren Willen durchzuſetzen, vielfach Kirchenſtrafen, 
insbeſondere Bann bzw. Exkommunikation, ſowie Interdikt 
auch in Fällen angewandt, die außerhalb des eigentlichen geiſt⸗ 
lichen Gebietes lagen. So fand z. B. 1377 ein Verfahren vor 
dem geiſtlichen Gerichte gegen den Rat von Hannover ſtatt 
wegen Nichtbezahlung einer Rente an die Kreuzkirche in Hildes⸗ 
heim. Da der Rat nicht bezahlte und auch nicht erſchien, Jo 
wurde gegen ihn auf Exkommunikation erkannt. 

Unter dieſen Umſtänden bildeten die Mitglieder des Prie⸗ 
ſterſtandes gewiſſermaßen einen Staat für ſich und ſuchten ſich 
den Einwirkungen der Stadtverwaltung möglichſt zu entziehen. 
In dieſem Sinne erklärte im Jahre 1445 einer von ihnen, 
namens Riemann, „dat he eyn geiſtlik Perſone were, unde he 
endechte nen Recht by den Rad to ſettende“. 

Die Zuſtändigkeit der geiſtlichen Gerichte er⸗ 
ſtreckte ſich, wie allgemein anerkannt wurde, zunächſt auf Ange⸗ 
hörige des geiſtlichen Standes. So fand 1406 ein Strafver⸗ 
fahren gegen einen Altariſten der Aegidienkirche wegen ſchlechter 
Verwaltung ſeines Altars ſtatt, und zwar bildete der Kirchhof der 
Marktkirche die Gerichtsſtätte. 1482 ließ der Biſchof von Minden 
den Kleriker Boſe wegen ſeiner Miſſetat durch den Official Sin⸗ 
dorp verhaften und gefangen ſetzen. Es fand dann ein gehegtes Ge⸗ 
richt zu Hannover in Herrn Arnd Tappen Hauſe ſtatt, welcher 
Richter dabei war. Beiſitzer waren zwei Prieſter, anweſend ferner 
drei Bürger und ein Notar. Schließlich wurde Boſe veranlaßt. 
eine Urfehde zu ſchwören. In [einer Eigenſchaft als Richter be⸗ 
legte 1520 der Abt Boldewin von St. Michaelis zu Lüneburg 
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einen Prieſter der Aegidienkirche mit dem Banne, weil er trotz 
mehrfacher Ladung zu einer Gerichtsverhandlung gegen einen 
Hildesheimer Kanonikus nicht erſchienen war. 

Da der Bezug von Zehnten von jeher von der Kirche be⸗ 
anſprucht worden war, ſo zog ſie auch Streitfälle, die ſich hier⸗ 
auf bezogen, in den Bereich ihrer Gerichtsbarkeit. Sodann mag 
aus dem Gebiete der Schule ein Vorkommnis aus dem Jahre 
1475, das beſonders bezeichnend iſt, hier erwähnt werden. Da⸗ 
mals hatten, und zwar offenbar wiederholt, Schüler zur Nacht- 
zeit Lärm auf den Straßen verübt und unter einander gekämpft. 
Um ſolchen Unfug zu verhindern, waren die Bürger geneigt, da⸗ 
gegen einzuſchreiten, nötigenfalls mit bewaffneter Hand. Da 
aber unter den Unruheſtiftern zuweilen Geiſtliche waren, ſo 
fürchteten die Bürger andererſeits, ſich Verurteilungen, alſo wohl 
durch ein geiſtliches Gericht, auszuſetzen. Der Biſchof von Min⸗ 
den griff in dieſem Falle ein und bevollmächtigte den Pfarrer 
der Kreuzkirche, Schüler, welche ſich in der angegebenen Weiſe 
vergingen, verhaften zu laſſen. 

Unter beſonderen Umſtänden konnte es wohl vorkommen, 
daß von Weltlichen ſelbſt die Entſcheidung des höchſten 
geiſtlichen Gerichtes angerufen wurde. Das geſchah z. B. 
1425 in einem Streite zwiſchen dem Herzoge und dem Rate 
wegen der Kapelle zu Hainholz. Beide Teile ſuchten zu einer 
friedlichen Beilegung des Streitfalles zu gelangen, nahmen 
aber anderenfalls eine Entſcheidung durch den Hof zu Rom in 
Ausſicht. 1521 war der Kleriker Franz Blome, da er Cord von 
Wintheim im ſtädtiſchen Weinkeller verwundet hatte, vom Rate 
ins Gefängnis geſetzt, dann aber in die Hände von Bürgern frei⸗ 
gelaſſen. Der hildesheimiſche Archidiakon zu Denſtorf hatte hier⸗ 
auf eine Strafverfügung gegen den Rat erlaſſen, dieſer dagegen 
an den Papſt appelliert. Jedoch kam es bald darauf zu einer 
Sühne zwiſchen dem Rate und den Blomes. 

Im allgemeinen war jedoch eine Prozeßführung in 
Rom dem Rate ſehr unerwünſcht, ſchon wegen der weiten Ent⸗ 
fernung und hohen Koſten. 1411 hatte ſich Joh. Luchte beim 
Papſte beſchwert, dak Bürgermeiſter und Rat ihn ins Gefäng⸗ 
nis geworfen und zur Leiſtung eines Eides gezwungen hätten. 
Der Papſt beauftragte daraufhin den Biſchof von Minden, die 
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Sache weiter zu unterſuchen, und der Rat wurde vor das biſchöf⸗ 
liche Gericht daſelbſt geladen. Im folgenden Jahre wurde der 
Prozeß in Rom eingeleitet und hannoverſche Bürger dorthin 
vorgeladen, jedoch wurde die Angelegenheit 1413 durch einen 
Vergleich Luchtes mit dem Rate beigelegt. 

Wenn es irgend geſchehen konnte, ſo war der Rat bemüht, 
Streitſachen nicht vor ein geiſtliches Gericht bringen 
zu laſſen, ſondern ſelbſt zu entſcheiden. Als er 1444 mit Fried⸗ 
rich von Steder einen Vertrag ſchloß, wurde feſtgeſetzt: falls 
Streit entſteht, ſoll Steder nur vor dem Rate und nirgends 
anderswo einen Schiedsſpruch holen. 1451 famen Munder und 
Reime vor den Rat und beſchuldigten den Bäcker Frige, er habe 
ſie vor ein geiſtliches Gericht geladen, während ſie ſich doch vor 
dem Rate, vor dem herzoglichen Gerichte in Hannover oder vor 
dem Herzoge ſelbſt verantworten wollten. Frige ſagte darauf, 
er habe ſich in dieſer Hinſicht ſchon verpflichtet, „he moſte erſt 
mid den Papen ſpreken“. Der Rat erwiderte ihm, er ſolle die 
Vorladung rückgängig machen und Recht vom Rate nehmen, wie 
dieſer angeordnet hätte. Auch machte er den Frige für etwa ent- 
ſtehenden Schaden verantwortlich. 

In gleicher Weiſe beklagte ſich 1457 Gerd Engelke vor dem 
Rate, Dietrich Schild habe ihn und ſeine Frau nach Minden vor 
den Official geladen. Darauf ließ der Rat dem Schild ſagen, er 
ſolle die Ladung rückgängig machen, bei Verluſt von Innung 
und Berechtigung zum Aufenthalt in Hannover, und Recht vor 
dem Rate nehmen, wie Engelke ſich erboten hatte. Schild achtete 
dieſes aber nicht, ſondern behelligte den Engelke und ſeine Frau 
mit dem geiſtlichen Gerichte. 

Daß der Rat die geiſtliche Flut möglichſt zurückzudämmen 
ſuchte, war auch aus wirtſchaftlichen Gründen ſehr berechtigt. 
Denn anderenfalls lag die Gefahr vor, daß der geiſtliche Ein— 
fluß überhand nahm, und die Bürger und Bürgerinnen aus Ge— 
wiſſensnot und ihres Seelenheiles wegen viel Geld und Gut an 
die Kirche ſchenkten und ſomit dem eigentlichen Volksvermögen, 
wie auch dem Zugriffe der ſtädtiſchen Steuerbehörde entzogen. 

In dieſer Hinſicht erließ der Rat im Jahre 1307 folgende 
zwei Beſtimmungen und nahm ſie in das Stadtrecht auf: „Kein 
Bürger oder Fremder darf einem Weltgeiſtlichen oder Kloſter— 
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geiſtlichen fein Erbgut verkaufen oder aus religiójen Gründen 
ſchenken. In barem Gelbe kann er ihnen jedoch ſchenken |o viel 
er will“, und „Ein Bürger, der auf dem Krankenlager ſein Te⸗ 
ſtament machen und ſeines Seelenheiles wegen eine Schenkung 
machen will, kann hierzu den zehnten Teil ſeines Kapital⸗ 
vermögens verwenden, und hiergegen können weder ſeine Ehe⸗ 
frau noch die Erben Widerſpruch erheben; jedoch iſt dabei die 
Vorausſetzung, daß einige rechtſchaffene Männer Kenntnis da⸗ 
von haben“. 

Derartige Einſchränkungen bildeten nun für die auf kirch⸗ 
licher Seite vorhandene Begehrlichkeit einen Stein des Anſtoßes. 
Der Biſchof von Minden erklärte daher 1393, das Beſtreben 
Bürgerlicher, Zuwendungen an kirchliche Anſtalten 
zu beſchränken, verſtoße gegen die Beſtimmungen des kanoni⸗ 
ſchen Rechtes. 

Der Sachlage gemäß kam dem Rate die Befugnis zu, feine 
obrigkeitliche Stellung durch Strafverfüg ungen 
gegen Angriffe zu ſchützen. Wegen ſeiner freventlichen Worte 
gegen den Rat wurde Friedrich Grove 1432 in Strafe genom⸗ 
men, verglich ſich dann mit dieſem und wiederholte die hierauf 
bezügliche Erklärung ſowohl im herzoglichen Gerichte wie in dem 
des Vizearchidiakons zu Pattenſen. 1440 hatte Heſſe den Rat 
beleidigt und wurde deshalb in des Rates Hechte, das ſtädtiſche 
Gefängnis, geſetzt. 1487 war Cord Raſche wegen ſeiner gegen 
Rat und Geſchworene geäußerten ungehörigen Worte ver⸗ 
haftet worden. Er bat nun um Verzeihung, verſprach bei der 
Entlaſſung aus der Haft, allen Haß zu vergeſſen, ſich wohl zu 
verhalten und bei Streitigkeiten mit Bürgern nur vor dem Rate 
Recht zu ſuchen. 

Als im Jahre 1411 Herſtol dem Rate Hohn geſprochen 
hatte, mußte er ſchwören: wenn der Rat es von ihm verlangte, 
[|o wolle er eine Meile von Hannover entfernt bleiben und nicht 
näher, noch in die Stadt hineinkommen, es ſei dem, daß der 
Rat es ihm erlaubte. Eine derartige Verfeſtung, Verban⸗ 
nung aus der Stadt, traf 1353 auch einen namens Storm, 
und es wird hinzugefügt, es ſei auf Antrag Bertolds v. Lenthe 
geſchehen. Storm leiſtete ſeinen Schwur bei den Heiligen und er⸗ 
klärte vor dem herzoglichen Gerichte, wenn er ſich verginge, ſo 
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wolle er die Strafe der Enthauptung erleiden. Ferner ſchwur er 
dem Herzog, den Seinen und den Bürgern eine Ur fehde un⸗ 
verbrüchlich halten, d. h. ſich an ihnen wegen ſeiner Beſtrafung 
nicht rächen zu wollen. 

Die Verfeſtung geſchah demnach vor dem herzoglichen Ge⸗ 
richte, jedoch übte der Rat dabei einen maßgebenden Einfluß 
aus. Er ſcheint ſogar die Befugnis gehabt zu haben, von ſich 
aus ſelbſtändig eine Verbannung aus der Stadt anzuordnen. 
So hatte, um d. J. 1350, Henneke Kohlſack eine Gewalttat 
begangen, wollte nicht vor dem Gerichte des Rats erſcheinen 
und hatte deswegen Bürgerrecht und Aufenthaltsberechtigung 
in der Stadt verloren. Der Rat alt und neu beſchloß nun, er 
wolle ihn nicht in Hannover dulden; wer ihn trotzdem bei ſich 
aufnehmen würde, deſſen Leib und Gut ſolle in des Rates 
Hand ſtehen. 

Schon von 1320 an ſind im Stadtbuche diejenigen ver⸗ 
zeichnet, welche wegen irgend eines Vergehens aus der Stadt 
verbannt wurden. Als ſolche Verbrechen werden genannt: 
Diebſtahl, Meineid, Körperverletzung und Betrug; in einigen 
Fällen iſt die Urſache nicht angegeben. Beſonders angeführt 
werden noch die Entfernung von der Stadt, welche die Betrof⸗ 
fenen einzuhalten hatten, und die Zeit, vor deren Ablauf ſie 
nicht zurückkehren durften. In einigen Fällen behielt jid) ber 
Rat hierüber noch eine Entſcheidung für die Zukunft vor. Meiſt 
nahm man den aus der Stadt Gewieſenen noch einen Eid ab, 
daß ſie die ihnen zeitlich und räumlich beſtimmten Grenzen der 
Verfeſtung nicht überſchreiten wollten. 

Im Beiſein des alten und neuen Rates und der Feuer⸗ 
herren ſchwuren 1357 die Gebrüder von Anderten, Ludwig 
Luceke, ſowie die Gebrüder Gieſeke und Hermann Monter, daß 
jie den Streitfall, an dem Lobele beteiligt war, nicht rächen und 
dieſerhalb keine Feindſeligkeit gegen den Rat, die Bürger oder 
ihre Diener unternehmen wollten, weder mit Rat noch mit Tat. 
Dasſelbe ſollten gegebenenfalls auch andere beſchwören. 
| Mit ber Eintragung ſtrafrechtlicher Beſtimmun⸗ 
gen in das Stadtbuch wurde bereits 1303 begonnen. Dieſe 
Satzungen wurden in der Folgezeit z. T. getilgt oder verändert, 
andere hinzugefügt, ſo daß wir in gewiſſer Weiſe eine Entwick⸗ 
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lung verfolgen können. Die erſte Eintragung, von 1303, lautet: 
„Ein Bürger, der einen anderen durch ſchmähliche Worte be⸗ 
leidigt und überführt wird, ſoll vier Wochen auf eine Meile 
außerhalb der Stadt bleiben“. Dieſer Satz blieb beſtehen, da⸗ 
gegen wurden die nächſtfolgenden, den Jahren 1303 und 1307 
angehörigen Beſtimmungen durchſtrichen. 

Sie wurden etwas geändert und 1308 in neuer Faſſung 
wiederum in das Stadtbuch eingetragen: „Ein Bürger, der 
einen anderen an die Ohren ſchlägt oder mit einem Stode oder 
Knüppel verletzt, foll ein halbes Jahr auf eine Meile dußerhalb 
der Stadt bleiben. Als Vergünſtigung wird eine Friſt von zwei 
Wochen gewährt, bevor er die Stadt verlaſſen muß. Er darf 
übrigens in die Stadt nicht zurücklehren, wenn er nicht dem Ver⸗ 
letzten eine entſprechende Buße gezahlt hat. Der Rat kann jedoch 
die Buße feſtſetzen“. „Wenn ein Bürger einen anderen tödtet, 
ſo ſoll er gleichfalls außerhalb der Stadt bleiben und darf nur 
zurücklehren, wenn er den Verwandten des Todten eine ent⸗ 
ſprechende Buße geleiſtet hat.“ „Wenn ein Bürger einen anderen 
vorbedachtermaßen mit ſcharfen Waffen angreift, oder mit einer 
Keule, mit Stöcken und großen Knüppeln, wodurch der Tod 
herbeigeführt werden kann, ſei es, daß er ihn verwundet oder 
nicht, ſo ſoll er ein ganzes Jahr auf eine Meile außerhalb der 
Stadt bleiben. Als Vergünſtigung bekommt er vier Wochen 
Friſt, bevor er die Stadt verläßt. Wenn dieſe vorüber ſind, muß 
er die Satzungen der Stadt halten, und darf in dieſe nicht zu⸗ 
riidfehren, wenn er nicht wegen ſeiner Uebelthat dem Kläger 
Genugthuung geleiſtet hat.“ „Alles bieles ſoll jeder Frevler 
büßen, vorausgeſetzt, daß die Klage vor den im Rathhauſe ver⸗ 
ſammelten Rath gebracht wird.“ 

Über Friedensbruch wurde 1309 folgende Satzung be⸗ 
ſchloſſen: Wer, einen Auflauf wegen Worte ober eines ſonſtigen 
geringfügigen Streites erregt, ſoll, wenn es ohne Totſchlag oder 
arge Verwundung abgeht, 20 Mark an die Stadt zahlen. Die 
übrigen Beteiligten haben jeder 5 Mark zu geben. Wer das 
Geld nicht bezahlen kann, ſoll ſo lange eine Meile von der 
Stadt entfernt bleiben, bis er es entrichtet hat. Wenn die 
Schlägerei zu Ende iſt, ſo ſoll die Sache vor ein Schiedsgericht 
von acht genannten Männern, offenbar Ratsherren, gebracht 
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werden; „deſſe achte hebbet barto uppen Heyligen gejworen, 
dat fe it ſcon (: ſollen) vorlikenen an Minne oder an Rechte na 
Witte unde Sinne, ſo ſe beſt mogen“. 

Sodann wurde 1349 u. a. beſchloſſen: „Entſteht ein 
Streit in der Stadt oder innerhalb der Schlagbäume oder 
Zingeln, ſo ſoll, wer dabei zugegen iſt, nach Möglichkeit ver⸗ 
ſuchen, die Streitenden auseinander zu bringen. Gelingt das 
nicht, und wird dort jemand verwundet oder getödtet, ſo ſollen 
alle Anweſenden dem Friedens brecher mit Gerüfte folgen, auch 
die bas Gerüfte hören, bei Strafe von 1 P. So lange man den 
Friedensbrecher ſieht, darf man ihm in der handhaften That 
auch in ein Haus folgen, wenn man es offen und nicht zuge⸗ 
ſchloſſen findet, und bei ihm bleiben auf Recht. Kommt ein 
Rathsherr, alt oder neu, zu dem Streite, ſo kann er den Strei⸗ 
tenden Friede gebieten und ſie in ihre Häuſer weiſen, bei Strafe 
von 10 Bremer Mark, im Unvermögensfalle Verfeſtung auf 
eine Meile von der Stadt“. 

Von ſonſtigen ſtrafrechtlichen Satzungen mögen 
noch folgende genannt werden, die gleichfalls der erſten Hälfte 
des 14. Jahrhunderts angehören. „Wer mit einem anderen 
Zwiſt hat und ihn dieſerhalb angreift, wenn er Abends zum 
oder vom Tanze geht, oder wenn er in Geſellſchaft geweſen iſt, 
der ſoll das dem Rate für zwei vorſätzliche Mißhandlungen 
entgelten.“ „Ein Bürger, der einen anderen ſo verwundet, daß 
Verfeſtung darauf geſetzt iſt, oder ihn totſchlägt, der ſoll, wenn 
er das dem Kläger gebüßt hat oder den nächſten Verwandten, 
denen er dazu verpflichtet iſt, ſowie dem Herzog, außerdem ein 
Jahr außerhalb der Stadt bleiben oder, wenn er das vorzieht, 
dem Rathe für das Jahr 4 Bremer Mark geben.“ „Wenn 
ein Fremder einen Bürger ſo verwundet, daß Verfeſtung darauf 
geſetzt iſt, oder ihn totſchlägt, ſo ſoll er dreifache Strafe an den 
Rath zahlen.“ „Die Bürger können die Zeit der Verbannung, 
in die ſie nach Stadtrecht verurtheilt ſind, mit Geld ablöſen, 
und zwar vier Wochen mit 1 Bremer Mark, 15 Jahr mit 
2 Mark, 1 Jahr mit 4 Mark. Der betreffende Bürger ſoll zu⸗ 
gleich ſchwören, ſich dieſerhalb ſpäter nicht rächen zu wollen.“ 

Dieſe Beſtimmungen, die eine auffallend milde Beur⸗ 
teilung ſchwerer Körper verletzungen kundgeben, 
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widerſprechen durchaus unſerem Empfinden. Nach ihnen konnte 
ja ſelbſt die Tötung eines Menſchen in der Weiſe geſühnt werden, 
daß der Täter außerhalb der Stadt bleiben mußte, bis er die 
Familie des Erſchlagenen durch Zahlung einer Geldſumme zu⸗ 
friedengeſtellt hatte. Auch tritt hier wieder das Beſtreben des 
Rates hervor, aus der Ablöſung der eigentlichen Strafen Ein⸗ 
nahmen für die Stadtkaſſe zu erzielen. 

Wir haben im Vorſtehenden als Beiſpiele nur ſolche 
Satzungen namhaft gemacht, die auf Beſchlüſſen des ſtadt⸗ 
bannoverfden Rates ſelbſt beruhen. Dagegen würde es zu weit 
führen, wollten wir auch die von Minden an Hannover erteilten 
Rechtsweiſungen berückſichtigen, wenngleich fie in das Stadt⸗ 
rechtsbuch mit aufgenommen find und einen Teil unferes Stadt⸗ 
rechtes gebildet haben. | 

Die Beteiligung des Rates an der Straf⸗ 
rechtspflege, die im herzoglichen Gerichte ſtattfand, iſt er⸗ 
heblich geweſen, da hier dem Vogte nur die Leitung, den Ver⸗ 
tretern der Stadtverwaltung aber die übrige gerichtliche Tätig⸗ 
keit zukam. Aus der Zeit gegen Ende des Mittelalters ſind 
mehrere Niederſchriften erhalten geblieben, aus denen wir die 
Art des Vorgehens gegen den Angeklagten erſehen können. 
In einer Urkunde vom 16. April 1516 erklärte der Vogt, bab 
er auf gebührlicher Stätte und zu rechter Tageszeit ein offen⸗ 
bares Gericht gehegt und in dieſem den Vorſitz geführt habe. 
Vor dieſes Gericht kamen die Abgeſandten, die Geſchworenen 
vom Rate zu Hannover und erſuchten den Vogt, er möge ein 
Goding hegen laſſen, was dann auch geſchah. Ebenſo wurde 
ihrer Bitte um einen Vorſprecher ſtattgegeben. Dieſer beſchul⸗ 
digte in ihrem Namen die Geſche Stolle, ſie habe Zauberei ge⸗ 
trieben, um dadurch mehrere Leute an ihrer Geſundheit zu 
ſchädigen. Als die Anklage verleſen war, bekannte Geſche, ohne 
Zwang, daß ſie das alles getan habe. Die Abgeſandten erhielten 
auf ihr Erſuchen noch ein Gerichtsprotokoll zu den Akten des 
Rates und ließen dann fragen, welche Strafe die Geſche treffen 
ſolle. Nun wurde der hier anweſende Scharfrichter um ſeine Mei⸗ 
nung befragt und gab das Urteil ab, man ſolle ſie verbrennen, 
„up dat je dat nicht mer en dede“. Die hierüber ausgeſtellte 
Urkunde wurde von den fünf Mitgliedern des Gerichtes be⸗ 
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ſiegelt, nämlich vom Vogte, ſowie ben Beiſitzern und Dingkuten. 
Von dieſen gehörten zwei dem Rate und zwei den n 
nen an. 

Ganz ähnlich war der Verlauf einer Gerichtsverhandlung, 
über welche am 29. April 1523 eine Urkunde ausgeſtellt wurde. 
Der Vogt hegte ein offenbares Gericht, die Abgeſandten des 
Rates beſchuldigten die drei angeklagten Frauen der Zauberei. 
worauf dieſe alles eingeſtanden. Dann wurde der Scharfrichter 
um ein Urteil gefragt und fand für Recht, er wolle Jie hinaus- 
führen und verbrennen. Schliehlich wurde dem Rate ein Ge⸗ 
richtsſchein ausgeſtellt. 

Doch nicht immer kam es zu einem Todesurteile. So aan 
vor einem offenen gebegten Gerichte bes Vogtes, bas etwa 1443 
ſtattfand, Hans Havel, den der Rat eines Münzvergehens be- 
ſchuldigte und ins Gefängnis hatte je&en laſſen. Er verteidigte 
fich mit Erfolg dagegen, jo daß der Rat durch feine beiden an⸗ 
weſenden Mitglieder die Beſchuldigung zurücknahm und ihn für 
einen ehrlichen frommen Mann erklärte. Havek dankte dem Rate 
dafür und verzichtete auf einen Anſpruch gegen ihn. Auch in 
einem offenbaren Gerichte, das der Vogt 1529, und in einem 
offenbaren Goding, das er 1531 hegte, war das Ergebnis nur, 
daß die Angeklagten eine Urfehde ſchwören mußten. 

Seit dieſer Zeit läßt ſich aus einer größeren Zahl von 
Gerichtsprotokollen erſehen, daß in Strafſachen nunmehr durch⸗ 
weg eine Trennung des Verfahrens ſtattfand. Und 
zwar wurde jedesmal in der erſten Sitzung, im Goding, eine 
Beſtätigung der [dom vordem erfolgten Ausſage des Ange⸗ 
klagten herbeigeführt. Die zweite Verhandlung geſchah dann 
einen oder mehrere Tage darauf vor dem Gerichte, das ſpäter 
auch als peinliches Halsgericht bezeichnet worden iſt. Hier erſchien 
der Scharfrichter, der auf Befragen ſein Urteil abgab, das je 
nachdem auf verſchiedene Leibes⸗ und Lebensſtrafen lauten 
konnte: Stäupen, Abſchneiden eines Ohres, Enthaupten, . 
Aufhängen, lebendig begraben, Verbrennen. 

Die Koſten, die dem Rate aus der Ausübung ber 
Gerichtsbarkeit erwuchſen, waren nicht unerheblich. 
enthält z. B. das Lohnregiſter von 1480 die Ausgabe: 24 
dem Vogte, die der Rat mit ihm vereinbart hatte, als man 
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Veltmann und Dender richtete, „van den Godinge wegen“. 
1481: 6 ſh. dem Vogte für ein Stübchen Wein vom Echten 
Dinge. Item 5 ſh. 4 Pfennig für vier Godinge. Das von 1484 
enthält dem entſprechend: 2½ fh. 2 Pfennig dem Vogte für 
zwei Godinge zu hegen. 1483 und 1487 findet ſich mehrfach die 
Ausgabe: 6 ſh. dem Vogte und den Richteherren bzw. Ding⸗ 
leuten für die Gerichtsurkunde. Ebenfalls 1487: 3 ſh. 3 Pfennig 
dem Vogte „vor 2 Godinge, eyn tom Echtendinge unde eyn to 
Smekeworſte“. Letzterer war wohl ein Übeltäter, der an anderer 
Stelle Metworſt genannt wird. 1496: 18 ſh. „vor 2 Godinge to 
holdende, deme Vogede, in dem Keller“, nämlich im Ratskeller. 
Die Stockmeiſter erhielten 1488 für ihre Beköſtigung, als 
fte Hans Lange verhörten, 15 ſh., 9 ſh. wurden verausgabt, 
„dat de Richteherren vorterden, do ſe Hans Langen dat leſtemal 
vorhorden“, „6 ſh. dem Scherpenrichter, do he one richtede“. 
Bei der Folterung einer Frau wurden 1489 ausgegeben „1 ½ jh. 
3 Pfennig vor Beer, bo je dat Wif pynigheden“. 1492: 9 fh. 
für ein Stübchen Wein dem Vogte und den Richteherren, „do 
me de 2 Fruwen groff“ (lebendig begrub). Gefühlvoll iſt man 
damals alſo auf Seiten der Stadtverwaltung nicht geweſen. 
Bis zur Hinrichtung ſaßen die Angeklagten in einem der 
ſtädtiſchen Gefängniſſe, wo auch das Verhör ſtattfand. 
Hierzu bedurften die Richteherren offenbar einer erheblichen 
Stärkung, wie ſich aus dem Lohnregiſter von 1489 erſehen läßt: 
„1½ P. 2 ſh., de de Heren vorterden, bo je tho ben Vangen 
gingen to twen Avenden“. Im allgemeinen kommt für Ge⸗ 
fängnis die Bezeichnung „des Rathes Hechte“ (von hegen: ver⸗ 
wahren) vor, ferner werden gelegentlich als Gewahrſam der 
Beginenturm, das Haus des Henkers, ſowie der wahrſcheinlich 
unter dem Rathauſe befindliche ſogenannte Diebesteller genannt. 
Für Vollziehung der Leibes⸗ und Lebensſtrafen kamen dem 
Scharfrichter beſtimmte Gebühren zu, und zwar gegen Ende 
des Mittelalters 6 jb. für jeden einzelnen Fall. So bekam er 
1480 für die Hinrichtung Veltmanns und Denckers 12 ſh., für 
Büntings Enthauptung 6 ſh., 1481 für die Stäupung der Vaſel'⸗ 
ſchen 6 ſh., für Heiſes Enthauptung 6 ſh. Da man einen Scharf⸗ 
richter nicht wohl entbehren konnte, ſo wurde Meiſter Hans, 
der dieſen Dienſt bisher verſehen hatte und 1502 abging, vom 
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Rate beauftragt, vorher noch eine Dienſtreiſe zu machen, um Tid) 
nach einem Nachfolger umzuſehen. Ein ſolcher, Meſter Karel, 
wurde dann auch gefunden und übernahm alsbald das Amt 
ſeines Vorgängers. 

Über die Formen, in denen ſich der Zivilprozeß vor 
Gericht zu bewegen hatte, enthält das Stadtrecht nur einige 
wenige Vorſchriften. Sie beziehen fid) zumeiſt auf den Beweis 
durch Eid oder durch Zeugen. Da das Verfahren mündlich war 
und unter Beobachtung feſtſtehender Formeln verlief, ſo mußten 
die Parteien ſich je eines Vorſprechers bedienen. 

Sehr bemerkenswert, auch nach dem Inhalte der Klage, 
iſt eine Verhandlung, die in einem offenen gehegten Gerichte 
ſtattfand, das der herzogliche Vogt Walther Koch am 17. Juni 
1443 in Hannover hielt. Als Vertreter der Stadtge⸗ 
meinde Hannover hatten Rat und Geſchworene deren 
Intereſſen wahrzunehmen und erhoben daher durch ihren Vor⸗ 
ſprecher Klage gegen Dietrich von Berkhuſen, weil 
er ſich weigere, von ſeinen zwiſchen der Stadt und der Landwehr 
gelegenen Gütern Schoß und Dingpflicht zu leiſten. Hiergegen 
verteidigte ſich Dietrich zunächſt ſelbſt und ſagte, er hielte ſich in 
Hannover nur vorübergehend auf, da er mit ſeinem Bruder und 
ſeinen Vettern wegen der Teilung etlicher Erbgüter zu verhan⸗ 
deln hätte. Die betreffenden Güter ſeien Lehngüter, und er da⸗ 
her nicht verpflichtet, irgendwelche Dingpflicht davon zu tun. 
Hierauf fragten die anweſenden Vertreter des Rates und der 
Geſchworenen um ein Urteil, ob Dietrich nicht von Rechtswegen 
und nach ihrer Stadt Satzungen verpflichtet ſei, Schoß und 
Dingpflicht gleich anderen hieſigen Einwohnern zu leiſten. 

Dieſe Frage wurde von dem Bürger Fr. Grove, der um ſein 
Urteil befragt war, bejaht. Dagegen ließ Dietrich jedoch durch 
einen Vorſprecher Einſprache erheben. Alsdann wies der Vogt 
beide Parteien an den Rat, der einen Schiedsſpruch abgeben 
ſollte. Hiergegen ließ Dietrich mit Recht erklären, daß er das 
ablehne, da ja der Rat ſelbſt Partei ſei. Nunmehr aufgefordert, 
zu ſagen, an wen denn die Berufung erfolgen ſolle, nannte er 
den Lehnsherrn der Güter, nämlich den Abt von Marienrode. 

Rat und Geſchworene waren aber durchaus nicht damit ein⸗ 
verſtanden, daß ſie ſich wegen Schoſſes und Pflicht ihrer Stadt 
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an ben Abt wenden ſollten. Vielmehr jolie bie Berufung 
an ben Rat zu Minden gehen, wo fie ihr Recht zu holen 
und zu ſuchen pflegten, wie ſie dieſerhalb privilegiert wären. 
Auch müſſe ausgeſprochen werden, daß diejenige Partei, welche 
dieſer Berufung etwa nicht folgen würde, den Rechtsſtreit ver⸗ 
lieren ſolle. Das entſprechende Urteil wurde von L. v. Röſſing 
gefunden und alsdann vom Gerichte in dieſem Sinne entſchieden. 

Die hierüber ausgeſtellte Gerichtsurkunde wurde beſiegelt 
vom Vogte, von Hermann Gerken, Jordan vom Hagen und 
Tile Lathuſen als Beiſitzern und Dingleuten, ſowie von den 
beiderſeitigen Vorſprechern. Innerhalb der geſetzten Friſt von 
vierzehn Tagen, am 28. Juni, ſchrieben Rat und Geſchworene 
an den Rat zu Minden und erſuchten um Abgabe eines Schieds⸗ 
ſpruches. Da aber in dieſer Sache kein weiteres Schriftſtück vor⸗ 
liegt, ſo iſt uns der Ausgang nicht bekannt. 

Einige ſpätere Zivilprozeſſe mögen im folgenden nur noch 
kurz angedeutet werden. Am 28. Juni 1463 hielt der herzogliche 
Vogt ein offenes gehegtes Gericht, Brautſchatz betreffend. Am 
24. Januar 1502 hegte er ein offenbares Gericht, betreffend 
einen Pferdekauf, am 9. Juli 1513, betreffend eine Schuldſache 
und Arreſt, am 29. März 1524 und 20. November 1525, be⸗ 
treffend Bezahlung von Schulden. Bei einem offenbaren Ge⸗ 
richte, das der herzogliche Vogt zu Hannover am 29. Auguſt 
1516 hegte, beſchuldigte Joſt Lunde durch ſeinen Vorſprecher 
den Hans von Doren um 3 Gulden, die er ihm auf den Kauf 
eines Pferdes gegeben habe, was Hans nicht gelten laſſen wollte. 
Es wurden zwei gegenteilige Urteile abgegeben, Hans ließ gegen 
das zweite ihm nachteilige Urteil Einſprache erheben und legte 
Berufung an den Rat ein, an den beide Teile dann auch ge⸗ 
wieſen wurden. 


Der Stadthaushalt. 

Von der Verwaltung des ſtädtiſchen Vermögens hing in 
erſter Linie das Gedeihen des Gemeinweſens ab. Über die 
Grundſätze der Finanzverwaltung traf ber alte und 
neue Rat 1358 folgende Beſtimmung: „Es ſoll jährlich ein An⸗ 
ſchlag gemacht werden, welche Ausgaben im nächſten Jahre für 
die Stadt nötig ſein werden. Darnach ſoll die Höhe des 
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Schoſſes, ben die Bürger zu entrichten haben, feſtgeſetzt werden. 
Die Verwaltung bes Schoſſes kommt ben Rammerern zu; fie 
haben darüber dem Rate Rechenſchaft abzulegen. Dasſelbe ſollen 
alle Ratsherren thun, denen der Rat ſtädtiſche Gelder an⸗ 
vertraut hat. Die Rechenſchaft ſoll geleiſtet werden, wenn der 
Rat es anordnet, und zwar jedesmal, ehe der Schoß feſtgeſetzt 
wird, damit man den Stadthaushalt überſehen kann. Wer ein⸗ 
mal Rechenſchaft abgelegt hat, der braucht eine ſolche in der⸗ 
ſelben Sache nicht nochmals zu leiſten. — Die Bauermeiſter ſind 
für die Ausgaben, die das ſtädtiſche Bauweſen erfordert, auf 
beſtimmte Einnahmequellen angewieſen und haben dieſe Gelder 
ſelbſt zu erheben, nämlich den Stadtzins, das Bürgerrechtsgeld, 
Innungsgeld, Strafgelder, den Zoll für Tuch und eine Ver⸗ 
kaufsabgabe. Was ſie außerdem für die Bauten noch nötig 
haben, das ſollen ſie ſich von den Kämmerern geben laſſen, und 
davon ſollen die Bürgermeiſter und Ratsherren nichts erhalten. 
Dieſe Beſtimmungen ſollen dem Rate und den Bauermeiſtern 
vorgeleſen werden, wenn ſie der Stadt ihren Eid geleiſtet haben. 
Alsdann ſollen ſie bei demſelben Eide geloben, alle dieſe Be⸗ 
ſtimmungen nach beſtem Wiſſen und Können zu halten“. 

Unter den Vorſchriften, die 1412 vom alten und neuen 
Rate nebſt den Geſchworenen erlaſſen wurden, befanden ſich 
auch mehrere, welche die ſtädtiſche Vermögens verwal⸗ 
tung betrafen. „Die Kämmerer ſollen niemandem Geld aus⸗ 
händigen als denjenigen, welche ſtädtiſche Amter zu verwalten 
haben; jeder ſoll ſich ſelbſt behelfen, wie das hergebracht iſt. 
Wer ein Amt hat, oder wem vom Rate aufgetragen iſt, etwas 
zu verwahren, der ſoll davon dem Rate keine ausſtehende Schuld 
überantworten, die am Gewinne noch fehlt, ſondern er ſoll eine 
ſolche ſelbſt einmahnen.“ Ferner wurde 1438 beſchloſſen: „Wenn 
bei Einſetzung des neuen Rates Kämmerer und ſtädtiſche Be⸗ 
amte gewählt werden, welche Geld einzunehmen und davon ab⸗ 
zurechnen haben, ſo ſoll jeder von ihnen bei der Rechenſchafts⸗ 
ablage den Überſchuß an die Stadt cee. ai die en 
ſchriftlich mit überantworten“. 

Schon vorher hatten Rat und (€ eine Einrich⸗ 
tung getroffen, wonach die Kämmerei in drei Teile geteilt 
wurde. Eine Eintragung im Kämmerei⸗Regiſter ſagt darüber 
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folgendes: „Kämmerer ſind jetzt (nach dem 10. November 1428) 
Lothar Volger, Hermann von Anderten und Bertold Haupt. 
1. Lothar Volger hat die Ausgaben für Leibgedinge und Zinſen 
von Kapitalien, die bei der Stadt belegt ſind. Dieſe Ausgaben 
werden von den Einnahmen aus dem Schoſſe beſtritten. 2. Her⸗ 
mami von Anderten hat den Lohn an die ſtädtiſchen Arbeiter 
auszuzahlen und ähnliche Ausgaben an Lohn für der Stadt 
Bedarf. Dieſe Ausgaben werden beſtritten aus dem Bürger⸗ 
gelde, Werkgelde, den Strafgeldern und der Einnahme „Ins⸗ 
gemein“. 3. Bertold Haupt hat die Ausgaben für den Marſtall 
und des Rates Sendboten, und zwar ijt er dabei auf die Ein⸗ 
nahmen aus dem Weine und Einbecker Biere angewiejen". In 
der Folgezeit ſind naturgemäß nod) e andere Einrich⸗ 
tungen getroffen worden. | 

Als Einnahme ſtand namentlich der Schoß zur Ver⸗ 
fügung, eine im allgemeinen nach den einzelnen Häuſern zu ent⸗ 
richtende Abgabe vom Vermögen der Bürger und Einwohner, 
ſowie in Verbindung damit der ſogenannte Vorſchoß. Ferner die 
Gebühr für Gewinnung des Bürgerrechtes, ſodann von mittel⸗ 
baren Steuern u. a. einige Zölle bzw. Akziſen. Auch floſſen 
der Stadt Einnahmen zu aus der Münze, der Ziegelei, ſpäter 
auch den Mühlen, aus dem Wein⸗ und dem Bierkeller, ſowie 
aus der Nutzbarmachung des ſtädtiſchen Grundbeſitzes, insbe⸗ 
ſondere der Verpachtung von Gebäuden und Plätzen. 

Falls es erforderlich war, beſon dere Einnahmen 
zu beſchaffen, ſo wurden, allerbings erit gegen Ende des Mittel: 
alters, außerordentliche Steuern erhoben oder es wurden, zumal 
bei Privatleuten, Anleihen gemacht. Sofern es dem Gläubiger 
bzw. Rentenfaufer daran lag, eine Leibrente, damals Leib⸗ 
gedinge genannt, zu beziehen, ſo vereinbarte man, daß ihm Zeit 
ſeines Lebens höhere Zinſen gezahlt werden, die Hauptſumme 
abet mit ſeinem Tode an die Stadt fallen ſollte. 

Von den jährlich auszugebenden Geldern wurde ein Teil 
auf die Verzinſung der ſtädtiſchen Schuld, für Renten und Leib: 
gedinge verwandt, eine geringe Abgabe an den Landesfürſten 
gezahlt und die Beſoldungen einiger Beamten bzw. Angeſtellten, 
ſowie der ſtädtiſchen Söldner beſtritten. Größere Ausgaben 
waren für das Bauweſen, insbeſondere die Inſtandhaltung der 
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Befeſtigungswerke, bes 9tatBaujes, der Schule u. a. Gebäude 
erforderlich. Für unvorhergeſehene, ſowie überhaupt nicht regel⸗ 
mäßig wiederkehrende Ausgaben war die Ausgabe „Utgave 
mennigerleye“ vorgeſehen. 

Der Rat war ſich ſeiner Verantwortlichkeit gegenüber der 
Bürgerſchaft durchweg bewußt und bemühte ſich, bei der Ver⸗ 
waltung des ſtädtiſchen Vermögens möglidite Sparſam⸗ 
keit walten zu laſſen. In dieſer Hinſicht beſchloſſen Rat und 
Geſchworene 1443, daß keiner von ihnen, weder einzeln noch 
gemeinſam, hinfort auf Stadt Koſten zehren ſoll: „uppe der 
Stadt Budell (Beutel) theren, wer (weder) ethen eder dringken 
noch Wyn eder Ber, ſunder tor Schoteltyd, ſo dat wontlik is“, 
alſo mit der alleinigen Ausnahme, daß ein derartiges Feſteſſen 
zu der Zeit ſtattfinden darf, wo der Schoß eingezahlt wird, 
jährlich am 13. Dezember, wie das hergebracht iſt. 

Es kann freilich nicht verſchwiegen werden, daß es hierbei 
nicht verblieb, ſondern es fanden ſich noch andere Gelegenheiten, 
die zu einem ſtädtiſchen Feſtmahle Veranlaſſung gaben. 
Regelmäßig geſchah dieſes, ſobald am 6. Januar jedes Jahres 
der neue Rat ſein Amt angetreten hatte. Auch einzelne Aus⸗ 
ſchüſſe, z. B. die Schoßherren und die Wacheherren, hatten ge⸗ 
legentlich gemeinſame Mahlzeiten, deren Koſten der Stadtkaſſe 
zur Laſt fielen. 

Ebenſo fand beim Amtswechſel der Feuerherren 
eine gemeinſame Mahlzeit ſtatt, und zwar wurden hierzu, wie 
wir aus einem Beſchluſſe von 1432 erſehen, nach alter Ge⸗ 
wohnheit geſtiftet „ene Tunne Beres, 2 Stoveken Wynes van 
des Rades wegen, mer nicht“. Für einen Hecht, den die Feuer⸗ 
herren aßen, wurden 1503 nach Ausweis des Lohnregiſters 5 ſh. 
gezahlt, und nach demſelben Regiſter von September 1508 war 
auch damals eine Gelegenheit, „wan de Furheren to hope eten“. 

Auch in Bezug auf Dienſtreiſen war man darauf be⸗ 
dacht, daß ſie möglichſt geringe Koſten verurſachten. Eine Be⸗ 
ſtimmung von 1412 — die allerdings ſpäter fortfiel — lautete: 
Wenn ein Bürgermeiſter, Ratsherr oder ſonſt jemand im Inter⸗ 
eſſe der Stadt nach auswärts reitet, ſo ſoll er von Dienern und 
Mitreitern möglichſt wenige mit ſich reiten laſſen, „umme 
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Sparynghe willen ber Stad Koſte“. Falls jemand in eigener 
Sache mit ihnen reitet, |o ſoll dieſer ſeine Zehrung jelbit be- 
ſtreiten. ; | 

Für ben Rat war bie Stadt em abgeſchloſſe nes 
Wirtſchaftsgebiet, deſſen Vorteile möglichſt nur den 
Eingeſeſſenen ſelbſt zugute kommen ſollten. Darauf bezieht ſich 
eine, gleichfalls den Satzungen des Jahres 1412 angehörige 
Vorſchrift, die allerdings zunächſt als reichlich engherzig erſcheint: 
Gabe und Dienſt Auswärtigen zukommen zu laſſen, ſoll man 
vermeiden, wo man kann. 

Der ſtädtiſche Grund beſttz. 

Als Schutz und Grenze der Altſtadt dienten deren Be⸗ 
feſtigungen, durch welche zugleich das mittelalterliche Stadt⸗ 
bild Hannovers in erſter Linie bedingt war. Leider ſind von der 
Stadtmauer nur geringe Reſte erhalten geblieben, am beſten da⸗ 
von der Teil beim Turme am Spreenswintel, von der Friedrich⸗ 
ſtraße aus zugänglich. Wie Mithoff, der wohl noch größere 
Teile der Stadtmauer gekannt hat, angiebt, beſtand ſie an ihren 
Außenſeiten aus einem Mantel von Bruchſteinen oder Ziegeln, 
im Innern aus Gußmauerwerk. In einzelnen Fällen und unter 
beſonderen Bedingungen erlaubte der Rat wohl, daß ein Haus 
3. T. mit auf der Mauer errichtet wurde, wie der 1320 bzw. 
1337 mit dem Kloſter Loccum geſchloſſene, bereits erwähnte 
Vertrag erſehen läßt. Ferner wird 1492 Hans Brandes Haus 
erwähnt, „dat up der Muren ſteit“. 

Der Rat hatte, wie wir ſahen, mit dem Kloſter Marienrode 
wegen der Lage ſeines Grundſtückes an der Stadtmauer bzw. am 
Wächtergange Verträge in den Jahren 1308 und 1371 ge⸗ 
ſchloſſen, mit dem Kloſter Loccum aus demſelben Grunde 1320 
und 1337, mit den Beginen 1357. Worauf es ihm dabei ankam, 
erſehen wir aus folgender Eintragung im Stadtrechtsbuche, 
etwa aus dem Jahre 1370: Was damals, als man die Waſſer⸗ 
pforte vom Leinetore nach der Klickmühle hin zumauerte, an und 
auf der Mauer, ſowie über dem Wächtergange bei der Mauer 
gebaut iſt, das hat der Rat und die Stadt bezahlt, damit ſie den 
Wächtergang ledig und los haben möchten, wann ſie wollten. 

Um die Mauerbefeſtig ung in Bau und Beſſerung zu 
erhalten, auch den Anſprüchen der Kriegführung gemäß weiter 


— 142 — 


auszugeſtalten, waren andauernd größere Ausgaben erforderlich. 
So verurſachte die Erneuerung eines Teiles der Stadtmauer, 
die 1481 vorgenommen wurde, nach Ausweis des Lohnregiſters 
erhebliche Koſten, ebenſo im Jahre 1500 die Ausbeſſerungs⸗ 
arbeit am Beginenturme. Damals began man auch damit. 
außerhalb der älteren Stadttore ſogenannte Zwinger zu er⸗ 
richten, und zwar wurde 1492 der am jetzigen Neuen Wege ge⸗ 
legene erbaut, 1509 auch die Zwinger vor dem Steintore und 
dem Leintore erwähnt. 

Mit ben Barfüßermönchen, deren Grundſtück gleich⸗ 
falls an der Stadtmauer lag, traf der Rat 1452 eine Verein⸗ 
barung, die z. T. an den 1320 mit dem Kloſter Loccum ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag erinnert. Das Kloſter verpflichtet ſich hier⸗ 
nach, die Mauer, die hinter einem ihm geſchenkten Grundſtücke 
an der Leine liegt und der Stadt gehört, höher zu mauern und 
die genannte Mauer von unten bis oben auf Koſten des Kloſters 
in Beſſerung zu halten, ſo daß die Stadt dieſerhalb vor Scha⸗ 
den bewahrt wird. Auf der Mauer darf das Kloſter zu ſeinem 
Behufe mit Zuſtimmung des Rates und gemäß ſeinem Gut⸗ 
achten neue Gebäude errichten laſſen. Und zwar ſollen ſie als⸗ 
dann im Einverſtändnis mit dem Rate ein neues Wächterhaus 
auf der Mauer bauen laſſen mit einem freien Gang darauf, um 
kommen und gehen zu können zum Behufe der Stadt, Tag und 
Nacht, ſo oft es nötig ſein wird. 

Auch darf der Rat an der genannten Mauer einen Turm 
oder Zwinger oder was für ein anderes Bauwerk ihm da ge⸗ 
nehm ſein wird, zum Behufe der Stadt anlegen laſſen, wann 
er will. Für ein ſolches Gebäude will das Kloſter ihm vollen 
Raum an Weite, Länge und Höhe überlaſſen, und zwar mit 
einem freien Zugange, ſo oft es nötig iſt. Das Kloſter ſoll auch 
die Planken und Mauern, die ihm rings umher den Nachbaren 
gegenüber zuſtehen, in Beſſerung halten und ſo befeſtigen, daß 
den Nachbaren und der Stadt kein Schade daraus erwächſt, wie 
ſich das gebührt. Auch ſoll der Wächtergang von der Klickmühle 
an bis vor das Leintor, ſoweit er für das Kloſter in Betracht 
kommt, frei ſein und bleiben zu ewigen Zeiten, zu gehen und zu 
gebrauchen zu der Stadt Behuf Tag und Nacht, wann und wie 
oft es nötig iſt. 
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Das Kloſter verſprach ferner, nach Abbruch bes ibm ge- 
ſchenkten, an der Leinſtraße gelegenen Hauſes, eine neue Mauer 
von Steinen vor der Straße her von der Mauer des Kloſters, 
ebenſo hoch wie dieſe, mit Zinnen darauf „to Tzirode“, zum 
Zierrat unſerer Stadt in gewohnter Weiſe errichten zu laſſen. 

Dieſer letztere Ausdruck, den wir hier zunächſt nicht er⸗ 
warten, veranlaßt uns, einen Augenblick bei ihm zu verweilen. 
Es ſieht beinahe fo aus, als ob der Rat hier in feine baupoligei- 
lichen Vorſchriften einen Schönheitsparagraphen aufgenommen 
habe. Es fragt ſich, ob wir etwas derartiges für die damalige 
Zeit ſchon annehmen können. Allerdings werden wir für das 
Mittelalter kein bewußtes Kunſtempfinden in unſerem Sinne 
vorausſetzen dürfen, wohl aber eine unmittelbare Freude an 
dem Schönen, das durch die Umwelt etwa geboten wurde. Auch 
wird, vielleicht mehr noch als die Form, der Inhalt der Bau⸗ 
und Kunſtwerke auf die mittelalterlichen Menſchen einge⸗ 
wirkt haben. Beim Anblick der hochragenden Gottes häuſer wird 
man, mehr oder weniger bewußt, das Gefühl gehabt haben, daß 
ſie zugleich Sinnbilder der allgemeinen Kirche waren, jener groß⸗ 
artigen Gemeinſchaft, die den Himmel mit der Erde verband, 
und der man ſelbſt angehörte. 

Wer von außen in die Stadt zurückkehrte, ſah ein einheit⸗ 
liches Bild vor ſich, das ſich von der Umgebung abhob und ver⸗ 
möge des Zuſammenwirkens der Kirchtürme, Mauertürme und 
Giebelhäuſer voll Reiz war. Der Anblick der Befeſtigungen 
wird in dem Bürger ein Gefühl der Sicherheit erweckt haben 
und zugleich des Stolzes auf die errungene Unabhängigkeit des 
Gemeinweſens. Inmitten der Stadt war es dann das Rathaus, 
das den Blick auf ſich zog und recht eigentlich ein Sinnbild des 
tatkräftigen und umſichtigen Bürgertums war. 

Im Innern der Stadt waren zwar die früher er⸗ 
wähnten Mängel vorhanden, die aber damals nicht in dem 
Maße empfunden wurden, wie wir es jetzt tun würden. Im 
übrigen aber konnte der Bürger ein Gefühl freudiger Genug⸗ 
tuung über das empfinden, was ſeine Stadt ihm darbot. Die 
nahen Beziehungen, welche die Kirche mit ihren einzelnen Mit⸗ 
gliedern verbanden, veranlaßten dieſe weit häufiger, als es jetzt 
der Fall iſt, die dem Gottesdienſte geweihten Räume aufzu⸗ 
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ſuchen. Was fie dann an Kunſtwerken vor ſich ſahen, redete eine 
allgemein verſtändliche und eindrucksvolle Sprache zu ihnen, 
wenngleich von den in Hannover vorhandenen Werken der 
Malerei, wie der Steinbildhauerei und Bildſchnitzerei keines ſich 
über den Durchſchnitt erhob. Ebenſo waren auch die zum Gottes⸗ 
dienſte gehörenden Geräte kunſtgewerbliche Gegenſtände ohne 
erheblichen Wert; was ihnen aber für das Empfinden der Ge⸗ 
meindemitglieder Bedeutung verlieh, waren die heiligen Hand⸗ 
lungen, denen ſie dienten. 

Die Straßen der Stadt waren hinſichtlich ihrer Linien⸗ 
führung von einer gewiſſen unbewußten Aeſthetik ihrer Erbauer 
beeinflußt, indem nur die kurzen Verbindungsſtraßen gerad⸗ 
linig ſind, die langen Hauptſtraßen dagegen eine etwas ge- 
krümmte Form zeigen und ſomit der Gefahr, langweilig und 
unſchön zu wirken, entgehen. Die einzelnen Häuſer weiſen durch⸗ 
aus das Gepräge der Gotik auf, die ja für das mittelalterliche 
Hannover allein in Betracht kommt. Es iſt ein Vorzug unſerer 
Stadt, daß damals neben den an Zahl weitaus überwiegenden 
Holzfachwerkhäuſern auch mehrere ſteinerne Häuſer vorhanden 
waren, ſo daß ſchon hierdurch eine Abwechſelung eintrat. 

Jedes Haus war von den Nachbarhäuſern verſchieden, 
bildete gewiſſermaßen eine Perſönlichkeit für ſich. Dabei wurden 
große ebene Flächen und überhaupt alles, was eintönig wirkte, 
vermieden. Bei den Steinhäuſern geſchah dieſes in der Weiſe, 
daß die dem gotiſchen Stile eigene Richtung nach oben durch 
entſprechende Gliederung der Stirnſeiten betont wurde. Bei 
den Holzfachwerkbauten war es noch leichter, eine Mannigfaltig⸗ 
keit in der Einheit zu erzielen, da hier die Balken, Balkenköpfe, 
Konſolen, ſowie die Füllungen der Holzrahmen ſchon von ſelbſt 
Gelegenheit zu Schnitzereien boten. Auch hatte man wohl ſchon 
im 15. Jahrhundert damit begonnen, die oberen Geſchoſſe über 
die unteren hinüberragen zu laſſen und dadurch eine maleriſche 
Wirkung erzielt, die durch den Wechſel von Licht und Schatten 
noch erhöht wurde. 

Gegen Ende des Mittelalters läßt ſich in den Städten im 
allgemeinen eine Zunahme der Lebensfreudigkeit beobachten, 
die mit dem größeren Wohlſtande und demnach der höheren 
Lebenshaltung zuſammenhängt. Auch in Hannover entwickelten 
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fi bie politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe in er[reu- 
licher Weiſe weiter, wobei namentlich der günſtige Umſtand 
einwirkte, daß der Verfaſſungsſtreit 1445 einen friedlichen und 
befriedigenden Verlauf nahm. Wenige Jahre ſpäter wurde mit 
dem Bau des Rathauſes am Markte begonnen, deſſen 
gefällige Formen Zeugnis von dem Geſchmacke ſeiner Erbauer 
ablegen, und das noch jetzt der Stadt zur Zierde gereicht. Die 
Stadt war damals in der glücklichen Lage, für die entſprechende 
Ausſtattung ihres Verwaltungsgebäudes erhebliche Summen 
ausgeben zu können. Erfreulicherweiſe ſind uns die Rechnungen 
erhalten geblieben ſowohl über den Bau von 1453 — 1455 wie 
über ſpätere, namentlich 1503 — 1505 ausgeführte Ergänzungs⸗ 
arbeiten, und wir erſehen aus ihnen, welche Koſten für die 
Glaſur von Zierſteinen, für den aus Thon hergeſtellten bild⸗ 
neriſchen Schmuck, für Vergoldung, Bemalung, Glasfenſter u. a. 
erforderlich geweſen ſind. 

Alles dieſes läßt uns erkennen, daß man an dem ſchönen 
Ausſehen hervorragender Bauwerke Freude empfand. Um nun 
zu dem Ausgangspunkte dieſer Betrachtung zurückzukehren, ſo 
werden wir annehmen können, daß auf Veranlaſſung des Rates 
das Franziskanerkloſter im Jahre 1452 jenes Verſprechen ab- 
gab, wonach durch den auszuführenden Neubau dem Schönheits⸗ 
empfinden Rechnung getragen werden ſollte. 

Abgeſehen vom Rathauſe waren die übrigen damals vor⸗ 
handenen ſtädtiſchen Gebäude lediglich Nutzbauten und 
fallen daher für eine Betrachtung aus künſtleriſchen Geſichts⸗ 
punkten fort. Die Ausgaben, die erforderlich waren, um ſie in 
Bau und Beſſerung zu erhalten, fielen natürlich, ebenſo wie es 
bei den Befeſtigungen der Fall war, der Stadtkaſſe zur Laſt. 
Andererſeits ſuchte der Rat, wie ſchon bei der Betrachtung der 
einzelnen Bauwerke erwähnt wurde, ſtädtiſche Gebäude und 
Räume, wenn irgend möglich, nutzbringend zu verwerten. So 
vermietete er 1479 und ſpäter wiederholt die Homeyde, ein 
zum äußeren Leintore gehörendes Gebäude, für einen jähr⸗ 
lichen Zins. 

Außerhalb des äußerſten Stadtgrabens zogen ſich die 
Zingeln rings um die Stadt, wahrſcheinlich nach außen durch 
eine Einfriedigung abgeſchloſſen. Von Brücken wird 1320 zu⸗ 
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erit die damals ſchon ſogenannte Alte Brücke genannt, bie ſpätere 
Schloßbrücke, ſodann 1340 die Zugbrücke, die von da weiter 
über den anderen Leinearm nach der Calenberger Straße führte. 
Außerdem gab es noch mehrere andere Brücken, ſowohl über 
den Stadtgraben wie über die verſchiedenen Leinearme. Die 
Erhaltung der Brücken und anderen Waſſerbauwerke, ſowie der 
Steinwege vor den Toren machte erhebliche Koſten notwendig. 
Einträglich für die Stadt waren dagegen die Mühlen, ſoweit 
ſie in ſtädtiſche Verwaltung gekommen waren, der Ziegelhof, die 
Kalkröſe, die Fiſcherei im Schnellen Graben, die z. B. 1474 
verpachtet wurde, bei der Brückmühle, damals gleichfalls ver⸗ 
pachtet, u. a. m. 

Die Waſſerzucht, auch Waſſerhof genannt, 1477 verpachtet, 
lag zwiſchen dem inneren Leintore und dem ehemaligen Münz⸗ 
gebäude am Friederikenplatze und hatte den Zweck, daß von hier 
aus Waſſer in die Stadt gefahren wurde. Zeitweilig beſtand 
auch eine Waſſerzufuhr, die vom Diekborne in Linden in die 
Altſtadt geleitet wurde und einer Genoſſenſchaft von Bürgern 
zur ausſchließlichen Verfügung ſtand. Der Rat behielt ſich 1426 
vor, dieſe Waſſerleitung zu erwerben und nahm damals in Aus⸗ 
ſicht, ſie alsdann allen Bürgern zugänglich zu machen. Dieſes 
ſcheint jedoch nicht erfolgt zu ſein, vielmehr wandte ſich ſpäter 
das öffentliche Intereſſe der bei der Klickmühle gelegenen Kunſt 
zu, die gegenüber den beiden anderen Arten der Waſſerverſor⸗ 
gung einen erheblichen Fortſchritt bedeutete. 

Zum Zwecke der Kalkgewinnung gab es außer dem 
Röſehofe vor dem Aegidientore noch eine Kalkröſe auf dem Lin— 
dener Berge. Der Kalk wurde gewonnen, indem mehrere Fuder 
Kalkſtein, die in den Kalkofen getan und 3. T. über ihm aufge- 
ſchichtet waren, gebrannt wurden. Der Rat erlaubte 1442 und 
1448 dem Heinrich Beyer in Linden, während der nächſten vier 
Jahre in des Rates Röſe auf dem Lindener Berge Kalk zu 
brennen und den Stein dazu in des Rates Kuhle zu brechen. 
1450 wurde Borchard Schene angeſtellt als ein „Werkmann to 
der Kalkroſe unde in de Stenkule“. 

Als Steinbruch wurde zeitweilig auch ein dem Kloſter 
Marienwerder gehörender Garten am Lindener Berge benutzt. 
1463 verſprach der Rat dieſem Kloſter jährlich 6 fh. als Ent: 
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gelt dafür, daß es ihm erlaubt hatte, im Garten bes Kloſters, 
gegenüber dem Lindener Kirchhofe, Steine zu brechen. In 
ſeinem bereits erwähnten Privileg von 1519 geſtattete dann 
Herzog Erich dem Rate, wie bisher ſo auch in Zukunft aus dem 
Lindener Berge „Steyn to brekende unde to halende, de Stadt 
Honover darmede to buwende unde to beterende, wo vaken ohne 
unde orem Nakomen behoiff unde vannoten is“. 

Hinſichtlich der Allmende, des Geſamteigentums der 
Stadtgemeinde an Grundbeſitz, enthält ſchon die Stadtrechts⸗ 
urkunde von 1241 die Beſtimmung, daß ſämtliche Bürger berech⸗ 
tigt ſein ſollten, die Weiden und Wälder zu benutzen. Die 
Rechte, welche die Bürger an der Eilenriede im beſonderen 
beſaßen, wurden ihnen, wie wir ſahen, im Privileg vom 1. Juni 
1371 beſtätigt bzw. erweitert. Nach einem Ratsbeſchluſſe von 
1362 ſollte niemand Fuder Holz aus der Stadt Landwehr 
holen. Wer es erfährt, der ſoll es bei ſeinem Eide anzeigen 
oder 5 P. Strafe zahlen; jedoch zu der Stadt Bedarf und für 
die drei Pfarren in der Stadt darf man wohl Holz holen, ſofern 
es der Rat erlaubt. Falls der Rat dem Pfarrer der Kreuzkirche 
Holz zu der Wedeme erlaubt, ſo ſoll das nicht gegen dieſe 
Satzung verſtoßen; ebenſo, wenn Holz zu dem Heiligen Geiſte 
oder zu den Mühlen gegeben wird. Wenn jemand in die Land⸗ 
wehr um Lohn fährt und Holz von dort weg führt, zu ſeinem 
eigenen oder ſeines Herrn Nutzen, ſo ſoll ſein Herr 1 P. Strafe 
zahlen. Etwa um dieſelbe Zeit ſetzte der Rat feſt: Der Land⸗ 
wehrwächter ſoll Anzeige machen, wenn jemand in der Land- 
wehr ohne Erlaubnis des Rates Holz haut („oder herausträgt 
oder fährt“, wie um 1450 hinzugefügt wurde). 

Wegen der Hude und Weide erſchienen 1399 etliche 
Sachverſtändige vor dem Rate und ſagten folgendes aus: die 
von Hannover, Kirchrode, „Dorprode, Zotzingerode“ (Soſinge— 
rode, Süßrode), Döhren, Wülfel, Laatzen, Rethen, Gleidingen, 
Heiſede und „Helperde“ gehören in das gemeine Brok (Bruch), 
das das hannoverſche Brok oder das Roder Brok genannt 
wird. Sie haben dort Holz gehauen von dem Beneken Spanne 
hin vor den Torreken hin nach dem Honholze zu, und dort hat 
niemand ſie gepfändet, und es pflegt darin niemand zu pfänden. 
Vielmehr konnten bie Genannten dort auswärtige Leute pfän- 
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ben. Ferner: die Breite Wieſe, genannt das Roder Brok, von 
der Abben⸗Hus⸗Stede nach dem Berewinkel zu, das gehört auch 
zu dem Roder Broke, und darin ſind die Genannten gleichfalls 
berechtigt. Ein anderes Gebiet, innerhalb deſſen die Bürger 
zur Mit⸗Hude berechtigt waren, lag nördlich von Hannover und, 
wie wir geſehen haben, wurden deſſen Grenzen durch das Pri⸗ 
vileg Herzog Erichs vom 22. Juli 1529 feſtgeſetzt. 


Die Bürgerſchaft. 

Nachdem urſprünglich der Rat als Vertreter der Stadt⸗ 
gemeinde die Geſchäftsführung allein gehabt hatte, war 
es allmählich zu einer Mitwirkung ber Bürgerſchaft 
bei der Verwaltung der ſtädtiſchen Angelegenheiten gekommen 
und insbeſondere durch die Auseinanderſetzung in den Jahren 
1445 — 1448 ein gewiſſes Gleichgewicht der Kräfte eingetreten. 
Der Rat war ſich nunmehr bewußt, daß er dieſer Sachlage 
Rechnung zu tragen hatte, wenn er ſich in ſeiner Stellung be⸗ 
haupten und zugleich die Stadt vor innerem Unfrieden bewahren 
wollte. Er war demnach darauf angewieſen, in allen wichtigen 
Sachen ein Zuſammenwirken mit den Vertretern 
der Bürgerſchaft herbeizuführen. Es iſt erfreulich zu ſehen, 
wie bei den hierauf bezüglichen Verhandlungen, auch wenn die 
beiderſeitigen Anſchauungen nicht übereinſtimmten, doch eine 
freundliche Art im Verkehr mit einander gewahrt wurde. Einige 
Beiſpiele werden genügen, um dieſes darzulegen. 

Zunächſt ſei noch ein Vorkommnis aus der Zeit des Ver⸗ 
faſſungsſtreites erwähnt, aus dem wir erſehen, wie ſehr man 
auch in der Bürgerſchaft ſelbſt bemüht war, einen dort zu Tage 
getretenen Zwieſpalt zu beſeitigen. Der Kaufmann, die Mein⸗ 
heit und fünf von den kleinen Amtern, und zwar die Kürſchner, 
Schneider, Höker, Hutmacher und Goldſchmiede, waren nämlich 
übereingekommen, ſie wollten für ewige Zeiten einer bei dem 
anderen bleiben. Dieſes erfuhren aber die vier großen Amter: 
Bäcker, Knochenhauer, Schuhmacher und Schmiede und die bei 
ihnen verbliebenen vier anderen von den kleinen Amtern, näm⸗ 
lich die Wollenweber, Kramer, Leineweber und Olſchläger. Sie 
meinten, jener Vertrag ſei gegen ſie gerichtet und das dürfte doch 
eigentlich nicht ſein. Dagegen verwahrten ſich der Kaufmann, 
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bie Meinheit unb bie fünf Amter: fie hätten fid) gegen jene nicht 
verbündet, und bas fei auch nicht ihre Abſicht. Schließlich fand 
eine Zuſammenkunft von Vertretern der beteiligten Genoſſen⸗ 
ſchaften im unteren Saale des Kaufhauſes ſtatt, woſelbſt der 
Kaufmann und ſeine bisherigen Verbündeten erklärten, der be⸗ 
anſtandete Vertrag ſolle ungültig ſein und dieſer Tatbeſtand in 
des Rates Gedenkbuch eingetragen werden, was Damm mum im 
Januar 1446 geſchah. 

Als 1451 die Werkmeiſter der Amter eine Anfrage an den 
Rat richteten, antwortete dieſer, er wolle das an ſeine Freunde, 
die Geſchworenen bringen und alsdann mit den Werkmeiſtern 
weiter darüber ſprechen. Im Jahre 1452 wandten ſich die 
kleinen Amter an den Rat und nahmen darauf Bezug, daß die 
Wiederherſtellung der alten Verfaſſung durch das Einverneh⸗ 
men von Rat und Geſchworenen mit der Kaufmannsinnung, 
Meinheit und den vier großen Amtern zuſtande gekommen ſei. 
Sie erklärten nun, die kleinen Amter ſeien mit den erwähnten 
Ereigniſſen durchaus einverſtanden, denn ſie ſeien mit Rat und 
Geſchworenen ſtets zufrieden geweſen und ſeien es auch jetzt noch. 
Der Auflauf, der im Zuſammenhange damit ſtattgefunden habe, 
ſei nicht von ihnen veranlaßt. Es ſei ihr Wunſch, daß man auf 
dieſe bedauerliche Angelegenheit nicht weiter zurückkomme. 

Das genügte aber den Innungen offenbar noch nicht, viel⸗ 
mehr kamen am 6. Juli 1456 ſämtliche Amter vor Rat und 
Geſchworene und baten, man möge um guter Eintracht willen 
die in des Rates Gedenkbuch eingetragene Niederſchrift der vor⸗ 
ſtehenden Erklärung tilgen und austhun. Rat und Geſchworene 
waren damit einverſtanden. Der betreffende Abſchnitt im Ge⸗ 
denkbuche wurde alſo durchſtrichen und damit als nicht vor⸗ 
handen betrachtet. 

In gleicher Weiſe wurde damals auch eine andere Sache 
beigelegt. Offenbar in dem Beſtreben, ihre Stellung gegen mög⸗ 
licherweiſe eintretende Anfeindungen zu ſichern, hatten fid Rat 
und Geſchworene 1454 an die Schuh macher gewandt unb fie 
um ihre Unteritiigung im Falle eines Aufſtandes erſucht. Dieſes 
erwies ſich aber ſchon bald als ein Mißgriff, denn den übrigen 
Amtern, die davon erfuhren, war die Sache durchaus unange⸗ 
nehm. Sie erſchienen 1456 vor Rat und Geſchworenen und ver⸗ 
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langten der Eintracht wegen die Tilgung ber darauf bezüglichen 
Eintragung im Gedenkbuche. So wurde dort auch dieſe Stelle 
durchſtrichen. 

Im Zuſammenhange mit den damaligen Verſuchen des 
Rates, Sonderbündniſſe abzuſchließen, ſteht wahrſcheinlich auch 
eine Kundgebung der Schneider, die gleichfalls 1454 ein⸗ 
getragen wurde. Dieſe erklärten nämlich, ſie wollten ſich nach 
Rat und Geſchworenen richten, da ſie mit dieſen zufrieden ſeien. 

Bezeichnend für den freundſchaftlichen Verkehr, ja, für das 
geradezu herzliche Einvernehmen, das damals zwiſchen dem 
Rate und den Vertretern der Bürgerſchaft herrſchte, ſind Ver⸗ 
handlungen aus dem Jahre 1461. Rat und Geſchworene ließen 
vor ſich auf das Rathaus kommen die Alterleute des 
Kaufmanns, die Werkmeiſter aus allen Amtern 
und die Meinheit und eröffneten ihnen, daß ſie ins Ge⸗ 
dränge gekommen ſeien durch den Zoll zu Winſen an der Aller, 
woran die Bürger verkürzt würden durch den Herzog Bernhard 
und ferner von Herzog Wilhelm und ſeinen Vögten, nämlich 
von Hans Mitzener am Berge zu Lauenrode uſw. Daher möch⸗ 
ten Rat und Geſchworene gern von ihnen wiſſen, welche Macht 
ſie haben ſollten, nachdem ſie als Stadtobrigkeit eingeſetzt 
wären. Darauf ſagten die Genannten, ſie wollten das gern jeder 
an die Seinigen bringen, um darüber zu ſprechen, und dem Rate 
und Geſchworenen morgen eine gütliche Antwort ſagen. 

Am folgenden Tage kamen die genannten Alterleute und 
Werkmeiſter wieder vor Rat und Geſchworene aufs Rathaus 
und ſagten wegen des Kaufmanns, der Amter und 
Meinheit als Antwort: Nachdem Rat und Geſchworene als 
Obrigkeit der Stadt eingeſetzt ſeien, ſo wollten ſie in allen 
Fällen, wo jene zum Beſten der Stadt etwas unternähmen, da⸗ 
mit ſie bei Gnaden, Freiheit und Gewohnheit der Stadt bleiben 
möchten, es käme zu Frommen oder Schaden, alle dem Rate 
und Geſchworenen beiſtehen mit Leib und Gut. Sie wollten Rat 
und Geſchworene in allen vorkommenden Fällen bei voller Macht 
erhalten. Dieſe Erklärung ließ der Rat in das Gedenkbuch 
eintragen. | 

In einem anderen Falle wurde bie Zuſtimmung bes größ⸗ 
ten Teiles der Bürgerſchaft in folgender Weiſe eingetragen: Am 


— 151 


21. April 1480 kamen die Alterleute und Werkmeiſter der Ämter, 
Gilden und Meinheiten vor Rat und Geſchworene und ſagten, 
ſie wollten auf die Bitte des Rates und der Geſchworenen mit 
der Acciſe in den Mühlen und mit der Metze Getreide für den 
Müller in jeder Weiſe zufrieden ſein, wie es früher geweſen ſei, 
und zwar von nächſten Pfingſten an auf 4 Jahre, länger aber 
nicht. 

Mit den Alterleuten des Kaufmanns, den Werkmeiſtern der 
Amter und der Meinheit vereinbarten Rat und Geſchworene 
1494, ſie wollten demnächſt Maßregeln treffen, um Hannover 
bei Macht und Ehre zu erhalten und um die Ausgaben der 
Stadt zu verringern. Alsdann beſchloſſen beide Teile einträchtig, 
daß alle für die Stadt beſtimmten Waren hier auf den Markt 
gebracht werden, und daß niemand außerhalb kaufen ſolle, 
bei Verluſt des Gutes. 

Falls unter beſonderen Umſtänden eine Beteiligung der 
Bürgerſchaft an der äußeren Politik erfolgte, ſo geſchah dieſes 
in ähnlicher Weiſe wie in den bisher genannten Fällen. Rat 
und Geſchworene vereinbarten 1492, ein Bündnis mit dem Bi⸗ 
ſchofe von Hildesheim zu ſchließen. Die Vertreter der Kaufleute, 
der Meinheit und der Amter nahmen alsdann Rückſprache mit 
ihren Körperſchaften, erklärten darauf, ſie hätten Vollmacht und 
ſtimmten bem Bündniſſe zu. 

Gegenüber den Fährlichkeiten, denen der Bürger in un⸗ 
ruhigen Zeiten im Lande rings umher ausgeſetzt war, konnte 
er innerhalb ſeiner Stadt das Gefühl haben, gleichſam in 
einen Hafen zurückgekehrt zu ſein, der ihm Schutz und Sicherheit 
gewährte. Er wird ſich auch bewußt geweſen ſein, wie unendlich 
viel er dieſem Gemeinweſen verdankte. Andererſeits mußte aber 
auch die Stadt von ihren Bürgern alles verlangen, deſſen ſie 
bedurfte, um ihre Aufgaben erfüllen zu können. 

Die Pflichten der Bürger gegenüber der Stadt 
wurden vielfach als Dingpflicht zuſammengefaßt, welcher Aus⸗ 
druck in ſpäterer Zeit aber auch eine Abgabe bezeichnen kann. 
Sie waren teils geldlicher, teils perſönlicher Art und wurden in 
der Hauptſache nach den einzelnen Häuſern geleiſtet. Von den 
ſtädtiſchen Abgaben, exactiones, contributiones et petitiones 
war der Schoß der bedeutendſte. Die perſönlichen Leiſtungen be⸗ 
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ſtanden in Wachtdienſt, ſowie nötigenfalls Wehrpflicht auf den 
ſtädtiſchen Befeſtigungswerken. Ferner gehörten dazu als Meine⸗ 
werke im beſonderen, auch als Burkore bezeichnet: Beſſerungs⸗ 
arbeiten an den Wegen, Gräben, Landwehren und Knicken; 
auch Hirtenlohn wird genannt. 

Der Bürgereid in der Faſſung, die aus dem Ende des 
Mittelalters erhalten geblieben iſt, enthielt außer der allge⸗ 
meinen Verpflichtung, dem Landesfürſten und dem Rate treu 
zu fein, noch eine beſondere Zuſage hinſichtlich der Aus jag d, 
ſowie das Verſprechen, es mit dem mälzen und brauen ſo zu 
halten, wie der Rat angeordnet habe. Etwa um dieſelbe Zeit 
wurde auch beſtimmt, daß jeder Bürger, falls in der Nacht ein 
Gerüfte entſtände, ein Licht in ſeiner Laterne anzünden und 
dieſe aus ſeinem Hauſe hängen ſolle, damit die, welche dem 
Gerüfte nacheilten, ſehen könnten. Ferner wurde für den Fall, 
daß bei Nachtzeit Feuer ausbräche, angeordnet, daß die 
Bewohner der dem Orte des Feuers nächſtgelegenen zwei Stra⸗ 
Ben dorthin eilen und löſchen, und die Bewohner der alsdann 
nächſten Straße auf den Markt kommen ſollten, um dort die 
weiteren Befehle des Rates und der Geſchworenen abzuwarten. 
Wer zum Feuer eilt, ſoll da wirklich mit zugreifen und löſchen 
und nicht dabei ſtehen, zuſehen und gaffen, und wohin der 
Bürgermeiſter oder andere Ratsmitglieder jemanden ſchicken 
oder was ſie ihm auftragen, dazu ſoll jeder bereit ſein. 

Als weitere Verpflichtungen wurden 1520 noch ge⸗ 
nannt: eine Zulage, ferner, zu den Meinwerken gehörend: aufeiſen 
der Gräben, fortſchaffen des Dreckes und fegen. In welcher Weiſe 
im einzelnen die Bürger zur Leiſtung ihrer Obliegenheiten her⸗ 
angezogen wurden, läßt ſich für uns nicht mehr feſtſtellen. Nur 
wird über die Nachtwachen berichtet, daß ſie in einer beſtimmten 
Reihenfolge nach den Häuſern geleiſtet werden mußten und vor⸗ 
her angeſagt wurden. 

Mehrfach ſchloß der Rat mit einzelnen, namentlich neu auf⸗ 
zunehmenden Bürgern Verträge ab über die Leiſtung ihrer 
Bürgerpflichten, auch über deren Ablöſung durch Zah⸗ 
lung einer Geldſumme. Freiheit vom Meinewerke wurde, wie 
Rat und Geſchworene 1507 erklärten, ausſchließlich zugebilligt: 
den beiden Bürgermeiſtern, dem Worthalter der Geſchworenen, 
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bem Großen Kämmerer, ben Burmeſtern, ſowie denjenigen, 
die vom Rate mit einer Arbeit beauftragt waren. Auch war es 
in dieſer ſpäteren Zeit in beſtimmten Fällen möglich, daß die 
einzelnen Bürger, ſtatt ſelbſt teilzunehmen, einen Vertreter 
ſchickten. 

Das Gefühl der Zuſammengehörigkeit, das 
die Bürger mit einander verband, beruhte vornehmlich auf ihrer 
gemeinſamen niederſächſiſchen Abſtammung. Im Bürgerbuche 
iſt bei vielen neu aufgenommenen Bürgern, die von auswärts 
zuzogen, der Ort ihrer Herkunft angegeben. Wir erſehen daraus, 
daß die meiſten von ihnen aus den Hannover benachbarten 
Landesteilen ſtammten, insbeſondere aus dem Calenbergiſchen. 

Es ſcheint die Regel geweſen zu ſein, daß der Sohn eines 
Bürgers wieder Bürger wurde; wenigſtens werden Ausnahmen 
davon gelegentlich im Bürgerbuche beſonders hervorgehoben. 
Andererſeits ſcheint den Söhnen eines Einwohners, der kein 
Bürger war, das Bürgerrecht nicht erteilt zu ſein, wie wir 
aus einer Eintragung des Jahres 1355 entnehmen: die Söhne 
Homels ſind keine Bürger, weil er ſelbſt kein Bürger iſt. 

Zu Gunſten neuer Bürger, die ehemals Unfreie ge⸗ 
weſen waren, galt der Grundſatz: die Luft der Stadt macht 
frei. Das Kloſter Marienwerder verzichtete 1319 auf ſein Recht 
an mehreren Leuten, die damals Bürger in Hannover waren, 
früher aber in den Dörfern Stöcken, Velber, Ahlem, Seelze 
und Letter gewohnt und zum Kloſter gehört hatten. So lange 
ſie unfrei waren, konnten ſie verkauft, vertauſcht, verſchenkt oder 
aus der Unfreiheit entlaſſen werden, gehörten alſo zum Ver⸗ 
mögen ihres Herrn, ſo daß dieſer geſchädigt wurde, wenn ſie 
ſich ſeinem Machtbereiche entzogen. Es kam daher vielfach vor, 
daß er Anſprüche, die er auf ſolche Leute zu haben glaubte, 
vor Gericht geltend machte. 

Hatte ein Bürger Jahr und Tag in der Stadt gelebt, ohne 
von einem früheren Herrn zurückgefordert zu ſein, ſo nahm ihn 
der Rat nötigenfalls in Schutz. Jedoch ſuchte er ſpäteren Unan⸗ 
nehmlichkeiten gleich von vornherein vorzubeugen, indem er 
ſolchen Leuten die Aufnahme verweigerte oder wenigſtens ſehr 
vorſichtig dabei war. Nach einem Ratsbeſchluſſe von etwa 
1350 ſollten servi et litones nicht als Bürger aufgenommen 
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werden, unb es wird einer namens König aus Harenberg nam: 
haft gemacht, ein Höriger des Kloſters Marienwerder. 

Hermann von Ingeln wurde 1351 als Bürger aufgenom⸗ 
men, aber im Bürgerbuche dabei bemerkt, wenn dem Rate 
ſeinetwegen ſpäter Schwierigkeiten entſtehen würden, ſo ſollte 
er ſein Bürgergeld verloren haben und kein Bürger ſein. Bei 
der Aufnahme des Cord Heyme wurde 1360 beſchloſſen, wenn 
er als Höriger oder Late von einem ehemaligen Herrn zurüd- 
gefordert werden würde, ſo ſollte er ſich ſelbſt von dieſem frei⸗ 
kaufen oder aber aus der Stadt weichen. 

Es waren namentlich die Innungen, welche es in dieſer Hin⸗ 
ſicht ſehr genau nahmen und ſtreng darauf ſahen, daß niemand 
Zutritt zu ihnen erhielt, deſſen Abſtammung und Familien⸗ 
verhältniſſe nicht ganz einwandsfrei waren. Hierüber wurden 
in ſpäterer Zeit ſogenannte Geburtsbriefe ausgeſtellt, 
welche die Form und Geltung von Urkunden hatten. Wir er⸗ 
ſehen aus ſolchen Erklärungen zugleich, welche Vorurteile gegen⸗ 
über beſtimmten Berufsarten beſtanden. Der Rat zu Hildesheim 
beſcheinigte 1424, daß Bertold Bodeker echt und recht geboren 
ſei, keines Schäfers, Müllers, Leinewebers oder Badſtübners 
Sohn, niemandes Late oder eigen. Ahnlich lautete eine Be⸗ 
ſcheinigung desſelben Rates im Jahre 1443, wonach Heinrich 
Preine frei und von ehelicher Geburt ſei, auch keines Schäfers, 
Müllers, Zöllners, Pfeifers oder Leinewebers Sohn. Vor 
dem Rate zu Hannover beſchworen 1455 drei Leute aus Both- 
feld und Groß-Buchholz, daß der Schneider Dietrich Schele frei 
ſei und niemandes Late, auch keines Schäfers, Badſtübners, 
Müllers, Leinewebers oder Pfeifers Sohn; er ſei echt und 
recht geboren von Vater und Mutter. Dieſes ließ Schele in das 
Stadtbuch einſchreiben und daraufhin wurde ihm vom Rate 
ein Geburtsbrief ausgeſtellt. 

Die vorhandene Abneigung erſtreckte ſich auch auf die 
Wenden, da dieſe ihrer Abſtammung gemäß dem deutſchen 
Volkstume nicht angehörten und als unfrei galten. In einer 
Streitſache wegen Zugehörigkeit zum Bäckeramte entſchied der 
Rat 1504, daß die Ehefrau und Kinder des Hans Flebbe dem 
Bäckeramte nur angehören dürften, wenn Flebbe in herkömm⸗ 
licher Weiſe durch Urkunde und Siegel nachwieſe, daß ſeine Frau 
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nicht von wendiſcher Abkunft fei. Ihm felbit könne jedoch nicht 
verwehrt werden, Zeit ſeines Lebens vom Amte der Bäcker 
Gebrauch zu machen. 

Wirtſchaftliche Zuſtände. 

Die wirtſchaftliche Grundlage der ſtädtiſchen Vermögens⸗ 
verwaltung läßt ſich in Einzelheiten nicht feſtſtellen, da die vor⸗ 
liegenden Geſchichtsquellen hierfür nicht ausreichen. Um die 
Steuerkraft, wie ſie in verſchiedenen Zeiten vorhanden 
war, einſchätzen zu können, müßte man u. a. wiſſen, wie hoch 
jeweils die Zahl der Einwohner geweſen iſt. Zunächſt liegt es 
nahe, hierfür die Bürgerbücher, die ſeit 1301 erhalten ſind, 
zu Grunde zu legen. Das würde jedoch zu unrichtigen Ergeb⸗ 
niſſen führen, da in dieſen Büchern nachweislich nicht ſämtliche 
neu aufgenommenen Bürger, insbeſondere nicht die Söhne von 
Bürgern verzeichnet, naturgemäß auch die Nichtbürger unberück⸗ 
ſichtigt geblieben ſind. 

Ein anderer Weg, um zum Ziele zu gelangen, nämlich die 
Heranziehung des Hausbuches, iſt gleichfalls nur mit Vorſicht 
zu benutzen. Zwar enthält dieſes Buch von 1428 an die Angabe 
jedes damals vorhandenen und bis etwa 1530 hinzukommenden 
Hauſes mit dem Namen des jeweiligen Eigentümers, ohne daß 
ſich jedoch daraus erſehen ließe, wie viele Leute in dem Hauſe 
gewohnt haben. Man wird im allgemeinen annehmen können, 
daß in jedem Hauſe nur eine Familie gewohnt hat. Gehen wir 
von dieſer Annahme aus, io bleibt noch die Zahl ber Fa⸗ 
milien mitglieder zu berechnen. Allerdings wurden viele 
Kinder geboren, aber es ſtarben von ihnen auch viele im erſten 
Lebensalter infolge der ungünſtigen geſundheitlichen Verhält⸗ 
niſſe in der Stadt und der ungenügenden ärztlichen Fürſorge. 
Vielleicht läßt ſich annehmen, daß zu einer Familie durchſchnitt⸗ 
lich fünf Mitglieder gehört haben. Dazu kamen dann in den 
wohlhabenden Familien noch Diener bzw. Dienſtmägde, deren 
Zahl ſich freilich auch nur ſchätzungsweiſe nicht angeben läßt. 
Ferner gehörten zum Hausſtande eines Innungsmitgliedes noch 
Geſellen und Lehrlinge, und zwar nach Maßgabe der darüber 
beſtehenden Vorſchriften. 

Zu erwähnen iſt ferner, daß die Einwohnerzahl im 
Laufe der Zeit erheblichen Schwankungen dadurch ausgeſetzt 
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geweſen ijt, daß mehrfach em Teil der Bevölkerung verheeren⸗ 
den Krankheiten zum Opfer gefallen iſt. Allerdings iſt die An⸗ 
gabe ſehr übertrieben, daß die Peſt, die 1350 in Hannover 
wütete und ſechs Monate angedauert haben ſoll, dreitauſend 
Menſchen hinweggerafft hätte. Auch wurden die entſtandenen 
Lücken bald wieder dadurch ausgefüllt, daß vom Lande her eine 
vermehrte Zuwanderung in die Stadt erfolgte. 

Im 13. Jahrhundert waren die Grundſtücke in der inneren 
Stadt noch keineswegs völlig bebaut, hatten vielmehr noch ge⸗ 
nügend Raum für weitere Errichtung von Häuſern. Dieſe er⸗ 
folgte dann auch in den nächſten Jahrhunderten, ſo daß gegen 
Ende des Mittelalters etwa 1000 ſelbſtändige Wohnhäuſer bzw. 
Grundſtücke vorhanden waren. Um nun überhaupt einen Anhalt 
zu haben, ſei hier die Vermutung ausgeſprochen, daß ſeit den 
Anfängen der Stadt die Zahl ihrer Einwohner bis zum Jahre 
1300 auf etwa 2500, bis zum Jahre 1400 auf etwa 4000 und 
weiter bis zum Jahre 1530 auf etwa 6000 geſtiegen iſt. 

Es war die Aufgabe des Rates, dafür zu ſorgen, daß das 
Erwerbsleben der Einwohnerſchaft ſichergeſtellt 
wurde und blieb. Dieſem Zwecke dienten u. a. die von der Stadt⸗ 
verwaltung ſelbſt getroffenen Einrichtungen, die ſich auf die 
Geldwirtſchaft bezogen. Wenn jemand der Stadt eine Summe 
Geldes überlaſſen hatte, ſo war der Vorſteher der Kämmerei, 
und zwar ſeit deren Trennung der Kämmerer für Rente und 
Leibgeding verpflichtet, ihm die jeweils fälligen Zinſen zu zahlen. 
Die Urkunden, die ſich auf Verpfändungen von Grundſtücken der 
Bürger unter einander bezogen, bedurften der Mitwirkung des 
Rates. Auch war ſeitens der Stadtverwaltung ein Grund⸗ und 
Hypothekenbuch angelegt, aus dem die etwa vorhandene Be⸗ 
laſtung eines jeden Grundſtückes zu erſehen war. 

Gewinnbringend war vor allem der Handel, und der Rat 
war bemüht, die Stadtgemeinde ſelbſt daran teilnehmen zu 
laſſen, um der Stadtkaſſe größere Einnahmen zuführen zu kön⸗ 
nen. Wie ſchon in einer ſtädtiſchen Satzung von 1303 vorge- 
ſchrieben iſt, durften fremde Kaufleute ihre Waren nur im 
Stadtkeller niederlegen und mußten dafür eine Abgabe zahlen, 
die nach der Art der Waren abgeſtuft war. So war z. B. ge⸗ 
färbtes und langes blaues Tuch, ſowie ſolches von Doornik und 
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Poperinghe höher bewertet als anderes Tuch. Damals wurde 
auch beſtimmt, daß ein Bürger, der im Stadtkeller Wein in 
einzelnen Stübchen verkaufte, für 1/ Quart 6 Pfennig zu zahlen 
hatte, ein Fremder aber 1 ſh. Jeder Bürger oder Fremder, 
der Wein im Stadtkeller niederlegte, ihn dann aber wieder 
herausholen ließ, ſollte für ½ Faß 1 ſh., für ein ganzes 2 fb. 
an die Stadt zahlen. 

Durch eine Ratsverfügung von 1307 wurde den Bürgern 
verboten, Wein in einzelnen Stübchen zu verkaufen, bevor der 
Rat den Wert des Weines geſchätzt hatte, bei Strafe von 5 ſh. 
für jede Übertretung. Erheblich weiter ging der Rat, indem er 
1321 beſchloß, daß der Verkauf von Wein der Stadt zu⸗ 
komme, und daß er nur gegen Baarzahlung oder Pfänder ſtatt⸗ 
finden ſolle, und zwar ſeien nur der Weinſchreiber und ſein 
Knecht beauftragt, den Wein zu verwahren und zu verkaufen. 
Als der Rat ſpäter den Ausſchank des Einbecker Bieres in ſtäd⸗ 
tiſche Verwaltung genommen hatte, waren die Bürger, wie wir 
aus den Verhandlungen des Jahres 1445 erſahen, damit nicht 
zufrieden. 

Auch die Förderung des Handels, den die Bürger 
ſelbſt betrieben, hat der Rat ſich von jeher angelegen ſein laſſen 
und hierzu namentlich das gute Einvernehmen bemitzt, das 
durchweg zwiſchen ihm und den Landesfürſten beſtand. Dieſem 
Zwecke diente bereits u. a. die Stadtrechtsurkunde von 1241, 
die Privilegien der Herzöge Johann und Otto II. von 1272, 
1277 und 1282 über den Tuchhandel, das Privileg der ſäch⸗ 
ſiſchen Herzöge von 1371, ſowie mehrere andere. Wichtig waren 
in dieſer Hinſicht auch die Bündniſſe, die Hannover mit anderen 
niederſächſiſchen Städten bzw. mit den Hanſeſtädten ſchloß. 

Wie ſich aus verſchiedenen Verhandlungen und Verträgen 
ergiebt, legte man in Hannover großen Wert namentlich darauf, 
daß für den Handels verkehr mit Bremen ber Waſſer⸗ 
weg die Leine abwärts und weiter auf der Aller und Weſer in 
gutem Zuſtande und verfügbar blieb. Es konnten freilich auch 
Fälle eintreten, in welchen die Intereſſen einer Stadt mit denen 
einer anderen, ſonſt befreundeten Stadt nicht übereinſtimmten. 
Das trat gelegentlich ſelbſt zwiſchen Hannover und Hil⸗ 
desheim ein, ſo daß der Rat von Hildesheim z. B. 1450 


— 158 — 


unb 1453 darüber tlagte, daß ber Handel ber dortigen Bürger 
in Hannover durch neue Verordnungen des hieſigen Rates ge- 
hindert würde. Zugleich drohte er mit Vergeltungsmaßregeln 
und traf dieſe auch wirklich, doch einigte man ſich ſchließlich 
wieder infolge beiderſeitigen Entgegenkommens. 

Das Beſtreben, die Einheimiſchen gegenüber den Fremden 
zu begünſtigen, fand nochmals einen Ausdruck, indem 1518 Han⸗ 
nover und Hameln dem Rate zu Hildesheim ihre Märkte ab⸗ 
ſagten und ihm erklärten, ſie wollten dazu keine Fremden zu⸗ 
laſſen. Dagegen machte ſich wiederum die Gemeinſamkeit 
ber ſtädtiſchen In tereſſen geltend in einem Vertrage, 
den Herzog Erich 1525 zur Erhaltung des Friedens und zum 
Schutze des wandernden Kaufmannes mit den Städten Goslar, 
Hildesheim, Göttingen, Hannover und Einbeck ſchloß. 

Hinſichtlich der Märkte wurde 1444 feſtgeſtellt, daß 
ſtadthannoverſcher Freimarkt bisher am Tage Simonis et 
Judae, d. h. am 28. Oktober geweſen ſei, in Zukunft ſolle mur 
noch am Walpurgis⸗Tage, d. h. am 1. Mai, ſowie am nächſten 
Tage vorher und nachher Freimarkt ſein. Eben derſelbe wird 
auch als Philippi et Jacobi⸗ Markt bezeichnet, da der Tag 
dieſer Heiligen gleichfalls auf den 1. Mai fällt. Er pflegte im 
ſtädtiſchen Weinkeller gefeiert zu werden, und bei einer ſolchen 
Gelegenheit ereignete ſich 1521 der unliebſame Vorfall, daß 
Cord von Wintheim durch Franz Blome verwundet wurde. Die 
Anſetzung der Markttage iſt übrigens in der Folgezeit noch 
mehrfach geändert worden. 

Die verſchiedenen Gewerbe wurden von den Zünften 
ausgeübt, denen der zahlreichſte Beſtandteil der Bürgerſchaft 
angehörte. Der Trieb nach Zuſammenſchluß auf genoſſenſchaft— 
licher Grundlage, der tief im deutſchen Weſen begründet iſt, hat 
gerade das Zunftweſen in beſonders ſegensreicher Weiſe ausge⸗ 
ſtaltet. Durch engen Anſchluß an Genoſſen, die das gleiche Hand— 
werk ausübten, erhielt der Einzelne einen Rückhalt und war 3u- 
gleich andauernd einer gewiſſen Beaufſichtigung ausgeſetzt, die 
ihn nötigte, innerhalb der vorgeſchriebenen Bahnen zu bleiben. 
Das hat ſich auch auf wirtſchaftlichem Gebiete bewährt, indem 
die Zunftmitglieder durch Arbeitſamkeit und verſtändige Lebens— 
haltung durchweg zu einer geſicherten Stellung gelangt ſind. 
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Die Beſchäftigung mit ber Landwirtſchaft hat gleid- 
falls, aud) nadjbem Hannover längjt eine Stadt geworden war, 
noch immer einen Teil ber Bevölkerung in größerem oder ge- 
ringerem Maße in Anſpruch genommen. Eine Anzahl von Fa⸗ 
milien, die in der nächſten Umgegend Hannovers, großenteils als 
Lehnsbeſitz, ausgedehnte Ländereien, ſowie Zehnt⸗Berechtigun⸗ 
gen beſaßen, war durch ihr Anſehen und ihre Wohlhabenheit in 
den Stand geſetzt, im Rate der Stadt einen beſtimmenden Ein⸗ 
fluß auszuüben. Die Menge des verfügbaren Getreides ermög⸗ 
lichte es ihnen, einen einträglichen Kornhandel zu betreiben, und 
ſie verbanden hiermit den Handel mit Tuch und anderen Kauf⸗ 
mannsgütern. Daneben gab es eine Anzahl von Bürgerfamilien, 
die durch Bewirtſchaftung gepachteten Gartenlandes gleichfalls 
in Beziehungen zur Landwirtſchaft blieben. 

Die Viehzucht bildete nach wie vor einen weſentlichen 
Belang in der Hauswirtſchaft der Bürgerfamilien. Wie ſehr 
hierdurch zugleich das Straßenbild beeinflußt wurde, iſt bereits 
erwähnt worden. Ein Ratsbeſchluß von 1368 beſagte hierüber: 
„Kein Bürger ſoll, bei 1 P. Strafe, einen beſonderen Hirten 
halten, vielmehr ſoll der Stadthirte ſämtliches Vieh treiben“. 
Sodann beſchloſſen Rat und Geſchworene 1432: „Der Hausherr 
darf 6 Kühe treiben, die Budenbeſitzer oder Häusler, die ihren 
ſtädtiſchen Verpflichtungen nachkommen, je 2 Kühe, die ihr eigen 
ſind, und mehr nicht, und zwar zwiſchen Walpurgistag und 
Michaelis. Außerhalb des Leintores mag jeder treiben, wie viele 
er will. Wer aber hiervon Gebrauch macht, der ſoll keine Trift 
außerhalb der anderen beiden Tore haben, bei Strafe von 1 Mk. 
für jede Kuh, fo oft er ſich hiergegen vergeht“. Die Kuhhirten, 
Schäfer und Schweinehirten wurden von der Stadt angeſtellt, 
und dieſe mußte auch, wie in einem Falle 1507 berichtet wird, 
eine Entſchädigung für Unheil bezahlen, das der Stadtbulle an— 
gerichtet hatte. 

Die Befugnis, Holz aus der Eilenriede holen zu 
dürfen, gehörte zu den Rechten der Bürger, wurde aber durch 
Verfügungen des Rates geregelt. Ein Beſchluß vom Jahre 1396 
lautete: „Wenn der ſitzende Rat erlaubt, Holz aus der Stadt 
Landwehr zu holen, ſo ſoll er allein hierzu befugt ſein und 
braucht mit dem alten Rate nicht zu ſprechen“. 
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Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe äußerten fid) auch in der 
Wohnart der Einwohner. Bei den Giebelhäuſern war 
es leicht, am oberſten Geſchoſſe eine Winde anzubringen, durch 
welche die Vorräte, insbeſondere Getreide, auf den Boden ge⸗ 
ſchafft werden konnten, um dort zu lagern. Allerdings konnte 
dieſes, wenn die Bauart des Hauſes nicht einwandsfrei war, 
bedenklich werden, wie denn 1467 ein kleines Haus in der Grutte⸗ 
meferjtrake „ſich geſackt hatte wegen der Beſchwerung durch 
Korn“, das dort auf dem Boden gelegen hatte. Vielleicht ging 
es auf eine ähnliche Urſache zurück, wenn 1497 Herbord Baven⸗ 
ſtedt haftpflichtig gemacht wurde für Schaden, der dadurch ent⸗ 
ſtanden war, daß ſein Haus „auf dem ſeines Nachbarn Hans 
Heiſeke gelegen hatte“. 

Mehr noch übte die Viehhaltung einen Einfluß auf die 
Wohnweiſe aus, indem die Schweinekoven wohl oder übel 
irgendwie untergebracht werden mußten. Wie wir uns aus den 
Verhandlungen des Jahres 1445 erinnern, hielt der Rat trotz 
des dringenden Wunſches der unbemittelten Leute an ſeinem 
Beſchluſſe feſt, daß die Koven wenigſtens unter den Fenſtern 
vor den Türen nicht wieder angebracht werden dürften. 

Da die Grundſtücke verhältnismäßig lang und ſchmal waren, 
jo waren auch die Höfe an ſich [don eng, mußten aber gleich⸗ 
wohl noch Raum hergeben, um dort Scheunen und Viehſtälle 
unterzubringen. Auch waren daſelbſt mehrfach ſogenannte Ke⸗ 
merte vorhanden, unter denen wir uns wohl maſſive, heizbare 
Baulichkeiten vorzuſtellen haben, wie ſolche als Steinkammern 
3. B. in Braunſchweig und Osnabrück bekannt ſind. Infolge 
dieſer engen Bebauung konnte es nicht ausbleiben, daß nachbar⸗ 
liche Streitigkeiten über Grenzmauern, Planken und Zäune, 
Wände, Fenſter und Lichtzufuhr, Torwege, Brummen, Tropfen: 
fall, Rennen, Waſſergang und Goſſen immer wieder vorkamen. 

Wie die Wohnungen in den Bürgerhäuſern beſchaffen 
waren, entzieht ſich unſerer Kenntnis, da keine von ihnen in 
ihrem damaligen Zuſtande erhalten geblieben iſt. Wenn 1472 
einem Ehepaare ein Keller unter einer Bude in der Juden⸗ 
ſtraße als Wohnung auf Lebenszeit angewieſen wird, ſo dürfen 
wir einen ſolchen einzelnen Fall nicht verallgemeinern und etwa 
eine Wohnungsnot annehmen, da vielleicht beſondere Gründe 
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vorgelegen haben. Im allgemeinen können wir annehmen, daß 
die Wohnungen nicht überfüllt geweſen ſind. | 

Die Ausftattung ber Zimmer iit natürlid) in ben 
verſchiedenen Zeiten ſehr von einander verſchieden geweſen, in⸗ 
dem während der hier behandelten Zeit des ſpäteren Mittel⸗ 
alters ein Fortſchritt von großer Einfachheit zu einer gewiſſen 
Behaglichkeit ſtattgefunden hat. Auch iſt jederzeit ein erheb⸗ 
licher Unterſchied vorhanden geweſen, je nach dem größeren oder 
geringeren Wohlſtande der Beſitzer. Es läßt ſich annehmen, 
daß Mitglieder des Kaufmannsſtandes auf ihren Reiſen, etwa in 
Holland oder Flandern, Einrichtungen im Wohnwbeſen antrafen, 
die ſie als Verbeſſerungen erkannten und die ſie, in die Heimat 
zurückgekehrt, in ihren Wohnungen, wie auch in den Sitzungs⸗ 
zimmern des Rathauſes anzuwenden ſuchten. 

Die Behaglichkeit der Wohnungen wurde entſchieden ver⸗ 
mehrt, falls ſich der Beſitzer entſchloß, in den Wohnzimmern 
die Wände ganz oder teilweiſe mit Holztäfelung zu verſehen. 
Ein weiterer Fortſchritt im Wohnweſen beſtand darin, 
daß ſtatt des unwirtſchaftlichen Kaminfeuers allmählich die 
Heizung durch Kachelöfen eingeführt wurde. Vielleicht läßt ſich 
als Beiſpiel hierfür die 1455 beabſichtigte Anlage einer „Dorntze“ 
anführen, eines heizbaren Zimmers in Reinckes Hauſe, „an der 
Ecke vor der Thür bei Hermanns von dem Steinhaus Thor⸗ 
wege“. Hermann erklärte ſich damit einverſtanden, daß das Ab⸗ 
zugsrohr für den Rauch durch ſeinen Torweg gehen ſollte. 

Obgleich man Glasfenſter bereits ſeit langer Zeit 
kannte und in Kirchen Gebrauch von ihnen machte, iſt man doch 
erſt verhältnismäßig ſpät dazu gelangt, ſie auch in Bürger⸗ 
häuſern an die Stelle der völlig ungenügenden Fenſterverſchlüſſe 
durch Holzläden und dergleichen zu ſetzen. Wenn es ſich auch 
zunächſt nur um kleine bleigefaßte Scheiben, ſogenannte Butzen⸗ 
ſcheiben, handelte, ſo bedeutet ihre Herſtellung doch einen er⸗ 
heblichen Fortſchritt. Glasfenſter, ſo im Gedenkbuche bezeichnet, 
hatte 1474 Hans Baxmann an feiner Kemerte anbringen laſſen. 
In der Folgezeit wird man von dieſer Errungenſchaft allge⸗ 
meiner Gebrauch gemacht haben. Als 1533 der Prieſter Joh. 
Meyermann das Haus des Pfarrers Holthuſen am Aegidien⸗ 
kirchhofe mietete, übernahm er zugleich die Verpflichtung, es „in 
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Glasfenitern zu halten“. Die Beleuchtung der Zimmer er- 
folgte im allgemeinen durch Kerzen, die auf Leuchter geſteckt 
wurden. Wenn 1454 ein Hildesheimer Bürger, namens Hart⸗ 
mann, einen Kronleuchter und zwei andere Leuchter nach Han⸗ 
nover zu liefern hatte, ſo entnehmen wir aus ſeiner Bezeich⸗ 
nung als Apengeter, daß die Sachen aus Kupfer, Bronze 
oder Meſſing waren. 

Einen Einblick in die Lebenshaltung der Bürger er⸗ 
halten wir durch die bereits erwähnten Kleiderordnungen und 
andere hierauf bezügliche Vorſchriften des Rates. Daneben laſſen 
ſich für den gleichen Zweck auch einige, mehr zufällige Erwäh⸗ 
nungen von Gebrauchsgegenſtänden verwerten, bie jid) 
in Eheverträgen, Nachlaßverzeichniſſen u. a. finden. Als ſolche 
werden z. B. 1447 erwähnt: eine ſilberne Flaſche, acht goldene 
Ringe, eine neue Spange, ein Beutel mit ſilbernen Schilden, 
Mantel und Kogel (Mütze oder Kapuze); 1452: eine ſilberne 
Kette; 1456: gefütterte Kleider. Aus dem Beſitze der Witwe 
Peters 1458: 2 Betten, 3 Kopfkiſſen, 1 Decke, 1 Matratze, 
1 Kiſte, 1 Schrank, 1 kupferner Keſſel, 2 meſſingene Keſſel, 
4 Gropen (Töpfe), 1 Tiegel, 2 Hoyken (Mäntel), 2 Röcke. 
Dietrich Blome überließ 1480 ſeiner Ehefrau: 1 Bett nach Aus⸗ 
wahl, 1 Pelzdecke, 2 Kopfkiſſen, 1 Magdbett, 1 Kiſte, 1 Lade, 
1 großes und 1 kleines Schapp, 1 großen Keſſel mit 2 Ringen 
und 1 kleinen ſchwarzen Keſſel, 1 Handbecken mit dem Bilde 
des Chriſtophorus darin, 1 zinnernes Bettbecken, 1 Stübchen⸗ 
Kanne mit Blomes( Wappen) child darauf, 2 Halbſtübchen⸗Kan⸗ 
nen, 6 Gropen, 1 Trockenfleiſch⸗Gropen, 1 Bratſpieß, 2 Tiegel, 
1½ ⸗Stübchen⸗Weinkanne mit einer Gußröhre, 1 Mörſer, 1 Kun⸗ 
thor (Schreibtiſch oder Pult), 2 Leuchter, Banklaken, Stuhl- 
kiſſen u. a. Schenkung der Witwe Pattenſen 1481: 2 Betten, 
2 lange Kopfpfühle, 1 Schapp, 1 Laden, 1 Schrein, ihren beſten 
ſchwarzen Rock u. a. Ferner werden gelegentlich erwähnt: 1511 
ein ſilberner Gürtel von 10 Loth, 1525 eine lederne Gürtel⸗ 
taſche, 1529 eine Schaube, 1531 in einem Ehevertrage die Braut⸗ 
geſchenke mit Ausnahme des beſten Paares Kleider mit dem 
Geſchmeide und der mit Perlen verzierten Binde. 

Es läßt fid) annehmen, daß in vielen Familien Wohl- 
habenheit geherrſcht hat, und daß in den meiſten anderen 
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Bürgerfamilien das Einkommen für be[djeibene Anſprüche und 
mäßigen Lebensgenuß völlig ausreichend geweſen ijt. Von dem, 
was an Geldmitteln darüber hinaus vorhanden war, erwartete 
die Kirche, daß man es zu milden Gaben an Arme, wohltätigen 
Stiftungen und letztwilligen Verfügungen für kirchliche Zwecke, 
insbeſondere für das eigene Seelenheil verwendete. Somit find 
auch die ſtattlichen Kirchen und ſonſtigen gottesdienſtlichen Ge⸗ 
bäude, die während des Mittelalters aus freiwilligen Beiträgen 
errichtet wurden, ein Anzeichen davon, daß für ſolche Zwecke 
innerhalb der Bürgerſchaft ganz erhebliche Geldmittel aufge⸗ 
bracht werden konnten. 

Es war der Natur gemäß, daß man nach getaner Arbeit 
und als Gegengewicht gegen die Verdrießlichkeiten des Erwerbs⸗ 
lebens ſich dem Vergnügen gern und in weitgehendem Maße 
hingab, zumal da eine Gelegenheit dazu weit ſeltener vorhanden 
war als jetzt. Den Mittelpunkt des geſelligen Lebens bildete der 
Feſtſaal im Rathauſe, der namentlich für die Veranſtal⸗ 
tung von Familienfeſtlichkeiten größeren Umfangs beſtimmt war. 

In dieſem ſtädtiſchen Feſtſaale wurde u. a. auch Faſt⸗ 
nacht gefeiert, wobei der Rat allem Anſcheine nach zeitweilig 
den jungen Leuten, insbeſondere den ſogenannten Schoduvelen 
(Schauteufeln) Wein zur Verfügung ſtellte. Das ſcheint aber zu 
Unzuträglichkeiten geführt zu haben; wie denn auch das Schau⸗ 
teufelskreuz in Hildesheim mit Ausſchreitungen dortiger ver⸗ 
mummter Schauteufel in Verbindung gebracht wird. Jedenfalls 
beſchloß der Rat 1432, daß den jungen Leuten zu Faſtnacht 
kein Wein aufs Rathaus geſandt werden, und daß ſie auch keine 
Kohlen mehr bekommen ſollten. 

Auf der 1389 genannten Turnierſtätte werden, in Nach— 
ahmung ritterlicher Spiele, von den wohlhabenden jungen 
Leuten Turniere veranſtaltet worden ſein. Von den ſtädtiſchen 
Schützen wurde zur Übung nach bem Papegoyen geſchoſſen, einem 
hölzernen, Papagei genannten Vogel, der auf der Stätte von 
Lauenrode ſtand. Hieran wird ſich eine Volksbeluſtigung ge— 
ſchloſſen haben, ebenſo wie an die ſpäteren Schützenfeſte der 
Bürger. Die Feſtlichkeiten, die innerhalb der einzelnen In— 
nungen gefeiert wurden, fanden jedoch in den betreffenden 
Innungshäuſern und Herbergen ſtatt. 
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In einem ber hieſigen Gaſthäuſer follte, wie 1447 ver⸗ 
einbart wurde, gegebenenfalls der Herzog ein Einlager halten. 
Auch wurde 1456 in Ausſicht genommen, daß der Stadthaupt- 
mann in einer Herberge, wo er mit ſeinen Knechten wochnen. 
könne, beköſtigt würde. Man machte damals im allgemeinen 
zwar keine hohen Anſprüche an Herbergen, doch muß wenigſtens 
die eine oder andere von ihnen in den angeführten Fällen aus⸗ 
gereicht haben. Als 1518 die Vertreter Goslars beim Lübecker 
Hanſatage auf der Reiſe ſich in Hannover aufhielten, erwuchſen 
ihnen nicht nur Unkoſten für Speiſe und Trank, ſowie Futter 
für die Pferde, zuſammen 1½ Gulden, ſondern auch für Unter⸗ 
haltung, nämlich 3 Mariengroſchen den Spielleuten, 2 Marien⸗ 
groſchen einem Narren bzw. Spaßmacher; ferner bekamen die 
Wirtin und das Geſinde 6 Mariengroſchen. 


| Die Innungen. 

Das Zuſammenleben der verſchiedenen Bevölkerungsſchich⸗ 
ten auf engem Raum machte die Einzelnen vielſeitigeren Inter⸗ 
eſſen zugänglich und erforderte größere Anſpannung ihrer Kraft 
und Einſicht, um in friedlichem Wettbewerbe vorwärts zu kom⸗ 
men. Aber eben dieſes ſchuf eine geeignete Grundlage, auf der 
ſich bald, durch die Stadtmauern geſchützt, ein Fortſchritt auf 
den verſchiedenſten Gebieten bemerkbar machte. So iſt gerade 
das ſpätere Mittelalter zu einer Blütezeit ſtädtiſcher Kultur 
geworden. 

Je größer die Bedeutung des Handels für die 
Volkswirtſchaft wurde, deſto anſehnlicher ward auch die Stel⸗ 
lung, die ſeine Vermittler, die Kaufleute, einnahmen. Allge⸗ 
mein begehrt waren die Erzeugniſſe der Weberei, und ihr Ver⸗ 
trieb verlohnte ſich ſo, daß er einen weſentlichen Teil des Han⸗ 
dels bildete. So kam es, daß die Kaufmannſchaft vorzugsweiſe 
aus den Gewandſchneidern beſtand, in deren Händen der Tuch⸗ 
handel lag. Damit verband ſich zugleich der Beſitz von Acker⸗ 
grundſtücken außerhalb der Stadt, ſowie als Folge davon die 
Möglichkeit, Kornhandel zu betreiben. So konnte ſich in ihren 
Händen leicht ein größeres Kapitalvermögen anſammeln, und 
alles dieſes wirkte zuſammen, um ihnen eine verhältnismäßig 
unabhängige Stellung innerhalb der Bürgerſchaft zu verleihen. 
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Dabei war es weſentlich, Dak bie Kaufleute infolge 
ibres Aufenthaltes in fremden Gebieten, fowte ber Überwindung 
der vielfachen Schwierigkeiten, welche die Reifen damals mit ſich 
brachten, ſich ein erhebliches Maß von Umſicht und Tatkraft an⸗ 
eigneten. Um das Jahr 1463 war z. B. Dietrich Tolner aus 
Hannover Mitglied einer Geſellſchaft zu Bergen in Norwegen. 
Aus dem Jahre 1501 erfahren wir, Dethart Lattemann ſei 
in Amſterdam bei Hans Lauenkopp geweſen, dem er Weizen ge⸗ 
ſandt habe. Von dem vereinnahmten Gelde habe Lauenkopp eine 
Anzahl Laken gekauft, die er Dethart überantwortet habe, u. a. 
21 Laken aus dem Haag und 2 aus Leyden, ſowie 3 Ellen 
feines Brüggeſches Tuch. Wie der Bürgermeiſter Hans Blome 
1502 an den Rat zu Bremen ſchrieb, hatte er ſeine Söhne 
Anton und Joſt mit Waren an Leinwand, Kupfer und Wolle, 
die ihm und Volkmar von Wintheim gehörten, nach Bremen 
geſandt. Da es ſich dabei um Eigengut handelte, ſo bat er, auf 
Grund alter Verträge zwiſchen den beiden Städten, von den 
Waren nur ſo viel an Zoll und Acciſe zu erheben, wie die Bre⸗ 
mer Bürger ſelbſt zu zahlen hatten. — Unter Berückſichtigung 
aller vorher erwähnten Umſtände werden wir es erklärlich 
finden, daß gerade die Mitglieder der Kaufmannſchaft befähigt 
waren, einen maßgebenden Einfluß auf die Verwaltung der 
Stadt auszuüben. 


Wie der Handel, ſo gelangte auch das Zunftweſen erſt 
in den letzten Jahrhunderten des Mittelalters zur Blüte. Der 
zahlreichſte Beſtandteil ber Bürgerſchaft gehörte den Zünften 
bzw. Gilden, Innungen oder Amtern an, und es war weſentlich, 
daß ſie von der Stadtobrigkeit als Genoſſenſchaften anerkannt 
wurden. Die einzelnen Seiten des Zunftweſens, ſo der Zunft⸗ 
zwang, d. h. die ausſchließliche Befugnis zur Ausübung des be⸗ 
treffenden Gewerbebetriebes, ferner das Recht, eine gewille 
Selbftverwaltung auszuüben, Morgenſprachen, d. h. Zunftver⸗ 
ſammlungen zu halten, Satzungen für den Gewerbebetrieb auf— 
zuſtellen und deren Übertretung zu beſtrafen, ſowie das Recht 
zum öffentlichen Verkauf der Handwerkserzeugniſſe gelangten 
erſt in dieſer Zeit des ſpäteren Mittelalters zu einer für uns 
erkennbaren Ausbildung. 
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Während bie Bezeichnung Innung mehr ben felbittätigen 
Zuſammenſchluß zu einer Genoſſenſchaft ausdrückt, tritt in bem 
Namen Amt mehr das Verhältnis zur Obrigkeit hervor, von 
der das Recht und der Auftrag ausging, zum Nutzen der All⸗ 
gemeinheit ein beſtimmtes Gewerbe auszuüben. Gemäß der 
Bedeutung, welche die Innungen für das ſtädtiſche Leben be⸗ 
ſaßen, widmete ihnen der Rat ſeine beſondere Fürſorge. So 
bildete bie Verfaſſung der Innungen in Hannover gewiſſer⸗ 
maßen einen Teil des Stadtrechtes, und es iſt auch eine große 
Anzahl von Feſtſetzungen auf dieſem Gebiete in das Stadt⸗ 
rechtsbuch aufgenommen. 


Das Anſehen, das die einzelnen Innungen genoſſen, ent⸗ 
ſprach im allgemeinen der Bedeutung, die ſie für die unmittel⸗ 
barſten Lebensbedürfniſſe hatten, zunächſt ſolche der Nahrung 
und Kleidung, ſodann des Hausweſens, des Verkehrs uſw. Da⸗ 
rüber läßt ſich einiges aus einer Beſtimmung entnehmen, die 
im Jahre 1366 über die Reihenfolge getroffen wurde, in 
der ſie an der Fronleichnamsprozeſſion teilnehmen ſollten. Hier⸗ 
nach kamen zuerſt die Kaufleute, dann die vier großen Amter, 
nämlich die Bäcker, Schlachter, Schuſter und Schmiede, darauf 
die übrigen Innungen, und zwar die Wollenweber, Gold⸗ 
ſchmiede, Kramer, Kürſchner, Höker, Schneider, Steinhauer, 
Müller, Olſchläger, Leineweber und Bader. Daran ſchloſſen ſich 
die Hutmacher, Hausſchlachter und Altflicker. Die Mitglieder 
einiger Berufsgemeinſchaften waren nicht in Innungen ver⸗ 
einigt, hatten aber einen vorgeſchriebenen Eid zu leiſten. Es 
waren dieſes die Garbrater, Laſtträger, Makler, Münzer und 
Kannengießer. 


Ferner gab es noch andere Erwerbsarten, unter 
deren Angehörigen keine für uns erkennbare Verbindung be- 
ſtand. Wir lernen ſie aus dem Bürgerbuche kennen, wo bei vielen 
der neuen Bürger deren Beruf angegeben iſt. Ein Teil von 
ihnen gehört den ſchon genannten Zünften an; bei einem anderen 
wird dasſelbe der Fall ſein, wenngleich der Name eine ſpeziellere 
Beſchäftigung angibt. So wird man die Meſſerſchmiede, Klein⸗ 
ſchmiede, Nadler, Harniſchmacher und Schwertfeger der großen 
Innung der Schmiede zuzuweiſen und eine hier eingetretene 
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Arbeitsteilung anzunehmen haben. Ebenſo werden bie Tuch⸗ 
ſcherer den Wollenwebern zuzurechnen ſein. Eine Innung der 
Tiſchler iſt nicht erwähnt, wohl aber kommen einzelne Bürger 
vor, deren Gewerbe die Verarbeitung von Holz war: die Bött⸗ 
cher, Kiſtenmacher, Seſſelmacher, Holzſchuhmacher, Stellmacher, 
Rademacher und Zimmerleute. Wir müſſen auch damit rechnen, 
daß manche Holz⸗ und andere Arbeit von den Bürgern ſelbſt 
ausgeführt ſein wird, ohne Hinzuziehung eines zünftigen Hand⸗ 
werkers. Außerdem werden noch Barbiere, Brauer, Glaſer, 
Maler, Fiſcher, Fuhrleute, Sattler, (Dach⸗) Decker, Seiler, 
Tapeziere, Taſchenmacher, Trippen((Pantoffel⸗) macher, Kupfer: 
ſchläger, Gropengießer und andere Namen von Gewerben 
genannt. 

Die Eigenſchaftals Amt ging mehreren der im Jahre 
1366 genannten Innungen in der Folgezeit verloren. Dann 
wurden ſeit 1440 die Bezeichnungen der damals vorhandenen 
Amter in ein ſtädtiſches Amtsbuch eingetragen und dadurch ge⸗ 
wiſſermaßen vom Rate anerkannt. Wir erſehen daraus, daß die 
eingetragenen Amter von 1440 bis zum Ende des Mittelalters 
die gleichen geblieben ſind. Es waren: die Bäcker, Schlachter, 
Schuſter, Schmiede, Wollenweber, Kürſchner, Schneider, Kramer, 
Höker, Leineweber, Goldſchmiede, Hutmacher und Olſchläger. 
Auch ſind in jedem Jahre die Namen der Werkmeiſter der 
einzelnen Amter angegeben, und zwar waren es für jedes Amt 
zwei, mit Ausnahme der drei letztgenannten, die nur je einen 
Werkmeiſter hatten. 

Als Innungsbriefe wurden Urkunden bezeichnet, wo⸗ 
rin der Rat einzelnen Zünften ihre Satzungen beſtätigte bzw. 
den Zeitumſtänden gemäß änderte oder neue Vorſchriften erließ. 
Eine derartige Urkunde wurde 1375 vom Rate für das Bäcker⸗ 
amt und in entſprechend anderer Faſſung auch für folgende 
Amter ausgeſtellt: die Knakenhowere (Knochenhauer), Scho⸗ 
werten (Schuhmacher), Smede (Schmiede), Wullenwewere, 
Goldſmede, Cramere, Corsnewerten (Kürſchner), Hokere und 
Scradere (Schneider). 

Als Werkgeld wurde eine Abgabe bezeichnet. die beim 
Eintritt in eine Innung zu zahlen war. Noch 1529 wurde von 
Rat und Geſchworenen beſchloſſen, daß die bisherigen Beſtim⸗ 
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mungen beſtehen bleiben ſollten: Wer in Hannover Amtsgenoſſe 
wird, einerlei in welchem Amte, und heiratet eine Bürgertochter 
aus demſelben Amte oder eine Witwe, die ein Mitglied des⸗ 
ſelben Amtes zum Manne gehabt hat und dieſes Amt weiter 
ausübt, der braucht nur die Hälfte des Werkgeldes zu entrichten, 
das teils an den Rat, teils an die Innung zu zahlen iit. 

Die Amter wären jedenfalls am liebſten unter ſich geblieben 
und hätten den Rat ausgeſchaltet. So erklärten ſie denn auch 
im Jahre 1453: die Amter hätten die Gewohnheit, daß ſie über 
Streit zwiſchen ihren Mitgliedern felbit richteten. 
Wäre die betreffende Zunft allein dazu nicht imſtande, ſo nähme 
ſie die anderen Amter dazu zu Hülfe. Dieſes konnte ihnen aber 
auf die Dauer nicht bewilligt werden, da eine übergeordnete 
Behörde, eben der Rat, vorhanden ſein mußte, weil nur dieſer 
eine Oberaufſicht über die Amter ausüben und zugleich die 
Intereſſen der Allgemeinheit genügend vertreten konnte. 

Streitigkeiten zwiſchen den verſchiedenen 
Innungen über die Grenzen ihrer Berufstätigkeit kamen 
ziemlich häufig vor und führten dazu, daß der Rat eine Ent⸗ 
ſcheidung traf. In einer Streitſache zwiſchen den Schlachtern 
und Schuſtern entſchied der Rat 1312 folgendermaßen: Die 
Schlachter dürfen die Felle von Tieren, die ſie an einem Tage 
ſchlachten, bis zum Mittage des folgenden Tages nur den Schu⸗ 
ſtern verkaufen. Alsdann können ſie dieſelben verkaufen, wem 
ſie wollen. Viermal im Jahre ſollen ſie jedoch an dieſe Be⸗ 
ſchränkung nicht gebunden fein. Zwiſchen den Schlachtern und 
den Juden verhandelte der Rat um 1340 und beſtimmte u. a., 
daß die Juden kein Vieh ſchlachten dürfen, außer wenn ſie ein 
bohes Feſt haben. Wird ihnen aber Vieh gegeben oder ziehen ſie 
ſelbſt Vieh, ſo dürfen ſie ſolches nach Belieben ſchlachten. 

Zwiſchen den Kaufleuten und Wollenwebern 
herrſchte mehrfach Streit, ſo daß angeregt wurde, der Rat möge 
Schiedsrichter zwiſchen beiden ſein. Da es dazu aber nicht ge⸗ 
kommen war, ſo erſchienen 1448 einige Kaufleute vor dem Rate 
und erklärten, ſie hätten ehemals den Wollenweber L. Taſchen⸗ 
meker der unbefugten Ausübung des Wandſchnittes beſchuldigt. 
Es wurde dieſerhalb zunächſt eine ſpätere Verhandlung in Aus⸗ 
ſicht genommen, ſodann im Jahre 1449 vom Rat und Ge- 
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ſchworenen bie Sache endgültig geregelt. Ebenſo entſchied, vor 
1453, ber Rat in einer Streitſache, bie zwiſchen den Kürſchnern 
unb ben Kramern wegen Handſchuhmachens beſtand. Zwiſchen 
den Wollenwebern und Leinewebern wurde 1456 eine Einigung 
in der Weiſe herbeigeführt, daß die erſteren verpflichtet wurden, 
den letzteren eine halbe Tonne Bier zu geben. 


Die Innung der Kaufleute oder Wandſchneider 
(Wand: Gewand) nahm unter den hieſigen gewerblichen Ge⸗ 
noſſenſchaften die angeſehenſte Stellung ein und erfreute ſich 
mehrfacher Vorrechte, die auf herzogliche Privilegien aus den 
Jahren 1272, 1277 und 1282 zurückzuführen ſind. Die Kauf⸗ 
manns⸗Innung als [old iit jedenfalls ſehr wohlhabend ge⸗ 
weſen, wie man aus ihren häufig wiederkehrenden Renten⸗ 
käufen ſchließen kann. Den Mittelpunkt ihrer geſchäftlichen und 
geſellſchaftlichen Tätigkeit bildete das Gewandhaus oder Kauf⸗ 
haus, woſelbſt ihre Verkaufsſtände und Verſammlungsräume 
ſich befanden. Sie hatten dafür eine jährliche Abgabe an die 
Stadt zu zahlen. 

Ihre Vorſteher, Alterleute, beſaßen in Sachen der In⸗ 
nung eine gewiſſe Gerichtsbarkeit, ſo daß geringfügige Streitig⸗ 
keiten, die zwiſchen Kaufleuten vorkamen, z. B. wörtliche Be⸗ 
leidigungen, erſt vor ſie gebracht werden mußten, bevor man 
vor dem Rate oder dem Gerichte Klage erheben durfte. Der 
Innungsdiener war ihnen unterſtellt und hatte in ſeinem Eide 
zu geloben, daß er des Kaufmanns zu Hannover treuer Knecht 
ſein wolle, ſo lange ihn die Alterleute als ſolchen haben wollten. 

Die Einſetzung neuer Alterleute, jedesmal auf ein Jahr, 
geſchah durch die bisherigen an einem beſtimmten Tage kurz vor 
Weihnachten in einer der ſogenannten Morgenſprachen. 
Wollte jemand das Amt eines Altermannes nicht annehmen, 
ſo konnte er ſich durch Zahlung von 1 P. davon löſen. Die 
Morgenſprachen waren Verſammlungen der ſelbſtändigen In⸗ 
mmgsmitglieber und fanden viermal im Jahre an beſtimmten 
Tagen ſtatt. Wer ſie ohne genügende Entſchuldigung verſäumte 
oder zu ſpät kam, wurde in Strafe genommen. Jährlich ein⸗ 
mal ſollten die Satzungen der Innung verleſen werden, auch 
wurden die Verkaufsplätze ausgeloſt. 
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Die Satzungen ber Kaufmanns⸗Innung wur⸗ 
den in das Rote Buch eingetragen, das nach der Farbe ſeines 
Ledereinbandes ſo genannt iſt, und tragen die Überſchrift: „Dit 
is der Koplude Boek to Honovere“. 1365 vereinbarte der Rat 
mit der Innung, daß keine Frau mehr zu der Verloſung der 
Verkaufsplätze zugelaſſen werden ſollte. Auch wurde auf Zu⸗ 
widerhandeln gegen die Satzungen der Innung eine Strafe 
von 1 Bremer Mark geſetzt. Ferner wurde damals beſtimmt, 
daß ein Kaufmann, der an der Verloſung nicht teilnähme und 
ſich nicht nach den Satzungen der Innung richtete, in dem Jahre 
aus der Kaufmannſchaft ausgeſchloſſen ſein ſollte. 

Der Vorkauf von Leinewand, Wolle und Wachs inner⸗ 
halb der Zingeln vor den Toren oder auf dem Wege zur 
Stadt wurde dem Kaufmann bei Strafe verboten; innerhalb 
der Stadtmauer durfte er bie genannten Waren jedoch auf- 
kaufen. Der Handel mit Tuch und Leinewand war allein den 
Kaufleuten vorbehalten. Der Vorkauf von Honig außerhalb 
der Stadt war ihnen geſtattet. Wolle durften in der Stadt nur 
die Kaufleute, Wollenweber und Hutfilter kaufen, Wachs in 
größerer Menge nur die Kaufleute, ſowie innerhalb ihrer 
Häuſer und Zelte auch die Kramer. Alle übrigen durften Wachs 
u. a. nur für ihren eigenen Gebrauch kaufen. Der Ankauf von 
Wildwerk ſtand nur den Kaufleuten, Kramern und Kürſch⸗ 
nern zu. 

Diele Vorrechte ber Kaufmanns-Innung, die 
im 14. Jahrhundert vorhanden waren, wurden von der übrigen 
Bürgerſchaft offenbar unliebſam empfunden, und man hat in 
der Folgezeit mehrfach verſucht, ſie einzuſchränken. Wenn es 
der Kaufmannſchaft gleichwohl gelang, ihre Vorzugsſtellung 
im weſentlichen beizubehalten, ſo lag dieſes vornehmlich an dem 
Einfluſſe, den ſie nach wie vor im Rate ausübte. Es iſt bezeich⸗ 
nend für die Mittel, über welche die Innung verfügte, daß der 
Rat im Jahre 1451 von ihr zwei Büchſen entlieh, im Gewichte 
von 3l, Zentner, wie ſolche zur Verteidigung der Stadtbe— 
feſtigung gebraucht wurden. 

Zuweilen mußte ſich die Kaufmannſchaft aber auch 
damit abfinden, daß das eine oder andere ihrer Vorrechte ſich 
nicht mehr aufrecht erhalten ließ. 1416 ſetzten Rat und Ge— 
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ſchworene eine neue Faſſung ber Innungsrechte feit und 
ließen ſie ins Stadtbuch ſchreiben. Hiernach ſteht der Wand- 
ſchnitt ausſchließlich der Kaufmanns⸗Innung zu, und ſie kann 
jeden, der hiergegen verſtößt, in eine Strafe von 1 Bremer 
Mark nehmen. Auch behält der Kaufmann den Kauf von 
Leinewand, doch dürfen an beſtimmten Tagen in jedem Jahre, 
aber nur an dieſen, alle Bürger und Bürgerinnen Leinewand 
kaufen und verkaufen. Weitere Beſtimmungen betreffen den 
Kauf von Leinewand zu eigenem Gebrauche, Verarbeitung von 
Leinewand, Ausſchneiden von Leinewand nach der Elle nur 
durch die Kleiderhändlerinnen, freien Einkauf außerhalb Han⸗ 
novers. Wie es ſchon früher der Fall geweſen war, ſoll der 
Kaufmann, ebenſo wie die Wollenweber und Hutfilter, aber 
niemand anders, Wolle kaufen dürfen. Alle Bürger und Bür⸗ 
gerinnen dürfen, wie auch der Kaufmann, Honig und Wachs 
kaufen und wieder verkaufen. Schließlich wird nochmals feſtge⸗ 
ſetzt, daß der Kaufmann das Tuch auf das Gewandhaus brin⸗ 
gen und den Zins an den Rat zahlen ſoll. 

Im unruhigen Jahre 1445 wurden, wie ſich erwarten ließ, 
auch die Gerechtſame des Kaufmanns angefochten. Die 
Amter und Meinheit beriefen ſich auf eine ältere Eintragung im 
Feuerherren⸗Buche, wonach jeder Bürger und Bürgerin in Han⸗ 
nover zu allen Zeiten Leinwand kaufen und verkaufen durfte. 
Aus der Kaufmannſchaft nahmen an dieſen Verhandlungen 
teil der Bürgermeiſter Dietrich von Anderten, Dietrich und Cord 
von Wintheim, Hermann von Pattenſen, Ulrich Lützeke, Jor— 
dan vom Hagen, Bernd Schele, Hans von Lünde und Albert 
Flor. Sie beriefen ſich auf die ſpätere Eintragung im Roten 
Stadtbuche, von 1416, wonach die Bürger nur an beſtimmten 
Tagen Leinwand kaufen und verkaufen durften. Das Recht 
war dabei auf ihrer Seite, da das ſpätere Geſetz das frühere 
außer Kraft ſetzt. Rat und Geſchworene gaben jedoch der 
Volksbewegung nach und ſtellten fid) auf die Seite der Amter 
und Meinheit. Damit war das Spiel für den Kaufmann 
verloren. 

Das Verhältnis der Kaufleute zu ben Wol— 
lenwebern wurde durch eine Verfügung geregelt, die 1449 
von Rat und Geſchworenen erlaſſen wurde und den Wollen— 
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webern ben Gewandſchnitt verbot, abgeſehen von grauem und 
weißem Tuche, das ſie ſelbſt herſtellten und wie bisher an drei 
Tagen um den 1. Mai verkaufen durften. Andererſeits wurde 
den Kaufleuten bei Strafe unterſagt, Tuch zu verkaufen, das 
aus minderwertiger Wolle gemacht wäre. Ferner wurde den 
Wollenwebern verboten, unter ſich Verabredungen zu treffen, 
daß ſie den Kaufleuten ihre Tücher nicht verkaufen wollten, 
und umgekehrt den Kaufleuten verboten, ſich zu verabreden, 
daß ſie den Wollenwebern ihre Tücher nicht abkaufen wollten. 


Die Rechtslage war demnach klar, und als die Wollen⸗ 
weber trotzdem wieder verſucht hatten, Tuch zu verkaufen, ent⸗ 
ſchied der Rat 1451 nochmals, er geſtehe niemand den Wand⸗ 
ſchnitt in Hannover zu als allein dem Kaufmann, nach Aus⸗ 
weis der betreffenden Urkunden. Das Beſtreben ber Kaufmann⸗ 
ſchaft, Unberechtigte fernzuhalten, konnte ſich unter Umſtänden 
auch gegen jemand richten, der eigentlich ſelbſt ihrem Kreiſe 
angehörte. So entſchied der Rat 1486 für Recht: Da Bernd 
von Wintheim Bürger zu Hamburg wäre und hätte da ge⸗ 
wohnt eine Zeitlang und ſei dort dienſtpflichtig geweſen, ſo 
dürfe er hier kein Wand ſchneiden, es geſchehe denn mit Zu⸗ 
ſtimmung des Kaufmanns. 


Aus einem Verzeichniſſe derjenigen, die im Jahre 1489 an 
der Ausloſung der Verkaufsplätze teilnahmen, erſehen wir die 
Namen der damaligen Mitglieder der Kaufmann⸗ 
ſchaf t. Es waren: Dietrich und Volkmar von Anderten, Hel⸗ 
mold Kruſel, Gerlich Lathuſen, Hans Meyer, Bernd Rode⸗ 
wald, Jürgen vom Sode, Dietrich und Cord Steinhauſen, Cord 
und Bernd Türke, Marcus und Hermam Varenwald, Hermann 
Wedekind, Dietrich, Johann, Hans, Heinrich und Bernd von 
Wintheim. 

Die Kaufmannſchaft war bemüht, ein Bannrecht für 
den Tuchverkauf auch außerhalb Hannovers zu erreichen. Sie 
hatte damit Erfolg, indem Herzog Erich ihr 1523 ein Privileg 
erteilte, daß niemand fernerhin Wand verkaufen, ſchneiden 
oder ausmeſſen ſoll, näher an Hannover als eine halbe Meile 
außerhalb der Stadt, ber nicht die Raufmanns-rmung in Han- 
nover hat, ausgenommen allein den üblichen Freimarkt. 
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In einem Privileg des Rates von 1524 erklärte 
dieſer, er habe ſich mit Zuſtimmung der Geſchworenen und 
im Einverſtändnis mit den Alterleuten der Meinheit und den 
Werkmeiſtern alt und neu aller Amter und Gilde mit den Alter⸗ 
leuten und der ganzen Innung des Kaufmanns und der Wand⸗ 
ſchneider zu einer ewigen Vereinbarung, jedoch den vom Rate 
und den Herzögen Johann und Otto erhaltenen Privilegien 
nicht zum Nachteile, freundlich vereinigt, daß hinfort kein Bür⸗ 
ger und Einwohner zu Hannover, auch kein fremder Gaſt hier 
auf dem Markte, weder innerhalb noch außerhalb der Stadt⸗ 
mauern noch vor den Thoren, ausgenommen im freien Markte, 
nämlich am nächſten Montag, Dienstag und Mittwoch nach dem 
Tage Philippi et Jacobi (1. Mai), Tuch ſchneiden und ver⸗ 
kaufen darf, ſondern er ſoll dieſes dem Kaufmann und denen, 
welche die Innung des Wandſchnittes haben, überlaſſen. 
Andererſeits haben die Kaufleute auf den Wunſch des Rates 
und der Geſchworenen geſtattet, daß die Bürger und Einwohner 
zu Hannover, aber ſonſt niemand, hinfort jährlich im Simonis 
et Jude: Markte (28. Oktober) zwei Tage, aber nicht länger, 
hier auf dem Markte oder auf dem Fiſchmarkte mit allerlei 
Tuch, ausgenommen engliſches, holländiſches, brabantiſches, 
flandriſches und franzöſiſches, ausſtehen und es im Ganzen 
oder mit der Elle ausgemeſſen in einzelnen Stücken verkaufen. 
Ubertreter dieſes Vertrages darf der Kaufmann beſchuldigen 
und gegebenenfalls beſtrafen. 


Als Amter bezeichnen wir den weitaus größeren Teil 
der Innungen, nämlich ſämtliche von ihnen mit Ausnahme der 
Kaufmanns⸗Innung. Der Ausdruck Zunft, der urſprünglich vor⸗ 
wiegend in Süddeutſchland angewandt wurde, entſpricht der in 
Hannover üblichen Bezeichnung Amt; auch der Name Gilde wird 
zuweilen in Beziehung hierauf gebraucht. Zu den Amtern ge⸗ 
hörten nicht nur die verſchiedenen Genoſſenſchaften der Hand⸗ 
werker, ſondern auch die Kramer und Höker, die wir ihrer 
Beſchäftigung nach eigentlich zu den Kaufleuten rechnen würden. 

Durch ihre Vorſteher, die vom Rate bei wichtigen Ent⸗ 
ſcheidungen befragt wurden, übten die Amter einen erheblichen 
Einfluß auf die ſtädtiſchen Angelegenheiten aus. Als Rat und 
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Geſchworene 1492 ein Bündnis mit dem Biſchofe von Hildes- 
heim ſchloſſen, äußerten ſich neben den Vertretern der Kaufleute 
und der Meinheit auch die der Amter zuſtimmend und erklärten, 
ſie hätten Vollmacht von ihren Amtsgenoſſen. Ein Beſchluß, 
den Rat und Geſchworene 1519 über Brauen und Maken faß⸗ 
ten, erfolgte mit Zuſtimmung der Alterleute des Kaufmanns 
und der Meinheit, ſowie der alten und neuen Alterleute und 
Werkmeiſter der Amter. 

Eine Vermittlung zwiſchen Stadtverwaltung und 
Amtern beſtand ſchon darin, daß eine Anzahl von Amts⸗ 
genoſſen zugleich Mitglieder des Rates oder der Geſchworenen 
waren. Dieſe teilten 1514 dem Rate mit, ſie hätten folgende 
Gewohnheit: Wenn einer ihrer Werkbrüder ſich um die Auf⸗ 
nahme in ein anderes Amt bewürbe, ſo ſei er damit ſeines bis⸗ 
herigen Amtes verluſtig. Diejenigen Ratsperſonen, welche Mit⸗ 
glieder des Schmiedeamtes waren, ließen dieſes zum Gedächtnis 
in das Rats⸗Gedenkbuch eintragen. Unter dieſen Umſtänden 
konnten dem Rate die Verhältniſſe in den einzelnen Innungen 
genau bekannt und er daher in der Lage ſein, auf deren 
Satzungen, Wahlen von Vorſtehern und Aufnahme neuer Mit⸗ 
glieder einen maßgebenden Einfluß auszuüben. 

Auf eine Anfrage der Amter antworteten 1450 Rat und 
Geſchworene: Haben bie Amter vor dem Rate etwas zu be- 
treiben, das ſie ſämtlich angeht, ſo dürfen ſie das gemeinſam 
vor dem Rate vorbringen. Wenn es aber ein Amt beſonders be- 
trifft, ſo ſollen das diejenigen beim Rate ausrichten, die wegen 
der Amter daſelbſt Mitglieder ſind. Wenn aber ſämtliche Ge— 
noſſen des Betreffenden vor den Rat kommen wollen, ihre 
Sache zu betreiben, ſo mögen ſie das thun. 

Zu den vier großen Amtern gehörten zunächſt zwei, 
deren Beruf es war, die wichtigſten Lebensmittel, Brot und 
Fleiſch, zu beſchaffen. An erſter Stelle werden 1366 die Bäcker 
genannt. Schon in früherer Zeit hatten ſie ſich an die Amts— 
genoſſen in Braunſchweig, Hildesheim, Hameln und Minden 
gewandt und um Auskunft erſucht, wie es dort mit einem be— 
ſtimmten Teile der inneren Mühleneinrichtung gehalten werde. 
Eine weitere Anfrage betraf das Verhalten der Bäckergehülfen. 
Darauf antworteten die Bäckermeiſter zu Braunſchweig „ven 
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wiſen Luden ben Meſteren vam Backwerke unde den Bekkeren 
gemeyne to Honovere“: Wenn [old Gehülfen den hanno⸗ 
verſchen Bäckern Schaden thun, ſo ſollen ſie, ſofern es mitgeteilt 
wird, auch in Braunſchweig nicht in Backhäuſern oder Mühlen 
gehalten werden. Eine gleiche Vereinbarung beſtehe mit den 
Bäckern von Hildesheim, Goslar und Helmſtedt. Die Bäcker der 
Stadt Hildesheim ſchrieben u. a.: Wenn ein Bäckergehülfe dabei 
ertappt wird, daß er Kleie oder anderes Gut feines Herrn ent⸗ 
wendet, in der Mühle oder anderswo, der ſoll in ihrem Amte 
nicht mehr dienen. Die erhaltenen Antworten ſchienen dem Rate 
wichtig genug zu ſein, mit in die Beſtimmungen des Stadtrechts 
aufgenommen zu werden. 

Das Buch des Bäckeramtes, Satzungen ſeit dem 
Jahre 1481 enthaltend, beginnt mit einer Feſtſetzung über 
Klagen, die vor den Morgenſprachen vorgebracht werden konn⸗ 
ten, worüber „de Meſtere van dem Backammechte to Honovere 
unde dat ganze Ammecht darſulveſt“ emen Beſchluß gefaßt haben. 
Weiter folgen u. a. Beſtimmungen über einwandsfreie Abſtam⸗ 
mung derjenigen, die in das Amt aufgenommen werden wollen, 
über Gebühren und Gebräuche bei der Aufnahme in das Amt 
und anderen Gelegenheiten, Wahl zu Alterleuten, Gerichtsbar⸗ 
keit der Amtsmeiſter, Amtslade, Auslage von Brot im Sdau- 
ſenſter, Beſchlagnahme minderwertigen Brotes, Unterſtützung bei 
Krankheit, Begräbnis auf Koſten der Seelgeräth⸗Stiftung, die 
angeblich bei einem großen Sterben im Jahre 1320 begründet 
ſein ſoll. 

Die Oberaufſicht, die der Rat im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe ausübte, zeigte ſich in mehrfachen Verfügungen, z. B. im 
Jahre 1441 und 1455, durch welche für das Backen zu kleiner 
Brote Strafen feſtgeſetzt wurden. Damit das einheimiſche 
Korn möglichſt zum Nutzen der nächſten Landsleute verwandt 
werde, beſtimmte der Rat 1446: Die Bäcker ſollen wöchentlich 
nicht mehr Brot ausführen, als jeder für 6 ſh. Wie viel Korn 
ſie jedoch außerhalb Landes auf ihre Koſten und Gefahr holen 
oder holen laſſen, das mögen ſie brauchen zum Backen und zur 
Ausfuhr. Auf dem Wege außerhalb Hannovers ſollen ſie kein 
Korn kaufen, mit dem man zum Markte wollte, ſondern ſolches 
Korn zum Markte kommen laſſen. Und was von Korn ſo auf 
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bem Markte zum Verkauf kommt, davon follen bie Bader 
nicht mehr zum Zwecke der Ausfuhr verbacken, als in der 
erſten Beſtimmung angegeben iſt. Auch ſollen die Bäcker dem 
nichts zugeben, wer Brot bei ihnen kauft, bei Strafe 
1 Bremer Mark. 

Die Bäcker achteten ſchon von ſelbſt darauf, daß niemand 
ihre Satzungen übertrat und dadurch das Amt ſchädigte. 1461 
beſchuldigten ſie den Dangmer, Langbrot gebacken zu haben, was 
wider ihr Amt ſei. Dangmer verſprach darauf, ſich nach den 
Vorſchriften des Amtes zu richten. 1464 beſchuldigten die 
Werkmeiſter der Bäder vor dem Rate ben R. Wiken⸗ 
berg, er habe Semmel in ſein Fenſter gelegt, ihrem Werke zum 
Nachteile. Der Rat entſchied zunächſt, Wikenberg fei verpflichtet, 
auf dieſe Klage zu antworten. 1474 nahm der Rat den Ludeke 
Herſtol in Strafe von 3 P., weil er das Roggenbrot zu klein 
gebacken hatte. Über die Obliegenheiten der Haus bäcker, 
damals Innebäcker genannt, ſchloß der Rat 1397 und 1449 
Verträge mit dem Bäckeramte, erließ auch 1527 eine Verfügung 
über das Backen von flachen Kuchen, Langbrot, Semmeln, 
Schönroggen⸗ Brot und Wecken. 

Der Brotſcharren, beim Hokenmarkte, nach der Seil⸗ 
winderſtraße hin gelegen, war ein ſtädtiſches Gebäude, das dem 
Bäckeramte als Verkaufsſtätte diente. Davon mußte eine jähr⸗ 
liche Rente an den Rat gezahlt werden, die nach einer Feſtſetzung 
vom Jahre 1388 als Standgeld von den Bäckern einzuziehen 
war. 1477 ließ der Rat dort Fenſter anbringen und die Tür 
ſchloßfeſt machen, ſchließlich aber 1509 ein neues Gebäude er⸗ 
richten. Eine völlige Neuordnung dieſes Mietsverhältniſſes er⸗ 
folgte durch einen Vertrag vom Jahre 1518. Hiernach verpflich⸗ 
tete fid) der Rat, den Brotſcharren in Bau und Behlerung zu 
halten. Das Bäckeramt übernahm es, darauf zu achten, daß 
Fenſter und Türen abends geſchloſſen würden. Der Rat behielt 
ſich die Wohnung über und die Bude neben dem Scharren, wo⸗ 
rin damals der Garbrater wohnte, für alle Zukunft vor. 
Auch ſollte das Amt dafür ſorgen, daß es im Scharren nie an 
Roggen⸗ und Weizenbrot mangelte. 

Die Knochenhauer, Schlachter bzw. Fleiſcher haben 
von jeher eins der wichtigſten Amter gebildet. Mehrfach ergaben 
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ſich Grenzſtreitigkeiten zwiſchen ihnen und anderen Innungen 
über die beiderſeitigen Berufsbefugniſſe, ſo mit den Schuh⸗ 
machern und den Garbratern. In ſolchen Fällen hatte der Rat 
eine Entſcheidung zu treffen. Er konnte auch von ſich aus Ver⸗ 
fügungen über Amtsſachen erlaſſen und beſtimmte z. B. 1312: 
Wenn ein Schlachter ſich darin vergeht, daß er faules Fleiſch 
verkauft, das man „ungiftich“ (d. h. was nicht gegeben werden 
darf) nennt, ſo hat er zunächſt 2 Mark Bremer Silber an die 
Stadt zu zahlen und muß ferner ein halbes Jahr außerhalb der 
Stadt bleiben. Statt deſſen kann er, wenn er das vorzieht, 
weitere 2 Mark zahlen. Er hat dann als Buße noch den Betrag 
der Aufnahmegebühr an die Schlachter zu zahlen. 


Die Verleihung des Amtes an neu eintretende Mit⸗ 
glieder geſchah durch den Rat, und jene hatten alsdann das 
Werkgeld zu entrichten. Nach einem Ratsbeſchluſſe von 1371 
hatten der Rat und die Schlachter je 3 Garbrater einzuſetzen, 
und zwar ſollte es den Schlachtern freiſtehen, ob ſie die drei 
aus ihrem Amte nehmen wollten oder nicht. Wegen der Ein⸗ 
ſetzung eines Garbraters durch den Rat kam es jedoch 1514 
zwiſchen dieſem und den Schlachtern zu einem Streite. Bezeich⸗ 
nend für die Stellung des Rates zu den Amtern iſt es auch, daß 
er 1412 den Knochenhauern verbot, zum Zwecke des Viehein⸗ 
kaufes und Fleiſchverkaufes ſich zu Geſellſchaften zu vereinigen. 
Nur wenn einer ein Rind ſchlachtet, das er für mehr als 1 P. 
gekauft hat, ſo mag er ſich für dieſen Kauf mit einem anderen 
Amtsgenoſſen zuſammenthun. Auch behält der Rat ſich vor, die 
Erlaubnis zur Geſchäftsverbindung mit einem anderen zu er⸗ 
teilen, falls jemand wegen Alters oder Krankheit das Amt 
nicht mehr allein ausüben kann. 


Hier mag noch der ſogenannte Beilſchilling erwähnt werden, 
eine Abgabe, welche die Knochenhauer ehemals an den Herzog 
zu leiſten hatten. Später hatten die v. Alten ſie als Lehn vom 
Herzoge in Beſitz, bis ſie 1393 durch die Werkmeiſter der In⸗ 
nung angekauft und ſomit abgelöſt wurde. Mit der Familie 
Limburg war das Knochenhaueramt lange Zeit hindurch in 
Streit wegen Verleihung des Altars Petri et Pauli in der 
Marktkirche. 

12 
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Das Fleiſchhaus, aud) Koldunenborg genannt, lag an 
der Ecke der Köbelinger⸗ und Dammſtraße, und war als ſtäd⸗ 
tiſches Gebäude von der Stadt in Bau und Beſſerung zu halten. 
Als Abgabe von den Verkaufsſtänden hatten, wie 1403 er⸗ 
wähnt wird, die Knochenhauer Stedepenninge zu entrichten, 
ſpäter zahlten ihre Werkmeiſter zu Oſtern und Michaelis je 4 P. 
Zins und erhielten dann jedesmal 1 ſh. to Dranckgelde. Im 
unruhigen Jahre 1445 beſchwerten ſich die Knochenhauer, der 
Rat habe im Fleiſchhauſe eine Kammer ihnen zu nahe bauen 
laſſen; es fet zu eng hinter der Bank, und ihr Fleiſch werde. 
ihnen von oben her beſtäubt. Der Rat entgegnete, er habe die 
Kammer zum Behufe der Stadt bauen laſſen; ſie tue ihnen 
keinen Schaden und ſie hätten Raum genug im Fleiſchhauſe. 
Jedoch ſtellte er Abhilfe in Ausſicht, wenn man ihm in anderer 
Hinfiht entgegen käme. Wie etwa dieſe kleinlichen Streitig⸗ 
keiten beigelegt ſind, entzieht ſich unſerer Kenntnis. 

Die Schuhmacher, unter den großen Amtern an dritter 
Stelle genannt, ſcheinen nach den erhaltenen Nachrichten über 
Rentenkäufe verhältnismäßig wohlhabend geweſen zu ſein, und 
auch ihr Amt als ſolches verfügte über ein namhaftes Ver⸗ 
mögen. 1508 wird Lambert Sothmann als Geſchworener von 
des Schuhmacher⸗Amtes wegen erwähnt, ferner zwei Werk⸗ 
meiſter, zwei geſchworene Alterleute und das ganze Amt der 
Schuhmacher. Es handelte ſich damals um eine Rente an das 
Barfüßerkloſter für Veranſtaltung von kirchlichen Feiern zu 
Gunſten des Schuhmacheramtes. Schon früher hatte das Amt 
eine beſondere Commende in der Kreuzkirche geſtiftet. 

Als ihre Verſammlungen werden 1512 in amtlicher 
Hinſicht die Morgenſprachen genannt, in geſelliger Beziehung 
ihre Hoegen und Selſchuppen, in kirchlicher Hinſicht zum Zwecke 
des Seelgerätes ihre Broderſchuppen. Wegen Abgrenzung der 
Berufstätigkeit ergaben ſich zuweilen Zwiſtigkeiten mit anderen 
Amtern, von denen die mit den Schlachtern wegen des 3Ber- 
kaufs von Fellen bereits erwähnt ſind. Zwiſchen ihnen und den 
Kramern entſchied der Rat 1466 in einer Streitfrage, betreffend 
den Kauf und Verkauf von Fellen. 

Der Schuhhof, dem Schuhmacheramte bis 1565 ge- 
hörend, lag auf der Köbelingerſtraße, neben dem Rathauſe, und 
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es mußte davon an den Rat eine jährliche Rente von 10 P. 
gezahlt werden. Dafür, daß ſie dieſen Zins brachten, erhielten 
die Werkmeiſter und Alterleute aus der Stadtkaſſe 4 ſh. Trink⸗ 
geld. Es gab ferner, außerhalb des inneren Leintors, noch einen 
Gehrhof mit einem Gehrhauſe darauf. Der Rat ließ letzteres 
im Jahre 1512 zu Behuf der Stadt abbrechen und überließ 
als Entſchädigung dafür dem Amte eine Stätte am Kloſter⸗ 
gange für ein neues Gehrhaus, das der Rat den Schuſtern 
wieder machen laſſen wollte. Wenn das Haus fertig ſein würde, 
ſollte das Schuhmacheramt es in Bau und Beſſerung halten. 

Das Schmiede amt in Hannover war urſprünglich weit 
umfangreicher als ſpäter, da in dem erwähnten Verzeichniſſe 
von 1366 außer ihm nur noch die Goldſchmiede als Bearbeiter 
von Metallen genannt werden. Demnach haben zu ihm nicht 
nur die Schloſſer und andere Verfertiger von Eiſenwaren ge⸗ 
hört, ſondern auch ſolche Handwerker, denen die Bearbeitung 
von Kupfer, Bronze, Meſſing und Zinn zukam. Als Handwerks⸗ 
gerät der Schmiede wurden 1489 bezeichnet: ein Amboß, Häm⸗ 
mer, Zangen und Bälge. Als 1462 die Schmiede Hans Ebe⸗ 
ling und ſein Sohn Cord 10 P. entliehen hatten, wurde ver⸗ 
einbart, daß die Gläubiger, falls jene den Betrag nicht zurück⸗ 
zahlten, den Amboß beſchlagnahmen dürften. 

Vor der Aufnahme ins Amt verlangten die Vor⸗ 
ſteher von dem Aufzunehmenden nötigenfalls die Einreichung 
von Schriftſtücken, aus denen ſie entnehmen konnten, ob jener 
ihren Anforderungen genügte. Auch mußte die Unbeſcholtenheit 
ihrer Amtsgenoſſen dauernd vorhanden ſein; ſo verlangten ſie 
1464, daß der junge Poſt ſich erſt von dem Vorwurfe begange- 
ner Untat reinige, bevor er das Amt wieder ausüben könne. 

Der Nat ſcheint jedoch gelegentlich Veranlaſſung gehabt zu 
haben, mit dem Verhalten einiger Amtsgenoſſen nicht zufrieden 
zu ſein; wenigſtens ermahnte er 1502 die Schmiede, ſie ſollten ihre 
Morgenſprachen in herkömmlicher und angemeſſener Weiſe hal⸗ 
ten, auch die ihrer Innung angehörenden Ratsherren, ſowie ihre 
Werkmeiſter und Alterleute achten und ſie nicht mit Worten oder 
Werken überfallen. Die Entſcheidung in Streitſachen gehöre 
vor das Amt oder den Rat. Als 1528 Meiſter Buchholz' 
Söhne beim Tanze in einer geſelligen Vereinigung (Selſchopp 
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unb Hoege) ber Schmiede jid) nicht nach alter Gewohnheit und 
Sitte ihres Amtes benommen hatten, wurde ſolches ſehr unlieb- 
ſam vermerkt, und die jungen Leute dazu verurteilt, Strafgeld 
an ihr Amt zu zahlen. Bereits 1518 hatten Rat und Geſchworene 
den Schmieden unterſagt, ihre Anſprüche an das übliche Gaſt⸗ 
mahl, das die neu Aufgenommenen ihnen zu geben hatten, 
gegen früher noch zu ſteigern, bei Strafe von 20 Bremer Mark. 

Damals beſtand, wie wir aus derſelben Eintragung im Ge⸗ 
denkbuche entnehmen können, innerhalb des Schmiedeamtes eine 
Einkaufsgenoſſenſchaft für Eiſen, und wer von den 
Werkbrüdern an den fid) daraus ergebenden Vorteilen teilnehmen 
wollte, hatte 10 P. einzuzahlen. In einer Streitſache des Amtes 
gegen ſein bisheriges Mitglied Heinrich Keyſer entſchied der 
Rat 1514: habe dieſer ſich um Aufnahme in eine andere Zunft 
beworben, ſo ſei er des Schmiedeamtes verluſtig. Aus einer 
Nachricht aus dem Jahre 1518, worin es heißt: „etliche aus dem 
Amte der Schmiede“, worauf 23 Namen genannt werden, er⸗ 
ſehen wir, daß damals mindeſtens 23 Mitglieder vorhanden ge- 
weſen ſind. 

Die Ausübung des Schmiedehandwerkes wurde 
in der Nachbarſchaft nicht immer als angenehm empfunden, 
„weil ſtets ſie mit Geräuſch verbunden“. Rat und Geſchworene 
beſtimmten daher 1459: die Schmiede mögen an denjenigen 
Stellen wohnen, wo ſie derzeit bereits wohnen und an keinen 
anderen. Jedoch in der Schmiedeſtraße mögen die Schmiede in 
Zukunft wohnen und Hauſung haben von der Ecke des Hauſes 
gegenüber Strokorfs Haufe an (jetzt Schmiedeſtraße 42), auf 
derſelben Seite bis an das Steinhaus (jetzt Steinthorſtraße 13) 
vor dem Steinthore, unter der Bedingung, daß die Nachbarn, 
die an beiden Seiten des Schmiedehauſes angeſeſſen ſind, da— 
mit einverſtanden Jind, und daß man keine Notſtälle zum Be: 
ſchlagen der Pferde auf den Straßen vor den Türen einrichte 
und habe. 

Das Abſatzgebiet für Schmiedearbeit wurde 
allmählich günſtiger geſtaltet. Noch 1378 erklärte der Rat, es 
ſei alte Gewohnheit und Recht der Stadt, daß fremde Gäſte 
hier allerlei Schmiedewerk feil bringen und verkaufen dürfen, 
wann ſie wollen. Das empfanden die Schmiede natürlich als un— 


lauteren Wettbewerb und werden den Rat um Abhülfe ge- 
beten haben. Jedenfalls faßten der alte und neue Nat und die 
40 Geſchworenen 1398 den Beſchluß, die Schmiede zu fördern 
und ihnen folgende Vergünſtigung zu gewähren: „Kein Schmied, 
ber bis zu drei Meilen Entfernung von Hannover anfällig üt, 
darf in Hannover Schmiedewerk verkaufen, außer zu vier 
Zeiten, nämlich am Sonntag Cantate, Jakobstag (25. Juli), 
Aegidientag (1. September) und Simons⸗ und Judae⸗Tag 
(28. Oktober), jedesmal den betreffenden Tag ſelbſt und den 
Tag darnach gerechnet, und ferner zu Walpurgis⸗Tag (1. Mai), 
ſo lange es hier frei iſt, und zu keinen anderen als den genannten 
Zeiten. Auch mag man hier Spezerei (kleine Krämer⸗Waren) 
feil haben, wenn die hierher gebracht wird, während der Zeit, 
daß man hier damit auszuſtehen pflegt“. Dieſe Vergünſtigung 
wurde 1415 noch erweitert, indem die genannte Beſtimmung 
auch auf diejenigen fremden Schmiede ausgedehnt wurde, die 
weiter entfernt von Hannover wohnten als drei Meilen. Hin⸗ 
zugefügt wurde noch: „Auch darf man hier Keſſel zu allen 
Zeiten verkaufen“. 

Wegen der Haltung von Gehülfen entſtand 1476 
innerhalb des Amtes eine Meinungsverſchiedenheit, über deren 
Schlichtung in bas Nats⸗Gedenkbuch eingetragen wurde: „Der 
Rat entſchied in Freundſchaft zwiſchen der Geſamtheit der 
Schmiede, den Meſſerſchmieden, Kleinſchmieden und den Gropen⸗ 
getern wegen der Haltung von Knechten, daß jeder Werkgenoſſe 
ihres genannten Amtes drei Knechte und einen Lehrjungen 
halten möge oder vier Knechte ohne den Jungen. Und wenn 
ein Werkgenoſſe nach Bedarf ſeiner Arbeit mehr Knechte halten 
will, als die genannte Zahl angibt, ſo ſoll er für jeden, der dieſe 
Zahl überſchreitet, in dem betreffenden Jahre 1 P. lüb. dem 
Amte zu gute zahlen. Das Amt hat beantragt, dieſe Entſchei⸗ 
dung gegen die Gebühr einzutragen“. 

Eine weitgehende Arbeitsteilung war gerade in der 
Metallbearbeitung eingetreten, doch werden dieſe Verfertiger be⸗ 
ſonderer Einzelheiten, wie die oben genannten Meſſerſchmiede 
u. a., zunächſt noch in dem großen Schmiedeamte verblieben ſein, 
ſo lange von ihnen nicht genug vorhanden waren, um für ſich 
eine Genoſſenſchaft bilden zu können. Wie es ſcheint, iſt hier 
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zur Zeit immer nur ein Schwertfeger vorhanden geweſen. 
Als ſolcher wird 1470 Meſter Clawes erwähnt, 1472 der 
Schwertfeger Jordan von den Schmieden zugelaſſen. Rat und 
Geſchworene nahmen 1498 den Hans Kuthmann auf ein Jahr 
als Schwertfeger an, ſo daß er hier ſein Amt allein ausüben 
ſollte. Als Harniſchmacher wurde Wilh. Sluſe 1496 vom 
Rate angeſtellt, ebenſo 1519 Meiſter Hans, als Platenſleger 
bezeichnet. 

Die Gropengießer (Kupferſchmiede) bildeten in Min⸗ 
den, wie aus einem Schreiben des dortigen Rates vom Jahre 
1460 hervorgeht, mit den Schmieden zuſammen ein Amt. Auch 
in Hanover, wo die Namen ber Gropengeter- bzw. Kopper⸗ 
ſlegerſtrate auf ſie hinweiſen, wird Gerke Grindau, der 1448, 
und Bartold Jordens, der 1452 als Gropengeter genannt wird, 
dem Schmiedeamte angehört haben. Später trat hier jedoch 
eine Entwicklung ihrer Gemeinſchaft zu größerer Selbſtändigkeit 
innerhalb des Schmiedeamtes ein, wie wir aus einem Beſchluſſe 
erſehen, den Rat und Geſchworene mit Zuſtimmung der Alter⸗ 
leute des Kaufmanns und der Meinheit, ſowie der Werkmeiſter 
der Amter 1524 faßten. Hiernach ſollte niemand hier in Han⸗ 
nover Gropen gießen oder verkaufen, ausgenommen im freien 
Markte, er ſei denn ein Gropengießer aus dem Amte allhier, 
bei 1 Bremer Mark Strafe, halb dem Rate und halb dem Amte 
zu zahlen. Wollte aber jemand von klarem Meſſing Gropen 
gießen, der mag das thun. Und bie Gropengieker ſollen die 
Gropen von Kupfer gießen ſo gut wie man ſie in Braunſchweig 
und in Hildesheim zu gießen pflegt, und wie ſie von außen hier 
zu Kaufe hereinkommen. 

Kannengießer waren hier T vor 1366 vorhanden 
und hatten einen Eid zu leilten, daß fie nad) beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen ihr Werk gießen wollten, und zwar beſtand die Guß⸗ 
maſſe regelmäßig zu vier Fünftel aus Zinn und ein Fünftel aus 
Blei. Wenn jemand von ihnen eine höhere Verhältniszahl an 
Zinn verlangte, ſo ſollten ſie das Werk demgemäß ausführen. 
Dieſen in das Stadtrechtsbuch mit aufgenommenen Beſtim⸗ 
mungen wurde um das Jahr 1400 noch hinzugefügt: Wenn je⸗ 
mand ihnen Altſachen bringt, ſo ſollen ſie dieſe unvermengt 
laſſen, es ſei denn mit Einverſtändnis des Beſtellers. Ein 
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weiterer Zufa vom Sabre 1443 bejagte: Was über ein Pfund 
wiegt, an Flaſchen, Kannen uſw., bas ſoll der Kannengießer bei 
Pfunden verkaufen; was jedoch ein Pfund und darunter wiegt, 
das „ſchall he geben na Redelicheit“. 1519 wird ihre Genoſſen⸗ 
ſchaft als Amt bezeichnet, das mit dem Rate und Geſchworenen 
über eine neue Faſſung der bisherigen Beſtimmungen verhan⸗ 
delte. Darin wird eine Miſchung von zwei Pfund Blei und ein 
Pfund Zinn, ſowie das Gießen von klarem Zinn und ferner das 
Anbringen eines Zeichens, zwei Kleeblätter, vorgeſehen. 

Der Beruf der Goldſchmiede iſt von jeher beſonders 
angeſehen geweſen, entſprechend der Wertſchätzung, welche die 
Edelmetalle ſtets im Volksbewußtſein gefunden haben. Eine alte 
Aufzeichnung ſagt über ihre Satzungen: Wer die Innung ge⸗ 
winnen will, der ſoll die entſprechende Gebühr an das Amt 
zahlen, ſechs Pfund Wachs geben und ferner für ſeine Amts⸗ 
genoſſen eine Mahlzeit von vier Gerichten im Hauſe des Werk⸗ 
meiſters veranſtalten. Auch muß er ſich verpflichten, die feſt⸗ 
geſetzten Preiſe innezuhalten, betreffend vergoldetes Werk, weißes 
Geſchmeide, Schalen, Löffel, Knöpfe, ſowie grobes Werk, das 
gelötet iſt. Als weitere Gegenſtände der Goldſchmiedekunſt wer⸗ 
den noch genannt: Kelche, Ringe, metallene Gürtel, Spangen 
oder Broſchen. Auch durften die Goldſchmiede alte Ringe löten 
und dafür 18 Pfennige nehmen. Aus den Worten „Welc uſer 
Werten greft eyn Zeghel“ erſehen wir, daß ihnen auch Gra⸗ 
veurarbeiten zukamen. Nach einer Verfügung von 1488 ſollten 
ſie die Mark Brandſilbers zu 14 Lot und nicht weniger ver⸗ 
arbeiten. Wer ihnen Brandſilber anvertraute, dem hatten fie 
Brandſilber zurückzugeben. Auch ſollten ſie vergolden, wie man 
ehemals getan hat und dazu kein Maler⸗Gold nehmen. 

Für die Kramer galt folgende Beſtimmung aus dem 
Jahre 1344: Sie durften Häute auf dem lebenden Viehe 
kaufen, ehe es abgehäutet wurde, ferner abgezogene Felle, eben⸗ 
ſo wie die Schuſter, zu beſtimmten Zeiten, und auch ſpäter ſo 
viele, wie ſie zum Gerben gebrauchten. Dann durften ſie die⸗ 
ſelben nicht rauh wieder verkaufen, ſondern nur gegerbt. Damals 
waren, wie in das Stadtrecht aufgenommen wurde, die frem⸗ 
den Kramer berechtigt, an den ſtädtiſchen Wochenmärkten wäh⸗ 
rend dreier Tage mit ihren Waren auszuſtehen. Ebenſo gehört 
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bem Stadtrechte eine Beitimmung vom Jahre 1377 an, wonad) 
bie einheimiſchen Kramer Felle kaufen durften, um fie felbit 
zu Handſchuhen zu verarbeiten. Auch durften ſie Pelzwerk von 
Wild kaufen und verkaufen, gleich den Kaufleuten. 1450 wurde 
noch hinzugefügt: Die Kramer dürfen Schaffell und Lammfell 
gerben und ſämiſches Leder und Handſchuhe davon machen oder 
machen laſſen. Wollen ſie aber von jenen Fellen Riemen mit 
Schnallen machen, ſo ſollen dieſe weiß bleiben, und ſie mögen 
die genannten Felle zu ihrem Amte gebrauchen, wie vorhin 
geſagt iſt. 

Unter dieſen Umſtänden konnte es nicht ausbleiben, daß die 
Kramer in Grenzſtreitigkeiten mit anderen Amtern gerieten, ins⸗ 
beſondere mit den Kürſchnern und Schuſtern, ſo daß in ſolchen 
Fällen der Rat zu entſcheiden hatte. Eine Verfügung aus dem 
Jahre 1521 beſagt ferner, daß die Kramer hier außerhalb der 
freien Märkte keine Hüte feil haben durften, wohl aber außer⸗ 
halb Hannovers. Es waren alſo allerlei Sachen, mit denen die 
Kramer handelten, und vielleicht geht hierauf der Familien⸗ 
name des Kramers Cord Allerleye zurück, der 1438 ein Haus 
in der Kramerſtraße beſaß. 

Innerhalb der Kramer⸗Innung wurde 1448 in Bernd 
Malers Hauſe in der Kramerſtraße eine Bruderſchaft für 
die Geſellen geſtiftet, in welcher der heilige Bernhardinus ver⸗ 
ehrt wurde. An der Gründung nahmen acht Meiſter des 
Kramer⸗Amtes teil, ſowie elf Meiſterſöhne und Geſellen. Im 
Laufe der nächſten Jahrzehnte, bis ſpäteſtens zur Reforma⸗ 
tionszeit, traten u. a. auch mehrere Geiſtliche, im ganzen 253 
Männer und 138 Frauen bei. 

Die Berufstätigkeit der Höker läßt ſich aus einer Seitim- 
mung des Stadtrechtes vom Jahre 1319 erkennen. Hiernach 
hat der Rat ihnen, ſofern ſie dem Hokenamte angehören, die 
Vergünſtigung gewährt, daß außer ihnen niemand Butter 
pfundweiſe verkaufen, Käſe zum Verkauf ſchneiden, Kerzen ver⸗ 
kaufen und Fett in Stücke zu Pfennigen und halben Pfennigen 
zum Verkauf ſchneiden darf. Gewaſchene Heringe darf außer 
ihnen niemand verkaufen. Und zwar ſollen ſie die Heringe in 
der Leine waſchen und ſich ſehr vorſehen, daß ſie das ſchmutzige 
Waſſer, die ſogenannte Lake, nicht in ihre Häuſer oder Höfe 
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oder auf bie Straße oder auf ben Markt gießen. Wer hier⸗ 
gegen verſtößt, wird aus dem Hokenamte entfernt werden. 

Die Lebensmittel und anderen Gegenſtände, mit denen 
die Höfer handelten, hatten gerade für bie unbemittelte Schicht 
der Bevölkerung beſondere Bedeutung. Man legte daher, wie 
auch aus den Verhandlungen des Jahres 1445 hervorgeht, 
Wert darauf, dieſe Waren zu möglichſt billigen Preiſen kaufen 
zu können. Die Verkaufsbuden der Höker befanden ſich an einem 
Teile der Schmiedeſtraße, der von der jetzigen Schuhſtraße nach 
der Marktkirche hin liegt und als Hokenmarkt bezeichnet wurde. 
Wie auf Antrag des Hokenamtes in das Gedenkbuch einge⸗ 
tragen wurde, verbot 1522 der Rat der Grete Rehbock, ſchlechte 
Waren feil zu haben. Sie ſolle ſich nach den Werkmeiſtern 
richten, anderenfalls das Amt verlieren. Nähere Einzelheiten 
über den Verkauf von Butter ſind in einer Ratsverfügung von 
1493 enthalten, Angaben über den Verkauf von Butter, Teer 
und Lichtern in einer bald nach 1530 entſtandenen Aufzeichnung. 

Dieſe Amtsſatzung trägt die Überſchrift: „dut is der 
Hoker Recht unde Gewonheit, dar dat erlike Ampt van dem 
erſamen Rade to Honober mede begnadet is“, und fordert u. a. 
von dem, der das Amt gewinnen will, daß er ſei „unberuch⸗ 
tiget, ehelich und recht geboren van Vader und Moder und 
hebbe ſick erliken geholden“, ſowie daß er frei geboren ſei, auch 
kein Wende, ſondern deutſcher Art. Solches ſollen ſie darthun 
mit beſiegelten Urkunden oder mit zwei oder drei glaubwürdigen 
Zeugen. Die Geburtsbriefe ſollen nach alter Gewohnheit in die 
Amts⸗Kiſte gelegt werden. Bei der Aufnahme bevorzugt wurde, 
wer in das Amt geboren war und eines Hökers Tochter oder 
Witwe geheiratet hatte. Weitere Angaben betreffen die Mahl⸗ 
zeiten, die der dazu Verpflichtete den Amtsbrüdern geben mußte, 
und dazu gehörte auch „ſo vele Beers, als Suſter und Broder 
twe ganze Dage utdrinken mogen“. Bei einer Stiftung, die 
1487 zu kirchlichen und wohltätigen Zwecken erfolgte, werden 
„ein Geſchworener, zwei Werkmeiſter, zwei Alterleute und das 
ganze Amt der Höker“ erwähnt. 

Von der Berufstätigkeit der Wollenweber hörten wir 
ſchon, als es jid) um deren Abgrenzung gegenüber den Kauf- 
leuten handelte. Ebenſo kam es gelegentlich zu einem Zwiſte mit 
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ben Leinewebern, und zwar entſchied der Rat 1456 dieſerhalb, 
Dak bie Wollenweber kein Futtertuch (Zeug zum Unterfutter) 
mehr machen ſollten. Dieſes Verbot wurde jedoch von letzteren 
immer wieder übertreten, ſo daß Rat und Geſchworene 1528 
nochmals eine Entſcheidung abgaben, wiederum in demſelben 
Sinne, indem ſie für Zuwiderhandeln eine Strafe von 1 Bremer 
Mark feſtſetzten, halb an den Rat und halb an das Amt der 
Leineweber zu zahlen. Cin Salunen maker, ber 1515 hier 
erwähnt und dem Amte der Wollenweber angehört haben wird. 
hatte wollene Decken zu machen, deren Namen von der Stadt 
Chalons abzuleiten iſt, wo ſie zuerſt in größeren Mengen her⸗ 
geſtellt wurden. 

Auch das Amt der Leineweber blieb nicht ohne An⸗ 
fechtung, wie ſchon bei ſeinem Streite mit den Wollenwebern zu 
bemerken war. Wie aus einer Nachricht des Jahres 1345 zu 
entnehmen iſt, wohnten damals einige von ihnen in der 
Gegend der jetzigen Langen Straße. Daſelbſt waren noch hun⸗ 
dert Jahre ſpäter Vertreter ihres Gewerbes anſäſſig, und zwar 
verlangten die Amter damals, es ſollten keine Leineweber oder 
Juden in den Buden des heiligen Geiſtes und der Bürger auf 
dem Damme beim Brühle wohnen, denn das gereichte den Bür⸗ 
gern in der Stadt zum Schaden. Obgleich Rat und Geſchworene 
im Sinne des Antrages entſchieden, blieb der bisherige Zuſtand 
beſtehen. 

Dazu kam noch, daß die Zunft in ſich uneinig war, ſo daß 
1454 die Werkmeiſter der Leineweber vor dem Rate 
über diejenigen Amtsgenoſſen klagten, die in den Buden auf dem 
Brühle wohnten und den armen Leuten im heiligen Geiſte und 
St. Nikolaiſtifte Schaden täten. Der Rat verſprach, ſich um Ab⸗ 
hülfe zu bemühen, ſagte nun aber ſeinerſeits den Werkmeiſtern, 
ſie ſollten dafür ſorgen, daß ihr Amt gute Leinwand herſtellte, 
ſo wie früher; die Kaufleute u. a. hätten darüber geklagt. Die 
Werkmeiſter verſprachen dieſes. Doch noch 1462 wohnten zwei 
Leineweber dort in des heiligen Geiſtes Buden, andere in Buden 
der Bürger. 

Über die Preiſe und Ausführung der Arbeit ſetzte 
eine Beſtimmung des Stadtrechtes von etwa 1375 folgendes 
feſt: Die Leineweber ſollen für die Stiege zehnbindige Lein⸗ 
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wand als Lohn 1 fh. nehmen, für die Stiege vierzehnbindige 
14 Pfennig, für ſechzehnbindige 16 Pfennig. Was aber kleiner 
iſt, dafür ſollen ſie angemeſſenen Lohn nehmen, ſo daß keine 
Klage darüber an den Rat kommt. Auch ſollen ſie den Leuten 
ihr Gut binnen vier Wochen nach der Zeit, da es in ihr Haus 
gekommen iſt, gewebt wieder aushändigen. Daß das Handwerk 
der Leineweber zu denjenigen Berufen gehörte, gegen die man 
ein Vorurteil hatte, wurde vorhin bereits erwähnt. Der grö⸗ 
ßeren Sicherheit halber beſchloſſen Rat und Geſchworene 1530, 
daß kein Leineweber hier in der Stadt oder auf der Neuſtadt 
Leinwand verkaufen dürfe, die nicht verſiegelt ſei. Auch ſollen 
die Meiſter, welche die Leinwand zu beſehen pflegen, dieſes nicht 
nur, wie bisher, alle vier Wochen thun, ſondern ſo oft, wie 
ihnen gut ſcheint. 

Zur Aufnahme in das Amt der Schneider, damals 
Scroder, Schrader genannt, bedurfte es eines Freigeburtsbriefes 
bzw. der entſprechenden eidlichen Verſicherung unbeſcholtener 
Leute. Dem Hans Berkhoff teilte der Rat 1450 mit: nachdem 
er letzthin Bürger geworden wäre und um das Amt der Schrader 
gebeten hätte, ſo habe der Rat dieſem geſchrieben, ſie möchten 
ihn aufnehmen, da der Rat hiermit einverſtanden ſei. Gegen 
unbefugte Ausübung ihres Amtes, ſowie Übertretung ihrer 
Satzungen hatten ſich die Schneider mehrfach zu wehren. Nach 
den Satzungen durfte kein Schneider mehr als zwei Geſellen 
und einen Lehrling haben. Moritz von Linden hatte 1458 und 
1471 mehr Geſellen gehalten, und der Rat entſchied daher beide 
Male auf die Klage der Schneider, er müſſe ſich nach deren 
Satzungen richten. 

Auch als 1509 und 1520 die Schneider gegen etliche Leute 
wegen unberechtigter Ausübung ihres Handwerks klagten, gab 
ihnen der Rat Recht und fügte im zweiten Falle noch hinzu: 
Niemand in Hannover ſoll für irgendwen nähen, ſchneiden, 
Kleidung machen, alte Kleider auf neu arbeiten oder umwenden, 
er ſei denn ein Schneider und habe das Amt gewonnen. „Aber 
Hoſen oder Wamms oder dergleichen zu beſetzen mag ein jeder 
thun, hier binnen oder buten und anders nicht“. Als 1509 Hans 
Wolder in das Amt aufgenommen werden wollte, war dieſes 
den Schneidern unerwünſcht. Der Rat entſchied aber gegen ſie: 
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Kann Hans Wolder beweifen, er [ei als Bürger geboren, jo 
müſſen bie Schneider ihn in ihrem Amte leiden. Falls er zwar 
nicht als Bürger geboren iſt, wohl aber beweiſen kann, er ſei 
nicht unehelich geboren, ſo muß das Schneideramt ihn auch bei 
ſich leiden. 

Die Satzungen der Kürſchner liegen in zwei von ein⸗ 
ander abweichenden Faſſungen vor, beide dem Ende des Mittel⸗ 
alters entſtammend und in je einem kleinen Pergamenthefte 
enthalten. Die erſte beginnt: „Wy dat Ampt der Kortzenwerten 
tho Honovere hebbet in older ſedliker (der Sitte gemäßer) 
Wonheyt alſo: We in unſe Ampt wil unde wil des bruken, de 
ſchal des warhaftighe Breve hebben van eynem ſittenden Rade“ 
uſw. Die zweite: „Wy Werkmeſtere unde dat gantze Ampt der 
Kortzenwerten to Honovere ſynd eyndrechtliken enn gheworden 
alſo: We unſe Werk wynnen wil, de ſchal des warhafftige Breve 
hebben, dat he echt unde recht ſy“ uſw. Außerdem gab es noch 
für die Kürſchnergeſellen beſondere Satzungen, deren Entſtehung 
auf das Jahr 1399 zurückgeführt wurde. Im Jahre 1397 be⸗ 
ſchloſſen Rat und Geſchworene: Jeder, der in Hannover anſäſſig 
iſt, darf in ſeinem Hauſe zu ſeinem eigenen Bedarfe allerlei 
Wildwerk ſelbſt gerben oder gerben laſſen. Jedoch ſollen die 
Altflicker von den Kürſchnern Lammfell oder Schaffell, womit 
ſie alte Pelze ausbeſſern, nicht gerben oder gerben laſſen. Son⸗ 
dern die ſollen ſie von den Kürſchnern oder wo ſie können, 
kaufen, und die Kürſchner ſollen ihnen die auf Anfordern jedes⸗ 
mal verkaufen. 

Eine Ratsverfügung für die Hutmacher, Hutfilter be⸗ 
ſtimmte 1517: Sie dürfen binnen Hannover nur ſolche Hüte feil 
haben, die ſie ſelbſt hier hergeſtellt haben. Wer von ihnen andere 
Hüte feil haben will, der ſoll ſie nicht in⸗, ſondern außerhalb der 
Stadt verkaufen, aber nicht als hannoverſche Hüte. Auch ſollen 
die Geſellen, die hier auf das Handwerk dienen, ſich nach ihren 
Meiſtern richten und ohne deren Willen kein ſonderliches Werk 
vornehmen. Der Rat verfügte dann 1521 noch, entgegen den 
Anſprüchen der Kramer, dieſe dürften hier außerhalb der freien 
Märkte keine Hüte feil halten. 

Als Steinhauer, damals Steinwerte genannt, werden 
ſeit 1438 bzw. 1448 Conrad und Ludeke Haverkoper erwähnt, 
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bie einige Jahre ſpäter beim Bau bes Rathausfliigels am 
Markte ſich betätigten. Innerhalb ihrer Innung bildete fid) zu 
kirchlichen Zwecken eine „Broderſchop unſer leven Fruwen“, die 
einigermaßen vermögend geweſen iſt, ſo daß ihre Vorſteher 
1511 und 1521 in der Lage waren, Hausrenten zu kaufen. 

Der Geſchäftsbetrieb der Müller unterlag der Aufſicht 
des Rates, und es war ihnen durch eine Verfügung vom Jahre 
1392, die in das Stadtrecht aufgenommen wurde, das Maß 
ungegeben, das ſie vom gebrachten Korne nehmen durften. Eine 
Bruderſchaft, zu der ſich die Müllergeſellen, damals Mühlen⸗ 
knechte genannt, vereinigt hatten, kaufte 1442 eine Hausrente, 
die zu kirchlichen Feiern bei den Barfüßern verwendet werden 
ſollte. Auch mag noch erwähnt werden, daß Müller aus Han⸗ 
nover im Jahre 1486 als Unparteiiſche in einem Streite zwiſchen 
Stadt und Stift Hameln tätig geweſen ſind. 

Das Stadtrecht enthält auch den Eid der Olſchläger, 
etwa aus dem Jahre 1380 ſtammend: daß ſie gute Ware von 
Mohn machen und unvermengt verkaufen wollen, daß ſie einem 
jeden richtig das wieder abliefern wollen, was aus ſeinem Gute 
herzuſtellen iſt, und daß ſie dieſes ſo getreulich behandeln wollen, 
als wenn es ihnen ſelbſt gehörte. 

Die bisher genannten gehören zu den Innungen, die als 
ſolche bereits im Jahre 1366 vorhanden waren und in der 
Folgezeit weiter beſtanden haben. Außer ihnen gab es noch 
mehrere andere Berufsarten, die gleichfalls von größerer oder 
geringerer Bedeutung für das wirtſchaftliche Leben in der Stadt 
geweſen und daher im folgenden ebenfalls zu erwähnen find. 


Daß der Übergang aus dem Barbier-Amte in den 
Stand der Arzte damals nicht ganz fern lag, ſehen wir an dem 
Beiſpiel des Meiſters Johann von Cöln und erklärt ſich daraus, 
daß es ſich dabei vorzugsweiſe um wundärztliche Tätigkeit 
handelte. Auch „Meſter Cord Amelsborch de Barberer“, wie er 
1495 genannt wird, wurde 1499 von Rat und Geſchworenen 
„vor eynen Radesarſten“ angenommen und ihm dabei auf Zeit 
ſeines Lebens eine jährliche Abgabe von 1 P. lüb. erlaſſen, die 
er als Barbier zu zahlen gehabt hatte. Es wurde ihm geſtattet, 
das ſtädtiſche Wappen herauszuhängen, und er verpflichtete ſich, 
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die Ratsmitglieder umſonſt zu verbinden und zu heilen, die Rats- 
Diener und Bürger dagegen um angemeſſenen Lohn. 

Als Arnemann 1476 den Anſpruch erhob, das Barbier⸗ 
Amt auszuüben und ſeine Becken auszuhängen, beſtritten ihm 
die Barbiere dieſes Recht in aller Form, worauf ihm der Rat 
gebot, „dat he dat Barberent ſcholde weſen laten“. Zwiſchen 
den Barbieren und Badſtübnern entſchied der Rat 
1479: da der Rat ihnen bewilligt hätte, unter ſich eine Bruder⸗ 
ſchaft zu halten, jo müßten fie fid) darnach richten und die Bru⸗ 
derſchaft innehalten, bei Strafe von 1 Bremer Mark für jeden, 
der dagegen handelte. Die erwähnte jährliche Abgabe von 1 P. 
lüb. wurde den Barbieren 1529 vom Rate erlaſſen. 

In Hannover wird das Brauweſen urſprünglich darin 
beſtanden haben, daß man zunächſt nur für den Bedarf des 
eigenen Haushalts braute, und erſt allmählich wird man dazu 
übergegangen ſein, den etwa vorhandenen Überſchuß zu ver⸗ 
kaufen. Auf dieſen Handel mit Bier beziehen ſich die Worte 
des herzoglichen Privilegs vom 2. Februar 1322: „Oc mogen ſe 
Ber in Tonnen verkopen“, doch iſt allem Anſcheine nach der 
ſtadthannoverſche Bierhandel bis gegen Ende des Mittelalters 
nicht erheblich geweſen. Das wurde erſt beſſer, als Cord Broyhan 
1526 das nach ihm benannte Getränk erfunden hatte. 

Die Berechtigung zum Bierbrauen und Bier⸗ 
handel wurde 1450 von Rat und Geſchworenen durch eine Ber: 
fügung geregelt, die in das Stadtrecht aufgenommen wurde: 
„In Hannover ſoll zum Verkaufe nur jemand brauen, der ein 
hausbeſitzender Bürger iſt“. Dann folgen nähere das Brauen 
betreffende Einzelheiten, und es werden dabei verſchiedene Sorten 
Bier genannt: Stübchen⸗Bier, Scherfbier, Dünnebier und Keller⸗ 
bier. Jeder Brauer ſoll ſchwören, daß er dieſes ſo halten wolle. 

Durch eine im Jahre 1519 beſchloſſene Satzung wurde noch 
beſtimmt, daß jeder, der den Bürgereid leiſtet, darin mit be⸗ 
ſchwören ſoll: Wenn er oder ſeine Kinder, die er hier mit ein⸗ 
bringt, hier brauen oder mälzen wollen, jo ſoll er dem Rate 3u- 
vor 20 Gulden geben, ehe er das Brauen oder Mälzen 
beginnt. Nimmt er eines Bürgers Tochter oder Bürgerin zur 
Ehe, ſo mag dieſe 10 Gulden geben. Hier ſoll auch niemand 
brauen oder mälzen, auswärts oder hier binnen zu verkaufen. 
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er jet denn ein hannoverſcher Bürger oder Bürgerin. Die Wit- 
wen mögen brauen und mälzen, fo lange fie in ihrem Witwen⸗ 
ſtande find. Wenn fie ſich aber mit Auswärtigen verheiraten, jo 
follen fie es halten, wie vorhin angegeben. 

Die Geſchäftstätigkeit ber Garbrater erkennen wir aus 
einer um 1360 entſtandenen Beſtimmung des Stadtrechtes, wo⸗ 
nach ſie u. a. eidlich verſprechen mußten, gar zu braten und zu 
kochen, ſowie die Speiſen zu ſalzen und zu reinigen, ſo gut ſie 
konnten. Fleiſch, das ſie an einem Tage zerlegten, mußten ſie an 
demſelben oder am folgenden Tage wieder verkaufen. Es gab 
damals ſieben Garbrater in der Stadt; einer davon war der 
Stadtkoch, drei wurden vom Rate ernannt und drei von den 
Schlachtern aus ihrem Amte. Wenn letztere aber jemand wählen 
wollten, der ihrem Amte nicht angehörte, ſo bedurften ſie dazu 
der Erlaubnis des Rates. 

Eine neue Verfügung, 1456 von Rat und Geſchworenen er⸗ 
laſſen, enthielt u. a. folgende Vorſchriften: Die Garbrater, bie 
ihre Schweine ſchlachten wollen, wie es gewohnheitsgemäß ge- 
ſchieht, ſollen die Schweine nicht teurer einkaufen als zu 18 ſh. 
und nicht billiger als zu 12 ſh. Sie ſollen auch nicht mehr 
ſchwören, wie ſie es bisher getan haben, das Fleiſch gar zu 
kochen, ſondern die Knechte der Feuerherren ſollen jedesmal, 
wenn das Fleiſch auf den Markt gebracht iſt, dazu kommen und 
es beſehen. Scheint es ihnen nicht gar zu ſein, ſo ſollen ſie den 
Garbratern verbieten, es zu verkaufen, ſo lange bis die Feuer⸗ 
herren ſelbſt dazu gekommen ſind. Dieſe ſollen dann Fleiſch, 
das ungar befunden wird, an die armen Leute im heiligen 
Geiſte oder St. Nikolaiſtifte ſchicken (1). Dieſerhalb ſoll ſpäter 
keine weitere Beſtrafung eintreten. Die Garküche, Garbra— 
derye lag nördlich von der Marktkirche, neben dem Brot- 
ſcharren, und es war davon eine jährliche Abgabe an die Stadt 
zu zahlen. 

Verfügungen von 1368, 1403 und etwa 1420 betrafen die 
Beteiligung von Bürgern am Salzhandel und ihr Verhalt- 
nis zu fremden Salzverkäufern, wobei Fürſorge getroffen wurde, 
daß dadurch das Salz den hieſigen Käufern nicht verteuert 
würde. Dem Handel diente auch die Tätigkeit der Makler, 
Underkopere, deren Eid, ſchon vor 1366 ins Stadtrecht aufge- 
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nommen, u. a. die Verpflichtung enthielt, jid) für den Armen 
ebenſo zu bemühen, wie für den Reichen, und darauf bedacht zu 
ſein, daß die Bürger nicht geſchädigt würden. 

Derſelben Zeit entſtammt der Eid der Träger, in dem 
die ihnen zuſtehenden Löhne für das Bringen verſchiedener 
Waren enthalten ſind. Ein Eid, der 1443 für Träger und 
Bierzapfer, Berteppere, eingeführt wurde, betraf bie WE 
ziſe vom Einbecker Biere. Unter einem Uptoger, der 1431 er⸗ 
wähnt wird, werden wir uns einen Zapfer vorzuſtellen haben, 
der zum Zwecke einer Unterſuchung Getränke aus einem Faſſe 
aufzog. 

Die Bearbeitung von Holz war die Aufgabe mehrerer Be— 
rufsarten, von denen zunächſt die Zimmerleute zu nennen 
ſind. Einzelne von ihnen werden u. a. gelegentlich in Urkunden 
der Jahre 1417, 1447, und 1452 erwähnt. Nachrichten über 
einzelne Rademacher liegen aus den Jahren 1443 bis 1532 
vor, über Trippen-(Pantoffeln mit hölzerner Sohle)macher 
von 1456 bis 1508, ein Kiſtenmacher wird 1456 genannt. 


Als Lederarbeiter kommen die Sattler in Betracht, und 
zwar finden wir die Bezeichnungen Sedelere (1432), Sedelmeker 
(1438) und Sadelmaker (1523). Ein Riemenſchneider Buſſe 
beſaß 1412 ein Haus in der Kramerſtraße, ein Tomfleger (Ber: 
fertiger von Riemen für Pferdegeſchirr; Tom: Zaum) wird 
1444 und 1453 erwähnt. Der 1458 genannte Iſayas de Budel⸗ 
meker (Beutelmacher) wird lederne Taſchen angefertigt haben, 
die am Gürtel getragen wurden. 


Ob der Maler Bernd Engehuſen, 1441 und 1453 als 
Hausbeſitzer erwähnt, mehr als Künſtler oder als Handwerker 
aufzufaſſen iſt, bleibt ungewiß. Mit Zuſtimmung der Töpfer, 
Potker, beſchloſſen Rat und Geſchworene 1532, daß von Oſtern 
1533 ab kein Potker in Hannover brennen darf, ſondern welcher 
Potker hier wohnen und Pötte, Kacheln und anderes brennen 
will, ſoll das außerhalb der Stadt thun, denn in der Stadt 
zu brennen will der Rath nach der genannten Zeit niemandem 
länger geſtatten. Hans Selewinder, 1492 erwähnt, war ſchon 
ſeinem Namen nach ein Seiler und hatte damals ein Kabel 
und eine „lopende Linie“ anzufertigen. 
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Das innere Leben der Zünfte wurde im Mittel: 
alter dadurch ſehr beeinflußt, daß ſie zugleich kirchliche 
Zwecke verfolgten, indem ihre wirtſchaftlichen und geſelligen 
Aufgaben ſich mit den Beſtrebungen verbanden, die aus der 
Sorge für das Seelenheil der Mitglieder hervorgingen. Inner⸗ 
halb der Zünfte wurden ſpäter vielfach eigene Bruderſchaften, 
insbeſondere für die Geſellen begründet, ſo z. B. die bereits er⸗ 
wähnte der Kramer. Dicſe Genoſſenſchaften laſſen fid) gewiſſer⸗ 
maßen als große Familien auffaſſen, in denen der Einzelne einen 
Stüdbalt an der Geſamtheit fand und durch dieſe gefördert 
wurde. Für die ſittliche Lebensführung gerade der jüngeren 
Mitglieder ſind dieſe Gemeinſchaften jedenfalls ſehr förderlich 
geweſen. 

Vermöge des Aufſichtsrechtes, das dem Rate über das In⸗ 
nungsweſen zuſtand, hatte er dafür zu ſorgen, daß die Inter⸗ 
eſſen ber Allgemeinheit gewahrt blieben. Insbeſondere 
mußten die Bezieher und Verbraucher ſicher ſein können, daß 
ihnen gute Waren geliefert wurden, und daß ſie nicht zu hohe 
Preiſe zahlten. Den Innungs mitgliedern wiederum 
kam es datauf an, daß ihr Standesbewußtſein, Einfluß und un⸗ 
abhängige Stellung geſichert blieb, ſowie daß jeder von ihnen 
ſein hinreichendes Einkommen hatte und keine Nahrungsſorgen 
zu haben brauchte. 

Um zu erreichen, daß jeder Meiſter genügend zu tun und 
ſomit genug zu verdienen hatte, mußte verhütet werden, daß zu 
viele Meiſter desſelben Gewerbes ſich in der Stadt 
niederließen, und daß einzelne Amtsgenoſſen zu Ungunſten der 
übrigen eine allzu große Betriebſamkeit entfalteten. Die bereits 
vorhandenen Meiſter ſuchten daher zu verhindern, daß mehr 
Meiſter aufgenommen wurden, als im Hinblick auf die jeweilige 
Einwohnerzahl Beſchäftigung und Verdienſt finden würden. 
Ebenſo mußte vermieden werden, daß jemand mehr Geſellen 
und Lehrlinge hielt, als ihm nach den Amtsſatzungen zukam, 
und dadurch ein kapitaliſtiſches Übergewicht erlangte. Auch ließ 
es der Zunftzwang nicht zu, daß in einer Stadt jemand 
ein Gewerbe ausübte, der nicht der betreffenden Zunft angehörte. 

Dieſe an ſich berechtigten Beſtrebungen arteten aber ſeit 
dem 16. Jahrhundert allmählich durch überhandnehmende Eng— 
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herzigkeit aus. Meiſterſöhne und ſolche, die ins Amt heirateten, 
wurden bevorzugt, Überzählige möglichſt dadurch ferngehalten, 
daß bei der Aufnahme hohe Anforderungen geſtellt, insbe⸗ 
ſondere die Veranſtaltung koſtſpieliger Mahlzeiten verlangt 
wurde. Zugleich wurde durch das Beſtreben, kleinlich genau an 
den Gerechtſamen und Befugniſſen des Amtes anderen Amtern 
gegenüber feſtzuhalten, unzähligen Streitigkeiten Tür und Tor 
geöffnet. Bannrechte hinſichtlich des ausſchliezlichen Gewerbe⸗ 
betriebes in der näheren Umgebung der Stadt, die in früheren 
Zeiten erlangt waren, hatten jetzt unter veränderten Umſtän⸗ 
den keine ſachliche Berechtigung mehr, wurden aber noch eifrig 
aufrechterhalten. 


Die Juden. 


In der erſten Hälfte des 14. Jahrhunderts gab es in Han⸗ 
nover eine Anzahl Juden, die ſeitens des Rates, ſoweit ſich aus 
den wenigen erhaltenen Nachrichten erſehen läßt, eine wohl⸗ 
wollende Behandlung erfuhren. Das Stadtrecht von 1303 ent⸗ 
hielt den ſpäter getilgten Satz, daß niemand die Juden mit 
Worten oder Taten beleidigen ſolle. Um das Jahr 1340 ent⸗ 
ſchied der Rat in einer Streitſache zwiſchen den Knochenhauern 
und den Juden, dak letztere in gewiſſen, näher angegebenen 
Fällen Vieh ſchlachten dürften. Ein Jude namens Duſtman 
wird 1342 erwähnt; er ſcheint den Ankauf eines Pferdes ver⸗ 
mittelt und Geld dafür hergeliehen zu haben. 


Die Judenverfolgung im Jahre 1350 läßt erkennen, 
daß das bisherige Verhältnis ſich völlig geändert hatte. Wahr⸗ 
ſcheinlich damals geſchah es, daß der oben erwähnte Satz des 
alten Stadtrechtes im Bürgerbuche ausradiert wurde. Die be⸗ 
ſtehende Abneigung gegen die Juden dauerte noch lange an und 
fand 1371 einen bemerkenswerten Ausdruck, indem der Rat ſich 
von den ſächſiſchen Herzögen die Zuſicherung geben ließ, daß 
in Hannover in Zukunft kein Jude mehr wohnen ſollte. Daß 
das Verhältnis zu den Juden aber erheblichen Schwankungen 
unterworfen war, geht daraus hervor, daß bereits 1375 die 
Herzöge dem Rathe erlaubten, wieder Juden in die Stadt auf⸗ 
zunehmen. 
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In ber Folgezeit wird mehrfach erwähnt, daß Bürger 
Schuldverpflichtungen gegenüber einigen Ju⸗ 
den hatten, die teils in der Altſtadt, teils in der Neuſtadt wohnten. 
Dieſer Umſtand wird dazu beigetragen haben, daß ſich die all⸗ 
gemeine Stimmung wieder zu ungunſten der Juden änderte und 
ihren Ausdruck in der volkstümlichen Bewegung des Jahres 
1445 fand. Damals ſprachen die Amter den Wunſch aus, daß 
die Juden ausgewieſen werden und hier nicht länger bleiben 
ſollten, wenn ihre Zeit um wäre. Rat und Geſchworene antwor⸗ 
teten darauf, ſie hätten auch ſchon lange die Abſicht gehabt, 
ſich der Juden zu entledigen, wenn ihre Zeit um wäre. Wir er⸗ 
ſehen hieraus, daß die den Juden erteilte Erlaubnis, in Han⸗ 
nooer zu wohnen, nur für eine beſtimmte Zeit gegeben war. 


Eine Rechtsweiſung von Minden an Hannover aus der 
Zeit um 1370 beſagte: Wenn in Minden Juden wohnen, ſo 
müſſen jie der Stadt Pflicht tun, wie andere Bürger, es fei 
denn, daß ſie mit der Stadt beſondere Freundſchaft verein⸗ 
baren. Ein ſolcher Sondervertrag wurde z. B. 1488 mit 
dem Juden Vinis geſchloſſen, der für ſich und ſeine Familie 
jährlich 19 Gulden bezahlen mußte, ein anderer 1499 auf acht 
Jahre mit vier Juden, die nach Hannover ziehen durften. Sie 
bekamen ein neues Haus beim Zwinger und mußten jährlich 
150 Rhein. Gulden an den Rat zahlen. Dieſer verſprach ihnen 
u. a., daß er außer ihnen, ihrem Lehrer bzw. Sangmeiſter nebſt 
ſeinem Sohne, ihren Frauen, Kindern und unverheirateten Ge⸗ 
ſinde, ohne ihre Einwilligung keine anderen Juden in Hannover 
aufnehmen oder dulden wolle. Es war alſo wieder ein freund⸗ 
licheres Verhältnis zwiſchen dem Rate und den Juden einge⸗ 
treten, das auch, wie aus einer Urkunde des Jahres 1529 her⸗ 
vorgeht, noch damals vorhanden war. Auf Bitte Herzog Erichs 
und mit Zuſtimmung der Geſchworenen geſtattete der Rat näm⸗ 
lich dem Juden Michael, genannt von Derneburg, auf Grund 
vorhergehender Abrede ein Haus auf der Neuſtadt zu bauen 
und dort mit Frau, Kindern und Geſinde zu wohnen. Michael 
hatte jährlich 8 Rhein. Gulden an den Rat zu zahlen, wogegen 
dieſer ihm Schutz gegen alle Bewohner der Neuſtadt verſprach, 
ſo lange er die Neuſtadt in Pfandbeſitz haben würde. 
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Um dieſelbe Zeit erließen Rat und Geſchworene ein ernſt⸗ 
liches Verbot, ſich an den Juden oder ihren Häuſern zu ver⸗ 
greifen. Andererſeits aber beſtimmten ſie, man ſolle kein Fleiſch 
von den Juden kaufen, keine Gemeinſchaft mit ihnen haben und 
ihnen nichts verpfänden. Bezeichnend für das eigenartige Ver⸗ 
hältnis zu den Juden iſt es auch, daß Ausgaben für Bauarbeiten 
am Judenhauſe und Judenhofe, wie ſich aus entſprechenden 
Ausgaben der Jahre 1489 bis 1501 ergibt, der Stadt zur 
Laſt fielen. | 

Zufolge einer Nachricht aus dem Jahre 1452 hatte ber 
Archidiakonus in Pattenſen ſämtliche männliche Juden zu 
Hannover vor ſein Gericht nach Minden geladen. Die Judei 
perfidi waren aber nicht erſchienen und ſollten nun nochmals 
geladen werden. Wie wir aus einer Urkunde des Jahres 1453 
erſehen, handelte es ſich um die Klage eines Bürgers gegen den 
Juden Nadmann vor dem geiſtlichen Gerichte, bei welcher Ge⸗ 
legenheit der Rat ihn „unſe Jode“ nennt. Nachmann hatte nun 
vor dem Rate einen Eid zu ſchwören, und dieſer erkundigte ſich 
vorher bei dem Rate zu Hildesheim, wie es damit bei den dor⸗ 
tigen Juden gehalten würde. Dieſe Auskunft wurde erteilt, 
Nachmann brachte nunmehr „Moſes' Buch“ vor den Rat und 
leiſtete den Eid, indem er die Worte hinzufügte: „Dat mef 
God ſo helpe unde de Ee (Geſetz), de God Moiſi gaff uppe deme 
Berge Sinai“. 


Das Kirchenweſen. 

Die Altſtadt Hannover gehörte zum Bistum Min⸗ 
den, deſſen Grenze im Oſten auf einer Strecke durch die Leine, 
auf einer anderen durch den Schiffgraben gebildet wurde. Be⸗ 
nachbart war hier das Bistum Hildesheim, zu dem die außer— 
halb des Aegidientores gelegene Marienkapelle gehörte. Eine 
Zwiſchenſtellung zwiſchen dem Mindiſchen Biſchofe und der Alt⸗ 
ſtädter Pfarrgeiſtlichkeit nahm der Archidiakon zu Pattenſen ein, 
dem letztere unmittelbar unterſtellt war. 

Es gab in der Stadt drei Pfarrkirchen: SS. Jacobi 
et Georgii (die jetzige Marktkirche), S. Aegidii und S. Crucis, 
von denen die beiden letzteren ihren Namen als Aegidien- bzw. 
Kreuzkirche beibehalten haben. Ferner waren mehrere Kapellen 
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vorhanden, darunter namentlid) bie St. Gallenfapelle an ber 
Burgſtraße. Zum Kloſter ber Franziskaner bzw. Mino- 
riten oder Barfüßermönche, das an der Leinſtraße lag, gehörte 
gleichfalls eine Kirche, ebenfalls eine ſolche zum SHojpital 
S. Spiritus an der Schmiedeſtraße. Das Hoſpital und die Ka⸗ 
pelle S. Nicolai lagen außerhalb des Steintores; noch weiter 
entfernt war die Marienkapelle in Hainholz. Eine andere Marien⸗ 
kapelle lag vor dem Aegidientore, eine dritte in der Calenberger 
Neuſtadt, nahe bei der Stätte der ehemaligen Burg Lauenrode. 
Außer dem Hochaltare war in den einzelnen Kirchen und Ka⸗ 
pellen noch eine größere oder geringere Anzahl von Nebenaltären 
vorhanden, für welche beſondere Altariſten angeſtellt waren. 
Man kann annehmen, daß gegen Ende des Mittelalters in Han⸗ 
nover etwa 82 bis 90 Geiſtliche vorhanden geweſen ſind, nach 
heutigen Verhältniſſen außerordentlich viele im Verhältnis zur 
Einwohnerzahl. 

Es gab außerdem ein Beginenkloſter, bei dem nach ihm jos 
nannten Turme ber Stadtmauer, ferner den mit ber Neuſtädtet 
Marienkapelle verbundenen Kaland, ſowie mehrere fromme und 
wohltätige Bruderſchaften an den Altſtädter Kirchen. Einige 
auswärtige Klöſter beſaßen Höfe in der Stadt, nämlich 
das Ciſterzienſerkloſter Loccum den erhalten gebliebenen Hof 
an der Oſterſtraße, ferner die Peweler (Pauliner), die Augu⸗ 
ſtiner, die Carmeliter von Auhage (Marienau, Kreis Hameln), 
die Klöſter Barſinghauſen, Marienrode, Marienſee und Marien⸗ 
werder. 

Die Kirche bildete eine zweckmäßig gegliederte Einheit, 
deren ſichtbares Oberhaupt eine Fülle von weitgehenden Befug⸗ 
niſſen auszuüben berechtigt war. Seine Stellung und Tätigkeit 
wurde bereits im Zuſammenhange mit der Darſtellung der geijt- 
lichen Gerichtsbarkeit behandelt, jo daß hier darauf hingewieſen 
werden kann. Weiter kam als kirchlicher Bezirk bas Erzbis- 
tum Köln in Betracht, zu dem u. a. das Bistum Minden und 
ſomit auch Hannover gehörte. Von einer Wirkſamkeit des Kölner 
Erzbiſchofs iſt hier jedoch nur in ſeltenen Fällen etwas zu be⸗ 
merken geweſen, [o z. B. indem er 1418 Ablaß erteilte zu Gun- 
ſten der Kreuzkirche, ſowie des Bildniſſes des Erlöſers vor dem 
Steintore. : 
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Um jo enger waren die Beziehungen, bie zwiſchen Hanno- 
ver und ber biſchöflichen Verwaltung zu Minden 
beſtanden. Die Biſchöfe beſaßen innerhalb ihres Sprengels das 
oberſte Aufſichtsrecht über ſämtliche geiſtliche Anſtalten; Maß⸗ 
nahmen von dauernder Wirkſamkeit, die von deren Mitgliedern 
als ſolchen getroffen wurden, bedurften der biſchöflichen Geneh⸗ 
migung. Auch konnte der Biſchof Ablaß erteilen und innerhalb 
keines Bezirkes ſelbſtändig Verfügungen treffen über kirchliche 
Angelegenheiten, ſowie überhaupt ſolche Sachen, die ſich irgend⸗ 
wie mit der Kirche oder dem kanoniſchen Rechte in Zuſammen⸗ 
hang bringen ließen. Dabei zog er nicht ſelten das Dom⸗ 
kapitel hinzu; zuweilen finden wir auch, daß dieſes allein 
einen Beſchluß faßt. 

Wie vielſeitig die Wirkſamkeit des Biſchofs zu 
Minden geweſen iſt, erkennen wir aus einigen Beiſpielen, die 
wir aus der großen Anzahl der vorliegenden Fälle heraus⸗ 
greifen. Biſchof Wedekind forderte 1256 zu Beiträgen für den 
Bau des Heiligen Geiſt-Hoſpitals auf und verſprach dafür 
einen Ablaß von 40 Tagen. Da inzwiſchen die bisherige St. Ge⸗ 
orgen⸗Gemeinde zu groß für die Marktkirche geworden war, 
ſo nahm Biſchof Volkwin 1284 eine Teilung des Kirchſpiels vor 
und errichtete aus dem nördlich von der heutigen Ballhofſtraße 
und Kaiſerſtraße gelegenen Teile eine neue Gemeinde, die zu der 
Kirche des Heiligen Geiſt⸗Hoſpitales eingepfarrt wurde. 

Biſchof Ludwig von Minden, ein Bruder Herzog Wilhelms 
von Lüneburg, übertrug 1333 die Heilige Geiſt-Pfarre auf die 
neue Kreuzkirche und erlaubte dem Rate, die alte Kirche und 
einen Teil ihres Friedhofes dem Heiligen Geiſt-Hoſpitale einzu: 
räumen; zugleich traf er Beſtimmungen über die Altäre und die 
Vräſentation von Prieſtern in dieſen Kirchen. Er beſtätigte 1337 
die Ausſtattung eines Altars in der Aegidienkirche mit Grund⸗ 
ſtücken in Harkenbleck, 1339 einen Ablaßbrief verſchiedener Bi⸗ 
ſchöfe für die Beſucher der Kreuzkirche, 1340 eine Schenkung für 
einen Altar in der Heiligen Geiſt-Kirche. Biſchof Gerhard I., 
aus dem Hauſe der Grafen von Schaumburg, beſtätigte 1350 
die Errichtung und Ausſtattung eines Altars in der Kreuzkirche. 

Nachdem die Burg Lauenrode von den hamoverſchen Bür⸗ 
gern eingenommen war, erlaubte ihnen Biſchof Wedekind 1371 
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die Zerſtörung der dortigen St. Gallentapelle. Schon wenige 
Jahre ſpäter wurde ſtatt ihrer ein neues Gotteshaus, eine 
Marienkapelle erbaut und 1389 von Biſchof Otto zur Kollegiat⸗ 
kirche und zur Pfarrkirche der Neuſtadt, der Burg Lauenrode 
und des Brühls gemacht. Die Reliquien, Kelche, Bücher, Para⸗ 
mente, kirchliche Gewänder, Glocken und überhaupt alles, was 
zum Gottesdienſte und zur Verwaltung der zerſtörten Kapelle 
gedient hatte, ſollte von den derzeitigen Beſitzern an die neue 
Kirche zurückgegeben werden. Weitere Anordnungen Biſchof 
Ottos betrafen die Übertragung und Vermehrung der Abläſſe, 
die der alten Kapelle, ſowie der Kalandsbruderſchaft erteilt 
waren, an die neue Kirche, die Ernennung eines Pfarrers und 
die Feſtſetzung der dieſem zuſtehenden Befugniſſe. 

Dem Kloſter Marienrode geſtattete der Biſchof 1439, auf 
dem Kloſterhofe an der Köbelingerſtraße eine Kapelle zu er⸗ 
richten, beſtätigte 1446 die Stiftung der neuen St. Gallen⸗ 
Kapelle und 1449 die Gründung der Dreifaltigfeits-Bruder- 
ſchaft der Altſtädter Pfarrgeiſtlichkeit. Er erteilte 1450 der 
Kapelle zu Hainholz einen Ablaß, beſtätigte 1476 die durch 
Arnold von Heiſede erfolgte Stiftung einer Kapelle auf dem 
neuen Saale im Rathauſe, und 1491 die von den Bauern in 
Hainholz unternommene Stiftung einer Bruderſchaft der Jung⸗ 
frau Maria in der dortigen, zur Kreuzkirchen⸗Pfarre gehörenden 
Kapelle. 

Zum Stifte Minden gehörten manche Güter und Zehnten 
im Lande Calenberg, insbeſondere war das Dorf Vahrenwald 
Mindiſches Lehn. An Stelle des Biſchofs von Minden konnte 
auch der dortige Offizial oder Generalvikar Handlungen 
der kirchlichen Verwaltung vornehmen. So geſtattete 
1349 der Offizial auf Anſuchen des Rates, ſowie des Pfarrers 
der Marktkirche, dieſes Gotteshaus, deſſen Turm baufällig ge⸗ 
worden war, abzureißen und Turm und Kirchengebäude neu zu 
bauen. Auch der Domprobſt, Dekan und Kapitel zu Minden 
nahmen Teil an der Verwaltung des Stiftes. 

Der Archidiakon zu Pattenſen, der mehrfach zu⸗ 
gleich Kanoniker im Domkapitel zu Minden war, und der wieder⸗ 
um durch einen Vize⸗ Archidiakon vertreten werden konnte, war 
der nächſte Vorgeſetzte der ſtadthannoverſchen Geiſtlichen. Als 
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1284 bie S. Spiritus - Gemeinde von ber Marktpfarre abge- 
trennt wurde, bedurfte biejes der Zuſtimmung bes Archidiakons. 
Dieſem ſollte, wie zugleich vom Biſchofe feſtgeſetzt wurde, die 
ihm zukommende geiſtliche Gerichtsbarkeit auch über die neue 
Gemeinde zuſtehen. Nur ſollte ein ſolches Send⸗ (aus synodus 
entſtanden) gericht unter dem Vorſitze des Archidiakons nicht in 
der S. Spiritus⸗Kirche ſtattfinden, ſondern die Mitglieder der 
neuen Gemeinde hatten ſich in der Marktkirche einzufinden. 

Auf dieſes Sendgericht bezieht ſich eine gelegentliche 
Angabe im Kammerei - Regijter von 1390, wo es unter den 
Ausgaben heißt: 12 ſh. dem Sendpropſte „to Vruntſcop, darvore 
dat me to deme Senede nicht en was“. Der Rat hätte demnach 
eigentlich bei jenem Gerichte anweſend oder wenigſtens vertreten 
ſein ſollen, tat dieſes aber aus irgend einem Grunde nicht und 
begütigte daher den vorſitzenden Geiſtlichen durch ein Geld⸗ 
geſchenk. 

Die Beziehungen Hannovers zum Bistum Hildes⸗ 
heim waren naturgemäß weit geringer und bezogen ſich im 
weſentlichen auf die außerhalb des Aegidientores in der Didzeſe 
Hildesheim gelegene Liebfrauen-Kapelle, deren Errichtung der 
Biſchof und das Domkapitel 1349 genehmigten. Auch die Dörfer 
Bothfeld, Gr.⸗Buchholz, Kirchrode, Wülfel und Döhren, in 
denen Kirchen oder Kapellen vorhanden waren, gehörten in 
kirchlicher Hinſicht zum Bereiche des Biſchofs von Hildesheim 
bzw. des Archidiakons zu Sarſtedt. Jedoch ſind dieſe Ort— 
ſchaften erſt viel jpäter mit Hannover vereinigt worden. 

Die Mitglieder der Weltgeiſtlichkeit wurden im all⸗ 
gemeinen Prieſter, presbyteri, sacerdotes genannt. Die Aus⸗ 
drücke Rektor, Plebanus, Kerkhere bezeichnen den Vorſteher einer 
Kirche, dem der etwa vorhandene Vize-Pleban oder Vize-Rektor, 
Kapläne, ſowie die mit den einzelnen Altären in Verbindung 
ſtehenden Vikare, Altariſten, Commendare und Commiſſare 
untergeordnet waren. Allein in der Marktkirche waren 1405 
bereits elf Altäre vorhanden. Die Befugniſſe eines 
Kirchherrn wurden vom Biſchofe von Minden in der Ur- 
kunde von 1389 aufgeführt, in der er die Marienkapelle in der 
Neuſtadt zur Pfarrkirche erhob, und zwar nennt er: die Seel⸗ 
ſorge, Aufbewahrung der Schlüſſel, Reliquien und Kleinodien, 
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freien Zutritt zum Altare, ſowie bie Aufſicht und kirchliche Straf⸗ 
gewalt über die ihm in geiſtlicher Hinſicht unterſtellten Perſonen. 

Weitere Obliegenheiten des Kirchendienſtes 
waren dem Küſter anvertraut. Die fuüjterei bei der Markt⸗ 
kirche wurde vom Rate verliehen und bei einer ſolchen Gelegen⸗ 
heit 3. B. 1403 eine Vereinbarung getroffen, wonach der Rat den 
Prieſter Hermann Becker mit der Küſterei belehnte. Dieſer ge⸗ 
lobte, dem Kirchherrn, den Kaplänen, Vikaren, Alterleuten und 
dem Rate zu Dienſte zu fein, Kleinode und Zierate der Kirche zu 
hegen und die Küſterwohnung bis zum Betrage von je 4 fh. in 
Beſſerung zu erhalten. Höhere Baukoſten hatte dagegen der Rat 
zu tragen. Etwa vorkommende Streitigkeiten mit Stadtein⸗ 
wohnern ſoll der Küſter nur vor den Rat bringen. Er oder ſein 
Schüler ſoll Donnerstags, wenn in der Kirche Meſſe iſt, das 
brennende Licht tragen und die Glocke läuten. Er ſoll die Uhr 
auf der Kirche nebſt Zubehör verwalten und ſtellen, ohne be- 
ſonderes Entgelt. 

Ein Glockenläuter der Marktkirche erhielt nach einer 
Nachricht aus dem Jahre 1380 damals für Lichter und Läuten 
2 ſh. Ein Organiſt hatte auf der Orgel zu ſpielen, für deren 
Erhaltung 1328 die Bereitſtellung einer Geldſumme in Ausſicht 
genommen wurde. Die Einrichtung einer ewigen Lampe daſelbſt 
geſchah 1359, und zu ihrer Unterhaltung wurde 1362 eine Geld⸗ 
ſumme beſtimmt. Die vier Alterleute der Bruderſchaft S. Viti 
und des Almoſens, das in der Aegidienkirche verteilt wurde, 
erhielten 1522 ron Ilſebe Meygers 60 P. und verpflichteten ſich 
dafür, ron dieſer Summe ein ewiges Licht vor dem Liebfrauen⸗ 
Altare in ber St. Gallen-Kapelle zu unterhalten. 

Der Gottesdienſt hatte ſich im Laufe der Zeit äußerſt 
mannigfaltig geſtaltet und bot dem kirchlichen Sinne der Ge— 
meindemitglieder vielfache Anregung. Die überlieferte Frömmig— 
keit des Volkes äußerte ſich vornehmlich darin, daß man den 
Vorſchriften der Kirche nachkam, auf ſein Seelenheil bedacht war 
und zu deſſen Sicherſtellung nach Maßgabe ſeines Vermögens 
verdienſtliche Handlungen vornahm. Dieſe bezogen ſich nament- 
lich auf Stiftung frommer Gedächtnisfeiern, Memorien mit Vi⸗ 
gilien und Seelenmeſſen, ſowie auf Betätigung der chriſtlichen 
Nächſte. liebe, die man den Armen und Kranken zuwandte. 
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Die Zahl ber Feiertage hatte im ſpäteren Mittelalter 
ſo zugenommen und überhaupt der ganze kirchliche Betrieb war 
derart geſteigert worden, daß es nicht verwunderlich iſt, wenn 
MjlieBlid) eine gewiſſe Gleichgültigkeit dagegen eintrat und die 
Belänge des Alltags und des Erwerbslebens ſich wieder mehr 
geltend machten. Dieſen trug auch der Biſchof von Minden 
Rechnung, indem er 1492 auf Bitten der Alterleute der Bruder⸗ 
ſchaft der heiligen Anna und Katharina in der Kreuzkirche 
das auf den 26. Juli fallende Feſt der heiligen Anna auf den 
nächſtfolgenden Sonntag verlegte, weil Feſt, Prozeſſion uſw. 
wegen des an jenem Tage, alſo dem Tage nach Jacobi, gehalte⸗ 
nen Wochenmarktes ſchlecht beſucht würden. Ebenſo berichteten 
1493 der Pleban, Vize-Rektor und die beiden Alterleute der 
Marktkirche dem Biſchofe, das Feſt des heiligen Apoſtels Ja: 
cobus, des Hauptpatrons der Marktkirche, ſei ſeit langer Zeit 
nachläſſig gefeiert, weil an demſelben Tage die Kirchweih dieſer 
Kirche und der Wochenmarkt gehalten würden. Auf ihre Bitte 
verlegte der Biſchof das Kirchweihfeſt auf den nächſten Sonntag 
vor dem Jacobustage. Zugleich verfügte er, daß der Chryſo⸗ 
gonus⸗Tag künftig als Doppelfeſt durch Orgelſpiel, Geläut und 
Geſang gefeiert werden ſolle. An dieſen Feſten ſolle ein feier⸗ 
licher Umzug mit der Hoſtie über Friedhöfe, Straßen und 
Marktplatz ſtattfinden. 


Die geiſtlichen Bruderſchaften erwieſen fid) gegen 
Ausgang des Mittelalters als wichtige Stützen der Kirche und 
waren offenbar ſehr beliebt, da ſie dem Bedürfniſſe unſeres 
Volkes nach einem Zuſammenſchluſſe auf genoſſenſchaftlicher 
Grundlage entgegen kamen. An erſter Stelle ijt hier der Ka⸗ 
land zu nennen, der als Vereinigung von Prieſtern in Verbin⸗ 
dung mit der 1377 78 errichteten Marienkapelle auf der Neu⸗ 
ſtadt geſtiftet war. Für die Geiſtlichen der drei Altſtädter 
Kirchen wurde 1449 die Xrinitatis- oder Dreifaltigkeits-Bruder⸗ 
ſchaft begründet. Eine Nikolai-Bruderſchaft wird 1389, eine 
Olafs-Bruderſchaft 1410 erwähnt, beide von Alterleuten ge⸗ 
leitet und kirchlichen und wohltätigen Zwecken dienend. Auf den 
Zuſammenhang zwiſchen Innungen und Bruderſchaften wurde 
. hingewieſen. 
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Die Gemeinſchaften ber Beginen beruhten vornehmlich 
auf milden Stiftungen, durch welche alleinſtehenden Frauen Ge⸗ 
legenheit gegeben werden ſollte, einen rechtlichen Lebensunterhalt 
zu finden. Sie wohnten in beſonderen Häuſern zuſammen und 
näherten ſich durch Tracht, eingezogene Lebensweiſe, Satzungen 
und Gehorſam gegen eine Oberin dem Stande der Nonnen. 
Sie widmeten ſich der Ausübung guter Werke, insbeſondere der 
Krankenpflege. Ihr hieſiges Haus nebſt einem Baumgarten lag 
an der jetzigen Pferdeſtraße und wurde f. Zt. durch den Bau 
eines ſtädtiſchen Mauerturmes beeinträchtigt. Der Rat ſchloß 
daher 1357 mit den Beginen einen Vertrag, wonach ſie auf ein 
Jahr von der Abgabe des Schoſſes an die Stadt befreit ſein 
ſollten. 

Die Kirche hatte vermöge ihres Anſehens und ihrer rei⸗ 
chen Mittel allmählich eine Stellung eingenommen, die ihrer ur⸗ 
ſprünglich rein geiſtlichen Aufgabe nicht mehr entſprach. Gut 
ausgeſtattete Amter und die Ausſicht auf eine einflußreiche 
Stellung ohne drückende Pflichten und Anſtrengung bewogen 
viele Söhne von Adeligen und Patriziern zum Eintritt in den 
geiſtlichen Stand, ohne daß ſie einen Beruf dazu in ſich gefühlt 
hätten. Auch war es ein Mißbrauch, der ſich gegen Ende des 
Mittelalters immer häufiger findet, daß einzelne, an ſich ſchon 
gut geſtellte Pfarrer außerdem noch die Einkünfte mehrerer ande⸗ 
rer Pfründen bezogen. 

Wenn in ſolchen und anderen Fällen die ſeelſorgeriſche Tä⸗ 
tigkeit der Pfarrgeiſtlichen dem religidjen Bedürfniſſe 
des Volkes nicht mehr genügte, ſo wurde es den Orden der 
Bettelmönche, in Hannover alſo den Franziskanern oder Bar⸗ 
füßern, verhältnismäßig leicht, ſich die Gunſt der Menge zu er⸗ 
werben. Dieſe volkstümliche Wirkſamkeit der Barfüßermönche 
wurde wiederum von der Pfarrgeiſtlichkeit als unlauterer Wett⸗ 
bewerb empfunden, und es konnte nicht ausbleiben, daß es ge- 
legentlich zu Streitigkeiten kam. Ein Zwiſt, der zwiſchen den Alt⸗ 
ſtädter Pfarrern Volkmar von Heimburg, Ludolf Ruce und 
Martin Luceke einerſeits und den Barfüßern andererſeits wegen 
der Gebühren bei Begräbniſſen entſtanden war, wurde 1367 
durch den Mindiſchen Domſcholaſter Johann von Heimburg 
und den Pleban in Seelze, Berthold von Gadenſtedt, beigelegt. 
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Doch noch 1508 unb 1512 beſchwerten jid) die Kirchherren über 
eine Anzahl kirchlicher Handlungen ber Barfüßer, durch welche 
dieſe in ihre Pfarr⸗Befugniſſe eingriffen. In ihrer Verteidigung 
hiergegen beriefen ſich die Mönche jedoch darauf, daß ſie auf 
Grund päpſtlicher Privilegien berechtigt ſeien, ſolche Handlungen 
auszuüben. | 

Die Stellung des Rates zur Kirche ging teils aus 
der Hingebung hervor, die man der großen Heilsanſtalt gefühls⸗ 
mäßig darbrachte, teils aus der beſtändigen Rückſichtnahme auf 
die ſtädtiſchen Intereſſen, zu der man von Amts wegen ver⸗ 
pflichtet war. Der Rat hat die beiderſeitigen Beweggründe nach 
Möglichkeit mit einander zu vereinigen geſucht, wobei noch zu 
berückſichtigen iſt, daß ſeine Mitglieder auch in vielfachen per⸗ 
ſönlichen Beziehungen zum Kirchenweſen ſtanden. Wenn dann 
der Rat in der Reformationszeit der alten Kirche ergeben blieb, 
ſo mochte zu ſeiner Stellungnahme auch die Erwägung beitragen, 
daß die Autorität, wenn ſie auf religiöſem Gebiete gefährdet 
würde, leicht auch auf politiſchem Gebiete beeinträchtigt werden 
könnte. 

Schon bald nachdem der Kaland auf der Neuſtadt be— 
gründet worden war, ergab ſich ein tiefgehender Gegenſatz zwi— 
ſchen ihm und dem Rate, ohne daß uns die beſonderen Urſachen 
dafür bekannt wären. Wir erfahren nur, daß der Rat verſucht 
hat, hannoverſche Geiſtliche zum Austritte aus dem Kalande zu 
veranlaſſen, und daß er ferner bemüht geweſen iſt, das bisher 
zu hohe Maß von Zuwendungen an die Altäre der dortigen 
Kirche herabzumindern. Es gelang dem Rate jedoch, den Biſchof 
von Minden für ſich zu gewinnen, ſo daß dieſer 1393 ſogar ver— 
ſprach, den Rat nötigenfalls gegen den Archidiakon von Patten— 
ſen in Schutz zu nehmen, falls dieſer gegen ihn vorgehen würde. 

Wie wir aus einem ſpäteren Falle erſehen, iſt es damals 
wiederum zu einem heftigen Streite zwiſchen dem Rate 
und dem Kalande gekommen. Etwa im Jahre 1415 näm- 
lich wurde folgende auffallend ſchroffe Erklärung in das Stadt— 
rechtsbuch eingetragen: „Rat und Geſchworene haben einträchtig— 
lid) geſchworen, daß fie den Kaland nicht dulden wollen in Han— 
nover oder wo ſonſt ſie zu gebieten haben, und daß ſie Gegner 
des Kalands ſein wollen, wo ſie können. Und wenn ſie etwas 
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erfahren, was den Kaland fördern kann, [o wollen fie einander 
davon in Kenntnis ſetzen. Auch will der Rat keinem Mitgliede 
des Kalandes ein geiſtliches Lehn übertragen“. Urſache und et⸗ 
waige weitere Folgen ſind uns auch in dieſem Falle nicht bekannt. 

Nur ſelten kamen in dem Wettbewerbe zwiſchen der 
weltlichen und der geiſtlichen Gewalt die vorhan⸗ 
denen Gegenſätze zu einem ſo offenſichtlichen Ausdrucke wie in 
den genannten Fällen; im allgemeinen fand ein unabläſſiges 
Ringen gewiſſermaßen unter der Oberfläche ſtatt. Es handelte 
ſich dabei vornehmlich, wie bereits in einem anderen Zuſammen⸗ 
hange dargelegt wurde, einerſeits um die Gerichtsbarkeit, ande⸗ 
rerſcits um wirtſchaftliche Belänge. Es war ſchon längſt ein 
Gegenſtand weitreichender Unzufriedenheit geworden, daß in⸗ 
folge der Bedürfniſſe des römiſchen Stuhles unverhältnis⸗ 
mäßig hohe Geldſummen aus Deutſchland herausgeholt wurden. 
Insbeſondere hatte gegen Ende des Mittelalters der Miß⸗ 
brauch, der mit dem Ab laß getrieben wurde, eine tiefe Erbitte⸗ 
rung hervorgerufen. Es kam ſo weit, daß ſelbſt Herzog Erich eine 
als Ablaßgeld in Hannover geſammelte erhebliche Geldſumme 
beſchlagnahmte und beim Rate verwahrlich niederlegte. Als dann 
1503 der Biſchof von Lübeck dieſerhalb beim Rate anfragte, ant⸗ 
wortete dieſer der Sachlage gemäß, er könne das Geld nur auf 
Ermächtigung Herzog Erichs aushändigen. 

Auch der Rat iſt fortgeſetzt bemüht geweſen, zu verhüten, 
daß die wirtſchaftlichen Intereſſen der Stadt durch 
die kirchlichen Beſtrebungen und Anſtalten geſchädigt würden. 
Die Kirchen waren urſprünglich mit Grundſtücken ausgeſtattet 
worden, wonach im beſonderen der bei der Kirche belegene Teil 
ihres Grundeigentumes als Wedeme (dos ecelesine; wedemen: 
widmen, ausſtatten) bezeichnet wurde. So gehörte zur Markt— 
lirche Grund und Boden zwiſchen dem Kirchhofe, der Knochen— 
hauer⸗, Schuh⸗ und Schmiedeſtraße. Von dieſer Wedeme wurde 
1383 ein kleiner Platz für den Kirchhof abgetreten. Der Markt— 
firhhof diente mehrfach auch als Stätte für Zuſammenkünfte, 
insbeſondere für feierliche Verhandlungen, ſo z. B. 1257, 1309, 
1406, 1442 und 1503. 

Für bie Inſtandhaltung und den weiteren Ausbau bes 
Kirchengebäudes war bei den Altſtädter Pfarrkirchen ein 
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beſonderer Teil des Kirchenvermögens beſtimmt, deſſen Verwal⸗ 
tung in den Händen je zweier Alterleute, Provisores structurae 
oder fabricae lag. Beide waren Bürger der Stadt Hannover 
und hatten jährlich, wie wir auf Grund ber Ratsgedenkbücher 
für die Zeit nach 1433 nachweiſen können, dem Rate Rechenſchaft 
über ihre Geſchäftsführung abzulegen. Daß der Rat auch auf 
dieſem Gebiete derartige Befugniſſe ausüben konnte, war offen⸗ 
bar in der allgemeinen Anſchauung begründet, daß ihm als 
Obrigkeit eine möglichſt weitreichende Verantwortlichkeit für das 
Wohlergehen der Stadt zukam. Ferner gebührte, wenngleich auf 
anderer Grundlage entſtanden, dem Rate noch das Patronats⸗ 
recht über die Heilige Geiſt⸗Kirche ſeit 1296, über die Kreuzkirche 
ſeit 1333, ſowie über einige Altäre. 

Eine Mitwirkung des Rates bei der Verwaltung des 
Kirchen vermögens iſt in vielen Fällen erfolgt, von denen 
einige hier erwähnt werden mögen. Der Rat genehmigte 1358, 
daß die Alterleute der Marktkirche, zum Zwecke des Turmbaues 
derſelben, Kirchengüter in Döhren unter der Bedingung ſpäteren 
Rückfalles verkauften. Ebenfalls den Alterleuten des Bau⸗ 
vermögens und zu Händen der Ratsherren verkauften 1359 die 
von Roden Grundbeſitz in Linden zu kirchlichen Zwecken. Wie 
1366 angeordnet wurde, ſollte in Zukunft eine beſtimmte Geld⸗ 
fumme „na des Rades Rade tho Honovere to deme Buwe to 
ſinte Jurgens Buwede“ verwandt werden. Als 1461 die Kreuz⸗ 
kirche 28 P. an die Marktkirche als Beihülfe zu deren Turmbau 
auslieh, war hierzu die Genehmigung des Rates erforderlich, 
ebenſo 1484 zur Stiftung von Feſten in der Aegidienkirche. Nat 
und Geſchworene bevollmächtigten 1514 zwei Ratsherren, zuſam⸗ 
men mit dem Kirchherrn und Alterleuten einen Organiſten an 
der Aegidienkirche anzuſtellen. Auch bedurfte es, wie in vielen 
Fällen bezeugt iſt, der Zuſtimmung des Rates, wenn es ſich um 
Wiederbelegung von Kirchengeldern handelte. 

Um zu verhüten, daß bürgerlicher Grundbeſitz in geiſtliche 
Hände gerate und der Leiſtung ſtädtiſcher Pflichten 
entzogen werde, beſchloſſen Rat und Geſchworene 1512: Nie⸗ 
mand ſoll hier geiſtlichen Perſonen, Gotteshäuſern oder Bruder⸗ 
ſchaften Häuſer, Buden, Grundſtücke oder Wohnungen vermieten, 
verpachten oder verkaufen, es geſchehe denn vor dem Rate. Und 
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wenn dieſes geſchieht, jo ſoll ber, der das thun will, einen Bür⸗ 
ger mitbringen, der ſich verpflichtet, aus einer ſolchen Wohnung 
alle ſtädtiſche Dingpflicht zu leiſten, bei Strafe an Leib und Gut. 
In einer allgemeinen Verfügung von 1524 über die Verwaltung 
des Kirchenvermögens ordnete der Nat an, daß ſämtliche Alter⸗ 
leute für ihre Kirchen je eine Kiſte machen laſſen ſollten, um da⸗ 
rin alle Urkunden und Siegel der betreffenden Kirche aufzu⸗ 
bewahren. Sie ſollen dieſe regiſtrieren laſſen, und zu einer ſolchen 
Kiſte ſollen die Alterleute je einen Schlüſſel haben. 

Die Barfüßer ſtanden außerhalb der Bistumsverfaſ⸗ 
ſung, zu der die Weltgeiſtlichkeit der Stadt Hannover gehörte. 
Da ſie Bettelmönche waren, ſo kam eine Vermögensverwaltung, 
wie ſie für die Pfarrkirchen beſtand, und ſomit auch eine Mitwir⸗ 
kung des Rates dabei nicht in Betracht. Bemerkenswert iſt da⸗ 
gegen die Verbindung, die zwiſchen der Barfüßerkirche und den 
Beginen vorhanden war, wenngleich dieſe es um die Mitte des 
15. Jahrhunderts noch ablehnten, ſich dem Franziskanerorden 
ausbrüdlid) anzuſchließen. 

Die hieſigen Beginen haben allem Anſcheine nach ein 
friedfertiges und arbeitſames Daſein geführt, ſo daß der Rat 
ihnen wohlgeſinnt blieb. Satzungen vom Jahre 1441, die der 
Rat genehmigte, betrafen die Vorbedingungen für bie Auf⸗ 
nahme in das Beginenhaus und die Ausſchließung aus dem⸗ 
ſelben. Rat und Geſchworene erlieBen 1510 eine Verfügung, wo- 
nach die Beginen bei Errichtung von Teſtamenten zunächſt ihrem 
Schweſternhauſe eine beſtimmte Summe vermachen mußten, 
bevor ihre Verwandten die übrige Erbſchaft antreten konnten. 
Umfangreiche Satzungen, bie jodarm vom Rate mit Zuſtimmung 
der Geſchworenen im Jahre 1520 erlaſſen wurden, enthalten 
u. a. eine Beſtimmung, wonach höchſtens zwanzig Schweſtern im 
Hauſe vorhanden ſein durften, abgeſehen von den Mägden. Wir 
erfahren auch, daß die Beſtrebungen, die ſich auf Anſchluß an die 
Regel des heiligen Franziskus richteten, inzwiſchen inſofern Gr. 
folg gehabt hatten, als einige Schweſtern dieſe Regel angenom⸗ 
men hatten. Die übrigen ſollten, wie nun verfügt wurde, in 
ihrem bisherigen Stande verbleiben dürfen, in Zukunft aber die 
neu Eintretenden die betreffende Regel annehmen. Andere Be⸗ 
ſtimmungen betrafen die Höhe der einzuzahlenden Summe und 
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bie Vorſchrift, einen Teil davon dem Schweſternhauſe zu ver⸗ 
machen, ferner die Annahme von Kindern zum Zwecke des An⸗ 
lernens, Zuſchließen des Hauſes im Sommer um 9, im Winter 
um 8 Uhr Abends, Ausgehen, Verträglichkeit unter einander, 
Benutzung des Gartens und der Badeſtube u. a. m. Alsdann 
wurden 1530 nochmals ncue Beſtimmungen erlaſſen, die gegen⸗ 
über den früheren einige Veränderungen aufweiſen. 


Wohltätige Anſtalten. 

Die Fürſorge für Arme und Kranke war ur⸗ 
ſprünglich Sache der Kirche geweſen, und dieſer Zuſammenhang 
blieb auch in ſpäterer Zeit beſtehen. Vielfach gab es für dieſe 
Zwecke beſondere Bruderſchaften, die von Alterleuten und Vor⸗ 
ſtehern geleitet wurden, wie z. B. in der Marktkirche die „Almiſſe, 
de me dagelikes gift in ſunte Jacobes und ſunte Jurgens 
Kerken“, in der Aegidienkirche die Bruderſchaft und Almiſſe 
sancti Viti. Sowohl kirchliche Gedächtnisfeiern wie Almoſen 
waren im Sinne der Kirche verdienſtliche Werke und wurden da⸗ 
her häufig mit einander vereinigt. Einige Beiſpiele aus den zahl⸗ 
reichen Urkunden über fromme Stiftungen werden er⸗ 
kennen laſſen, daß dabei nicht nur die Rückſicht auf das eigene 
Seelenheil des Schenkgebers maßgebend war, ſondern auch die 
natürliche Gutmütigkeit und das Mitleid mit bedürftigen Leuten. 

Nach der Anordnung eines Schenkgebers vom Jahre 1406 
ſollte man den etwaigen Reſt des für eine Memorie zum Seelen⸗ 
heile genannter Perſonen beſtimmten Geldes zum Ankauf von 
Weißbrot für Arme verwenden. Ebenſo wurde 1414 und mehr⸗ 
fach ſonſt beſtimmt, daß für den Anteil derjenigen Geiſtlichen, die 
bei der Verteilung der Präſenzgelder nicht anweſend waren, 
Weißbrot gekauft und an Arme verteilt werden ſollte. Wie 
1420 von einem Schenkgeber feſtgeſetzt wurde, ſollte jährlich für 
Arme, die nicht im Stande ſind zu betteln, ein Almoſen gegeben 
werden, und zwar abwechſelnd in einem Jahre wollene Kleider, 
im anderen Stiefel. Die Alterleute der Marktkirche wurden 
1423 beauftragt, jährlich am Tage nach Himmelfahrt an hundert 
Perſonen eine Spende zu geben, und zwar jedem für 1 Pfennig 
Fleiſch, 1 Scherf Brot und 1 Scherf Bier. Von einer Rente von 
22 ſh. ſollten, wie 1425 verfügt wurde, hundert Arme je 
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1 Hering, 1 Weden unb Bier erhalten. Nad einer Stiftung 
von 1428 waren graues und weißes Tuch, ſowie Schuhe an 
Arme zu geben, und zwar jedesmal vor dem 9. Oktober, damit 
dieſe es vor dem Winter bekämen. 

Gemäß einer Stiftung von 1521 ſollten den anweſenden 
Armen Heringe bzw. Weißbrot gegeben werden. Waren zu viele 
Arme da, ſo ſollten die Hausarmen und die Bedürftigſten be⸗ 
vorzugt werden. Dieſe letztere Beſtimmung iſt ſehr bezeichnend. 
Die Zahl der Armen war offenbar noch ſehr groß. Wir erwägen 
hierbei, daß auch keineswegs die Abſicht beſtand, die Armut zu 
befeitigen, denn man hätte ja, wenn keine Armen mehr vor⸗ 
handen geweſen wären, auch keine guten Werke mehr zu ihren 
Gunſten thun können. | 

Es bezeichnet einen Fortſchritt auf dieſem Gebiete, daß auch 
der Rat ſich ſchon frühzeitig entſchloſſen hat, den Armen und 
Kranken ſeine Fürſorge zuzuwenden. Bereits 1256 war die 
Bürgerſchaft bzw. Stadtverwaltung gewillt, zu Ehren des hei⸗ 
ligen Geiſtes ein nach ihm zu benennendes Hoſpital zu begrün⸗ 
den, damit dort Fremde und andere arme Wanderer Unter- 
kommen fänden und Blinde, Lahme, ſowie ſonſtige Gebrechliche 
aufgenommen und gepflegt würden. Das Hoſpital wurde als⸗ 
dann gebaut, und der Rat übernahm die Oberaufſicht über deſſen 
Verwaltung. Es ſcheint ſehr in Anſpruch genommen zu ſein, ſo 
daß der Rat ſich 1302 veranlaßt ſah, die zu ſtarke Bemitzung 
einzuſchränken: In das Hofpital [oll nur aufgenommen werden, 
wer ſo ſchwach und hinfällig iſt, daß er nicht gehen kann. Wenn 
er aber wieder zu Kräften kommt, ſo daß er gehen und ſtehen 
lann, ſo ſoll er entlaſſen werden, damit deſto beſſer für andere, 
die noch wirklich gebrechlich ſind, geſorgt werden kann. 

Aus ſpäteren Verfügungen des Rates für das 
Heilige Geift-Hofpital fet noch folgendes hervorge⸗ 
hoben. 1323: „Wenn ein Ratsherr oder Burmeſter verarmt, 
ſo ſoll ihm, wenn er darum nachſucht, eine Pfründe im Heiligen 
Geiſt⸗Hoſpitale gegeben werden, und zwar eine ähnliche wie den 
Proviſoren dieſer Anſtalt. Die Ehefrau jedes von ihnen be⸗ 
kommt eine einfache Pfründe, die nach dem Tode ihres Mannes 
verbeſſert wird“. Es ſcheint dann wieder eine Überfüllung ein⸗ 
getreten zu fein, und der Rat beſchloß deshalb 1366: „Arme 
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Leute, bie z. Zt. im Heiligen Geiſte find, follen bie Pfründe 
Zeit ihres Lebens behalten, es fei denn, daß fie Jie durch Unfug 
verwirkten. In Zukunft will ber Rat aber dort nicht mehr auf: 
nehmen, als wie dieſerhalb feſtgeſetzt war“. 


Die Höchſtzahl der Pfründner wurde 1402 auf 24 feſt⸗ 
geſetzt, abgeſehen jedoch, wie 1416 hinzugefügt wurde, von 
Ratsherren und Geſchworenen nebſt ihren Frauen. Ein Zuſatz 
von 1432 beſagte ferner: „Wem Rat und Geſchworene in Zu⸗ 
kunft die Pfründe verleihen, bzw. wen ſie dort aufnehmen, der 
ſoll ſchwören, daß er feinen Nachlaß im Heiligen Geiſte laſſen 
und vorſätzlich nichts daraus abſondern wolle, es geſchehe denn 
mit Erlaubnis von Rat und Geſchworenen“. Mehrfach, ſo noch 
1503, wurde auch von Rat und Geſchworenen verfügt: Wem ſie 
eine Pfründe im Heiligen Geiſte verleihen, der ſoll dort auch 
wohnen und die Pfründe dort verzehren, ausgenommen wiede⸗ 
rum Ratsherren und Geſchworene ſelbſt. Hinſichtlich der reiten⸗ 
den und gehenden Knechte der Stadt ſollte es nach einem Zu⸗ 
ſatze von 1444 dem Rate überlaſſen bleiben, wem er die Pfründe 
geben wollte. Das Hoſpital hatte demnach ſein urſprüngliches 
Gepräge inſofern geändert, als es vorwiegend ein Altersheim 
geworden war. 


Außerhalb der Stadt, vor dem Steintore, lag das ur⸗ 
ſprünglich wohl als Ausſätzigenhaus, Leprosorium (Lepra: 
Ausſatz) begründete Hoſpital S. Nicolai. Die älteſte 
uns bekannte Nachricht über die Capella leprosorum, die Niko⸗ 
laikapelle, ſtammt aus dem Jahre 1284, über das Hoſpital aus 
dem Jahre 1325. In letzterem wurde dem Rate und den Pro— 
viſoren (Alterleuten) der Hoſpitäler S. Spiritus und S. Nicolai 
für die dort befindlichen Armen ein Hof zu Schliekum verkauft. 
1329 wurden den ſeken luden (den Siechen) zu St. Nikolaus 
eine Rente von einer Wieſe bei Groß Ricklingen geſchenkt, 
1334 von Dietrich v. Alten der ſogenamte Herwegskamp hinter 
dem Hofe des Hoſpitals, 1365 von den v. Ilten eine Wieſe 
namens Rodenpohl in der Aegidien-Maſch, den armen Leuten 
zu St. Nikolaus, und zu ihren Händen ihren Vormündern, die 
ihnen der Rat zu Hannover einſetzt. Graf Adolf von Schaum— 
burg ſchenkte 1339 zu Gunſten der Ausſätzigen zu Händen der 
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Ratsherren als ber Vorſteher des een eee einige 
Grundſtücke in Stedere. 

Zu Gunſten der Armen bzw. Ausſätzigen im Nikolai⸗ 
Hoſpitale ſtellte der Biſchof von Minden 1371 einen Ablaßbrief 
aus. Noch im Jahre 1400 kommt die Bezeichnung Leprosorium 
vor, und für die dortigen Ausſätzigen und Armen wurde 1429 
eine Stiftung von Weizenbrot begründet. Durch eine Satzung 
von 1402 wurde die Höchſtzahl der Pfründner auf 18 feſtgeſetzt, 
doch ſollte dieſes nach einem Zuſatze von 1416 für Ratsherren 
und Geſchworene, ſowie ihre Frauen nicht gelten. Die übrigen 
Inſaſſen des Hoſpitals, Arme und Sieche, auch als „Elende“ 
bezeichnet, beſaßen keine Pfründe und es wurde für ſie auf 
andere Weiſe durch Stiftungen geſorgt. Die mit anſteckender 
Krankheit Behafteten werden ſchon möglichſt bald in Räumen 
untergebracht ſein, die von den übrigen getrennt waren. 

Wegen des Verdachtes, ausſätzig zu ſein, wurde 1486 
Dietrich Warmboke an das Siechenhaus gewieſen, um ſich 
unterſuchen zu laſſen. Die damaligen Vorſteher und Alter⸗ 
leute des Hoſpitals, Hermann von Wintheim und Hermann 
Diekmann, beauftragten min die Geſchworenen desſelben Hauſes, 
als Sachverſtändige, damit, den Sachverhalt feſtzuſtellen. Dieſe 
führten den Auftrag nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen aus und 
erklärten alsdann unter Eid, Warmboke fei nicht ausſätzig. 
Daraufhin ſtellten ihm die genannten Alterleute ein Geſundheits⸗ 
zeugnis aus. Innerhalb der Verwaltung des Hoſpitals waren 
beſtimmte wirtſchaftliche Befugniſſe dem Hofmeiſter, an den 
noch der Name der Hofmeiſterei erinnert, andere dem Klocke⸗ 
manne übertragen. 


Das Bildungsweſen. 

Zu den Gebieten, die im früheren Mittelalter vorwiegend 
von der Kirche abhängig geweſen waren, hatte auch das Un⸗ 
terrichtsweſen gehört, war aber beim Aufblühen der 
Städte unter den Einfluß der Stadtobrigkeit gekommen. Auch 
in Hannover hat der Rat es ſich alsbald zur Aufgabe gemacht, 
dieſes Ziel zu erreichen. Die Schule hatte offenbar urſprünglich 
zum Machtbereiche des Herzogs gehört, und noch 1282 verſprach 
dieſer, daß er nach dem Tode des derzeitigen Rektors die Schule 
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nur jemand übertragen wolle, ber ihm von pier Lauenröder 
Burgmannen und vier Bamnoper|den Bürgern vorgeſchlagen 
würde. Die Errichtung eines neuen Schulgebäudes beim Hoken⸗ 
markte geſtattete der Herzog 1315 dem Rate und überließ dieſem 
1348 die Schule ohne Einſchränkung nebſt dem Rechte, in Zu⸗ 
kunft noch mehrere Schulen in der Stadt einzurichten. 

Der Unterricht hatte u. a. auch darunter zu leiden, daß die 
Lehrer meiſtens nur kurze Zeit im Amte blieben, und daß ſie, 
ſowie manche Schüler durch Teilnahme an kirchlichen Feiern 
vielfach anderweitig in Anſpruch genommen wurden. Die Mild⸗ 
tätigkeit wandte ſich mit Vorliebe den armen Schülern zu, und 
es wurden dieſerhalb zahlreiche Stiftungen angeordnet. Eine 
ſolche vom Jahre 1522 beſtimmte z. B., daß bei der betreffenden 
Feier anweſend ſein ſollen der Schulmeiſter mit ſeinen Hülfs⸗ 
lehrern und mit hundert von ihm beſtellten armen Schülern, die 
zu betteln pflegen, zur Mitwirkung beim Singen der Vigilie. 
Der Schulmeiſter und die Hülfslehrer zuſammen bekamen 5 ſh., 
jeder Schüler 1 Goslarſchen. Am anderen Morgen um 7 Uhr 
findet eine Seelenmeſſe ſtatt; die hundert armen Schüler er⸗ 
halten alsdann je 2 Heringe und 1 Brot zum Preiſe von 
1 Witten. Seitens der Stadtkämmerei wird für 1 Gulden Butter 
gekauft und davon jedem Schüler ein Stück auf einer Semmel 
gegeben nebſt einem Brote im Werte von 1 Witten. Nach dem 
Empfang beten die Schüler für die Seelen der Stifter. 

Die Anforderungen, die man an die Leiſtungen der 
Schule ſtellte, waren übrigens nicht erheblich. Wir erſehen das 
aus den Verträgen, die der Rat mit dem Schulrektor ſchloß, 
und von denen aus der letzten Zeit des Mittelalters mehrere 
erhalten ſind. Zunächſt kam es ihm darauf an, daß die Zahlung 
einer vom Rektor an die Stadtkaſſe zu leiſtenden Abgabe, der 
ſogenannten Penſion, durch Bürgſchaft ſicher geſtellt wurde. So⸗ 
dann legte er großen Wert darauf, daß etwaige Streitigkeiten 
zwiſchen Angehörigen der Schule und hieſigen Bürgern nur vor 
ihn, den Rat, gebracht würden. 

Was nun den Unterricht ſelbſt betraf, ſo verlangte der 
Rat, als er 1484 den Magiſter Florentius auf ein weiteres 
Jahr anſtellte, er ſolle dafür ſorgen, „dat de Kindere latin 
ſpreken unde ſick tuchtliken helden uppe deme Kore unde in allen 
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Steden“. Auf Latein ſprechen und geſittetes Benehmen richteten 
ſich auch fernerhin die Anforderungen in erſter Linie; ſo ver⸗ 
ſprach der Lehrer 1512, er wolle die Schüler und beſonders die 
Kinder der Bürger treulich regieren und dafür ſorgen, daß ſie 
„Latyn ſpreken und ſick hoveſchen holden in allen Enden“. 

Nach einem „Statutum upp de Schole“ von 1521 ſoll der 
Schulmeiſter der Lateinſchule außer den Kindern der Bürger 
noch höchſtens hundert auswärtige Schüler haben, und von 
dieſen ſollen fünfzehn zur Kreuzkirche und fünfzehn zur Aegi⸗ 
dienkirche zu Chore gehen. Die Zahlung der bisherigen Penſion 
wurde dem Schulmeiſter damals erlaſſen. Das ihm zukommende 
Schulgeld wurde 1522 ſowohl für die Bürgerkinder wie die Aus⸗ 
wärtigen feſtgeſetzt. Auch wurde er damals verpflichtet, vier 
gute Gehülfen zu halten: einen guten Conrektor, einen Suc⸗ 
centor, einen Baccalarius und einen Locaten Ope aud), je ii 
feiner Bequemlichkeit, zwei Locaten. | 

Inzwiſchen hatte jid) die Notwendigkeit Fals eiellt für 
ſolche Schüler, die der Kenntnis der lateiniſchen Sprache nicht 
bedurften, eine anderweitige Schulbildung zu ermöglichen und 
zu dieſem Zwecke ſogenannte Schreibſchulen einzurichten. 
Die Grenze der beiderſeitigen Anſtalten gegeneinander wurde 
1526 feſtgelegt, indem Rat und Geſchworene bei der Anſtellung 
des Magiſters Johann Hogelken an der Lateinſchule dieſem zu⸗ 
ſicherten, daß Schüler, die Latein oder die Fibel lernen wollten, 
nur in ſeine Schule gehen dürften. Auch ſollen alle Schüler, die 
er in ſein Regiſter eingetragen hat, ihm für das betreffende 
halbe Jahr das volle Schulgeld geben, auch diejenigen, die ihm 
von der Schule laufen und in die Schreibſchule gehen wollen. 

Andererſeits erlaubten Rat und Geſchworene damals dem 
Küſter zu St. Aegidien und dem Johann Schröder, je eine 
Schreibſchule ein Jahr lang zu halten, eröffneten ihnen aber, 
daß ſie keine Schüler zu ſich nehmen dürfen, die Latein ſprechen 
oder die Fibel lernen wollen, denn dieſe ſollen alle in die La⸗ 
teinſchule gehen, bis ſie ihre Fibel können. Wenn ſie die können, 
ſo ſteht es ihnen frei, in die Schreibſchule zu gehen. Auch ſollen 
die beiden Schulvorſteher dafür ſorgen, daß ihre Schüler die 
Lateinſchüler in Frieden laſſen, widrigenfalls der Rat ihnen die 
Schule wieder nehmen wird. 


— 214 — 


Der Beſuch von Univerſitäten wurde für Stadthannove- 
raner in einzelnen Fällen dadurch ermöglicht bzw. erleichtert, 
daß hierfür Stipendien vorhanden waren. Ein ſolches, 
das Magiſter Volkmar von Anderten geſtiftet hatte, wurde 1484 
von Rat und Geſchworenen dem Johann Schernhagen zugeſagt. 
Er ſoll fünf Jahre lang Leges ſtudieren und dann, dem Zwecke 
der Stiftung gemäß, der Stadt dienen. Ein anderes, von 
Dr. Schone begründetes Stipendium, 1506 erwähnt, wurde vom 
Rate gleichfalls auf je fünf Jahre verliehen. In den vier Fällen, 
in denen uns aus ſpäterer Zeit über die Verleihung des Ander⸗ 
tenſchen Stipendiums berichtet wird, wurde es zweimal an Mit⸗ 
glieder dieſer Familie gegeben, ferner einmal dem Sohne des 
Bürgermeiſters Hans Blome und einmal einem Sohne des 
Bürgermeiſters Johann vom Sode. 

In Hannover fehlte es dagegen an einer Anſtalt, bie es 
ſich zur Aufgabe gemacht hätte, wiſſenſchaftliche Tätigkeit zu 
fördern und allgemeine Bildung zu verbreiten. Auch die vor⸗ 
handenen Bücherſammlungen kamen hierfür nicht in Be⸗ 
tracht, ſowohl hinſichtlich ihres Inhaltes wie der Art ihrer Be⸗ 
nutzung. Conrad von Sarſtedt, Pfarrer an der Marktkirche 
hierſelbſt und Propſt zu Lüne, vermachte 1440 ſeine handſchrift⸗ 
lichen Bücher aus dem Gebiete des canoniſchen und des römiſchen 
Zivilrechtes, ſowie der Theologie der Marktkirche mit der Be⸗ 
ſtimmung, daß jie durch den Rat verwaltet und geſchützt werden 
ſollten. Wirklich wurde auch einmal ein Buch daraus ausge⸗ 
liehen, indem 1455 der Rat dem Pfarrer Dietrich Ovenſtede 
erlaubte, die Bibel aus der Bücherei zu entleihen, ein Jahr bei 
ſich zu haben und nach ſeinem Belieben eine Abſchrift daraus zu 
machen. Dann müſſe er ſie in ebenſo gutem Zuſtande, wie ſie 
jetzt wäre, wieder zurückbringen. Ovenſtede ſtellte hierfür einen 
Bürgen, und der Rat ließ einen Vermerk über dieſes Ereignis in 
das ſtädtiſche Gedenkbuch eintragen. 

Sodann vermachte 1479 der Lübecker Canonikus Volk⸗ 
mar von Anderten dem Rate ſeine gedruckten Bücher und 
Handſchriften, die vorwiegend theologiſchen Inhalts waren. 
Auch beſtand im Barfüßerkloſter eine Bücherſammlung, 
deren Handſchriften und Druckwerke, als die Mönche 1533 ihr 
Kloſter verließen, mit der Bücherei des Rates vereinigt wurden. 
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Wir werden hiernach von vornherein nicht erwarten dürfen, 
im mittelalterlichen Hannover wiſſenſchaftliche Beſtrebungen von 
einiger Bedeutung anzutreffen, und in der Tat hält ſich die 
Betätigung geiſtiger Intereſſen, ſoweit wir davon Kenntnis 
haben, in ſehr beſcheidenen Grenzen. Die auf der Schule er⸗ 
worbene Bildung beruhte auf einer äußerlichen Aneig⸗ 
nung ber lateiniſchen Sprache, ſowie den kirchlichen 
Anforderungen und ging daher nicht tief. Überliefert ſind einige 
late iniſche Hexameter, bie jid) auf Ereigniſſe des Jahres 1350 
beziehen. Wenn 1482 berichtet wird, daß „man de Paſſien 
ſpelde“, ſo iſt hierunter wahrſcheinlich die Aufführung von Paſ⸗ 
ſionsſpielen durch Schüler der Lateinſchule zu verſtehen. Der 
mißglückte Anſchlag auf Hannover im Jahre 1490 hat dann 
Veranlaſſung gegeben, daß Joh. Sindorp vier darauf bezügliche 
lateiniſche Diſtichen in das Stadtrechtsbuch eintrug, deren An⸗ 
fangsworte am Schluſſe wiederkehren. Es muß allerdings hier⸗ 
bei bemerkt werden, daß dieſe geſchmackloſen Verſe ihm ſelbſt 
nicht gefallen haben, aber er jagt zu feiner Entſchuldigung, der 
treuloſe Überfall habe nichts beſſeres verdient. 

Ebenfalls von Sindorp, der ſpäter noch lange Zeit als 
Stadtſchreiber und Pfarrer an der Kreuzkirche gewirkt hat, 
ſtammt ein den Verſen vorangehender Bericht in nieder⸗ 
deutſcher Sprache über dasſelbe Ereignis. Ein ſehr aus⸗ 
führlicher Bericht hierüber, gleichfalls in niederdeutſcher Sprache, 
wurde bald nachher in das ſogenannte Rote Buch eingetragen 
und zeigt deutlich, wie ſchwer es dem Verfaſſer wurde, eine ge- 
ſchichtliche Darſtellung in der Volksſprache abzufaſſen. Platt⸗ 
deutſch waren auch die dreizehn Verſe in daktyliſchem Tonfall, 
die im 14. Jahrhundert ein Schreiber in das Stadtrechts buch 
eintrug und als Versus de physibus bezeichnete. Sie ent⸗ 
halten eine Phyſiognomik, indem aus der äußeren Körper⸗ 
beſchaffenheit der Menſchen auf ihre ſeeliſchen Eigenſchaften ge⸗ 
ſchloſſen wird. 

Gegen Ende des Mittelalters haben ſich allerdings einige 
Stadthannoveraner in der kirchlichen Verwaltung her⸗ 
vorgetan und ſind außerhalb ihrer Vaterſtadt zu angeſehenen 
Stellungen gelangt, wie namentlich Johann Schele, Biſchof zu 
Lübeck, Ludolf Grove, Biſchof zu Oeſel, und Dietrich Reſeler, 
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Biſchof zu Dorpat. Im allgemeinen war jedoch bas geijtige 
Rüſtzeug derjenigen, die in erſter Linie Vertreter der kirchlichen 
Bildung ſein ſollten, nur geringfügig. 

Jedenfalls waren bei Beginn der Neuzeit ſowohl die 
ſtadthannoverſche Pfarrgeiſtlichkeit wie die Barfüßer⸗Mönche 
nicht imſtande, den damals erfolgenden Angriffen auf die Lehre 
und Einrichtungen der Kirche mit Ausſicht auf Erfolg entgegen⸗ 
zutreten. Dazu trug weſentlich bei, daß damals unter ihnen, 
ſoweit ſie am alten Glauben feſthielten, keine Perſönlichkeit vor⸗ 
handen war, die es an Gelehrſamkeit mit den großenteils huma⸗ 
niſtiſch gebildeten Vertretern der neuen Richtung hätte auf⸗ 
nehmen können. 


Die Reformation. 


Am 31. Oktober 1517 ſchlug Martin Luther, empört 
über den Unfug, der ſich im Betriebe des Ablaßhandels gezeigt 
hatte, ſeine hiergegen gerichteten 95 Theſen an die Tür der 
Schloßkirche zu Wittenberg. Wie hiermit der Beginn der refor⸗ 
matoriſchen Bewegung gegeben war, ſo iſt auch für deren wei⸗ 
teren Verlauf Luthers kraftvolle Perſönlichkeit von maßgeben⸗ 
der Bedeutung geweſen. Es war zugleich die Tiefe des deutſchen 
Gemütes, die ihm in beſonders reichem Maße eigen war. In 
ihr wurzelten feine Gewiſſensnot, feine Seelenkämpfe, das Ringen 
um Erlöſung und Seligkeit. Die Lehren der Kirche konnten ihm 
die erſehnte Sicherheit nicht gewähren; er fand dieſe erſt, indem 
er die heilige Schrift als die einzige Quelle unſeres Wiſſens von 
den göttlichen Dingen erkannte. Aus ihr entnahm er die Grund⸗ 
lehre, daß allein die Rechtfertigung durch den Glauben unſer 
Verhältnis zu Gott bedinge. Nach Luthers Tode bekannte 
Anton Corvinus: „Wir haben durch ihn als ein Werkzeug 
Gottes die reine Lehre des heiligen Evangelii bekommen, welche 
wir wohl behalten wollen, wenn's gleich den hölliſchen Pforten 
leid wäre“. 

Allem Anſcheine nach hat man in Hannover in der nächſten 
Zeit nach 1517 noch keine Stellung zu den vorliegenden Streit⸗ 
fragen genommen. Erſt aus dem Jahre 1523 liegt uns eine 
Nachricht vor, aus der zu entnehmen iſt, daß ein Teil der 
Bürgerſchaft geneigt war, lutheriſche Predigten anzu⸗ 
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hören. In Abweſenheit bes Herzogs Erich forderte damals 
deſſen Gemahlin Katharina den Rat brieflich auf, der Mar⸗ 
tinſchen Sekte die Verkündigung ihrer Lehren nicht zu geſtatten. 
Auch läßt ſich aus ihrem Schreiben weiter entnehmen, daß einige 
Buchführer verſucht hatten, Luthers Bücher in Hannover zu 
verkaufen. 

Für die Stadt war es von größter Wichtigkeit, daß ihre 
ruhige Entwicklung auch fernerhin geſichert blieb, und der Rat 
war daher bemüht, die vorhandenen guten Beziehungen zu 
anderen niederſächſiſchen Städten aufrecht zu erhalten. 
Am 17. Januar 1524 erneuerte er das Bündnis mit den 
Städten Goslar, Magdeburg, Braunſchweig, Hildesheim, Göt⸗ 
tingen und Einbeck auf weitere zehn Jahre zu gegenſeitigem 
Schutze gegen ungerechte Gewalt. Es wurde in dem Vertrage je⸗ 
doch ausdrücklich bemerkt, daß dieſes Bündnis nicht gegen den 
Papſt, das heilige römiſche Reich oder den Kaiſer gerichtet ſein 
ſolle. Ebenſo ſchloß der Rat am 4. Auguſt 1525 ein Bündnis 
mit Herzog Erich und den Städten Goslar, Hildesheim, Göt⸗ 
tingen und Einbeck. 

In der Stadt bewegte ſich ei das firdjlide 
Leben weiter in den altgewohnten Gleiſen, wie wir aus den 
erhaltenen Urkunden über gottesdienſtliche Einrichtungen und 
fromme Stiftungen erleben können. Vom Rate geſtützt, behielt 
die alte Kirchengemeinſchaft noch bis 1532 bzw. 1533 die Herr⸗ 
ſchaft, wenngleich jener nicht verhindern konnte, daß der neue 
Glaube fortgeſetzt Anhänger in der Bürgerſchaft gewann. Sehr 
bezeichnend iſt es, daß Jakob vom Sode und Dietrich Schele 
1526 wegen ihres ungehörigen Benehmens in der Beichte vom 
Rate beſtraft wurden. Ein Vertrag, den der Rat im November 
1527 mit den Geiſtlichen der drei Altſtädter Kirchen ſchloß, läßt 
uns einen Einblick in die damalige Sachlage tun. Es wurden 
Maßregeln vereinbart, durch welche man etwa entſtehende Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen Geiſtlichen und Bürgern beilegen wollte. 
Solche, die ſich auf geiſtliche Lehen und Stiftungen bezögen, 
ſollten hierbei jedoch nicht in Betracht kommen, da dieſe der 
geiſtlichen Gerichtsbarkeit unterſtellt ſeien. Zugleich übernahmen 
es der Rat und die Geſchworenen, die hieſigen Geiſtlichen nötigen⸗ 
falls gegen Gewalt und Überfall der Bürger zu ſchützen. 
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In den nádjten Jahren kam es immer häufiger zu Vor⸗ 
kommniſſen, die ein Eingreifen des Rates veranlaßten. 
Meiſter Hans, der Perlenſticker, wurde 1529 durch Rat und Ge⸗ 
ſchworene aus der Stadt gewieſen, da er in dieſem Jahre nicht 
gebeichtet und das Abendmahl nicht empfangen hatte. Die Ver⸗ 
treter der Bürgerſchaft ſtanden damals noch auf der Seite des 
Rates, faßten 1529 einen Beſchluß „upp de Secten Martini 
Lutters“ und beſchloſſen 1530, einſtweilen bei den alten Vor⸗ 
ſchriften der chriſtlichen Kirche zu bleiben. 1530 wurde Hans 
von Cölln nebſt ſeiner Ehefrau in des Rates Haft geſetzt „umme 
der nigen Secten willen“, und dasſelbe geſchah dem Borcherdt 
Meigenberg „wegen etlicher Unehre, die er der Mutter Gottes, 
Maria, zugelegt hatte“. Noch 1532 mußte ſich der Buchführer 
Bernardus von Osnabrück verpflichten, bei 10 Gulden Strafe, 
keine Martiniſche Bücher hier mehr feil zu bringen. 

Bisher war jedoch die Bürgerſchaft als ſolche nicht dazu 
gelangt, ihrer evangeliſchen Geſinnung Ausdruck zu 
geben. Eine Gelegenheit dazu ergab ſich erſt im Auguſt 1532, 
als der Rat wegen einer anderen Sache, nämlich des Abbruchs 
der Marienkapelle vor dem Aegidientore, mit der Bürgerſchaft 
verhandelte. Dieſe ſtellte nun u. a. auch die Forderung, daß 
das Wort Gottes unverfälſcht gepredigt werden ſolle. Die 
Sachlage war nunmehr ſo ungünſtig für den Rat geworden, daß 
er im weſentlichen nachgeben mußte. 

Am 24. Auguſt 1532 traf Herzog Erich von Calenberg 
in Hanover ein, begab jid) auf das Rathaus und hielt eine An⸗ 
ſprache an die Bürger, worin er ſie vor der lutheriſchen Neue⸗ 
rung warnte und zum Feſthalten an den bisherigen kirchlichen 
Gebräuchen ermahnte. Jedoch breitete ſich während des Win⸗ 
ters von 1532 auf 1533 die lutheriſche Geſinnung weiter in der 
Stadt aus, wenngleich äußerlich die alten Einrichtungen fort⸗ 
beſtanden. Georg Scharnekau, ein Stadthannoveraner, wurde 
als erſter lutheriſcher Prediger an der Marktkirche angeltellt. 

Im Juni 1533 waren die Bürger wieder auf dem Markt⸗ 
platze verſammelt, und als der Worthalter Dietrich Arensborg 
jie aufforderte, zum Zeichen ihres Feſthaltens am Evan: 
gelium eine Hand emporzuheben, bekundeten alle ihre ein⸗ 
mütige Zuſtimmung. Da lid) andererſeits der Rat fortgejekt 
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ablehnend gegen bie Neuerungen verhielt, fo wurde feine Stel⸗ 
hing allmählich unhaltbar, und ſeine Mitglieder verließen im 
September 1533 Hannover. Sie begaben ſich nach Hildesheim 
und kehrten erſt wieder zurück, nachdem ſie ſich durch Vertrag 
vom 15. Juli 1534 mit der Stadt Hannover ausgeſöhnt hatten. 


| Die Ereigniſſe von Auguſt 1532 bis September 1533 
brachten zum Ausdrucke, daß die Bürgerſchaft fid) völlig vom 
früheren Kirchenweſen abwandte. Infolge der außerordentlichen 
Bedeutung, weche die Stellung der Kirche zu jener Zeit nicht 
nur für das Gefühlsleben des Einzelnen, ſondern für das ge⸗ 
ſamte öffentliche Leben beſaß, bildet die damals erfolgte Ein⸗ 
führung der Reformation in Hannover ein ſo 
folgenreiches Ereignis, daß wir dieſes als den Beginn eines 
neuen Abſchnittes unſerer Stadtgeſchichte aufzufaſſen haben. 
Die Zeit von 1532 an gehört demnach für Hannover zur Ge⸗ 
ſchichte der Neuzeit und iſt daher in unſerer Darſtellung, deren 
Gegenſtand ausſchließlich die Zeit des Mittelalters iſt, nur an⸗ 
gedeutet, nicht eingehender behandelt worden. 


Anmerkungen. 


Das Archiv der Stadt Hannover iſt glücklicherweiſe vor größeren Schädigungen 
bewahrt geblieben, wie ſolche infolge von Krieg, Brand, Verwahrloſung oder 
anderen ſchädlichen Einwirkungen den Archiven mancher anderen Städte verderblich 
geworden ſind. Vielmehr iſt durch eine glückliche Fügung das Schrifttum unſerer 
Stadtverwaltung ſeit dem 13. Jahrhundert zwar nicht lückenlos, aber doch ſoweit 
erhalten geblieben, daß wir auf Grund desſelben die ſtädtiſche Entwicklung im 
weſentlichen verfolgen können. Trotz der zahlreichen Bücher und Auſſätze, die 
bereits über die Geſchichte der Stadt Hannover verfaßt ſind, und trotz der Heraus⸗ 
gabe mancher Handſchriften des Stadtarchivs, iſt deſſen Inhalt bisher nur erſt 
zum geringeren Teile allgemein bekannt geworden. 

Meine urſprüngliche Abſicht, hier die geſamte Geſchichte unſerer Stadt zu 
berückſichtigen, ließ fi im Hinblick auf den verfügbaren Raum nicht verwirk⸗ 
lichen. Die notwendige Einſchränkung führte dazu, nur die Zeit des Mittelalters 
zu behandeln und dem Leſer dabei wenigſtens einen Einblick in die Zuſtände des 
damaligen Hannovers zu ermöglichen. Da es ſich nur um eine Überſicht handelt, 
ſo verbot ſich ſchon hierdurch ein näheres Eingehen auf Einzelheiten, und es 
konnten jedesmal aus der Fülle des geſchichtlichen Stoffes nur einige bezeichnende 
Beiſpiele herausgegriffen werden. 

Es wird ſich jedoch empfehlen, in den folgenden Anmerkungen Hinweiſe auf 
einige andere Werke zu geben, in denen der Leſer nähere Angaben über das findet, 
was in der vorhergehenden Darſtellung nur berührt werden konnte. Für bie 
Zeit vor 1898, in welchem Jahre die „Hannoverſchen Geſchichts blätter“ zu et. 
ſcheinen begannen, war die Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen 
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die gegebene Stätte für Veröffentlichungen aus dem Gebiete der ſtadthannoverſchen 
Geſchichte. Die Titel der daſelbſt enthaltenen Aufſätze, die ſich auf die Geſchichte 
der Stadt Hannover beziehen, ſind in dem 1911 von Karl Kunze herausgegebenen 
Syſtematiſchen Inhaltsverzeichnis S. 89 u. a. mitgeteilt. Auch iſt Victor Löwe, 
Bibliographie der Hannoverſchen und Braunſchweigiſchen Geſchichte (1908), 
€. 282—290 zu vergleichen. 

Eine kurze Geſchichte der Stadt Hannover ift in Wilhelm Görges' Vater⸗ 
ländiſchen Geſchichten und Denkwürdigkeiten der Vorzeit, Bd. I (1813), S. 151 
bis 163 enthalten, ſodann in der zweiten Auflage desſelben Werkes, die von 
Ferd. Spehr 1881 herausgegeben wurde, in Bd. IT, S. 1 — 18. Für die dritte 
Auflage dieſes Werkes, die von F. Fuhſe herausgegeben iſt, hat Dr. Peßler einen 
Aufſatz über das ſchöne Hannover, B. II (1997), S. 22 — 45, Dr. Büttner einen 
inhaltreichen „Abriß der Geſchichte der Stadt Hannover“, baj. S. 46— 101, 
verfaßt. 

Mehrfach hat auch das Adreßbuch der Stadt Hannover Darſtellungen ge- 
ſchichtlicher Art aufgenommen, ſo namentlich, 1861 beginnend, eine Chronik der 
Stadt Hannover von Heinrich Böttger, die jedoch, obwohl drei Fortſetzungen folgten, 
noch nicht bis zum Jahre 1200 gelangte. Neuerdings haben auch das im Ver⸗ 
lage von Auguſt Scherl erſcheinende Adreßbuch der Stadt Hannover, ſowie das 
im Verlage von Berthold Pokrantz erſcheinende Adreßbuch von Hannover Auffäge 
zur ſtadthannoverſchen Geſchichte gebracht. 


Die Bücher über ſtadthannoverſche Geſchichte und Einrichtungen, die bis 
zum Jahre 1901 erſchienen waren und in der hieſigen Stadtbibliothek vorhanden 
find, wurden im Kataloge dieſer Bibliothek 1901, S. 282 — 302 namhaft ge» 
macht, die in den nachfolgenden Jahren angeſchafften Werke in den Nachtrags- 
Katalogen bis zum Jahre 1916. Seitdem ſind mehrere Werke erſchienen, in 
denen neben den neuzeitlichen Einrichtungen der Stadt auch deren geſchichtliche Ent⸗ 
wicklung berückſichtigt ift. Vortreffliche Beiträge von Dr. Thimme, Dr. Deichert u. a. 
enthält die „Feſtſchriſt zur 86. Verſammlung deutſcher Naturforſcher und Aerzte, 
Hannover. Gewidmet vom Magiſtrat der Königlichen Haupt- nnb Reſidenzſtadt 
Hannover“. In dem vom „Dari“ Verlage herausgegebenen Werke „Deutſchlands 
Städtebau“ erſchien 1922 der Band Hannover, aus dem hier die Beiträge von 
Stadtbaurat Paul Wolf: „Rückblick auf die baugeſchichtliche Entwicklung der 
Stadt Hannover“ und von Dr. V. C. Habicht über „Hannovers Anteil an der 
künſtleriſchen Kultur Niederſachſens“ und „Die Kunſtſchätze der hannoverſchen 
Muſeen“ hervorgehoben ſein mögen. 


Ein „Führer durch Hannover, die Großſtadt im Grünen“, herausgegeben 
vom Fremden-Verkehrs⸗Verein, bearbeitet von Fr. Stadelmann, erſchien 1924. 
Aus dem Inhalts -Verzeichniſſe find hier die Abſchnitte „Geſchichte und Ent⸗ 
wicklung der Stadt Hannover“, ſowie „Rundgang durch Hannover“ zu nennen. 


Gleichfalls von Fr. Stadelmann bearbeitet iſt das 1927 im Einvernehmen 
mit bem Magiſtrat der Stadt Hannover vom Verkehrs-Verein herausgegebene 
Prachtwerk „Hannover, bie Großſtadt im Grünen’. Außer einem vom Ober» 
bürgermeifter Dr. Menge verfaßten Geleitworte enthält das Werk folgende Haupt- 
abteilungen: I. Allgemeines. II. Wohnung und Siedelung. III. Hygieniſche 
Einrichtungen. IV. Soziale Fürforge. V. Kunſt und Muſeen. VI. Bildung und 
Unterricht. VII. Verkehr und Wirtſchaft. Innerhalb dieſer größeren Abteilungen 
ſind die einzelnen Abſchnitte von den für das betreffende Gebiet in Betracht 
kommenden Fachleuten bearbeitet. 
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Bon Dr. Karl Friedrich Leonhardt herausgegeben, erſchienen 1926 zwei 
Bände von „Alt Hannover, Beiträge zur Kultur und Geſchichte der Stadt 
Hannover”. Der erſte Band, „Kulturbilder aus dem mittelalterlichen Hannover“, 
von Dr. Ernſt Büttner, enthält zunächſt eine die Ergebniſſe zuſammenfaſſende 
Einleitung, ſodann eine Auswahl bemerkenswerter Urkunden, ſowie Stellen aus 
anderen Quellenſchriften. Der zweite Band, „Alt⸗ Hannover als ſchöne deutſche 
Stadt“, von Dr. Wilhelm Peßler, bildet eine vorzügliche Bereicherung des orts- 
geſchichtlichen Schrifttums unſerer Stadt. Die Anmerkungen S. 58 — 61 nennen 
eine Anzahl neuerer darauf bezüglicher Bücher und Aufſätze, fo daß davon ab⸗ 
geſehen werden konnte, dieſelben hier nochmals namhaft zu machen. Sodann 
ſei hier noch „Das Buch der alten Firmen der Stadt Hannover im Jahre 1927“ 
genannt, das namentlich für die neuere Wirtſchaftsgeſchichte unſerer Stadt in Frage 
kommt, und deſſen Zuſammenſtellung und Ausſtattung im weſentlichen durch 
Dr. Karl Friedrich Leonhardt und Paul Siedentopf erfolgt iſt. 

Im einzelnen mögen der vorſtehenden Darſtellung noch folgende Bemerkungen 
hinzugefügt werden. Zu S. 1: Lage und Entſtehung Hannovers. Das Wichtigſte 
aus der älteren hierauf bezüglichen Literatur iſt in der Zeitſchrift des Hiſtoriſchen 
Vereins für Niederſachſen, Jahrgang 1897, in den Anmerkungen zu S. 440 bis 
466 zuſammengeſtellt. Das Jahrbuch des Provinzial⸗Muſeums zu Hannover, 
Neue Folge Bd. 1 (1926) enthält S. 31 ff. Hinweiſe auf die neuerdings der 
urgeſchichtlichen Sammlung des Muſeums überwieſenen Altertums gegenſtände, 
die in Hannover Stadt und Land gefunden ſind. Daran ſchließt ſich eine ſehr 
verdienſtliche Zuſammenſtellung von Dr. Hans Gummel: „Hannoverſche Ure 
geſchichte im Schrifttum der Jahre 1893 — 1923“, in welcher der Regierungs- 
Bezirk Hannover S. 66, 73 u. a. behandelt iſt. 

Außerdem erſchien, vom Muſeumsdirektor Dr. Jacob -» riefen herausgegeben, 
das „Nachrichtenblatt für Niederſachſens Vorgeſchichte“ in den Jahren 1920 bis 
1922 als Beiblatt zur Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen und 
erſcheint feit 1924 zuſammen mit bem Niederſächſiſchen Jahrbuche. Diefe „Nach⸗ 
richten aus Niederſachſens Urgeſchichte“, wie die Bezeichnung feit 1927 lautet, 
ſetzen die Leſer in Kenntnis von den Fortſchritten in der Erſorſchung der Ur⸗ 
geſchichte unſeres Landes, die großenteils vom hieſigen Provinzial⸗Muſeum aus. 
geht oder mit ihm in Verbindung ſteht. 

Die „Bor- und frühgeſchichtlichen Altertümer der Provinz Hannover“, 
bearbeitet von Studienrat Dr. J. H. Müller, herausgegeben von J. Reimers, 
enthalten auf S. 87 — 40 Hinweiſe auf bemerkenswerte Ortsbezeichnungen, Erd- 
denkmäler und Urnenfriedhdfe in den Kreiſen Hannover und Linden, S. 321f. 
Bemerkungen über die Gernandesburg, Garkenburg und andere Befeſtigungen 
bafelbft. Hier ift auch als beſonders überſichtlich und zugleich inhaltreich zu 
erwähnen ein „Geſchichtlicher Plan des Stadtgebietes Hannover mit den an- 
grenzenden Gemeinden“, zuſammengeſtellt von Paul Siedentopf und febr ge- 
eignet, die vom Verſaſſer im Adreßbuche von Hannover, Jahrgang 1926 und 
1928, veröffentlichten Aufſätze zu veranſchaulichen. 

Ein ſehr beachtenswerter Auſſatz von Dr. C. Schuchhardt „Ueber den Ur⸗ 
ſprung der Stadt Hannover in der Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für 
Niederſachſen 1903, S. 1 — 46, behandelt vornehmlich die Beziehungen zwiſchen 
dem St. Gallenhofe an der Burgſtraße und der Burg Lauenrode. Neuerdings 
hat Dr. Leonhardt die Ergebniſſe ſeiner gründlichen Unterſuchungen in dem Auf⸗ 
ſatze „Die Anfänge Hannovers und die Calenberger Neuſtadt“ zufammengefaßt, 
der in den Hannoverſchen Geſchichtsblättern, Jahrgang 30 (1927), S. 146 — 240, 
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veröffentlicht ift und, wie der Verfaſſer beabfichtigt, fortgeſetzt werden foll, Es 
konnte daher davon abgeſehen werden, in der vorhergehenden Darſtellung näher 
auf die Ortskunde Hannovers einzugehen. 

Zu S. 4. Über die altſächſiſche Gerichtsverfaſſung ſind einige Angaben in 
meinem Auffatze „Zur Einführung in das Recht des Sachſenſpiegels“ (Hanno⸗ 
verſche Geſchichtsblätter 1921, S. 280) enthalten. Hiernach iſt im vorliegenden 
Jahrgange S. 4. Zeile 6 von oben zu ändern in „während das Finden des 
Urteils den Schöffen zukam. — Die Geſchichte des Marſtemgaues ift von Senator 
Dr. Engelke in dieſem 81. Jahrgange der Hannoverſchen Geſchichtsblätter in einer 
eingehenden Darſtellung behandelt, die insbeſondere für die Beziehungen der 
Stadt Hannover zu den benachbarten Gohen von Bedeutung iſt. 

Zu S. 7. Die Urkunde von 1163, ſowie ſpätere von 1202 bis 1369 ſind 
veröffentlicht in dem 1860 von Grotefend und Fiedeler heraus gegebenen Urkunden. 
buche der Stadt Hannover. Nachtrag dazu in der Zeitſchrift des Hiſtoriſchen 
Vereins für Niederſachſen, Jahrgang 1870. Die Geſchichte des Herzogtums 
Niederſachſen iſt in den Ha nnoverſchen Geſchichtsblättern, Jahrgang 19, die Ge⸗ 
ſchichte der Lande Braunſchweig und Lüneburg, Jahrgang 22, von mir dar⸗ 
geſtellt, die darauf bezügliche Literatur daſelbſt angegeben. 

Zu S. 16. G. Wenke, Über die Echtheit der älteſten Privilegien der Stadt 
Hannover (Hannoverſche Geſchichtsblätter, Jahrgang 14, S. 137), nebſt Schrift⸗ 
proben aus den betreffenden Urkunden. 

S. 25. Engelke, Münzgeſchichte der Stadt Hannover (Hannoverſche Ge⸗ 
ſchichtsblätter, Jahrgang 18, S. 1 — 219, nebſt Münztafeln), Sach⸗ unb Wort⸗ 
regifter dazu S. 422 — 456. — In der vorſtehenden Darſtellung find die Ab⸗ 
kürzungen P. für Pfund, sh. für Schilling, I für Pfennig gebraucht. Zu einem 
Pfunde gehörten 20 Schillinge, zu einem Schilling 12 Pfennige. Vergl. auch 
Ad. Ulrich, Bilder aus Hannovers Vergangenheit, S. 37. 

S. 26. Franz Bertram, Geſchichte des Ratsgymnaſiums (1915). Eine 
Abbildung der Urkunde von 1348 f. Capelle, Das ſtädtiſche Lyceum zu Hannover 
(1898) vor S. 1. 

S. 38. Der Angriff auf Hannover im Jahre 1490 iſt von mir in der 
„Erzählung von Hannovers Spartanern“ geſchildert (Hannoverſche Geſchichte blätter, 
Jahrgang 10, S. 322 — 342), der Gedenkſtein von 1480 dajelbft abgebildet. 

S. 48. In der letzten Zeile von unten iſt ſtatt Marienwerder zu leſen: 
Marienrode. 

S. 51. Mit der Veröffentlichung der Stadtpläne und Anſichten von 
Hannover aus älterer Zeit habe ich in den Hannoverſchen Geſchichtsblättern, 
Jahrgang 8, S. 97, begonnen. In den nächſtfolgenden Bänden dieſer Zeitſchrift 
ſind insbeſondere ſolche aus dem Mittelalter ſtammende Bauwerke abgebildet, die 
jetzt nicht mehr beſtehen, aber zur Zeit Redeckers noch vorhanden waren, von 
ihm in der Zeit von etwa 1730 — 1760 abgezeichnet und in feine Chronik 
aufgenommen find. Vgl. darüber Hannoverſche Geſchichts blätter, Jahrgang 8, 
S. 113. Hier iſt namentlich auch hinzuweiſen auf die Arbeiten A. Riemers zur 
ſtadthannoverſchen Baugeſchichte, die in den Jahrgängen 13, 15, 17 — 19 dieſer 
Zeitſchriſt enthalten ſind. f 

S. 57. Mithoff, Ausgabe-Regiſter vom Rathausbau am Markte zu 
Hannover aus den Jahren 1453 — 1455 (Beitichrift des Hiſtoriſchen Vereins für 
Niederſachſen 1879, S. 257 — 280). Über die Rate maurermeiſter Cord und 
Ludeke Haverkoper ſ. Leonhardt, Straßen und Häuſer im alten Hannover (Han⸗ 
noverſche Geſchichtsblätter, Jahrgang 29, S. 1). Wie V. C. Habicht (Die 
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gotiihe Kunſt der Stadt Hannover (Hannoverſche Geſchichtsblätter, Jahrgang 16 
S. 250) ausführt, iſt Hans Teygeler der Verfertiger des Tonfrieſes, deſſen Be⸗ 
malung dann von Meiſter Clawes ausgeführt wurde. Vgl. auch Habicht, 
Hannover (Stätten der Kultur, Band 33), S. 32. Hiernach iſt die Angabe 
S. 58, Zeile 4 von oben zu berichtigen. (Bauten am Rathauſe 1480 — 1509: 
Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen, Jahrgang 1870, S. 140 
bis 163). P. Tack, ber Tonfries am alten Rathauſe (Hannoverſche Geſchichts⸗ 
blätter, Jahrgang 23, S. 43). 

S. 68. Über das Verhältnis des hannoverſchen zum mindiſchen Stadt⸗ 
rechte ſ. Hannoverſche Geſchichtsblätter, Jahrgang 24, S. 276, über ein in der 
Univerſitätebibliothek in Gießen vorhandenes mindiſches Stadtbuch, das ins. 
beſondere für das dortige Stadtrecht außerordentlich wichtig iſt, A. Laſch, Aus 
alten niederdeutſchen Stadtbüchern (1925) S. 81 und 144. Vgl. ferner 
F. Frensdorff, Dortmunder Statuten und Urteile (1882), S. 351. 

S. 71. Die Geſchichte des Stadtarchivs iſt in den Hannoverſchen Geſchichts⸗ 
blättern, Jahrgang 19, S. 321 — 405, behandelt, eine Überſicht über die Beſtände 
daſ. S. 391 — 401, ſowie i in den Jahrgängen 22, S. 195 — 234, 25, S. 1 — 58 
und 26, S. 65 — 90 gegeben. Im Jahrgang 19, S. 404, Anmerkung 60 war 
auf die von Dr. Ernſt Büttner hergeſtellten Urkunden ⸗Regeſten hingewieſen; 
dieſe handſchriftliche Sammlung ift ſeitdem abgeſchloſſen und wird für geſchicht⸗ 
liche Forſchungen zur Verfügung geſtellt. 

S. 77. F. Frensdorff, Die Stadtverwaltung Hannovers in alter und 
neuer Zeit (Hanſiſche Geſchichtsblätter, Jahrgang 1882, S. 1 — 38). 

S. 83. Bericht über den Verfaſſungsſtreit von 1445: Hannoverſche Chronik 
(1907), S. 86 — 92. 

S. 87. Das hannoverſche Stadtrecht (Vaterländiſches Archiv des Hiſtoriſchen 
Vereins für Niederſachſen, Jahrgang 1844, S. 117 — 558). R. Doebner, Die 
Städteprivilegien Herzog Otto des Kindes und die älteſten Statuten der Stadt 
Hannover (1882). 

S. 112. H. Bodemeyer, Hannoverſche Rechtsaltertümer. Erſter Beitrag: 
Die Luxus- und Sittengeſetze (1857). 

€. 116. Aug. Sugler, Aus Hannovers Vorzeit (1876), S. 2 — 46. Mit⸗ 
hoff, Ergebniſſe aus mittelalterlichen Lohnregiſtern der Stadt Hannover (Zeitſchrift 
des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen, Jahrgang 1869, S. 153 — 234, 
1870, S. 97 — 140. 

S. 133. Straſrechte pflege: Mithoff, Ergebniſſe aus mittelalterlichen Lohn⸗ 
regiſtern (Zeitſchrifſt des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen, Jahrgang 1868, 
S. 209 — 225). Fiedeler, Ein Hannoverſcher Kriminalrechtsfall aus der erſten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts. Daſ. Jahrgang 1853, S. 267. Stadtarchiv, 
Akten Abt. VII. 

S. 137. Stadthaushalt: Fr. Voß, Das Finanzweſen der Stadt Hannover 
im Mittelalter (Hannoverſche Geſchichtsblätter, Jahrgang 24 S. 89 — 215); 
leider find dort nur die Einnahmen behandelt. Über die Ausgaben enthalten 
die im Stadtarchiv vorhandenen Kämmerei-Regiſter und die dazu gehörigen 
Nebenregiſter eine große Menge von einzelnen Nachrichten, die uns über die 
verſchiedenen ſtädtiſchen Verhältniſſe Auskunft geben. So finden ſich z. B. mehr⸗ 
fach Ausgaben „to Vruntſchop“, d. h. namhafte Beträge, die man Fürſten und 
Herren aus dem ſtädtiſchen Intereſſenbereiche ſchenkte, entweder für bereits De» 
wieſenes Wohlwollen, oder um ſie für die Zukunſt günſtig zu ſtimmen. Sehr 
dezeichnend ijt z. B. eine Ausgabe von 18 Gulden im Januar 1393 an den 
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Biſchof von Minden. Die Urſache wird deutlich, wenn wir bieje8 Geſchenk in 
Zuſammenhang bringen damit, daß der Biſchof um dieſelbe Zeit ſich dadurch 
dem Rate gefällig erwies, daß er zu deſſen Gunften gegen Geiſtliche feines 
eigenen Bistums Stellung nahm (ſ. o. S. 204). Man war damals für ſolche 
Zuwendungen ſehr empfänglich. 

€. 141. Mithoff, Kunſtdenkmale und Altertümer im Hannoverſchen. Bd. I 
(1871), S. 63 — 97. Abbildungen der Stadtmauertürme (Hannoverſche Ge- 
ſchichtsblätter, Jahrgang 1905, S. 187 — 191). 

S. 147. Grupens Abhandlung von der Eilenriede (Hannoverſche Geſchichte⸗ 
blätter 1905, S. 385 — 400). Jugler, Die Eilenriede in alter Zeit (1884). 

S. 153. Groteſend und Fiedeler, Nachtrag zum Urkundenbuche der Stadt 
Hannover; Bürgerbuch von 1303 — 1369 (Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für 
Niederſachſen, Jahrgang 1870, S. 26 — 80). Den Zuſtand der Stadt Hannover 
um die Mitte des 14. Jahrhunderts habe ich in der Zeitſchrift des Hiſtoriſchen 
Vereins für Niederſachſen, Jahrgang 1892, S. 200 — 248, behandelt; über das 
Bürgerbuch ſ. daſ. S. 222. 

S. 157. Ed. Bodemann, Über den älteſten Handelsverkehr der Stadt 
Hannover, vornehmlich mit Bremen, bis zum Jahre 1450 (Zeitſchrift des Hiſto⸗ 
riſchen Vereins für Niederſachſen, Jahrgang 1872, S. 48 — 72). A. Peters, 
Die Geſchichte der Schiffahrt auf der Aller, Leine und Oker bis 1618 (For- 
ſchungen zur Geſchichte Niederſachſens, Band X, Heft 6). 

S. 166. Fiedeler, Mitteilungen aus dem alten Bürgerbuche und dem alten 
Stadtbuche der Stadt Hannover (geitidyrift des Hiſtoriſchen Vereins für Nieder ⸗ 
ſachſen, Jahrgang 1876, S. 30). 

S. 169. Fiedeler, Mitteilungen aus dem Rothen Buche der Kaufmanns⸗ 
Innung der Stadt Hannover (Beitichrift des Hiſtoriſchen Vereins für Nieder⸗ 
ſachſen, Jahrgang 1878, S. 121 — 150; es befindet jid) jetzt im Stadtarchiv). 
Ulrich, Die Wachstafeln der Kaufmanns-Innung in Hannover (daſ. Jahrgang 
1887, S. 154; ſie ſind jetzt im Vaterländiſchen Muſeum in Hannover). 

S. 179. Die Statuten des Schmiede-Amts der Stadt Hannover vom 
Jahre 1510 u. a. (Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen, Jahr⸗ 
gang 1872, S. 126 — 144). 

S. 183. Die hier genannte Aufzeichnung, früher im Leibnizhauſe, wird 
jetzt im Stadtarchiv aufbewahrt. Vgl. Hans Graeven, Geſchichte der ſtadt⸗ 
hannoverſchen Goldſchmiede (Hannoverſche Geſchichtsblätter, Jahrgang 1901, 
€. 193 — 228). 

S. 184. Ph. Meyer, Der Kramerknechte Bruderſchaft in Hannover (Beit- 
ſchrift der Geſellſchaft für niederſächſiſche Kirchengeſchichte, Jahrgang 1918). 

S. 190. Aug. Löhdefink, Die Entwicklung der Brauergilde der Stadt 
Hannover zur heutigen Erwerbsgeſellſchaft (Hannoverſche Geſchichtsblätter, Jahr- 
gang 28, S. 194). 

S. 194. A. Riemer, Die Juden in niederſächſiſchen Städten des Mittel⸗ 
alters (Zeitſchrift des Vereins für Niederſachſen, Jahrgang 1907, S. 303—364, 
1908, S. 1 — 57). 

S. 196. Die Literatur über das ſtadthannoverſche Kirchenweſen habe ich 
in den Hannoverſchen Geſchichtsblättern, Jahrgang 20, S. 290, zuſammengeſtellt. 

S. 197. Den Kaland betreffend: Büttner, Kulturbilder, S. 100. Ad. Bren⸗ 
neke, Kirchenreformation im Fürſtentum Calenberg-Göttingen. 2. Halbband 
(1929), S. 60 und 66 
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€. 199. Kapelle zu Hainholz: J. Studtmann, Das Hainhölzer Marien- 
bild (Hannoverſches Magazin, Jahrgang 4, S. 13 — 17). n 

S. 207. J. Studtmann, Geſchichte des Franziskaner⸗Kloſters zu Hannover 
(Unſere Diözeſe in Vergangenheit und Gegenwart, 2. Jahrgang, 1928, 2. Heft, 
S. 5— 40). Daſelbſt, S. 34, der Bericht des Propſtes Johann Buſch über ſeine 
Stellungnahme in einem Zwiſte des Franziskaner⸗Guardians German mit 
einigen Beginen in Hannover. 

S. 208. Gerh. Uhlhorn, Die chriſtliche Liebestätigkeit (2. Auflage 1895). 
Wüſtefeld, Sanitäre Einrichtungen im alten Hannover (Zeitſchrift des Hiſtoriſchen 
Vereins für Niederſachſen, Jahrgang 1897, S. 467 — 494). Karl Gooß, Armen⸗ 
pflege und Wohltätigkeit im alten Hannover (Hannoverſche Geſchichtsblätter, Jahr⸗ 
gang 8, S. 145 — 176). 

S. 211. Franz Bertram, Geſchichte des Ratsgymnaſiums (vormals Lyceum) 
zu Hannover (1915). Erinnerungsblätter an das fünfhundertjährige Jubelfeſt 
des Lyceums zu Hannover (1848), S. 23 — 43. — Rats bibliothek: C. L. Grote⸗ 
fend, Verzeichnis der Handſchriften und Incunabeln der Stadt Bibliothek zu 
Hannover (1844). Bei den einzelnen Handſchriften und Incunabeln iſt ange⸗ 
geben, ob ſie aus den Bücherſammlungen Conrads von Sarſtedt Volkmars 
von Anderten oder der Barfüßermönche ſtammen. Vgl. Katalog der Stadt⸗ 
Bibliothek zu Hannover (1901). S. VII. Eine Abbildung der herzoglichen 
Urkunde von 1440, betreffend die Bücherei Conrads von Sarſtedt, hat Fr. Buſch 
ſeinem Aufſatze über Oſſentliche Bibliotheken (in: Hannover, die Großſtadt im 
Grünen, S. 173) beigefügt. 

S. 216. Das Schrifttum der Reformationszeit im Stadtarchive (Hanno- 
verſche Geſchichtsblätter, Jahrgang 20, S. 273 — 292), woſelbſt S. 290 die in 
Betracht kommenden Werke angegeben find. 
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Namenverzeichniſſe. 


Abkürzungen: 


Bgm. — Bürgermeiſter. 
Br. == Braunſchweig. 
H. = Hannover. 

Kr. = Kreis. 


D. = Dorf. 

Geſchw. = Geſchworene. 
Hz. = Herzog. 

Qin. Lüneburg. 


Rm. = Ratmann, Ratsherr. 


Perſonenverzeichnis. 


A. 
Albrecht, Hz. v. Br.⸗Lün., 1267. 20. 
— Hz. v. Sachſen, 9, 10. 


— $3. v. Sachſen, 27 f., 60 f., 69, 157. 


— Albrecht, König v. Schweden, 35. 
Allerleye, Cord, Kramer, 1438. 184. 
Alten, Die von, 25, 47, 117, 177. 
— Cord, Knappe, 1368. 64. 

— Dietrich, 50, 61, 210. 

— Eberhard, Pfarrer, 1340. 123. 
— Heinecke, 1425. 31. 

— Johann, Rm., 1411. 82. 


Amelsborch, Cord, Barbier, 1495. 189. 


Anderten, Die von, 51, 87. 130. 
— Dietrich, Bgm., 1453. 87, 171. 
— Dietrich, 1489. 172. 


— Hermann, Stadtkämmerer, 1428. 139. 


— Volkmar, Rm., 1411. 81. 

— Volkmar, Canonikus, 1479. 214. 
— Volkmar, 66, 172. 

Arensborg, Dietrich, 1533. 218. 
Arndes, Berthold, Rm., 1411. 82. 
Arnemann, Barbier, 1476. 190. 
Arnum, Stacies v., 1411. 82. 
Askanier, 9, 10. 


B. 

Baring, Daniel Eberh., 1748. 41, 42. 
Baumgarten, Hans, 1487. 59. 
Bavenſtedt, Cord von, Rm., 1411. 82. 
— Herbord, 1497. 160. 
— Ludolf, Geſchw., 1411. 82. 
Baxmann, Hans, 1474. 161. 
Becker, Herm., Prieſter, 1403. 201. 
Berendes, Henning, 1532. 66. 
Berkenſen, Johann von, Rm., 1358. 76. 
Berkhoff, Hans, Schneider, 1450. 187. 
Berkhuſen, Die von, 87. 
— Hans, 1440. 114. 
Bernardus, Buchführer, 1532. 218. 
Bernhard I., Hz. von Br.⸗Lün., 1373 

bis 1434. 28, 29, 30, 31, 32, 150. 
Bernhard von Anhalt, Hz. v. Sachſen, 

1180. 7—9. 
Bernward, Biſchof von Hildesheim, 7. 
Barthold, Biſchof v. Hildesheim, 37, 38. 
Bevelte, Die von, 47. 
— Staz, 1485. 117. 
Beyer, Heinrich, 1442. 146. 
Billinger, 1106. 4. 
Blome, Die, 49, 87. 
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Blome, Anton, 1502. 165. 

— Dietrich, 1480. 162. 

— Franz, Kleriker, 1521. 127, 158. 

— Gottfried, Rm., 1358. 76. 

— Hans, Bgm., 1502. 165. 

— deſſen Sohn, 214. 

— Joſt, 1502. 165. 

Blumenhagen, Wilhelm, 1803, 1839. 42. 

Bode, Bertold, Rm., 1411. 82. 

— Robbecke, 1532. 66. 

Bodecker, Berthold, 1424. 154. 

Bogislav, Hz. v. Pommern, 37. 

Bokholt, Lüder, hzgl. Vogt, 1532. 66. 

Boldewin, Abt, 1520. 126. 

Borgentrick, Cord, Bürger, 1490. 39. 

Boſe, Kleriker, 1482. 126. 

Bothfeld, Bertold 1411. 82. 

Bringmann, Geſchw., 1411. 82. 
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— Zoll, 1425. 31. 
Chalons, 186. 
Coldingen, Amt, 1523. 45. 47. 
— Burg, Landkr. H., 34, 119. 


D. 

Dedberode, ausgegangenes D. in der 
Nähe des Kronsberges, 5. 

Deiſter, Der, 6, 32, 30. 

Denſtorf, D., Kr. Br., 127. 

— Archidiakon daſ., 1521. 127. 

Deutſchland, 205. 

Ditterke, D., Kr. Linden, 6 

Döhren (Thurnithi) bei H., 6, 12, 46, 
48, 62, 117, 147, 200. 

— Pfarrei, 48. 

— Landwehr, f. Hannover. 

Dorpat, Biſchof von, 216. 

Dorprode, ausgeg. D. bei H., 147. 

Dortmund, Stadt, 68. 

Duderſtadt, Stadt, 1247. 15. 


E. 

Einbeck, Stadt, 20, 34, 38, 81, 104, 
158, 217. 

Elbe, Die, 8. 

Eldagſen, Goh, 5. 

Emmer, Die, 48. 

— (vormaliges D.), 48 f. 

— Cleverwiſch, 48. 

— Mühlenwinkel, 48. 

— Schelpwiſch, 48 

Engelboſtel, Goh, 4, 5. 

— D., Landkr. H., 1529. 46. 

Engern, Teil von Niederſachſen, 3, 7, 
10, 15, 46. 


W. 
Flutwidde, Gau, 5. 
Föſſe, Die, bei H., 6. 
Frankenreich, 3. 
Freie, Das große, 12. 
— Das kleine, 12. 


G. 

Garkenburg, Die, zwiſchen Bemerode 
und Döhren, 6. 

Gehrden, Goh 4, 6. 
— Burgberg bei G., 6. 
Gent, Stadt, 1268. 35. 
Gernandesburg, Die, b. Herrenhaujen, 5. 
Geſtorf, Goh, 4. 
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Gleidingen, D., Landkr. Hildesheim, 
147. 

Godshorn, D., Landkr. H., 5, 32, 46. 

Göttingen, Land, Fürſtentum, 36, 42. 

— Stadt, 2, 11, 18, 15, 20, 35, 88, 
44, 158, 217. 

Goslar, Stadt, 22, 33 — 35, 38, 81, 
104, 158, 164, 175, 217. 

— Bäcker, baj., 175. 

Grafſchaſt, Die große, 5, 12, 13. 

— Die kleine, 5, 12, 13. 

Guottinga, Gau in Oſtfalen, 5. 


9. 

Hämeler Wald, 12. 

Hainholz bei H., 5, 31, 47, 99. 

— Bauern daf., 1491. 199. 

— Marienkapelle baj., 31, 127, 197, 
199. 

— Bruderſchaft baj., 1491. 199. 

— Vorſtender (Proviſores), 99. 

Halberſtadt, Bistum, 22. 

— Stadt, 1426, 1482. 35. 

Halle, Stadt, 1426. 35. 

Hamburg, Rat, 1264. 34. 

— Bürger daſ., 1480. 172. 

Hameln, Stift, 1486. 189. 

— Stadt, 34, 44, 81, 104, 158, 174, 
189. 

— Bäder daſ., 174. 

Hanabruin(borgar), 7. 

Hanſe, 35. 

Hanfeftädte, 157. 

Hanſetage, 35. 

Harber, D., Kr. Burgdorf, 1367. 64. 

Harenberg, D., Landkr. Linden, 1350. 
154. 

Harkenbleck, D., Landkr. H., 1337. 198. 

Harz, 22. 

Haſenwinkel bei H., 6. 

Haſſel, Der, bei Lühnde, 5. 

Hehlen, Groß- und Klein-, 22. 

Heiſede, D., Landkr. Hildesheim, 1399. 
147. 

Helmſtedt, Stadt 34f., 104, 175. 

— Bäcker baf., 175. 


Helperde, aus gegangenes D. bei H., 
1399. 147. 

Herford, Auguſtiner baj., 56. 

Herrenhauſen bei Hannover, 5, 47, 50. 

Herrenhauſen, Burg daſ., 5. 

Hildesheim, Biſchof, 12 f., 21— 23, 37, 
51, 61 f., 84, 104, 117, 151, 174, 
200. 

— Stiſt, Bistum, 12f., 22, 34, 45, 
47f., 56, 61 f., 196, 200. 

— Domkapitel, 22, 45, 200. 

Domherren, 22. 

Domdechant, 22. 

— Domprobit, 22. 

— Kreuzkirche, 1377. 126. 

— Pauliner (Peweler), 56. 

— St. Moritzſtift. 1328. 124. 

— Stiftsfehde, [1519 — 1523]. 43 — 45. 

— Stadt, 2, 22, 33—35, 37f., 44, 81, 
104, 158, 174f., 182, 217. 

— Der Rat, 154. 158, 196. 

— Bäcker baj. 174f. 

— Bier⸗Akziſe, 37. 

Hildesheimſche Akziſefehde, 36 f., 117. 


J. 
Ihme, Die, 3, 4, 6. 
Ilten, D., Kr. Burgdorf, 12, 81. 
Iſe, Die, 22. 
Iſenhagen, 22. 
Ith, Der, 22. 


K. 
Kirchrode b. H. 5f., 46, 62, 147, 200. 
— Pfarrei, 48. 
— Landwehr, Turm ſ. unter H. 
Köln, Erzbiſchof, 1180. 7. 
— Erzbistum, 7, 197. 
Kronsberg, Der, bei H. 5. 


L. 
Laatzen bei H. 12, 65, 147. 
Lahe, D., Landkr. H., 1365. 27, 116. 
Langenhagen, Amt, 47. 
— D., Landkr. H., 5. 
Lauenau, Flecken, Kr. Springe, 1372. 
61. 
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Lauenrode, Grafſchaft, 12, 15f., 227. 

— Burg f. H.⸗Neuſtadt. 

Lehrte, D., Kr. Burgdorf, 12. 

Leine, Die, 2, 3, 5, 22, 32, 36, 39, 
47f., 58, 142, 146, 157, 184, 196. 

Letter, D., Landkr. Linden, 1319. 153. 

Leveſte, Burg, 1425. 81. 

— D., Landkr. Linden, 1373. 28. 

Limmer bei Hannover, 1198. 8. 

Linden bei H., 3, 6, 45, 125, 206. 

— Diekborn, 1423. 30, 146. 

— Kirchhof, 1463. 147. 

— Lindener Berg, 1519. 44, 146 Ff. 

Linderte, D., Landkr. H., 1121. 4. 

Liſt bei H., 1529. 5, 46f. 

Loccum, Kloſter, Kr. Stolzenau, 52, 
65, 79, 106, 141, 166. 

Lübeck, Biſchof von, 205, 215. 

— Canonikus, 1479. 214. 

— Stadt, 1295. 35. 

— Rat, 1407. 70. 

— Hanſetag 1518. 164. 

Lühnde, D., Landkr. Hildesheim, 5. 

Lüne, Propſt zu, 1440. 214. 

Lüneburg, Fürſtentum, Land, 10, 22, 
28, 32, 43, 60 f., 105, 117. 

— Stände des Fürſtentums, 1355. 59. 

— Schloß, 1235. 11. 

Lüneburgiſcher Erbfolgeſtreit, 27 f., 61. 

Lüneburg, Stadt, 13, 15, 20, 27— 29, 
34f., 38, 60, 104. 

— Rat, 28, 29. 

— Bgm., 1429. 32. 

— Hanſetage in L., 35. 


M. 
Magdeburg, Stadt, 35, 38. 
Mainz, Erzbistum, 22. 
— Stadt, 1235. 11. 
Marienau (Auhage), Kr. Hameln, 197. 
Marienburg, Amt, 22, 45. 
Marienrode, Kloſter, 48 — 50, 52, 56, 
65, 106, 141. 
— Abt, 1443. 186. 
Marienſee, Kiofter, 56. 
Marienwerder, Kloſter, 25, 56,140, 1537. 


Marftemgau, 3, 4, 6, 64. 

Mecklenheide, Forſt, Landkr. H., 5. 

Minden, Stift, Bistum, 47, 50, 56, 
68, 196 f., 199, 207. 

— Biſchof, 40, 50, 104. 126 f., 129. 
196. 198 — 200, 202, 204. 

— Biſchöfl. Gericht, 1411. 128. 

= „ Verwaltung, 198. 

— Offizial, 126, 128, 199. 

— Domkapitel, 198, 199. 

— Domſcholaſter, 1367. 203. 

— Stadt, 68f., 81, 174, 182, 195. 

— Rat. 69, 79, 89, 121 f., 137 f., 182, 
195. 

— Bäder daf., 174. 

Mindiſches Stadtrecht, 68 — 70. 

Misburg, D. bei H., 1373. 62. 

Misburger Holz, 1365. 27. 

Misburger Gehege, 6. 

Misburger Kamp, 6. 

Moor, Grafſchaft über dem, D. 

Münden, Stadt, 13, 15. 


N. 
Niederſachſen, Herzogtum, 3, 7—11. 
— Städte⸗Bündniſſe, 84f., 217. 
Nienburg, Grafſchaft, 9. 
Nordwald, 5, 12. 
Northeim, Stadt, 2, 35, 38, 44. 
Nowgorod, Stadt, 1295. 35. 


O. 
Oeſel, Biſchof von, 125, 215. 
Oker, Die, 3, 22. 
Osnabrück, Stadt, 160, 218. 
Oſterode, Stadt, 13, 15, 35. 
Oſtfalen, Land, 22, 47. 
— Gau, 5. 


P. 
Paderborn, Bistum, 7. 
Pattenſen, Archidiakonat, 50, 56. 
— Archidiakon, 63, 125, 129, 196, 
199 f., 204. 
— Goh, 4, 6. 
— Burg, 1356. 26. 
— Stadt, Kr. Springe, 61. 
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Peine, 9(mt, 22, 45. 
Pinkenburg bei Gr. Buchholz, 6. 
Poppenburg, Amt, 1523. 45. 
Puttenhuſen (Puttenſen), 50. 


Q. 
Quedlinburg, Stadt, 35, 44. 


N. 
Rethen bei H., 1399. 147. 
Ricklingen bei H., 6, 39, 61, 210. 
Roden, Grafſchaft, 12, 15 f., 22f. 
Rom, Stadt, 1425. 31. 
Roſenthal, D., Kr. Peine, 12. 
Ronnenberg, D., Landkr Linden, 4, 64. 
Ruthe, Amt. 1523. 45. 


S. 
Sachſen, Herzogtum, 3, 7 — 11. 
Sarſtedt, Archidiakonat, 48, 56. 200. 
— Stadt, 2. 
Schliekum, D., 1325. 210. 
Schonenvorde, aus gegangenes D. bei 

H., 5. 

Schulenburg, D., Landkr. H., 5, 46. 
Schune, Burg bei Vlotho. 1372. 61. 
Schwerin, Stadt, 37. 
Schwicheldt, D., Kr. Peine, 12. 
Seelze, Goh, 4, 6, 64. 
— D., Landkr. Linden, 1819. 153. 203. 
— Pfarrer, 1367. 203. 
Steinwedeler Wald, 12. 
Stendal, Stadt, 35, 38. 
Steuerwald, Amt, 22, 45. 


Stöcken b. H., 5, 46, 153. 

Süßrode (Soſingerode, Zotzingerode), 
ausgegangenes D. unweit des Rrons 
berges, 5. 


T. 
Thurnithi, ſ. Döhren. 
Tigislehe (Tigislege) bei H., 47. 


M. 
Uelzen, Stadt, 23 f., 35. 


V. 
Vahrenwald bei H., 5, 47, 199. 
Velber, D., Landkr. Linden, 1319. 153. 
Vinnhorſt, D., Landkr. H., 5. 


W. 

Warmbüchen b. H., 1365. 27. 
— Moor, 1365. 27, 116. 
Wenden, 1504. 154, 155. 
Weſer, Die, 3, 8, 9, 157. 
Weſtfalen, Land, 3, 7. 
Weſtfäliſche Städte, 68. 
Wettbergen, D., 1338. 24. 
Wevelſe, ausgeg. D. bei Herrenhauſen, 5. 
Wienhauſen, Kloſter, Landkr. Celle, 

1267. 64. 
Wietzenbruch, 22. 
Wilkenburg, D, Landkr. H., 1429. 32. 
Winſen a. d. Aller, D., Landkr. Celle, 31. 
— Zoll, daſ., 1425. 31, 150. 
Wittenberg, Schloßkirche, 216. 
Wülfel bei H., 12, 147, 200. 
Wunſtorf, Herrſchaft, Grafichaft, 19, 33. 


II. Die Stadt Hannover. 


Verfaſſung und Verwaltung. 


Der Rat, Ratsherren, Senatoren, Con- 
ſules, 18f., 23 — 28, 30 f., 33 — 35, 
37, 44f., 49, 52, 55, 59 — 67, 
69 — 72, 74 - 77, 78 — 92, 94 —96, 
98 113, 117, 119—124, 126—134, 
136 — 138, 140 — 142, 145 — 147, 
149 — 151, 157 — 159, 167 —192, 
191—196, 198 — 201, 203 — 207, 
209 — 912, 213, 214, 217 — 219. 


Alter Rat, 76, 78f., 81, 82, 88—90, 
93f. 105, 130, 137f., 159, 181. 
Neuer Rat (Sitzender Rat), 76, 78f.,, 

81f., 88 — 90, 92-94, 96, 99, 105, 
193, 130, 137 J., 140, 159, 181. 
Ratsverfaſſung, 79 — 87. 
Satzungen des Rates, 87 —92, 122 
141. 
Ratsherren- Berzeichniffe, 76, 81 f. 
Bürgermeiſter (Conſules), 72, 89, 92f., 
118 127, 138, 140, 152. 
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Geſchworene, 43, 66, 73, 79—87, 
89 — 92, 94 — 96, 99, 101 — 109, 
112, 118 f., 121, 123, 129, 133f., 
136 — 138, 140, 149 — 152, 159, 


168f., 171, 173f., 180— 183, 
185 — 192, 195 f., 206f., 210 f., 
213, 217f. 


— Hauptmann, Worthalter, 80, 152. 

Stadt- Archiv, 71 — 77. 

Stadtrechtsurkunden, 16, 18 — 20, 76, 
78, 147, 157. 

Stadtbücher, 73 — 75, 81, 93, 119.122, 
130 f., 154, 171. 

Protokollbuch, Rotes Buch, 1358. 75f., 
120, 171, 215. 

Stadtrechtsbuch, 69 f., 75f., 94, 97, 
110, 120, 141, 182 f., 215. 

Gedenkbuch des Rates, 39 f., 77, 87, 
102, 161, 174, 180 f., 185, 206, 
214. 

Wmtebud), 1440. 96, 167. 

Amtsbücher der Geſchworenen, 84. 

Bürgerbuch. 70, 74 f., 153 f., 166, 194. 


Grund⸗ und Hypothekenbuch f. Haus⸗ 
buch, 156. 


Hausbuch, 72, 75, 120, 155. 

Kämmerei ⸗Regiſter, 72, 77, 138, 200. 

Obligationenbuch, 1387. 77. 

Lohnregiſter, 1480. 134f. 

Schoßregiſter, 77. 

Regiſtratur, 73, 77. 

Städtiſche Amtsſtellen, 92 — 104. 

Bannerherren, 99. 

Bauherren, 1453. 95, 99. 

Etadtbaumeifter, Burmeſter, Burv- 
mefter, 57, 88, 03 — 95, 98, 138, 
153, 209. 

Bierherren, 99. 

Dierſchenk. 100. 

Feuerherren, 84, 96 — 98, 107 j., 130, 
140, 191. 

— ftermann, 1390. 97. 

Knechte der Feuerherren, 1456. 191. 

Feuerherren⸗Buch, 1445. 171. 

— Ordnung, 1390. 97, 98. 

Fiſchmeiſter, 9. 


Marktvogt, magister civium, 18, 19. 

Mühlenherren, 99. 

Münzherren, 1322, 1440. 96. 

Ordnungsherren, 1303. 95, 100, 113. 

Richteherren, 99, 135. 

Ridemeiſter, 99. 

Sateherren, 95. 

Schoßherren, 96, 140. 

Wacheherren, 100, 140. 

Wachſchreiber, 100, 101, 118. 

Weinherren, 99. 

Ziegelherren, 99. 

Stadtſchreiber, 67, 72, 85, 90, 95, 215. 

Holzvogt, 101. 

Rats⸗Maurermeiſter, 1446. 102. 

— » Zimmermann, 1446. 102. 

Des Rates Sendeboten, 1428. 189. 

Ratsdiener, Ratsknechte, 90, 102f., 
190, 210. 

Reitende Knechte, 1412. 103. 

Nachtwächter, Hornträger, 1454. 101. 

Türmer (Tornemann), 101. 

Torwächter, 101. 

Landwehrwächter, 1450. 147. 

Hirten, 95, 101, 159. 


Recht und Gericht. 

Stadtrecht, 68 — 71, 75 f., 79, 87, 91, 
103, 115. 122 — 125, 128, 136, 
175, 183 f., 186, 189 — 191, 194. 

Privilegien der Stadt, 15, 18 f., 28 f., 
81, 40, 43, 59, 38 f., 74, 173, 190. 

Rechte der Landesherren in der Stadt, 
59 — 61. 

Vogtei Hannover, 26, 28, 61f. 

Herzogl. Vogt, 14, 17, 21, 23, 61f., 
64— 66, 91, 117, 133, 134—137, 
150. 

Gerichtsbarkeit, 119 — 137. 

Herzogl. Gericht, 26, 64, 123, 129, 
134, 136f. 

Goding, Echtes Ding, 67, 134, 135. 

Dingleute, 134, 135. 

Gerichtsverfahren, 65, 134. 

Gericht des Rates, 123, 126, 128, 130, 
212. 
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Strafgerichtsbarkeit, 122, 199 — 134. 

Peinliches Halsgericht, 131. 

Hexenprozeſſe, 1532. 66. 

Strafen, 70, 114, 129 — 135, 175. 

Folter, 1489. 135. 

Miingvergehen, 1443. 134. 

Scharfrichter (Henker), 58, 110, 133 - 130. 

— Deffen Haus, 58, 135. 

Stockmeiſter, 1488, 135. 

Genoſſenſchaftsrecht, 68. 

Zivilprozeß, 136. 

Freiwillige Gerichtsbarkeit, 75, 119. 

Geiſtliche Gerichtsbarkeit, 195 — 129 
217. 


[/ 


Krieg swefen. 
Armbruſtmacher, 103. 
Büchſenſchützen, 1459. 108. 
Geſchütze, 1520, 103, 118f. 
Pulver, 1474. 119. 
Stadthauptmann, 95, 100, 103, 117 f., 
164. 
Städtiſche Söldner, 103, 117, 139. 
Wachdienſt, 52, 152. 
Waffen, 103, 118, 119. 
Wehrpflicht, 152. 
Finanzverwaltung. 
Stadthaushalt, 137 — 141. 
Kämmerei, 72, 73, 138, 139, 156, 212. 
Großkämmerer, 1502. 119, 153. 
Kämmerer, 94, 06, 98, 113, 138 f., 156. 
Einnahmen, 139. 
Ausgaben, 139, 140. 
Akziſe, 139. 
Bier ⸗Akziſe, 63, 64, 112, 192. 
Akziſe in den Mühlen, 1480. 151. 
Beſoldungen, 139. 
Bürgerrechtsgeld, 1358. 138, 139. 
Dienſtreiſen der ſtädtiſchen Beamten, 
140. 
Städtiſche Forſten, 93. 
Geleits recht. 1348. 26, 60. 
Gerichte, Einnahmen ans den Gefällen, 
26, 60. 1432. 32, 1384. 62. 
Grundſtücke, 156. 
Lehen der Stadt, 26, 63. 
Burglehen, 63. 


Leibgedinge, Leibrente, 92, 139, 156. 
Markt, 14 f., 17, 21, 67 f., 151, 158. 
Meier, 30, 31, 34. 

Münze, 19, 25, 59 f., 96, 139. 
Münzregal, 1322. 60. 

Renten, 139, 156. 

Schoß, 91 f., 136, 138 — 140, 151, 203. 
Steuern, 139. 

Strafgelder, 1358. 138f. 

Vorſchoß, 139. 

Wechſel, 25, 59, 60. 

Worthzins, 17, 26, 60. 

Zinſen, Verzinſung, 139. 

Zölle, 26, 32, 60, 64, 139. 


Geiſtliche und wohltätige 
Anſtalten. 
Gottesurteile, 1436. 70. 
Geiſtliche Lehen, 84 f., 217. 
Kirchenweſen, 196, 204, 219. 
Pfarrer, 125, 196 f., 199, 202f., 216f. 
Alterleute, Proviſoren, 206, 207. 
Marktkirche, Kirche 8. (Jacobi et) Ge- 
orgii, 16, 20, 25f., 50 55, 62, 
125, 177, 185, 191, 196, 199—201 
205, 214, 218. 
— Pfarrer, 25, 123, 199, 202, 214 
— Alterleute, 202, 206, 208. 
— Kirchſpiel, 1284. 198, 200. 
— Apoſtel Jacobus, Hauptpatron, 202. 
— Almoſen, 208. 
— Kirchweih, 1493. 202. 
— Kirchturm, 1349. 55, 101, 199, 206. 
— Uhr, 1403. 201. 


— Altäre, 1405. 200. 


— Orgel, 1328. 201. 

— Organiſt, 1328. 201. 

— Glockenläuter, 1380. 201. 

— Pfarrhaus, 1315. 55, 58. 

— Haus des Küſters, 1350. 55 201, 

— Wedeme, 56, 205. 

— Kirchengüter in Döhren, 1358. 206. 

Marktkirchhof, 90, 126, 205. 

Aegidienkirche, 17, 20, 40, 55, 62, 
126 f., 196, 206, 213. 

— Alterleute, 1514. 206. 
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Aegidienkirche, Altariſt, 1406. 126. 

— Altar baj., 1337. 198. 

— Brnuderſchaft, S. Viti, 1522. 201, 208. 

— Organiſt, 1514. 206. 

— Küſter, 213. 

— Kirchturm, 56, 118. 

Krenzkirche, 50, 55, 147, 178, 196—198, 
206, 213. 

— Pfarre, 1491. 199. 

— Pfarrherren, 95, 127, 147, 215. 

— Lirchturm, 1630, 1653. 55. 

— Sakriſtei, 1496. 55. 

— Grabkapelle, 1655. 55. 

E i der heil. Anna, 1492. 


— Wedeme, 1362. 147. 

— Friedhof, 1333. 198. 

St. Gallenkapelle (Kapelle S. Galli), 
17, 25, 56, 62, 197, 199. 

— Liebfrauen⸗Altar, 1522. 201. 

— St. Gallen⸗Hof, 1446. 56, 63. 

Barfüßermönche, Minoriten, Franzis⸗ 
kaner, 52, 142 f., 203 f., 207, 216. 

— Kloſter, 26, 56, 145, 178, 189, 
197, 214. 

Schloßkirche, 1640. 56. 

Kaland, 197, 199, 202, 204. 

Beginen, 52, 141, 203, 207. 

Beginenhaus, 56, 197, 203, 207. 

Marienkapelle vor dem Aegidientore 
(Liebfrauenkapelle), 38, 48, 56, 57, 
99, 196 f., 200, 218. 

— Kirchhof baj., 38, 40, 48. 

Marienkapelle auf der Neuſtadt, 56, 
197, 199f., 202. 

— Altäre baj., 204. 

Marienkapelle in Hainholz ſ. Hainholz. 

Bruderſchaften, 197. 

— Nikolai B., 1389. 202. 

— Dlafs-B., 1410. 202. 

— Dreifaltigkeits⸗B., 116, 199, 209. 


Kloſterhöfe. 
— Loccumer Hof, 52, 56, 106, 197. 
— Auguſtiner von Herford, 56, 197. 
— Barſinghauſen, 56, 197. 


Kloſterhöfe, Carmeliter von Marienau, 
56, 197. 

— Pauliner (Peweler), 56, 197. 

— Marienrode, 1371. 106, 197. 

— Kapelle baf., 1439. 199. 

— Marienſee, 56, 197. 

— Marienwerder, 56, 197. 

Hoſpitäler, 56, 99, 116. 

St. Spiritus - Kirhe (Heiligen Geiſt⸗ 
Kirche), 50, 55, 197f., 206. 

— Altar daj., 1340. 198. 

— Gemeinde, 1284. 200. 

Hofpital St. Spiritus, 20, 26, 33, 48, 
56, 79, 90, 94, 99, 125, 147, 186, 
197 f., 198, 209 f. 

— Alterleute, 1325. 210. 


— Die armen Leute im heiligen Geiſte, 
186, 191. 


— Brunnen bei dem heil. Geiſte, 98. 

— Buden des heil. Geiſtes, 186. 

Nikolaikapelle, 50, 56, 197, 210. 

Hoſpital St. Nikolai, 48, 50, 56, 99, 
101, 186, 197, 210f. 

— Alterleute, 1325. 210f. 

— Hofmeiſter, 211. 

— Klockemann, 211. 

— Die armen Leute im St. Nikolai⸗ 
ſtift, 186, 191, 210. 

— Die Ausſätzigen im Leproſorium, 
210f. 


— Hof des Hoſpitals, 210. 


Schule. 

Schule, Stadtſchule, Lateinſchule, 21, 
26, 58, 60, 99, 140, 211, 215. 

— Rektoren, 21, 99f., 211 f., 213. 

— Hülfslehrer, 1430. 100, 212. 

— Conrektor, 1522. 213. 

— Guccentor, 1522. 213. 

— Baccalarius (Baccalaureus), 1522. 
213. 


— Locate, 1522. 213. 

— Schüler, 1475. 127, 212. 
Schule in der Neuſtadt, 56. 
Schreibſchulen, 1526. 213. 
Unterricht, 212. 

Schulgeld, 1522. 213. 
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Die Bürgerſchaft. 


Bürger, Bürgerſchaft, 18, 21, 25, 27f., 
59f., 62, 69— 71, 78—81, 90, 92, 
100, 117f., 121 — 123, 130 — 132, 
147, 148—155, 173, 190f., 206, 
209, 919, 217—219. 

Batrizier, 87. 

Meinheit, 79f., 83f., 86, 97, 112, 
148—151, 171, 174. 

— Alterleute, 97, 151, 173f., 182. 

Meinewerke, 1507. 152. 

Nachtwachen, 1520. 152. 

Wald⸗ u. Weiderecht, 18, 30, 46, 147. 

Hude und Weide, 1529. 46, 147. 

Viehzucht, 30 f., 101, 159f. 

Landwirtſchaft, 159. 

Schiffahrt, 27 f., 31, 34, 157. 

Amter, Zünfte, Innungen, Gilden, 
80 f., 83—80, 110, 112, 148 f., 151, 
154, 164—168, 171, 173 f., 186, 195: 

Die vier großen Amter, 174. 

Die Heinen Amter, 1446. 148f. 

Reihenfolge der Amter, 1366. 166. 

Alterleute bzw. Werkmeiſter, 81, 85, 
97, 149 — 151, 167, 173f., 182. 

Allmende, 1241. 147. 

Bürgereid, 152, 190. 

Bürgerrecht, 153. 

Bürgerpflichten, Dingpflicht, 152, 207. 

Einwohnerzahl, 155, 156. 

Gewerbe, 158. 

Handel, 1241, 1371. 157f., 164. 

Salzhandel, 191. 

Tuchhandel, 1272. 21, 80, 157, 164. 

Handwerker, 173. 

Arzte, 1444. 101f., 116, 189. 

— Roßarzt, 1524. 102. 

Altflicker, 1366. 166, 188. 

Bader, 1366. 166. 

Badſtübner 1479. 190. 

Bäcker, 35. 58, 1446. 85 f., 148 f., 154, 
166, 167, 174—179. 

— Werkmeiſter, 1464. 176. 

— Satzungen, 1481. 175f. 

— Buch des Bäckeramtes, 1481. 175. 


Barbiere, 167, 189. 

Beutelmacher (Budelmeker), 1458. 192. 

Bierzapfer, 1443. 192. 

Böttcher, 167. 

Brauer, 167, 190. 

Brauweſen, 1422. 30, 80. 

Brauen und Mälzen, 1519. 174, 190. 

(Dach⸗) Decker, 167. 

Fiſcher, 167. 

Fuhrleute, 167. 

@arbrater, 166, 176f., 191. 

Glaſer, 167. 

Goldſchmiede, 148 f., 166 f., 179, 188. 

— Werkmeiſter 183. 

Gropengießer (Kupferſchmiede), 167, 
181 f. 

Harniſchmacher, 166, 182. 

Hausbäder, 1397, 1449. 176. 

Hausſchlachter, 1366. 166. 

Höfer, 85, 148f., 166f., 173, 184f. 

— Alterleute, Werkmeiſter, 1487. 185. 

Holzſchuhmacher, 167. 

Hutmacher, 148f., 166 f., 170, 188. 

— Geſellen, 1517. 188. 

Kannengießer, 166, 182. 

Kaufleute, Wandſchneider, 34, 58, 80, 
84 86, 148 — 151, 158, 164 — 174, 
184 — 186. 

— Nlterleute, 81, 97, 150f., 169, 173f., 
182. 

— Innungsdiener, 169. 

— Satzungen, 1365. 170. 

— Rotes Buch, 170. 

Kiſtenmacher, 167, 192. 

Kleiderhändlerinnen, 1416. 171. 

Kleinſchmiede, 166, 179, 181. 

Knochenhauer (Schlachter, Fleiſcher), 58, 
85f., 148 f., 166 — 168, 176— 178, 
191, 194. 

— Werkmeiſter, 177, 178. 

Kramer, 148f., 166 f., 169 f., 173, 
178, 183 f., 188. 

— Bruderſchaft der Geſellen, 184. 

Kürſchner, 148 f., 166 f., 169, 184, 188. 
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Kürſchner, Werkmeiſter, 188. 

— Satzungen, 188. 

— Satzungen f. b. Kürſchnergeſellen, 188. 

Kupferſchlä ger, 167. 

Kupferſchmiede ſ. Gropengießer. 

Lafttrager, 166, 192. | 

Leineweber, 85,148f., 166 f., 169, 186 f. 

— Werkmeiſter, 1454. 186. 

Makler, 166, 191, 192. 

Maler, 167, 192. 

Meſſerſchmiede, 166, 181. 

Müller, 151, 166, 189. 

— Bruderſchaft ber Müllergeſellen, 189. 

Münzer, 103, 166. 

Radler, 166. 

Olſchläger, 148 f., 166 f., 189. 

Perlenſticker, 1529. 218. 

Pfeifer, Poſaunenbläſer ſ. Spielleute. 

Rademacher, 167, 192. 

Riemenſchneider, 1412. 192. 

Salunenmaker, 1515. 186. 

Sattler, 167, 192. 

Schlachter ſ. Knochenhauer. 

Schloſſer f. Kleinſchmiede. 

Schmiede, 85 f., 99, 148 f., 166 f., 1464. 
174, 179 f., 182. 

— Alterleute, Werkmeiſter, 1502. 179. 

Schneider, 166 f., 187, 188. 


Schuhmacher, 82, 58, 85 f., 99, 148, 
149, 166—168, 177f., 183f. 

— Alterleute und Werkmeiſter, 1508. 
178. 


Schwertfeger, 166, 182. 

Seiler, 167, 192. 

Seſſelmacher, 167. 

Spielleute, 103 f., 118, 164. 
Stadtkoch (j. auch Garbrater), 191. 
ER (Steinwerte), 1366. 166, 


— Bruderſchaft, 189. 

Stellmacher, 167. 

Tapezierer, 167. 

Taſchenmacher, 167. 

Tiſchler, 167. / 
Töpfer (Potter), 1532. 192. ' 
Tomſleger, 1444. 1458. 192. 

Träger, 192. 

ae (Pantoffelmacher), 167, 


Tuchſcherer, 167. 

Uptoger f. Bierzapfer. 

Wandſchneider j. Kaufleute. 
Wollenweber, 148 f., 166—172, 185f. 
Zimmerleute, 167, 192. 

Tagelöhner, 1455. 95. 

Juden, 27 f., 45, 85, 168, 186, 194f. 
Unfreie, 153. 


Orts kunde. 


Die Altſtadt. 
Stadt⸗Befeſtigung, 60 f., 101, 116, 140, 
152. 
Stadtmauer, 20, 23, 26, 27, 51, 58, 
100, 105 f., 116, 141, 143. 
Neue Mauer, 1358. 52. 
Stadtmauertürme, 1352. 52, 105. 
— beim Spreenswinkel, 52, 141. 
Beginenturm, 1357. 52, 135, 142, 
197, 203. 
Wächtergang, 52, 106, 141f. 
Zwinger, 53, 142, 195. 
Die Homeyde, 1479. 145. 
Stadttore, 52 f., 85, 114, 142. 


Stadttore, St. Aegidientor, 2, 24, 37, 
48, 52, 57, 101, 106, 197, 200, 218. 

— Wächter baj., 37—39, 

— Clevertor, 2, 51. 

— Leintor, 26, 39, 52, 59, 141f., 
145 f., 179. 

— Waſſerpforte baj., 1370 141. 

— Zwinger vor dem L., 1509. 142. 

— Steintor, 2, 25, 37, 52, 58, 101, 
142, 197. 

— Zwinger vor dem St., 1509. 142. 

Tor von der Neuſtadt zur Altſtadt, 
1284. 51. 

Wälle, 52 f., 132. 
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Stadtgraben, 27, 48, 50, 52, 116, 146. 

Bingeln, 145, 170. 

Landwehrtürme, Warttürme, 37, 51. 

Biſchofshole, 51. 

Döhrener Turm, 6, 37 — 42, 51. 

Wächter daf., 1490. 40— 42. 

Kirchröder Turm, 6, 51. 

Liſter Turm, 51. 

Pferdeturm, 5, 37, 51. 

Der Rote Turm, 39, 51. 

Altſtadt, 25, 82, 45 f., 51, 53, 56, 64, 
78, 141, 146, 196. 

Stadtviertel, 53, 95. 

Straßen, 108—110, 144. 

Einzelne Straßen und Plätze. 

Kleine Aegidienſtraße, 48. 

Andertenſche Wieſe, 50. 

Ballhofſtraße, 53, 56, 198. 

Baringſtraße, 53. 

Die Barlinge, 1493. 49. 

Beginenſtraße ſ. Pferdeſtraße. 

Blauer Donner ſ. Neuer Weg. 

Bockſtraße f. Ballhofſtraße. 

— f. Calenberger Neuſtadt, Bockſtraße. 

Brückſtraße ſ. Ernſt Auguſtſtraße. 

Burgſtraße, 52 f., 56, 197. 

— Holzhof, 1352. 52, 118. 

Dammſtraße, 53, 58, 71, 110, 178. 

Ernſt⸗Auguſt⸗ Straße, 53. 

Friedrichſtraße, 106, 141. 

Friederikenplatz, 146. 

Gehrhof, 179. 

Goldener Winkel, 53. 

Gropengeterſtrate, 53, 182. 

Gruttemakerſtraße ſ. Röſelerſtraße. 

Holenmarft, 26, 53, 176, 185, 212. 

Holzmarkt, 3, 53. 

Die Inſel, 1347. 26, 53, 59. 

Johannishof, 53. 

Judenſtraße ſ. Schuhſtraße, |. Ballhof⸗ 
ſtraße. 

Kaiſerſtraße (Wrenſchenhagen), 53, 198. 

Kloſtergang, 1512. 179. 

Der Knappe Ort, 1493. 49. 

Knochenhauerſtraße, 53—55, 205. 


Köbelingerſtraße, 53, 56— 58, 71 f., 
95f., 106, 178. 

Kopperſchlägerſtrate, 53, 182. 

Kramerſtraße, 53, 184, 192. 

Kreuzkirchhof, 53. 

Kreuzſtraße, 53. 

Leinſtraße, 53, 56, 58, 96, 197. 

Markt (platz), 53, 57, 59, 65, 71 f., 90, 
152, 173, 1319. 185, 218. 

— Fiſchmarkt, 1524. 173. 

Marktſtraße, 2, 53, 57, 71 f., 95. 

Marſtallſtraße (Mauernſtraße), 52. 56. 

Mühlenſtraße, 53. 

Neuer Steinweg ſ. Knochenhauerſtraße. 


Neuer Weg (Twengerſtrate, Blauer 
Donner), 53, 142. | 

Oſterſtraße, 2, 53, 56, 58, 1303. 95. 

Packhoſſtraße, Große u. Kleine, ſ. Großes 
Wolfshorn, Kleines Wolfs horn. 

Pferdeſtraße (Beginenſtraße), 52, 56, 
203. ö 


Piperſtraße ſ. Roßmühle. 

Potthof, 53. 

Rademacherſtraße (Stovenweg), 53, 58. 

Röſehof, 53, 57, 146. 

Röſelerſtraße (Gruttemakerſtrate), 53, 
56, 160. 


/ 


Roßmühle (Piperſtrate), 51, 53. 

Schloßſtraße (Schuhſtraße), 53. 

Schmiedeſtraße, 53, 56, 58, 180, 185, 

197, 205. 

Schuhſtraße, 53, 160, 185, 205. 

Seilwinderſtraße, 53, 58, 175. 

Spreenswinkel, 52. 

Steintorſtraße, 1459. 180. 

Stovenweg ſ. Rademacherſtraße. 

Tiefenthal, 53. 

Twengerſtrate ſ. Neuer Weg. 

Unslingerſtraße ſ. Seilwinderſtraße. 

Windmühlenſtraße, 53. 

Großes Wolfshorn, 1352. 52, 53. 

Kleines Wolfshorn, 52—54, 58, 104. 

Wrenſchenhagen ſ. Kaiſerſtraße. 
Einzelne Gebäude. 

Badeſtuben, 58, 99, 116. 

Der Leinſtoven (an der Rademacher 

ſtraße), 58. 
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Der Nige Stoven (an der Leinſtraße), 
1392. 58, 116. 

Der Oſterſtoven (an der Oſterſtraße), 58. 

Bodelie |. Haus des Scharfrichters. 

Brotſcharren, 58, 176, 191. 

Bude der Ratsknechte, 58. 

Coldunenborg ſ. Fleiſchhaus. 

Dorenkiſte (für Irre), 58. 

Fleiſchhaus, 58, 72, 75, 85, 178. 

Garküche (Garbraderie), 58, 191. 

Städtiſches Gefängnis („Hechte“), 129, 
135. 

Gehrhaus, 179. 

Das Gewandhaus, 1416. 171. 

Die Hengerie ſ. Haus des Scharf⸗ 
richters. 

Hokenhalle, 58. 

Judenhaus, Judenhof, 196. 

Das Kaufhaus, 58, 149. 

Der Morſtall, 58, 102, 139. 

Kemenate beim Marſtall, 1456. 102. 

Die Münze, 58, 146. 

Pforthaus vor dem Steintore, 1486. 37. 

Rathaus, 42 f., 57, 71 f., 88—90, 95, 
99, 101, 107, 131, 140, 145, 178, 
189, 218. 

— Feſtſaal, 1303. 113, 163. 

— Probeſtube, 1740. 73. 

— Ratsſtube, 1740. 72. 

— Schreibſtube, 1493. 72 f. 

— Das Theatrum im R., 1303. 71. 

— Die Laube auf dem Rathauſe, 57, 
59, 71, 81, 92, 114. 

— Ratsküche, 1367. 60, 71. 

Ratskeller, 67, 71, 85, 92, 100, 112, 
127, 156—158. 

(Rats⸗) Bierkeller, 139. 

Der Schuhhof, 58, 178. 

Turnierſtätte, 1389. 163. 

Der Waſſerhof, 59, 140. 

Waſſerpforte ſ. Leintor. 

Zollhaus, 1470. 31, 64. 


Brunnen, Mühlen, Brücken. 
Brunnen, 1366. 108. 
Waſſerleitung, 1426. 146. 


Waſſerkunſt, 146. 

Mühlen, 2, 25, 27, 31, 39, 58, 63, 
85, 146 f. 

Brückmühle, 26, 58 f., 99, 146. 

Klickmühle, 58 f., 141 f., 146. 

Olmühle, 99. 

Schloßbrücke, 1320. 146. 

Ihmebrücke, 51. 


Die Neuſtadt. 

Die Calenberger Neuſtadt, 6, 12, 31f., 
45, 51, 53, 56, 112, 195, 197, 204. 

Lauenrode, Burg, 9, 12, 23, 26 —28, 
51, 56, 59 f., 62, 64, 78, 163, 
197 — 199. 

— Herrſchaft (Grafſchaft), 61 f. 

— Vogtei, 26 f., 61f. 

— Herzogl. Burgmannen, 59, 212. 

— Bürger von L., 1234. 78. 

— Pfarrer, 1309. 125. N 

— Baumgarten von L., Gericht baj., 
64 f. 

— Laubengebäude vor der Burg, 64. 

— Moshaus, 59. 

— Fiſcherei, 28, 30, 63. 

Marienkapelle ſ. u. Geiſtliche Anſtalten. 

Bäckerſtraße, 8. 

Bergſtraße, 51. 

Bockſtraße, 51. 

Der Brand, 1425. 32. 

Calenberger Straße, 146. 

Dachenhauſenſtraße, 51. 

Langeſtraße, 1345. 186. 


Nächſte Umgebung Hannovers. 
Landwehren, 6, 37 — 39, 51, 85, 93, 
101, 116 f., 136, 147, 159. 
Lüneburger Landwehr, 6. 
Landwehr bei Bothfeld und Buchholz, 
61f., 116f. | 
— bei Döhren, 39, 62, 117. 
— bei Kirchrode, 1373. 62, 117. 
Vorſtadt, 51. 
Abben » Hus-Stede bei Hannover (zum 
Roder Bruch gehörig), 1399. 148. 
Aegidientorfeld, 48, 49. 
16* 
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Aegidienmaſch, 47 f., 210. 
Beneken Spanne, 1399. 147. 
ee gum Rober Bruch gehörig, 


Billems Haus, 1390. 98. 

Der Blomen Kamp, 1493. 49. 

Bokemahl, 48 f. ö 

Betzelkamp (im Aegidienfelde), 48f. 

Bokemannes Kamp |. Bokemahl. 

Breite Wieſe ſ. Roder Bruch. 

By den Bonen, 1493. 49. 

Das Brinkesholz. 1425. 32. 

Brok (Bruch), 1399. 147. 

Der Brühl, 25, 51, 85, 186. 

Buden auf dem Brühl, 1454. 186. 

Die Bult, 1386. 48, 49. 

Der Damm vor Hannover, 33, 85, 186. 

De lütke Delweg, 1493. 49. 

Dreckberg, 1493. 49. 

de Drifft, 1493. 49. 

Eddebers Kamp, 1493. 50. 

Die Eilenriede, 6, 22, 27 f., 46, 51, 
57, 61, 93, 147 f., 159. 

Emmerberg, 48, 49. 

Emmer Garten, 1493. 49. 

Engeſohde, 1377. 48. 

Eſcherſtraße, 50. 

Eſcherkamp, 50. 

Foyſaneskamp, 50. 

Gevelkamp, 1493. 49. 

Glockſee (Klocſe), 1360. 51. 

Goſeriede, 1498. 50. 

Grüttemaker Kamp, 1387. 51. 

Haſenkamp, 1493. 49. 

Herwegeskamp, 50, 210. 

Die Holtriede, 48. 

Honholz bei Hannover, 1399. 147. 

Iferkamp, 1493. 49. 

Der Jungfrauen Garten, 1493. 49. 

Die Kalkröſe, 146. 

Lange Laube, 50. 

Lemenkuhle, 1493. 49. 

Haus Hermanns von Lenthe, 1390. 98. 

Mechtildes O., 48, 117. 

Die Meßkuhle, 1493. 49. 

Möllers Hopfengarten, 1493. 50. 


Moorwegsgaſſe, 50. 

Moritz⸗Winkel, 50. 

de grote Morkamp, 1493. 50. 

de lüttke Morkamp, 1493. 50. 

der Natte Kamp, 1493. 49. 

Die Ohe, 1375. 51. 

Oſtermaſch, 1377. 48. 

Der Ottenwerder, 1347. 26. 

Der Papenkamp, 1493. 49. 

Puttenſer Berg, 50. 

Puttenſer Feld, 50. 

Queſtenhorſt, 1493. 49. 

Des Rates alter Garten, 1493. 50. 

Richtſtätte mit dem Galgen, 1274. 51. 

Rodenpo(h)l, 1365. 48, 210. 

Roder Bruch (Hannoverſches Bruch), 5, 
46, 147f. 

Roder Buſch, 1522. 46. 

Roders Kamp, 1493. 50. 

In dem Santvorde, 1360. 51. 

Schaufeld, 1360. 50. 

Schaufelder Straße, 50. 

Der Schelenkamp, 49, 50. 

ie ee 5, 22, 27, 47. 


Schlagbäume, 98, 101, 116, 132. 

Der Schnelle Graben, 1474. 146. 

Stadtgehölz (ogl. Eilenriede), 1366. 93. 

(Lindener) Steinbruch, 44, 146. 

Steintorfeld, 47, 50, 56. 

Steuerndieb, 6. 

Der Tegeler, 1425. 32. 

Die Tegel- Brügge, 1493. 49. 

Die Torreken, 1399. 147. 

Vahrenwald, 1363. 50. 

Die Vilage, 1493. 49. 

Hans Volgers Garten, 1493. 50. 

Warmbüchenkamp, 48, 50. 

Die Waſchbank, 1493. 49. 

von Wintheims Garten, 1493. 50. 

Wolfgarten, 1493. 49. 

Mienfeld (ſunte Yigines Veld, Ilgens 
Veld) ſ. Aegidientorfeld. 

Ziegelhaus, Ziegelhof, Ziegelei vor dem 
Aegidientore, 1486. 37, 39, 48 f., 58, 
139, 146. 
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Wort⸗ und Sachverzeichnis. 


Abendmahl, heil., 218. 


Ablaß, Ablaßbriefe, 197 — 199, 205, 
211, 216. 


Ausjagd, 152. 

Bannrecht, 172, 194. 

Baupolizei, 105—107. 

Bede, 34, 63. 

Beichte, 217 f. 

al (Abgabe ber Knochenhauer), 


Bibliotheken, 214. 

Bier, 1322. 190. 

— Alfelder, 1436. 111. 

— Einbecker, 85, 111 f., 139, 192. 

— Hildesheimer, 1432. 111. 

Bruderſchaften, 178, 202. 

Brot, 174— 176. 

Buchführer, Buchhändler, 217. 

Feſte, Familienfeſte, 113. 

— Faſtnacht, 1432. 163. 

— Schützenfeſt, 163. 

— Turniere, 163. 

Feuersbrunſt, 152. 

Fronleichnamsprozeſſion, 1366. 166. 

Gaſthäuſer, Herbergen, 164. 

Gaue, 4, 5. 

Gaukler, 1303. 113. 

Geburtsbriefe, 154, 185. 

Geiſtlichkeit, einzelne Ämter, 200 f. 

Gerichtsverfaſſung, 4, 64. 

Gerüfte, Geſchrei, 152. 

Geſundheitspflege, 116. 

Gohen, 4— 6, 14. 

Gräberfeld, 3. 

Grafen, 4. 

Häufer, Wohnungen, 160 — 162. 

— Beleuchtung, 162. 

— Fenſter, 1474, 1533. 161. 

— Heizung, 161. 

— Kemerte, 160, 161. 

— Höfe, 160. 

Hexenprozeſſe, 1532. 66. 

Hoegen, Selſchuppen (Verſammlungen 
der Handwerker), 178—180. 

Honig, 170, 171. 


Innungsbriefe, 167. 

Innungsgeld, 1358. 138. 

Juden, 194. 

Kalkgewinnung, 146. . 
Kleiderordnungen, 1312, 1381. 114f. 
l (Gebrauchsgegenſtände), 


Lebensmittel, 185. 

Leinwand, 85, 170f. 

Markt, 172 f., 184, 188, 202. 

Memorien, 201, 208. 

Morgenſprachen (Zunftverſammlungen), 
165, 169, 175, 178f. 

Papſt, 126 f., 197, 204. 

Paſſionsſpiele, 1482. 215. 

Patronatsrecht des Rates, 206. 

Penſion (Abgabe des Rektors), 212f. 

Peſt, 156. 

Reformation, 42, 216 — 219. 

Reichsacht, 1521. 44. 

Reliquien, 1389. 200. 

Römiſches Recht, 124, 214. 

— Falcibifde Quart, 125. 

he Recht, 194f., 129, 198, 


Rentenkäufe, 178. 

Sachſenſpiegel, 18, 20, 68— 70. 
Gate, 1392. 29, 105, 116. 
Sateleute, 1392. 29. 

Schweinekoven, 85, 109, 160. 
Ceelgerät(-Stiftung), 1320. 175, 178. 
Seelenmeſſen, 212. 

Selſchuppen ſ. Hoegen. 

Sendgericht, 200. 

Sendpropſt, 200. 

Simonis et Jude⸗Markt, 1524. 173. 
Spaßmacher, 1303. 113, 164. 
Stadtſiegel, 1400. 92. 

Stiftungen, fromme, 208, 211 f., 217. 
Stipendien, 214. 

Tuchverkauf, 172, 173. 

Univerſitäten, 214. 

Vergehen, Verbrechen, 129—133. 
Vergnügungen, 113, 114. 
Verkaufsplätze, 172, 176, 178. 


—- 246 — 


Verkaufsbuden der Höfer, 185. Wildwerk, 1365. 170, 188. 

Vorkauf, 85, 170. Wirtſchaftliche Verhältniſſe, 85, 155. 
Wachs, Verkauf von W., 170f. Würfeln, 113, 114. 

Weberei, 164. Wüſtungen (wüſt liegende Stätten), 106. 
Wein, 1307, 1321. 157. Zauberei, 1516. 133, 134. 


Werkgeld, 139, 167 f., 177. Zunftzwang, 193. 


4/ HANNOVER um 1400 


um Sis Dr. Leonhard. 
/ 


Anderfensc 


Wesen N 


platz 


A. Agidientor. . 28. Trippenmühle (Hamelmühle). 
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Der Marſtemgau. 


Von Senator Dr. Engelke. 


Zur Zeit der fränkiſchen Eroberung beſtand das Sachſenland 
aus den drei Stammesgebieten der Weſtfalen, Engern und Oſt⸗ 
falen. Von ihnen hatte ein jedes ein nur ihm eigentümliches 
materielles Recht, ſie bildeten aber keine eigene Verwaltungs⸗ 
bezirke. Die Verwaltungseinheit des ganzen Landes waren viel⸗ 
mehr die bald mehr bald weniger umfangreichen Gaue, deren 
Bildung auf eine ältere nationalſächſiſche Einrichtung zurückzu⸗ 
führen iſt. Nur inſoweit war die Stammeszugehörigkeit auch für 
die Verwaltung des Landes von Bedeutung, als kein Gau des 
einen Stammes in das Gebiet des anderen hinübergriff. An 
der Spitze jedes Gaues ſtand ein „princeps“, ein Vorſteher, bem 
auch die Leitung der Gauverſammlung oblag, die in jedem ein⸗ 
zelnen Gau, hauptſächlich zur Ausübung der Rechtſprechung, an 
althergebrachter Dingſtätte mehrmals im Jahre ſtattfand. War 
ſo jeder Gau, auch der kleinſte, von den anderen völlig unabhän⸗ 
gig, ſo unterſtanden andererſeits alle Gaue der alljährlich in 
Markloh tagenden allgemeinen Landesverſammlung der Sachſen. 

Dieſe altſächſiſche Gaueinteilung hob der fränkiſche Er— 
oberer nicht ausdrücklich auf, aber er legte über ganz Sachſen 
ein Netz neuer Verwaltungsbezirke, die nach den mit ihrer Ver⸗ 
waltung vom König betrauten Beamten, den Grafen, Graf— 
ſchaften genannt wurden, und die nur da, wo es zweckmäßig er— 
ſchien, ſich an die Gaueinteilung enger anlehnten, im übrigen 
aber eine ganz neue, vorwiegend auf militäriſch-politiſchen 
Gründen beruhende Einteilung des Landes darſtellten. Die 
Grafen, deren Amt ſpäter erblich wurde, übten über die Be— 
wohner ihrer Grafſchaften, die häufig mehrere oder Teile per» 
ſchiedener Gaue umfaßten, die Rechte des Königs in der Ver— 
waltung und Rechtſprechung aus. Sie überwachten die Bevölke— 
rung in politiſcher Beziehung, boten den Heerbann auf, trieben 
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die königlichen Abgaben und Steuern ein und waren zugleich die 
Verwalter der königlichen Beſitzungen. In ihren Händen lag 
die geſamte Gerichtsbarkeit über die Bewohner der in ganz 
Sachſen angelegten fränkiſchen Kolonien und über das dieſen 
fränkiſchen Koloniſten aus erobertem Sachſenland zugewieſene 
Eigen. Sie ließen aber auch unter ihrem Vorſitz durch ein be⸗ 
amtetes Richterkolleg, die Schöffen, ganz allgemein rechtſprechen, 
wenn es ſich um Verbrechen gegen die Gebote der Kirche, die 
Majeſtät des Königs und den aus politiſchen Gründen ſicherzu⸗ 
ſtellenden Frieden des Landes handelte. Über alles andere aber, 
was nicht zur Zuſtändigkeit der Grafen gehörte, richtete das 
ſächſiſche Volk ungehindert weiter im Goding, wo auf den alten 
Dingſtätten unter dem Vorſitz des Gografen wie zu altſächſiſchen 
Zeiten das ganze Land, der Umſtand, nach heimiſchem Recht das 
Urteil fand. Während die fränkiſchen Grafengerichte im Laufe 
der Jahrhunderte immer mehr an Bedeutung verloren und 
entweder um die Wende des 13./14. Jahrhunderts ganz ein⸗ 
gingen oder ſich hier und da zu den ausſchließlich durch Ritter 
beſetzten Hofgerichten oder den für das Rechtsleben wenig be⸗ 
deutungsvollen bäuerlichen Freidingen umwandelten, bewahrten 
ſich die Gogerichte bis in das Ende des 16. Jahrhunderts und 
zum Teil noch erheblich darüber hinaus faſt ganz ihre alte Zu— 
ſtändigkeit und Bedeutung. Aber inſoweit unterlagen auch ſie 
der Veränderung, als fie, urſprünglich den ganzen Gau um- 
faſſend, infolge der Zunahme der Bevölkerung und der damit 
verbundenen Abtrennung neuer Tochtergemeinden von der Gau— 
Mutterkirche, infolge Immunitätsverleihungen an Kirchen und 
Klöſter, insbeſondere aber infolge der ſich herausbildenden Ter⸗ 
ritorialgewalten vielfach eine andere Geſtalt annahmen und in 
kleinere Teile, die Gohe des ſpäteren Mittelalters, ſich zer» 
ſplitterten 1). 

Der Name der altſächſiſchen Gaue iſt entweder einer Sied— 
lung oder einer Landſchaft oder auch einer in dem Gau häufig 
vorkommenden Pflanzenart, einem Fluß oder Gebirge oder auch 
einer Himmelsrichtung entnommen. Im allgemeinen bilden die 
nach einer Siedlung benannten Gaue die kleinſten, die Gaue mit 


1) Engelke, Gaue, Gaugerichte, Grafſchaften i. Oldenburger Jahrbuch 1926, 
S. 145 — 157. N 
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einem Landſchaftsnamen die größten Gebiete. Zu ben nach 
einer Landſchaft benannten Gauen gehört auch der Marſtem⸗ 
gau 1). Die älteſte uns urkundlich überlieferte Form dieſes 
Gaunamens iſt „Marſtheim“. So wird der Gau in einer kurz 
nach 814 verfaßten Bittſchrift eines jungen Sachſen an Kaiſer 
Ludwig den Frommen (814—840) benannt 2). So heißt er auch 
in einer Urkunde des Königs Arnulf von 892. Auch bie Gau- 
bezeichnung „Marſtein“ in einer weiteren Urkunde desſelben 
Königs von 892 3), ferner „Marſthem“ in einer Mindener Ur⸗ 
kunde von etwa 990 klingt ebenſo wie „Marſtiem“ in zwei 
Königsurkunden von 996 und 1013) noch deutlich an das 
ältere „Marſtheim“ an, das ich, v. Alten und Werneburg fol- 
gend, in Marſatheim, Wohnſitz der Marſaten, auflöſe >). 955 
heißt der Gau „Merſtem“, in dem älteſten um das Jahr 1000 
verfaßten Teil der Quedlinburger Annalen „Maerſtem“ „), 
1022 „Merſtem“, 1033 „Marſtem“, ebenſo in den zwiſchen 
1015 und 1046 zuſammengeſtellten Güterverzeichniſſen des 
Kloſters Corvey ). In einer Urkunde des Mindener Biſchofs 
Withelo aus der Zeit zwiſchen 1113 und 1119 und drei der 
Zeit von 1120— 1127 angehörenden Urkunden jenes Nach⸗ 
folgers Sigward wird der Gau „pagus Merſtemen“, in einer 
Urkunde desſelben Biſchofs von 1124 „Merſtemme“ genannt’). 


Nach all dieſen Urkunden ſind folgende Dörfer als im 


) Werneburg, Gau, Grafſchaft und Herrſchaft in Sachſen, S. 17 — 19. 

2) v. Alten, Uber ben Marſtemgau, 3. hiſtor. V. f. Niederſ. 1860, S. 5. 

) Urk.⸗Bch. Hochſtift Hildesheim I, 20 u. 21. 

) Würdtwein, Subs. dipl. VI, 306; Vaterl. Archiv 1828, S. 265; Hoch- 
ſtift Hildesheim I, 52. 

5) v. Alten, S. 57; Werneburg, S. 17. Marſaten bedeutet wohl Be- 
wohner der an das (Steinhuder) Meer angrenzenden bruchigen Niederungen. 
Noch heute am ſüdweſtlichen Ufer des Meeres „das Meerbruch“ und die 
„Schwimmenden Wieſen“. Wahrſcheinlich hat ſich noch in hiſt. Zeit das Meer 
und ſeine Niederungen bedeutend weiter ſüdlich und weſtlich erſtreckt. 

) Erhard, Regest. hist. Westf. I, Cod. dipl. 174; Monum. Germ. 
hist. III, 33. 

7) Hildesh. I, 67. Erh. Reg. I Cod. dipl. 125; Wigand, Trad. Corbei, 
Seite 83, 8 307. 

) Würdtwein, S. dipl. VI, 104, 105, 106, 108; Zeitſchr. Hit. Ver. f. 
Rj. 1887, S. 107. 
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Marſtemgau gelegen ausdrücklich bezeugt !): Kirchdorf, Stetehem 
(wüſt zwiſchen Leveſte und Langreder) 892; Ibbelſtede (wit 
im Kirchſpiel Jeinſen, öſtlich Orie), um 990; Throte, Drothe 
(wüſt bei Coldingen) 996; Herrenhauſen, Limmer, Erder (wüſt 
zwiſchen Linden und Limmer), Puttenſen (wüſt öſtlich des 
Welfenſchloſſes zwiſchen Hannover und Herrenhauſen); Daven⸗ 
ſtedt, Kobbenſen (in Schaumburg⸗Lippe); Nettelrede, Alves⸗ 
rode, Heuerſen (in Schaumburg-Lippe) ) 1022; Hiddeſtorf, 
Hüpede, Orie, Völkſen 1033; Vonreder (wüſt in dem die Dörfer 
Apelern, Algeſtorf, Groß⸗Nenndorf, Feggendorf, Rodenberg 
und Lauenau umfaſſenden Bezirk) 1015 46; Linden, Linderte 
und Ronnenberg zwiſchen 1113 und 1127. 

Wir können auch ohne Bedenken als urkundlich erwieſen an⸗ 
nehmen, daß Bordenau im Marſtemgau lag, da in einem heute 
nicht mehr nachweisbaren Dorf des Marſtemgaues im Grafen⸗ 
ding 1124 als einziges Gut ein Hof in Bordenau an den neuen 

Eigentümer aufgelaſſen wurde ). 

| Wenn dieſe ſtreng urkundlichen Nachrichten auch noch nicht 
ein genaues Bild von dem Umfang des Marſtemgaues ergeben, 
ſo zeigen ſie uns doch, daß der Marſtemgau ſich nicht nur über 
das Land zwiſchen Deiſter und Leine erſtreckte, ſondern auch 
auf das öſtliche Ufer der Leine (Herrenhauſen, Puttenſen) und 
über den Deiſter hinaus auf den nördlichen Teil der Gegend 
zwiſchen Deiſter, Bückeberg und Süntel übergriff (Kobbenſen, 
Heuerſen, Vonreder). 

Vollſtändiger wird das Bild, wenn wir die benachbarten 
Gaue gegen den Marſtemgau abgrenzen. Wir können da %ol- 
gendes feſtſtellen: 

Im Norden ſtößt an den Marſtemgau der nach der Leine 
benannte Loingau, ber in zwei zwiſchen 1153 und 1170 aus⸗ 
geſtellten Urkunden pagus Langinge und pagus Laginge ge— 


1) Vergl. zu den folgenden Ausführungen die Karte 1. 

2) Heuerſen wüſt bei Eldagſen kommt nicht in Frage, da es nordweſtlich 
Eldagſen, ſüdlich der Haller im Gau Flenithi liegt. (Topograph. Landesauf⸗ 
nahme Hannovers 1764 86, Blatt 128); ebenſowenig das ſüdlich der Haller 
liegende wüſte Everdagſen und Verdiſſen. 

) Engelke, Hannover und die Engerſche Grafſchaſt der Grafen von Roden 
in dieſer Zeitſchr. Jahrg. 29, S. 129 — 141. 
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namt wird !). Hier ijt für bie Grenzbeſtimmung von Wichtig⸗ 
keit die zwei Kilometer nördlich von Poggenhagen noch heute 
als Burgwall von der Umgegend ſich abhebende Logingeborch, 
die Volksburg des Loingaues. Sie iſt unter Benutzung eines 
ſchmalen Geeſtſtreifens von Norden her in das aus ſtark be⸗ 
waldetem moorigen Bruchland beſtehende Grenzgebiet der beiden 
Gaue vorgeſchoben und zur Verteidigung des Loingaues gegen 
einen von Süden zwiſchen dem Steinhuder Meer und der Leine 
her etwa andrängenden Feind, wahrſcheinlich die Franken, 
erbaut ). Dieſes moorige und bruchige Grenzgebiet zwiſchen 
Marſtem⸗ und Loin⸗Gau erſtreckt ſich vom Steinhuder Meer 
aus in öſtlicher Richtung in etwa zehn Kilometer Breite und 
liegt zwiſchen Bordenau (= Grengau), Oſterwald (Hagendorf) 
und Langenhagen (Hagendorf) auf der einen, dem Neuſtädter 
Moor, Otternhagen (Hagendorf), Scharrel (= Grenzwald) und 
Scherenboſtel (= Grenzboſtel, Grenzdorf) auf der anderen Seite. 
Von den nach Ausweis der Urkunden zum Loingau gehörenden 
Siedelungen kommen hier in Betracht Nöpke, das mit Eilveſe, 
Borſtel und Hagen zum Kirchſpiel Hagen gehört, Oegenboſtel, 
ferner das zwiſchen Vesbeck und Duenboſtel gelegene wüſte 
Halenbeck und Stödendrebber ). 


Im Oſten grenzt der Gau Fluthwide und der Gau Oſtfalen 
mit dem Untergau Scotelingen an den Marſtemgau an. Zum Gau 
Fluthwide gehört Aligſe, während Engenſen dem urkundlichen 


7) Würdtwein VI, 340; v. Spilcker, Gr. v. Wolpe, S. 160. 

?) Bgl. meine Abhandlung über die Logingeborch in dieſer Zeitſchrift, 
Jahrg. 31, S. 282. 

Eine zweite altſächſiſche Burg des Loingaus iſt die auf ganz gleicher Höhe 
wie die Logingeborch mitten zwiſchen Steinhuder Meer und Weſer bei Rehburg 
belegene Düſſelburg, deren Wälle wie bei der Logingeborch gegen einen Angriff 
von Süden her errichtet ſind, und die wie die Logingeborch den im übrigen durch 
Bruch und Moor geſicherten Zugang nach Norden hin ſperren ſoll. Die Loginge- 
borch und Düſſelburg ſind alſo Teile einer einheitlich und planmäßig angelegten 
Sperr⸗Befeſtigung gegen von Süden her drohende Angriffe. Vielleicht gehört 
hierzu auch die nördlich Scharrel gelegene „Lindenburg“. 

) v. Spilcker, Gr. v. Wölpe, S. 160; Erb. Reg. Westf. I, Nr. 125. 
Hel) ingaburstalla — Oegenboſtel, das um 990 Aingaburstalde, Hainga- 
burstalle heißt. Hochſt. Hildesh. I, 35 u. 40. Zwiſchen Vesbeck und Duen- 
boſtel das „Halenbeder Feld“ und der „Halenbecker Hof“ = Topograph. Land.“ 
Aufn. Hannover 1764/86, Blatt 109. 
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Ediggehuſen wohl nicht zweifelsfrei gleich zu ſetzen üt!). Von 
den urkundlich zum Gau Oſtfalen gehörenden Dörfern ſind als 
grenznächſte zu nennen: Wirringen, Oeſſelſe, Heiſede, Hotteln, 
Poppenburg und Hildesheim und vom Untergau Scotelingen: 
Heyerſum und Himmelstür ?). 

Im Süden gehören nach Ausweis der Urkunden Elze 
und Mehle zum Gau Gudingon, dasſelbe Elze, Alferde und 
Boitzum zum Gau Flenithi, der vielleicht, da Elze in der einen 
Urkunde dem Gudingongau ) und in einer anderen dem Fle⸗ 
nithigau zugerechnet wird‘), als ein Untergau des Gudingon 
anzuſehen iſt. Münder, Theenſen und Hohnſen, Haddeſſen, 
Benſen, Wickbolzen, Fiſchbeck und Wange (wüſt bei Hameln) 
ſind als Orte des Gaues Tilithi urkundlich nachweisbar ). Aber 
auch Bakede, Beber und Hämiſchhauſen (wüſt weſtlich Eimbeck⸗ 
hauſen), ſämtlich von Münder mir fünf Kilometer entfernt, ſind 
als im Tilithigau gelegen urkundlich belegt. In der Urkunde 
Kaiſer Conrads von 1033 über die Errichtung des Martini⸗ 
kloſters in Minden werden ſie unter ausdrücklicher Voranſtellung 
der Worte „In pago Cizide“ (das iſt im Gau Tilithi, der auch 
noch Tigildi, Zildide, Cilzide und Zigilde genannt wird) un⸗ 
mittelbar hinter Harderode und Münder aufgeführt und vor 
Hehlen (Weſer) und Wanebeck (wüſt zwiſchen Kirchbrak und 
Olkaſſen), die alle vier zweifelsfrei dem Tilithigau angehören 5). 
Wenn Wippermann und Böttger Münder und Hehlen (Heriſiv⸗ 
roda und Wanebeke ſind ihnen unbekannt geblieben) dem Gau 
Tilithi, die in der Urkunde zwiſchen ihnen ſtehenden Bakede, 
Beber und Hämiſchhauſen aber dem Buckigau zuweiſen, ſo tun 


1) Hild. I, 67. Aligſe heißt 1361 All(d)eſſe, 1382 Aldagheſen — Suden⸗ 
dorf III, 125, u. Hildesh. VI, 546. 

2) Hildesh. I, 67. 

) Hildesh. I, 117. 

) Hildesh. I, 67. Alferde heißt in Urkunden von 1938, 1246 und 1255 
„Alcforde“, „Alecvorthe“ unb „Aleeforde“ — Calenberger Urk.⸗Bch., Abt. 8, Nr. 5, 
und 24, Abt. 1, 28. Voitzum heißt 1243 Buzhem, 1254 Butzem, 1277 Bozem 
= Calenb. U.⸗Bch. 8, Nr. 17, 30 u. 36. 

) Erh. Reg. I, Nr. 57, und Hildesh. I, 20. 

e) Erh. Reg. I, Nr. 125. „Heriſivroda“ — Harderode, das 1804/24 „Her- 
ſederode“ heißt. (Sud. Urkbch. z. Geſch. d. Herz. v. Br.⸗Lbg. I, 184, Nr. 650). 
„Hemezungahuſun“ nicht = Eimbeckhauſen, ſondern = Hämiſchhauſen (wüſt öſt⸗ 
lich Eimbeckhauſen), das 1216 „Emechingehuſen“ heißt = Calenb. Urk.⸗Bch. 1, 
Nr. 12. | 


— 253 — 


jie das nur deshalb, weil fic, von der irrigen Theorie der 
Gleichſetzung von Archidiaconats⸗ und Gaugrenzen aus⸗ 
gehend, das Dekanat Ohſen, wozu Münder und Hehlen (auch 
Harderode und Wanebed) gehören, dem Gau Tilithi, das De⸗ 
kanat Apelern aber mit Bakede, Beber, Hämiſchhauſen und 
anderen Ortſchaften nebſt dem Dekanat Obernkirchen dem Bucki⸗ 
gau gleichſetzen 1). j 

Im Weiten gehört Vehlen, wie eine Urkunde Heinrichs bes 
Löwen von 1167 ergibt, zum Buckigau ?), der ſchon 775 genannt 
wird 3) und wohl vom Bückeberg ſeinen Namen hat. Die Namen 
weiterer dem Buckigau urkundlich angehörender Orte ſind uns 
nicht überliefert. Und doch können wir zu einer verhältnis⸗ 
mäßig genauen Grenzfeſtſetzung zwiſchen Bucki⸗ und Marſtemgau 
gelangen. Wir ſehen nämlich, wenn wir einen Blick auf die 
Karte werfen, wie von der Gegend zwiſchen Leine und Stein⸗ 
huder Meer an, bei der Logingeborch, der Gaugrenzburg des 
Loingaues gegen den Marſtemgau beginnend, in ſüdweſtlicher 
Richtung ſich eine etwa fünfundzwanzig Kilometer lange und zehn 
bis fünfzehn Kilometer breite, früher wohl ganz mit Wald be— 
ſtandene Niederungszone erſtreckt, die ziemlich nahe an das 
Vehlen eng benachbarte Obernkirchen und den Bückeberg heran⸗ 
reicht, und erſt mit dem Beginn des 13. Jahrhunderts durch 
planmäßige Koloniſation (Hagendörfer) wirtſchaftlich erſchloſſen 
worden iiti). Da, wo dieſes Koloniſationsgebiet den nördlichen 

1) Böttger, Didcefan- und Gaugrenzen, Abt. 2, S. 103 — 112; Wipper⸗ 
mann, Buckigau 88 13, 14 und 8 20, S. 93. Auch Holſcher, Beſchrbg. des 
vorm. Bistums Minden in Bd. 33, Abt. 2, S. 41 — 184 (bei. S. 92), und 
Bd. 34, Abt. 2, S. 1 — 168 der Zeitſchr. f. vaterl. (Weſtf.) Geſch. u. Alter- 
tumskd. iſt Anhänger der Archidiaconats⸗Gau⸗Theorie. 

2) v. Spilcker, Grafen v. Wölpe, S. 172, Urk. Nr. 12. 

3) Annalist. Lauriss. bei Berg I, 154. 

) Vgl. Günther⸗Schmidt, Die alte Grafſchaft Schaumburg = Stub. u. Vor- 
arb. z. Hiſt. Atlas Niederſ., 5. Heft, S. 33 — 37. 

Noch heute liegen in dieſem Gebiet 25 Hagenſiedlungen, von denen die vom 
Kloſter Loccum ausgegangene Siedlung Münchehagen bereits 1183 vorkommt, 
alle anderen aber erſt ſeit 1215 genannt werden. Stadthagen 1230. Pollhagen 
1347. Nordſehle 1236. Wolfhagen 1303. Kuckshagen 1247. Probſthagen 1303. 
Wornhagen 1215. Lauenhagen 1247. Hülshagen 1465. Altenhagen 1247. 
Wiedenbrück 1247. Schmalenhagen, ſpäter zu Winzlar gelegt, 1247. Auhagen 
1647. Lüdersfeld um 1215. Gr. Heidorn, Kl. Heidorn 1247. Sachſenhagen 


1253. Münchehagen 1183. Roſenhagen 1254. Wiedenſahl 1253. Huckeſhol 1258. 
Wendthagen 1234. Krebshagen 1332. Niederwöhren 1239. Oberwöhren 1332. 
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Ausläufer bes Büdeberges berührt, liegen bie für ben Maritem- 
gau urkundlich nachgewieſenen Dörfer Kobbenſen und Heuerſen, 
wohl die älteſten vom Marſtemgau ausgegangenen Siedelungs⸗ 
vorſtöße in bieles Waldgebiet. Und auf bem weſtlichen Abhange 
des Bückeberges, kaum ein Kilometer von Obernkirchen entfernt, 
liegt die „Alte Bückeburg“, die als „caſtrum Buckeburch“ oder 
„Buzeburch“ um 1160 als askaniſches Lehen aus altem Billung’- 
ſchen Gut ſich im Beſitz der Herren von Bückeburg (ſpäter von 
Arnheim) befand, 1180 an das neugegründete Stift Obern⸗ 
kirchen durch Schenkung überging und als die altſächſiſche Volks⸗ 
burg bes Buckigaues anzuſprechen iſt ). Wir haben hier alſo 
ein für die altſächſiſche Zeit typiſches Bild eines unzugänglichen, 
unwirtlichen Gaugrenzgebietes mit einer der Grenze nahen Gai 
burg vor uns und dürften in ihm und dem anſchließenden Teil 
des Bückeberges wohl mit Recht die alte natürliche Grenzzone 
zwiſchen dem Marſtemgau und Buckigau zu erblicken haben. 


Für die genauere Abgrenzung des Marſtemgaues von den 
benachbarten ſüdlichen und öſtlichen Gauen dürfte die über 
Hannover verlaufende Stammesgrenze zwiſchen Engern und Oſt⸗ 
falen, die zugleich die Bistümer Minden und Hildesheim von 
einander ſcheidet, von erheblicher Bedeutung ſein. Haben wir 
doch im Eingang dieſer Abhandlung geſehen, daß eine Stammes⸗ 
grenze zugleich auch immer eine Gaugrenze iſt. Die Beſchreibung 
dieſer wichtigen Grenze iſt in drei verſchiedenen Hildesheimer 
Aufzeichnungen aus dem Ende des 10. und Anfang des 11. 
Jahrhunderts uns erhalten geblieben, die man nicht ohne wei⸗ 
teres zuſammenwerfen darf 2). Sie verläuft in dem uns inter⸗ 
eſſierenden Teil über Koppenbrügge, die Kukesburg (das ijt 
die heutige Hünenburg auf dem nordweſtlichen Vorſprunge des 
Neſſelberges), Hallerſpring (das heutige Springe), die Haller 
aufwärts bis zu ihrer Einmündung in die Leine, die Leine auf⸗ 
wärts bis zu „Tigeslege“, vielleicht dem öſtlich Hannover un⸗ 


— Als Siedelung älterer Art käme hier vielleicht Bergkirchen in Frage, das 
um 1180 Berkerken heißt, damals alſo ſchon eine Kirche hatte. (Wippermann. 
Regesta Schaumburgensia Nr. 57 a). 

1) Wippermann, Buckigau, S. 335/330. Derſ., Reg. Schbg. Nr. 48. Derſ., 
Urk.⸗Bch. des Stifts Obernkirchen, Nr. 7 — 14. 
2) Hildesh. I, Nr. 35, 40, 51. 
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mittelbar vor ber alten Aegidienzingel gelegenen früheren 
„Roſengarten“ !). Dann führt bie Grenze in faſt nördlicher 
Richtung dem Wietzebruch zu. In der einen Grenzbeſchreibung 
werden auf dieſer letzten Strecke hintereinander „Lac Eilgeres⸗ 
Dus", „Meſanſten“, „Bredanlagu“, „Embrinaſole“, „Ainga⸗ 
burſtalde“; in der anderen „Tigislehe“, „Puttanpathu“, „Bu⸗ 
danſathim“, „Kananbrug“, „Hrokke“, „Meſanſtene“, „Ember⸗ 
goſſole“, und „Haingaburſtalle“, und in der dritten „Tigislege“, 
„Kananburg“ und „Meſenſtene“ als Grenzpunkte genannt. Lac 
Eilgereshus erinnert an die Eilenriede; Meſanſtene ſind viel⸗ 
leicht Steine bei Meitze (Meitze heißt 1381 „to der Metze“, 1474 
„to der Meſſen“, 1496 „to ber Meſen“ 2); Bredanlagu ijt 
Brelingen 3); Aingaburſtalde und Haingaburſtalle iſt Oegen⸗ 
boſtel. Puttanpathu erinnert an Puttenſen (Puttenſerweg), 
Kananbrug ober Kananburg deutet auf die Gegend des Wald- 
gebiets Cananohe“), Hrokke (= Hrocce) iit wohl Reſſe. In 
einer Urkunde bes Grafen Conrad von Wölpe aus der Mitte 
des 13. Jahrhunderts erſcheint ein Luderus de Rocze als Zeuge. 
1430 und auch noch 1497 heißt Reſſe „tom Retze“ °). 


Daß die drei Grenzbeſchreibungen in der Aufzählung der 
Grenzpunkte, insbeſondere auf der Strecke von Hannover bis 
in das Wietzebruch, etwas von einander abweichen, hat wohl 
hauptſächlich darin ſeinen Grund, daß es einerſeits in der auch 
heute noch recht einförmigen und ſiedelungsarmen Gegend nur 
wenig äußere Merkmale und Anhaltspunkte für eine genaue 
Grenzfeſtſetzung gab, und daß man andererſeits zu jener Zeit 
bei dem unwirtlichen Charakter gerade dieſer Landſchaft auch 
gar nicht ein ſo großes Intereſſe daran hatte, die Grenze auf 
das Allergenaueſte zu beſtimmen. Da konnte recht wohl bei der 


I) Engelke, Hannover uſw., S. 131. | 

) Cubenborf V, 226; Depoſ. v. Hodenberg, Nr. 10 u. 33 i. Staatsarch. 
Hannover. | 

) Brelingen heißt Ende b. 14. Jahrh. Bredelage — Sudend. VI, 109, 
S. 113, Nr. 119, u. Sudend. VII, 185, Nr. 265, 292 u. 329. 

*) Amtl. Bericht von 1586 „de lutke wold, darin en hegeholt Canano 
genompt" — St.⸗ Arch. Han., Cal.⸗Br. Arch. Def. 2, Langenhagen Nr. 3. Die 
Kananburg iſt vielleicht bei Schulenburg zu ſuchen. 

5) Calenb. Urk.⸗ Beh., Abt. 5, Nr. 48, St.⸗Arch. Hann., Urk. Repert. 
Kloſter Marienſee Nr. 205 unb 240 „to dem Retze bi dem lowenwolde“. 
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Feſtlegung der Grenzen die eine Beſchreibung etwas anders aus⸗ 
fallen als die andere. Später, als die Beſiedelung dieſes wilden 
Geländes fortgeſchritten war, bildete ſich zwiſchen den Bistümern 
Minden und Hildesheim die Grenze ſo heraus, daß Hainholz, 
Vahrenwald und Liſt zu Minden (Engern), Buchholz und Both⸗ 
feld aber zu Hildesheim (Oſtfalen) gehörten, und daß dann etwa 
bis ſüdlich Wiekenberg die Grenze in der Niederung des jetzigen 
neuen Grabens und der Wietze verlief. Die Orte, die heute in 
dem Landſtrich zwiſchen der Grenze der Hildesheimer Urkunden 
und ber ſpäteren Diözeſangrenze liegen, wie z. B. Langenhagen, 
Biſſendorf und Bennemühlen, werden erſt in den Urkunden des 
14. Jahrhunderts genannt und waren zur Zeit der alten Grenz⸗ 
feſtſetzung wohl noch nicht vorhanden. 

Werfen wir jetzt einen Blick auf die Karte, ſo ergibt ſich, 
daß die Haller wie auch bis Hannover hin die Leine, alſo die 
Stammesgrenze zwiſchen Engern und Oſtfalen, zugleich auch den 
Marſtemgau ſcheidet von den Gauen Flenithi und Oſtfalen 
(nebſt Scotelingen). Nicht ſo klar tritt die Stammesgrenze in 
ihrer Eigenſchaft als Gaugrenze in dem Teil von Hannover bis 
zum Wietzebruch hervor, da die urkundlichen Belege, insbe⸗ 
ſondere für grenznahe Dörfer des Gaues Flutwide fehlen, aber 
auch hier ſpricht die größte Wahrſcheinlichkeit dafür, daß es 
die Stammesgrenze zwiſchen Engern und Oſtfalen iſt, die den 
Engerſchen Marſtemgau (Herrenhauſen, Puttenſen, Bordenau) 
und Loingau (Halenbeck, Oegenboſtel) von dem oſtfäliſchen 
Gau Flutwide (Aligſe) trennt. 

Nachdem zur Beſtimmung der Grenzen des Marſtemgaues 
zunächſt die urkundlichen Nachrichten über den Gau ſelbſt und die 
angrenzenden Gaue, ſowie über die Stammesgrenze der Engern 
und Oſtfalen herangezogen ſind, ſoll in Folgendem verſucht 
werden, mit Hilfe der ſpäteren Gogerichtsbezirke dieſer Gegend, 
der Splittergerichte des einſtmals den ganzen Gau umfaſſenden 
Gaugerichts, die Grenze des Marſtemgaues noch näher feſt— 
zuſtellen 1). 

) Vgl. zu den folgenden Ausführungen die Karte II. 

Hinweiſen möchte ich auch auf den Aufſatz von Werner Spieß über das 


Fürſtentum Calenberg in Görges-Spehr-Fuhſe: Vaterl. Geſchichten, Bd. II 
(Hannover), Heft 1, S. 1— 22. 


AS 
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Wenn wir im Süden beginnen, jo haben wir da zuerſt bas 
Gogericht to der Horſt), bas feine Dingſtätte hatte 
nahe bei Geſtorf am alten Wege nach Lüderſen. Das Gogericht 
wird im Oſten und Süden durch die Stammesgrenze zwiſchen 
Engern und Oſtfalen begrenzt, die hier gleichzeitig dieſe Enger⸗ 
ſche Gografſchaft von den oſtfäliſchen Gografſchaften zu dem 
Haſſel (Sarſtedt), Emmerke (Giften, Barnten) ) und Eldagſen 
(Alferde, Holtenſen und Eldagſen) ?) ſcheidet. Im Weſten bildet 
der Deiſter, im Norden das Gogericht Pattenſen die Grenze. 
1230 hat ber Gograf ſeinen Sitz in Völkſen ). 1334 wird an 
ordentlicher Dingſtätte vor dem Gografen Johann von Her⸗ 
bergen (Herbergen, wüſt zwiſchen Jeinſen und Geſtorf), Gut in 
Vardegötzen verkauft?). Und aus einer um 1360 goenweiſe 
zuſammengeſtellten Aufzeichnung über die Dörfer, die Nutzungs⸗ 
recht am Deiſter haben“), können wir entnehmen, daß damals 
zu Go und Goding to der Horſt folgende Dörfer gehörten: 
Schliekum, Ibbelſtede (wüſt, zwiſchen Orie und Schliekum), 
Jeinſen, Gerboldeſſen (wüſt, nördlich Schliekum a. d. Leine), 
Alvefe (wüſt, ſüdlich Pattenſen), Orie, Vardegötzen, Hüpede, 
Bennigſen, Meghedevelde (wüſt, nördlich Völkſen und ſüd⸗ 
weſtlich Bennigſen), Iſene (wüſt, ſüdlich Bennigſen), Eydenſen 
(wüſt, bei Geſtorf), Groß- und Klein⸗Geſtorf, Wertbeke (wüſt, 
bei Schulenburg), Schulenburg, Adenſen, Bodenſen (wüſt, bei 
Hallerburg), Colvensrot und Szimmenrot (das jetzige Mittel⸗ 


1) Holſcher, Jahrg. 34, Abt. 2, S. 88. 

) In das Goding „to dem Hasle“ bei Lühnde gehören, ſoweit heute 
noch nachweisbar, die Dörſer Lühnde, Bledeln, Gödringen, Bolzum, Ingeln, 
Höver, Evern, Müllingen, Oeſſelſe, Ummeln, Bilm, Döhren, Laatzen, Rethmar, 
Sarſtedt, Graftorf, Rethen und Gleidingen. Zum Goding Emmerke gehören 
die Dörfer Gr. u. Kl. Gießen, Sorſum, Barnten, Gr. u. Kl. Eſcherde, Giften, 
Emmerke und Himmesthür. Wal. Engelke, Die große und kleine Grafſchaft der 
Grafen von Lauenrode i. Jahrg. 1921 dieſer Zeitſchr., S. 265, Nr. 63 und 
S. 262, Nr. 19. 

) Zu dem Gobing „to dem Sichter“ bei Eldagſen gehören, ſoweit unſere 
Nachrichten reichen, Eldagſen und die Dörfer Alferde, Holtenſen, Boitzum, Wül⸗ 
fingen, Sorſum und Diederſen (wüſt bei Eldagſen). Der Godingsbezirk erſtreckte 
fi bis an die Leine auf Poppenburg zu. Vgl. St. Arch. Hann. Urk.⸗Rep. 
Kl. Wülfinghauſen, Nr. 229, 290 u. 498, u. 8. d. h. V. f. Mdf. 1853, S. 258/66. 

) Sudend. IX, 175 J. 

) Calbg. Urk.⸗Bch., Abt. 1, Nr. 180. 

) Gubenb, VIII, Nr. 253, Anmerkg. 
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robe), Völkſen, Eghelemmesrot (bei Mittelrode), Alleſenſen 
(wiijt, bei Alvesrode) 1). 

Das Gogeridht war Mindenſches Lehen der Grafen von 
Hallermund, die um 1170 auf der Kammitte des Kleinen 
Deiſters (dem heutigen Hallermundskopf des Sauparks) zum 
Schutze ihrer ausgedehnten Beſitzungen und als Stützpunkt 
ihrer Macht ſich die 1189 urkundlich zuerſt genannte Burg 
Hallermund erbaut hatten. 1282 ging mit der Burg Haller: 
mund und der Hälfte der zur Burg gehörigen Güter und Rechte 
auch die Hälfte des Gogerichts to der Horſt an den Herzog Otto 
den Strengen von Braunſchweig⸗Lüneburg über ). Das dritte 
Viertel des Gogerichts kam 1366 mit der Hälfte der Reltgraf- 
ſchaft Hallermund an den Herzog Wilhelm von Braunſchweig⸗ 
Lüneburg ?), und das letzte Viertel bes Gogerichts erhielten die 
Herzöge, als 1436 mit dem Tode des Biſchofs Wullbrand von 
Minden die Grafen von Hallermund im Manmnesſtamm aus⸗ 
ſtarben und auf Grund eines Vertrages von 1411 die ganze 
Grafſchaft Hallermund einſchließlich der den Grafen im Jahre 
1325 erbweiſe zugefallenen Herrſchaft Adenſen endgültig an 
Braunſchweig⸗Lüneburg überging ). 

Aus dem Godingsbezirk to der Horſt gehörten Springe, 
Völkſen und Alvesrode zu der Grafſchaft Hallermund, und das 
Dorf Adenſen zu der früheren Herrſchaft Adenſen. Springe und 
Alvesrode müſſen von dem Grafen von Hallermund ſchon früh 
aus dem Godingsbezirk herausgenommen und an das neu ge⸗ 
bildete Gericht Springe gelegt ſein ). Völkſen und Adenſen aber 
gehörten, wie wir oben ſahen, um 1360 dem alten Godings⸗ 
verbande noch an. 


1) Über die Wüſtungen im Marſtemgau dgl. Fromme, Z. d. hiſt. Ver. 
f. Ndſ. 1881, S. 118/153. 

2) Orig. Guelf. IV, S. 493, Nr. 15. 

*) Orig. Guelf. IV, Pref., S. 28, Nr. 2. 

*) Chr. L. Scheidt, Anmerkg. und Zuſätze zu v. Moſers Br.⸗Lbg. 
Staatsrecht, cod. dipl., S. 634/38, u. v. Spilcker, Beitr. z. Geſch. d. Herren v. 
Adenoys i. Vaterl. Archiv 1833, S. 1ff. | 

Spieß S. 3 (Karte) rechnet Eldagſen zur Herrſchaft Adenſen, ftatt zur 
alten Grafſchaft Hallermund. 

) Das Gericht Springe wird erwähnt 1388 — Sudend. VI, Nr. 198. 
Vgl. auch daſ. I, Nr. 399 v. 1324. 
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Die Gografen ſetzte fid) in der Go to der Horſt bis in die 
Mitte des 15. Jahrhunderts hinein die Gerichtsgemeinde ſelbſt, 
die auch im übrigen als ein ziemlich ſelbſtändiger Verband her⸗ 
vortritt. So richten 1371 „de merer deyl der riddere unde 
knechte, wohnhaftich in der go to Geherdene, in der go to Pat⸗ 
tenjen, in der go to der Horſt“ zugunſten des Herzogs Magnus 
ein Fürbittſchreiben an den Rat der Stadt Hannover!) unb 
auch dem „Gemeinen Brief“ der Herzöge Bernhard und Heinrich 
von Braunſchweig⸗Lüneburg vom 20. September 1392 2) wer⸗ 
den, da in ihm auch das Verhältnis des Gogerichts to der Horſt 
neben dem der Gogerichte Gehrden und auf dem Horn be⸗ 
ſonders geregelt wird, längere Verhandlungen mit den Rittern 
und Knechten des Goes vorangegangen ſein. 1444 nennt Herzog 
Wilhelm von Braunſchweig⸗Lüneburg das Gogericht to der 
Horſt ein ihm untergebenes Gericht ſeines Fürſtentums 3). 

Völkſen und Adenſen, die noch um 1360 dem Goverbande 
to der Horſt angehörten, werden ihm — vielleicht noch im 14. 
Jahrhundert — entfremdet, und Völkſen dem Gericht Springe, 
Adenſen aber dem gleichfalls den Grafen von Hallermund zu⸗ 
gehörigen Gogericht Eldagſen (to dem GSidter) *) zugelegt 
worden fein. So dürfte es jid) auch erklären, daß im Anſchluß 
an den Übergang der Grafſchaft Hallermund-⸗Adenſen an das 

Haus Braunſchweig⸗Lüneburg (1436) und ſeine Angliederung 
" am bas Land Calenberg (1474), Völkſen zuſammen mit Springe 
und Alvesrode an das Gericht und ſpätere Amt Springe kam, 
Adenſen aber zuſammen mit den anderen Dörfern dieſer Herr⸗ 
ſchaft als Adenſer Goe (die aber keinen alten Gogerichtsbezirk 
darſtellt) dem Amte Calenberg angegliedert wurde. 

Wohl ſchon vor 1500 wurden dann die der Go to der Horſt 
zugehörigen Dörfer Schliekum, Jeinſen, Vardegötzen und 
Schulenburg von ihr abgetrennt und als ſogenannte Vordörfer 

2) Sudend. IV, 155 u. 156. 

7) Sudend. VII, 99. 

) Sudend. VII, Einleitung S. 103. 

9) In der Feldmark Eldagſen noch heute die Flurnamen „im großen Sichter⸗ 
felbe", „vor dem Sichter“ und „im Sichter“. Durch Saupark, Neſſelberg und 
Oſterwald vom Gogericht Eldagſen (Gau Flenithi) getrennt, liegt im Gau Tilithi 
die Hamelſche Goh mit Afferde, Baentorf, Behrenſen, Flegeſſen, Gr. u. Kl. Hil⸗ 
ligsfeld, Holtenſen, Hachmühlen, Rohrſen, Unſen, Welliehauſen, Wehrbergen, 
Diederſen und Haſperde. Die Dingſtätte befand ſich in Hilligsfeld. 

17* 
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ber engeren Vogtei Calenberg zugelegt. So beſtand denn jeit 
jener Zeit bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts hinein die 
Go to der Horſt des Amtes Calenberg, die ſpätere Geſtorfer 
Go, nur noch aus den Dörfern Geſtorf, Hüpede, Bennigſen, 
Orie und Mittelrode !). 

Nördlich an das Gogericht to der Horſt grenzt das Go⸗ 
gericht uppe dem Horn ), benannt nach dem Walde 
Horn bei Pattenſen, wo das Gericht ſeine ordentliche Dingſtätte 
hatte. Im Oſten ſcheidet die Stammesgrenze zwiſchen Engern 
und Oſtfalen das Engerſche Gogericht uppe dem Horn von dem 
oſtfäliſchen Gogericht auf dem Haſſel (Döhren, Laatzen, Gras⸗ 
dorf, Rethen und Gleidingen). Im Weſten bildet der Deiſter 
die Grenze, im Nordweſten trennt die Ihme das Gogericht uppe 
dem Horn von dem Gogericht Gehrden. 1230 wird Wulf⸗ 
hardus „gogreve de Patenhuſen“ als Zeuge in einer Urkunde 
des Grafen Ludolf von Hallermund genannt). 1327 wird 
unter dem Vorſitz des Pattenſer Gografen Johann Krampe 
ein Goding in Harkenbleck abgehalten und dort belegenes Gut 
verkauft. Zu dem Umſtand gehört neben Bewohnern des Dorfes 
Harkenbleck auch der Pfarrer von Wilkenburg ). 1357 wird 
vor Ekkehard Knigge, „gogreve to Pattenſen“, wohl an der 
ordentlichen Dingſtätte auf dem Horn, Land vor Hiddeſtorf 
aufgelaſſen ). 1427 bezeugt Johann von Herbergen, Gograf 
auf dem Horn bei Pattenſen, daß vor ihm im Gerichte ein in 
Linderte belegener Hof verkauft fet“). 


1) Amtelagerbuch von Calenberg von 1663 = Hannover: 74 Wennigſen 
geb. B., Nr. 2, und von 1682 St.- Arch. Han. Mſer. C 12. Scharf, Polit. 
Staat Br.⸗Lbg. 1791. Ubbelohde, Stat. Repert. f. d. Königr. Hannover 1823. 

) silva Horn juxta Pattensen — Calenbg. Urk.- Bd. I, S. 402 06. 

3) Sudend. IX, 1751. Das Erſcheinen des Gografen von Pattenſen im 
Gefolge des Grafen Ludolf von Hallermund läßt auf eine Abhängigkeit Pattenſens 
von dem Grafen von Hallermund um 1230 ſchließen. Dieſe Vermutung findet 
ihre Beſtätigung in einem 1215/20 geprägten, aus dem Funde von Bevern 
(bei Bremervörde vergraben 1224/30, gehoben Oktober 1928) ſtammenden Pfennig. 
Dieſer Brakteat trägt als Münzbild einen Löwen, unter ihm die 3 Haller- 
munder Roſen. Die Inſchrift lautet: MONAT A. IN PAT MN (usen) 
Pattenſen war derzeit alſo eine Münzſtätte der Grafen von Hallermund. 

*) Urk.⸗Bch. Stadt Hannover, Nr. 157. 

) Chr. L. Scheidt, Nachr. v. hoh. u. nied. Adel, Mantissa document. 
S. 456, Nr. 125. 

9) Calb. U.⸗Bch. III, Nr. 810. Vgl. auch Holſcher, Bd. 34, S. 86. 
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Um 1360 werden aus der Go auf dem Horn folgende am 
Deiſter berechtigte Dörfer nacheinander aufgezählt: Hemmingen, 
Wilkenburg, Deveſe, Armim, Harkenbleck, Ebbingehuſen (wüſt, 
jetzt von Ohlendorf aus bebaut), Stampesdorf (wüſt, zwiſchen 
Hiddeſtorf und Harkenbleck), Ohlendorf, Hiddeſtorf, Vörie, 
Eveſtorf, Bredenbeck, Sattendorp (wüſt, ſüdlich Holtenſen), 
Holtenſen, Volkermiſſen (wüſt, bei Bennigſen), Lüderſen, Wen⸗ 
nigreder (wüſt, zwiſchen Lüderſen und Linderte), Linderte, 
Oſterem (wüſt, zwiſchen Pattenſen und Hiddeſtorf), Reden, 
Pattenſen, Coldingen und Drothe (wüſt, bei Coldingen) 1). 

Auch dieſes Gogericht bewahrte ſich bis in das 15. Jahr⸗ 
hundert hinein eine gewiſſe Selbſtändigkeit. Sowohl 1371 
wie 1392 treten — wie wir oben geſehen haben — die in ihm 
wohnenden Ritter und Knechte zuſammen mit denen der Goen 
to der Horſt und Gehrden noch als ein in ſich geſchloſſener Ver⸗ 
band ſelbſtändig handelnd hervor. 1444 ſpricht Herzog Wilhelm 
von Braunſchweig⸗Lüneburg von dem Gogericht uppe dem Horn 
als einem Gogericht feines Fürſtentums 2). Mit dem Übergang 
des Schloſſes Coldingen an die Biſchöfe von Hildesheim im 
Jahre 1380 war Coldingen aus der Gohe Pattenſen ausge⸗ 
ſchieden. 1653 wurde die Hiddeſtorfer Vogtei mit Hiddeſtorf, 
Wilkenburg, Ohlendorf, Hemmingen, Harkenbleck, Reden und 
die Ihmer Vogtei mit Ihme, Linderte, Vörie, Roloven und 
Deveſe von der Go uppe dem Horn, der Go Pattenſen, abge⸗ 
trennt und dem Amte Coldingen zugelegt s). 1818 wurden 
Holtenſen, Eveſtorf und Argeſtorf der Hausvogtei des neu ge⸗ 
bildeten Amtes Wennigſen zugeteilt. Bredenbeck bildete einen 
eigenen Verwaltungs- und Gerichtsbezirk, jo daß von jetzt ab 
nur noch Pattenſen, Lüderſen und Arnum zur Goh Pattenſen 
gerechnet wurden ). 

Das Goge richt Gehrden iit im Südoſten von dem 
Gogericht auf dem Horn (Pattenſen) durch die Ihme geſchieden; 


1) Sudend. X, 253 Anmerkg. „Coldingen parochiae Pattenſen“ — Cal. 
U.⸗Bceh. III, Nr. 526 von 1298. Es fehlt hier Argeſtorf, das um dieſe Zeit 
noch zur Goh Gehrden gehörte. Auch fehlen Ihme und Roloven, die wohl am 
Deiſter nicht nutzungsberechtigt waren. 

) Sudend. VII, Ginítg., S. 103. 

) Amtslagerbuch Calenb. v. 1663 u. 1682. 

4) Scharf von 1791. Ubbelohde von 1823. 
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im Oſten bildet die Leine die Grenze, im Norden bas Gogericht 
Seelze und im Nordweſten der Deiſter und die Bückethaler 
Landwehr. 

Die älteſte Nachricht von dieſem Gogericht bringt eine Ur⸗ 
kunde vom Jahre 1320. Sie läßt uns zugleich einen Einblick 
gewinnen in die Verſuche der Herzöge von Braunſchweig⸗Lüne⸗ 
burg, die Grafen von Schaumburg, die, wahrſcheinlich als 
Rechtsnachfolger der Grafen von Roden, bereits 1298 Gehrden 
ihren Flecken nennen (oppidum nostrum Gerdene) und ihm 
einen Freiheitsbrief ausſtellen 1), aus ihrer Vormachtsſtellung 
in der Goh Gehrden zu verdrängen. Graf Adolf von Schauen⸗ 
burg, der im Gegenſatz zu den Erbexen, die die Wahl bes Go⸗ 
grafen für ſich in Anſpruch nahmen, behauptete, Erbgograf 
der Goh Gehrden zu ſein, muß in dieſer Urkunde auf Betreiben 
des Herzogs ſeine Anſprüche auf die Erbgografſchaft zur Ent⸗ 
ſcheidung der Erbexen ſtellen. Würden dieſe eiblid) erklären, dak 
die Stelle des Gografen durch ihre Wahl zu beſetzen ſei, ſo wird 
er von der Gografſchaft laſſen, „unde bliven en erfexe in deme 
fore alſe en ander“ ?). Wenn der Graf in dieſem Streit auch 
unterlegen ſein wird, ſo beſtätigt doch noch ſein Sohn Graf 
Adolf im Jahre 13323) die den Einwohnern von Gehr⸗ 
den im Jahre 1298 erteilten Privilegien. 

1356 ſitzt der Gograf der Goh Gehrden, Engelbert von 
Lenthe, einem Goding wegen Verkaufs eines zu Wettbergen be⸗ 
legenen Hofes vor. 1358 hält derſelbe Gograf ein Gogericht 
ab in Lemmie, wo Grundſtücke zu Eckerde an das Kloſter Bar⸗ 
ſinghauſen verkauft werden. 1362 tagt das Gogericht „thor 
mordmohlen“, das ijt bei der alten Landwehrſchänke zu Rick⸗ 
lingen. Burchard und Heinrich von Wettbergen leiſten hier auf 
Anſprüche an eine Holzberechtigung in der Mark Ricklingen zu⸗ 
gunſten der Erben Verzicht. 1376 wird unter dem Vorſitz des 
Gehrdener Gografen Burchard von Wettbergen ein Gogericht 
abgehalten „vor dem dorpe tho Gherdene“ wegen Verkaufs 
von elf in Empelde belegenen Hufen an das Kloſter Wennigſen. 
1384 wird vor dem Gografen Brüning von Wettbergen Land 


1) Fiedeler, Das Kirchſpiel ra i b. Zeitſchr. b. hiſt. Ber. für 
Stef. 1862, S. 145—942, Urk.⸗Nr. 


* Sudend. I, 334. 
) Fiedeler, Urt. Nr. 2. 
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in Weetzen dem Kloſter Wennigſen aufgelaſſen. 1390 ver: 
pfänden vor dem Gografen Otto von Lenthe die Brüder von 
Winninghauſen dem Lüder von der Hetlege, Bürger in Han⸗ 
nover, ihren Zehnten in Badenſtedt, einen halben Zehnten zu 
Letter 1), zwei Höfe auf der Neuſtadt Hannover, einen Hof auf 
dem Brühl vor Hannover, und einen Hof in Linden. Dingleute 
waren Burchard Tetze, Bürgermeiſter, und Robert von Edinge⸗ 
rode, Ratmann in Hannover; Vorſprecher für Ludolf von der 
Hetlage war Engelbert Wesler, Ratmann zu Hanover. 1401 
hält derſelbe Gograf Otto von Lenthe ein Gogericht vor dem 
Dorfe Weetzen ab über den Verkauf einiger Güter daſelbſt. Im 
ſelben Jahre werden vor ihm im Gericht Urkunden über die 
Freiheit zweier Leute verleſen. 1406 überläßt Martin v. Heim⸗ 
burg dem Werner v. Alten vor dem Gografen Otto von Lenthe 
im Goding „uppe der Gherdener wyſch“ verſchiedene Güter zu 
Groß- und Nordgoltern. 1410 ſitzt der Knappe Ludolf Wulf 
als Stellvertreter des Gografen Otto von Lenthe einem Go⸗ 
ding zu Lenthe vor wegen Verkaufs des ganzen Gutes Lenthe. 
1411 findet unter dem Vorſitz desſelben Gografen ein Go⸗ 
gericht ſtatt über den Verkauf von Bornumer Grundſtücken. 1417 
hält Wulbrand Knigge als Stellvertreter des Gografen Otto 
von Lenthe ein Goding ab „under der Lynden vor dem hove to 
Wenyngheſſen“, wo die Frau des Gografen, Bertha von Lenthe, 
auf ihre Leibzucht an vier Höfen zu Gehrden verzichtet. 1467 
nennt ſich Georg von Langreder „ein gogreve des herrn Wil⸗ 
helmes to Brunswich unde Luneborg hertogen, to Gherden“ ). 

Die ordentliche Dingſtätte des Gogerichts war „de ding⸗ 
boten to Gherdene“ ); daneben wurden außerordentliche Go⸗ 
dinge abgehalten in Lemmie, Ricklingen, Weetzen, Lenthe und 
Wennigſen. Den Gegenſtand der Verhandlung bildeten Ver⸗ 
käufe und Verpfändungen von Grundſtücken und Rechten in 
Wettbergen, Eckerde, Ricklingen, Empelde, Weetzen, Badenſtedt, 
Neuſtadt⸗ Hannover, Brühl⸗Hannover, Linden, Groß-Goltern, 
Nordgoltern, Lenthe, Bornum und Gehrden. 


) Letter gehört zur Goh Seelze. 

) Fiedeler, S. 171—174, Urk. Nr. 3, 4, 5. Vgl. auch Holſcher, Bd. 34, 
S. 86/87. 

*) Galentg. U. B h. VII, Nr. 149. 
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Um 1360 werden aus ber Goh Gehrden folgende am Deiſter 
berechtigte Ortſchaften hintereinander aufgezählt 1): Bantorf, 
Ebbinghehuſen (wüſt, jetzt zu Bantorf gehörig), Luttringhauſen, 
Hohenboſtel, Barſinghauſen, Winninghauſen, Bronerdeſſen 
(wüſt, bei Hohenboſtel), Hertingehuſen (wüſt, bei Winning- 
hauſen), Nordgoltern, Groß⸗Goltern, Eckerde, Stemmen), 
Göre, Eſedingehuſen (wüſt, bei Eckerde), Kirchdorf, Egeſtorf, 
Helmeringhuſen (wüſt, zwiſchen Egeſtorf und Redderſe), Lang⸗ 
reder, Stedegem (wüſt, zwiſchen Langreder und Leveſte), Leveſte, 
Steder (wüſt, zwiſchen Leveſte und Gehrden), Redderſe, Deger⸗ 
kn, Bönnigſen, Wennigſen, Argeſtorf 3), Pledeſtorp (wüſt, zwi⸗ 
ſchen Argeſtorf und Sorſum), Sorfum, Kotenſen (wüſt, zwiſchen 
Sorſum und Weetzen), Weetzen, Bettenſen, Gehrden, Sperſe 
(wüſt, zwiſchen Ditterke und Gehrden), Ditterke, Everloh. 
Northen, Lenthe, Benthe, Ronnenberg, Empelde und Wett⸗ 
bergen 4). 

Nach 1371 und 1392 bildeten — wie wir oben ſahen — 
die Ritter und Knappen der Goh Gehrden eine auf der alten 
Gerichtsgemeinſchaft beruhende Gemeinſchaft, die auch noch im 
Anfang des 15. Jahrhunderts ihren Gografen ſelbſt wählte. 

Die Grafen von Schauenburg, denen es im 13. Jahr⸗ 
hundert gelungen war, die Grafen von Roden⸗Wunſtorf als 
Machthaber aus der Goh Gehrden ſtark zurückzudrängen, hatten 
im Laufe des 14. Jahrhunderts immer mehr vor dem ſteigenden 
Einfluß der Herzöge von Braunſchweig⸗Lüneburg zurückweichen 
müſſen. Nachdem fie um 1350 den Flecken Gehrden an den Her⸗ 
zog Otto hatten abtreten müſſen '), ſcheinen fie im Anfang bes 
15. Jahrhunderts in der Gehrdener Gohe faſt nur noch Rechte 
über Wichtringhauſen beſeſſen zu haben, das ſie wohl ſchon 

1) Sudend. VIII, 253 Unmertg. 

) Stemmen war bis 1652 nach Goltern eingepf arrt und gehörte ſpäter 
zur Goh Seelze = W. Stedler, Beitr. z. Geld). d. Fſttms. Calenberg, Heft 1, S. 35. 

) Argeſtorf bildete mit Bönnigſen, Degerſen, Sorſum und Wennigſen das 
Kirchſpiel Wennigſen und gehörte ſpäter zur Goh Pattenſen — Scharf, Ubbelohde. 

*) Es fehlen in der Aufzählung das Kirchſpiel Linden mit Linden, Baden⸗ 
ſtedt, Bornum und Ricklingen, das kein Nutzungsrecht am Deiſter hatte. Auch 
Landringhauſen und Lemmie ſcheinen nicht am Deiſter beteiligt geweſen zu ſein. 
Wichtringhauſen gehörte wohl ſchon damals zu der Schauenburgiſchen Goh to 


der Ramſtede. 
P) Fiedeler, S. 148. 
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vor 1360 von ber Goh Gehrden abgetrennt und ber unter ihrem 
alleinigen Einfluß ſtehenden Go to ber Ramſtede angegliedert 
hatten. Wie lange bie Schauenburger Wichtringhauſen haben 
halten können, wiſſen wir nicht 1). Im 17. Jahrhundert gehört 
es wieder zur Goh Gehrden, wahrſcheinlich aber ſchon ſeit 
längerer Zeit 2). 


Den Grafen von Roden-Wunſtorf waren im zweiten 
Viertel des 15. Jahrhunderts in der Goh Gehrden außer dem 
Recht eines Crbexen und dem Dorfe Goltern nur noch die auch 
mit gerichtlichen Befugniſſen ausgeſtatteten Amter Goltern und 
Benthe verblieben). Durch den Verkauf der Grafſchaft Wun⸗ 
ſtorf im Jahre 1446 gingen dieſe Beſitzungen und Rechte eben⸗ 
falls auf die Herzöge über. Auch das Gogericht Gehrden, deſſen 
Crbexen ſich, wie wir oben ſahen, lange Zeit hindurch eine 
große Selbſtändigkeit zu bewahren verſtanden hatten, befand 
ſich 1444 in faſt völliger Abhängigkeit von dem Hauſe Braun⸗ 
ſchweig⸗Lüneburg. So beſaßen die Herzöge wie in den Gohen 
to der Horſt (Geſtorf) und uppe dem Horn (Pattenſen) auch 
in der Goh Gehrden um die Mitte des 15. Jahrhunderts eine 
fait unbeſchränkte Macht 4). 


Im 17. und 18. Jahrhundert beſtand die zum Amte Calen⸗ 
berg gehörige Goh Gehrden aus den vier Vogteien Ronnenberg, 
Gehrden, Bönnigſen und Goltern. Zur Vogtei Ronnenberg ge⸗ 
hörten: Ronnenberg, Empelde, Wettbergen, Badenſtedt, Bor⸗ 
num, Ricklingen und Linden. Die Vogtei Gehrden beſtand aus 
den Dörfern: Gehrden, Everloh, Northen, Benthe, Ditterke und 
Lenthe. Zur Vogtei Bönnigſen gehörten: Bönnigſen, Lemmie, 
Sorſum, Weetzen, Leveſte, Kirchdorf, Redderſe, Degerſen, Wen⸗ 
nigſen und Egeſtorf, während Grok Goltern, Nordgoltern, 
Göre, Eckerde, Hohenboſtel, Bantorf, Winninghauſen, Wich⸗ 
tringhauſen, Langreder, Landringhauſen, Barſinghauſen, Alten- 


) Scheidt, Mant. doc., S. 400, Nr. 90 von 1425. 
7) Amtslagerbuch d. Amtes Calenberg von 1663 unb 1682. 


) 1877 beſaßen die Grafen v. Roden ⸗Wunſtorf in der Goh Gehrden 
außerdem noch das Dorf Landringhauſen und die Amter Everloh und Linden. 
Bgl. Sudendorf X, 12°. 

) Sudend. VII, Einltg., S. 103 u. 113/110. 
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bof und Nienſtedt bie Vogtei Goltern ausmachten 1). Seit 1818 
gehörten die drei Vogteien Ronnenberg, Gehrden und Goltern 
zu dem neu gebildeten Amte Wennigſen, und die Dörfer der 
Vogtei Bönnigſen bildeten zuſammen mit Argeſtorf, Eveſtorf 
und Holtenſen der früheren Goh Pattenſen die Hausvogtei 
Wennigſen 2). 

Sudendorf iſt der Anſicht, daß nicht nur der Brühl und die 
Neuſtadt Hannover, die ganz auf Teilen der Dorfmark Linden 
erbaut iſt, ſondern auch Hannover ſelbſt zur Goh Gehrden ge⸗ 
hört, alſo bei Hannover nicht die Leine die Grenze der Goh 
Gehrden gebildet hat. Sudendorf beruft ſich für ſeine Anſicht 
insbeſondere darauf, daß nach Ausweis der Kämmereibücher bie 
Stadt Hannover um 1400 zu verſchiedenen Malen zu des 
Landes Wehr in der Goh Gehrden beigetragen, auch des öfteren 
dem Gografen und des Gografen Knecht größere und kleine 
Geldgeſchenke gemacht habe. Auch ſtützt Sudendorf ſeine Be⸗ 
hauptung mit darauf, daß 1390 Bürgermeiſter und Ratsherren 
der Stadt Hannover als Fürſprecher und Dingleute bei einem 
Goding der Goh Gehrden mitwirkten, ebenſo 1406 der Bürger⸗ 
meiſter in einem Goding der Goh als Fürſprecher auftrat ?). 
Demgegenüber muß aber darauf hingewieſen werden, daß bei 
beiden Godingen von 1390 und 1406 es jid) um Bürger der 
Stadt Hannover handelt, die vor dem Gericht als Käufer und 
Pfandgläubiger auftraten, ſo daß wohl lediglich zu ihrer Unter⸗ 
ſtützung einige Mitglieder des Rates bei der gerichtlichen Hand⸗ 
lung mitwirkten, welche als Beſitzer in der Goh Gehrden ge⸗ 
legenen Landes ohnehin zur Dinggemeinde der Goh gehörten. 
Die Teilnahme der Stadt an der Wehr der Goh Gehrden dürfte 
darin ihre ausreichende Begründung finden, daß zu jener Zeit 
gerade vom Welten her feindliche Angriffe zu befürchten waren ‘) 
und die Stadt im Weſten durch Landwehren und Türme nicht 
ſo gut geſichert war, wie in der übrigen Umgebung ihrer 

1) Stemmen gehört jetzt zum Gericht und Amt Blumenau. Bgl. auch 
Amtslagerbücher d. Amtes Calenbg. u. Scharf von 1791. 

Die Siedelungen Altenhof und Nienſtedt ſind erſt im 16. Jahrhundert ent⸗ 
ſtanden. Altenhof gehört ſpäter zu eee 

) Übbelohde von 1823. 


) Gudend. VII, Einltg. S. 123,124. 
) Sudend. VII, Einltg. S. 123/124. 
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Mauern. Geht man davon aus, daß für bie allmähliche Zer⸗ 
ſplitterung des urſprünglich den ganzen Marſtemgau umfaſſen⸗ 
den Gaugerichts in einzelne Gogerichte vorwiegend praktiſche 
Gründe — insbeſondere eine leichte und bequeme, durch natür⸗ 
liche Scheidungslinien nicht gehinderte Verbindung der einzelnen 
Orte miteinander — maßgebend geweſen ſind, dann dürfte es 
völlig ausgeſchloſſen ſein, daß, wo über dreißig Siedelungen 
der Goh Gehrden auf der linken Seite der Leine liegen, ſich 
eine einzige Siedelung, nämlich Hannover, jenſeits der natür⸗ 
lichen Scheidungslinie, auf rechtsleiniſchem Boden befunden hat. 
Ich glaube vielmehr, daß die Leine auch bei Hannover die öſt⸗ 
liche Grenze der Goh Gehrden bildet und Hannover der gleich⸗ 
falls zum Marſtemgau gehörigen rechtsleiniſchen Goh Engel⸗ 
boſtel angehört hat 1). Dafür ſprechen neben dem natürlichen 
Zuſammenhang Hannovers mit der Goh Engelboſtel auch noch 
die Beziehungen, die hier Stadt und Goh ſeit Alters zu ein⸗ 
ander haben. Ich meine insbeſondere die Gemeinſamkeit der 
Hud und Weide der Stadt Hannover mit den vier ehemals 
nach Hannover eingepfarrten Dörfern Herrenhauſen, Hainholz, 
Vahrenwald und Liſt, und den Ortſchaften Stöcken, Schulen⸗ 
burg, Vinnhorſt, Godshorn und Langenhagen, ein Verhältnis, 
das wohl Herzog Otto das Kind in ſeinem der Stadt Han⸗ 
nover erteilten Privileg von 1241 ſchon berührte, als er den 
Bürgern verſprach, daß ſie alle an den „pascua“ gleichen Anteil 
haben ſollten. 


Das Gogericht Engelboſtel, zu dem — wie wir 
eben ausgeführt haben — auch Hannover gehört, wird im 
Süden und Weſten durch die Leine, im Norden durch den Loin⸗ 
gau und im Oſten durch die Stammesgrenze Engern⸗Oſtfalen 
begrenzt. 

Wir erfahren von dem Gogericht aus den Urkunden und 
Akten nur, daß es in Engelboſtel ſeine ordentliche Dingſtätte 
hatte, daß dort im Jahre 1444 dem Herzog Wilhelm von 
Braunſchweig⸗Lüneburg von dem Gerichtsumſtande das Eigen⸗ 
tum über ſeinen vogtpflichtigen Mann Henneke dat Re zuge⸗ 


) So auch H. L. Ahrens, Tigislege Hannover 1872, S. 51/58, und 
Jürgens, Die ältere Geſchichte Hannovers (Z. d. H. V. f. Nd. 1897, S. 455). 
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ſprochen wurde 1), und daß 1523 in Engelboſtel ein „Holtding 
und Gericht“ (wohl Gogericht) abgehalten wurde, auf der die 
Männer der beiden Vogteien „tho Lauenrode undt Ricklingen“ 
das Urteil fanden 2). Nichtsdeſtoweniger können wir den Um⸗ 
fang des Gogerichts wohl beſtimmen, und zwar hauptſächlich da⸗ 
durch, daß wir die Grenzen der anſtoßenden Gogerichte kennen 
Im Oſten haben wir unmittelbar jenſeits der Stammesgrenze 
das oſtfäliſche Gogericht Burgdorf, zu dem auch die Kirchſpiele 
Bothfeld (mit Bothfeld, Groß⸗ und Klein⸗Buchholz und Lahe) 
und Burgwedel (mit Groß⸗ und Klein⸗Burgwedel, Fuhrberg, 
Oldhorſt und Neu⸗Warmbüchen) gehören und ſeit der Mitte 
des 17. Jahrhunderts auch das Kirchſpiel mit Hagendorf 
Iſernhagen ). Im Norden iſt die Gaugrenze zwiſchen Marſtem⸗ 
und Loingau zugleich auch die Grenze zwiſchen dem Gogericht 
Engelboſtel und dem zum Loingau gehörigen Gogericht Mellen⸗ 
dorf, das außer den drei Dörfern Abbenſen, Duenboſtel und 
Rodenboſtel des Kirchſpiels Helſtorf das Kirchſpiel Biſſendorf 
(außer Hainholz, Maſpe und Twenge), die Kirchſpiele Mellen⸗ 
dorf und Brelingen und das Dorf Reſſe des Kirchſpiels Engel⸗ 
boſtel umfaßte und ſeine ordentliche Dingſtätte hatte zu Mellen⸗ 
dorf !). Im Weſten grenzt an das Gogericht Mellendorf bas 
gleichfalls dem Loingau angehörige Gogericht Baſſe an, zu dem 
Scharrel gehört und deſſen Goh ſpäter auch das Hagendorf 


) Cubenb. VII, Einltg. S. 106. 

2) St.⸗Arch. Han. — Hannover, Br.⸗Arch. 74, Amt Langenhagen IC, 
Nr. 1 u. 2. 

3) Urſprünglich gehörten zum Gogericht Burgdorf auch noch die Rirdy 
ſpiele Wettmar, Horſt, Stehlingen und Burgdorf. Hannover 74, Amt Burgdorf I, 
A 5, Fach 8, Nr. 2. Urk.⸗Beh. Stadt Hannover, Nr. 219, von 1341. Engelke, 
Die Grafſchaft und ſpätere Amtsvogtei Burgwedel i. Jahrg. 1923 dieſer Zeitſchr. 
S. 1—16, insbeſ. S. 3, 8 u. 14/15. Hier wäre noch nachzutragen, daß 1442 
von den Celler Herzögen die Vogtei Burgwedel zu einem ſelbſtändigen Gericht 
gemacht und damit von dem Gogericht Burgdorf abgetrennt wurde. Später ift 
dann das Gericht Burgwedel wieder mit dem Gogericht Burgdorf vereinigt 
worden = St.⸗Arch. Hann., Celler Br.⸗ Arch. Def. 61. II. 38, Nr. 12, vol. 
I ff. (Regiſter der Vögte von Celle). Vgl. auch Martin Krieg, Entſtehg. d. 
Amtsbez. im ehem. Fſttm. Lünebg. = Stud. u. Vorarb. z. Hiſt. Atl. N., 
Heft 6, S. 59. Das Dorf Iſernhagen hatte früher ein eigenes Hagen⸗ 
gericht. 

4) Bgl. Krieg, S. 29. Ausnahmsweiſe tagte das Gericht auch in Elze, 
Beſtenboſtel, Brelingen und Meitze — Cell. 61. II, 38, Nr. 12. 
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Otternhagen zugewieſen wurde 1). Im Weiten und Süden jen- 
ſeits der Leine berührt ſich das Gogericht Engelboſtel mit den 
gleichfalls dem Marſtemgau angehörigen Gogerichten Gehrden 
und Seelze. 


Goh und Gogericht Engelboſtel und damit auch die go⸗ 
gerichtliche Gewalt in Hannover gehörte um 1200 zu den Be⸗ 
ſitzungen und Gerechtſamen der Grafen von Roden, die hier auf 
altem Eigen 1196 das Kloſter Marienwerder erbaut hatten. 
Bei der Beſitzteilung zwiſchen den beiden Brüdern Conrad und 
Hildebold von Roden 1214/15 muß auch die Goh Engelboſtel 
zwiſchen ihnen geteilt ſein, und zwar wird Conrad, dem bei der 
Teilung die Burg Lauenrode und Hannover zufiel, den an Han⸗ 
nover angrenzenden öſtlichen Teil, Hildebold aber, der in 
Limmer, ſpäter in Wunſtorf reſidierte, den weſtlichen Teil er⸗ 
halten haben. So kam der öſtliche Teil mit Engelboſtel an den 
Herzog Otto das Kind, als der letzte Roden'ſche Graf der Linie 
Lauenrode, Graf Heinrich, dem Herzog im Jahre 1248 alle ſeine 
Erbgüter, Miniſteriale und Unfreien nebſt allen ihm von den 
Biſchöfen von Hildesheim und Minden oder ſonſtwie verliehenen 
Lehen gegen eine Jahresrente von zwanzig Mark überließ ). 
Der weſtliche Teil der Goh Engelboſtel aber mit Ricklingen ge⸗ 
langte 1333 an das Haus Braunſchweig-Lüneburg, als Graf 
Johann von Roden-Wunjtorf „dat Dus tho Rickelinghe mit 
aldeme dat we hadden over der Leyne uppe de ſid, dar dat 
cloſter to deme Werdere liet“ den Herzögen Otto und Wilhelm 
abtreten mußte, „alſo, dat de vorſprokenen vorſten unde ere 
rechten erven dat eweliken ſcollen beſitten“ ). Der öſtliche Teil 
machte die Vogtei (das ſpätere Amt) Langenhagen aus, die noch 
im 16. Jahrhundert „de vogedie to Lauenrode“ hieß). In ihr 
liegen 1574 und auch noch am Anfang des 19. Jahrhunderts 


') Zum Gogericht Baſſe gehören außer Scharrel noch Empede, Suttorf, 
Baſſe, Averhoy, Metel und Scharnhorſt; ſpäter zur Goh Baſſe des Amtes 
Neuſtadt außer Otternhagen auch Frielingen, Bordenau, Mecklenhorſt und Poggen- 
hagen. Vgl. Sudend. IX, 175 von 1402. H. Kühnhold, Goh Baſſe, S. 16. 

) Cubenb. I, 82, Engelke, Grafſchaft Lauenrode. Der öſtliche Teil der 
Goh Engelboſtel, bie ſpätere Vogtei Lauenrode oder Langenhagen, gehörte nicht 
zur Hildesheimer großen Grafſchaft, auch nicht Hannover. 

9) Sudend. I, 558. | 

) Hann. Br. Arch. 74, Amt Langenhagen IC, Nr. 1 u. 2. 
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(Amt Langenhagen), in die drei Vogteien Langenhagen, Engel: 
boſtel und Vahrenwald, ſpäter in die Vogteien Langenhagen 
und Hainholz gegliedert, Langenhagen, eine wohl von den 
Grafen von Roden bald nach 1200 gegründete Hagenkolonie mit 
den drei Bauernſchaften Langenforth, Kircher Bauerſchaft und 
Krähenwinkel, ferner Brink, Evershorſt, Kaltenweide, Wagen⸗ 
zelle, Altenhorſt, Maſpe, Twenge, Hainhaus, Godshorn, Vinn⸗ 
horſt, Schulenburg, Engelboſtel mit Cananohe, Heitlingen, 
ferner Hainholz, Herrenhauſen mit Burg, Liſt, Vahrenwald und 
Stöcken ). Das Kirchſpiel (die Vogtei) Bothfeld mit Bothfeld, 
Groß⸗Buchholz, Klein⸗Buchholz und Lahe, das erſt gegen Ende 
des 15. Jahrhunderts von der oſtfäliſchen Grafſchaft Burgwedel 
abgetrennt und der engerſchen Vogtei Lauenrode⸗Langenhagen 
zugelegt ijt?), ſcheidet für unſere Betrachtung hier aus. Der 
weſtliche Teil, die Vogtei Ricklingen, umfaßte 1574 die Dörfer 
Behrenboſtel, Stehlingen, Garbſen, Havelſe, das Kloſter Ma⸗ 
rienwerder, das wohl von den Grafen von Roden bald nach 
1200 angelegte Hagendorf Oſterwald, Ricklingen, Horſt, Leiſt⸗ 
lingen, Meyenfeld und Bordenau ?). Dieſen Umfang behielt die 
Vogtei (das ſpätere Amt) Ricklingen bis in das 19. Jahr⸗ 
hundert hinein. Nur Bordenau, das urſprünglich an dem linken 
Leineufer lag und zur Goh Seelze gehörte, gehörte 1585 und 
ſpäter zum Amte Neuftadt *). Der dem Amtsſitz Neuſtadt eben⸗ 
falls nahe gelegene Ort Frielingen muß ſchon vor 1574 von 
der Vogtei Ricklingen abgenommen und zum Amte Neuſtadt ge⸗ 
legt ſein. 

So hat ſich die 1214/15 von den Grafen von Roden vorge⸗ 
nommene Teilung der Goh Engelboſtel noch bis in das 19. 
Jahrhundert hinein in faſt unveränderter Form (Amt Langen⸗ 
hagen mit Ausſchluß des Kirchſpiels Bothfeld und Amt Rick⸗ 
lingen einſchließlich Frielingen) erhalten. 

1) Hannover 76 c B b, Nr. 22. Regiſter von 1574. Amtslagerbuch von 
Langenhagen von 1612, 1634 und 1660 = Han. 74. Hannover I C, Nr. 2 
u. 3. Scharf von 1791. Ubbelohde von 1823. 

2) Engelke, Grafſchaft Burgwedel, S. 3. Vgl. auch Calenbg.⸗Br. Ard, 
Def. 10 2f, Nr. 2 von 1531 Landſchatz aus der Vogtei Lauenrode , mite 
tambt dem Botfeldt“ 380 fl. 44 math. 

) Hannover 76 c B b, Nr. 34 von 1574. 


*) Calenbg.⸗Br. Arch. 22 IX, 19 von 1585, Scharf von 1791 und Übbe⸗ 
lohde von 1823. 
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Der Goh Engelboſtel gegenüber auf der andern Seite der 
Leine liegt der Bezirk des Gogerichts Seelze, die Goh 
Seelze, die im Süden begrenzt wird durch das Gogericht Gehr⸗ 
den. Im Norden war die breite durch die Logingeborch näher 
gelennzeichnete Grenzzone des Loingaues gegen den Marſtem⸗ 
gau auch die Grenze gegen die Goh Seelze. Im Weſten fand 
die Goh Seelze urſprünglich ihre natürliche Begrenzung in den 
Niederungen des Steinhuder Meeres und dem Reddigerbruch 
(dem alten Haſter Wald). Die um 1200 in dieſem Grenzgebiet 
vom Marſtemgau aus durch die Grafen von Roden angelegten 
Kolonien Groß⸗ und Klein⸗Heidorn und Altenhagen verloren ſie 
ebenſo wie Steinhude noch im Laufe des 13. Jahrhunderts 
an die Grafen von Schauenburg. Ebenſo erging es den Grafen 
von Roden mit Bokeloh, „dat Boclo“, und Idenſen, deren Ent⸗ 
ſtehung gleich Mesmerode auf Rodungen im Reddigerbruch zu⸗ 
rückzuführen iſt 1). Dieſe, von dem Marſtemgau aus zumeiſt von 
den Grafen von Roden in altem Grenzgebiet angelegten Sied⸗ 
lungen werden zunächſt der Goh Seelze zugeſchlagen, nach ihrem 
Verluſt an die Grafen von Schauenburg aber von der Goh 
wieder getrennt worden ſein. So iſt es nur folgerichtig, wenn 
die Grafen von Roden 1446 das noch weſtlich von Bokeloh und 
Idenſen gelegene Meſmerode, das ſie derzeit gerade beſaßen, 
zur Goh Seelze zogen, wie denn auch das in dieſem Grenzgebiet 
gelegene Hagendorf Poggenhagen, das die Grafen von Roden 
immer gehalten haben, von ihnen immer zur Goh Seelze ge⸗ 
rechnet worden iſt 2). 

Die erſte Nachricht von der Goh Seelze ſtammt noch aus 
dem Ende des 12. Jahrhunderts, als unter dem Vorſitz des 
Grafen Conrad von Roden die Edle Mechtild von Ricklingen 
ihren geſamten Beſitz an Eigen „in pago Seleſſen in loco 
Salſelen“ an die Mindener Kirche aufläßt. Hier in der Goh 
Seelze haben die Grafen von Roden den immer erneut einſetzen⸗ 


1) G. Schmidt S. 33, 36—37. Mesmerode heißt 1055 — 56 Meſtemerode, 
vielleicht urſprünglich Merſtemerode Rodung von Bewohnern des Marſtemgaus. 
Die Hagenburg iſt wohl erſt im 14. Jahrh. von den Grafen von Schauenburg 
erbaut. 

7) Auf der Karte ift die Goh Seelze in ihrem Umfang zu Beginn des 
13. Jahrh. eingetragen. Die punktierte Linie zeigt die ſpätere Abgrenzung der 
Goh gegen die Grafſchaft Schaumburg. 
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den Angriffen ber Mindener Biſchöfe, ber Grafen von Schauen⸗ 
burg und der Herzöge von Braunſchweig⸗Lüneburg gegenüber 
ſich am längſten behauptet. Hier lagen ihre Burgen Limmer 
(1189), Wunſtorf (zwiſchen 1215 und 1220 im Anſchluß an die 
Güterteilung 1214/15 erbaut) und Blumenau (um 1320 er⸗ 
baut). Hier waren die Grafen noch bis in das Ende des 15. 
Jahrhunderts hinein im unbeſtrittenen Beſitz der erblichen Go⸗ 
grafſchaft. Dann aber ſteigerten ſich die Beſtrebungen der Braun⸗ 
ſchweiger Herzöge, die für den Territorialbeſitz der Goh ſo 
äußerſt wichtige Gografſchaft Seelze in ihre Hand zu bekommen, 
immer mehr bis zu ausgeſprochener Gewalttätigkeit. Im Jahre 
1444 waren dieſe Streitigkeiten ſo heftig entbrannt, daß beide 
Parteien, die Herzöge wie die Grafen, keinen anderen Ausweg 
ſahen, als den Rat der Stadt Hannover zu bitten, die einzelnen 
Streitpunkte zu unterſuchen und den Streit auf Grund des 
Unterſuchungsergebniſſes durch Schiedsſpruch endgültig zu 
ſchlichten. Aus den anläßlich dieſes Schiedsverfahrens zwiſchen 
den Parteien gewechſelten Schriftſätzen können wir über das Go⸗ 
gericht Seelze folgendes entnehmen: Das Gogericht, in dem auch 
über Hals und Hand gerichtet wird, befindet ſich ſeit über 
Menſchengedenken im Beſitz der Grafen von Roden, zu deren 
Herrſchaft Wunſtorf es gehört. Den Grafen ſteht innerhalb des 
Gerichtsbezirks, das heißt innerhalb der Goh, über alle in ihr 
wohnenden Leute mit Ausnahme derer, die in der Abtiſſin von 
Wunſtorf. „Kammer“ gehören, das Recht auf Heerfahrt, Land- 
jagd (Verfolgung), Landhut, Dienſt, Bede und Schatzung, auch 
auf Beitreibung der von dem Gogerichte verhängten Strafen 
und Brüche zu. In dieſen ihren Rechten werden die Grafen ſeit 
einiger Zeit von den Vögten des Herzogs auf alle mögliche 
Weiſe gehindert, man jage ihre Gografen vom ſitzenden Gericht 
auf, verbiete ihnen, Gericht zu ſitzen von dem „upſtote“ bis zur 
Föſſe, hindere ſie an der Beitreibung der Brüche und verſuche, 
die in Seelze, Letter, Ahlem, Limmer, Davenſtedt, Velber, 
Harenberg, Döteberg, Kirchwehren, Lathwehren, Almhorſt, 
Lohnde und Gümmer, „alſo in ihrer Goh Seelze“, wohnenden 
Leute der Klöſter Marienwerder und Marienſee den Grafen ab⸗ 
ſpenſtig zu machen und zu ſich herüber zu ziehen. Der Herzog 
erwidert demgegenüber, das Gogericht Seelze ſei des heiligen 
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römiſchen Reiches und jeines Fürſtentums Lehen und geſteht ben 
Grafen an ihm höchſtens Lehen und Folge zu, wenn ſie es von 
ihm, dem Herzog, als des Gogerichts Oberherrn, wirklich, was 
noch zu beweiſen ſei, zu Lehen empfangen hätten. Der Rat der 
Stadt Hannover macht als Schiedsherr die Entſcheidung im 
einzelnen von dem Ausfall der von ihm angeordneten Beweis⸗ 
aufnahme abhängig 1). Ein endgiltiger Schiedsſpruch liegt in 
den uns überkommenen Aktenſtücken nicht vor, iſt vielleicht auch 
gar nicht mehr ergangen, da die Grafen in ihrer Bedrängnis 
durch den Herzog Wilhelm ſchon bald darauf die ganze Graf— 
ſchaft Wunſtorf an den Biſchof Magnus von Hildesheim, den 
ärgſten Widerſacher des Herzogs, verkauften, dieſer aber ſie 
noch im ſelben Jahre am 9. Dezember 1446 dem Herzog Wil⸗ 
helm von Braunſchweig-Lüneburg kaufweiſe überließ. Bei dem 
Verkaufe an Hildesheim wird insbeſondere die Goh Seelze ge— 
nau umſchrieben 2). Es gehören nach der Kaufurkunde unter 
Voranſtellung der Stadt Wunſtorf und des Schloſſes Blume- 
nau zu ihr folgende Dörfer: Seelze, Limmer, Ahlem, Letter, 
Velber, Davenſtedt, Harenberg, Döteberg, Kirchwehren, Alm— 
horſt, Lathwehren, Oſtermunzel, Barrigſen, Groß-Munzel, 
Colenfeld, Weſtrem (wüſt, zwiſchen Wunſtorf und Colen⸗ 
feld, Ewippe (wüſt, zwiſchen Colenfeld und Dedenſen), 
Eſſeſele (wüſt, unbekannt), Mesmerode, de Nye Hagen (wüſt, bei 
Bokeloh)?), Leygingeborch, Grevingeborſtel (das heutige 
Liethe), Poggenhagen, Kronsboſtel, bie Bordenau?), Luthe, 
Hockesmere (wüſt, bet Colenfeld), Wermyngehuſen (wüſt, unbe- 
kannt), Dedeſtorf (wüſt, zwiſchen Luthe und Gümmer), Groß— 
und Klein⸗Holthuſen (das heutige Holtenſen), Dyderſſingehuſen 
(wüſt, öſtlich Holtenſen), Dedenſen, Gümmer, Lohnde, Hartreder 
(wüſt, bei Almhorſt) ), Düendorf, Immendorp (= Hemmen- 

) Sudend. VII, Ginltg, S. 105 ff. 

2) Calenbg. Original 28, Capſel 16, Nr. 38. Gedruckt Scheidt. Anmkg. 
u. Zuſ.⸗Nr. 30. Vgl. auch Holſcher, Bd. 34, S. 88 89. 

3) „Nygenhagen belegen by dem Boclo“ = Calenberg⸗Br. Arch. 2 V Nr. 2 
von 1444. 

) Bordenau lag urſprünglich am linken Ufer der Leine und gehörte daher 
zur Goh Seelze. Infolge Veränderung des Flußlaufs kam es ſpäter auf der 
rechten Seite zu liegen. 

5) Topogr. L.⸗ Aufnahme von 1764-86 hat 1 km nordöſtlich Almhorſt eine 
große Feldlage „Hartrehr“. 

18 
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dorf, wüſt, zwiſchen Bokeloh und Diiendorf), und ber Erderhof 
(wüſt, an der Leine zwiſchen Linden und Limmer). Die Ley⸗ 
gingeborch iſt die nördlich Poggenhagen liegende Gau- und 
Grenzburg des Loingaues und hier irrtümlich zur Goh Seelze 
gerechnet. Liethe und Düendorf ſind Landgüter. Poggenhagen 
iſt eine im 13. Jahrhundert vom Marſtemgau aus im Gau— 
grenzgebiet angelegte Hagenſiedelung, ins Werk geſetzt wahr— 
ſcheinlich von den Grafen von Roden. 

In Wunſtorf ſtand — wie auch ſonſt in der Goh Seelze — 
etwa ſeit der Mitte des 12. Jahrhunderts die geſamte Gerichts⸗ 
barkeit den Grafen von Roden zu. Hinzu traten hier ſpäter 
noch die Vogteirechte über das im Jahre 871 von dem Mindener 
Biſchof Dietrich gegründete Stift. Im Jahre 1220 mußte Graf 
Hildebold von Roden auf die Vogtei verzichten und anerkennen, 
daß, abgeſehen von dem Blutbann, die Gerichtsbarkeit in Wun⸗ 
ſtorf der Abtiſſin zuſtehe 1). So heißt es auch noch in dem zwi⸗ 
ſchen 1376 und 1379 von dem Canonicus Jordan abgefaßten 
Güterverzeichnis des Stifts: „Dat richte in der ſtad unde dar 
buten alſe vern de garden unde de ſlaghe ipn buten allen doren, 
dat is juwe (der Abtiſſin) in voln rechte. Dat gogheridte, hals— 
richte, blotronde unde de tollnd, dat is der heren?) unde ſynem 
rechte, mente dat en is van iuwen amechte nicht“ 3). Ein Go: 
gericht Wunſtorf, das hier ſeinen Sitz hatte, im übrigen ſich 
aber über Wunſtorf hinaus über einen größeren Bezirk er— 
ſtreckte 2), hat es nicht gegeben. Das Gogericht in Wunſtorf be: 
deutet weiter nichts, als die den Grafen von Roden als Be 
ſitzern des Gogerichts Seelze auch in dem zur Goh Seelze ge 
hörigen Wunſtorf zuſtehende Gerichtsbarkeit. 

Im Jahre 1403 war Curt Stueve Gograf zu Seelze. Vor 
ihm wird im gehegten Gericht der Zehnte von Limmer an die 
Pfarre Oſterwald übertragen 5). Im Lehnsregiſter des Braun— 
ſchweiger Herzogs Wilhelm finden wir um 1470 folgende Notiz: 
„Bartold Hulsberg -— ton calenberg de gogreveſchupp to 

1) Calenbg. Urk.⸗Bch. IX, 

) „Der heren“, nämlich a 1247 zu je !, des Biſchofs von Minden und 
der Grafen von Roden-Wunſtorf, Weſtfäl. Urk. Bech. VI, Nr. 475. 

3) Calenbg. Urk.⸗Bch. IX, 170. 


) So irrtümlich G. Schmidt, S. 36, Ziffer 6 und S. 37, Ziffer 7. 
5) Arch. f. Ni. 1857, S. 326. 
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Selſſe unde oft he be ſulven nicht beriden kunde, jo ſchal he 
enen knecht Holden mit der herrſchupp willen“ !). Im Jahre 
1476 hält Meyer Godeke als Gograf der Goh Seelze ein Go— 
gericht ab in Seelze über eine allgemeine agrarrechtliche Frage. 
Als Zeugen wohnen dem Gericht Bewohner der Dörfer Letter 
und Seelze bei ?). 1490 wird vor demſelben Gografen ein Gericht 
abgehalten über eine Gerechtigkeit des Kloſters Marienwerder ?). 

1585 iſt die Goh Seelze eingeteilt in die Gerichte Blumenau 
und Munzel. Zum Gericht Blumenau gehören Luthe, Lohnde, 
Letter, Limmer, Velber, Döteberg, Dedenſen, Kronsboſtel, 
Kirchwehren, Gümmer, Seelze, Ahlem, Davenſtedt, Harenberg, 
Almhorſt, Colenfeld und Lathwehren. Das Gericht Munzel be— 
ſteht aus den Dörfern Groß-Munzel, Oſtermunzel, Holtenſen 
und Barrigſen ). Liethe und Düendorf ſind hier als einzelne 
Landgüter nicht beſonders aufgeführt. Poggenhagen und Bor— 
bera" gehören jetzt zum Amte Neuſtadt. Mesmerode befindet 
fif ſchon 1565 im Beſitz der Grafen von Schauenburg 5). Im 
17. Jahrhundert heißt die alte Goh Seelze Amt Blumenau. 
In der Rechnung des Amtes Blumenau von 1649 zuerſt werden 
die Dörfer der Goh Seelze — nicht mehr eingeteilt in die Ge— 
richte Blumenau und Munzel — ohne beſondere Einteilung 
hintereinander aufgeführt unter Hinzufügung des Dorfes Stem— 
men, bas bis dahin zur Goh Gehrden gehörte). Am Ende des 
18. Jahrhunderts zerfällt das Amt Blumenau in die Vogteien 
Ahlem, Colenfeld, Groß-Munzel, Luthe und Seelze. Zur Vogtei 
Ahlem gehören Limmer, Ahlem, Davenſtedt, Döteberg, Haren— 
berg, Letter und Velber. Die Vogtei Colenfeld beſteht aus den 
Dörfern Colenfeld und Kronsboſtel. Zur Vogtei Groß-Munzel 
gehören Groß-Munzel, Oſtermunzel, Kirchwehren, Stemmen, 
Barrigſen, Holtenſen und Lathwehren. Die Vogtei Luthe um— 
faßt nur das eine Dorf Luthe, die Vogtei Seelze die Ortſchaften 


Nr. 751. 
) Urk.⸗Repert. Marienwerder. Nr. 237. 
) Urk.⸗Repert. Marienwerder. Nr. 245 a. 
) Calenbg.⸗Br. Arch. 22, IX, 19. 
) Wippermann, Reg. Schbg. Nr. 103. 
*) Hannover 76 c B b 5 Regiſter von 1648 und 1649. 
18° 
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1819 wird bie Vogtei Bokeloh, die bereits 1640 mit bem Wus- 
ſterben der Schauenburger Grafen an Braunihweig-Lüne.burg 
gekommen war, und bisher ein eigenes Amt gebildet hatte, mit 
den Dörfern Bokeloh, Idenſen, Klein-Heidorn und Mesmerode 
dem Amte Blumenau hinzugefügt !). 

Von den nach Ausweis der Urkunden im Marſtemgau ge- 
legenen Siedlungen gehören Nettelrede, Vonreder (wüſt), 
Heuerſen und Kobbenſen keiner der oben näher umſchriebenen 
Gogerichtsbezirke und Gohe Geſtorf, Pattenſen, Gehrden, 
Engelboſtel und Seelze an. Nettelrede liegt in dem dem Süd— 
weſtabhange des Deiſters unmittelbar vorgelagerten hügeligen 
Gelände und kann ſeiner ganzen Lage nach keinem anderen Gau 
zugeſchrieben werden wie Hämiſchhauſen, das, wie urkundlich 
feſtſteht, mit Bakede und Beber dem Tilithigau angehört. 
Nettelrede war Grenzort zwiſchen dem Marſtem- und dem Tilt- 
thigau. So war ein Irrtum des Verfaſſers ber Königs-Urkunde 
von 1022, betreffend die Beſitzungen des Hildesheimer Kloſters 
Michaelis, über die Gauzugehörigkeit Nettelredes recht wohl 
möglich. Von Vonreder kennen wir die genaue Lage nicht. In 
den zwiſchen 1015 und 1046 verfertigten Corveyer Geſchäftsverzeich⸗ 
niſſen wird Vonreder zwiſchen Apelern und Algeſtorf, Pohle 
aufgeführt?). In dem Fuldaer Güter-Regiſter aus der Zeit von 
1150—1168 wird bei der Aufzählung der Kloſterbeſitzungen 
folgende Reihenfolge innegehalten: Hülſede, Algeſtorf, Soldorf, 
Groß-Nenndorf und Vonreder. In der Urkunde des Mindener 
Biſchofs Anno von 1182 über Schenkungen an das Kloſter Lame 
ſpringe werden nacheinander Güter in Groß-Hegersdorf, Sol— 
dorf, Algeſtorf, Vonreder und Feggendorf aufgezählt). 1441 
dotiert der Kaplan Ludolf Ojtermener eine Vikarie an der Kaz 
pelle zu Rodenberg mit einem Hof und zwei Hufen in Von- 
reder und einem Haufe in Rodenberg !), und 1527 belehnt Graf 
Jobſt von Schauenburg die Herren vom Buſche mit Land in 
Hülſede, Apelern, Bekedorf, Ohndorf, Vonreder, Rodenberg 
und Lauenau’), Auf Grund dieſer urkundlichen W iſt 


1) Scharf von 1791, Ubbelohde von 1823. 
2) Wigand, Trad. Corb., S. 100, 8 455. 
) Reg. Schbg. Nr. 45 und 76. 

4) Reg. Schbg. Nr. 432 von 1441. 

) Reg. Schbg. Nr. 494 von 1527. 
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bie Beſtimmung der Lage Vonreders als gelegen in einem die 
Dörfer Apelern, Algeſtorf, Groß-Nenndorf, Feggendorf, Roden⸗ 
berg und Lauenau umfaſſenden Bezirk wohl genügend geſichert. 

Vonreder, Heuerſen und Kobbenſen dürften dem Go— 
gericht „to der Ramſtede“ zuzuweiſen ſein, das die 
Grafen von Schauenburg im Beſitz hatten und zu dem um die 
Mitte des 14. und noch im Anfang des 15. Jahrhunderts auch 
das in der Goh Gehrden gelegene Dorf Wichtringhauſen ge— 
hörte. Die Dingſtätte dieſes Gogerichts lag öſtlich von Algeſtorf, 
Gograf war 1425 Dietrich von Honhorſt. Im Jahre 1487 
wurden mit dieſem Gogericht „in der Honhorſtere gudere, be— 
legben in der beridup van Schouwenburg, alie by namen de ho- 
greveſcop over etlike dorpere an dem Redderbroke“, die Gebrüder 
Dageförde vom Herzog Johann von Sachſen belehnt !). Das 
Reddigerbruch, deſſen Reſt das heutige Haſter Holz iſt, erſtreckte 
ſich von Hohnhorſt über Ohndorf bis in die Nähe von Apelern ?). 
Wenn das auch alles iſt, was wir von dem Gogericht to der 
Ramſtede wiſſen, ſo dürfen wir aus dieſen urkundlichen Nach— 
richten in Verbindung mit der Lage der urkundlich zum Marſtem— 
gau gehörigen Dörfer Vonreder, Heuerſen und Kobbenſen doch 
wohl entnehmen, daß neben den Kirchſpielen Hohnhorſt (darin 
auch Haſte, Rehren und Ohndorf), Bekedorf, Nenndorf, Grove 
(mit Grove, Algeſtorf und Rodenberg) und Apelern älteren Um— 
fangs (darin auch Pohle, Groß- und Klein-Hegersdorf, Soldorf, 
Feggendorf, Lübberſen und Schwedeſtorf-Lauenau), alio. etwa 
dem ſpäteren Schauenburgiſchen Amte Rodenberg, auch die älte— 
ſten in das Grenzgebiet der Gaue Marſtem und Bucki von Oſten 
aus vorgetriebenen Siedelungen Kobbenſen und Heuerſen (ſpäter 
zum Amte Stadthagen gehörig) zu der Goh to der Ramſtede 
gehört haben ). Auf der anderen Seite dieſes umfangreichen 


1) Sudend., IX, 84 Nr. 7. G. Schmidt S. 9. 

) Vgl. hierzu auch Reg. Schbg. Nr. 403 und 536. 

) Das Kirchſpiel Lauenau mit Lauenau, Feggendorf, Pohle und Gut Liib- 
berſen iſt erſt im 16. Jahrh. durch Abtrennung von dem alten Kirchſpiele Apelern 
ebildet. 

: Etwa im 3. Viertel des 13. Jahrhunderts find das ſpätere Amt Rodenberg, 
eine größere Anzahl Hagendörfer des ſpäteren Schaumburgiſchen Amtes Stadt- 
hagen und ein bedeutender Teil der Goh Gehrden von den Grafen von Roden— 
Wunſtorf an die Grafen von Schauenburg gekommen. G. Schmidt S. 38— 39. 
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Gaugrenzgebietes, dem ſüdlichen Teil ber Goh to ber Ramſtede 
gegenüber, liegt dann der zum Buckigau gehörige Gogerichts— 
bezirk Vehlen, deſſen öſtliche Randdörfer Leveſen, Helplen, 
Meinefeld, Kirchhorſten, Südhorſten, Wackerfeld, Nienſtädt, 
Sülbeck, Gelldorf und Vehlen das Grenzgebiet faſt unmittelbar 
berühren ). 

Sehen wir uns jetzt die dieſem Aufſatz beigegebenen beiden 
Karten über die Gaue und die Gogerichte näher an, ſo müſſen 
wir feſtſtellen, daß die ſechs Gogerichtsbezirke to der Horſt (Ge— 
ſtorf), uppe dem Horn (Pattenſen), Gehrden, Engelboſtel, Seelze 
und to ber Ramſtede (Algeſtorf), ohne die Grenzgebiets-Siede— 
lungen der ſpäteren Zeit, in der Tat zuſammen den altſäch— 
ſiſchen Marſtemgau ausmachen, daß alſo die von mir bereits an 
anderer Stelle vertretene Anſicht, daß urſprünglich jeder altſäch— 
ſiſche Gau nur ein den ganzen Gau umfaſſendes Gaugericht ge— 
habt habe, das dann ſpäter in die kleinen Gogerichte des Mittel— 
alters zerſplittert ſei, auch für den Marſtemgau zutrifit?). 

Vergleichen wir den Umfang des Marſtemgaues mit den 
Archidiaconatsbezirken, ſo ergibt ſich, daß die beiden Dekanate 
Pattenſen und Wunſtorf faſt ganz innerhalb der Grenzen des 
Marſtemgaues liegen und von dem Dekanat Apelern der größere 
Teil dem Marſtemgau angehört. Eine Gleichſetzung von 
Gau- und Archidiaconats-Grenzen it daher fehlſam, wenn auch 
für die ältere Zeit ein gewiſſer Zuſammenhang zwiſchen Gauen 


— Die Einteilung des Amtes Lauenau in zwei Börden, die Binnerbörde mit 
den Kirchſpielen Lauenau, Hülſede und Beber und die Buterbörde mit Cimbed- 
hauſen, Nettelrede und Bakede mag wohl auf alte Gohe zurückzuführen ſein, 
zeigt aber infolge der Erbauung der Burg Lauenau durch die Herzöge v. Br. 
Lbg. im Anfang des 14. Jahrhunderts und der ſich daran anſchließenden Bil- 
dung des neuen Burg-Amtes Lauenau nicht mehr den urſprünglichen Zuſtand. 
In dem zum Binnenbörder Kirchſpiel Hülſede gehörigen Meſſenkamp tagt 1368 
ein Gohgericht, in dem zu Meſſenkamp belegenes Land aufgelaſſen wird — Wip— 
permann, Stift Obernkirchen, Nr. 304. 

1) Zum Gogericht Vehlen gehören 1597 außerdem noch Eveſen (ftatt 
Behrenſen), Petzen, Scheie, Meinſen, Warber, Achum, Echtorf, Ahnſen, Bergdorf, 
Heeſen, Luden, Kl. Bremen, Wülpke, Nammen, Eilſen mit dem wüſten Widdeſen, 
Selliendorf und Wendthagen = Wippermann, Buckigau S. 386 — 387. Wendt- 
hagen kann als Hagendorf erſt in ſpäterer Zeit dem Gogericht Vehlen art 
gegliedert ſein. 

) Engelke, Gaue, Gaugerichte, Grafſchaften i. Oldenburg. Jahrbuch 1926, 
S. 145 — 157. 
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und Archidiaconaten hier nicht geleugnet werden kann. Zu be— 
denken iſt, daß das älteſte uns erhaltene Mindener Archidia— 
conats-Regilter erit aus dem Jahre 1525 ſtammt und in nicht 
ganz vollſtändiger Faſſung auf uns gekommen ilt ). 

Von der durch Karl den Großen in dem eroberten Sachſen— 
lande eingeführten Grafſchaftsverfaſſung ſind uns aus 
dem Bereiche des Marſtemgaues einige Nachrichten erhalten. 
Im Jahre 955 hatte hier und in dem angrenzenden Gau Tilithi 
der Billunger Graf Hermann die Grafſchaft inne. 996 war der 
Billunger, Herzog Bernhard L, Graf im Marſtemgau, 1022 
ſein Sohn Bernhard II. hier und im Gau Tilithi, und 1096 er— 
ſcheint Herzog Magnus, der letzte Billunger, als Graf im Mar— 
ſtemgau und angrenzenden Gauen 2). Dann erhalten wir durch 
Mindener Urkunden aus dem Anfang des 12. Jahrhunderts 
Kenntnis von mehreren Grafendingen, die alle im Marſtemgau 
tagten, und zwar in Linden, Linderte, Ronnenberg, am weſt— 
lichen Ufer der Ihme, und in einem mit Namen nicht mehr feſt— 
zuſtellenden Dorfe dieſes Gaues. Die Grafſchaft ſtand Herzog 
Lothar von Sachſen zu. Als von ihm belehnter Graf erſcheint 
in den zwei Dingen zu Linden und Linderte Graf Wedekind von 
Schwalenberg, das Grafending in Ronnenberg leitete ein Graf 
Gerbert. Seit 1124 iſt Hildebold von Roden, der Sohn Hogers 
von Ripen als Lehnsmann des Herzogs Lothar Inhaber der 
Grafſchaft. Und fein Sohn Graf Conrad von Roden fikt um 
1190 einem Grafending in der zum Marſtemgau gehörigen Goh 
Seelze vor. Die Graffdjaft?), in der, wie zwei der Urkunden 
ausdrücklich hervorheben, nach engerſchem Recht verfahren wurde, 
und die auch Hannover umfaßte, war alſo nach dem Tode des 
letzten Billungers, des Herzogs Magnus von Sachſen, im Jahre 
1106 mit dem Herzogtum Sachſen an Lothar von Supplingen— 
burg gekommen. Von dieſem war ſie dann 1134 auf Heinrich 
den Stolzen und nach deſſen Tode 1139 auf Heinrich den Löwen 
übergegangen, jo daß, als dieſem im Jahre 1180 das Herzog— 
tum Sachſen aberkannt wurde, die Lehnshoheit über dieſe Graf— 


) Zeitſchr. f. vaterl. (Weſtf.) Geſch. u. Altertumskunde, Bd. 52, S. 117—193. 

) Werneburg, S. 27. Vaterl. Arch. 1828, S. 265. Hochſtift Hildesh. I, 67, 
und Hoyaer Urk.⸗Bch. VIII, 16. 

Engelke, Hannover uſw., S. 129—133. 
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ſchaft von Rechtswegen nunmehr bem Herzog Bernhard, Graf 
von Anhalt, zuſtand, wenn auch tatſächlich nach wie vor 
Heinrich der Löwe und wohl auch ſeine Söhne dieſe Grafſchaft 
für ſich in Anſpruch genommen haben werden 1). Als Graf 
Conrads von Roden Söhne, Conrad und Hildebold, 1214 15 
die von ihrem Vater ererbten Güter teilten, ſcheint Graf Conrad 
die auf engerſchem Boden kurz vorher erbaute Burg Lauenrode, 
das engerſche Hannover, die in Oſtfalen gelegene von den Bi— 
ſchöfen von Hildesheim zu Lehen gehende große und kleine 
Grafſchaft und den öſtlichen Teil der engerſchen Goh Engel— 
boſtel, Graf Hildebold aber die engerſche Stammburg Limmer, 
die Grafſchaft in Engern (ohne Hannover), den weſtlichen Teil 
der Goh Engelboſtel, die Rechte und Beſitzungen in der Goh 
Gehrden und den Gogerichtsbezirk Seelze erhalten zu haben. So 
ſehen wir denn auch noch im Jahre 1321 den Grafen Johann 
von Roden-Wunſtorf vor ſeinem in der Goh Seelze gelegenen 
Schloſſe Blumenau in eigener Perſon ein ausſchließlich durch 
Edle und Ritter beſetztes Grafending abhalten über den Verkauf 
des Zehnten in Weſtrem (wüſt, ſpäter zu Colenfeld gehörig) an 
das Kloſter Loccum („dar ſete we vorgenompte greve Johan 
neder, na deme male, dat dit dinc an uſer vrien graveſcup geſca 
unde hegeden en geheget richte“.) ?). Andererſeits ſcheinen die 
Herzöge von Braunſchweig-Lüneburg, die ſeit 1241 unbeſchränkte 
Herren von Hannover und Burg Lauenrode waren, ſeit 1248 
den öſtlichen Teil der Goh Engelboſtel und als Lehen der Biſchöfe 
von Hildesheim die große Grafſchaft beſaßen, das ſeit der Tei— 
lung von 1214/15 vor der Burg Lauenrode auf dem Baum— 


) G. Schmidt, S. 12, verwechſelt die in Engern gelegene Grafſchaft der 
Grafen von Roden, zu der auch Hannover gehört, mit der oſtfäliſchen, von den 
Biſchöfen von Hildesheim zu Lehen gehenden großen Grafſchaft derſelben Grafer. 
Dieſe große Grafſchaft gehört zu den Gütern und Rechten, die im Jahre 1218 
Graf Heinrich von Roden-Lauenrode, der jüngere Bruder des Grafen Conrad, 
an den Herzog Otto von Br. Lbg. gegen eine jährliche Rente abtritt. Die gleichfalls 
von Hildesheim zu Lehen gehende ojtiäliihe kleine Grafſchaft veräußerte Graf 
Conrad von Roden⸗Lauenrode 1236 (+ 1239) an den Biſchof Conrad von Hildes⸗ 
heim. Die große Grafſchaft ijt das ſpäter ſogenannte große und kleine Freie 
die Vogtei Ilten Älteren Umfangs. Die meiſten Dörfer der kleinen Grafſchaft 
gehören dem ſpäteren Amte Peine an-Engelke, Lauenrode. 

2) Scheidt, Adel⸗Mant. bec. Nr. 42 und 43, S. 319—320. 


ces c NI. ccs 


garten tagende Gericht ber Hildesheimiſchen großen Grafidjajt !) 
auch auf ihr nicht zur großen Grafſchaft gehörendes Gebiet aus- 
gedehnt zu haben. So brachte es die Entwicklung mit ſich, daß 
es in der Hand der Herzöge allmählich zu einem Hofgericht 
wurde, d. h. einem ausſchließlich durch Adlige beſetzten ordent⸗ 
lichen Gericht für ben geſamten Landadel und Berufungs- 
gericht für alle übrigen Gerichte des geſamten Landes. 

Sonſt treffen wir an Reſten der alten Grafengerichtsbarkeit 
im Marſtemgau nur noch einige kümmerliche Reſte in der Form 
von bäuerlichen Freidingen an. 1223 wurden vor dem Freigraf 
Heinrich Laſtorf an der bei Wennigſen gelegenen Dingſtätte 
Güter in Wennigſen an das dortige Kloſter verkauft, und 1344 
hält ein Freigraf mit ſeinen Freien ein Ding zu Pattenſen ab, 
in dem der Pattenſer Bürger Segehard von Oſterem zwei Hufen 
zu Oſterem (wüſt, vor Pattenſen ſüdlich Hiddeſtorf), den Her- 
zögen Otto und Wilhelm von Braunſchweig-Lüneburg zu Eigen— 
tum überläßt 2). 

Es bietet ſich alſo im Marſtemgau dasſelbe Bild wie in den 
drei ſüdoldenburgiſchen Gauen, dem Lerigau, Derſigau und Haſe— 
gau, nämlich, daß das altſächſiſche Gaugericht in der Form der 
ſpäteren Splittergogerichte ſich über das ſpäte Mittelalter Dine 
aus bis in die neuere Zeit faſt unverkümmert erhalten hat, daß 
aber das auf fränkiſchem Recht beruhende Grafengericht, ſoweit 
es ſich nicht hier und da zu einem Hofgerichte entwickelte, faſt 
überall ſchon im Mittelalter eingegangen iſt und auch da, wo es 
ſich in der Form des bäuerlichen Freidings noch gehalten hat, 
fait ohne Bedeutung für das Rechtsleben geblieben iit 3). 


) Die Verwaltung der großen Grafſchaft von der Burg Lauenrode aus 
führte dazu, daß die große Grafſchaft auch „Grafſchaft zu Lauenrode“ genannt 
wurde. (Sudendorf X, 132, Seite 338.) 

) Reg. Schbg. Nr. 106 von 1233 unb Sudend. II, 58 von 1344. 

) Engelke, Gaue, Gaugerichte, Grafſchaften i. Oldenb. Jahrb. 1926 
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Der Lüneburger Wall 
zwiſchen Poggenhagen u. Neuſtadt a. Rbge., 
die Volksburg des Leinegaues. 


Von Senator Dr. Engelke-Hannover. 


; Das von der Leine durchfloſſene Grenzgebiet zwiſchen dem 
Marſtemgau und den unteren Leinegau bildeten, abgeſehen von 
dem an manchen Stellen ziemlich breiten Ueberſchwemmungs— 
gelände der Leine, die fait unpaſſierbaren ſumpfigen und moo: 
rigen Niederungen, die jid) vom Steinhuder Meer in öſtlicher 
Richtung bis zur Wietze hinzogen, und die ſich bis auf den heu— 
tigen Tag, wenn auch nicht in der urſprünglichen Ausdehnung 
und Unzugänglichkeit, in dem Wunſtorfer Moor, dem Ottern— 
hagener, dem Biſſendorfer und Langenhagener Moor erhalten 
haben. Später, als die großen Alt-Sächſiſchen Gaue in kleinere 
Gohe ſich zerſplitterten, waren es die Gohe des Marſtemgaues 
Seelze und Engelboſtel, die hier mit den dem Leinegau ange— 
hörenden Gohen Baſſe und Mellendorf aneinander grenzten. 
Außer der wohl im Anfang des 13. Jahrhunderts planmäßig 
angelegten Kolonie Otternhagen ſind nur an ganz vereinzelten 
Stellen dieſes Grenzgebiets im Laufe der Zeit Siedelungen ent— 
ſtanden, die dann rein verwaltungsmäßig der einen oder anderen 
Gohe zugelegt wurden. So wurden Ickhorſt mit Reſſe zur Goh 
Mellendorf und Otternhagen zur Goh Baſſe gerechnet, während 
Poggenhagen zunächſt der Goh Seelze zugeteilt wurde. 

Auf der Mitte zwiſchen Poggenhagen und Neuſtadt a. Rbg., 
etwa zwei Kilometer nordöſtlich Poggenhagen an dem nördlichen 
Rande des Gau-Grenzgebiets liegt auf einem drei bis fünf Meter 
ſteil nach der alten Leine hin abfallenden Vorſprunge der Geeſt, 
im Norden, Oſten und Süden von dem Niederungsgebiet der 
Leine umgeben, eine zum Rittergut Poggenhagen gehörige etwa 
acht Hektar große Koppel der Feldmark Neuſtadt a. Rbg., ge 
nannt der Lüneburger Wall oder die Lüningsburg. Auf dieſer 
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Koppel befindet jid) ein nahezu kreisrunder Erdwall, deſſen 
Wallkrone einen Durchmeſſer von 130 Meter hat. Der Wall iſt 
auf der Weſtſeite noch zwei Meter hoch erhalten, während er 
lid) auf der Oſtſeite ſtark verflacht. Aus großer Entfernung ge- 
ſehen erſcheint dieſe Anlage als ein von einem ringförmigen 
Wall umgebener Keſſel. Der Durchmeſſer der Wallanlage er— 
gibt einen Flächeninhalt von etwa 115 Hektar oder fünf han⸗ 
noberſchen Morgen. Spuren von Vorwällen und vorgelagerten 
Gräben ſind nicht mehr zu erkennen. In älterer Zeit grenzte der 
nördliche Teil des Burgwalles unmittelbar an die Leine, deren 
alter jetzt mit Schilf und Rohr zugewachſener Lauf heute dort 
noch deutlich zu erkennen iſt, während ein urſprünglich in die 


Logingeborch. 


alte Leine fließender Bach den Burgwall im Oſten und zum 
Teil auch im Süden begrenzt. Die Koppel wird ohne 9tüdjid)t 
auf den Wall alljährlich umgepflügt und ackermäßig genutzt, 
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Jo daß jede neue Feldbeſtellung zu ber ſchon jetzt ziemlich weit 
fortgeſchrittenen Einebnung des Walles beiträgt und in nicht 
zu ferner Zeit von der Anlage auch die letzten Reſte verſchwun— 
den ſein werden. 


Im Jahre 1907 wurde beim Fuchsgraben auf dem norb- 
nordweſtlichen Teil der Koppel nahe am Wall ein dem achten 
bis zehnten Jahrhundert angehörender Schwertgriff gefunden, 
der heute im Provinzial-Muſeum aufbewahrt wird. Andere 
Funde ſind mir nicht bekannt geworden. 


Die Sage weiß zu berichten, daß vor vielen, vielen Jahren 
der Lüneburger Wall oder die Lüningsburg der Burgſitz eines 
adeligen Geſchlechts von Lüne geweſen ſei, während nach einer 
anderen mündlichen Überlieferung in alter Zeit die Herren von 
Campe, die früheren Beſitzer von Poggenhagen und Bordenau, 
auf dem Lüneburger Wall ihre Burg gehabt hätten ). 


Dieſen ſagenhaften Überlieferungen gegenüber ergeben die 
Urkunden und Akten über den Lüneburger Wall Folgendes: 


1532 verpfändet Johann von Campe zwei Wieſen vor 
dem Poggenhagen unter dem „Lagenborger“ Wall *) 


1518 verkauft Melchior von Campe eine Wieſe unter dem 
„Loygenborger“ Wall oberhalb des Feldhagens bis 
auf den See )). 


1478 tauſcht Herzog Wilhelm der Altere von Braunſchweig— 
Lüneburg an Otto Syverd aus Neuſtadt u. a. ſieben Stücke 


1) Ein Geſchlecht von Lüne ijt in dieſer Gegend niemals begüterr geweſen. 
Die volkstümliche Bezeichnung der Lüningsburg wird wohl den Anlaß zu der 
Sage gegeben haben, daß die Burg von einer Familie von Lüne bewohnt ge— 
weſen ſei. 

Die Herren von Campe haben nicht auf der Lüningsburg, ſondern wahr— 
ſcheinlich ſchräg- nördlich gegenüber auf der anderen Seite der Leine gewohnt, 
da, wo heute noch hart am Fluß eine ausgedehnte Flur die Bezeichnung „auf 
der Burgſtätte“ trägt. 

2) Fromme: „Regeften von Urkunden der erlojchenen Familie von Campe 
in Bordenau und Poggenhagen“ i. 3. b. ijt. Ver. f. Ni. 1885, S. 283 — 297. 
Vergl. auch für das Folgende: Fromme: Die wüſten Orte des Marſtemgaues, 
in derſ. 8. 1884, S. 118 — 153. 
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Land, gelegen an einem Kampe bei dem „Logenborger“ 
Wall !). 


1475 verkauft die Witwe Vurecker an Otto Nigenſtad 
ſieben Stück Land auf dem Felde vor Neuſtadt gegenüber der 
„Loygenborch“ von dem erſten bis zum zweiten Graben 
durch die „Loygenborger“ Heide bis an den anderen 
Graben reichend ?). 

In dem um die Mitte des 15. Jahrhunderts geſchriebenen 
Wölper Lehnsregiſter heißt es „Johan Hane XXIIII morgen to 
Logenborch unde 1 wiſch unde XII morgen to Wedeſſen“ ?). 


Als im Jahre 1446 die Grafen Julius und Ludolf von 
Wunſtorf dem Biſchof Magmis von Hildesheim die Grafſchaft 
Wunſtorf verkaufen, wird unter den einzeln aufgeführten zur 
Grafſchaft Wunſtorf gehörigen Gütern hintereinander Mes⸗ 
merode, Nienhagen, „Leygingeborch“, Grevenborſtel und 
Poggenhagen genannt !). 


Nach dem Lehnsregiſter des Herzogs Wilhelm von 1360 
it Ludolf von Campe u. a. belehnt mit Gut zu „Leynghe- 
borc“ 5). 


1351 laſſen die Brüder Dues dem Herzog von Lüneburg 
für Ludolf von Campe ihre Güter auf zu Baſſe, zwei Hufen zu 
„Loynheborc“, den halben Zehnten zu dem Poggenhagen 
und drei Hauler bajelbit *). 


1350 verſetzt der Ritter Conrad von Mandelsloh zwei 
früher den Dueſen gehörige Hufen zu „Loynhebor c“ dem 
Ludolf von Campe ). 


) Urk.⸗Repert. d. Kl. Marienſee Nr. 228 b im Staatsarch. Hannover. 

) Marienſee Nr. 228. 

5) E. L. v. Lenthe: Arch. f. Geſch u. Verf. des Fürſtent. Lüneb., Bd. 9, 
S. 87, Ziffer 1106. 

Wedeſſen wüſt a. r. Ufer d. Leine zwiſchen Bordenau u. Neuſtadt. Heute 
noch dort die Flurbezeichnung „Weenſer Marſch“. 

) Calenb. Or. 28 Capſel 16 Nr. 38 im Staatsarch. Hann. 

Nienhagen lag bei Bokeloh — Cal.⸗Br.⸗ Arch. 2 V, Nr. 2 im Staatsarch. 
Hannover. Grevenborſtel iſt das ſpätere Liethe. 

5) v. Lenthes Arch. Bd. 9, S. 30, Ziffer 313. 

e) Zeitſchr. 1885, S. 286. 

) Zeitſchr. 1885, S. 286. 
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1342 verlaufen die Brüder Dues an Conrad von Mandels⸗ 
loh zwei Hufen zu „Logingeborch“, eine Wieſe und einen 
Werder ). 


In dem Lehnsregiſter der Herzöge Otto und Wilhelm 
von Lüneburg von 1330 bis 1352 heißt es „Gheverd Haveren— 
ber ene huve to Adenſen, ene huve to Wedenſen, ene kot 
darſulves und of dat gud Logyngheborch“ und weiter 
„Hinric van Wedenſene be twe del twier huve to Loghinge— 
borch ). 


Und ſchließlich wird 1315 ein „Sifridus de Loghinge— 
borch“ Bürger der Stadt Hannover?). 


Die älteſt erhaltene Bezeichnung des Lüneburger Walles 
iſt alſo „Loghingeborch“. Später kommen Loynheborc, Leyn⸗ 
gheborc, Leygingeborch, Logenborch, Loygenborch und Lagen- 
borg vor. Erinnern wir uns, daß der untere Leinegau 1033 
pagus Lainga, 1059 pagus Loingin, 1060 pagus Laingin, 1068 
pagus Loinge, in zwei zwiſchen 1153 und 1170 ausgeſtellten 
Urkunden pagus Langinge und pagus Laginge genannt wird ), 
ſo dürfen wir wohl mit Sicherheit annehmen, daß Loghinge— 
borch mit Leinegauburg zu überſetzen und der Loygenborger, 
Logenborger, Lagenborger Wall, heute Lüneburger Wall, die 
Gauburg des unteren Leinegaues iif, zumal dieſes ſprachforſch— 
liche Unterſuchungsergebnis mit dem im Eingang dieſer Abhand— 
lung beſchriebenen äußeren Befund der Wallanlage völlig über— 
einſtimmt. 


Die Loghingeborch wäre alſo eine von Norden aus in das 
Gaugrenzgebiet vorgeſchobene durch Fluß und ſumpfige Niede— 
rungen faſt völlig gedeckte Verteidigungsanlage des Leinegaues 


1) Zeitſchr. 1885, S. 285. 

2) v. Lenthes Arch. Bd. 9, Seite 29, Ziffer 308, u. S. 23, Z. 219. 

Das wüſte Adenſen lag flußaufwärts gleich oberhalb Wedeſſen. Heute 
noch „Ahnſer Marſch“ und „Ahnſer Feld“. Vgl. Fromme, Zeitſchr. 1884, 
€. 118 - 153. 

5) Zeitſchr. 1870, S. 32. 

Die Loghingeborch ſelbſt oder doch ein unmittelbar angrenzendes Feld war 
alſo im Anfang des 14. Ihdts. beſiedelt. 

) Erhard, Reg. Westfal., cod. dipl., Seite 97. Verdener Geſchichtsquellen 
Band 2, Urk.⸗Nr. 12, und Seite 37; Grupen: Orig. Germ. II, S. 219 ff. 
Würdtwein, Sups. dipl. IV, 340, u. Spilcker: Grafen von Wölpe, Seite 160. 
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und zugleich eine Fluchtburg für bie Bevölkerung. Da bie Burg 
fid) im äußeriten Süden bes Leinegaues befindet, ilt anzuneh- 
men, daß fie gegen einen von Süden herandrängenden Feind, 
alſo wohl gegen die Franken, errichtet iſt, daß alſo die Burg zu 
den gegen den Einbruch der Franken errichteten ſächſiſchen Gau— 
burgen gehört. 

Bei dieſem Ergebnis meiner kleinen Arbeit wäre es zu 
wünſchen, daß die Provinzialverwaltung den Lüneburger Wall 
mit Spaten und Hacke näher erforſchte. Ich glaube, daß die 
Grabungen noch manches aufdecken würden, was für die landes⸗ 
geſchichtliche Forſchung von Bedeutung wäre. 
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Mit dem 32. Bande endet die ältere Solge der 
Oannoverfdhen Geſchichtsblätter. Um durch die Serftellung 
des notwendigen Geſamtregiſters, das den Abſchluß bieten 
fell, die Serausgabe einiger längſt druckfertiger Abhand- 
lungen nicht noch weiter hinauszuzögern, erfolgt d ie Zer⸗ 
legung in zwei Sefte. Es ſteht zu hoffen, daß das zweite 
zu Oſtern 1931 erſcheinen wird. | 

Die neue Folge hat mit dem Jahrgang 1 für 1930 zu 
erſcheinen begonnen. 

Die im Austauſchverkehr mit den Sannoverída 
Geſchichtsblättern ſtehenden Vereine pp. werden gebeten, 
ihre Derdffentlidungen in Zukunft der 

Stadtbibliothek Sanno ver 
zuzuleiten. 
Die Schriftleitung, 
Dr. Ceonhardt, Hannover. 


| 
Sur g ef á Ll ig e n 5 ea d toU Puis, 
Die früheren Jahrgänge diefer zeitſchrift find, ſoweit ber Vorr : 
in der Buchhandlung von Th. Schulze, Sannover, Oſterſtraße 95» - 
dafür feſtgeſetzten Dreifen erhaͤltlich. 
Preis dieſes Zeſtes Rm 2.50. 
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Steinmetz⸗ und Meiſterzeichen. 
Dr.-Ing. O. Winkelmüller, Landesbaumeiſter. 

An mittelalterlichen Gebäuden, Kirchen, Geräten und in 
Wappenſchilden findet man häufig aus einfachen Linien zu⸗ 
ſammengeſetzte Zeichen, die einerſeits als Hausmarken und 
andererſeits als Werkzeichen angeſprochen werden, je nach dem 
Zwecke ihrer Anbringung. Da dieſe beiden Zeichengruppen oft 
und leicht verwechſelt den, ſeien zunächſt die Begriffe klar⸗ 
gelegt. Nach Homeyer *) find Hausmarken teils Familienzeichen, 
teils ſind ſie mit einer Handelsgeſellſchaft, vorzugsweiſe aber 
mit dem Beſitz eines Hauſes, Hofes oder einer Habe verknüpft. 
Durch eine Hausmarke gibt ſich der Inhaber als Herr eines 
Beſitzes oder als Vollzieher eines Willensaktes zu erkennen. 
Werkzeichen dagegen ſind Erzeuger⸗ oder Urheberzeichen. Ur⸗ 
heberzeichen ſollen den Urſprung des Erzeugniſſes aus einer be⸗ 
ſtimmten menſchlichen Tätigkeit durch ein Zeichen an dieſem 
Gegenſtande kundgeben, einerlei, ob es ſich um das Werk einer 
ganzen gewerblichen Anſtalt oder eines einzelnen Künſtlers und 
Handwerkers handelt. Die Bezeichnung iſt teils eine von der 
Obrigkeit gebotene, welche ſich nötigenfalls an den Erzeuger 
halten will, teils eine freiwillige, damit das Werk den Metter 
lobe. 

Solche Werkzeichen ſind uns als Steinmetzzeichen, Bildhauer⸗ 
zeichen, Münzzeichen, als Merkzeichen der Gold⸗ und Silber⸗ 
ſchmiede und der Rot⸗ und Gelbgießer, als Ziegelſtempel, 
Zimmermanns⸗ und Porzellanmarken bekannt. 

Die Steinmetzzeichen heben ſich nun unter den Urheberzeichen 
beſonders hervor durch die Fülle ihrer Erſcheinung, und dadurch, 

) Homeyer, Dr. C. G., Die Haus- und Hofmarken. Berlin. 1870. S. 203 
und 277. 
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daß He in einer fait ununterbrochenen Reihe, aus etwa drei 
Jahrtauſenden vom Altertum bis in bie neueſte Zeit hinein 
bewahrt worden ſind. Beides danken ſie einmal der Natur des 
Stoffes und der Bedeutung der Denkmale, in welche ſie ein⸗ 
gegraben wurden, dann aber der ganz beſonderen Ausbildung 
und feſten Organiſation der Bauhütten, Zünfte uſw., denen die 
Zeicheninhaber angehörten. Auf den organiſchen Zuſammen⸗ 
hang mit den Hausmarken hat man zwar ſchon wiederholt hin⸗ 
gewieſen, jedoch it DER wichtige Moment nod nicht genügend 
ausgewertet worden. 

Um ſich über die Bedeutung der. Sieinmetzzeichen klar zu 
werden, ilt es nötig, von vornherein eine Unterſcheidung zu 
treffen zwiſchen den eigentlichen Steinmetzzeichen im engeren 
Sinne und den Verſatzzeichen im weiteren Sinne. Es üt bekannt, 
daß heutigen Tags bie Steinmetzen ſchon auf dem Werkplatze 
die von ihnen bearbeiteten Steine mit Verſatzzeichen oder Num⸗ 
mern verſehen, um einen geregelten Arbeitsgang beim Verſetzen 
der Steine auf dem Bau zu gewährleiſten. Aus der Zeit des 
Mittelalters haben wir auch zahlreiche Beiſpiele, nur mit dem 
Unterſchiede, daß ſtatt Nummern meiſt Zeichen angebracht wur⸗ 
den. Aus den vorliegenden Beiſpielen, Tafel II unb III, läßt 
ſich entnehmen, daß ſich ein deutlicher Unterſchied der Formen 
erſt in der ſpätgotiſchen Zeit herausgebildet hat, während vom 
12.—13 Jahrhundert tatſächlich dieſelben Zeichen als perſönliche, 
ſowie als Verſatzzeichen verwendet wurden. Street in Spanien 
und Schneider 1) in Mainz machten dieſe Wahrnehmung wieder⸗ 
holt und ich fand ſie in Worms und Gelnhauſen beſtätigt. 
Einesteils findet man die einfachen, ſehr verſchieden geſtalteten 
romaniſchen Steinmetzzeichen auf den Lagerfugen der Werk⸗ 
ſtücke, dann ſind ſie meiſt größer und roher ausgeführt. Nr. 25. 
Andernteils findet man ſie auf den Anſichtsflächen der Steine 
paarweiſe an den Rand der Stoßfuge geſetzt. Nr. 16. Bei dieſer 
Anordnung iſt es ganz offenkundig, daß es ſich um Verſatzzeichen 
handelt. Man findet dann oft, daß an gegliederten Bauteilen, 
Portalen oder Fenſterpfeilern mit einer gewiſſen Regelmäßig⸗ 
keit in jeder Schicht dasſelbe Zeichen wiederkehrt. So iſt am 

) Street, &. E., Some accounts of Gothik architecture in N 
Schneider, Fr., Über die Steinmetzzeichen. 
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ſüdweſtlichen Vierungspfeiler des Weſtchores im Mainzer Dom 
1239 auf der Mitte der inneren Halbſäule durchlaufend ein E 
eingehauen, ſo daß das Zeichen durch eine Reihe von Schichten 
lotrecht übereinander ſteht. Hier liegt es nahe, ebenfalls an 
Verſatzzeichen zu denken, dies iſt aber bei näherer Betrachtung 
nicht der Fall; denn abgeſehen davon, daß dasſelbe Zeichen 
auch auf anderen Bauteilen vorkommt, finden ſich wieder 
Fenſtergewände, wo nur jederſeits einmal ein Zeichen eingehauen 
iſt. Die Notwendigkeit der Aufeinanderlagerung der Stücke 
wird durch die Profilierung viel ſicherer und augenfälliger her⸗ 
beigeführt als durch ein Verſatzzeichen. Nach alledem ſcheint es 
nahezuliegen, bei den gewöhnlichen Steinmetzzeichen, auch der 
älteſten Zeit, von dem Gedanken abzuſehen, daß ſie zugleich als 
rein ſachliche Verſatzzeichen wie als perſönliche Urheberzeichen 
verwendet worden ſeien. Wenn alſo ausnahmsweiſe auf einer 
Lager⸗ oder Stoßfuge eines Quaders ein Zeichen gefunden wird, 
ſo braucht es ſich nicht unbedingt um ein Verſatzzeichen zu han⸗ 
deln, da die Lage des Steines beim Verſetzen auf dem Bau 
vorher auf dem Werfplatz oft noch nicht klar war. Wenn einzelne 
Forſcher 1) die Möglichkeit, daß Steinmetzzeichen auch auf andern 
Flächen als auf der Anſichtsfläche vorkommen, ganz ausſchließen 
wollen, jo habe ich doch Beiſpiele gefunden, wo dies tatſächlich 
der Fall iſt, ſo z. B. in Worms und in Mainz. Nr. 23 und 24. 
Solche Beiſpiele ſind nur deshalb ſo ſelten, weil man nicht oft 
Gelegenheit hat, bei einem Abbruch das Material genau unter⸗ 
ſuchen zu können. In all den bisher bekannten Steinmetzord⸗ 
nungen wird der Verſatzzeichen nicht gedacht; ſie waren offenbar 
als rein untergeordnete Mittel für den handwerksmäßigen Ge⸗ 
brauch angeſehen. Etwas für alle Fälle Gültiges und Sicheres 
läßt ſich daher über Verſatzzeichen nicht ſagen; es muß des 
halb von Fall zu Fall ſachlich entſchieden werden, ob ein Stein⸗ 
metz⸗ oder Verſatzzeichen vorliegt. 

Nach dieſer Einſchränkung ſoll nunmehr über die Bedeu⸗ 
tung der Steinmetzzeichen als Urhebermarken geſprochen wer⸗ 
den. Jedes ſolcher Zeichen drückt die Beziehung der Perſon, die 
es einhaut oder anbringen läßt, zu dem Werk, an dem es ange⸗ 
bracht wird, aus. Nach Artikel 72 der Torgauer Ordnung vom 

1) Pieper, Dr. O., Burgenkunde. 1895. S. 185. 
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Jahre 14621) ſoll bas Zeichen erjt eingehauen werden, wenn 
Meiſter oder Parlier den Stein geprüft und als zum Verſetzen 
tauglich befunden haben. Wenn wir den urkundlichen Nachweis 
dieſer ſehr wichtigen Beſtimmung auch erſt aus ſo ſpäter Zeit 
haben, ſo gilt dasſelbe ſchon für die Zeichen früherer Jahr⸗ 
hunderte, denn wir wiſſen, daß die uns bekannten Hüttenord⸗ 
nungen aus der Mitte des 15. Jahrhunderts mur eine allſeitige 
Anerkennung von Beſtimmungen ſind, die ſchon Jahrhunderte 
lang Brauch waren. Durch das Einſchlagen des Zeichens nach 
erfolgter Prüfung des Werkes ergeben ſich zwei Momente, ein 
perſönliches, die ehrende Anerkennung einer Arbeit, und ein 
geſchäftliches, dem Steinmetzen kann auf Grund ſeiner Leiſtung 
fein Lolm zuerkannt werden. Man hat Bedenken getragen, 
dieſes Moment, daß die Steinmetzzeichen zur Kontrolle über die 
Leiſtungen der einzelnen Arbeiter dienten, als ein allgemein 
gültiges, urſprüngliches und weſentliches anzuſehen. Solche Be⸗ 
denken treten namentlich dort auf, wo Ordensleute ſich der 
Steinmetzzeichen bedient haben, die doch keinen Lohn bekamen. 
Einesteils iſt es ausgeſchloſſen, bei der Unmaſſe von Steinmetz⸗ 
zeichen, die man z. B. im Kloſter Maulbronn an allen Teilen 
findet, an lauter Laienſteinmetzen zu denken ), andernteils mußte 
auch das Kloſter über ſeine Angehörigen eine gewiſſe Kontrolle 
ausüben, um feſtzuſtellen, wer beſonders tüchtig und wer jaumig 
in feinen Arbeiten war. Es liegt jedenfalls kein Grund vor, 
daß bie Steinmetzzeichen die Bedeutung als Kontroll- unb Ab⸗ 
lohnungszeichen nicht gehabt haben können. 

Der Charakter des Ehrenzeichens ijt noch näher zu be: 
trachten. Das Zeichen wird in der Bauhütte ſchon [o eingehauen, 
daß es möglichſt auf einer dem Beſchauer zugewandten Fläche 
ſteht. Dieſes offenbar abſichtliche Zurſchauſtellen kann eben 
nur eine Befriedigung des Ehrtriebes ſein, desſelben Triebes, 
der ſpäter den Künſtler lehrt, ſein Monogramm oder ſeinen 
Namenszug ſeinem Werke mitzugeben. Dieſe Verewigung der 

1) Janner, Dr. F., Die Bauhütten des deutſchen Mittelalters. Leipzig 


1876. S. 294 ff. Heideloff, C., Die Bauhütte des Mittelalters. Nürnberg 
1844. S. 47 ff. 

) Janner a. a. O., ©. 156; Heideloff a. a. O., S. 18, Rziha, Prof. F., 
Studien über Steinmetz Zeichen II in Mitteilungen der K. K. Central⸗Commiſſion. 
VII. Jahrg., Wien 1881, S. 114, ſind in dieſem Punkte anderer Anſicht. 


— pm 


Perſon vermittels des Zeichens geſchah in jo zurückhaltender 
Weiſe, daß niemand, ſelbſt geiſtliche Orden nicht, Grund finden 
lonnte, dem Einbauen zu wehren. Für bie ſpätere Zeit üt es 
dann nicht ausgeſchloſſen, daß das Steinmetzzeichen auch die 
Bedeutung einer Hausmarke angenommen hat. Dies gilt be⸗ 
ſonders von den Meiſterzeichen, die weiter unten noch ausführ⸗ 
licher beſprochen werden ſollen. 


Die geſchichtliche Entwicklung der Steinmetzzeichen. 

Steinmetzzeichen ſind uns bekannt aus faſt allen Zeiten der 
Aegyptiſchen Reiche, aus Syrien, Paläſtina, den alten perſiſchen 
Reihen, der Partherſtadt Hatra, dem griechiſchen Stammland 
und ſeinen Kleinaſiatiſchen Kolonien, aus Rom und ſeinen Ko⸗ 
lonien und ganz beſonders aus dem alten Byzanz. Da an dieſer 
Stelle aus Platzmangel auf dieſe Zeichen nicht eingegangen 
werden kann, wird auf die Diſſertation des Verfaſſers über 
Steinmetz und Meiſterzeichen verwieſen. Für die uns letzten 
Endes am meiſten angehenden Forſchungen aus Alt⸗ Hannover 
ift die Entwicklung der antiken Steinmetzzeichen nicht ſo wichtig 
wie die der mittelalterlichen. 

Die erſten ſicher datierten Steinmetzzeichen des deutſchen 
Mittelalters ſind uns von den Buckelquadertürmen der Burgen 
und von einigen Kirchen Süd⸗ und Mitteldeutſchlands aus dem 
Ende des 11. und dem Beginne des 12. Jahrhunderts bekannt. 
Als Beiſpiele ſeien genannt: die Steinmetzzeichen von der in den 
Jahren 1095 — 1099 erbauten Kloſterkirche Alpirsbach, O.⸗A 
Oberndorf im ehemaligen Königreich Württemberg, die Stein⸗ 
metzzeichen vom Bergfried der Burg Steinsberg in Baden, der 
unter der Regierung Kaiſer Heinrichs III. 1039 — 1056 erbaut 
ift !). Sodann find ſicher datiert die Steinmetzzeichen von den 
älteſten Teilen des Wormſer Domes, der 1110 gegründet wurde, 
und des Domes zu Speyer, der Afrakapelle 2). Ferner ſind 
uns Steinmetzzeichen von der vom Jahre 1111 ab erbauten 
Schottenkirche zu St. Jakob in Regensburg bekannt. Homeyer) 

) Wilhelmi, K., 12. Jahresbericht der Sinsheimer Geſellſchaft zur Er⸗ 


forſchung ꝛc. 1848. S. 68. 

) Schwartzenberger, A., Der Ölberg zu Speyer, S. 32, ſetzt die Afra⸗ 
kapelle in das letzte Jahrzehnt des XI. Jahrhunderts. 

) Homeyer, a. a. O., S. 283. 
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gibt an, daß am runden Turm zu Brechin in Hochſchottland, der 
ſchon 1020 erbaut ſein ſoll, ebenfalls Steinmetzzeichen vor⸗ 
kommen ſollen. 

Es ſoll durch dieſe zahlreichen Beiſpiele feſtgeſtellt werden, 
daß alle die Forſcher ), die das früheſte Vorkommen der Stein⸗ 
metzzeichen in die zweite Hälfte des 12. Jahrhunderts und noch 
ſpäter ſetzen, wohl zu beſchränkte Unterlagen gehabt haben. Die 
allgemeine Verbreitung fällt dann allerdings in die Zeit um 
1150, und zwar nicht nur in Deutſchland, ſondern auch in Frank⸗ 
reich, Spanien, Oeſterreich und England. Dieſe einwandfreie, 
durch zahlloſe Beiſpiele belegte Tatſache iſt in verſchiedener Hin⸗ 
ſicht wichtig. Einerſeits kann als Fauſtregel gelten, daß ein Ge⸗ 
bäude, das mittelalterliche Steinmetzzeichen trägt und über deſſen 
Datierung Unklarheit herrſcht, ſicher nicht über die Mitte des 
12. Jahrhunderts zurückreicht. Andererſeits wird durch das Vor⸗ 
kommen mittelalterlicher Steinmetzzeichen der Beweis erbracht, 
daß es ſich bei fraglichen Bauteilen nicht um Römerbauten han⸗ 
delt, wie das bei vielen alten Burgen (ſiehe oben Steinsberg) 
früher angenommen wurde 2). Die Kreuzfahrerbauten in Syrien 
tragen z. B. auch zahlreiche Steinmetzzeichen, die ganz die früh⸗ 
mittelalterlichen Formen haben. Nur der Vollſtändigkeit halber 
und weil es wiederholt) in Frage geſtellt worden ijt, ſoll hier 

) Otte, Handbuch der chriſtlichen Kunſtarchäologie d. M. A. 1854, S. 168. 
v. Cohauſen, Altertümer im Rheinland, S. 50, und Brand a. a. O., Bd. 8, Heft 3 
und 4 ſetzen die älteſten Steinmetzzeichen erſt im Beginn des 18. Jahrhunderts 
zan. Aus der Zeit des allgemeinen Vorkommens, der erſten Hälfte des 12. Jahr- 
hunderts, ſind uns auch die älteſten Wappen bekannt. Seit 1260 wurde es ſchon 
Sitte, Helm und Schild zu einem Emblem zu vereinigen. Hausmarken. die den 
Steinmetzzeichen ſehr nahe verwandt (inb, treten erſt gegen Ende des 13. Jahr- 
hunderts auf. Homeyer a. a. O., S. 19 führt in ſeinen umfangreichen Unter⸗ 
ſuchungen die erſten datierten Hausmarken aus den Jahren 1286, 1290 und 
1292 an; da ſie aber ſchon ſehr entwickelt ſind und ſeit 1250 archivaliſche Unter⸗ 
lagen vorhanden find, kann man die Mitte des 13. Jahrhunderts als früheſtes 
Vorkommen von Hausmarken annehmen. Michelſen a. a. O., S. 53 befindet jid) 
daher im Irrtum, wenn er das Wappenweſen aus den Hausmarken entſtanden 
ſehen will. Das Wappenweſen hat ſchon eine mehrhundertjährige Entwicklung 
hinter ſich, als die erſten Hausmarken auftreten. 

) Krieg v. Hochfelden, Militär⸗Architektur, Stuttgart 1859, S. 88 hält 
den Bergfried von Steinsberg wegen ſeiner Steinmetzzeichen für einen Bau 


römiſchen Urfprunge. Rey, Etude sur les monuments. de l'architecture 
militaire des croisés. 


) Rziha a. a. O., Bd. 7, S. 116. unfit Beibtat pum ‚Morgen- 
blatt 1831 A. Nr. 55. 
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feitgelegt werden, daß zwiſchen den älteſten Steinmetzzeichen der 
kirchlichen Bauten und denen ber Buckelquadertürme weder im. 
den Formen noch im Weſen Unterſchiede beſtehen. Lediglich im. 
der Größe und in der Art der Anbringung beſtehen Unter⸗ 
ſchiede, die jedoch in ber Verſchiedenheit des Materials be⸗ 
gründet liegen. Es iſt klar, daß ein Steinmetzzeichen auf einem 
rauhen Buckelquader eine viel größere Ausführung und Tiefe 
verlangt, als ein Zeichen auf einem glatt behauenen Werkſtein. 
Bemerkenswert bei den Zeichen dieſer älteſten Zeiten iſt noch 
die Tatſache, daß fie ſich vielfach nur auf einfachen Wand⸗ 
quadern finden. In Mainz findet man am Dom bis 1239. 
nirgends an gegliederten oder mit Bildhauerarbeit geſchmückten 
Steinen Zeichen, ſondern nur innen und außen an den glatten. 
Wandquadern. 

Daß gerade um dieſe Zeit des Mittelalters die Sm 
zeichen ſo ſchnelle und weite Verbreitung fanden, liegt in ver⸗ 
ſchiedenen Tatſachen begründet. Mit ber Herauslöſung bes Baus: 
betriebes aus den Kloſterbauſchulen und der Befreiung des 
dritten Standes von der alten Hörigkeit wurde auch das Bau- 
gewerbe von der erzwungenen Fronarbeit frei. Neben den Kauf⸗ 
leuten, Webern und anderen freien Handwerkern, welche ſich zur. 
Hebung ihres Gewerbes und zum gegenſeitigen Schutz ihrer In-. 
tereſſen verbunden hatten, erſchienen jetzt auch die Maurer und 
Steinmetzen. In demſelben Maße aber, in dem die Arbeit frei 
wurde, machte ſich auch das Lohnverhältnis geltend, und es 
wäre denkbar, daß ſich gerade an die zwiſchen Meiſter und Ge⸗ 
ſellen ſtattfindende Abrechnung über gefertigte Arbeit der Ge⸗ 
brauch von beſtimmten Marken als Abrechnungszeichen geknüpft 
hätte. Jedenfalls kann man annehmen, daß mit der Bildung 
der Handwerksverbände ſich auch das Bedürfnis ergab, die. 
Einzelheiten zu regeln, und daher auch der Gebrauch der Zeichen 
lam. Ein anderer Umſtand, welcher der einmal angenommenen 
Führung ſolcher Zeichen raſche Verbreitung verſchaffte, liegt 
in dem Umſchwunge der Bautechnik, der gerade gegen Schluß 
des 12. Jahrhunderts allenthalben beobachtet wird. Nicht nur. 
der alte Holzbau, der bis ins 11. Jahrhundert hinein die Regel 
auch bei Kirchenbauten gebildet hatte, ſondern auch der Bau 
mit. Bruchſteinen verſchwand zunehmend zu gunſten bes roma- 
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niſchen £uaberbaus. Damit bahnte fid im Baubetrieb em ver⸗ 
ändertes Verhältnis an, indem die Zahl und die Aufgabe der 
Maurer ſich verminderte und die Klaſſe der Steinmetzen zahl⸗ 
reicher, ihre Arbeit wichtiger wurde. Es bedurfte damit einer 
größeren Aufmerkſamkeit, ja einer beſtimmten Berechnung beim 
Zurichten und Verſetzen der Steine, ſo daß eine gewiſſe Bezeich⸗ 
nung derſelben aus Gründen der Bauführung notwendig wurde. 
Daß aber die Verbreitung ſo ſchnell ſtattfand, erklärt ſich durch 
die große Verbreitung, die der Benediktiner⸗ und Ciſterzienſer⸗ 
orden in jener Zeit fand, ferner durch die tiefe Bewegung, die 
die Kreuzzüge in allen chriſtlichen Ländern hervorriefen, und 
nicht zuletzt durch die Freizügigkeit ber Bauhütten und ihrer 
Mitglieder. 

An dieſer Stelle mag daher kurz auf die Entwicklung der 
Bauhütten und die heutige Anſicht von ihrem Weſen einge- 
gangen werden, zumal es eine noch immer umſtrittene Frage iſt, 
welcher Art die Bauhütten des 12. Jahrhunderts waren. 

Heideloff 1) ſetzt die älteſten mittelalterlichen Bauhütten 
im 6. bis 9. Jahrhundert an und ſtellt die Blütezeit der Kloſter⸗ 
bauhütten in das 9. bis 12. Jahrhundert. Beſonders ſind in 
dieſer Zeit die Benediktinerklöſter Hirſau, St. Gallen und in 
Italien das Mutterkloſter Monte Caſſino wegen ihrer Bau⸗ 
ſchulen berühmt. In dieſen Kloſterbauſchulen wurden von den 
bau⸗ und kunſtverſtändigen Abten aber nicht nur die Ordens⸗ 
monde, ſondern auch die Laienbrüder (fratres conversi) aus. 
gebildet. Gerade dieſe waren es, die in immer höherem Maße 
zunächſt in untergeordneten Stellen in ganz Deutſchland, Frank⸗ 
reich, Oberitalien, England und Spanien die umfangreichen 
Bauten des frühen Mittelalters in Angriff nahmen. Die Lei⸗ 
tung lag bis ins 13. Jahrhundert, ſoweit es ſich um kirchliche 
Bauten handelte, immer noch in geiſtlichen Händen. Von 1133? 
an ſind uns in Deutſchland die erſten Laien als Baumeiſter 
auch an Kirchenbauten bekannt, und von 1300 ab gewinnen die 
weltlichen Baumeiſter bie Überzahl. Daß ſchon lange vor 1459 
geordnete weltliche Bauhütten beſtanden, iſt durch verſchiedene 


1) Heideloff a. a. O., S. 4 ff. Janner a. a. O., S. 8f. 
) Archiv des Hiftorifden Vereins für den Untermainkreis, Bd. 4, H. 1, 
S. 5. Urkunde des Biſchofs von Würzburg; ferner Janner a. a. O., S. 24 ff. 
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Urfunden einwandfrei belegt. Es feien hier genannt bie Urkunde 
vom Jahre 1397, bie in der Zunftlade der Trierer Steinmetz⸗ 
innung gefunden wurde!). Ferner die älteſte Urkunde der 
Wiener Steinmetzen vom Jahre 1404, in der ein „Hanns 
Mosprunner Kirchenmeiſter“ von emer Steinhütte ſpricht 2). 


Beim Übergang in weltliche Hände gingen die Bauhütten 
nun nicht in den ſtädtiſchen Zünften auf, ſondern behielten ſich 
eine freie, unabhängige Stellung vor, die erſt im Laufe des 
17. und 18. Jahrhunderts immer mehr verloren ging. Die Ent⸗ 
wicklung wird in kurzen Zügen ſo geweſen ſein, daß die aus dem 
Zwange der Klöſter befreiten erſten weltlichen Bauhütten an⸗ 
ſchließend an die Ordensregeln, jede Hütte für ſich, Hütten⸗ 
regeln und Geſetze aufgeſtellt haben. Durch bie rege Wander⸗ 
tätigkeit und den Austauſch von Steinmetzen ergab ſich von 
ſelbſt für die verſchiedenen Gegenden eine nahezu gleichmäßige 
Geſtaltung dieſer Hüttenregeln. Zur Beilegung von Streitig⸗ 
keiten und um Mißſtänden energiſcher entgegentreten zu können, 
in der Hauptſache aber, um im gemeinſamen Kampf gegen die 
immer ſtärker werdende Konkurrenz der ſtädtiſchen Zünfte er⸗ 
folgreicher auftreten zu können, brauchte man eine Aufſichts⸗ 
behörde. Nach einigen Vorbeſprechungen in Straßburg und 
Speyer, wo alle dieſe Fragen aufgerollt wurden, fand am 
25. April 1459 zu Regensburg die Einigung zu einem großen 
deutſchen Hüttenbunde ſtatt. Den althergebrachten Gebräu⸗ 
chen und Satzungen wurde dadurch neue Geſetzeskraft verliehen, 
daß ſie zu einer Hüttenordnung zuſammengefaßt wunden. Das 
iſt nun nicht ſo zu verſtehen, als wenn mit einem Schlage Ord⸗ 
nung geweſen wäre. Im Gegenteil, dem Hüttenbunde traten 
zunächſt nur die Hütten am Oberrhein, in Württemberg und 
Franken bei, während die alten öſterreichiſchen Erblande ſich 
ſehr zurüdhielten, Köln und Regensburg erit nach jahrelangem 
Zögern eintraten, und Nieder⸗ und Oberſachſen ſich wohl nie der 
Straßburger Ordnung ganz unterwarfen. Deutſchland wurde 
damals in vier Gaue eingeteilt, dem je eine Haupthütte vor⸗ 
ſtand, denen wiederum als oberſte Haupthütte die von Straß⸗ 


u) Reichensperger, Vermiſchte Schriften, 1865, S. 162. 
7) Heideloff a. a. O., S. 31. 
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burg vorgeſetzt war. Die vier Hüttengaue waren: 1. Straßburg 
mit den heutigen, Ländern Elſaß, Lothringen, Baden, Württem⸗ 
berg, Franken, Thüringen und Sachſen. 2. Wien mit Böhmen, 
Mähren, Oſterreich, Bayern, Tirol, Kärnten, Krain und 
Steyermark. 3. Köln mit den heutigen Provinzen Rheinland, 
Heſſen, Weſtfalen und den Niederlanden. 4. Bern (ſpäter 
Zürich) mit der heutigen Schweiz. 

Als auf der Tagung zu Speyer am 9. April 1464 das 
Einigungswerk bis auf die ſächſiſchen Hütten zum Abſchluß ge⸗ 
bracht wurde, ſtand der deutſche Hüttenbund in ſeiner größten 
Blüte, die mit dem ſtärkſten Wiederaufflammen der Gotik in 
den Werken der deutſchen Spätgotik zuſammenfällt. Dieſe 
ſtrengen Ordnungen von 1459 und 1464, die dauernd verbeſſert 
wurden, blieben in Kraft, bis durch die Zuſammenkünfte 1497. 
gu Baſel und 1498 zu Straßburg der Zeit entſprechend Milde- 
rungen getroffen wurden, und dadurch auch bie Anerkennung 
des Reiches durch die kaiſerliche Confirmation der Hütkenord⸗ 
nung vom 3. Oktober 1498 zu Straßburg vom Kaiſer Mazi- 
milian I. erwirkt wurde. Das Eindringen der Formen ber italie- 
niſchen Renaiffance und beſonders die Reformationsbewegungen 
und damit der Stillſtand vieler großer Kirchenbauten brachten 
auch in das Hüttenweſen arge Unordnung. 1563 kamen noch ein⸗ 
mal zu Straßburg und Baſel 72 Meiſter und 30 Geſellen zu⸗ 
ſammen, um die Ordnung zu läutern, zu beſſern und neu feſtzu⸗ 
ſtellen. Aber der Verſuch, die alte auf katholiſch⸗religiöſen Ge⸗ 
bräuchen beruhende Steinmetzbrüderſchaft mit der neuen Religion 
und den neuen Verhältniſſen auszuſöhnen, konnte auf die Dauer 
keinen Erfolg haben. Die freien Hütten konnten ſich gegenüber 
den Zünften nicht halten und die Verſchmelzung mit den ſtäd⸗ 
tiſchen Maurern und Steinmetzen griff im 17. Jahrhundert 
immer weiter um ſich. Auch die wenigen Hütten, die noch | ſelbſt⸗ 
ſtändig beſtanden, wurden durch zünftige Elemente ſo zerſetzt, 
daß ſie die Straßburger Oberherrſchaft möglichſt beiſeite ſchoben. 
Bevor das gänzliche Ausſterben der Hütteneinrichtungen weiter 
beſprochen wird, ſollen einige urkundliche Nachweiſe angegeben 
und erklärt Ban 

Wie man aus der enormen Zahl von Steinmetzzeichen aus 
der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts erſehen kann, ſteht das 
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Zeichenweſen in jener Zeit in ſeiner höchſten Blüte, die mit der 
Zeit der ſtrengſten Organiſation der Bauhütten zuſammenfällt. 
Die Satzungen und Ordnungen dieſer alten Bauhütten ſind da⸗ 
her faſt das einzige Urkundenmaterial, welches uns über die Art 
der Verleihung, Führung und den Gebrauch der Zeichen Auf⸗ 
ſchluß geben kann. Es ſind alſo aus allen bis jetzt bekannten 
Ordnungen die in Frage kommenden Artikel wörtlich heraus⸗ 
gezogen und erklärt worden. 


Die älteſte Ordnung der Steinmetzen zu Straßburg vom 
Jahre 1459 enthält nichts über Zeichen. Erſt die Ordnung, die 
im Jahre 1462 zu Torgau aufgeſtellt wurde und für ganz Ober⸗ 
und Niederſachſen, Anhalt, Thüringen und das Harzgebiet Gül⸗ 
tigkeit hatte, enthält einige Artikel, die ſich mit den Steinmetz⸗ 
zeichen beſchäftigen. Nach einer Abſchrift dieſer Ordnung, die in 
der Lade der Steinmetzen zu Rochlitz aufgefunden wurde (da⸗ 
her auch der Name Rochlitzer oder Torgauer Ordnung), lauten 
die Artikel Nr. 25, 26, 27, 30 und 31 folgendermaßen 1): 

Nr. 25. Vnd ob ein Meiſter oder geſelle femen die das 
Hantwerck oder die Kunſt kunden ond begert eines zeichens 
von einem Werkmeiſter, dem ſoll er ſeinen willen darumb 
machen, vnd zu Gottesdienſt geben, was Meyſter und geſellen 
erkennen. Vnd foll das Zeichen zwiffelt verſchenken Meyſtern 
und Geſellen. 


Nr. 2 6. Ein Meyſter ſoll ſeinen Diener ſein Zeichen nicht 
lenger vorhalten den XIIII Tag, es were den ſache bas er dem 
Meiſter etliche Zeyt verſeumet hette, do ſoll der Diener Im 
ſein willen vor darumb machen, vnd das verſchenken. 

Nr. 27. Ein Meiſter ſoll auch keinen aufſatz machen einem 
Diener fein Zeichen zu verſchenken, denn etzlichen geütlichen, 
denn er dazu bith für einen pfenning ſemeln vor XV gl. ein 
Broten vor XV gl. Fleiſch zwey ſtübichen weins, ond ſoll nicht 

mehr bithen denn X geſellen, bith er darüber, ſo mag der 

Diener mer kauffen, [o wirt der meiſter darinne nicht gefert. 


Nr. 30. Do mag ein meiſter ſeinen Diener ein Zeichen ver⸗ 


) Heideloff a. a. O., S. 47 ff. Janner a. a. O.. S. 294 ff 
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leihen in fein Lerjaren zu wandern, wenn ber meiſter nicht 
förderunge Dette bas er In mujt laſſen wandern. 


Nr. 31. Es [oll fem meiſter feinen Diener fem Zeichen 
laſſen verſchenken, er habe den ausgedinet. 


Nach dieſen Artikeln hatte alſo ein Diener oder Lehrling, 
der gehörig feine fünf Jahre ausgelernt hatte, einen Rechts⸗ 
anſpruch auf ein Steinmetzzeichen. Das Zeichen wurde ihm durch 
einen Werkmeiſter verliehen und dabei ein kleines Feſteſſen ge⸗ 
geben. (Das Zeichen wurde verſchenkt.) Die Koſten und der 
Umfang des Schmauſes waren durch die Hüttenordnung genau 
vorgeſchrieben. Es ſollten nicht mehr als zehn Geſellen und et⸗ 
liche Geiſtliche daran teilnehmen. Die Verſchenkung des Zeichens 
durfte der Meiſter nicht länger als vierzehn Tage nach been⸗ 
digter Lehrzeit hinausſchieben, wenn der Lehrling ihm nicht etwa 
Zeit verſäumt hatte. Nach Artikel 30 hatte aber der Meiſter das 
Recht, dem Lehrling das Zeichen ſchon vor Beendigung der 
Lehrzeit zu verleihen, wenn der Meiſter keine Arbeit mehr 
hatte und der Lehrling auf Wanderſchaft zu gehen genötigt 
war. Es ſcheint da ein Unterſchied zwiſchen der Verleihung und 
der Verſchenkung beſtanden zu haben, denn in Artikel 31 wird 
ausdrücklich geſagt, daß kein Meiſter vor beendigter Lehrzeit eine 
Verſchenkung zulaſſen durfte. Der Artikel 25 iſt folgendermaßen 
auszulegen: Kam ein ausgelernter Geſelle oder Meiſter auf der 
Wanderſchaft zu einem Werkmeiſter in Arbeit und begehrte ein 
Zeichen, d. h. möchte in die Brüderſchaft aufgenommen werden, 
ſo ſollte der Werkmeiſter ſeine übrigen Geſellen darum be⸗ 
fragen. Das Zeichen ſollte dann beim Gottesdienſt übergeben 
und zweifach verſchenkt werden, d. h. der neue Hüttenbruder 
mußte außer einem Geldgeſchenk an die Kirchenkaſſe für ſeinen 
Meiſter und ſeine Mitgeſellen ein Gaſtmahl ausrichten. Dieſer 
Artikel bezog ſich offenbar nur auf ſolche Meiſter und Geſellen, 
die nicht in einer dem deutſchen Hüttenbunde angehörenden 
Hütte, ſondern etwa in einer ſtädtiſchen Steinmetzenzunft regel⸗ 
recht gelernt hatten, alſo noch keine Hüttenbrüder waren. Denn 
es iſt undenkbar, daß ein wandernder Hüttenbruder an jedem 
neuen Arbeitsplatz ein neues Zeichen annahm. Aus dem zweiten 
Teile der Torgauer Ordnung (Von der Ordnunge der geſellen, 
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wie fie fid) haldten follenn.) handelt ber hochintereſſante Ar⸗ 
tikel 72 von Steinmetzzeichen 1). 
Nr. 72. Welcher geſelle nicht hulfe bithet, ſeinen ſtein auß 
oder ein zu wenden, brengen oder umbzuwenden wen es not 
iſt, oder ſein Zeichen anſchlecht ob er recht gemacht ſey, aber 
es ſoll geſchehen, ehe man den ſtein beſihet, das er in das 
Lager kommt ungefraget, oder verdiget ungefinget, der ſoll 
geben zu puſſe ein halb pfunt wachs. 

Das heißt, derjenige Geſelle, der einem anderen keine Hülfe 
leiſtete beim Umſetzen der ſchweren Werkſteine oder wer ſein 
Zeichen in das Werkſtück einſchlug, ehe die Arbeit vom Parlier 
oder Meiſter als zu recht befunden war, mußte eine Buße leiſten. 
Es mußte alſo jeder Steinmetz ſeine fertige Arbeit einer Kon⸗ 
trolle unterwerfen, ehe ſie auf dem Bau zur Verarbeitung kam. 
Erſt wenn das Werkſtück vom Meiſter oder Parlier als kunſt⸗ 
gerecht befunden war, durfte das Ehrenzeichen eingehauen wer⸗ 
den. In den Worten des Artikels lag für den Geſellen nicht die 
Pflicht, jeden von ihm bearbeiteten Stein mit ſeinem Zeichen 
zu verſehen. Es ſcheint dies auch tatſächlich in der Frühzeit nicht 
allgemein üblich geweſen zu ſein, da ja an den meiſten der in 
Frage kommenden Bauten Steine vorkommen, die unbezeichnet 
ſind. Im Gegenſatz dazu tragen große Kirchen an einzelnen 
Bauteilen, die in der ſtrengſten Zeit des 15. Jahrhunderts ge⸗ 
baut worden find, an faft allen Steinen ein Zeichen. Bei der⸗ 
artigen Bauten muß doch wohl eine Verpflichtung zum Einhauen 
beſtanden haben, um den Werkmeiſtern die Kontrolle zu er⸗ 
leichtern, beſonders dann, wenn die Bezahlung nach Stückpreiſen 
erfolgte, wie es an vereinzelten Bauten der Fall war. So wur⸗ 
den in den Jahren 1372 bis 1378 unter Meiſter Peter Parler 
die Hüttenſteinmetzen am Prager Dombau in der Weile ent⸗ 
lohnt, daß wöchentlich die fertig behauenen Steine abgeſchätzt, 
aufgemeſſen und ſtückweiſe bezahlt wurden. Bei dieſer Art der 
Entlohnung war es unerläßlich, um Irrtümer zu vermeiden, 
die einzelnen Stücke zu bezeichnen. Bei den meiſten deutſchen 
Kirchenbauten arbeiteten allerdings die Geſellen in Tagelohn, 
wie es einige Hüttenordnungen auch ſpäter zur Pflicht machten. 


) Heideloff a. a. O., S. 53. Janner a. a. O., S. 306 
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über die Frage der Verpflichtung zum Einhauen von 
Steinmetzzeichen iſt uns eine obrigkeitliche Entſcheidung über⸗ 
liefert. In Bergmam's Beſchreibung von Löwenberg, Hirſch⸗ 
berg⸗Schleſien 1824 ſteht Seite 555: 
Im Jahre 1551 hatten zwei Steinmetzen daſelbſt, Caſpar 
Majwald und Urban Klauß einen Streit wegen einiger Ar⸗ 
beitsſtücke, zu denen ſich keiner als Verfertiger bekennen wollte. 
Um derartigen Streitigkeiten Einhalt zu thun, befahl der 
Rath, daß fortan jeder Steinmetz ein gewiſſes Zeichen in jedes 
Stück Arbeit hauen ſollte, um dadurch ſofort den Verfertiger 
kenntlich zu machen. Außer den genannten Beiden, waren noch 
folgende mit der Führung ſolcher Zeichen beauftragt: (folgen 
neun Namen). | 
Es [eint alſo, als ob in ber Mitte bes 16. Jahrhunderts al I - 
gemein feine Verpflichtung zum Einhauen der Zeichen mehr 
beſtanden hat. 
Der Artikel 94 der Torgauer Ordnung lautet felgen der 
maßen: 
Wo ein geſelle nicht ausgedinet hat, welcher geſelle ſein 
Zeichen gekauft hat und nicht verdient hat, wo ein mitler oder 
helfer aufſetzet und lernet ſie m hauen, ber dem foll nie- 
mandt ſtehen. 
Dieſer Artikel bedrohte jeden Hüttenbruder mit einer Art von 
Verruf, wenn er mit einem Geſellen verkehrte, der ſich ſein 
Zeichen nicht durch regelrechte Lehrzeit verdient, oder ſich unter 
der Hand ein Zeichen gekauft hatte. Das Zeichen war alſo ein 
Ehrenzeichen. 
In „Der Steinmetzen Brüderſchaft Ordnungen und 
Articul“. Erneuert auff dem Tag zur Straßburg auf der Haupt⸗ 
hütten auff Michaelis Anno 1563“. lautet der Artikel 591) 
folgendermaßen: 
Es ſoll auch keiner ſein ehren zeichen, das jme von einem 
Handwerd verlyhen und vergönt worden it, für jid) ſelbs 
und eigens gewalts nicht endern; ſo ers aber ihn zu endern 
vermeint, ſolle ers mit gunſt, wiſſen und willen eines gantzen 
Handtwercks thun. Item: Es ſol auch ein peber Meiſter, ber 
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„obgemelter diener haltet, ein yeden, fo ausgedient hat abge- 
ſchribne fünff iar, erſtlich ermanen und den erfordern; brüder 
zu werden, bey der gelübd, einem Handwerck gethan ünnd 
, pedem gebotten üt. 
Während die Artikel der früheren Rochlitzer (Torgauer) Ure 
kunde angaben, dak das Zeichen vom Meiſter verſchenkt bzw. 
verliehen wurde, wird hier geſagt, es werde dem Lehrling vom 
Handwerk verliehen. Es iſt nun eine ungeklärte Frage, ob 
das nur eine andere Ausdrucksweiſe iſt oder ſich in dem da⸗ 
zwiſchenliegenden Jahrhundert eine Anderung in der Hütten⸗ 
ordnung vollzogen hat. Eine einwandfreie Antwort iſt hierüber, 
wie über ſo manches Hüttengeheimnis nicht zu geben. In dem 
Artikel wird ferner noch ausdrücklich von einem Ehrenzeichen 
geſprochen, welches, wenn es jemandem erſt verliehen worden 
iſt, nicht ſelbſtändig verändert werden darf. Eine Anderung darf 
nur mit der ausdrücklichen Genehmigung des ganzen Hand⸗ 
werks geſchehen. Dieſes Verbot erinnert ſehr ſtark an das heral⸗ 
diſche Geſetz, daß ein Wappenkleinod weder in Form, Farbe 
oder Stellung verändert werden darf. Sicher hat dieſes oberfte 
heraldiſche Geſetz bei der Faſſung des obigen Artikels 59 dem 
Sinne nach mitgewirkt. 

Nur dieſe wenigen Tatſachen werden uns durch die acht 
Artikel der bis jetzt bekannten Urkunden erklärt. Über viele 
wichtige Fragen herrſcht noch immer Unklarheit. Beſonders wich⸗ 
tig wäre es zu erfahren, wer das Zeichen beſtimmte, ob es von 
der Oberhütte zu Straßburg verliehen, ob es aus einem 
Schlüſſel⸗ oder Mutterzeichen einer der vier Haupthütten ent⸗ 
nommen oder ob es etwa dem Zeichen des Meiſters nachgebildet 
wurde. Es iſt ferner die Frage wichtig, ob nie zwei Steinmetzen 
dasſelbe Zeichen gleichzeitig haben konnten, auch wenn ſie zu 
verſchiedenen Hütten gehörten. Von der richtigen Beantwortung 
dieſer und anderer Fragen hängt viel ab bei vergleichenden 
Unterſuchungen von Steinmetzzeichen verſchiedener Bauten. Es 
ſoll daher im Abſchnitt über die graphiſchen Grundlagen bei der 
Wahl des Zeichens auf dieſe Fragen und ihre Erklärungsver⸗ 
ſuche noch näher eingegangen werden. Vielleicht iſt deshalb in 
den vielen Steinmetzordnungen ſo wenig über die Zeichen geſagt, 
weil ſie zu den Hüttengeheimniſſen gehörten, von denen es ver⸗ 
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boten war, ſchriftliche Aufzeichnungen zu machen, um den nicht 
zur Bruderſchaft Gehörigen keine Möglichkeit zu geben, ſich aus⸗ 
zuweiſen. Wie ſehr man auf Verſchweigung der Hüttengeheim⸗ 
niſſe bedacht war, erſieht man aus dem Artikel 55 der oben 
genannten Straßburger Urkunde vom Jahre 1563. Dieſer 
Artikel lautet: 

Art. 55. Was ein Diener einem Handtwerkge⸗ 

loben fol, wann er auffgedient und man [m 

ledig ſagen will. 

Zum erften ſoll em negflider diener, |o er ausgedient hat, 
und man jn ledig ſagen will, einem Handtwerck bey ſeinen 
trewen und ehren an eyds ſtatt geloben, bey verlierung des 
Steinmetzen Handtwercks, das er den Steinmetzen gruß und 
auch die ſchenck niemands wölle öffnen ober jagen, dann den 
ers ſagen ſoll, auch gar nichts darum aufſchreiben. 

Es wäre nun intereſſant zu vergleichen, wie das Zeichen⸗ 
weſen bei den ſtädtiſchen Zünften und Innungen und den nicht 
dem Hüttenbund angehörenden Steinmetzen gehandhabt worden 
iſt. Bauordnungen und andere Urkunden von Zünften uſw. 
ſind aus jenen Zeiten zahlreich vorhanden. Es ſeien erwähnt 
eine Bauordnung von Ulm von 14271), ferner eine Trierer 
Zunfturkunde vom Jahre 1397 2). Aber nirgends ijt der Stein⸗ 
metzzeichen Erwähnung getan. Wir ſind alſo darauf angewieſen, 
die gefundenen Zeichen ſelbſt ſprechen zu laſſen. Als Be⸗ 
tätigungsfeld der ſtädtiſchen Steinmetzen und der Zünfte kamen 
in erſter Linie die Rathäuſer in Frage, denn die ortsanſäſſigen 
Steinmetzmeiſter werden es nicht zugelaſſen haben, daß den orts⸗ 
fremden Bauhüttenleuten der Bau des vornehmſten ſtädtiſchen 
Gebäudes überlaſſen wurde. Aber auch von zahlreichen anderen 
Profanbauten iſt bekannt, daß ſie nicht von Hütten gebaut 
worden Jind. Aus dem wenigen ſicheren Material läßt ſich feſt⸗ 
ſtellen, daß auch bei den Bauten der ſtädtiſchen Zünfte vielfach 
Steinmetzzeichen verwendet wurden, jedoch nicht ſo regelmäßig 
und nicht ſo zahlreich wie bei den Bauten der Hütten. Es muß 
daher angenommen werden, daß die ſtädtiſchen Steinmetzzünfte 

1) Mone, Anzeiger für Kunde der teutſchen Vorzeit. 4. Jahrgang, 1855, 


S. 371. 
7) Reichensperger, Vermiſchte Schriften 1865, S. 162. 
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zum wenigſten auf das Einhauen der Zeichen keinen ſo großen 
Wert legten. N 

Als Abſchluß der in den vorigen Kapiteln erörterten Ent⸗ 
wicklung iſt noch das Ende der Steinmetzzeichen und die Urſachen, 
die dazu geführt haben, klarzulegen. Da im ſpäten Mittelalter 
das Steinmetzzeichenweſen als eine wichtige Einrichtung der Bau⸗ 
hütten untrennbar mit dieſen verbunden war, iſt es ganz ver⸗ 
ſtändlich, daß alles, was zum Niedergang der Hütten beitrug, 
auch das Zeichenweſen ſchädigen mußte. Als erſte und Haupt⸗ 
urſache tit da die Reformation zu nennen. Die alte Hüttenord⸗ 
nung baute ſich im 15. Jahrhundert im weſentlichen auf religiöſer 
Grundlage auf. Es konnte daher nicht ausbleiben, daß beim 
Vordringen der Reformation auch innerhalb der Hütten bald 
teligidfe Kämpfe ſtattfanden. Aber dieſe Zwiſtigkeiten haben 
wohl direkt den Beſtand des Bundes nicht ernſtlich gefährdet, 
denn die neuen Ordnungen, die auf den gut beſuchten Tagungen 
zu Baſel und Straßburg im Jahre 1563 aufgeſtellt wurden, 
enthalten anſtelle der rein kirchlich⸗religiöſen Vorſchriften ſolche 
der chriſtlichen Nächſtenliebe und Krankenpflege. Da dieſe Mo⸗ 
mente den Bauhütten alſo wieder moraliſchen Rückhalt gaben, 
muß der Hauptgrund für das Abſterben des Bundes indirekt 
in den Folgen, die die Reformation auf das Bauweſen des 16. 
und 17. Jahrhunderts ausübte, geſucht werden. Als erſte Folge 
in dieſer Hinſicht iſt ein Nachlaſſen der Baubegeiſterung an den 
großen Kirchenbauten zu verzeichnen. Mit wenigen Ausnahmen 
ſind im Anfange des 16. Jahrhunderts die großen Dombauten, 
deren Ausführung doch gerade in den Händen der Bauhütten 
lag, unvollendet liegen geblieben. Gewiſſermaßen als Erſatz 
dafür begannen aber die Landesfürſten im 16. Jahrhundert mit 
einer umfangreichen Profanbautätigkeit. Ausführende Organe 
waren hier aber nicht die Hüttenmeiſter, ſondern freie felbjt- 
ſtändige Künſtler und Architekten. Dieſe hatten ſich aus dem 
Zwange der Hütten befreit und direkt in den Dienſt der Fürſten 
geſtellt. Während alſo im 15. Jahrhundert die Meiſter und 
Leiter der großen Kirchenbauten und ihre von einem Bau zum 
andern wandernden Geſellen in der Bruderſchaft vereinigt 
waren, ſcheinen in ber Renaiſſance⸗Zeit nurmehr die handwerks⸗ 
mäßigen Fachgenoſſen in den Hütten zuſammengefaßt worden zu 
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ſein. Die fähigen Künſtler und Architekten ſtanden außerhalb 
derſelben, waren entweder „Stattmeiſter“ (ſtädtiſche Werkmeiſter, 
Ratsmaurermeiſter) ober landesfürſtliche Baumeiſter. Der Stein⸗ 
metzenbund beſtand aber, wenn auch an geiſtigem Kapital ärmer. 
immer noch fort. Der dreißigjährige Krieg hat dann inſofern 
auf den Beſtand der Hütten eingewirkt, als dadurch das Deut- 
ſche Reich in eine große Zahl kleiner Staaten zerriſſen wurde, die 
ſich alle beſtrebten, möglichſt ſelbſtändig zu werden. Dieſe Klein⸗ 
ſtaaterei ſtand natürlich zu der zentralen Organiſation der Bau- 
hütten entſchieden in Widerſpruch. Die ſtädtiſchen Zünfte traten 
in immer ſchärferen Wettbewerb, und die einzelnen Landes⸗ 
fürſten mochten ſich auf die Dauer mit der eigenen Rechtspflege 
der Hütten auch nicht einverſtanden erklären. Der Reichstag be⸗ 
ſchäftigte ſich daher wiederholt mit den veralteten Hütteneinrich⸗ 
tungen. Die erſten Beſchlüſſe vom Jahre 1671, die ſich gegen 
den Beſtand des Bundes richteten, blieben zunächſt ohne Er⸗ 
folg. Den Todesſtoß erhielt der Bund durch die Beſetzung 
Straßburgs durch die Franzoſen im Jahre 1681. Die von ihrem 
Haupt abgeſchnittenen Glieder waren nicht mehr lebensfähig 
genug, um ſich länger gegen die Konkurrenz der ſtädtiſchen 
Zünfte und Innungen zu halten. Durch das kaiſerliche Edikt 
vom 16. Auguſt 1731 wurden den Steinmetzen und Maurern 
alle Hüttengeheimniſſe und Haupthütten, ferner die eigene Ge⸗ 
richtsbarkeit verboten und die Streitigkeiten an die Ortsobrig⸗ 
keit verwieſen. 

Dieſen veränderten Verhältniſſen iſt alſo gegen die Mitte 
des 18. Jahrhunderts die alte Steinmetzen-Brüderſchaft end⸗ 
gültig erlegen. 

Eine ganze Reihe alter Hüttengebräuche wurde aber in die 
Zünfte mit übernommen bzw. hatten ſich dort ſchon ſeit langem 
eingebürgert. Unter anderem wurde der alte Brauch, bem aus: 
geſchriebenen Junggeſellen ein Zeichen zu verleihen, noch überall 
weiter gepflegt. Auch die üblichen „Verſchenkungsfeiern“ und 
das Eintragen der Zeichen in die Innungsbücher hat bis ins 
19. Jahrhundert hinein vielerorts noch regelmäßig ſtattge⸗ 
funden. In Frankfurt a. M. ſind laut Innungsbuch der Stein⸗ 
metzen⸗Innung noch 1823 und von der Haupthütte in Zürich 
noch 1828 Zeichen verliehen worden. In Oſterreich machten 
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trenge Polizeiverbote unter ber Aera Metternich und in Preußen 
die Gewerbefreiheit den letzten Hütten⸗ und Zunftgebräuchen 
ein Ende. Daß es ſich aber bei der Zeichenverleihung nur noch 
um äußerliche, leere Formen handelte, geht aus der immer 
ſeltener werdenden praktiſchen Anwendung der Steinmetzzeichen 
im Verlaufe des 18. Jahrhunderts hervor. Sehr ſpäte Beiſpiele 
von Steinmetzzeichen (im mittelalterlichen Sinne) ſind die aus 
Dresden von der Frauenkirche aus dem Jahre 1726 bis 1740, 
Nr. 26, und von der Kreuzkirche aus dem Jahre 1764 bis 
1790, Nr. 26 a. Auch in Berlin gibt es ſehr ſpäte Beiſpiele, ſo 
das Schloß Sans ſouci bei Potsdam, vollendet 1747, ferner 
der Turm der franzöſiſchen Kirche auf dem Gendarmenmarkt, 
1783 erbaut. Nr. 27. Jedoch ſind ſolche Beiſpiele von Stein⸗ 
metzzeichen im 18. Jahrhundert ſehr ſelten. Wenn überhaupt 
noch Bezeichnungen von Bauwerken ſtattfinden, ſo handelt es 
ſich meiſt um Meiſterzeichen, die auch in dieſem letzten Jahr⸗ 
hundert noch verhältnismäßig häufig vorkommen. Allerdings 
macht fid) dabei der Übergang zum Monogramm ſchon ſtark be- 
merkbar. | 


Die Formen der Steinmetzzeichen. 

Es fällt ganz allgemein auf, daß oft ſogar an ein und dem⸗ 
ſelben Bau die Formen der Zeichen ſehr verſchieden ſind. Bei 
näherer Unterſuchung und zahlreichen Vergleichen iſt es möglich, 
die geſamten Steinmetzzeichen annähernd in drei Gruppen ein⸗ 
zuteilen, von denen die der buchſtabenähnlichen zuerſt unterſucht 
werden mag. Es iſt da die viel erörterte Frage zu klären, ob 
dieſe Zeichen tatſächlich Buchſtaben oder nur zufällig buch— 
ſtabenähnliche Figuren ſind. Von einigen Forſchern !) iſt be⸗ 
hauptet worden, daß alle Steinmetzzeichen zu einem geheimen 
Alphabet, einer Zeichenſchrift gehörten, und daß zwiſchen den 
Steinmetzzeichen aller Kulturvölker ein gewiſſer geheimnisvoller 
Zuſammenhang beſtehe. Zum Verſtändnis ſolcher Vorſtellungen 
muß man ſich vergegenwärtigen, daß, wie ein Blick auf die 
Tafeln zeigt, ſich in der Tat gewiſſe Zeichen zu allen Zeiten 
wiederfinden. Beſonders weitgehende Übereinſtimmungen finden 

) Homeyer, Nach zügler der Hausmarken, S. 614 in Monatsberichte der ö 


Kgl. Akademie der Wiſſenſchaften zu Berlin. Sitzung vom 1. 8. 1872. Rziha 
a. a. O., Bd. 9. 
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ſich zwiſchen den römiſchen und den frühmittelalterlichen Zeichen 
einerſeits und römiſchen, auch griechiſchen Buchſtaben und früh⸗ 
germaniſchen Runen andererſeits 1). Die Erklärung für dieſe 
Ubereinjtimmung ijt ſehr einfach. Überall da, wo man, zu wel⸗ 
chem Zweck auch immer zwei oder drei kurze Linien miteinander 
verbindet, müſſen die gebildeten Figuren einander gleichen, weil 
ſie eben die denkbar einfachſten Zuſammenſetzungen darſtellen 
und andere Möglichkeiten nicht vorhanden ſind. Zu allen Zeiten 
finden ſich |. TL XVHLUJ]IN A, die nicht ohne weiteres 
Buchſtaben zu ſein brauchen. In der Spätzeit, als die Zeichen 
komplizierter werden, hört dieſe Übereinftimmung von ſelbſt auf. 
Im allgemeinen kann alſo angenommen werden, daß der Ge⸗ 
danke an Buchſtaben auszuſchließen iſt, wenn die Form dieſer 
Buchſtaben ſo einfach iſt, daß die bloße Zuſammenſetzung von 
Linien darauf führen muß. Bezüglich der mittelalterlichen Zei⸗ 
chen iſt wiederholt behauptet worden, daß frühgermaniſche Runen 
die Vorbilder dazu abgegeben hätten. Wenn dies der Fall wäre, 
dann müßten gerade die Steinmetzzeichen an den Bauten der 
ſkandinaviſchen Länder, in denen die Kenntnis und die Denk⸗ 
male der Runen viel verbreiteter waren, eine weit größere Ahn⸗ 
lichkeit mit den Runen aufweiſen. Die vielen Steinmetzzeichen 
der Kathedrale zu Lund und anderer ſüdſchwediſcher Kirchen, 
die zum Teil aus ſehr früher Zeit ſtammen, haben aber die⸗ 
ſelben Formen wie die gleichzeitigen Steinmetzzeichen in Deutſch⸗ 
land. Es liegt alſo weder ein Beweis noch ein beſonderer Grund 
vor zu der Annahme, daß ſich die Steinmetzen des 12. bis 
14. Jahrhunderts allgemein der geheimnisvollen Runen bewußt 
als Zeichen bedient hätten. Es iſt natürlich denkbar, daß einzelne 
Steinmetzen, denen ſolche Runen bekannt waren, dieſe auch als 
Zeichen benutzt haben, weil ſie ſich zum Einhauen wegen ihrer 
geraden Linien und ihrer Stabform gut eigneten. 
Demgegenüber bleibt die Tatſache unbeſtritten, daß gerade 
im frühen Mittelalter an einzelnen Bauten wie z. B. an den 
Domen zu Worms, Erfurt, Magdeburg und der Kloſterkirche zu 
Maulbronn einige Steinmetzzeichen vorkommen, die wegen ihrer 
charakteriſtiſchen Ausführung als reine Buchſtaben zu erkennen 
ſind. Da ja, wie in einem ſpäteren Kapitel nachgewieſen werden 
7) Pieper a. a. O., S. 178 ff. 
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foll, in biejen frühen Zeiten die Zuteilung oder die Wahl ber 
Zeichen ziemlich willkürlich war, liegt die Annahme nahe, daß 
es fid) bei dieſen Zeichen um die Anfangsbuchſtaben der Namen 
der Steinmetzen handelt. Wie man aus den angeführten Bei⸗ 
ſpielen erſieht, findet man nicht nur lateiniſche Buchſtaben, ſon⸗ 
dern auch gotiſche der Minuskel⸗ und Majuskelſchrift. Dieſe 
bieten dann mit Hilfe von Vergleichen gute Datierungsmög⸗ 
lichkeiten. Es iſt jedoch hierbei mit großer Vorſicht zu verfahren, 
da zuerſt einmal feſtſtehen muß, ob dieſe Zeichen nicht etwa nach⸗ 
träglich eingehauen worden ſind. Für verſchiedene Maulbronner 
Buchſtabenzeichen möchte ich die Urſprünglichkeit ſehr ſtark be⸗ 
zweifeln. Allgemein ſcheint ſich die Sitte, den Anfangsbuchſtaben 
ſeines Namens als Steinmetzzeichen zu verwenden, aber nicht 
eingebürgert zu haben, was wohl auch auf Unkenntnis der 
Schrift bei den meiſten altrömiſchen und mittelalterlichen Stein⸗ 
metzen zurückzuführen iſt. Die Buchſtabenzeichen machen zahlen⸗ 
mäßig nicht nur einen geringen Bruchteil unter den übrigen 
Steinmetzzeichen aus, ſondern gegen das 14. Jahrhundert hin 
verſchwinden ſie gänzlich. 


Eine zweite Gruppe bilden die Zeichenformen, die in ein⸗ 
fachen Umrißlinien allerlei Gegenſtände darſtellen. Sie finden 
ſich von Anfang an bis in das 14. Jahrhundert hinein. Es 
werden neben Zweigen und Blättern oft ſolche Dinge einge⸗ 
hauen, die Beziehungen zu Beruf, Handwerk oder Haushalt 
haben. Hammer, Zangen, Scheren, Beile, Winkelmaße, Leitern, 
Schaufeln, Schlüſſel und andere Sachen werden in den ver⸗ 
ſchiedenſten Geſtaltungsmöglichkeiten abgebildet. Sehr häufig 
finden ſich auch die Himmelskörper Some, Mond und Sterne. 
Nr. 13—15 und Nr. 19— 20. 


Die Hauptmaſſe bilden zu allen Zeiten die Zeichen, die 
geometriſche Formen aufweiſen. In der frühen Zeit finden ſich 
hauptſächlich Kreuze, Vielecke, Kreiſe. Dieſe frühen Zeichen ſind 
voneinander ſehr verſchieden im Gegenſatz zu den ſpäteren, die 
alle den gleichen ſtabförmigen Grundcharakter aufweiſen. Dieſe 
ſpäten ſtabförmigen Arten find im 12. und 13. Jahrhundert 
noch äußerſt ſelten, während man die frühen geometriſchen 
Formen vereinzelt bis in das 16. Jahrhundert hinein antrifft. 
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Mit bieler Gruppeneinteilung foll keinesfalls eine ſchema⸗ 
tiſche Katalogiſierung der Zeichen ſtattfinden, ſondern ſie ſoll 
lediglich zur leichteren Erklärung der verſchiedenen vorkommen⸗ 
den Formen dienen. 

Die Weiterentwicklung aus den drei Grundformen — Buch⸗ 
ſtabe, Bild, geometriſche Figur — iſt ſehr einfach. Im Laufe 
des 15. Jahrhunderts bleiben die rein geometriſchen Gebilde 
allein weiter beſtehen, während alle andern Zeichenarten ver⸗ 
ſchwinden. Es iſt naturgemäß verſchieden und hängt ganz von 
örtlichen Bedingungen ab, ob die eine oder andere Gruppe 
früher oder ſpäter verſchwindet. Genaue Zeiten ſind nicht anzu⸗ 
geben, auch kommen Übergänge vor. Nr. 21. Allgemein kann ge⸗ 
ſagt werden, daß ſich ſeit Mitte des 15. Jahrhunderts das ſtab⸗ 
förmige Zeichen durchgeſetzt hat. Es ſind daher Bauten oder 
Bauteile, die noch Buchſtaben oder bildliche Zeichen tragen, auch 
, in Norddeutſchland vor 1450 zu datieren. Sucht man nach 
Gründen, warum gerade die geometriſchen Zeichen die vorherr⸗ 
ſchenden wurden, ſo iſt feſtzuſtellen, daß bei der in der Gotik 
immer größer werdenden Zahl der Steinmetzen die Variations⸗ 
möglichkeit der Buchſtaben und Bilderzeichen bald erſchöpft war 
und dieſe daher leicht von vielen Steinmetzen gleichzeitig ge⸗ 
wählt wurden. Um das zu verhindern und den Gattungszu⸗ 
ſammenhang zu wahren, wählte man das ſtabförmige Zeichen, 
welches ſich außerdem durch die Leichtigkeit der Anbringung 
empfahl. Jetzt war die Möglichkeit einer unendlichen Variation 
gegeben, wie ſie durch tauſende von Beiſpielen bekannt iſt. 
Nr. 22, 26, 34—45. Möglicherweiſe ijt der gleichmäßige Cha- 
rakter der Zeichen ſeit dieſer Zeit auf die Einführung von 
Mutterzeichen zurückzuführen. Der Zeit nach fällt dieſer Sieg 
des ſtabförmigen Zeichens in die Zeit des Zuſammenſchluſſes 
der deutſchen Bauhütten, der, wie ſchon dargelegt, 1459 in 
Regensburg erfolgte. Wohl ſind nicht alle Hütten ſogleich und 
förmlich dem großen Bunde beigetreten, wie z. B. die ſäch⸗ 
ſiſchen Hütten, jedoch richteten ſie ſich im allgemeinen alle nach 
der großen deutſchen Brüderſchaft. Obgleich nun in keiner der 
Urkunden etwas über die Form der Steinmetzzeichen geſagt 
iſt, ſo iſt doch die Tatſache, daß ſeit der Mitte des 15. Jahr⸗ 
hunderts das ſtabförmige Zeichen das allein gebräuchliche iſt, 
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Beweis genug dafür, daß bie Bauhütten damals durch irgend 
welche Gebräuche die Geſtaltung der Zeichen beeinflußten. 

Die ſtabförmige Art iſt dann auch feſtgehalten worden, ſo 
lange noch Steinmetzzeichen gebraucht wurden. Eine eigentliche 
Weiterentwidlung iit nicht mehr erfolgt. Die Zeichen des 16. 
bis 18. Jahrhunderts unterſcheiden ſich von denen des 15. Jahr⸗ 
hunderts nur durch ihre immer größer werdende Kompliziertheit 
und dadurch, daß krumme Linien und Haken zahlreicher auf⸗ 
treten. Nr. 26— 27. Von den letzten Weiterentwicklungen, wie 
ſie nur bei den Meiſterzeichen beobachtet ſind, ſoll bei dieſen 
weiter unten geſprochen werden. 


Größe, Ausführung und zahlenmäßige Verteilung 
der Steinmetzzeichen. | 

Über bie wechſelnde Größe und Ausführung ber Steinmetz⸗ 
zeichen iſt ganz allgemein zu ſagen, daß die Größe im Laufe der 
Jahrhunderte abgenommen hat. Jedoch darf man nicht aus auf⸗ 
fallender Größe gleich auf hohes Alter ſchließen, denn die Eigen⸗ 
art des Materials und die Form des Zeichens haben auch in 
ſpäter Zeit noch oft eine ungewöhnlich große Ausführung ver⸗ 
langt. In der Antike findet man weitaus die größten Zeichen. 
So ſind in Rom und Pompeji Zeichen von 25 und 30 em keine 
Seltenheit. Die byzantiniſchen Buchſtabenzeichen bilden mit 6 
bis 12 em Höhe eine Sondergruppe. Das Mittelalter ſetzt mit 
großen Zeichen ein, beſonders was die romaniſchen Buckel⸗ 
quadertürme anbelangt, deren rauhes Material für die Zeichen 
grobe und tiefe bis zu 20 em große Ausführung verlangte. 
Für die übrigen Bauten der romaniſchen Zeit iſt bei grober 
Ausführung 10 bis 15 cm der Durchſchnitt. Faſt ſtets mit dieſen 
großen romaniſchen Zeichen zuſammen findet man aber auch 
ſchon kleinere ſcharf eingemeißelte bis zu 5 em herab. Solche 
Zeichen kommen z. B. an ber alten Barbaroſſaburg zu Geln- 
hauſen vor. Nr. 13. Dort und auch anderwärts auf romaniſchen 
Bauten trifft man eine merkwürdige Art von Zeichen, die nur 
aus einer Reihung von Punkten beſtehen. Nach meinen Beob⸗ 
achtungen kann es ſich nur um unfertige Zeichen handeln, da 
ji am ſelben Bau dasſelbe Zeichen auch durch eine eingehauene 
Linie dargeſtellt findet. In der Übergangszeit geht die Durch⸗ 


Ihnittsgröße auf 5 bis 6 cm herunter und die ſcharf emge- 
hauenen Zeichen der Spätgotik ſind nur 2 bis 4 em groß. An 
den ſtabförmigen Zeichen kann man ſchon ſehr früh bie Beob⸗ 
achtung machen, daß die Enden der Linien durch keilförmige 
Verbreiterungen beſonders markiert ſind. Dieſe Verſtärkungen 
werden fälſchlicherweiſe oft für angeſetzte Kreuzlinien gehalten. 
Noch ſchärfer, kerbſchnittartiger, mit ſchräg geſetztem Meißel 
eingehauen, wie der Steinmetz ſagt, und mit verbreiterten Enden 
ausgearbeitet ſind die Zeichen der Renaiſſancezeit, beſonders 
wenn man ſie an Baugliedern wie Kaminen, Fenſtergewänden 
uſw. findet. Durch die komplizierter werdenden Formen werden 
die Zeichen ſchon vom 16. Jahrhundert ab wieder größer aus⸗ 
geführt, ſo daß wir gegen Ende der Renaiſſance ſchon wieder 
eine Durchſchnittsgröße von 5 bis 8 cm haben. Die keilförmige 
Verbreiterung wird mit Vorliebe auch auf den krummen Haken 
angewandt, der irgendwo an das Zeichen angehängt wird, und 
bei dem man dann oft nicht ſicher iſt, ob er als ein gerader oder 
gekrümmter Strich anzunehmen iſt. Bei den Zeichen des Spät⸗ 
barocks findet man dann vereinzelt Zeichen bis zu 12 em. Un⸗ 
abhängig von dieſen Angaben richtet ſich die Größe der Meiſter⸗ 
zeichen mehr nach dem Ort, wo ſie angebracht werden, und nach 
dem vorhandenen Platze. 

Eine zu allen Zeiten ſich findende Eigentümlichkeit der 
Steinmetzzeichen, aus der nach den verſchiedenſten Richtungen 
leicht falſche Schlüſſe gezogen werden, iſt die große Verſchieden⸗ 
heit in der zahlenmäßigen Verteilung der Zeichen auf dem Bau. 
Man findet verhältnismäßig umfangreiche Bauten mit nur ganz 
wenigen Zeichen, und ſolche Bauten, auf denen tatſächlich ſo gut 
wie jeder Stein ein Zeichen trägt. Gründe für das gänzliche 
Fehlen oder ſparſame Vorkommen von Zeichen laſſen ſich ſehr 
zahlreich anführen. Wie ſchon oben erwähnt, kann dafür das 
Fehlen einer Verpflichtung zum Einhauen maßgebend geweſen 
ſein. Dam konnte ſich das Material nicht zur Aufnahme von 
Zeichen eignen. Dies iſt der Fall bei der Stadtkirche zu Geis⸗ 
lingen in Württemberg, die ganz aus Tuffſtein erbaut wurde. 
Am Ulmer und am Freiburger Münſter find zahlreiche Zeichen 
der Verwitterung zum Opfer gefallen. In vielen Kirchen ſind 
die Zeichen durch Übertünchung verdeckt bzw. durch das Ab⸗ 
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kratzen der Tünche verſchwunden. Oft ſcheint es fo, als wenn es 
den Steinmetzen nicht nötig erſchienen wäre, an zuſammen⸗ 
hängenden Bauteilen wie Geſimſen, Fenſtergewänden, Pfeilern 
uſw. jeden Stein zu bezeichnen. Der Steinmetz begnügte ſich 
damit, einmal an gut ſichtbarer Stelle ſein Zeichen anzubringen. 
Solche Beobachtungen ſind u. a. in Regensburg in der Vorhalle 
von St. Stephan, ferner in Goslar in der Jakobikirche uſw. 
gemacht. Bei kleinen Bauten oder Bauteilen, an denen nur 
wenige Arbeiter tätig waren, es ſich daher der Abrechnung 
wegen nicht lohnte, jeden Stein zu bezeichnen, mag auch oft das 
Einhauen ganz unterblieben ſein. Bei den Bauten, an denen bei 
ſonſt zahlreichem Vorkommen einige Steine keine Zeichen tragen, 
können für das Fehlen folgende Gründe maßgebend geweſen 
ſein. Unter der Zahl der ein Zeichen führenden Hüttengeſellen 
können dann Steinmetzen gearbeitet haben, die kein Zeichen 
hatten. Es kann ſich da um zünftige Geſellen handeln oder um 
Lehrlinge, denen noch kein Zeichen verliehen war. Oder es be⸗ 
ſteht da, wo auf der Anſichtsfläche kein Zeichen zu ſehen iſt, die 
Möglichkeit, daß es auf einer der eingemauerten Flächen des 
Quaders ſteht. 

Es iit deshalb jo wichtig, jid) über die Anzahl und bie Ver⸗ 
teilung aller gleichzeitig an einem Bau vorkommenden Stein⸗ 
metzzeichen klar zu werden, weil man daraus Schlüſſe auf Zeit, 
Dauer und örtliche Begrenzung eines Baues ziehen kann. Die 
Erfolge, die mit Hilfe von Steinmetzzeichen bei Datierungen, 
Feſtſtellung einer Baubegrenzung uſw. erzielt ſind, ſind ſehr 
zahlreich. Als Beiſpiel ſei auf die in der Diſſertation des Ver⸗ 
faſſers ausführlich bearbeitete Lambertikirche hingewieſen. Inter⸗ 
eſſant find die Unterſuchungen über die Anzahl der gleichzeitig 
an einem Bau beſchäftigten Steinmetzen. Einwandfreie Ergeb⸗ 
niſſe können aber nur bei Bauten erhalten werden, über deren 
Baugeſchichte Klarheit herrſcht und deren Steinmetzzeichen⸗ 
material einen einwandfreien Überblick geſtattet. So finden wir 
an der in den Jahren 1604 bis 1620 von Paul Franke er⸗ 
bauten Hauptkirche in Wolfenbüttel nicht weniger als 350 ver⸗ 
ſchiedene Steinmetzzeichen, meiſt gleichen Charakters. Von den 
Türmen des Magdeburger Domes, die von 1493 (oder ſchon 
einige Jahre früher) bis etwa 1520 erbaut wurden, ſind bis 
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jetzt etwa 110 Zeichen bekannt. Auch in Spanien, wo bas Bau⸗ 
genoſſenſchaftsweſen ſchon ſehr früh ausgebildet geweſen zu ſein 
ſcheint, ſind an einigen Bauten Zeichen in großer Zahl ge 
funden, die merkwürdigerweiſe, von ganz wenigen Beiſpielen 
abgeſehen, an den anderen Bauten nicht wieder vorkommen. 
Aus dieſer nicht weſentlichen, aber doch charakteriſtiſchen Ver⸗ 
ſchiedenheit der Zeichen könnte man ſchließen, daß in Spanien 
die Steinmetzen entweder ſeßhafter geweſen ſind, oder bei jedem 
neuen Bau ein anderes Zeichen angenommen haben, wofür 
natürlich keine Unterlagen vorhanden find. Street +!) fand an 
den unteren Teilen des Turmes der Kathedrale zu Lerida 
(1377) 35 und in der Kathedrale Santiago de Compoſtella 
(1082— 1178) an den unteren Teilen des Schiffes am Triforium 
und Turm zuſammen 76 und im nördlichen Querſchnitt noch 16 
andere Zeichen. Das ſind zum Teil ganz beträchtliche Zahlen, 
wenn man bedenkt, daß z. B. bei der Weſtminſter⸗ Abtei zur 
Zeit des höchſten Baubetriebes im Jahre 1253 nach den Bau⸗ 
rechnungen die Zahl der Steinhauer zwiſchen 35 und 78 
ſchwankte. Beim Dombau in Prag wurden in den Jahren 1372 
bis 1375 durchſchnittlich 15 bis 17 Steinmetzen in der Hütte 
und 4 bis 6 Maurer beim Verſetzen auf dem Bau beſchäftigt ). 
Beim Bau der Annenkirche zu Annaberg i. E. arbeiteten im 
Rechnungsjahre 1518 19 bei einem Betriebe von etwa 10 bis 
29 Steinmetzen 52 verſchiedene nacheinander am Bau, von 
denen 10 aus dem heutigen Sachſen ſtammten, während der 
Reſt von weither zugewandert war ?). 


Die graphiſchen Grundlagen bei der Wahl der Zeichen. 


Wie ſchon im Abſchnitt über die Bedeutung der Zeichen 
geſagt wurde, läßt ſich aus zahlreichen älteren Beiſpielen er⸗ 
kennen, daß in den früheren Zeiten die Wahl und Führung der 
Zeichen nahezu willkürlich geweſen ſein muß. Denn noch im 
14. Jahrhundert kehren viele der typiſchen geometriſchen Zeichen 


1) Street a. a. O. 

2) Neuwirth, J., Die Wochenrechnungen und der Betrieb des Prager 
Domes 1372-1378. Prag. 1890. 

2) Gurlitt, C., Kunſt und Künſtler am Vorabend der Reformation. Halle 
1889/90, S. 111. 
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an jo vielen zeitlich und örtlich auseinanderliegenden Bauten 
wieder, daß unbedingt mehrere Steinmetzen gleichzeitig oder 
nacheinander dasſelbe Zeichen geführt haben müſſen. Das lag 
am Weſen des Bauhandwerks, denn ſo lange noch keine Rege⸗ 
lung beſtand, übernahm der junge Geſelle vom Altgeſellen nicht 
nur die handwerklichen Fertigkeiten, ſondern auch ſicher die 
Formen der Zeichen. Das änderte ſich erſt, als gegen Ende des 
14. Jahrhunderts die Hüttenordnungen ausgebaut wurden und 
damit gleichzeitig die ſtabförmig geometriſchen Zeichen die Vor⸗ 
herrſchaft gewannen. Es war in der Organiſation der Bauhütten 
begründet, daß nun die Zeichen nicht mehr willkürlich gewählt, 
jedenfalls nicht nach Belieben geändert werden durften. Das 
Handwerk oder der Meiſter verlieh mit Einverſtändnis und 
unter Teilnahme der ganzen Hütte das Zeichen. (Siehe die 
vorn erwähnten Artikel der Hüttenordnungen.) 

Aus der Zeit!) des Verfalles der Hütten wird berichtet, 
daß, nachdem dem Losgeſprochenen der Steinmetzgruß und die 
Handſchenk mitgeteilt waren, er das von ihm ſelbſt gewählte 
Zeichen auf einen hölzernen Teller mit Kreide aufmalte. Dieſer 
Teller wurde unter den übrigen Geſellen herumgereicht, um 
beurteilen zu können, ob das neue Zeichen von den früher ver⸗ 
liehenen zu unterſcheiden ſei. Wurde dem Junggeſellen das 
Zeichen zugeſtanden, ſo wurde es auch ins Geſellenbuch ein⸗ 
getragen. 

Hier ſetzt nun die viel erörterte Frage ein, ob das Zeichen 
frei erfunden wurde oder ob es an ein gewiſſes Schema ge⸗ 
bunden war, derart etwa, daß jede Hütte oder jede Haupthütte 
einen Schlüſſel oder ein Mutterzeichen beſaß, von dem das neue 
Zeichen abgeleitet wurde. Urkundliche Belege und ein wand⸗ 
freie Beweiſe für die Benutzung von Schlüſſeln haben ſich 
trotz jahrelangen Forſchens zwar noch nicht erbringen laſſen; 
bei der großen Ahnlichkeit aber, die bei den ſtabförmigen Zeichen 
an jedem Bau in größeren oder kleineren Gruppen gefunden 
wird, ijt die Annahme von Schlüſſelzeichen jedoch nicht ohne 
weiteres von der Hand zu weiſen. Aus dem Jahre 1841 haben 
wir eine wichtige Notiz, die mit ihren Quellen bis in das be⸗ 


1) Heimſch, C., Handwerksbrauch der alten Steinhauer, Maurer und 
Zimmerleute. 1872. S. 11. | 
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ginnende 19. Jahrhundert zurückgeht. Herr v. Tucher jagt!): 
„Dem Steinmetzen wurde eine Figur zu zeichnen gelehrt, welche 
Ausdruck tiefer chriſtlicher Myſtik war. Dieſe Figur beſtand in 
Folgendem: Ein Kreis (Sinnbild göttlicher Vollkommenheit), 
ein ſenkrechter Strich (Einheit Gottes), ein zweiter denſelben 
horizontal durchſchneidender Strich (Gott und Welt, zugleich 
das Zeichen des Kreuzes). Die Verbindung der Endpunkte 
dieſer Linien in ein Dreieck (heilige Dreifaltigkeit), ein zweites 
Dreieck, wodurch ein Quadrat entſtand (die vier Evangeliſten). 
uſw. Durch mehrfache in dieſe Figur eingezeichnete bedeutungs⸗ 
volle Linien entſtand nun die Mutter aller der Steinmetzzeichen. 
Ein jeder Geſelle durfte ſich nämlich nach ſeiner Willkür irgend 
einen Teil aus dieſen geheimnisvollen Zeichen auswählen und 
als ſein ihm eigentümliches Zeichen überall anbringen, wo er 
arbeitete. Kam er nun in eine andere Hütte, ſo wurde er vom 
Meiſter zur Legitimation aufgefordert, ſein Zeichen zu machen, 
und dabei die Prüfung ſeiner Wiſſenſchaft von der Bedeutung 
des Mutterzeichens mit ihm angeſtellt. Dieſer Gebrauch hat ſich 
gehalten, nachdem don lange von ber Wirkſamkeit ber alten 
Maurerhütten keine Rede mehr war. Der in Nürnberg vor un⸗ 
gefähr fünfzehn Jahren verſtorbene Steinmetzmeiſter Kirchner )), 
aus deſſen Munde dieſe Notiz herrührt, beſaß noch ein Buch, 
in welchem alle dieſe einzelnen Zeichen aufgeführt waren, die 
alle ihre gemeinſame Quelle in dem einzigen Mutterzeichen 
hatten und von denen jeder Geſelle ſich eins wählen durfte. 
Hieraus ergibt ſich, daß dieſe Zeichen nichts Willkürliches waren, 
ſondern tiefe, äußerſt ſinnige Bedeutung hatten“. 

Der Forſcher, der ſich mit dieſem Gebiet, beſonders mit der 
Rekonſtruktion von Schlüſſeln am meiſten beſchäftigt hat, iſt 
fraglos Profeſſor F. Rziha. Ein näheres Eingehen auf ſeine 
umfangreichen Arbeiten iſt an dieſer Stelle ausgeſchloſſen. Hier 
nur kurz ſo viel: Rziha will alle Steinmetzzeichen aller Zeiten 
in ſeine Schlüſſel einſtellen, von denen er im ganzen vierzehn 
Stück unterſcheidet, und zwar hat er vier Schlüſſel der Quadra⸗ 


1) v. Tucher im 11. Jahresbericht des hiſtoriſchen Vereins in Mittel⸗ 
franken. 

) Heideloff a. a. O., S. 2 erwähnt auch dieſen Nürnberger Meiſter 
Kirchner. 
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tur, vier Schlüſſel ber Triangulatur, vier Schlüſſel bes Vier⸗ 
paſſes und zwei Schlüſſel des Dreipaſſes aufgeſtellt. Innerhalb 
der Gruppen erhöht er die Kompliziertheit der Schlüſſel 1. durch 
Wiederkehr der Urſprungsfigur in der Form von Teilungen, 
2. durch ein⸗ oder mehrmaliges Schwenken der Urſprungsfigur. 
(Drehen um einen Mittelpunkt.) Seine Schlüſſel werden zuletzt 
ſo außerordentlich verwickelt, daß man einmal ſchließlich jede 
überhaupt vorkommende Figur einzeichnen kann und anderer⸗ 
ſeits aber ſtarken Zweifel an der Wahrſcheinlichkeit ſolcher 
Schlüſſel hegen muß. Es ſoll allerdings zugegeben werden, daß 
der beſondere Gruppencharakter trotz dieſer Komplizierung 
(Potenzierung) beſtehen bleibt. Rziha teilt dann die Haupt⸗ 
ſchlüſſel den Haupthütten zu, und zwar Straßburg die Quadra- 
tur, Köln die Triangulatur, Wien den Vierpaß, und den Drei⸗ 
pak den Hütten der proteſtantiſchen Länder und den Hütten, 
die am ſächſiſchen Hüttenſtreit beteiligt waren. Rziha betont, daß 
man mit Hilfe ſeiner vierzehn Hauptſchlüſſel alle vorkommenden 
echten Zeichen einſtellen könne. Es iſt aber nach ſeinem Syſtem 
ſehr weſentlich, daß eine, wenn auch geringe Verſchiedenheit in 
der Länge der einzelnen Linien oder in der Größe der Winkel 
ſofort ein neues, anderes Zeichen ergeben würde. Das geht zu 
weit, denn wir beſitzen aus allen in Frage kommenden Zeiten 
zahlreiche Beiſpiele, daß an einem Bau Zeichen in mehreren 
Exemplaren von derſelben Hand eingehauen vorkommen, die ſich 
bei genauer Prüfung nicht als mathematiſch kongruent oder pro- 
portional erweiſen. Auch die Einzeichnung aller Zeichen, auch 
der antiken, in dieſelben Schlüſſel ijt unhaltbar. Die von Nziha 
für byzantiniſche Steinmetzzeichen gehaltenen Figuren an den 
Kapitälen der Sophienkirche in Konſtantinopel uſw. Nr. 9— 11 
ſind gar keine Steinmetzzeichen, ſondern Monogramme der könig⸗ 
lichen Stifter. Wie byzantiniſche Steinmetzzeichen ausſehen, iſt 
unter Nr. 12 gezeigt, dieſe ſind aber offenbar Buchſtaben und 
würden nie als aus einem Schlüſſel entſtanden zu erklären ſein. 
Ebenſo unwahrſcheinlich und nach verſchiedenen Richtungen un⸗ 
logiſch erſcheint es, werm Rziha, die einfachen Steinmetzzeichen 
ber romaniſchen Bauten z. B. der Barbaroſſaburg in Geln- 
hauſen in ſo außergewöhnlich verzwickte Vierpaß⸗Schlüſſel ſtellt. 
Die einfachſten Schlüſſel müſſen doch nach ſeiner Theorie die 


älteſten fein. Die Rziha'ſche Veröffentlichung wird aber, wenn 
He auch in vielen Dingen zu weit geht, ſtets anregend und von 
Wichtigkeit bleiben. Beſonders die Erklärung mancher Aus⸗ 
drücke und Sprüche aus den alten Hüttenordnungen und die An⸗ 
wendung von Schlüſſeln auf die gotiſchen Zeichen wird immer 
ſehr viel Wahrſcheinlichkeit für ſich behalten. 

Aus der einſchlägigen Literatur iſt aber noch ein Schlüſſel 
bekannt, und zwar teilt Homeyer in feinem nach der juriſtiſchen 
Seite hin grundlegenden Werke über Haus⸗ und Hofmarken!) 
einen Schlüſſel mit. Die Figur iſt ihm im Anfange des 
19. Jahrhunderts von einem am Straßburger Münſterbaue an⸗ 
geſtellten Architekten Arnold übermittelt worden. Bedenkt man, 
wie lange die Tradition gerade in Südweſtdeutſchland lebendig 
geweſen iſt, ſo kann man annehmen, daß dieſe Figur tatſächlich 
ein alter überlieferter Hauptſchlüſſel iſt. Wenn Homeyer dieſen 
Schlüſſel gleich auf alle Bauhütten und alle Zeiten anwenden 
möchte und damit keinen Erfolg hat, ſo iſt das nicht weiter per- 
wunderlich. Wenn im ſpäten Mittelalter wirklich ſolche Schlüſſel 
üblich waren, ſo hatten ſie ſicher immer nur für einen kleinen, 
eng begrenzten Kreis, einen Bau oder eine Hütte Gültigkeit. 
Was die geometriſche Form des Homeyer'ſchen Schlüſſels an⸗ 
belangt, Jo ähnelt dieſe ſehr den Rziha'ſchen Quadraturſchlüſſeln. 
die noch die meiſte Wahrſcheinlichkeit und größte Verwendbar⸗ 
keit für ſich haben. 


Ein anderes Motiv, welches bei der Wahl des Zeichens 
mitgewirkt hat, war zweifellos die Verwandtſchaft. Es iſt durch 
zahlreiche Beiſpiele?) bewieſen, daß die leibliche Abſtammung 
von einem zeichenführenden Steinmetzen auch eine Ahnlichkeit 
oder Gleichheit im Zeichen des Sohnes oder Enkels mit ſich 
geführt hat. Es ſei hier hingewieſen auf die Zeichen der Familie 
der Böblinger aus Württemberg, Nr. 28—33. Wenn hiernach 


1) Homeyer, a. a. O., S. 289. 

2) Beiſpiele für Ahnlichkeit der Zeichen bei verwandtſchaftlichem Verhältnis 
find veröffentlicht: u. a. bei Klemm, A., Württembergiſche Baumeiſter und Bild⸗ 
hauer, 1882, S. 54. Familie der Enſinger, S. 84. Familie der Böblinger, 
S. 155. Die beiden Schaller von Ulm. v. Waldersdorff in Verhandlungen 
des hiſtoriſchen Vereins für Regensburg 1872, S. 110, über die Familie der 
Roritzer. Grüber, bie Kunſt b. M. A. in Böhmen, Bd. 3, S. 163. Familie 
der Parler. 
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Ahnlichkeit von Zeichen auf Familienverwandtſchaft der Träger 
ſchließen läßt, ſo iſt das noch nicht für alle Fälle gültig. Es iſt 
durch einige Beobachtungen belegt, daß eine Ahnlichkeit der 
Steinmetzzeichen auch dadurch bedingt ſein kann, daß ein Geſelle 
ein Zeichen wählte oder bekam, welches dem ſeines Meiſters, bei 
dem er gelernt hatte, ähnlich oder formverwandt war. Denn 
nur ſo iſt es zu erklären, wenn man nicht einen gemeinſamen 
Schlüſſel als Grundlage annehmen will, daß mehrere Zeichen 
dem für den betreffenden Bau bezeugten Meiſterzeichen ähnlich 
ſind. Aus der großen Zahl der Beiſpiele ſeien angeführt: die 
Zeichen Nr. 34 und 35 vom Dom, ferner die Zeichen Nr. 41 
bis 43 von der Michaeliskirche zu Hildesheim. Sehr viel ähn⸗ 
liche Zeichen können auf dieſe Weiſe aber nie entſtanden ſein, 
denn ein Meiſter durfte, wie ſehr viele Steinmetzordnungen 
übereinſtimmend feſtlegen, nie mehr als zwei Lehrlinge haben. 
Ferner iſt es ja auch nicht urkundlich bewieſen, daß dieſe Zeichen⸗ 
ableitung allgemein eingeführter Brauch war. Und dann gingen 
doch die jungen Geſellen ſehr bald auf Wanderſchaft, fanden 
daher alſo nur ſelten oder nie Gelegenheit mehr, ihr Zeichen 
am Bau ihres Lehrmeiſters einzuhauen. 

An dieſer Stelle muß darauf hingewieſen werden, daß ſich 
hier das Weſen der Steinmetzzeichen mit dem der Hausmarken 
deckt. Bei den Hausmarken iſt es eine ganz bekannte Tatſache, 
daß der Sohn ſeine angeſtammte Hausmarke durch Hinzufügung 
eines „Beizeichens“ oder durch eine ſonſtige geringfügige Ande⸗ 
rung zwar veränderte, aber ſo, daß der Familiencharakter des 
Zeichens gewahrt blieb. Als glänzendſtes Beiſpiel ſollen die 
Hausmarken der ſechszehn Familien der kleinen Inſel Rund im 
Rigaiſchen Meerbuſen erwähnt werden. Dieſe ſechzehn Familien⸗ 
zeichen ſind dort noch heute, nach jahrhundertelanger Führung 
und Veränderung ſo gut zu unterſcheiden, daß jedes Kind die 
Zeichen genau kennt und die Grabkreuze nicht den Namen des 
darunter Ruhenden zu tragen brauchen, ſondern einzig und allein 
deſſen Hausmarke. Als weiteres Beiſpiel ſei dann noch die durch 
fünf Generationen bekannte Hausmarkenreihe der Familie Gau 
auf Hiddensoe (Rügen) angeführt 1). Zum Beweiſe dafür, daß 


1) Homeyer, a. a. O., S. 192. 
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das, wenn auch ſpäter entitanbene Hausmarkenweſen !) auf die 
Steinmetzzeichen abgefärbt hat, ſei nur daran erinnert, daß zahl⸗ 
reiche als ſolche bewieſene Steinmetzzeichen bekannt ſind, die 
ganz im Sinne von Hausmarken gebraucht ſind. Es iſt hier an 
die Siegel gedacht, in die ſeit Anfang des 15. Jahrhunderts die 
Steinmetzen mit Vorliebe ihre Zeichen zu ſetzen pflegten. (Heide⸗ 
loff a. a. O., Kupfertafel I.) Nach der in der Einleitung gegebe⸗ 
nen Definition iſt das Steinmetzzeichen im Siegel dann kein Er⸗ 
zeuger⸗ oder Urheberzeichen mehr, ſondern, da es zur Voll⸗ 
ziehung eines Willensaktes dient, eine Hausmarke. Da ſich auch 
in der Formenentwicklung der Steinmetzzeichen, beſonders wäh⸗ 
rend der Renaiſſancezeit, viel Ahnlichkeit mit den Hausmarken 
zeigt, warum ſollten da nicht die ſeit langem beſtätigten Regeln 
der Vererbung von Hausmarken auch auf die weſensverwandten 
Steinmetzzeichen angewendet werden? Nur der Mangel an um⸗ 
faſſender Namens kenntnis der Mitarbeiter an den unſterblichen 
Meiſterwerken der Gotik und die erſchwerte Einſichtnahme in 
die Urkunden und Bauakten jener Zeit iſt der Grund dafür, daß 
wir über manche Zuſammenhänge in der Baugeſchichte noch im 
unklaren ſind. 


Sammelſteine. 


Als eine Beſonderheit auf dem Gebiete der Steinmetz⸗ 
zeichen ſollen noch die ſogenannten Sammelſteine erwähnt wer⸗ 
den. Man findet nicht ſelten an größeren mittelalterlichen 
Bauten, an gut ſichtbarer und leicht erreichbarer Stelle auf 
einem oder mehreren Steinen eine große Anzahl Steinmetz⸗ 
zeichen dicht beieinander. Sehr leicht erkennt man die verſchie⸗ 
denen Hände, die die Zeichen eingehauen haben, und die verſchie⸗ 
denen Zeiten, aus denen ſie ſtammen. Es laſſen ſich dieſe Sam⸗ 
melſteine nur ſo erklären, daß ſich die Steinmetzen, die an dem 
betreffenden Bau gearbeitet oder dort gelernt hatten, ſich auf 
dieſen Steinen im Laufe der Jahre verewigten. Das weitaus 
intereſſanteſte der bekannt gewordenen Beiſpiele iſt die Tafel 
am Dom zu Regensburg. Sie befindet ſich an einem großen Cd- 


1) Siehe Anmerkung auf Seite 6. 
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ſteine des zweiten Pfeilers hinter dem nördlichen Domturme, 
wo man zur Bauhütte geht, und enthält über hundert Zeichen. 
Intereſſant iſt die Sammlung dadurch, daß außer den Geſellen⸗ 
zeichen auch Meiſterzeichen eingehauen ſind. 

Ein anderer Sammelſtein befindet ſich in der Tiefe des 
äußeren Zwingers ber Kadolzburg. Es ſind dort 32 Zeichen 
fortlaufend in Reihen eingehauen. Die einzelnen Zeichen, die 
ihren Formen nach der Frühzeit angehören müſſen, ſind bis zu 
10 cm groß !). 

In den Steinbrüchen der Klusfelſen bei Halberſtadt haben 
ſich die Steinmetzen, die beim Dombau in Halberſtadt beſchäftigt 
waren, durch mehrere Jahrhunderte hindurch verewigt. In 
Freiburg i. Br. befindet ſich am Münſter am Ausgange der 
Wendeltreppe nach der oberſten Turmgalerie aus Der Zeit um 
1500 eine Gruppe von Zeichen. 

Ein ſehr typiſches Beiſpiel eines Sammelſteines befindet 
ſich im Chore der 1434 vollendeten Pfarrkirche zu Neumarkt 
in der Oberpfalz. Die Tafel zeigt das Zeichen des Meiſters im 
Wappenſchild und daneben ſechs Geſellenzeichen. Links neben der 
Tafel trägt eine Konſole das vollplaſtiſche Bild eines Stein⸗ 
metzen. 

An dieſer Stelle ſoll auch ein Wort über die ſo viel be⸗ 
ſprochenen Heunenſäulen im Odenwald bei Miltenberg a. M. 
und die an den Säulen vorkommenden Zeichen gelagt werden ). 
Die Säulen an ſich halte ich für römiſchen Urſprungs. Denn 
meines Erachtens hat man es zu keiner Zeit in Deutſchland ge⸗ 
wagt, Werkſtücke oder Säulenſchäfte von ſolcher Größe herzu⸗ 
ſtellen. Nur die Römer waren aus anderen Weltgegenden an 
ſolche Ausmaße gewöhnt. Auch ſpricht die Säulenform dafür, 
bab es fid) nicht um Erzeugniſſe des deutſchen Mittelalters 
handelt. Daß die Römer bis ins 4. Jahrhundert hinein das 
Gebiet des Odenwaldes beſetzt hielten und dort und mainab⸗ 
wärts ſehr viel gebaut haben, bedarf keines weiteren Beweiſes. 
Nach dem Rückzug der Römer ſind die Säulen dort oben am 


1) Kunſtblatt, 1831, Nr. 55. 

*) Homeyer a. a. O., S. 119, 415 und Tafel XXXVIII. — Kunſtblatt, 
1829, Nr. 77 und 78. — Münchhauſen in: Vaterländiſches Archiv für Hannov.⸗ 
Braunſchw. Geſchichte 1833, S. 246. 
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Berge liegen geblieben. Was die Zeichen anbetrifft, iſt zunächſt 
feſtzuſtellen, daß ſie aus ſpäterer Zeit als der Bruch der Säulen 
ſtammen, denn ſie befinden ſich nur auf der zufällig oben liegen⸗ 
den Seite zweier Säulen. Ferner ſind die Zeichen, wie die ver⸗ 
ſchiedene Technik zeigt, von ganz verſchiedenen Händen, z. T. 
mit ſehr ſtumpfen Werkzeugen eingehauen, und zwar meiſt in 
einer Größe, die weit über das übliche Maß der mittelalterlichen 
Steinmetzzeichen hinausgeht. Es handelt ſich alſo um die Ver⸗ 
ewigung von Perſonen, die die Säulen beſichtigt haben. Daß 
auch Beſucher, die nicht Steinmetzen waren, ſich an den Säulen 
verewigt haben, erſieht man aus den z. T. modernen Mono⸗ 
grammen, die ganz unbeholfen eingehauen ſind. Es kann alſo 
dieſen Zeichen kein geſchichtlicher Wert oder eine geheimnisvolle 
Bedeutung beigelegt werden. 


Die Meiſterzeichen. 

Die Meiſterzeichen ſind wegen ihrer Wichtigkeit nicht im 
Rahmen der übrigen Steinmetzzeichen beſprochen, ſondern ſollen 
hier beſonders behandelt werden. Hinſichtlich der Form be⸗ 
ſtehen zwiſchen den eigentlichen Zeichen der Meiſter und denen 
der Geſellen keine Unterſchiede. Es iſt jedenfalls noch in keinem 
Falle zweifelsfrei feſtgeſtellt, daß ein zum Meiſter ernannter 
Steinmetz fein altes Zeichen geändert hat 1). Der Unterſchied 
liegt lediglich in der Anwendung und Anbringung. Das charak⸗ 
teriſtiſche Merkmal eines Meiſterzeichens beſteht darin, daß es 
von einem Schilde oder von einem Kreis eingerahmt und an 
bevorzugter Stelle des Baues angebracht iſt. Solche bevorzugte 
Stellen ſind in erſter Linie die Gewölbeſchlußſteine. Ferner 
finden ſich Meiſterſchilde an den Konſolen, von denen die Ge⸗ 
wölberippen ausgehen, dann an Fenſter⸗ und Türſchlußſteinen, 
vereinzelt auch an Kaminen, Treppenſpindeln und auf be⸗ 
ſonders eingemauerten Tafeln. Die Meiſterzeichen fallen durch⸗ 
weg durch ſorgfältigere Bearbeitung auf, ſie werden daher meiſt 
nicht vertieft eingehauen, ſondern erhaben dargeſtellt, bisweilen 
auch aufgemalt, wie z. B. im Ulmer Münſter. Die erhabenen 

1) Dr. O. Mothes, Illuſtriertes Baulexikon, Bd. 3, 1868, S. 376 tft der 


Anſicht, daß ſich das Zeichen je nach dem Aufrücken des Inhabers zum Parlier 
oder Meiſter verändert. 
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Zeichen Jind dann oft durch farbige Behandlung noch mehr 
hervorgehoben, wie das bei Gewölbeſchlußſteinen meiſt üblich 
war. In der Frühzeit des Zeichenweſens gab es für die Meiſter 
eine andere Art, ſich in beſonderer Weiſe an ihren Werken zu 
verewigen. Zunächſt ijt da die ſehr einfache Art zu nennen, den 
ganzen Namen einzuhauen, ſo findet man in der Kloſterkirche zu 
Maulbronn an den um 1200 errichteten Teilen zweimal den 
Namen Hermann (oder ähnlich). Sehr beliebt war auch die 
Verewigung durch Anbringung eines vollplaſtiſchen Abbildes 
an bevorzugten Stellen. Sodann iſt auch da mit Meiſterzeichen 
zu rechnen, wo Zeichen in Verbindung mit Jahreszahlen oder 
Bauinſchriften an ausgezeichneten Plätzen angebracht ſind. Be⸗ 
ſonders beachtlich iſt immer, daß das vermeintliche Meiſter⸗ 
zeichen ſich nicht in der landläufigen Art der Geſellenzeichen noch 
fonjtwo am Bau wiederfindet. Ohne als Sonderrecht der 
Meiſter verbrieft zu ſein, hat ſich dann im 16. Jahrhundert die 
Sitte immer mehr eingebürgert, neben das Zeichen die An⸗ 
fangsbuchſtaben des Namens, alſo das Monogramm des Zei⸗ 
cheninhabers zu ſetzen. Nr. 52 und 54. Dies wurde beſonders 
ſeit der Zeit die Regel, als neben dem Taufnamen, der bis ins 
17. Jahrhundert hinein das Hauptelement des Namens bildete, 
beſtimmte feſte Geſchlechtsnamen in den Vordergrund treten. 
Die immer weiter fortſchreitende Befreiung vom Zwange der 
Hütten zeigt ſich dann darin, daß ſehr bald die Buchſtaben nicht 
mehr frei neben den Zeichen ſtehen, ſondern mit dem Zeichen 
verbunden und verſchlungen werden. Nr. 65. Von da iſt es nur 
ein kleiner Schritt weiter, bis das Zeichen ganz fortfällt und 
das einfache Monogramm übrigbleibt. Das ſo entwickelte Künſt⸗ 
lermonogramm mit oder ohne Zeichen hat ſich bis ins 19. Jahr⸗ 
hundert hinein in den meiſten Fällen als Bildhauerzeichen ge⸗ 
halten. Die verſchiedenen Künſtlerlexika geben dafür zahlreiche 
Beiſpiele. 

Das, was oben bei den einfachen Steinmetzzeichen über die 
Beziehungen zur Hausmarke und zum Wappenwejen gejagt iit, 
trifft in verſtärktem Maße natürlich auch auf die Meiſterzeichen 
zu. Denn bei den ſeßhaft gewordenen Meiſtern lag ja nichts 
näher, als daß ihr altes Zeichen als Hausmarke oder ſogar als 
Wappenkleinod verwendet wurde. Die Beiſpiele ſind ſehr zahl⸗ 
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reich, wo Meiſterzeichen, die als ſolche bekannt find, mit Wap⸗ 
penſchildumrahmung in Siegeln oder auf Grabſteinen ange⸗ 
bracht wurden. Die urſprüngliche Bedeutung eines gelegentlich 
auf einem Grabſtein oder an einem Hauſe gefundenen Zeichens 
iſt vielfach ſo unklar, daß man nicht mit Beſtimmtheit ſagen 
kann, ob man es als Hausmarke oder als Meiſterzeichen an⸗ 
ſprechen ſoll. Nur dadurch, daß man alle näheren Umſtände, 
beſonders den Ort der Anbringung, in Betracht zieht, iſt es 
möglich, eine Entſcheidung zu treffen, um was es ſich im einzel⸗ 
nen Falle handelt. Beſonders zweifelhaft in ihrer urſprüng⸗ 
lichen Eigenſchaft ſind ſolche erhaben gearbeiteten Zeichen auf 
Schilden, die ſich über den Eingängen ber Häuſer befinden. 
Solche Zeichen ſind, wenn nicht genau belegte Beweiſe vor⸗ 
handen ſind, ſtets als Hausmarken der Hauseigentümer bzw. 
Erbauer zu betrachten. Aber auch an Gewölbeſchlußſteinen, Kan⸗ 
zeln, Altären, ja an ganzen Kapellen findet man nicht ſelten 
das Wappen des Stifters angebracht. Da es aber in adligen 
und bürgerlichen Kreiſen üblich war, ſeine ererbte Hausmarke 
auch als Wappen zu verwenden !), fo ijt in ſolchen Fällen eine 
Verwechslung mit dem Meiſterzeichen leicht möglich. Wenn das 
Meiſterzeichen wappenmäßig verwendet wurde, |o trat oft noch 
gewiſſes Beiwerk, welches näher auf den Beruf hinwies, hinzu. 
So findet man oft Werkzeuge, das Pentagramm und dann die 
ſogenannte Erwinsroſe als Hinzufügung zu den Zeichen in den 
Umrahmungen. 

Sehr zu beachten iſt ferner die Form der Meiſterſchilde. 
Da dieſelben naturgemäß ſtets in der Form gebildet wurden, die 
in der fraglichen Zeit Mode war, bilden ſie da, wo die Bauzeit 
ſonſt nicht feſtſteht, ein willkommenes Datierungsmittel. Es ijt 
deshalb von Wert, bei ſchriftlicher Übermittlung von Zeichen 
ſtets auch vorhandene Wappenformen und Stellungen zu ver⸗ 
zeichnen. Denn nach heraldiſchem Brauch iſt auch die Stellung 
und Neigung eines Schildes nicht bedeutungslos. 

Eine beſondere Art von Meiſterzeichen ſind die eingemauer⸗ 
ten Kupferplatten, die ich bis jetzt in zwei Beiſpielen gefunden 
habe. Im Chor von St. Lorenz in Nürnberg und an der Nord⸗ 


1) Meyermann, Dr. G., Göttinger Hausmarken und Familienwappen, 1904, 
S. 6. 
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lette von St. Marien in Zwickau fand ich etwa 12 bis 15 cm 
große und ſchätzungsweiſe 1 bis 2 cm jtarfe Kupferplatten in 
Wappenform in den Sandſtein eingelaſſen. Der Wappenſchild 
zeigte in erhabener Form jedesmal ein geometriſches Zeichen. 
Die näheren Umſtände ließen beide Male keine andere Deutung 
als die eines Meiſterzeichens zu. 


Die Deutung der Zeichen. 

Zum Abſchluß ſoll noch einiges über die Deutung der Zei⸗ 
chen geſagt werden. Es iſt unbeſtreitbar, daß dieſe zum Teil 
uralten Figuren und Formen eine gewiſſe ſymboliſche und ge⸗ 
heimnisvolle Bedeutung ſelbſt noch heute haben. Um wieviel 
mehr hat das für derartige Geheimniſſe noch viel empfänglichere 
Mittelalter über dieſe Zeichen nachgedacht. Die gute oder 
ſchlimme Bedeutung der uralten germaniſchen Symbole, deren 
Formen ſich größtenteils mit denen der Steinmetzzeichen decken, 
war damals noch vielen bekannt, ſo daß die kirchliche Symbolik 
nicht ſelten dieſe Zeichen, da ſie ſich nicht unterdrücken ließen, in 
den Kreis ihrer Heilszeichen aufgenommen hat. Man hat ver⸗ 
ſucht, allen dieſen Zeichen eine gemeinſame germaniſche Runen⸗ 
ſchrift zugrunde zu legen. Dieſe Schrift ſoll die Trägerin einer 
alten Götterlehre geweſen ſein, die bis ins ſpäte Mittelalter 
hinein neben der chriſtlichen Lehre im Kreiſe von geheimen Ge⸗ 
ſellſchaften weiter lebte. Wenn dies auch ſchwer zu beweiſen iſt, 
ſo iſt doch bekannt, daß das Mittelalter eine Blütezeit geheimer 
Bruderſchaften und Orden aller Art war, die ſich mit gewiſſen 
ſymboliſchen Abzeichen umgaben. Auch die Bauhütten gehörten 
dazu. Dr. L. Keller 1) ſagt: „Seitdem jede offene Ausſprache 
oder Betätigung der von der römiſchen Kirche nicht gebilligten 
Glaubensanſchauungen unter dem ſchweren Druck der Ketzer⸗ 
gerichte unmöglich geworden war, ſahen ſich deren Anhänger ge⸗ 
nötigt, ſich durch Zeichen und durch ein feſtes Syſtem der Sym⸗ 
bolfk zu verſtändigen, das nur dem Eingeweihten bekannt und 
verſtändlich war, nach Außen hin aber ſich ſelbſt dann als unver⸗ 
fänglich und unangreifbar zu erweiſen hatte, wenn wider das 
Verbot gelegentlich irgend ein Stück der Zeichenſprache an die 


) Keller, L., Zur Geſchichte ber Bauhütten und der Hüttengeheimniſſe, 
Berlin 1898, S. 6 ff. 
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Offentlichleit gelangte“. Guido Lift!) hat verſucht, dieſen man⸗ 
nigfachen Beziehungen nachzugehen und, was er auf ſeinen For⸗ 
ſchungsergebniſſen aufgebaut hat, iſt zwar oft, im Lichte der 
objektiven Kritik geſehen, unhaltbar, aber doch für den Kunſt⸗ 
forſcher anregend genug, daß er ſich damit befaſſe. Liſt legt 
jedem Zeichen die Bedeutung der darin enthaltenen Runen bei 
und findet daraus, daß die Hausmarken und Steinmetzzeichen 
nicht ſelten auf den Namen, auf perſönliche Schickſale oder auf 
die Zugehörigkeit zu geheimen Geſellſchaften ſchließen laſſen. 


Es läßt ſich häufig nachweiſen, daß gerade Bauleute dieſen 
geheimen Bruderſchaften, Hütten, Kalanden angehörten. Wie 
Janner?) ausführlich nachweiſt, beitanben ja die „Hüttenge⸗ 
heimniſſe“ in der Hauptſache aus einfachen geometriſchen Regeln 
und Konſtruktionen, denen aber hochtönende Namen und große 
Bedeutung beigelegt wurde. Dr. L. Keller ſchreibt dazu: „Faſt 
alle Zeichen ſcheinen einen mehrfachen Sinn gehabt zu haben, ſie 
dienten einmal zur rituellen Symbolik, ferner zum Ausdruck 
ſittlich⸗religiöſer Vorſtellungen und endlich zur Verſinnbild⸗ 
lichung fachlicher Begriffe und Regeln. So bedeutet der Kreis 
die göttliche Vollkommenheit in der ethiſchen Symbolik, dagegen 
die Geſchloſſenheit des Bundes im rituellen Sinn und in fach⸗ 
licher Beziehung das Amt des Werkmeiſters. Der ſenkrechte 
Strich ſoll die Einheit Gottes, zugleich aber auch in der Hütten⸗ 
ſprache das Senkblei ſymboliſieren“. Sehr beliebt bei der Er⸗ 
klärung der ſymboliſchen Zeichen waren im Mittelalter die 
Schriften des Albertus Magnus. Als Beiſpiel ſei einer ſeiner 
Sätze angeführt, der uns zugleich den Schlüſſel gibt, weshalb 
die Hütte den Kreis ſo bevorzugte. „Das Eine iſt die Kraft, 
das unerforſchliche Etwas, der Anfang, das Ende aller Zahlen, 
welches alle andern Zahlen einſchließt und doch ſelbſt keine Zahl 
iſt; es iſt weder gerade noch ungerade und macht doch beides 
aus; es entſpringt aus keiner Zahl und läßt ſich durch keine 
arithmetiſche Formel herſtellen. Es iſt Gott und Gott iſt Eins 
und Eins iſt ohne Anfang und Ende — ewig!“ 


1) Guido Liſt, Die Bilderſchrift der Ariogermanen. 
*) Janner a. a. O., S. 230. 
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Hannoverſche Werkzeichen. 

Die Kenntnis der Bau⸗ und Werkmeiſter und die Aus⸗ 
dehnung ihrer Arbeitsgebiete iſt eine ſehr weſentliche Grundlage 
bei ber Erforſchung der ſtadthannoverſchen Baugeſchichte. Wenn 
auch ſchon eine Reihe von guten Veröffentlichungen darüber 
vorliegen, ſo hat doch noch niemand an Hand der uns zahlreich 
überlieferten Steinmetz⸗ und Meiſterzeichen und der Zimmer⸗ 
meiſtermarken ſyſtematiſch Liſten der Steinmetz⸗, Maurer⸗ und 
Zimmermeiſter zuſammengeſtellt. Im folgenden ſollen nun 
ſämtliche bis heute bekannt gewordenen Werkzeichen in Han⸗ 
nover und Umgegend aufgeführt und der Verſuch gemacht wer⸗ 
den, dieſen Zeichen beſtimmte Meiſter und dieſen wieder ihre 
ſonſtigen Werke zuzuteilen. Was die Liſte der Werkzeichen an⸗ 
belangt, ſo macht dieſe Veröffentlichung Anſpruch auf Voll⸗ 
ſtändigkeit inſoweit die Zeichen bis heute ſichtbar und entziffer⸗ 
bar ſind; von den, den Meiſtern zugeteilten Arbeiten kann und 
will dieſe Vollſtändigkeit nicht gegeben werden. Wenn auch der 
größte Teil des Stoffes hierzu ſchon vor zehn Jahren zuſam⸗ 
mengetragen und im Jahre 1923 in meiner Diſſertation „Stein⸗ 
metz⸗ und Meiſterzeichen“ niedergelegt worden iſt, ſo gaben doch 
die grundlegenden Veröffentlichungen Dr. phil. K. Fr. Leon⸗ 
hardt's „über die Straßen und Häuſer im alten Hannover“ 
Veranlaſſung zu einer Umarbeitung. Seine archivaliſchen For⸗ 
ſchungen, beſonders über die Ratsmaurer⸗ und Zimmermeiſter 
bilden die wertvollſte Ergänzung der bildlichen Aufnahme der 
Meiſterzeichen an Ort und Stelle. 

Es ſoll begonnen werden mit den Steinmetz⸗Maurermeiſter⸗ 
und Bildhauerzeichen, d. h. den Zeichen, die an Werkſteinen zu 
finden ſind. Da in Hannover mangels geeigneten Steinmaterials 
nur wenige Werkſteinbauten aus dem 14. bis 16. Jahrhundert 
vorhanden ſind, iſt auch die Zahl der vorgefundenen Stein⸗ 
metzzeichen gering. Nur an den unteren Teilen des Kreuzkirch⸗ 
turmes etwa aus dem Jahre 1330 befinden ſich einige Zeichen, 
die in ihrer Ausführung und Größe ganz verſchieden ſind. 
Nr. 46, 47. Das erſte Zeichen iſt inſofern wichtig, als ſeine 
Grundform ſich in faſt allen den nachfolgenden Meiſterzeichen 
wiederfindet. Es wird an anderer Stelle noch darauf zurückzu⸗ 
kommen ſein. Meiſterzeichen aus der Zeit der Gotik ſind uns 
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nicht überliefert, obgleich uns aus den Archiven zahlreiche Namen 
bekannt ſind. Die erſten mit Zeichen geſchmückten Werke ent⸗ 
ſtammen dem Jahrzehnt von 1550 bis 1560. Merkwürdiger⸗ 
weiſe finden ſich auch im gleichen Jahrzehnt die erſten Anzeichen 
vom Eindringen der Renaiſſance. Das erſcheint, an ſüddeutſchen 
Verhältniſſen gemeſſen, ſehr ſpät, iſt aber noch heute an vielen 
Bauten gut und ſicher feſtzuſtellen +). 
Der erſte dieſer Meiſter, A. S., mit feinem monogramm⸗ 
artigen Zeichen, Nr. 49, iſt uns von drei Werken bekannt: 
a) Sonnenuhr der Marktkirche, 1555 von Hans Bünting ge- 
ſtiftet. Schuchhardt (Die Hannoverſchen Bildhauer der Re⸗ 
naiſſance, S. 40) ſcheint die Sonnenuhr nicht gekannt zu 
haben, da er ſie unter den Werken des Meiſters A. S. nicht 
erwähnt, er ſetzt die Tätigkeit des Meiſters A. S. von 1555 
bis 1576. | 

b) Grabjtein des Jürgen Idenſen, T 1557, Nicolai - Kapelle. 
Der Grabſtein trägt das Zeichen ohne bie Buchſtaben A. S. 

c) Grabſtein des Claus Fridag, f 1558, an der Stiftskirche zu 
Wunſtorf. 

Als zweiter Monogrammiſt tritt uns der Meiſter H. F. 
entgegen. Sein Monogramm und Zeichen hat ſich nur ein ein⸗ 
ziges Mal finden laſſen, und zwar auf der Grabplatte des 
Erich Volckmer v. Wintheim a. b. J. 1561. Schuchhardt 
(a. a. O., S. 45), welcher das Zeichen, Nr. 48, zuerſt veröffent⸗ 
lichte, ſetzt die Zeit der Tätigkeit dieſes Meiſters in die Jahre 
1561 bis 1570. 

Ebenfalls nach Schuchhardt (a. a. O., S. 49) iſt ein Meiſter 
H. N. durch Monogramm und Zeichen Nr. 50 von der Bauin⸗ 
ſchrift der Schule zu Biſſendorf bei Hannover für das Jahr 
1603 bezeugt. 

Allen dieſen drei Meiſtern ſchreibt Schuchhardt noch eine 
ganze Reihe von anderen unbezeichneten Werken zu. Dieſe Zu⸗ 


1) Ein genaueres Eingehen auf dieſe Frage würde hier zu weit führen. 
Es ſei kurz auf einen Vergleich der Häuſer Marktſtraße 9 vom Jahre 1556 und 
Schuhſtraße 2 vom Jahre 1555 einerſeits und Am Markt 15 vom Jahre 1565 
und Knochenhauerſtraße 29 Rückfront vom Jahre 1565 andererſeits verwieſen. 
Siehe auch Dr. A. Riemer in Hannoverſche Geſchichtsblätter 1912, S. 84 ff. 
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ſchreibungen [imb mit größter Vorſicht hinzunehmen, weil fie fid) 
m zahlreichen Fällen bereits als abwegig herausgeſtellt haben. 

Von wenigen hannoverſchen Meiſtern haben wir ſo aus⸗ 
giebige Signaturen wie von Jeremias Sutel von Northeim. Er 
hat ſich ein Monogramm aus den fünf Buchſtaben ſeines 
Namens konſtruiert, Nr. 51. Es ijt daher kein Zeichen im 
engeren Sinne, ſoll aber doch aus einem beſonderen Grunde 
hier nicht ausgelaſſen werden. Das Monogramm findet ſich: 

a) am Denkmal des 1625 bei Seelze gefallenen Generals Michel 
Obentraut, 

b) am Taufſtein in Langenhagen aus dem Jahre 1630, 

c) am Wandmal des Statius Vasmer aus dem Jahre 1631. 

Außerdem ſteht am Chorſtrebepfeiler der St. Nikolai⸗ 
Kapelle: 

JEREMIAS SUTEL 
VON NORTHEIM 
BILDHAUR 
1624 
Nr. 51 
JEREMIAS SUTEL 

Die Einmeißelung gerade an dieſer Stelle ijt ſehr be⸗ 
merkenswert. Am Schluſſe des Abſchnittes über die Steinmetz⸗ 
zeichen werden wir darauf zurückkommen. 

Sutel ſcheint ſich überhaupt gern mit ſeinem Namen ver⸗ 
ewigt zu haben. An der Brauttür der St. Sixtikirche in Nort⸗ 
heim, ſeiner Heimatſtadt, ſteht eingehauen JHR SUT EL. 
Weiterhin hat er ſeinen Namen auch in das Chorgeſtühl der 
Kirche eingeſchnitten. Dieſes Geſtühl befindet ſich heute im Sie⸗ 
chenhauſe in Northeim. 

Am Sakriſteianbau der Kreuzkirche aus dem Jahre 1591 
Ht ein Stein mit Zeichen, Wappenſchild und dem Monogramm; 
D. B. eingemauert, Nr. 52, Es iſt das ſehr wichtige Meiſter⸗ 
zeichen Dirik Berndes (Berns), der 1543 als Ratsmaurer- 
meiſter vereidigt wird, und an St. Michaelis Abend des Jahres 
1592 geſtorben iſt (Lohnregiſter von 1592). Berndes war zu 
ſeiner Zeit ein vielbeſchäftigter Meiſter, von dem folgende 
Bauten bekannt geworden ſind, die ſich entweder noch erhalten, 
oder von denen wir genaue Kenntnis haben. 
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a) Die Aegidienküſterei, bie er im Jahre 1555/1556 mit Jürgen 

Geringes zuſammen erbaute. 

b) Der ſogenannte Apothekenflügel bes Rathauſes 1565/1566, 
für den Dirik Berndes ausweislich der erhaltenen Bau 
rechnungen die Bauleitung hatte. 

c) Das Pfarrhaus der Kreuzkirche 1579 (vergl. Leonhardt, 
Obl. XXVII, S. 115). 

d) Die feds Kirchenhäuſer von St. Aegidien an der Markt⸗ 
ſtraße M 37-42, die unter feiner Leitung 1582 mit dem 
Ratsmaurermeiſter Cord Meier, dem Schottillier M. Lu⸗ 
befe Prekell, dem M. Corb Hoyer und dem Sägemüller 
Hans Moller zuſammen erbaut wurden. Nach Münchhauſen 
(a. a. O., S. 246) ſoll ſich mit demſelben Buchſtaben und 
fait gleichen Zeichen wie an der Kreuzkirche (wohl falſch über: 
mittelt) „an dem Hauſe neben der Egidienkirche, auf einem 
beſonderen Steine, zwar en relief, aber ohne Schild“ befunden 
haben. | 


e) Der Sakriſteianbau an der Kreuzkirche aus dem Jahre 1591. 

f) Das äußere Steintor, während deſſen Bauausführung 1592 
Dirik Berndes ſtarb. 

Ein Schüler Sutels war der Meiſter Ludolf Witte, der 
1631 bis 1649 in Hannover und Umgegend tätig war. Sein 
Zeichen iſt von ſechs Arbeiten, teils eigener Hand, teils ſeiner 
Werkſtatt angehörend, bekannt. 

a) Grabmal des Bildhauers Jeremias Sutel, f 1631, Nikolai⸗ 
Halle. 

b) Grabplatte des Paſtors Joachim Leſeberg, f 1632, Wun⸗ 
ſtorf, Stiftskirche (Nr. 53). 

c) Wandmal ber Mintha Paxmann, f 1636, an der Kreuz⸗ 
kirche (Nr. 54), hieran außerdem das Zeichen Nr. 55 und die 
Buchſtaben C. S., die wohl einem Mitarbeiter angehören. 
Schuchhardt gibt das Zeichen (a. a. O., S. 106) unrichtig 
wieder. 

d) Stiftungstafel Joh. Duves für das Armenhaus aus dem 
Jabre 1647, jetzt Neueſtraße 21, Treppenhaus. 

e) Wappen des Hokenamtes aus dem Jahre 1649, Kreuz⸗ 
ſtraße Nr. 5, hieran außerdem die Buchſtaben H. W. 
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f) Wandmal bes Hermann Weſtenholtz, f 1654, an der Kreuz⸗ 
kirche. Schuchhardt teilt dieſes Werk (a. a. O., S. 116) feinem 
„Bartels Meiſter“ zu. Er hatte aber ein zweites Zeichen an 
dieſem Werke überſehen, welches, nachdem der Staub der 
Jahrhunderte entfernt war, an vermuteter Stelle von mir 
gefunden wurde. Es iſt das bisher in Hannover noch unbe⸗ 
kannte Zeichen Nr. 56, mit dem Monogramm L. F. Es iſt 

der Maurer- und Steinhauermeiſter Ludolf Fiene, der [eit 
16. 9. 1646 Bürger der Stadt Hannover iſt und auch am 
Leibnizhauſe mitgearbeitet hat. Da Witte aber Ende des 
Jahres 1649 nachgewieſenermaßen ſchon geſtorben ſein muß, 
kann es ſich nur um eine Arbeit ſeiner Werkſtatt handeln, 
umſomehr als die Arbeit geringer als das Gegenſtück, das 
Paxmann'ſche Wandmal, und das Witteſche Zeichen daran 
außergewöhnlich klein iſt. 


Am ſogenannten „Haus der Väter“ hat ſich der Rats⸗ 
maurermeiſter Joachim Pap (Pappe) durch ſein Zeichen, Nr. 57, 
verewigt. M. Joachim Pap wurde ausweislich des Ctadt- 
Ayde⸗Buches am 3. 2. 1613 vereidigt, er wohnte von 1609 
bis 1621 im Haufe O 158, welches dem Durchbruch ber Kar: 
marſchſtraße zum Opfer gefallen iſt. Der mit ſeinem Zeichen ge⸗ 
ſchmückte Stein, der jetzt über dem Eingangsportale des Hauſes 
der Väter eingemauert iſt, befand ſich nach einem Kupferſtich 
aus dem Jahre 1619 damals links oben an dieſem Hauſe, in 
Höhe des vierten Stockwerkes. Das Haus wurde 1619 für die 
Familie v. Anderten an der Leinſtraße L 102 erbaut, 1852 ab- 
gebrochen und in leider veränderter Geſtalt von dem Maler 
Oeſterley an der jetzigen Stelle wieder aufgebaut. 


Von M. Joachim Pap iſt wahrſcheinlich auch der Erker 
vom jetzt abgebrochenem Hauſe Schmiedeſtraße 29, M 153. 
Ludolf v. Anderten ließ dieſen Erker 1621 an das von ihm neu⸗ 
erworbene Wohnhaus anbauen, und man geht nicht fehl in der 
Annahme, daß er mit der Ausführung denſelben Meiſter beauf⸗ 
tragte, der zwei Jahre vorher ſein Vaterhaus an der Leinſtraße 
erbaut hatte. Durch einen zugleich glücklichen wie merkwürdigen 
Zufall iſt gerade dieſer Erker 1852 beim Wiederaufbau mit dem 
Hauſe der Väter vereinigt worden. 
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Der Sohn bes M. Joachim Pap ift ber am 27. 6. 1622 
vereidigte Ratsmaurermeiſter Hinrich Pap. Sein Zeichen und 
Monogramm, Nr. 59, trat vor einigen Jahren bei der Renovie⸗ 
rung des Hauſes Köbelingerſtraße 39, K 17 a, am 1. Oberge⸗ 
ſchoß hervor. Das gleiche Zeichen, ſehr klein, war vom rechten 
Portalpfoſten desſelben Hauſes bereits länger bekannt. Schuch⸗ 
hardt (a. a. O., S. 171) möchte lediglich auf Grund einer Ahn⸗ 
lichkeit dieſes Zeichens mit dem Zeichen Nr. 55 das Portal der 
Werkſtatt des Meiſters L. Witte zuweiſen. Weiterhin findet ſich 
das Zeichen Nr. 58 des M. Hinrich Pap an der Mittelſäule 
eines Erdgeſchoßfenſters des Hauſes Roßmühle 8, L 225. Das 
Haus wurde 1624 für Caſpar v. Ilten erbaut. Merkwürdiger⸗ 
weiſe hat Hinrich Pap nirgends vor ſein Zeichen oder Mono⸗ 
gramm das Meilter-M. geſetzt. 

Am Erker des ſogenannten Capelle 'ſchen Hauſes, Schmiede: 
ſtraße 9, M 116, befinden ſich zwei verſchiedene Steinmetz⸗ 
zeichen auf den Fenſterſäulchen. Nr. 60 — 61. Das zweite Zeichen, 
welches dreimal vorkommt, enthält die für die Mitte des Jahr⸗ 
hunderts in Hannover typiſche Grundform, über die am Schluß 
noch beſonders geſprochen werden wird. Leonhardt hat Obl. 
XXIV, S. 36, ſehr überzeugend im Gegenſatz zu Riemer, Obl. 
XVII, S. 180, nachgewieſen, daß das Haus erſt nach 1653 für 
Hans Wöhler erbaut worden ſein kann. 

Für unſere Spezialforſchungen ganz beſonders intereſſant 
iſt das Leibnizhaus, Schmiedeſtraße 10, M 115, weil daran 
nicht weniger als ſechs Meiſterzeichen zu finden ſind. Bezüglich 
der allgemeinen Baugeſchichte verweiſe ich auf die Abhand⸗ 
lungen von: Schuchhardt (a. a. O., S. 123) und beſonders 
Dr. Leonhardt (Gbl. XXIX, S. 33). Als Architekt des 1652 
unter Benutzung von Teilen eines älteren Hauſes errichteten 
Gebäudes iſt zweifellos der Meiſter Hinrich Alfers anzuſpre⸗ 
chen, weil er ſein Zeichen einmal mit vollem Namen auf einer 
Tafel, Nr. 62, hoch oben am vierten Stock, und ein zweites 
Mal, Nr. 63, mit Monogramm, am Erker angebracht hat. Die 
Anbringung an zwei ſolch bevorzugten Stellen läßt dem Sinn 
und Weſen der Meiſterzeichen entſprechend keinen andern Schluß 
zu. Von ihm iſt weiterhin noch ſicher urkundlich belegt, daß er 
1653 mit M. A. Siemerding zuſammen den Kreuzkirchturm und 
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mit M. Hans Barteldes 1670 die alte jetzt abgebrochene Klick⸗ 
mühle erbaute. Der Schöpfer der reichen Bildhauerarbeiten des 
Erkers des Leibnizhauſes iſt Peter Köſter. Sein Zeichen, Nr. 65, 
findet ſich einmal auf einem ovalen Schild am erſten Stock 
und ein zweites Mal ganz klein rechts neben dem v. Lühde ſchen 
Wappen am zweiten Stock des Erkers. Es iſt ein typiſches Bei⸗ 
ſpiel für den Übergang vom Werkzeichen zum Hausmarken⸗ 
Monogramm. Obgleich für Peter Köſter für die Zeit von 1649 
bis 1669 noch zahlreiche andere Bildhauerarbeiten in Hannover 
nachgewieſen werden, findet ſich doch an keinem zweiten Werk 
ſein Zeichen. Er wohnte von 1656 ab in der Roßmühle, wo ſeine 
Witwe, geb. Schrader, noch 1710 wohnte. Das vierte Meiſter⸗ 
zeichen, Nr. 64, befindet ſich hoch oben am Giebel, und zwar an 
der Kaiſerſtraßenſeite. Es iſt ſehr ſchwer zu erkennen und daher 
wohl noch nirgends veröffentlicht. Seine Ahnlichkeit mit dem 
Zeichen Hinrich Alfers' ijt [o groß, es braucht nur der kleine 
wagerechte Beiſtrich verändert werden, daß ich es einem Sohn 
oder Mitarbeiter von ihm zuweiſen möchte, Dr. Leonhardt 
a. a. O. will das Zeichen dem Bildhauer der ornamentalen 
Skulpturen des Giebels zuweiſen und nennt als dafür in Frage 
kommende Meiſter die beiden Fromelinge und Johann Arend 
Hoyer. Das fünfte Meiſterzeichen tauchte bei der Reſtauration 
im Sommer 1928 auf. Es iſt das Zeichen Nr. 110 des Maurer⸗ 
meiſters Ludolf Fiene, der vorn ſchon beim Weſtenholts'ſchen 
Grabmal als aus der Witte'ſchen Werkſtatt hervorgegangen 
erwähnt wurde. Auch ſein Zeichen weiſt eine weitgehende Ahn⸗ 
lichkeit mit dem des M. Hinrich Alfers auf. Der Meiſter der 
ſoliden Zimmerarbeiten iſt der M. H. Deierberg, deſſen Zeichen 
wir unter den Zimmermeiſterzeichen bringen werden. 


Von dem Meiſter Adrian Siemerding, der aus einer alten 
hannoverſchen Familie und durchaus nicht aus den Niederlanden 
ſtammt, wie Dr. Riemer Gbl. XVII, S. 254, lediglich auf Grund 
des Vornamens nachweiſen will, iſt uns noch von fünf wert⸗ 
vollen Bauten ſein reichverziertes Meiſterzeichen überliefert. 


1. Vom Wappenſtein an der Oſtſeite des Kreuzkirchturmes 
aus dem Jahre 1653. Nr. 109. In dieſem Jahre iſt der 1630 
umgeſtürzte Kreuzkirchturm mit Johann Duves Hilfe durch die 


drei Meiſter Hinrich Alfers, Adrian Siemerding und Eggert 
Holſte wieder aufgebaut. Der ſehr ſchwer ſichtbare und daher 
noch nirgends veröffentlichte Wappenſtein enthält außer Jahres⸗ 
zahl, Wappen mit Zeichen und Emblemen, die Monogramme 
der drei Meiſter. Unter den hannoverſchen Meiſterzeichen iſt der 
Stein das Glanzſtück. Der Zimmermeiſter Eggert Holſte ſtammt 
aus Stade, daraus erklärt ſich der Anker in ſeinem Wappen. 
Der Meiſter Hinrich Alfers iſt als Architekt des Leibnizhauſes 
ſchon bekannt. 


2. Kapelle an der Kreuzkirche, 1655 für den Kaufmann 
Johann Duve erbaut. Meiſterzeichen Nr. 66. 


3. Oſterſtraße 1, M 140, Plenterburg, ſpäter Gaſthaus 
„Zum römiſchen Kaiſer“, auch Siemerings Schenke genannt. 
jetzt Haus Pfannenſchmid & Nonne, 1658 für Johann Kleine 
erbaut. Meiſterzeichen Nr. 67 am Giebel, Oſterſtraßenſeite. 


4. Am Markt 16, Ecke Dammſtraße, K 66, 1662 für 
Franz Holſte erbaut. Meiſterzeichen Nr. 68 an der Markt⸗ 
ſtraßenfront. 


5. Am Markt, K 278. 1663 für Johann Overlach er⸗ 
baut. 1883 abgebrochen und wiederaufgebaut Lavesſtraße 82. 
Meiſterzeichen, Nr. 69, oben rechts am 3. . (vergl. Riemer 
Gbl. XVII, S. 246). 


Nicht unerwähnt ſoll bleiben, daß die von Dr. Wüſtefeld 
in ſeiner handſchriftlichen Inſchriftenſammlung im Stadtarchiv 
von der Hofeinfahrt des 1654 erbauten Hauſes Kramerſtraße 4 
überlieferten Buchſtaben M. A. S. kein Meiſtermonogramm 
Adrian Siemerdings ſein können, da das Haus ein reiner Fach⸗ 
werkbau iſt. Die Buchſtaben werden als Reſt einer Inſchrift 
anzuſehen ſein. 


Von ſeinem Bruder, dem Ratsmaurermeiſter Wilhelm Sie⸗ 
merding iſt uns ebenfalls das Meiſterzeichen überliefert. An der 
jetzigen Flußwaſſerkunſt iſt ein Stein eingemauert, der von einem 
im Jahre 1670 errichteten Mühlenbaue ſtammen ſoll und der 
unter dem Zeichen Nr. 70 die Buchſtaben M. W. S. trägt. 
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An ber Ufermauer unterhalb des Beginenturmes be⸗ 

findet ſich auf einem Sandſteinquader folgende Inſchrift: 

JOHANN EGGERS . SENIOR ET 

OTTO GEORG SCHRODER P. T. 

AEDILES ANNO MDCLXXXIV 

M. I. S. 

und dazwiſchen das Zeichen Nr. 111. Es gehört dem Rats- 
maurermeiſter Johann Schmidt, der am 27. 4. 1681 an Wil⸗ 
helm Siemerdings Stelle vereidigt und am 9. 2. 1687 durch Diet⸗ 
rich Balke erſetzt wird. 

Am Sandſteinſockel des Hauſes Neue Straße 18, und zwar 
ſeitlich vom Gange, der nach der Leine hinunter führt, aus ſicht⸗ 
bar, findet ſich das Zeichen Nr. 71 und die eingehauenen Buch⸗ 
ſtaben: A. O. 1694. M. HH. W. Näheres über Namen und 
Stand des Meiſters ſind uns nicht bekannt. Das Haus iſt offen⸗ 
bar im Anſchluß an die Umſiedelung der Häuſer des Stadt⸗ 
teiles „Auf den Specken“ nach der Neuen Straße erbaut. 

Als Abſchluß für die hannoverſchen Steinmetz⸗, Bildhauer⸗ 
und Maurermeiſterzeichen bleibt noch einiges über ihre Form 
und die Namen und Zeichen, die ſo zahlreich am Chor der St. 
Nicolaikapelle eingehauen ſind, zu ſagen. Außer der oben bei Sutel 
mitgeteilten Inſchrift ſteht an dieſem Pfeiler noch folgendes: 

10 BST BLEIDOREN 
JOHAN ARENT HOYER 1663 
I G B. | 

obit Bleidorn ift ber ausgezeichnete Hildesheimer Bildhauer, 
der ebenſo wie der Bildhauer Johan Arend Hoyer (f 1674) 
zahlreiche Werke in Hannover geſchaffen hat. (Schuchhardt 
a. a. O., S. 169 und S. 140.) Auf einem anderen Pfeiler 
ſteht auf der einen Seite das Zeichen Nr. 72 und auf der an⸗ 
deren Seite die unvollendete Inſchrift: 1654 IST 

Der 


I D F. 
Johan | 
und an einem weiteren Pfeiler außer zwei anſcheinend älteren 
buchſtabenähnlichen Zeichen C u. F, das 12 cm große, erhaben 
aber flüchtig ausgehauene Zeichen Nr. 73. 
Dieſe Anhäufung von Steinmetzzeichen und Inſchriften an 


Joldem Ort muß zu denken geben unb es bleibt nur der Schluß 
übrig, daß der Chor von Ct. Nicolai ber Ort in Hannover war, 
an dem ſich die Steinmetzen und Bildhauer zu verewigen pfleg⸗ 
ten, in demſelben Sinne, wie es die mittelalterlichen Steinmetzen 
auf den ſogenannten Sammelſteinen der gotiſchen Dome taten. 
Der Unterſchied liegt im weſentlichen nur darin, daß bie am 
Chor der Nicolai⸗Kapelle verewigten Meiſter und Steinmetzen 
mit dem Bau des aus dem Jahre 1334 ſtammenden gotiſchen 
Chores an jid) nichts zu tun hatten. Die Inſchriften ſtammen, 
wie die drei Jahreszahlen angeben, aus dem 17. Jahrhundert 
und die beiden Zeichen Nr. 72 und 73 gehören ebenfalls der 
Mitte dieſes Jahrhunderts an, wie ein Vergleich mit den Zei⸗ 
chen Nr. 56 und Nr. 62 ergibt. 

Ein Vergleich der Formen ſämtlicher hannoverſchen Stein⸗ 
metz⸗ und Meiſterzeichen von den älteſten Zeichen des Kreuz⸗ 
kirchturmes angefangen bis zu den Zeichen vom Ende des 
17. Jahrhunderts ergibt nun die bemerkenswerte Tatſache, 
daß ſie, von wenigen Ausnahmen abgeſehen, alle dieſelbe 
Grundfigur etwa in der Form Nr. 74 enthalten. Die 
Variationen ſind hauptſächlich durch ſogenannte Beiſtriche 
oder Beizeichen erreicht worden, die an dieſe Grundfigur 
oder Teile derſelben angehängt worden ſind. Ob dieſen 
Zeichen nun ein ſolches Mutterzeichen zu grunde gelegen hat, wie 
Dr. Leonhardt, Gbl. XXIX, S. 5, es annehmen zu dürfen glaubt, 
ſcheint mir etwas zu weit zu gehen. Jedenfalls ſind für die An⸗ 
nahme eines Mutterzeichens etwa in der Form des bei Homeyer 
mitgeteilten keinerlei Beweiſe vorhanden. Außer den vorn im 
Abſchnitt über die graphiſchen Grundlagen bei der Wahl der 
Zeichen mitgeteilten Motiven der Verwandtſchaft und des Lehr⸗ 
verhältniſſes iſt für die Formen der Zeichen in der Stadt Han⸗ 
nover zweifellos die Überlieferung mit maßgebend geweſen. 
Bei dem damaligen konſervativen Zeitgeiſt iſt es gar nicht ver⸗ 
wunderlich, wenn die Zeichen ein und desſelben Kulturkreiſes 
eine gewiſſe Ahnlichkeit aufweiſen. Man vergleiche hierzu die 
Formen der den Steinmetzzeichen doch ſehr weſenverwandten 
Hausmarken, die uns in Hannover doch auch zahlreich über⸗ 
liefert ſind. Schon ein Blick in Schuchhardts Werk zeigt uns 
zahlreiche Hausmarken (a. a. O., Nr. 26, 27, 30, 34 (falſch 
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übermittelt), 37, 42, 121, bie auf biejelbe Grundfigur Nr. 74, 
wie die Steinmetzzeichen, zurückgeführt werden fónnen!). Die 
Beobachtung, daß die Zeichen eines beſtimmten Kulturkreiſes 
auch eine beſtimmte Ahnlichkeit haben, wofür man zahlreiche Be⸗ 
weiſe anführen kann, iſt wahrſcheinlich die Veranlaſſung zur An⸗ 
nahme von Mutterzeichen geweſen, für die ich trotz jahrelangen 
Forſchens immer noch keine einwandfreien Beweiſe gefunden 
habe. 

Zahlreicher als die Steinmetz⸗ und Bildhauerzeichen ſind 
uns die Werkmarken der hannoverſchen Zimmermeiſter über⸗ 
liefert. In einer Stadt wie Hannover, wo die Zahl der Werk⸗ 
ſteinbauten gegenüber den Fachwerkbauten verſchwindend gering 
ſind, iſt das auch nicht anders zu erwarten. Die Marken bilden 
wegen ihres ſonſt nirgends gefundenen, bemerkenswerten Cha⸗ 
rakters eine feſtabgeſchloſſene Gruppe, innerhalb deren ſich von 
1545 etwa bis 1670 eine Entwicklung an über dreißig Beiſpielen 
nachweiſen läßt. 

Man kann leicht eine bis in die ſiebziger Jahre reichende 
frühe Vorſtufe abtrennen, die ſich von der Hauptgruppe durch 
ihre Einfachheit und dadurch unterſcheidet, daß ihre Marken auf 
den Setzſchwellen der Häuſer angebracht ſind, während die 
reicheren Marken der Hauptgruppe ſtets auf den Ständern 
eingeſchnitzt ſind. 

Dr. Leonhardt erklärt dieſe Merkwürdigkeit dadurch, daß 
das Einſchnitzen der Ornamente und der Schrift urſprünglich 
Sache der Zimmerleute war, und daß dieſe Tätigkeit Ende der 
ſiebziger Jahre zu den Arbeitsgebieten ber Bautiſchler (Schot— 
filier) überging. Zweifellos hielten die damaligen Innungen 
ſehr ſtreng auf die Wahrung ihrer Arbeitsgebiete und es iſt 
durchaus möglich, daß ſich in den fraglichen Jahren eine Ande— 
rung in der Zuſtändigkeit der Schnitzarbeit vollzogen hat. Die 
Trennung der beiden Gruppen iſt jedenfalls ſo ſcharf, daß nur 
derartige einſchneidende Maßnahmen der Grund für die Ver— 


) Als Hausmarke findet jid) die fragliche Zeichenform mit oder ohne 
Buchſtaben in ganz Niederſachſen ſehr zahlreich. Zeppenfeldt, L., Hildesheimer 
Hausmarken. Hamburg 1921. Dr. G. Meyermann, Göttinger Hausmarken 
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ſchiedenheit fein können. Bei einer einfachen Modelaune würden 
ſich leicht Ausnahmen von der zeitlichen Grenze finden. Die 
frühen Marken Nr. 75—84 zeigen in einer quadratiſchen oder 
querrechteckigen Umrahmung nur zwei Monogrammbuchſtaben 
umgeben von Langbeil und Winkelmaß. Die Marken der Haupt⸗ 
gruppe Nr. 85— 107 enthalten in mehr oder weniger ſchwung⸗ 
voller Umrahmung das Monogramm oder den ganzen Namen 
und davor den Buchſtaben M. als Abkürzung des Meiſtertitels, 
ferner Beil und Winkel in verſchiedener Stellung und ver⸗ 
einzelt auch den Zirkel. Die Werkzeuge, die bei den Steinmetz⸗ 
meiſterzeichen ſeltenes Beiwerk waren, ſind hier notwendiges 
Zubehör geworden. Nur in einem einzigen Falle finden wir 
außerdem noch ein lineares Zeichen, ein linksdrehendes Haken⸗ 
kreuz bei Nr. 85. 

Der älteſte, uns durch ſeine Meiſtermarke bekannte Zimmer⸗ 
meiſter iſt Tileke Gering, dem Riemer Gbl. XVII, S. 110, ein 
eigenes Kapitel widmete. Die Beziehung auf den Tileke Gering 
der Schoßregiſter wird ſicher beſtätigt durch die Fabrikregiſter 
der Kreuzkirche. Er iſt bis 1558 nachweisbar. Leonhardt, Gbl. 
XXIX, S. 9. 


Mit ſeinem Zeichen war, bzw. ſind verſehen drei Häuſer: 
1. Knochenhauerſtraße 1, K 179, um 1550 erbaut, abgebrochen, 
Abbildung bei Riemer, Gbl. XVII, S. 112. 


2. Kreuzſtraße 6, K 138. Das Grundſtück wurde 1550 vom 
Rat an den Ratszimmermeiſter Arnt Hagemann aufgelaſſen 
und bebaut. Tileke Gering muß daher wohl ein Mitarbeiter 
von Arnt Hagemann geweſen ſein. Die nicht mehr vorhandene 
Inſchrift war in gotiſcher Fraktur ausgeführt. Nr. 75. 


3. Kreuzſtraße 8/9, K 135/136. 1553 bzw. 1555 vom Rat auf— 
gelaſſen und zweifellos beide von Tileke Gering erbaut. Die 
Inſchrift ebenfalls in gotiſcher Fraktur. Nr. 76. 


Aus dieſen ſicher dem Meiſter Tileke Gering zuzuſchreiben⸗ 
den Häuſern ergeben ſich gewiſſe ſtiliſtiſche Kennzeichen, ſo daß 
Dr. Riemer, Gbl. XVII, S. 110 und 176, und andere Bau⸗ 
forſcher ihm noch eine ganze Reihe von Häuſern zuſchreiben 
möchten. 
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Die ſtiliſtiſchen Renngeidhen beſtehen in ben Fächerfrieſen 
der Schwellen, den Tauſtabkonſolen und vor allem den viertel⸗ 
kreisförmigen Hölzern in den Brüſtungsgefachen. 

Hiernach weiſen folgende Häuſer auf den Meister T. G.: 
Knochenhauerſtraße 21, K 118. 

Knochenhauerſtraße 43, K 269. 

Knochenhauerſtraße 55, K 257. 

Knochenhauerſtraße 59, K 250. Bei dieſem Hauſe iſt die nur 
hier noch vorkommende Verzierung der oberen Schwelle beachtlich. 
Kramerſtraße 7, K 95. 

Schloßſtraße 4/5, L 197/196. An dieſen Haujern habe ich ein 
angeblich dort vorhandenes Zeichen nicht entdecken können. 

Die Häuſer Marktſtraße 7/8, M 71, die eigentlich auch hierher 
gehören, weiſen ſchon mehr auf den Meiſter Jürgen Gering hin, 
deſſen Zeichen, Nr. 77, am Nachbarhauſe, Marktſtraße 9, deut⸗ 
lich zu leſen ijt. Das Haus wurde 1556 für Cord Iſeren erbaut. 

Der Meiſter Jürgen Gering, ein Sohn des Tileke Gering, 
wird 1555 als Ratszimmermann erwähnt, er iſt wohl identiſch 
mit dem Jürgen Geringes vom Bodtvelde (Botfeld), der 1559 
das Bürgerrecht erwarb und 1566 während des Baues der 
Ratsapotheke, an der er mit arbeitete, ſtarb. (Leonhardt, (bI. 
XXIX, S. 9.) Von ihm ſind weiterhin durch Meiſterzeichen 
ſicher belegt: Oſterſtraße 56, 0 226, erbaut etwa 1550 für 
Hinrich Kobart. Knochenhauerſtraße 23, K 116, Baujahr nicht 
feſtſtellbar. Nr. 78. Eine gewiſſe Ahnlichkeit mit ſeiner Art hat 
noch das Haus Marktſtraße 39, M 32. 

Von vier etwa gleichzeitig mit den Gering'ſchen Bauten 
entſtandenen Häuſern ſind uns vier Werkmarken, Nr. 79 
bis 82, überliefert, die wahrſcheinlich drei Mitgliedern der Fa⸗ 
milie Konning zugehören. Aus den Rechnungen und Lohn⸗ 
regiſtern wiſſen wir, daß ein Harmen Konning mit ſeinen 
Söhnen in dieſer Zeit auf dem Bauhofe wie in der Sägemühle 
piel beſchäftigt war, daß er ferner in den Jahren 1565 bis 66 
auch am abgebrochenen Apothekenflügel mitgearbeitet hat. Wir 
haben uns Harmen Konning und ſeine Söhne nicht als ſelbſt⸗ 
ſtändige Meiſter, ſondern als Baumeiſtersknechte und gegebenen⸗ 
falls als Mitarbeiter des Meiſters Arndt Hagemann vorzu⸗ 
ſtellen. 
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Das Haus Knochenhauerſtraße 49, K 263 trägt an jeter 
Rückfront die Jahreszahl 1565 und die Werkmarke Nr. 79, 
wahrſcheinlich die des Vaters Harmen Konning. 

Am Hauſe Tiefental 4, L 257 mit Nr. 3, gleichzeitig etwa 
1542 erbaut, ſteht die Werkmarke eines B. K. Nr. 80. Das 
Haus Tiefental 1, L 260, welches mit Nr. 2 zuſammen errichtet 
iſt, und der Seitenflügel des Hauſes Burgſtraße 28, L 247, 
zeigen die Werkmarken Nr. 81 und Nr. 82 eines G. K. 

Der Seitenflügel im Hofe von L 247 iit zweifellos vor 
1564 errichtet worden, weil ſeine Architektur und Inſchriften 
von dem in dieſem Jahre für Hinricus Grube errichteten Quer⸗ 
bau überſchnitten werden. 

Am Torſturzbalken der Scheune von L 34, jetzt Friedrich⸗ 
ſtraße 5, iſt die Marke Nr. 83 ſehr roh eingeſchnitten. Das Ge⸗ 
bäude iſt 1561 für Harmen Heſſe, der L 34 ſeit 1544 beſaß, 
errichtet worden. Es ijt dies der einzige Fall, daß ein Bau⸗ 
meiſter ſich auf einem Torſturz verewigt hat. 

Am Seitenflügel im Hofe von Oſterſtraße 56, O 226, ſteht 
die Marke Nr. 84. Hinrich Kobart ließ ſich 1565 den Flügel 
wahrſcheinlich von Clages Kock, der von 1532 bis 1556 Rats⸗ 
zimmermeiſter war, errichten. 

Am Hauſe Dammſtraße 3, K 63, etwa zwiſchen 1556 und 
1559 erbaut, befindet ſich am Schwellbalken ein Meiſter⸗ 
zeichen, deſſen Buchſtaben leider nicht mehr mit Sicherheit ent⸗ 
ziffert werden konnten. Sie lauten entweder H. K. oder B. K. 

Im ſpitzbogigen Haustürſturz Röſelerſtraße 6, O 250, 
ſtehen in einem Wappenſchild die Buchſtaben J. P. und da⸗ 
neben die Jahreszahl 1561. Dr. Riemer, Gbl. XVII, S. 115, 
hält dies für ein Meiſterzeichen. Dies Monogramm iſt ſeiner 
ganzen Form und Anbringung nach kein Meiſterzeichen. Außer⸗ 
dem hat Dr. Leonhardt nachgewieſen, daß ſeit 1555 Joſt Pol⸗ 
mann Beſitzer des Grundſtückes war. 

Am Hauſe Dammſtraße 2, K. 64, ſoll man nach Dr. Riemer, 
Gbl. XVII, S. 215, früher den Meiſter J. M. und die Jahres⸗ 
zahl 1578 geleſen haben. Entweder liegt ein Leſefehler vor 
oder Zahl und Meiſterzeichen ſind unter der Verkleidung des 
Erdgeſchoßes verborgen. 
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Die Vorſtufe ift damit beendet und es folgen bie großen 
Meiſterzeichen auf den Ständern bes Fachwerkes. Der Meilter 
H., der im Jahre 1574 die Vorderfront des 1565 erbauten 
Hauſes Knochenhauerſtraße 49, K 263, erneuerte, ſetzte fem 
Zeichen, Nr. 92, als erſter nicht mehr auf die Schwelle, ſondern 
auf einen Ständer. Seiner Form nach und weil es nur zwei 
Buchſtaben enthält, gehört es eigentlich noch zu der alten Gruppe. 
Es iſt deshalb auch fraglich, ob der Buchſtabe M. die Abkür⸗ 
zung des Wortes Meiſter oder die des Vornamens iſt. Die 
Wahrſcheinlichkeit iſt daher ſehr gering, daß es ſich um denſelben 
M. Hans Moller handelt, der ſein Zeichen am Eckſtiel der St. 
Aegidienkirchenhäuſer angebracht hat, Nr. 85. Hans Moller 
wurde 1568 als Ratszimmermeiſter vereidigt und war [pater 
Sägemüller. Als ſolcher war er im Jahre 1582 am Bau der 
Kirchenhäuſer von St. Aegidien, Marktſtraße 34 bis 30 und 
Aegidienkirchhof 6, M 37 — 42, unter der Leitung des Rats⸗ 
maurermeiſters Dietrich Berndes beteiligt. Weitere Mitarbeiter 
waren ber Ratsmaurermeiſter Cord Meier, der Schottilier M 
fubefe Prekell und Cord Hoyer als Zimmermeiſter. Mit den 
M. Berndes und M. L. Prekell zuſammen arbeitete M. Hans 
Moller auch 1579 am Bau bes Pfarrhauſes der Kreuzkirche, 
K 158. 


Das Moller'ſche Zeichen iſt intereſſant durch das links⸗ 
drehende Hakenkreuz im Wappen. Eine Beziehung des Hafen- 
kreuzes auf die Mühlräder ber Sägemühle ijt nicht unwahr⸗ 
ſcheinlich, jedenfalls ſind andere Hinweiſe bisher nicht bekannt. 

Hans Mollers Nachfolger als Sägemüller war Meiſter 
Cort Meier (auch Cord Meyer), feit 1577 nachweisbar und 1596 
als Ratszimmermeiſter (neu?) vereidigt. Er ift 1582 Mitarbeiter 
an den Kirchenhäuſern von St. Aegidien (ſiehe oben). Seine 
Meiſterwerke, Nr. 86, finden wir zum erſten Male am Hauſe 
Knochenhauerſtraße 20, K 119, erbaut etwa 1585. Bemerkens⸗ 
wert an dieſem Hauſe ſind die ſonſt nirgends vorkommenden 
Fenſterbrüſtungen im zweiten Stock. 

Das Haus Marktſtraße 38, M 33, ſtammt etwa aus ber- 
ſelben Zeit. Die Meiſtermarke, Nr. 87, daran iſt zwar nicht 
mehr ganz erhalten, jedoch iſt auf Grund der ſonſtigen ſtiliſtiſchen 


Merkmale nicht daran zu zweifeln, daß M. Cord Meier ber 
Erbauer war. Zum erſten Male iſt hier die Meiſtermarke mit 
dem Fächer verziert, die wir auch über der Meiſtermarke, Nr. 88, 
des Hauſes Oſterſtraße 66, O 210, finden. M. Cord Meyer 
erbaute das Haus im Jahre 1586 für den Ratsſchreiber 
Burchard Arneke. 


Der Seitenflügel und das Hinterhaus im Hofe von Oſter⸗ 
ſtraße 73, O. 185, war ganz in der Art Cord Meier's erbaut. 
Leider ijt der Bau aus dem Jahre 1597 mit den ſchönen Haus⸗ 
marken von Hans Herbſt und ſeiner Frau Margarete Arras im 
Jahre 1925 einem Neubau zum Opfer gefallen. 


Ein Zeitgenoſſe Cort Meiers war der Meiſter Cort Hoyer, 
den wir ſchon beim Bau der Kirchenhäuſer von St. Aegidien 
erwähnten. Ihre Art die Fachwerkhäuſer zu ſchmücken gleicht 
ſich ſehr, ſo daß es ſchwer hält, die in Frage kommenden Bauten 
ihrer Zeit immer mit Sicherheit dem einen oder dem andern 
zuzuteilen. So iſt es z. B. mit dem Hauſe Leinſtraße 15, L 16. 
Der Reit einer Meiſtermarke M H.? mit Fächer darüber ijt am 
einem Riegel, der ehemalig Ständer war, noch zu ſehen. Ob der 
Balken urſprünglich zu dem Hauſe gehörte, iſt zu bezweifeln. 
Seine Meiſtermarke, Nr. 89, finden wir am ſtattlichen Giebel⸗ 
hauſe Dammſtraße 5, K 59, welches im letzten Jahrzehnt des 
16. Jahrhunderts für Johan Olderogge (Altrogge) erbaut 
wurde. Auf Grund der merkwürdigen geneigten Ständer im 
Giebel nimmt man an, daß die beiden Giebelhäuſer Oſter⸗ 
ſtraße 36, O 245, und 38, O 243, bie auch aus demſelben 
Jahrzehnt ſtammen, vom M. Cord Hoyer erbaut ſind. Ein 
Haus mit ganz gleichem Charakter war das leider abgebrochene 
Haus Oſterſtraße 99, O 117. Dr. Riemer ſetzt es (Gbl. XVII, 
S. 206) etwas früher, ſpäteſtens 1580, an. Auf dem von ihm 
beigegebenen Lichtbilde iſt deutlich an zwei Ständern im erſten 
Obergeſchoß eine Meiſtermarke zu ſehen, leider ſind aber die 
Buchſtaben nicht lesbar. 


Im erſten Jahrzehnt des 17. Jahrhunderts treffen wir in 
Hannover einen Meiſter, der im Bürgerlichen Wohnhausbau 
ganz neue Wege beſchreitet. Es iſt der Meiſter Hans Beenſen, 
der 1603 ausdrücklich wegen ſeiner Verdienſte um das ſtädtiſche 
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Bauweſen bas Bürgerrecht unentgeltlich bekam und ſpäter Rats- 
zimmermeiſter wurde. Er führte die typiſch antiken Motwe, 
wie Zahnſchnitte und Eierſtäbe in den Holzbau ein und bildet 
gemeinſam mit dem Ratsmaurermeiiter Hans Bere (Sohn des 
M. Dirik Berndes) den ſogenannten Miſchbau aus. 


M. Hans Beenſens früheſter Bau iſt Oſterſtraße 50, 
O 232, wahrſcheinlich 1601 errichtet, mit ſeiner Marke Nr. 90. 
Seine ſpäter typiſche Art kommt hier noch nicht voll zum Aus⸗ 
druck. Sein bekannteſter Bau mit ſeiner Marke, Nr. 91, daran 
iſt das prächtige Haus Leinſtraße 12, L 81, erbaut im Jahre 
1608 für den ſtädtiſchen Schweineſchneider M. Cord Haſpelmate. 


Im gleichen Jahre erbaute M. Hans Beenſen für Dr. 
Wedekind das Haus Oſterſtraße 28, 0 268. Sein Zeichen 
findet ſich daran nicht. 


Bauten, wie ſie für Hans Beenſen typiſch ſind, war das 
bald nach 1600 erbaute, jetzt abgebrochene Haus des Marien⸗ 
werderſchen Hofes, Burgſtraße 23, und Knochenhauerſtraße 61, 
K 248, erbaut um 1620. Ein Meiſterzeichen an einem Ständer 
dieſes Hauſes iſt z. Z. nicht entzifferbar. 


Zeitlich ſchließen ſich hier die Bauten der Meiſter Hinrich 
und Dirck Stünckel (auch Stinckel), vielleicht Vater und Sohn, 
an. Die Familie iſt ſeit 1565 in der Stadt Hannover nachzu⸗ 
weiſen. Der M. Hinrich Stünckel ijt von 1623 bis 1627 Säge⸗ 
müller, er folgt in ſeinen Werten der Art des M. H. Beenſen. 
Seine früheſten, leider nicht mehr erhaltenen Bauten ſtanden an 
der Stelle, wo heute die Ebhardtſtraße die Häuſerwand der 
Köbelingerſtraße durchbricht. Es ijt die 1622 bis 1623 erbaute 
Häuſergruppe Köbelingerſtraße 30 bis 32, L 42 bis 44. Die 
Inſchrift am Haufe Nr. 32 nannte in einer in Hannover einzig⸗ 
artigen Weiſe den Bauherrn nebſt Frau und Baumeiſter in 
einer Reihe. 


M. HANS - QVELMANN: MARIA WESTERHVSEN 
M. HINRICH (Meiſtermarke Nr. 93) STVNCKEL - ANNO 
DOMINI 1623 SOLI- DEO- GLORIA. 


Etwa zehn Jahre ſpäter finden wir ſeine inzwiſchen reicher 
geſtaltete Meiſtermarke, Nr. 94, an den Häuſern Kramerſtraße 16, 
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K. 86, und Kramerſtraße 8, K 94, Nr. 95, beide bemerkens⸗ 
werterweiſe wieder mit vollem Namen. 

Seine Dekorationsweiſe iſt ſonſt noch zu finden in den 
Höfen von Köbelingerſtraße 39, K 17 a, und Burgſtraße 25, 
L 250, von 1624. Ferner könnten noch Ballhofſtraße 1, K 151, 
mit ſeiner guten Ecklöſung, Oſterſtraße 46, O 236, und Schmie⸗ 
deſtraße 11, M 114, vom Jahre 1628, Werke von Hinrich oder 
Dirch Stünckel ſein. Vom Meiſter Dirch (auch Dirik) Stünckel 
wiſſen wir, daß er ſeit 1633 Leiter des Städtiſchen Bauhofes 
war, und von 1645 bis 1649 in großen Wulfeshorn 2, 
O 148, wohnte. 

Seine Bedeutung beſteht weniger in ſeinen Bauten ſelbſt, 
als in der Zahl der von ihm ſignierten und erhaltenen Bauten. 
Die Fachwerkbaukunſt hat zu ſeiner Zeit die höchſte Blüte über⸗ 
ſchritten, das Schmuckbedürfnis weicht einer gewiſſen Nüchtern⸗ 
heit. Sein früheſter uns ſicher durch Nr. 96 bezeichneter Bau 
iſt der Hofflügel von Oſterſtraße 8, O 18, den er 1635 für 
Hans Hanſinck errichtete. Im gleichen Jahre erbaute er für 
Johann Wilken im Hofe von Köbelingerſtraße 27, L 47, ein 
Hofgebäude, Nr. 97. Zeitlich folgend wird man dann Kramer⸗ 
ſtraße 5, K 97, mit der Meiſtermarke Nr. 98 einzuſetzen haben. 
1645 baute er für Cort Riken ein Hinterhaus, Knochenhauer⸗ 
ſtraße 5, welches mit der Marke Nr. 99 bezeichnet iſt. Gegen 
1650 iſt das letzte von ihm bezeichnete Gebäude Kramerſtraße 18, 
K 84, anzuſetzen. Es trägt ſeine Marke, Nr. 100. Am weſt⸗ 
lichſten Binderſchwellbalken des Kreuzkirchendaches befindet ſich 
die Inſchrift: ME. DIRICH-STNVCKEL" mit Beil und 
Winkelmaß. Der Dachſtuhl wird an dieſer Stelle wohl bald 
nach dem 1630 erfolgten Turmeinſturz erneuert ſein. 

Sicher von ihm 1637 erbaut, aber nicht bezeichnet, iſt 
Breiteſtraße 14, L. 40 (Gbl. XV, S. 193). 

In der für dieſe Zeit charakteriſtiſchen, ſchmuckloſen Art 
baute etwa 1650 der Meiſter Cord Levede (geſtorben 1661) in 
der Knochenhauerſtraße 26 und 27, K 110/112. Nr. 101 iſt 
ſeine Marke daran. 

Wie ſchon vorn bei der Beſprechung der Meiſter des Leib⸗ 
nizhauſes, Schmiedeſtraße 10, M 115, erwähnt, iſt der Meiſter 
der Zimmerarbeiten der Ratszimmermeiſter Hans Deierberg. 


Seine Marke, Nr. 103, mit den Buchſtaben M (eijter) I(ohann) 
D(eier) B(erg), ber Jahreszahl 1652 und den Werkzeugen 
iit bie größte bezüglich bes Formates. Sie ijf über 50 cm hoch. 
Zum eriten Male findet jid) hier außer Beil unb Winkelmaß 
noch der Zirkel. Von M. Hans Deierberg wiſſen wir noch, daß 
er 1639 als Baumeiſterknecht vereidigt wurde und bis 1646 
den ſtädtiſchen Bauhof leitete. 

An den ſehr ſchlichten Kirchenhäuſern der Kreuzkirche, 
Kreuzſtraße 3—4, K 140,41, die 1661 errichtet wurden, hat 
ſich der durch die Baurechnungen nachweisbare Meiſter Hinrich 
Lüſſenhop mit ſeiner Marke, Nr. 102, verewigt. Von ihm 
ſtammt ſicherlich auch die Marke Nr. 104, bie fid) an ber Damm⸗ 
ſtraßenfront des von Siemerding 1662 erbauten Hauſes Am 
Markte 16 findet. Die Stellung der Werkzeuge iſt bei beiden 
Marken dieſelbe. Nur bei den Buchſtaben findet ſich bei der 
letzten Marke die für dieſe Zeit eigentümliche Sonderheit, daß 
für einen Familiennamen zwei Buchſtaben eingeſetzt werden, und 
zwar die Anfangsbuchſtaben der Silben. Wir brachten weiter 
vorn ſchon Beiſpiele bei M. A. Siemerding und bei 
M. J. Deierberg, weiter unten M. H. Langebein. In ähnlicher 
Weiſe wird wohl auch das Monogramm der Meiſtermarke, 
Nr. 105, vom Hauſe Kramerſtraße 22 zu deuten ſein. Das 
Haus wurde 1664 für Moritz Duve durch M. Carſten Heinſohn, 
den Schwiegerſohn Dietrich Stünckels, erbaut. Die Marke mit 
ſeiner reichen barocken Umrahmung iſt die letzte auf dem Boden 
der Altſtadt. 

Da die Calenberger Neuſtadt größtenteils erſt gegen Ende 
des dreißigjährigen Krieges erbaut worden iſt, war nicht damit 
zu rechnen, dort zahlreiche Meiſtermarken zu finden. Es haben 
ſich auch tatſächlich nur drei Marken finden laſſen. 

Am Hauſe Calenbergerſtraße 20 ijt die Marke Nr. 106 an- 
gebracht. Die Jahreszahl iſt nicht zu entziffern, aber der M. H. M. 
iſt zweifellos jener M. Hans Menſching, ber fid) in der Langen- 
ſtraße 30 a, am Hinterhauſe, mit ſeinem ganzen Namen nebſt 
Werkzeichen, Nr. 108, und Jahreszahl 1643? als Zimmer⸗ 
meiſter zu erkennen gegeben hat. Es iſt dies die einzige Marke, 
die entgegen jeglicher Tradition wieder auf einer Schwelle an⸗ 
gebracht iit. 
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Das Haus Bergſtraße 52 zeigt bie Marke, Nr. 107, bes 
Meiſters Hans Langebein, ber 1654 als Nachfolger Meſtworth⸗ 
zum Ratszimmermeiſter beſtellt wurde. 

Der Fachwerkbau hat ſich in dieſen Jahrzehnten immermehr 
gewandelt. Zuerſt ließ man die Schnitzereien und Verzierungen 
fort, dann ſchränkte man teils auf Grund landesherrlicher Ver⸗ 
ordnungen die Auskragung der Geſchoſſe ein, weiterhin vollzog 
jid der Übergang vom Einſtänder zum Doppelſtänder⸗Syſtem. 
Die alten Traditionen wichen immer mehr einer neuen Zeit und 
damit hörte auch die Anbringung der Meiſtermarken auf. 


Nr. 


Emm 


Verzeichnis ber in den Tafeln I bis VIII 


. 10. 


«11; 


aufgeführten Beiſpiele. 


Tafel I. 
Antike Steinmetzzeichen. 


Perſiſche Steinmetzzeichen von den höheren Teilen der 


unvollendeten Außenſeite von Takhte (Perſepolis), 
Ende 6. Jahrhunderts v. Chr. (Dieulafoy, L'art 
antique de la Perse, S. 11.) 

Parthiſche Steinmetzzeichen vom Hauptpalaſt aus Hatra. 
Nordmeſopotanien (W. Andrae, Hatra), 1. und 2. 
Jahrhundert n. Chr. | 

Agyptiſche Steinbruchsmarken aus Abuſir. 

(L. Borchardt, Das Grabmal des Königs Ca-hu-ré.) 
Griechiſche Steinmetzzeichen von einem Marmorrund⸗ 
bau aus der Zeit von 276—247 v. Chr. auf Sa⸗ 
motbrake. 

Römiſche Steinmetzzeichen von Tuffquadern der Stadt⸗ 
mauer nordweſtlich von der Porta Viminalis. 
Pompejaniſche Steinmetzzeichen von der Stadtmauer 
der Weſtſeite, um Chriſti Geburt. 

Steinmetzzeichen vom Diocletianspalaſt in Spalato, 
300 n. Chr. 

Einige der zahlreichen Buchſtabengruppen von der 
Porta Nigra in Trier. 

Byzantiniſches Stiftermonogramm aus St. Sala in 
Acri nächſt der Markuskirche in Venedig. 

Aus der Ciſterne der Fethije in Konſtantinopel, 6. bis 
7. Jahrhundert. 

Aus der Sophienkirche in Konſtantinopel, 1532. 


Nr. 


Nr. 


12. 


. 13. 


. 14. 
„18; 
. 16.17. Gelnhauſen Stiftskirche. Verſatzzeichen an ber nord⸗ 


18. 


2]; 


22. 


29, 


. 24. 
. 29. 


. 26. 
. 26 a. 
Ud. 


255.160: == 


Tafel Il. 


Byzantiniſche Steinmetzzeichen aus ber Ciſterne Bin⸗ 
bir⸗direk in Konſtantinopel. 


Mittelalterliche Steinmetzzeichen. 


Von der Barbaroſſaburg in Gelnhauſen, 1170 — 1180, 
ſehr grob und groß ausgeführt. 

Am Turm daſelbſt. 

In der Vorhalle, 15 em groß. 


weſtlichen Ecke des nördl. Seitenſchiffes (1446). Die 
Zeichenpaare, die nebeneinander wiedergegeben ſind, 
folgen in Wirklichkeit paarweiſe untereinander. 

Dom zu Mainz, von den unter Erzbiſchof Conrad I. 
1183 1200— 1239 errichteten Bauteilen des Oſt⸗ und 
Weſtchores, 6-12 cm, nur an Quadern innen und 
außen, nicht an ornamentierten Werkſtücken. 


. 19,20. Vom gotiſchen Aufbau auf der öſtlichen Vierung, 


um 1320 erbaut, abgetragen 1871, teils auch paar⸗ 
weiſe vorkommend. 
Vom Kreuzgange, um 1410 erbaut. Uebergangszeit 
der Zeichen. Erſtes Vorkommen der ſtabförmigen 
Zeichen mit keilförmig vertieften Enden. 

Tafel III. f 
Dom zu Mainz, vom Sakriſteibau, erbaut 1514 bis 
1545 von Erzbiſchof Albrecht von Brandenburg. 
Typiſche ſtabförmige Zeichen der Spätgotik. 
Dom zu Worms, von der 1921 niedergelegten Niko⸗ 
lauskapelle, auf der Stirnſeite und 
auf der Lagerfuge desſelben Steines. 
Auf Lagerfugen, groß und grob, wahrſcheinlich Ver⸗ 
ſatzzeichen. 
Dresden, Frauenkirche, 1726—38— 45. 
Dresden, Kreuzkirche, 1764 92. 
Berlin, vom Turm der Franzöſiſchen Kirche auf dem 
Gendarmenmarkt, 1783. 


28 33. Zeichen der Baumeiſterfamilie Böblinger. 
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. 28. 
. 29. 
. 30. 
31. 
. 32. 


. 33. 


. 39. 
. 40. 


> 


. 43. 
. 44. 


. 45. 


. 46. 


. 4T. 
. 48. 


. 49. 


—— P. 


Hans Böblinger, 1435, f 1482, von der rauen 


kirche in Eßlingen. 


Matthäus Böblinger, 1469, f 1505, Sohn des Hans, 
Ulm und Eßlingen. 

Marx (Markus) Böblinger, 1469, f 1492, Sohn 
des Hans, Eßlingen. 

Lux (Lukas) Böblinger, 1482, f 1502, Sohn des 
Hans, Eßlingen, Ulm, Konſtanz. 

Niji (Dionyſius) Böblinger, 1501, f 1516, Sohn des 
Hans, Köngen, Eßlingen. 

Hans Böblinger, 1501, f 1511, Sohn des Matthäus, 


Eßlingen, Spitalkirche, Straßburg. 
. 34— 
. 34. 
$99; 
. 36, 37, 38. Drei Zeichen auf den Schlußſteinen ber unteren 


45. Hildesheimer Steinmetzzeichen. 
Vom Paradies des Domes, 1412. 
Meiſterzeichen vom Paradies. 


3 Offnungen der Nordſeite. 

Steinmetzzeichen von ber Südſeite der Andreaskirche. 
Bevorzugtes Zeichen im Schlußſtein eines Portals 
auf der Nordſeite der Andreaskirche. 

43. Von der Michaeliskirche, gotiſcher Umbau des 
ſüdlichen Seitenſchiffes, 1464 — 1473. 

Meiſterzeichen, links am Portal. 

Von der ehemaligen Kloſterkirche St. Paul, 

15. Jahrhundert. 

Die für die Andreaskirche typiſchen Zeichen, von den 
höheren Teilen des Chores und vom Langhauſe, etwa 
1400. 


Tafel IV. 


Hannoverſche Zeichen. 
Kreuzkirche, am Turm auf rauhen Steinen bis 2,4 m 
Höhe, 14. Jahrhundert. 
Auf den glatten Quadern darüber. 
Meiſter H. F. Grabplatte des Erich Volckmer v. Wint⸗ 
heim, Nicolaikapelle, 1561. 
Meiſter A. S. Sonnenuhr der Marktkirche, 1555. 
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. 90. 
al: 
. 52, 
Oo. 
. 04. 
. 99 
. 96. 
DT, 
. 58. 


. 59, 
. 60 und 61. Steinmetzzeichen vom Erker bes Hauſes Capelle, 


. 62. 


. 63. 
. 64. 


. 65. 


. 66. 


. 67. 
. 68. 
„ 89. 


. TO. 
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Meiſter H. N. Bauinſchrift der Schule zu Biſſendorf. 
1603. 

Bildhauer Jeremias Sutel, Chor der Nicolaikapelle, 
1624. 

Ratsmaurermeiſter Dirik Berndes, Sakriſteianbau der 
Kreuzkirche, 1591. 

Meiſter Ludolf Witte, Stiftungstafel für das Armen⸗ 
haus, 1647. 

Meiſter Ludolf Witte, Wandmal der Mintha Pax⸗ 
mann, t 1636, an der Kreuzkirche, außerdem daran 
das Zeichen 

mit den Buchſtaben C. 8. 

Meiſter Ludolf Fiene, Grabmal des Herm. Weſten⸗ 
bolts, f 1654, an der Kreuzkirche, außerdem daran 
ganz klein das Zeichen Ludolf Wittes. 
Ratsmaurermeiſter Joachim Pap vom Haus der 
Väter, 1619. 

Ratsmaurermeiſter Hinrich Pap, an einer Mittel⸗ 
ſäule eines Erdgeſchoßfenſters der Roßmühle 8, 1624. 
Von demſelben, Köbelingerſtraße 39. 


Schmiedeſtraße 9, etwa 1653. 

Meiſter Hinrich Alfers, Leibnizhaus, 1652, 

am vierten Obergeſchoß. 

Wie vor, am Erker mit den Buchſtaben M. H. A. 
Meiſterzeichen am Giebel des Leibnizhauſes, Kaiſer— 
ſtraßenſeite. 

Bildhauer Peter Köſter, am Erker des Leibnizhauſes, 
1652. 

Meikter Adrian Siemerding, Duvekapelle an der 
Kreuzkirche, 1655. 


Tafel V. 


Vom vorigen, Oſterſtraße 1, 1658. 

Vom vorigen, Am Markt 16, 1662. 

Vom vorigen, Lavesſtraße 82, früher Am Markt 6, 
1663. 

Meiſter Wilhelm Siemering, Flußwaſſerkunſt, 1670. 
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Meiſter H. H.W. Neue Straße 18, 1694. 

und 73. Steinmetzzeichen vom Chorſtrebepfeiler der 
Nicolaikapelle. 

Für Hannover typiſche Grundfigur. 

Meiſter Tileke Gering, Kreuzſtraße 6, etwa 1550. 
Vom vorigen, Kreuzſtraße 9, 1556. 

Meiſter Jürgen Gering, Marktſtraße 9, 1556. 

Vom vorigen, Knochenhauerſtraße 23. 

Meiſter Harmen Konning, Knochenhauerſtraße 49, 
Rückfront, 1565. 

Meiſter B. K., Tiefental 4, etwa 1542. 

Meiſter G. K., Tiefental 1, etwa 1560. 

Vom vorigen, Burgſtraße 28, Hof, etwa 1560. 


Tafel VI. 


Meiſter G. P., Friedrichſtraße 5, Hof, 1561. 
Meiſter Clages Kock, Oſterſtraße 56, Hof, 1565. 
Ratszimmermeiſter Hans Moller, Marktſtraße, Ede 
Aegidienkirchhof, 1582. 

Ratszimmermeiſter Cord Meier, Knochenhauer⸗ 
ſtraße 20, etwa 1585. f 

Vom vorigen, Marktſtraße 38, etwa 1586. 

Vom vorigen, Oſterſtraße 66, 1586. 

Meiſter Cord Hoyer, Dammſtraße 5, etwa 1590. 
Ratszimmermeiſter Hans Beenſen, Oſterſtraße 50, 
1601. 

Vom vorigen, Leinſtraße 12, 1608. 


Tafel VII. 


M. H., Knochenhauerſtraße 49, 1574. 
Ratszimmermeiſter Hinrich Stünkel, Köbelinger— 
ſtraße 30—32, 1622 - 23. 

Vom vorigen, Kramerſtraße 16, etwa 1630. 

Vom vorigen, Kramerſtraße 8, etwa 1630. 
Ratszimmermeiſter Dirch Stünkel, Oſterſtraße 8, Hof, 
1635. 

Vom vorigen, Köbelingerſtraße 27, Hof, 1635. 
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Digitized by Google 


Nr. 98. 
Nr. 99. 


Nr. 100. 


Nr. 101. 


Nr. 102. 
Str. 103. 
Nr. 104. 


Nr. 105. 
Nr. 106. 


Nr. 107. 
9tr. 108. 


Nr. 109. 
Str. 110. 
Nr. 111. 


(109) 
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Vom vorigen, Kramerſtraße 8, etwa 1640. 
Vom vorigen, Knochenhauerſtraße 5, Hof, 1645. 
Vom vorigen, Kramerſtraße 18, etwa 1650. 


Tafel VIII. 


Meiſter Cord Levecke, Knochenhauerſtraße 26/27, etwa 
1650. 

Meiſter Hinrich Lüſſenhop, Kreuzſtraße 3/4, 1661. 
Meiſter Johann (Hans) Deierberg, Leibnizhaus, 1652. 
Meiſter Hinrich Lüſſenhop, Am Markte 16, Damm⸗ 
ſtraßenſeite, 1662. 

Meiſter Carſten Heinſohn, Kramerſtraße 22, 1664. 
Meiſter Hans Menſching, Calenbergerſtraße 20, 
etwa 1665. 

Vom vorigen, Langeſtraße 30 a, Hof, 1643. 
Ratszimmermeiſter Hans Langebein, Langeſtraße 52, 
etwa 1660. 

Bauinſchriftſtein vom Kreuzkirchturm, 1653. 

Meiſter Ludolf Fiene, Leibnizhaus, 1652. 
Ratsmaurermeiſter Johann Schmidt, 1684, Bauin⸗ 
ſchrift der Ufermauer am Beginenturm. 
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Die Herkunft 
ber hannoverſchen Bildhauerſchule 


um Siemerding und Köſter. 
Von Dr. K. Fr. Leonhardt. 


Daß ein Prophet wenig gilt in ſeinem Heimatlande, der 
Satz ſteht feſt, heute wie vor zweitauſend Jahren. Die Kunſt⸗ 
geſchichte hat ihm eine beſondere Abwandelung gegeben. Wenn 
irgendwo ein bedeutſames künſtleriſches Schaffen ſcheinbar un⸗ 
vermittelt auftaucht, entwickelt ſich ein reger Spüreifer, fremde 
Einflüſſe aufzudecken, auf die das Phänomen zurückgeführt wer⸗ 
den könnte, weit weniger Mühe wird aufgewendet, den Wurzeln 
nachzugraben, in denen jedes echte Schaffen bodenſtändig wurzelt. 
So iſt es auch dem Künſtlerkreis ergangen, in deſſen Mitte jenes 
Wunderwerk erwachſen iſt, das als deutſches Bürgerhaus des 
17. Jahrhunderts nicht jo leicht ſeinesgleichen findet, das Leib⸗ 
nizhaus in Hannover. 

In ſeinem Beitrag „Hannover“ zu den Biermannſchen 
„Stätten der Kultur“ (Bd. 33, Leipzig o. J. [1914], S. 51 und 
56 ſchreibt ein hannoverſcher Hochſchullehrer: 

„Hinrich Alfers“ — der Architekt des Hauſes — „hat ſich 
dann mit einem Holländer, Adriaen Siemerding, zu⸗ 
ſammengetan und mit dieſem noch eine Reihe von Bauten auf⸗ 
geführt. Erhalten ſind (!) davon nur der Turm der Kreuzkirche 
von 1653. (cfr. A. Riemer: Zur ſtadthannoverſchen Bau⸗ 
geſchichte. Hannoverſche Geſchichtsblätter 1914, p. 254 ff.)“. 

„Beſonders bei P. Köſter, den ich wie Schuchhardt 
(cfr. Schuchhardt a. a. O. — Die hannoverſchen Bildhauer der 
Renaiſſance, Hannover 1909, p. 121) für einen Holländer halte, 
iſt dies ſich an das ſtadthannoverſche Empfinden anſchmiegende 
Verhalten höchſt merkwürdig.“ 

Holländiſcher Einfluß ijt ja mim in ber deutſchen Kunſt bes 
16. und 17. Jahrhunderts nichts gerade merkwürdiges, und die 
Maurer und Steinmetzen beſonders ſind bis auf den heutigen 
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Tag ein wanderluftiges Volk, bas mit offenen Augen bie Lande 
durchſtreift, das Gute mitnimmt, wo man es findet, und es im 
Gedächtnis, gerade damals, geſtützt durch Kupferſtich⸗ und Holz⸗ 
ſchnittvorlagen und Compartimentenbidlein, der Heimat oder 
dem ſonſtigen endgültigen Wanderziel zuträgt. Es iſt bezeich⸗ 
nend, daß im Jahre 1660 dem Steinhauer Hans Jürgen Nie⸗ 
meyer, trotzdem er das Bürgerrecht in Hannover erworben hat, 
durch den Amtsobermeiſter (Wilhelm?) Siemerding nicht ge⸗ 
ſtattet wird, als Meiſter zu arbeiten, obwohl er ſchon fünf Jahre 
auf dem Amtshauſe Calenberg tätig geweſen war, weil er nicht 
genügend gewandert ſei, und andrerſeits, daß von 17 Stein⸗ 
metzen, die, als ſolche ausdrücklich bezeichnet, in ebenſoviel Jahren, 
nämlich denen von 1643 bis 1660, in Hannover das Bürger⸗ 
recht erwerben, um neben den bereits anſäſſigen Meiſtern hier ihr 
Brot zu ſuchen, — die Zahl iſt, obgleich ſicher nicht vollſtändig, 
enorm groß und ließe, auch wenn die erhaltenen Denkmäler es 
nicht beſtätigten, auf eine Blüteperiode des Bau⸗ und Bildhauer: 
weſens ſchließen —, nicht weniger als fünfzehn hannoverſche 
Bürgerſöhne ſind, und die beiden anderen aus den Orten kom⸗ 
men, die ſeit Menſchengedenken das kunſtmäßig zu bearbeitende 
Steinmaterial liefern, Barſinghauſen und Obernkirchen. Beſteht 
denn zwiſchen dem Leibnizhaus und dem um ein Menſchenalter 
älteren Hauſe der Väter, oder den Bauten Adrian Simer⸗ 
dings und denen vom Anfang des 17. Jahrhunderts gar ein ſo 
großer Unterſchied, daß man zu ſeiner Erklärung Originalhol⸗ 
länder bemühen müßte? Aber hören wir zunächſt, was die ge⸗ 
nannten Gewährsmänner wirklich ſagen. Schuchhardt a. a. O. 
„ob Peter Köſter in Hannover geboren oder hier zugewan⸗ 
dert war, läßt ſich nicht ausmachen. Der Name kommt bekanntlich 
in Holland vor. Aber er findet ſich auch ſchon zu Anfang des 
17. Jahrhunderts in Hannover. Nach dem Marktkirchenbuch hat 
hier 1612 ein Heinrich Köſter geheiratet und dann 1617, Auguſt 
31., einen Sohn Erich und 1621, Januar 7., einen Sohn, deſſen 
Namen leider nicht genannt wird, taufen laſſen. Vielleicht 
ilt dieſer ungenannte unſer Peter“. 

Riemer hat ſich für die holländiſche Herkunft Adrian 
(ihm die Schreibweiſe Adriaen zu geben, ijt ein kleines corriger 
la fortune) Simerdings etwas nachdrücklicher eingeſetzt, 
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aber doch ausdrücklich hervorgehoben, daß ihn das Bürgerbuch 
eines Bürgers Sohn nennt. 

Unterziehen wir beide Fälle einer genaueren Prüfung. 

Peter Köſter, der am 24. Mai 1653 die Jungfrau Catha⸗ 
rina Schraders geheiratet hatte, wohnte ſeit 1656 in Gottſchalk 
Stilles Haus (L 226) in der Roßmühle und war damals aus⸗ 
weislich der Schoßregiſter noch nicht Bürger. Am 23. Juni 1669 
ſtirbt Meiſter Peter Köſter im Beſitze des Bürgerrechtes. Das 
Bürgerbeeidigungsbuch muß ihn alſo zwiſchen 1656 und 1669 
ausweiſen und tatſächlich leiſtet am 23. November 1659 Peter 
Küſter, eines Bürgers Sohn, den Bürgereid, lange 
vor und nach den beiden Grenzdaten aber niemand eines auch 
nur ähnlichen Namens. Die von der in die Kunſtgeſchichte über⸗ 
gegangenen abweichende Schreibweiſe iſt ſchon von Schuchhardt 
für den am Leibnizhaus beſchäftigten Bildhauer hinreichend be⸗ 
zeugt, ſo daß ſie zu Bedenken keinen Anlaß geben dürfte. Den 
vollen Beweis liefert aber eine andere Eintragung. Das neben 
dem Bürgereidbuch geführte Bürgergeldregiſter beſagt nämlich: 

„Anno 1658, den 20. Septembris. Peter Küſter, ein Bild⸗ 
hauer alhie, gewinnet für ſich und ſeine Hausfrau Catharinen 
Schraders, von der Stolzenau bürtig, das Bürgerrecht alhie, 
thuet 75 Thaler, darauf zahlt er eod em uf Abſchlag 15 Thaler, 
erbietet ſich, Übriges auch innerhalb jahrs ter mins weiſe zu 
bezahlen, und weilen ſie drei Kinder, iſt eines mit eingenommen. 
Wegen der übrigen beyden will er den Herren ein ſteinern Thür⸗ 
gericht verfertigen und ſolches uf ſeinen Cuſten ans Rathaus bey 
der Schreiberey ufrichten, auch die Steine darzu hergeben ohne 
eintziges Entgelt, welches man acceptiret. 

Noch zahlt er per C. V. (unleſerlich) 2 Thaler. 

Noch zahlt er mit Arbeitslohn an der Thürſpreng für dem 
Rathauje 36 Thaler“. 

Die reſtlichen 22 Thaler müſſen ihm erlaſſen ſein, wohl weil 
die Arbeit wertvoller ausfiel, als man ſie als Entgelt für den 
Einkauf zweier Kinder erwarten durfte. 

Wir kennen die Köſterſche Arbeit, zeigt ſie doch noch Tafel 
XXII des Mithoffſchen Archivs für Niederſachſens Kunſtgeſchichte 
als ein von einer Juſtitia bekröntes, in den gotiſchen Fries ein⸗ 
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geſchobenes Stadtwappen über dem Rathauseingang am ber 
Köbelingerſtraße, eben an der im Bürgergeldregiſter genannten 
Stelle. Mehr noch. Wenn auch die Juſtitia zur Zeit unauffind⸗ 
bar iſt, ſo hat fich doch das Wappen erhalten. Man hat es bei 
der „Reinigung“ des Rathauſes von nichtgotiſchen Zutaten in 
zweifelloſer Würdigung ſeines Kunſtwertes im Hofe des alten 
Rathauſes unweit der urſprünglichen Stelle wieder angebracht 
(Tafel II, c). Die Arbeit gibt ſich ſo augenfällig als Köſterſches 
Werk zu erkennen, daß es dem gegenüber nicht verſchlägt, daß 
Redecker das Jahr 1688 für die Entſtehung angibt. Die 
Annahme eines Leſefehlers des nicht überall zuverläſſigen Chro⸗ 
niſter für 1658 liegt mehr als nahe. 


Über den Beruf des von Schuchhardt genannten vermut⸗ 
lichen Vaters, Heinrich Küſter, wiſſen wir bislang nichts. Es 
wird aber nicht von Unwidtigteit ſein, daß die Mutter, Mette 
Hanſemans, einer Familie entſtammte, aus der noch 1661 
Herman Hanſeman einer der wenigen iſt, die beide Bür⸗ 
gerbücher als Bildhauer und nicht mur als Steinmetz ober 
Maurer bezeichnen. 


Dafür, daß Adrian Simerding nicht fremdländiſcher Her⸗ 
kunft iſt, ſpricht allein ſchon, daß es zu ſeinen Lebzeiten nicht 
weniger als vier Bauhandwerker des gleichen Familiennamens 
in Hannover gibt. 


Der eine, Hans Simerding, Bürger ſeit 1660, war 
Dachdecker und ijt 1623 als einziger Sohn des Dachdeckers Hein⸗ 
rich Simerding im Knappenorte geboren. Später wurde er 
Schützenwirt und iſt möglicherweiſe der Stammvater der nach⸗ 
maligen Weinhändlerfamilie Siemering. Der andere, Jür⸗ 
gen Simerding, wurde 1653 für nur 40 Taler Bürger 
„weylen deſſen Eltern alhie Bürger geweſen“. Er leitete als 
Nachfolger Curt Kochs von Juni 1667 bis September 1669 die 
ſtädtiſchen Bauarbeiten, ohne anſcheinend als Ratsmaurer⸗ 
meiſter vereidigt zu ſein. An ſeine Stelle trat am 1. November 
1669 vorübergehend Adrian Simerding und im folgenden 
Frühjahr endgültig als Ratsmaurermeijter Wilhelm Si⸗ 
merding. Schon aus dieſer Abfolge darf man ſchließen, daß 
zwiſchen den drei Meiſtern ein engerer Zuſammenhang beſteht. 
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Jürgen Simerding war dreimal verheiratet und hatte aus 
zweiter Ehe neben zwei weiteren einen Sohn Johann Si⸗ 
merding, der 1680 das Haus ſeines damals geſtorbenen 
Vaters im Goldenen Winkel übernahm, um es 1690 dem Bild⸗ 
hauer Johann Jacob Uhle) zu überlaffen. Johann Si⸗ 
merding war Tiſchler (Bleibaum, S. 345), zog 1690 in das 
Nebenhaus und ſtarb dort 1729. 

Uber Wilhelm Simerding gibt das Bürgergeld⸗ 
regiſter von 1644 genauere Auskunft. „Den 15. Februarij be⸗ 
gehret das Bürgerrecht Wilhelm Simerding, deſſen Vater 
alhie ein Bürgers Sohn Goldſchmied⸗ Handwerks 
geweſen, dieſer aber ein Maurman. Giebt bar 10 Thaler, übrige 
40 Thaler wil und ſol er geben in 2 Jahren alle Quartale 
5 Thaler. Er bittet man möge Ihme 3 Jahr dazu indul- 
gir n, welches die Camerarij dahinſtellen, jo er jid) wol verhelt, 
weilen auch fein Vater Bürger geweſen“. Tatſächlich zieht jid) 
die Abzahlung von 36 Talern mehr als fünf Jahre hin, dann 
heißt es: 1649, Oktober 24., „übrige 4 Thaler ſeind ihm 
remittired, weilen ſeine Voreltern das Bürger⸗ 
recht alhie gehabt“. Wilhelm Simerding ſtammt alſo bereits in 
wenigſtens der dritten Generation aus einer alten Bürgerfamilie. 

Am 9. März 1670?) wurde er als Ratsmaurermeiſter ver⸗ 
eidigt. Sein Meiſterzeichen von dem in dieſem Jahre unter ſeiner 


1) Johann Jacob Uhle iſt ein Sohn des bisher als Bildhauer nicht 
bekannten (aber von Schuchhardt S. 149 bereits erwähnten) Gebhard Uhle, 
der 1670 im Hauſe des Gohgrefen von Engelboſtel in der Kreuzſtraße eine 
Bildhauerwerkſtatt eröffnete, zeitlebens aber das Bürgerrecht nicht erwarb. Gleich⸗ 
wohl erhielt er ſchon 1672 vom Rat den Auftrag füc eine große Wappen⸗ und 
Inſchrifttafel, die das Andenken an den durch Wilhelm Simerding erfolgten 
Neubau des Schnellen Grabens feſthalten ſollte. Da auch der Neubau der 
Brückmühle im Jahre 1670 durch den gleichen Ratsmaurermeiſter und unter 
den gleichen Bauherren erfolgte, darf angenommen werden, daß auch die jetzt 
an der Flußwaſſerkunſt angebrachte Gedenktafel (Schuchhardt Nr. 115) von 
Gebhard Uhle herrührt und nicht von dem ſchwer zu faſſenden Johann Arend 
Hoyer (Schuchhardt 109 — 114). Gebhard Uhles Bruder war wohl der in einem 
Nachbarhauſe wohnende Hoftiſchler Henning Uhle. Johann Jacob Uhle be⸗ 
trieb ſeine Kunſt nach dem Tode ſeines Vaters (1681) zunächſt weiter, ebenfalls 
ohne das Bürgerrecht zu beſitzen, bis ihn der Kauf des Simeringſchen Hauſes 
1690 zu deſſen Erwerbung zwang. 

) Die Jahreszahl fehlt im Amtseidebuch, iſt aber aus dem Lohnregiſter zu 
ergänzen. 
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Leitung erfolgten Neubau der Brüdmühle (Winkelmüller Nr.70) 
findet man heute an ber Flußwaſſerkunſt. 

Von 1644 bis 1647 wohnte er auf der Oſterſtraße (O 21), 
feit 1650 aber in der Burgſtraße im zweiten Haus rechts vom 
Tiefental, das er käuflich erwarb. Geheiratet hat er wenigſtens 
zweimal. Der erſten, in den Kirchenbüchern bislang nicht feſtzu⸗ 
ſtellenden Ehe entſtammte der Sohn und Erbe ſeines Hauſes, 
Adrian d. J., ſchon 1670 Mitarbeiter des Vaters und 1685 
noch am Leben, der zweiten, 1666 mit Jungfrau Sophie Roker⸗ 
hagen geſchloſſen, außer einer Tochter drei Söhne Bernd. 
(* 1667), Hans (11669) und Jürgen Wilhelm (* 1673), über 
deren Schickſale wir bislang nichts wiſſen. Er ſelbſt ſtarb Ende 
September 1681 (begr. am 29.). 

Zwiſchen Wilhelm und Jürgen Simerding ſteht dem Alter 
nach Adrian Simerding. Er erwarb das Bürgerrecht 
1649 unter denſelben Bedingungen wie ſpäter Jürgen. Daß 
auch er aus der Goldſchmiedefamilie ſtammte, wird uns ſein 
bisher ſo irreführender Vorname zeigen. 

Auch ohne Rückſicht auf den Gold ſchmiedeberuf kommen als 
Väter der drei Steinmetzen nur die beiden Brüder Jürgen und 
Chriſtoph Simerding in Betracht, denn der Dachdecker Heinrich 
Simerding hatte nur den einen Sohn Hans, der Hokenamts⸗ 
genoſſe Bartold nur eine Tochter. Chriſtoph aber läßt in den 
Jahren 1613 bis 1623 in der Marktkirche ſechs leider nicht mit 
Namen genannte Kinder, darunter vier Söhne taufen. Jürgen 
dagegen war aus Hannover fortgewandert, wahrte zwar durch 
Zahlung des Vorſchoſſes ſein Bürgerrecht, ſtarb aber doch, ver⸗ 
heiratet, im Sommer 1625 (Ratsprotokoll) außerhalb. Es iſt 
daher wahrſcheinlicher, daß Chriſtoph der Vater aller drei Stein⸗ 
metzen, als daß Jürgen der Vater des einen oder des anderen iſt. 

Chriſtoph wohnte ſeit 1610 an der Ecke der Knochenhauer⸗ 
und Kramerſtraße, in einem Hauſe (K 101), das der Vater 
an fid gebracht hatte, als Nachbar Gottſchalk Duves, der 1611 
aus der Dammſtraße in das Eckhaus des Mag. Rupert Ery⸗ 
thropel am Marktturm gezogen war, in dem Hannovers größter 
Bürger, Johann Duve, das Licht der Welt erblickte, dann aber 
das Simerdingſche Nachbarhaus (K 100) erwarb, das über ein 
halbes Jahrhundert in Duveſchem Beſitz blieb. Ende 1617 
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ſiedelte Chriſtoph Simerding m das vom Vater ererbte Haus 
in der Dammſtraße (K 56) über, hat aber an ſeinem Beſitz wohl 
keine rechte Freude gehabt, da er ihm, wie nach ſeinem frühen 
Tode im Jahre 1623 ſeiner Witwe, von dem Bruder und drei 
Schwägern, darunter den Goldſchmieden Werner Laffers aus 
Braunſchweig und Cord Otte ſtreitig gemacht wurde. Der ſich 
über ein Jahrzehnt hinziehende Prozeß mag ein ausreichender 
Grund geweſen ſein, daß die Söhne nicht den Beruf des Vaters 
und der Oheime, ſondern den eines älteren Vorfahren ergriffen. 

Der bereits erwähnte Vater der beiden feindlichen Brüder, 
Jürgen Simerding d. A., war 1578 Bürger geworden 
und in das Goldſchmiedeamt eingetreten, deſſen führender 
Meiſter damals Hans Knolle war. Wenn nicht von Hauſe aus 
bereits wohlhabend, muß er es bald zu Wohlſtand gebracht 
haben, wie es der Beſitz der zwei genannten Häuſer vorausſetzen 
läßt, und der Umſtand, daß er es ſich ſeit 1602 geſtatten konnte, 
in dem neuerbauten Patrizierhaus der Morenwegſchen Erben 
(Schmiedeſtraße 5) zu wohnen, in dem er 1614 ſtarb. Sein 
Werkſtattgenoſſe war ſeit 1592 ununterbrochen Adrian Preiß 
aus Braunſchweig, der 1586 das Bürgerrecht erworben und die 
Witwe des genannten Hans Knolle geheiratet hatte, damals 
aber Haus und Werkſtatt feinen Stiefkindern hatte räumen 
müſſen. Dieſe Werkſtattgemeinſchaft entſchleiert das Rätſel, wie 
Jürgen d. A. Enkel zu dem damals ſeltenen Vornamen gekom— 
men iſt, und damit fällt die ganze Legende von der holländiſchen 
Herkunft Adrian Simerdings endgültig zuſammen. 

Adrian Simerding war ſeit 20. September 1649 mit 
Urſel Hoffmann anſcheinend kinderlos vermählt, da die Kirchen- 
bücher der Marktgemeinde, in der er wohnte, ſeit 1659 in der 
Diterftraße (0 20), Kinder aus dieſer Ehe nicht verzeichnen. 
1670 heiratete er, zum zweiten Male, Jobſt Mehlbaums Tochter 
Catharine, und es iſt bezeichnend, daß bei der einzigen Tochter 
dieſer Ehe Johan Du ve Gevatter ſtand, zeugt dies doch von 
einer freundſchaftlichen Geſinnung, die vielleicht ſchon auf die 
Eltern und Großeltern zurückreicht. Adrian ſtarb als erſter der 
drei Steinmetzen ſchon am 4. Februar 1673. Ein jüngerer Adrian, 
der bald darauf, 1675, 1678 und 1681 Kinder taufen läßt, 
wurde bereits als Sohn Wilhelms erwähnt. Einen „Kontrafeiter“ 


— 76 — 


Simmerding nennt A. v. Boehn (im Sachſenſpiegel 1927, 
S. 68) als 1698/99 in Celle tätig. Den letzten Simerding, der 
künſtleriſch tätig war, erwähnt Beibaum, S. 361, bezeichnender 
Weiſe mit einer Goldſchmiedearbeit. Es war der Bildhauer 
Georg Heinrich Simerding, der ſeit 1752 als Inquiline in Han⸗ 
nover lebte, dann aber ſein Fortkommen als Soldat fudte und 
ſeitdem verſchollen iſt. 


Es wurde oben geſagt, daß die drei Goldſchmiedeſöhne 
ihren Steinmetzberuf als den eines älteren Vorfahren ergriffen. 
Die große Sonnenuhr, die im Jahre 1555 der Goldſchmied 
Hans Bünting konſtruierte, wenn auch nicht, wie Redecker zu be⸗ 
richten weiß, ſeiner Vaterſtadt ſchenkte, trägt außer den Ini⸗ 
tialen und der Hausmarke des Erfinders, wie Winkelmüller 
(Nr. 49) feſtſtellte, zwiſchen den Buchſtaben A. S., um deren Auf⸗ 
löſung fid) ſchon mancher vergeblich bemühte, auch ein Steinmetz. 
zeichen. Dieſes Meiſterzeichen aber iſt dasſelbe, das Schuch⸗ 
hardt auf zwei Grabſteinen (Nr. 7 und 8) feſtſtellen konnte, die 
(mit Nr. 101) die lange, ſich über 150 Jahre erſtreckende Reihe 
jener Denkmäler eröffnen, die es erlauben, von einer eigenen 
Hannoverſchen Bildhauerſchule zu ſprechen. Das Zeichen ſtellt 
eine Verbindung des Buchſtaben A mit jener Grundfigur bar, 
die ich als Kern faſt aller hannoverſchen Steinmetzmarken 
bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts feſtgeſtellt habe. 


Wer der Meiſter A. S. war, überliefert uns die nun doch 
noch aufgefundene Rechnung über den Pipenborn von 1551, 
deſſen erhaltenen Beſtandteile ich vor einigen Jahren wieder zu⸗ 
ſammenbringen konnte. Sie findet ſich in dem ſogenanntem 
Bornguldenregiſter, das ſonſt nur über die Verwendung der 
Waſſerleitungsabgaben Rechnung ablegt, anſtatt, wo man ſie 
zunächſt ſuchen mußte, im Lohnregiſter, bas die aus Kämmerei⸗ 
mitteln für Bau- und ähnliche Zwecke verausgabten Summen 
verrechnet. Wir erfahren aus ihr, daß die im Kämmereiregiſter 
im ganzen als Koſten des neuen Pipenborn verzeichnete Summe 
von 2643 T nicht für den Brunnen allein, ſondern für 
eine völlige Umgeſtaltung der Waſſerverteilungsanlagen unter 
der Leitung eines Hildesheimer ungenannten Meiſters gedient 


1) Die Rr. 9, 11— 14 müſſen wohl einer anderen Hand zugewieſen werden. 
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hat. Wir erfahren weiter, daß dieſer Hildesheimer auch vier 
Bildtafeln für den Pipenborn geſchaffen hat und finden damit 
den früher von mir behaupteten Zuſammenhang mit dem Hil⸗ 
desheimer Marktbrunnen beſtätigt. Den Brunnen als ſolchen 
aber ſchuf der Steinmetz Arndt Simerding, der vier 
Jahre vorher, 1547, das Hannoverſche Bürgerrecht erworben 
hatte, Ende 1565 aber mit Hinterlaſſung zweier bereits ge⸗ 
ſchäftsfähigen Söhne und mehrerer unmündigen Kinder ſtarb. 
Zu letzteren dürfte der ſpätere Goldſchmied Jürgen Simerding 
d. A. gehört haben. 

Der Brunnen beſtand aus einem achteckigen unteren Becken, 
das ſich aus acht Bildtafeln und ebenſoviel Eckpfoſten zuſammen⸗ 
ſetzte. Aus dieſem Becken erhob ſich eine Mittelſäule, die vier 
„Lauwen“ (das ſind wohl Löwenköpfe als Waſſerſpeier) und 
ein zweites Becken trug, das Ganze wurde gekrönt von dem 
oberſten Mann, dem bekannten „Hänschen auf dem Pipenborn“. 

Das Steinmaterial für die Geſamtanlage kam in 47 Fuhren 
aus den Oberkirchener Steinbrüchen; für jede war den „Herren 
von Schomborch“ eine Sonderabgabe von 6 839 O Berggeld zu 
entrichten geweſen. Das erſcheint nun deswegen wichtig, weil man 
bis dahin im allgemeinen das Steinmaterial für ſtädtiſche Bau⸗ 
lichkeiten nicht von dort bezog, vielmehr den Bruchſtein vom 
Lindener Berge und Steinplatten aus den Barſinghäuſer Brü⸗ 
chen holte. 

Es iſt hier nicht der Ort, die von Schuchhardt zuſammen⸗ 
geſtellte Denkmalsfolge in ihrer grundlegenden Bedeutung einer 
erneuten Würdigung zu unterziehen oder ſtiliſtiſch zu unterſuchen, 
welche von den erhaltenen Brunnentafeln zu ihr gehört und 
welche dem Hildesheimer Meiſter zuzuteilen ſind. Die Tat⸗ 
ſache aber, daß Arnt Simerding bereits ſein Steinmaterial aus 
den Obernkirchener (Schaumburger) Brüchen bezog, geſtattet 
uns den ſonſtigen Beziehungen der hannoverſchen Steinmetzen⸗ 
kunſt zum weſtlichen Nachbargebiet nachzugehen. 

Im Jahre 1575 rüſtete man ſich, das Rathaus neuzeitlich 
auszugeſtalten. Urſprünglich ſcheint es ſich nur um eine Erweite- 
rung der Schreiberei gehandelt zu haben, die man dadurch zu⸗ 
ſtande zu bringen gedachte, daß man die Jakobikapelle im älteren 
Teil des Rathaufes beſeitigte und eine Auslage nach der Markt⸗ 
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ſtraße zu ſchuf. Für bie Ausführung der Steinmetzarbeiten 
wählte man Meiſter Friedrich Meerman (aud Meier⸗ 
mann) aus Petershagen, der 1572 hannoverſcher Bürger ge⸗ 
worden war. Dieſe Arbeiten waren im weſentlichen mit Ein⸗ 
bruch des Winters beendigt, anſchließen ſollte ſich die Aus⸗ 
malung des großen Saales, des „overſten Dantzehuſes“, für 
die man zwei Braunſchweiger Maler, Hans Rolappe und 
Friedrich Koken gewann, die die Arbeit mit zwei Geſellen für 
36 Taler gleich 54 Gulden, ohne Materialkoſten, liefern wollten. 
Mittlerweile war aber Herzog Erich d. J. zu ſeiner zweiten Ehe 
mit Dorothea von Lothringen geſchritten und wünſchte ſeiner 
jungen Frau einen beſonders feierlichen Empfang in den Braun⸗ 
ſchweigiſchen Landen zu bereiten. Hannover war bereit, das ſeinige 
dazu zu tun, und entſchloß jid, am Marktplatze dem Rathaus 
eine zweite Auslage zu geben, die, ganz dem großen Ereignis 
gewidmet, im Laufe des Sommers 1576 vollendet ſein mußte. 
So iſt in dieſem Jahre Hannover ein Sammelpunkt wandern⸗ 
der Steinmetzen, wir finden ſolche aus Antwerpen, Coesfeld, 
Mühlhauſen, Drakenburg, Schmalkalden, Gröningen, Osna⸗ 
brück, Helmſtedt, Brüſſel und Namur. Je zwei kommen aus 
Soeſt, Stadthagen und Bremen, vier oder fünf aber aus 
Münſter, deſſen Steinmetzkunſt damals in beſonders gutem Rufe 
ſtand, von einem weiteren Dutzend Geſellen wiſſen wir die Her: 
kunft nicht. Der Arbeitslohn war hoch, gegen fünf oder ſechs 
Groſchen täglich, die man ſtadthannoverſchen Meiſtern zu ge⸗ 
währen pflegte, bekam ſchon der einfache Geſelle deren ſieben, 
beſonders tüchtige acht, und ſchließlich kamen noch drei Bild- 
hauer hinzu, denen man einen halben Gulden gleich 10 Groſchen 
zubilligte. Es ſind Adam von Treſen (Dresden?), der 
elf Wochen, Johan Helman, der neun Wochen, und endlich 
Arndt Bukop, der nur drei Wochen mitarbeitete. Von 
Johan Helman wird beſonders vermerkt, daß er das felderreiche 
Wappen der Herzogin gefertigt habe. An Farbe und Vergol— 
dung wurde nicht geſpart. Der Ratsapotheker lieferte für nicht 
weniger als 442 Gulden „Goldt, Sulver, Farbe und dergeliken“, 
Friedrich Koken übernahm für 21 Gulden „de Uthlage ahm 
Markede inwendige ahm overſten Dantzehuſe, den Pipenborn 
anthoſtrikende und de Wapen ahn der Hogenmeigen tho vor⸗ 
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nihende“. Hans Rolappe hatte bereits für 16 Taler bie Aus⸗ 
lage an ber Marktſtraße „angeſtrichen und vermalt“ und konnte 
ſich nun mit Henrik Bone von Minden in nochmals 50 Taler 
gleich 90 Gulden teilen, um „de Uthlage ahm Markede und 
dat Bilde up dem Pipenborne tho verguldende und mitt mal⸗ 
werke tho verfertigende“, Wir vermerken dieſe Einzelheiten, weil 
ſie die hohe Bewertung farbigen Schmuckes und ſeiner rein 
handwerklichen Herſtellung gegenüber den Steinmetzarbeiten gut 
erkennen laſſen, entfällt doch allein aus dem letzten Betrag 
(90 Gulden) auf jeden der beiden beteiligten Meiſter für wenige 
Tage Arbeit das neunzigfache des DIN Bildhauer- 
tagelohnes. 

Wie das Rathaus nach biejen in überaus ralem Tempo 
hergeſtellten Verſchönerungen ausſah, zeigen die in der vor⸗ 
mals Königlichen Bibliothek bewahrten Aufriſſe des Ingenieurs 
Hoffmann (Abb. Gbl. XI, 270 ff.), die wohl nach der deutlich 
auf ihnen befindlichen Jahreszahl 1722 datiert werden dürfen. 

Meermanns Geſellen zogen nach beendeter Arbeit weiter, er 
ſelbſt blieb in Hannover und muß noch manches Werk vollendet 
haben, ehe er 1584 ſtarb. Ob er als Bildhauer im eigentlichen 
Sinne tätig geweſen ilt, ſteht dahin. Die Art der Arbeitsver- 
teilung bei den Rathausverſchönerungen von 1576 erlaubt es, 
ihn mehr als Architekten anzuſehen, und ſo iſt es vielleicht 3u- 
läſſig, das 1583 vollendete Haus der Stege, jetzt Hahnſche 
Buchhandlung, deſſen weſtfäliſcher Einſchlag unverkennbar iſt, 
mit ſeinem Namen in Verbindung zu bringen. 

Das geräumige Haus der Stege wurde von ſeinen Eigen— 
tümern, die auf dem Edelhofe in Ricklingen ſaßen, zunächſt nicht 
ſelbſt bewohnt, vielmehr von einem Meiſter Hans Nottelman. 

Meiſter Hans Nottelman d. A. iſt, wie wir ſehen werden, 
identiſch mit jenem Bildhauer, den die ſtädtiſchen Lohnregiſter 
nur Meiſter Hans den Steinhauer nennen und der auch unter 
dieſer Bezeichnung 1586 das Bürgerrecht erwarb 1). 1588 wurden 
ihm die Steinmetzarbeiten an beiden Sielen bei der Klickmühle 


1) Eine in Gbl. XXIX 4 angenommene Identität mit dem einen der 
beiden Hans Behre (Berndes) crweiſt ſich unmöglich, da beide Hans Behre mit 
M. Hans dem Steinmetzen enge in ein und denſelten Rechnungen 
aufgeführt werden. | 


überiragen, von denen bas eine nod erbalten iit. Unter jeiner 
Leitung arbeiteten bamals u. a. Hans und Heinrid von Stadt: 
hagen, Luleff von Bielefeld und Bernd von Bentheim. Hans 
von Stadthagen hat dabei das noch vorhandene Türmchen 
aufgeführt, Bernd von Bentheim den „Man up dem 
Torn“, deſſen Fußſtümpfe noch erkennbar find, gefertigt ). 
Meiſter Friedrich, vielleicht jener Friedrich Koken aus Braun⸗ 
ſchweig 2), den wir 1576 kennen lernten, die Wappen an beiden 
Sielen, wie den Mann auf dem Turm, unter reichlicher Ver⸗ 
wendung von Gold farbig gefaßt. 


Meiſter Hans der Steinhauer gehört nicht zu den ſtändig 
von den ſtädtiſchen Bauherren beſchäftigten Meiſtern. Es ſind 
vielmehr Sonderaufgaben, die ihm jeweils im ganzen verdungen 
werden, ſo nach dem Tode Dirik Berndes die Vollendung des 
Steintorgiebels, 1602 Fenſterpfoſten für die Neue Schenke auf 
dem Rathauſe, und 1605 die Fenſterrahmen der Ratſtube. Dieſe 
Fenſterrahmen nun ſind dieſelben, die man bei der Purifizierung 
des Rathauſes durch Haſe zwar entfernte, aber doch wieder zum 
Aufbau des Hauſes Hinüberſtraße 2 verwendete. Dorthin kam 
aber auch das Relief eines Stadtwappens, deſſen weniger gut 
erhaltenes Pendant ſich im Vaterländiſchen Muſeum befindet 
(Tafel II, a), und dieſe beiden Wappen wieder ſtammen augen⸗ 
ſcheinlich von der gleichen Hand, die 1603 die Stiftertafel für die 
Schule in Biſſendorf geſchaffen hat. Dieſe Tafel (Schuchhardt 
Nr. 31) trägt außer dem Zeichen auch die Initialen des Stein⸗ 
metzen H. N., den vollen Namen nennen aber wiederholt die 
Baurechnungen der Marktkirche, Hans Nottelman, und 
ſo darf man wohl annehmen, daß ſich auf die beiden Wappen⸗ 
reliefs die Rechnung im ſtädtiſchen Lohnregiſter vom 6. Oktober 
1610 bezieht, nach der Meiſter Hans Nottelman der Steinhauer 
für Arbeiten auf der Schriberie mit 9 Gulden bezahlt wird. 


1) Damit erledigt fid) die bereits (Gbl. XXX 190) angezweifelte Gleich- 
ſetzung mit dem „Hänschen up dem Pipenborn“. 

2) Es ijt um deswillen wahrſcheinlich, weil auch der Braunſchweiger Hans 
Rolappe in Hannover geblieben war und noch 1584 auf dem Rathauſe be⸗ 
ſchäftigt wird. Möglicherweiſe aber iſt der genannte Meiſter Friedrich ſchon jener 
Meiſter Hans Friedrichs aus Hildesheim, der mit drei Söhnen und zwei Ge: 
ſellen in den Jahren 1592 — 95 die Kreuzkirche ausmalte. 


—— 


Meiſter Hans Nottelman, der, wie ihn ſein Meiſterzeichen 
als Zugewanderten erkennen läßt, wohl einer angeſehenen Fa⸗ 
milie des Ravensberger Landes, in Vlotho war ſie damals 
zerbgeſeſſen“, entſtammte, ijt ausweislich des Marktkirchen⸗ 
buches am 22. April 1614 begraben, ſeine Witwe folgte ihm am 
12. Februar 1618. Im Jahre 1602 hatte er das Haus auf der 
Brücke, das ſich an das zwei Jahre zuvor erbaute Leintor nörd⸗ 
lich anlehnte, gebaut, und auch die große Wappentafel, die ſo 
prächtig war, daß man ſie nach dem Abbruch des Leintores im 
Jahre 1680 am Neuen Tore unter dem Eckturm wieder ver⸗ 
wendete, zeigt noch in der beſſeren der beiden Zeichnungen (dieſe 
in Reiches „Inscriptiones“ Hdſch. 145 des Stadtarchivs) ge⸗ 
nügend Einzelzüge, die erlauben, ſie der Hand Meiſter Nottel⸗ 
mans zuzuweiſen, und man wird annehmen dürfen, daß ſich das 
Nottelmanſche Haus dem Torgebäude auch künſtleriſch angepaßt 
haben wird. 

Die Zahl der nach Schuchhardt dem Meiſter H. N. zuzu⸗ 
weiſenden Grabdenkmäler iſt außerordentlich groß. Sie ſind ge⸗ 
wiß nicht alle ganz eigenhändig und es ſcheint, als ob ſich Nottel⸗ 
man der Hülfe eines Meiſters Zacharias bedient hat, der nur 
einmal in den Rechnungen mit einer ſelbſtändigen Arbeit er⸗ 
ſcheint, dem Wappenſtein an der Kreuzkirche (Schuchhardt 
Nr. 33). Weiter kommt Nottelmans Werkſtatt aber für die 
Steinmetzarbeiten der großen Giebelbauten in Betracht, die ſo 
charakteriſtiſch für das erſte Jahrzehnt des 17. Jahrhunderts 
in Hannover find. Hatte er bod) ſchon 1592 ben Compartimenten⸗ 
Giebel des Steintores geſchaffen, und zeigt die leider allein 
erhaltene Volgerſche Wappentafel des größten Hauſes dieſer 
Art an der Ecke der Markt⸗ und Röſelerſtraße deutlich ſeine Hand. 

In den letzten Jahren ſeiner Tätigkeit wird ihn ſein gleich⸗ 
namiger Sohn unterſtützt haben, denn ſchon im Lohnregiſter von 
1615 erſcheint dieſer als Lieferant von Fenſterſäulen und gleich⸗ 
zeitig im Klickmühlenregiſter als Verfertiger der ſchönen, noch an 
der Flußwaſſerkunſt befindlichen Wappentafel dieſes Jahres +). 
Sie zeigt (Tafel II, b) im Ornamentalen große Selbſtändigkeit 
gegenüber den Arbeiten des Vaters, leider reicht ſie aber nicht 

*) Die Lieferungen für Celle, bie v. Boehn a. a. O. für die Jahre 1610 
bis 1615 nachweiſt, müſſen fid) auf beide Meiſter verteilen. 
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aus, um aus der großen Fülle der Produktion ber nächſten 
Jahrzehnte den Anteil Nottelmans des Jüngeren mit Sicherheit 
herauszuziehen. Beträchtlich muß dieſer Anteil ſein, ſtarb doch 
nach dem Marktkirchenbuch der jüngere Hans Nötelman!), 
der Steinmetz, erſt am 15. März 1646. 

Das väterliche Haus am Leintor hatte er erſt im Jahre 
1640, gegen Ende ſeines Lebens, bezogen, bis dahin hatte es 
ſeine mehrmals verheiratete Schweſter Ilſabe bewohnt, wäh⸗ 
rend er ſelbſt das Haus K 77 an ber Ede der Kramerſtraße, 
am Markte, den Duve⸗ und Siemerdingſchen Häuſern gegen⸗ 
über inne hatte. Bemerkenswert iſt, daß die Frau, die ihn über⸗ 
lebte, eine Schweſter, Catharina, jener Mette Hanſemanns war, 
die Peter Köſters Mutter geweſen zu ſein ſcheint. Als ſie ſtarb, 
erbte ein anderer Neffe von Hanſemannſcher Seite Haus und 
Werkſtatt, der ſchon einmal flüchtig genannte Bildhauer Her⸗ 
mann Hanſemann, der 1661 Bürger wurde. 

Jeremias Sutel, dem die Wappentafel von 1615 
bisher irrtümlich zugeſchrieben wurde, ſcheint erſt drei Jahre 
ſpäter nach Hannover gekommen zu fein, und zwar als Geſelle 
des Bildhauers und Ingenieurs Jonas Wulff aus Hildes⸗ 
heim, dem die Neuanlage des Pipenbornes übertragen war. 
Die erhaltene Baurehnung berichtet nämlich, und das ijt, ab- 
geſehen von den Nachrichten über ſein tragiſches Ende, das 
einzige, was ſich urkundlich über ihn bislang hat finden laſſen, 
daß Jeremias Sutel, nachdem er eine Zeitlang vergebens ſich 
nach Arbeit umgeſehen hatte, ſich erbot, den noch nicht ganz 
vollendeten Brunnen durch zwei urſprünglich nicht vorgeſehene 
„mannsgroße“ Bildwerke zu bereichern. Es ſind dies offenbar 
die beiden Tafeln im Hofe des ehemaligen Brauergildehauſes, 
die dorthin zuſammen mit der Wulffſchen Schrifttafel gekom⸗ 
men ſind und ſicher nicht von Wulff ſelbſt herſtammen. Von 
dem Ausſehen des Wulffſchen Pipenbornes können wir uns eine 
ſichere Vorſtellung noch nicht machen. Die von Riemer (Gbl. 
XVII, 263) mitgeteilte Abbildung ſtellt ja erſt den Brunnen von 
1719 dar, und es berechtigt nichts zu der Annahme, daß Geſtalt 
oder weſentliche Teile vom älteren Brunnen auf dieſen über⸗ 
nommen wurden. Jedenfalls war der Wulffſche Aktäon keine 


1) Dieſe Schreibweiſe findet fic) für Vater und Sohn auch ſchon früher 
gelegentlich. 


— 88 — 


Bronzearbeit und damit erübrigen ſich Riemers Sentiments 
über die Kunſt bes Woriaen de Vries, denn für eine Bronzefigur 
würden dem Notgießer Heinrich die Hörner nicht beſonders in 
Auftrag gegeben ſein, wie es laut Rechnung — „die Hörner 
zu machen uff dem oberſten Bilde, fo gewogen 12 € minus. 
1 Vertel“ — tatſächlich geſchehen ijt. 

Unbaltbar tit auch die Schuchhardtſche Vermutung, daß 
Ludeke Witte ein Schüler Sutels geweſen ſei, denn Witte 
kam erſt 1632, alſo nach Sutels Tode, aus Stadthagen nach 
Hannover. Wenn er danach in der Hauptzeit des Sutelſchen 
Schaffens nicht in Hannover geweſen ijt, fo könnte er doch aus 
der Stadt ſtammen, denn 1616 kam ſchon ein Ludolf Witte bei 
einem Bauunfall ums Leben und die vorhergehenden Jahr⸗ 
zehnte nennen mehrere Bauhandwerker des gleichen Familien⸗ 
namens, andererſeits iſt aber der Name Witte in Stadthagen 
und den benachbarten Dörfern nicht ſelten. Er bezog bas 
Haus, das bis 1629 der Tiſchler und Bildſchnitzer Jürgen 
Blome, einer der meiſtbeſchäftigten Kunſthandwerker ſeiner 
Zeit (vgl. Gbl. XXIX, 287) bewohnte und feinem Schwieger⸗ 
ſohn Tönnies Kolvenrodt hinterlaſſen hatte. Daran knüpft 
ſich eine intereſſante Beziehung. Denn Tönnies Kolvenrodt 
wieder war der Schwiegervater Johann Duves, und ſo 
kam es, daß Witte zehn Jahre ſpäter den Auftrag für den 
Duve⸗-Kolvenrodtſchen Stifterwappenſtein für das Waiſen⸗ 
haus erhielt, der heute noch im Treppenhaus der alten London⸗ 
ſchenke zu ſehen iſt. Es iſt wohl nicht ganz unweſentlich, daß die 
Frau des großen Handelsherrn ebenſo wie dieſer ſelbſt, näm⸗ 
lich mütterlicherſeits, aus einer Bauhandwerkerfamilie ſtammt. 
Wenn wir die nachbarlichen Beziehungen zur Familie Stme- 
ring hinzurechnen, mag ſich das unermüdliche Wirken des be— 
deutenden Mannes für bas Bauweſen ſeiner Vaterſtadt aus er- 
erbter Neigung vielleicht befriedigender erklären, als lediglich 
aus von Spekulationsſucht nicht freier geſchäftlicher Tüchtigkeit. 

Naturgemäß iſt die Zeit des dreißigjährigen Krieges dem 
Bau bürgerlicher Monumentalbauten nicht günſtig geweſen, und 
es kann nicht Wunder nehmen, daß nach dem Hauſe der Väter erſt 
dreißig Jahre ſpäter, 1652 mit dem Leibnizhauſe eine 
Steinfaſſade erſcheint, die den Hannoverſchen Bildhauern ein 
reiches Feld der Betätigung bot. 
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Der Architekt biejes unvergleichlichen Wunderwerkes war 
zweifellos Hinrich Alfers, deſſen Marke ſich zweimal an 
bevorzugter Stelle findet. Merkwürdiger Weiſe ſind über die 
Herkunft dieſes Meiſters Vermutungen bisher nicht laut ge⸗ 
worden. Wir können feſtſtellen, daß er, der am 16. März 1658 
ſtarb, am 14. September 1630 Anna, Johann Jürgens Tochter 
geheiratet und das Häuschen ſeines Schwiegervaters im Pott⸗ 
hof bezogen hat, das er zeitlebens bewohnte. Schon 1631 iit er 
unter Meiſter Chrijtoffer Dieſtels Leitung bei den Wiederher⸗ 
ſtellungsarbeiten an der Kreuzkirche beteiligt, und ſchon vorher 
finden wir ihn, ſeit 1625 wiederholt als Mitarbeiter des Rats⸗ 
maurermeiſters Hinrich Pape, des Sohnes jenes Joachim Pape, 
der das Haus der Väter aufführte. Und ſo ſpannt ſich zwiſchen 
den beiden, ein Menſchenalter auseinanderliegenden großen 
Bürgerbauten eine feſte Brücke. Denn als das ältere Haus ent⸗ 
ſtand, muß Hinrich Alfers bereits ſo alt geweſen ſein, daß er es 
mit den Augen des Fachgenoſſen hat emporwachſen ſehen, wenn 
er nicht gar ſelbſt daran mitgearbeitet hat. 

Hinrich Alfers, Georgs Sohn, ſcheint ebenfalls aus einer 
alten Bauhandwerkerfamilie zu ſtammen, denn ſchon der Groß⸗ 
vater Herman Alvers kaufte 1561 und 1562 zwei Häuſer, 
die an das damals größte Hausgrundſtück Hannovers grenzten, 
das ehemalige St. Annenhaus an der Oſterſtraße (O 155), 
deſſen gewaltiger Hof zahlreichen Bauhandwerkern, die ſich um 
ihn herum anſiedelten, als Werkſtatt diente. 

So verkaufte Jürgen Alvers das eine der beiden Häuſer, 
O 147, im Großen Wulfeshorn 1596 an den Zimmermeiſter 
Hinrich Pape d. A., einen Bruder Joachims, der 1624 ſtarb. In 
der dazu gehörigen Bude, O 148, wohnte ſeit 1645 Meiſter 
Dietrich Stünkel, der Ratszimmermeiſter, dann deſſen Schwie⸗ 
gerſohn Carſten Heinſohn (Meiſter C. H. S.) und eine ganze 
Reihe Bautiſchler bis ins 19. Jahrhundert nach ihnen. Neben 
dem anderen Alfersſchen Hauſe, O 156, wohnte ſeit 1609 bis zu 
ſeinem Tode (1622) Meiſter Joachim Pape 1). 


1) Es iſt für die damaligen Verhältniſſe kennzeichnend, daß die Bau⸗ 
betriebe Familienbetriebe waren. Die Abfolge von Vater und Sohn haben 
wir, ebenſo wie das Zuſammenwirken mehrerer Brüder, bereits wiederholt ver⸗ 
folgen können. Zu den umfangreichſten Betrieben dieſer Art muß der Papeſche 


— 85 — 


Von ben Meiſtern, die dem Architekten Hinrich Alfers bet 
der künſtleriſchen Ausgeſtaltung des Leibnizhauſes geholfen 
haben, war bislang nur jener Peter Köſter bekannt, von 
dem unſere Ausführungen ihren Ausgang nahmen. Die jüngſte 
Inſtandſetzung der Faſſade hat aber noch die Steinmetzzeichen 
zweier anderer Meiſter zu Tage gefördert, von denen ſich das 
eine dank der dabei befindlichen Initialen als das des Stein⸗ 
metzen Ludolf Fiene hat feſtſtellen laſſen, den das gleiche 
Zeichen (Winckelmüller Nr. 56, Schuchhardt Nr. 84) als künſt⸗ 
leriſch tätigen Bildhauer und Nachfolger Ludolf Wittes 
erweiſt. Es wird noch Aufgabe der kunſtgeſchichtlichen Forſchung 
ſein, aus dem Kreiſe des „Bartelsmeiſters“ und der „Köſternach⸗ 
folge“ den Fieneſchen Anteil an der Hannoverſchen Denkmals⸗ 
kunſt und damit auch den am Leibnizhauſe genauer zu beſtim⸗ 
men. Ludolf Fiene entſtammt einer weitverzweigten Ratsdiener⸗ 
familie, er erwarb 1647 das Bürgerrecht, wohnte auf dem 
Speden und ſtarb 1660. 

Für das andere Zeichen kommt in erſter Linie der von 
Schuchhardt (S. 136) erwähnte Steinmetz Hans Fröme⸗ 
ling (T 1666) in Betracht, der ſchon 1632 häufig in den Lohn⸗ 
regiſtern genannt wird, demnach ein Altersgenoſſe von Hinrich 
Alfers war. Auch er ſtammt, als Sohn Hinrich Fromelings, der 
gelegentlich als Geſelle Joachim Papes genannt wird, aus einer 
alten Bauhandwerkerfamilie, jedoch von untergeordneter Be⸗ 
deutung. | 

Kommen wir zum Schluß, fo können wir feſtſtellen, daß es 
ein durch Verwandtſchaft und Nachbarſchaft in ſich vielfach ver⸗ 
bundener, eng geſchloſſener Künſtlerkreis iſt, deſſen Schaffen in 
der Meiſterleiſtung des Leibnizhauſes gipfelt, der ſich dauernd 
aus ſich heraus rekrutiert und ſeine Anregungen aus den Erfah⸗ 
rungen des dem Steinmetzen vorgeſchriebenen Wanderlebens, 
nicht aber aus der Heranziehung fremdländiſcher Meiſter ſchöpft. 
Dieſer Kreis hat, wie ſchon Schuchhardt nachweiſen konnte, weit 
über Hannover hinaus gewirkt, und dabei iſt wohl von be— 


gehört haben. Als 1584 auf der Kreuzkirchenwedeme eilig eine Mauer errichtet 


werden muß, übernehmen die Arbeit nicht weniger als vier Papes, die ſämt⸗ 
lich bereits Meiſter find, Chriftoph, anſcheinend der Vater, Bernt, Hanß und 
Jochim; ſchon 1547 werden Bernt und Cord Pape als Dachdecker genannt. 
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ſonderer Wichtigkeit bie induſtriemäßige Herſtellung von Bau⸗ 
zieraten, insbeſondere Fenſterſäulen, die von den Nottelmans 
ausgehend, zuletzt von dem Barſinghäuſer Tile Sufft (F 1681) 
geübt wird, den man, da Barſinghauſen der Urſprungsort des 
hauptſächlich in Hanover verwendeten, kunſtmäßig zu be⸗ 
arbeitenden Steinmaterials iſt, wohl zu den Einheimiſchen rech⸗ 
nen darf. Noch 1671 — 74 hat Tile Sufft, der 1655 in Hannover 
Bürger geworden war und ſeine Werkſtatt rückwärts angrenzend 
an den Nottelmanſchen Hof, auf der Rademacherſtraze (bem 
Stovenweg) hatte, noch Sandſteinarbeiten zum Celler Schloß ge⸗ 
liefert. Die durch ſolche Lieferungen geknüpften Beziehungen 
werden ſicherlich in manchen Fällen auch zur Erteilung von Auf⸗ 
trägen für Denkmäler geführt haben. Man wird aber auch nicht 
außer Acht laſſen dürfen, daß gerade Grabdenkmäler vielfach 
bereits am Urſprungsorte des Steines aus Transportrückſichten 
weitgehend vorboſſiert zu werden pflegen. Barſinghäuſer und 
Stadthagener Steinmetzen werden alſo häufig im Beſitz von 
Werkzeichnungen hannoverſcher Künſtler geweſen ſein, die ſie 
möglicherweiſe für direkte Aufträge, ſei es aus dem Orte ſelbſt 
oder aus ſolchen, für die, wie Wunſtorf oder Ronnenberg, der 
Transport über Hannover einen Umweg bedeutete, verwendeten. 
Damit würden ſich die Schwächen mancher derartiger Werke bei 
unbeſtreitbarem Zuſammenhang mit ber hamoverſchen Produk⸗ 
tion leicht erklären 1). 

) Dafür, daß auch derartige geringwertige Erzeugniſſe ihren Weg nach 
Hannover ſelbſt fanden, bietet die alte Kanzel der Kreuzkirche ein intereſſantes 
Beiſpiel. Der Droſt Claus von Münchhauſen auf Apelern hat für die dortige 
Kirche und für ſein Gut Lauenau Steinmetzen ausgiebig beſchäftigt. Als in den 
Jahren 1591 — 1595 die Kreuzkirche in Hannover neu ausgeſchmückt wurde, 
ſtiftete er, ber die beiden Kreuzkirchenhäuſer auf der Burgſtraße (L 253) mietweiſe 
inne hatte, dorthin eine Kanzel, die nach dem Bauregiſter der Kreuzkirche ein 
Meiſter Andreas von auswärts brachte und aufſtellte. Dieſe Kanzel iſt noch er⸗ 
halten, denn als 1659 der Bürgermeiſter Henning Lüdecke der Kreuzkirche eine 
neue Kanzel, anſcheinend von der Hand Adrian Simerdings d. A., die Vor⸗ 
gängerin des Zieſenisſchen, ſtiftete (Kotzebues Chronik S. 98), erbaten ſich die 
Münchhauſen die alte Kanzel zurück und ſchenkten ſie nach Lauenau, wo ſich ihre 
Teile, eines demnächſtigen Wiederaufbaus harrend, noch befinden. Die Kanzel 
wände, fünf Seiten eines Siebeneckes, zeigen beiderſeits eines von den Wappen 
des Stifters flankierten Kruzifixus die vier Evangeliſten, die Treppenwände, von 
denen nur noch zwei (von vieren?) erhalten find, Prophetenfiguren. Der Ein⸗ 
fluß Nottelmans d. A. ſcheint mir unverkennbar, die Signatur auf dem Kreuzes⸗ 


ftamm ZB weift aber auf jenen fremden Meiſter Andreas, der die Kanzel in 
Hannover aufſtellte, auch als den ausführenden Bildhauer. 
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Geſchichte ber niederdeutſchen Sprache. 


Bon Oberſtudienrat Dr. Knigge in Jever. 


Ein Vortrag. 

Was heißt niederdeutſch? Niederdeutſch iſt der Gegenſatz 
zu hochdeutſch, wie Niederdeutſchland einſt der Gegenſatz zu 
„Hochdeutſchland“ — Oberdeutſchland war. Das Wort hat fid 
eingebürgert, als das Hochdeutſche die allgemeine Schrift⸗ und 
Verkehrsſprache wurde. Seit dieſer Zeit ſpricht man auch vom 
Plattdeutſchen, das urſprünglich nicht den verächtlichen Neben⸗ 
ſinn hatte wie heute. Es iſt daher nicht richtig, von einer Ge⸗ 
ſchichte der plattdeutſchen Literatur zu ſprechen, wenn damit die 
geſamte Literatur Niederdeutſchlands, vom Heliand bis auf 
unſere Tage, gemeint ſein ſoll. Richtig iſt der Titel von 
Stammler's „Niederdeutſcher Literaturgeſchichte“. Zu bean⸗ 
ſtanden ift der Titel bei Krüger: „Geſchichte der niederdeutſchen 
oder plattdeutſchen Literatur“. 

Die Schriftwerke, die in dieſen beiden Literaturgeſchichten 
dem Leſer vor Augen geführt werden, und noch einige mehr, die 
dort als nebenſächlich übergangen ſind, liefern das Material für 
eine Studie über die Geſchichte der niederdeutſchen Sprache. Das 
Sprachgebiet iſt, im großen und ganzen genommen, die nördliche 
Hälfte Norddeutſchlands; die ſüdliche wird vom Mitteldeutſchen 
eingenommen, wozu wir das Fränkiſche, Heſſiſche, Thüringiſche, 
Oberſächſiſche oder Meißniſche und das Schleſiſche rechnen. Süd⸗ 
lich vom Mitteldeutſchen beginnt das Oberdeutſche, das mit dem 
Hochdeutſchen nicht gleichgeſetzt werden darf. Das Oberdeutſche 
umfaßt eine Reihe von Dialekten, alemanniſch, ſchwäbiſch, bay⸗ 
riſch⸗öſterreichiſch. Das moderne Hochdeutſch ſteht über allen 
Dialekten und iſt ein Produkt aus vorwiegend mitteldeutſch und 
oberdeutſch. | | 

J. Grimm, der für bie Erforſchung und Erſchließung der 
deutſchen Sprache ſo viel getan hat, fand nicht die Zeit, ſich 
eingehender mit dem Niederdeutſchen zu beſchäftigen. Auf ſeine 
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Autorität geſtützt, hielt man ein halbes Jahrhundert an einem 
Irrtum feſt, daß nämlich das Niederdeutſche während des 
ganzen Mittelalters keinen anderen Umlaut gekannt hätte als 
den von a zu e. J. Grimm ſtarb 1863. Ein intenſiveres Stu⸗ 
dium des Niederdeutſchen beginnt erſt mit dem Erſcheinen von 
Lübben's mittelniederdeutſcher Grammatik 1882. Schon vorher, 
1875—1881, hatte er, in Verbindung mit Schiller, fein 6 ban- 
diges mittelniederdeutſches Wörterbuch der Offentlichkeit über⸗ 
geben. Lübben war geborener Oldenburger (aus Hookſiel), be⸗ 
ſuchte bas Gymnaſium in Jever und war lange Jahre Lehrer 
am Gymnaſium in Oldenburg. T 1884. Seitdem Jind wir einen 
erheblichen Schritt weitergekommen. Wir verfügen nicht nur über 
eine große Anzahl niederdeutſcher Zeitſchriften, wie z. B. das 
„Jahrbuch des Vereins für niederdeutſche Sprachforſchung“ und 
die „Zeitſchrift für deutſche Mundarten“. Auch Grammatiken, 
Wörterverzeichniſſe, Monographien über größere und kleinere 
Bezirke, bis zu den Dörfern herab, erſcheinen in großen Mengen. 
Man merkt es, hier iſt jungfräulicher Boden. Um dem Dilet⸗ 
tantentum vorzubeugen, hat man neuerdings provinzweiſe das 
niederdeutſche Sprachgebiet an bekannte Gelehrte vergeben, die 
beſonders ein Auge auf den Wortſchatz haben ſollen, um viel⸗ 
leicht ſpäter einmal ein großes, allgemeines, neuniederdeutſches 
Wörterbuch herausgeben zu können, verbunden mit einer all⸗ 
gemeinen neuniederdeutſchen Grammatik. Das iſt das Ziel des 
wiſſenſchaftlichen Strebens. Die ethiſche Seite ſteht auf einem 
andern Blatt. Davon mehr am Schluſſe meines Vortrags. 

Wir teilen die Geſchichte der niederdeutſchen Sprache in 
drei Perioden: altſächſiſch, mittelniederdeutſch und neunieder⸗ 
deutſch. Das Mittelniederdeutſche rechnet man von etwa 1200 
bis 1600. Davor liegt das Altſächſiſche und dahinter das Neu⸗ 
niederdeutſche. 

Warum nennen wir nicht die erſte Periode kurzweg alt⸗ 
niederdeutſch? Unter altniederdeutſch verſteht man frieſiſch, alt⸗ 
ſächſiſch und altniederfränkiſch (im heutigen Flandern und Hol⸗ 
land). Altſächſiſch iſt alſo nur ein Teil des Altniederdeutſchen. 
Eine andere Gruppierung iſt frieſiſch, altſächſiſch und angelſäch⸗ 
ih. Auch hierfür gibt es einen Sammelnamen: ingwäoniſch, 
ſo benannt nach dem Stamme der Ingwäonen, die im zweiten, 


dritten Jahrhunderte nach Chriſti an ber Nordſeeküſte entlang 
wohnten, von Jütland bis zur Haaſe. Südlich und ſüdöſtlich 
von ihnen ſaßen die Herminonen, unb bie Iſtwäonen hatten ihre 
Sitze im heutigen Weſtfalen. Urſprünglich mögen dieſe Namen 
nur auf eine Kultgemeinſchaft hingedeutet haben. Die Ing⸗ 
wäonen hatten als oberſten Gott Fro — Ing, die Herminonen 
verehrten Wodan, und die Iſtwäonen Thiu. Es iſt natürlich 
immer dasſelbe höchſte Weſen, nur unter verſchiedenen Namen 
gehend und mit anderen Kräften und Eigenſchaften begabt. 
Aber auch eine gewiſſe Sprachgemeinſchaft muß vorgelegen 
haben. Als Merkmale der ingwäoniſchen Periode des Altſäch⸗ 
ſiſchen gilt: 1. der Schwund des n vor s (durch Naſalierung) in: 
altſächſiſch gös (aus gons), angelſächſiſch gös, altfrieſiſch gös, 
aber niederfränkiſch gans, hochdeutſch Gans; 2. altſächſiſch, 
angelſächſiſch, altfrieſiſch as, aber niederfränkiſch ons, hoch⸗ 
deutſch uns; 3. das Altſächſiſche, Angelſächſiſche und Frieſiſche 


kennt nur eine Pluralform für alle drei Perſonen im ind. praes. 


(d, th) und praet. (n), im Gegenſatz zu den übrigen altger⸗ 
maniſchen Dialekten (gotiſch, althochdeutſch, altniederfränkiſch, 
altnordiſch), in denen alle drei Perſonen verſchieden ſind. Am 
weiteſten geht darin das Althochdeutſche, das mit ſeiner alter⸗ 
tümlichen Form — més für bie erſte Perſon plur. praes. und 
praet. einzig daſteht. 

Bis zum Jahre 600 können wir die Abwanderung der 
Angelſachſen nach England als abgeſchloſſen betrachten. In⸗ 
zwiſchen haben die zurückgebliebenen Sachſen die Elbe über⸗ 
ſchritten und nehmen das ganze Land zwiſchen Rhein und Elbe 
in Beſitz. Den Frieſen laſſen ſie nur einen ſchmalen Streifen an 
der Küſte entlang. Sie zerfallen jetzt in drei Hauptſtämme: die 
Weſtfalen, Engern und Oſtfalen. Die erſteren wohnen um die 
Ems herum, die Engern zu beiden Seiten der mittleren Weſer, 
und öſtlich von dieſen bis zur Elbe die Oſtfalen. Rechnet man zu 
dieſen neuen Sitzen das Stammland der Sachſen, das Land jen⸗ 
Kits der Elbe, Transalbingien genannt, hinzu, jo haben wir den 
Boden für das Altſächſiſche vor uns, Altſachſen oder Nieder⸗ 
ſachſen im engeren Sinne. Grit jetzt beginnt die eigentliche alt⸗ 
ſächſiſche Periode. Erſt jetzt kommen die altſächſiſchen Denkmäler 
zum Vorſchein, auf denen unſer Wiſſen vom Altſächſiſchen über⸗ 
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haupt beruht, nämlich ber Heliand, bie Geneſis und eine Anzahl 
kleinerer Stücke. 

Der Heliand, ein chriſtliches Heldenepos, in deſſen Mittel⸗ 
punkt der Heiland ſteht, umgeben von ſeinen Jüngern, ſeinen 
kühnen Recken (snelle thegnós), iit um das Jahr 830 auf Be⸗ 
fehl Ludwigs des Frommen entſtanden, um den unterworfenen 
Sachſen das Chriſtentum in einer ihnen verſtändlichen Form 
nahe zu bringen. Über den Entſtehungsort herrſcht noch keine 
Ubereinjtimmung. Einige verlegen ihn nach Fulda, andere nach 
Anhalt⸗Zerbſt. Als altſächſiſches Sprachdenkmal iſt er unerſetz⸗ 
lich. Umfang: 5983 Verſe in Stabreimen. 

Im Vergleich zum Angelſächſiſchen iſt die altſächſiſche Litte⸗ 
ratur etwas dürftig. Ob es an der mangelhaften Überlieferung 
liegt, oder ob die Altſachſen nicht mehr produziert haben, laſſe 
ich dahingeſtellt. Man vermutet, daß die „Gudrun“ wohl eine 
altſächſiſche Vorlage gehabt haben könnte, weil ihr Schauplatz 
am Meere liegt, bei „Gyfers“ Fever!) auf dem Sande. Andere 
meinen, auch das Nibelungenlied wäre urſprünglich niederdeutſch 
aufgezeichnet geweſen, weil Siegfried, der Held, am Nieder⸗ 
rhein gewohnt hätte. 

liber die Sprache bes Heliand will ich nur einige kurze Be⸗ 
merkungen machen. 

Das eigentlich Trennende zwiſchen altſächſiſch und althoch⸗ 
deutſch iſt die ſogenannte zweite Lautverſchiebung. Einſt herrſchte 
durch ganz Deutſchland Einmütigkeit in bezug auf den Konſo⸗ 
nantismus der Sprache. Die Konſonanten ſind gleichſam das 
Gerüſt, an dem die Vokale ſich emporranken. Sie ſind das Blei⸗ 
bende, die Vokale das ewig Wechſelnde, wie durch die engliſche 
Sprache zur Evidenz bewieſen wird. Andert man die Konſo⸗ 
nanten, ſo ändert man die Sprache. Im 6. Jahrhundert kam 
nun eine Störung in das altgermaniſche Konſonantenſyſtem, 
als es zuerſt bei den Alemannen und Bayern auf den nördlichen 
Hängen der Alpen Sitte wurde, bie Tenues t, p, k mit einem 
ſtarken Hauch zu ſprechen. Dieſe neuen Hauchlaute drangen über 
Süddeutſchland bis an die Grenzen Niederſachſens vor. Erſt 
hier wurde ihnen Halt geboten. Die auf dieſe Weiſe umgebildete 
Sprache der Süd⸗ und Mitteldeutſchen nennen wir das Althoch⸗ 


) G. Sello, Oſtringen und Rüſtringen, S. 253 ff. 
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deutſche. Nach Weile, Unfere Mundarten, machte bie Tenues⸗ 
verſchiebung folgende Stadien durch: 


altſächſiſch: étan opan makón 

éthan ophan makhón 

étzan opfan makchón 
althochdeutſch: ézzan offan mahhón 

eſſen offen machen. : 


Eine leichtere Form ber Lautverſchiebung ijt noch im 8. und 
9. Jahrhundert wahrzunehmen: altſächſiſch dón — althochdeutſch 
tuon, altſächſiſch dod — althochdeutſch tot, altſächſiſch hruggi 
= althochdeutſch brucki (Rücken), altſächſiſch ribbja = alt⸗ 
hochdeutſch rippa (Rippe) uſw. 

Mit der Lautverſchiebung tritt das Althochdeutſche in 
Gegenſatz zu allen übrigen altgermaniſchen Dialekten und hat 
ſich ſeine Eigenart bis auf den heutigen Tag erhalten. 

Nur die ſogenannten „Muten“, d. h. die „ſtummen“ Laute, 
ſoll wohl heißen die „ſtimmloſen“, ohne Spannung der Stimm⸗ 
bänder geſprochenen Konſonanten unterliegen der Lautverſchie⸗ 
bung, die Liquidä l, m, n, r, ferner s, w bleiben unangetaſtet. 

Was das Vokalſyſtem betrifft, ſo tadelt man am Altſäch⸗ 
ſiſchen den Mangel an Diphthongen, ſo daß es mit ſeinen 
Grundvokalen a, i, u und den Zbwiſchenvokalen e, o und 
einigen wenigen Längen ſehr eintönig klänge, während das Alt⸗ 
hochdeutſche wie auch das Angelſächſiſche ſich einer größeren 
Mannigfaltigkeit erfreuten. Darauf iſt zu erwidern, daß noch 
heute in gewiſſen neuniederdeutſchen Dialekten dieſelbe Tendenz 
vorherrſcht. Man hat einen Widerwillen gegen die „bäueri— 
ſchen“ Diphthonge und bevorzugt die einfachen Monophthonge. 
Ich komme noch darauf zurück. 

Trotz ihrer Wandelbarkeit bilden letzten Endes auch die 
Vokale ein wertvolles Unterſcheidungsmerkmal, wenn auch nicht 
ein ſo ſicheres wie die Konſonanten, von Dialekt zu Dialekt und 
von Stufe zu Stufe. Eine gewiſſe Geſetzmäßigkeit iit nicht zu 
verkennen. Altſächſiſch 6, offen bzw. geſchloſſen, entſpricht go⸗ 
tiſchem au und 6, angelſächſiſchem cá und 6, althochdeutſchem 
ou und uo, ſo daß, wenn ein Wort im Altſächſiſchen nicht belegt 
iſt, das entſprechende angelſächſiſche oder althochdeutſche Wort 
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einen Fingerzeig für den vermutlichen Vokal im Altſächſiſchen 
abgeben kann. 
Man vergleiche: 


altſächſiſch bõ. m fot 
goti[d) bagms fótus 
angelſächſiſch beám fot 
altbod)beuti ^ boum fuoz 
calenbergiſch !) beom faut 
Baum Fuß. 


Die Formenlehre des Altſächſiſchen hat die bekannte Fülle 
der altgermaniſchen Dialekte: drei ſtarke und eine ſchwache De⸗ 
klination bei den Subſtantiven. Die Adjektive deklinieren ſtark 
und ſchwach. Das Wichtigſte bei der Deklination ſind für uns 
die vollen Endungen. Ein Beiſpiel mag dies veranſchaulichen: 


ſtarkes Subſtantiv ſtarkes Adjektiv 
nom. sing. masc. fisk masc. blind 
gen. fiskas(-es) blindas 
dat. fiska(-e) blindumu 
acc. fisk blindan(-ana) 
instrumentalis fisku blindu 
nom. plur. fiscös(-äs) blinda(-e) 
gen. fiskö(-&) blindarö 
dat. fiscun(-on) blindun 
acc. fisk6s(-4s) blinda(-e). 


Ohne ein bißchen Philologie, meine Herren, geht es nicht 
ab! Auch für die Wiſſenſchaft gilt das Wort des Dichters: 

Willſt bu dich am Ganzen erquiden, 

So mußt du das Ganze im Kleinſten erblicken. 

Ich muß Sie nun noch etwas mit dem altſächſiſchen Ver⸗ 
bum bekannt machen. Die Verben zerfallen, wie allgemein im 
Germaniſchen, in ſtarke und ſchwache Verben. Unter den erſteren 
bilden eine Klaſſe für ſich die urſprünglich reduplizierenden 
Verben. Sie ſind daran kenntlich, daß ihr praet. sing. und plur. 
im Stamme gleich lautet, während die ablautenden Verben in 
der Regel im sing. und plur. praet. verſchieden ſind. Redu⸗ 


) Unter calenbergiſch wolle man das Weetzen⸗Calenbergiſche aus der zwei⸗ 
ten Hälfte des vorigen Jahrhunderts verſtehen. Wer das Land kennt, weiß, daß 


jedes Dorf ſeine eigene Sprache hat. 
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pligierenb ijt z. B. haldan, héld, héldun= gotiſch haíhald, 
haihaldum. Ich erinnere an lat. curro cucurri, pungo pupugi. 
Als ablautendes Verb wähle ich hélpan, wovon gleich nod) 
mehr gebracht werden wird. 

Die ſchwachen Verben bilden ihr praet mit Hülfe des Ver⸗ 
bums „tun“ = altſächſiſch don, wie in ſämtlichen altgermaniſchen 
Dialekten. Von Wichtigkeit ſind auch hier wieder die vollen 
Endungen. Beiſpiele: 
altſächſiſches ſtarkes verb. hélpan: 


praes. sing. indic. praet. sing. indic. 
1. hilpu halp 
2. hilpis hulpi 
3. hilpid halp 

1. 2. 3. plur. hélpad hulpun 

altſächſiſches ſchwaches verb. lósón (löſen): 

praes. sing. indic. praet. sing. indic. 
1. lósón lösöda 
2. lösös lösödös 
8. lösöd lösöda 

1. 2. 3. plur. lösöd lösödun. 


Als eine Zuſammenfaſſung des bisher Geſagten mögen Sie 
es betrachten, wenn ich Ihnen jetzt eine Stelle aus dem Heliand 
vorführe. Das Vaterunſer lautet dort folgendermaßen (Vers 
1600 — 1612): 

„Fadar is usa firiho barno, 

the is an them höhon himila rikea. 

Geuuihid si thin namo uuordo gehuuilico. 
Cuma thin craftag riki. 

Uuerda thin uuilleo obar thesa uuerold alla, 

sö sama an erdo sö thar uppa ist 

an them hóhon himilrikea. | 

Gef us dago gehuuilikes rád, drohtin the gódo, 
thina hélaga helpa, endi alát us, hebenes uuard, 
managoro ménsculdio, al so uue ódrum mannum doan. 
Nelät us farlédean letha uuihti 

sö ford an iro uuilleon sö uui uuirdige sind, 
ac help us uuidar allun ubilon dädiun.“ 
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Simrock überlebt. dieſe Stelle in folgender Weiſe: 
Vater unſer, aller deiner Kinder, 
Der du biſt im hohen Reiche der Himmel, 
Geweiht werde dein Name bei jeglichem Worte; 
Zu uns komme dein kräftiges Reich; 
Dein Wille werde über die Welt gewaltig, 
Hie unten auf Erden, wie er da oben iſt 
Hoch im hohen Reiche der Himmel. 
Gib uns, teurer Herr, die tägliche Notdurft, 
Deine heilige Hülfe! Erlaß uns, Himmelswart, 
Alle Ubeltat, wie wir es anderen tun, 
Und laß uns nicht leidige Wichte verleiten, 
Ihren Willen zu wirken, wenn wir des würdig ſind, 
Daß du uns von allem Übel erlöſeſt. 

Zwiſchen dem Altſächſiſchen und dem Mittelnie derdeutſchen 
klafft eine große Lücke. Von etwa 830 — 1230 ijt kein altſäch⸗ 
ſiſches Denkmal vorhanden. Was in dieſem Zeitraum von an⸗ 
nähernd 400 Jahren auf ſächſiſchem Boden geſchrieben wurde, 
war lateiniſch. So lange dauerte es, bis auch die Volksſprache 
ſich neben dem Latein Geltung verſchaffen konnte. Mit Eber⸗ 
hard's Reimchronik des Kloſters Gandersheim, 1216, erhalten 
und moderniſiert in einer Handſchrift des 15. Jahrhunderts, 
ſtehen wir plötzlich an der Schwelle des Mittelniederdeutſchen, 
ohne uns von den allmählichen Übergängen in der Zwiſchenzeit 
Rechenſchaft ablegen zu können. Daher greifen manche Forſcher 
nicht gern auf das Altſächſiſche zurück. Ihnen gelten alle alt⸗ 
germaniſchen Dialekte ſo ziemlich gleich, unter denen allerdings 
dem Altſächſiſchen eine Vorzugsſtellung eingeräumt wird. Für 
ſie beginnt das wiſſenſchaftliche Studium des Niederdeutſchen 
eigentlich erſt mit dem Mittelniederdeutſchen. 

Der Name „mittelniederdeutſch“ rührt von J. Grimm her, 
er ſollte das Gegenſtück zum Mittelhochdeutſchen darſtellen. 
Andere Namen für dieſe Sprachperiode ſind ſaſſeſch, ſaſſeſche 
Sprake, oder kurzweg dudesch. Der Wolf im Reinke Vos 
rühmt ſich ſeiner Sprachkenntniſſe. Er kann dudesch, walsch, 
latin, ók franzós darbi. 

Das Mittelniederdeutſche hat den Vorteil für jid), daß es 
uns mit einer Fülle von Denkmälern aus allen Teilen ſeines 
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weiten Gebiets und in ununterbrochener Reihenfolge aufwarten 
kann. Es erſtreckt ſich über einen mindeſtens doppelt ſo großen 
Flächenraum wie das Altſächſiſche. Wie kommt bas? 

Das Reich Karls des Großen ſchloß mit der Elbe ab; jen⸗ 
ſeits wohnten die Slaven. Bei dem wenig ausgeprägten Natio⸗ 
nalgefühl in jenen fernen Zeiten kann es nicht weiter Wunder 
nehmen, daß der Frankenkaiſer den Slaven zum Dank für ihre 
Hülfe im Kampfe gegen die Sachſen ein gutes Stück Land dies⸗ 
ſeits der Elbe zur Beſiedelung überließ, das lid) bis auf unfere 
Tage einen flavtiden Anſtrich bewahrt Dat, das Land der 
Wenden ſüdöſtlich von Lüneburg. Hauptort: Lüchow. Erſt 
Heinrich der Löwe, Albrecht der Bär und der Deutſche Orden 
trugen die deutſchen Waffen und deutſche Kultur über die Elbe 
hinaus bis in den fernen Oſten, nach Mecklenburg, Pommern, 
Oſtpreußen; auch Teile von Weſtpreußen wurden eingedeutſcht; 
ja bis nach Riga und in Nowgorad (150 Kilometer ſüdlich vom 
heutigen Petersburg) erklang die deutſche Zunge, die ſaſſeſche 
Sprake. Prof. Hampe („Der Zug nach bem Oſten“) berechnet, 
daß „von 65 Millionen Einwohnern, die 1910 auf dem Boden 
des damaligen Deutſchen Reiches ſaßen, nicht weniger als 
26 Millionen auf die öſtlichen Kolonialgebiete kamen. Die 
Elbe, ſonſt Grenzlinie, war nun zum zentralen Strom ge⸗ 
worden“. Dieſe gewaltige Kulturarbeit wurde geleiſtet zu einer 
Zeit, als die deutſchen Kaiſer ihr Heil außerhalb der Grenzen, 
in Italien, ſuchten! | 

Im allgemeinen wurde das Land bis zur Oder pon 9tieber- 
ſachſen beſiedelt, jenſeits der Oder ließen ſich auch viele fränkiſche 
Koloniſten nieder. 

Die Blütezeit des Mittelniederdeutſchen umfaßt etwa 150 
Jahre, von 1350 — 1500. Sie fällt mit der Blütezeit ber deut⸗ 
ſchen Hanſa zuſammen, deren Verkehrs- und Verſtändigungs⸗ 
sprache mit dem Auslande das Mittelniederdeutſche war. Ver⸗ 
träge, Verkehrsregelungen mit den nordiſchen Staaten wurden 
niederdeutſch abgefaßt. Noch heute weiſen Wörter, die damals 
in die nordiſchen Sprachen eindrangen, auf jene große und glück⸗ 
liche Zeit deutſcher Kraft und Herrlichkeit zurück. 

Für uns iſt das Mittelniederdeutſche in zahlloſen Akten⸗ 
ſtüden, Stadtgeſchichten, Rechtsbelehrungen, deren wichtigſte der 
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Sachſenſpiegel des Eike von Repgowe iſt, entſtanden um 1230 
in dem heutigen Reppichau bei Deſſau, ferner in allgemeinen 
Chroniken (Sächſiſche Weltchronik) uſw. niedergelegt. Die Proſa 
überwiegt bei weitem. Einen Wolfram von Eſchenbach, einen 
Gottfried von Straßburg, oder gar einen Walter von der 
Vogelweide ſucht man vergebens in Niederdeutſchland. Das 
einzige Erzeugnis in gebundener Rede, das höheren Anſprüchen 
genügt, iſt der Reinke Vos, der aber nicht einmal Original it, 
ſondern aus einer flandriſchen Vorlage ſtammt. Als ſelbſtändige 
Leiſtungen ſind höchſtens der Till Eulenſpiegel als Volksbuch 
und das Redentiner Oſterſpiel als vielverſprechender Anfang 
eines geiſtlichen Dramas zu bewerten. 

Während wir den Heliand nicht einmal genau lokaliſieren 
konnten, geben uns eine Fülle von Urkunden, mit Ort und 
Datum verſehen, die Stätte an, wann und wo ſie entſtanden 
ſind. Hermann Tümpel, Gymnaſialprofeſſor in Bielefeld, hat 
ſich dieſen Umſtand zu nutze gemacht und als erſter eine Ein⸗ 
teilung des Mittelniederdeutſchen in Dialekte vorgenommen. 
Nach A. Laſch, Mittelniederdeutſche Grammatik, unterſcheiden 
wir heute vier Hauptgruppen. 

I. Weſtfäliſch. Hauptorte: Münſter, Paderborn, Dort⸗ 
mund, Bielefeld, Osnabrück. Selbſt auf niederländiſchen Boden 
hat das Weſtfäliſche übergegriffen. In den Provinzen Gro⸗ 
ningen, Drenthe, Overyſſel ſprach man einen ſächſiſchen Dialekt. 

II. Oſtfäliſch. Hauptorte: Hannover, Hildesheim, Braun⸗ 
ſchweig, Goslar, Göttingen; weiter weg Magdeburg, Halle. 

III. Nordniederſächſiſch an der Nord- und Oſtſee entlang. 

1. Oſtfrieſiſch-oldenburgiſch von der Emsmündung bis zur 
Weſermündung. Im 14. und 15. Jahrhundert gaben die Oſt⸗ 
frieſen, wohl in Folge jtarfer Einwanderung durch die Sachſen, 
ihre angeſtammte Sprache auf und gingen zum Niederſächſiſchen 
über. Echtes Altfrieſiſch hört man heute nur noch im Sater⸗ 
lande, mittewegs zwiſchen Oldenburg und Papenburg, und 
auf einigen nordfrieſiſchen Inſeln, wie Sylt, Föhr, Amrum. 
Es iſt aber dem Ausſterben nahe. Im Saterlande ſollen noch 
etwa 2— 3000 Menſchen altfrieſiſch ſprechen ). 


) Heimatkunde des Herzogtums Oldenburg I. 
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2. Nordalbingiſch, zwiſchen Weſer⸗ und Elbmündung und 
nach Holſtein hinübergreifend. Hauptorte: Bremen, Hamburg, 
Lüneburg, Kiel; Dithmarſchen. 

3. Oſtelbiſch, mit Lübeck, Mecklenburg, Pommern, Alt⸗ 
mark, der nördlichen Mark Brandenburg. Auch das Deutſche in 
den Oſtſeeprovinzen, in Kurland, Livland, Eſtland und in Now⸗ 
gorod gehört hierher. 

IV. Brandenburgiſch, ein ſächſiſch⸗fränkiſcher Dialekt, und 
oſtanhaltiſch⸗zerbſtiſch. 

Nach Süden verläuft die Grenzlinie für alle dieſe Dialekte 
nördlich von Köln über Kaſſel, dann ſüdlich von Magdeburg an 
Wittenberg vorbei und von da oberhalb Frankfurts a. d. Oder 
weiter nach Polen und Litauen hinein, wo ſie ſich allmählich 
verliert. 

Auf die Merkmale und Unterſcheidungszeichen all dieſer 
Dialekte kann ich mich nicht einlaſſen. Ich will nur die allge⸗ 
meine Frage kurz beantworten: wie unterſcheidet ſich das Mittel⸗ 
niederdeutſche vom Altſächſiſchen? Statt der vollen Vokale, 
ſeien ſie lang oder kurz, iſt außerhalb der Tonſilbe überall e 
als Erja eingetreten, ſowohl in der Deklination wie in ber Kon⸗ 
jugation. Wir müſſen annehmen, daß die alten Germanen 
langſam und bedächtig und mit viel Würde ſprachen, etwa nach 
Art der alten Römer, die ihre vollen Flexionsendungen eben⸗ 
falls Jahrhunderte hindurch aufrecht erhalten haben. Bei leb⸗ 
hafterem Sprechen bleibt der Accent zwar feſt, aber die Neben⸗ 
ſilben müſſen an Tonfülle verlieren. Sie verflüchtigen ſich. Wenn 
id) beiſpielsweiſe ſage: Was . . meint . . er? ſo betone ich alle 
drei Wörter ungefähr gleich ſtark. Sage ich aber: Was meint'r? 
ſo liegt der Hauptton auf „meint“, und die beiden anderen 
Wörter werden halbwegs verſchluckt. Ahnlich: Was .. ſagſt .. 
du? gegen: Was ſagſt'e? f 

Hiernach bieten die Beiſpiele aus der altſächſiſchen Dekli⸗ 
nation und Konjugation im Mittelniederdeutſchen folgendes 
Bild: 


sing. fisk blint 
fiskes blindes 
fiske blindem 
fisk blinden 


„ 


plur. fiske blinde 
fiske blinder 
fisken blinden 
fiske blinde 
praes. sing. helpe praet. halp 
helpest hulpest 
helpet (hilpt) halp 
plur. helpet hulpen 
inf. helpen 
praes. sing. lose praet. losede 
losest losedest 
loset losede 
plur. loset loseden 
inf. losen. 


Als Probe aus bem Mittelniederdeutſchen wähle id) einen 
Abſchnitt aus dem Reinke Vos, entſtanden ums Jahr 1450 in 
der Mundart von Lübeck. Wenigſtens iſt der Druck von 1498 
hier herausgekommen. Der Fuchs rühmt ſich dem Dachſe gegen⸗ 
über jeiner Miſſetaten. Er erzählt, wie einmal Iſegrimm, der 
Wolf, ihn gefragt habe, ob er ihm nicht einen guten Biſſen 
wüßte. Der Fuchs weiſt ihn an eine Stute, die mit ihrem 
Fohlen in der Nähe weidet. Das Fohlen wäre zu verkaufen. 
Der Preis ſtünde auf dem Hinterhufe der Mutter geſchrieben. 
Der Wolf iſt dumm genug, das Angebot für ernſt zu nehmen 
und bekommt beim „Leſen“ einen Schlag vor den Kopf, daß er 
halbtot liegen bleibt. 


Ich ſchicke die Goetheſche Überjegung voraus: 


Und er ging und fragte die Frau: Wie teuer das Fohlen? 
Macht es billig! Sie ſagte darauf: Ihr dürft nur die Summe 
Leſen; ſie ſtehet geſchrieben an meinem hinteren Fuße. 

Laßt mich ſehen! verſetzte der Wolf. Sie ſagte: Das thue ich! 
Und ſie hub den Fuß empor aus dem Graſe; der war erſt 
Mit ſechs Nägeln beſchlagen; ſie ſchlug gar richtig und fehlte 
Nicht ein Härchen, ſie traf ihm den Kopf, er ſtürzte zur Erden, 
Lag betäubt wie todt. Sie aber eilte von dannen, 

Was ſie konnte. So lag er verwundet, es dauerte lange. 
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Eine Stunde verging, da regt’ er fid) wieder und heulte 

Wie ein Hund. Ich trat ihm zur Seite unb fagte: Herr Obeim, 
Wo ift die Stute? Wie ſchmeckte das Fohlen? Ihr habt euch gelüttigt, 
Habt mich vergeſſen: ihr thatet nicht wohl; ich brachte die Botſchaft! 
Nach der Mahlzeit ſchmeckte das Schläfchen. Wie lautete, ſagt mir, 
Unter dem Fuße die Schrift? Ihr ſeyd ein großer Gelehrter. 
Ach verſetzt' er, ſpottet ihr noch? 


Auf mittelniederdeutſch heißt das (Vers 3787— 3813): 


He gink hen unde vragede even, 
Wo se dat volen wolde geven. 
He vragede na deme besten kope. 


Se sprak: „Dat gelt steit to hope 
Geschreven under mineme achteren vöt“. 
He sprak: „lat sen!“ Se sprak: „ik döt“. 
Se börde den vót up boven dat gras, 

De nie mit iseren beslagen was 


Mit ses hófnagelen, unde slóch wisse, 
Unde rakede ök nicht al misse, 
Wente se slóch ene so vor sin hovet, 
Dat he storte unde lach vordovet 
Unde vél vor dót tor erden nedder. 


Ér he sik recht vorhalede wedder, 
Dat was wol eine grote stunde. 

De merje lép wech, al dat se konde, 
Unde lét Isegrime liggen vorwunt; 
He lach unde hulede alse ein hunt. 


Ik gink to eme unde hét ene here, 
Ik vragede ene: ,,wor is de mere? 
Sint gi van deme volen 6k sat? 
Worumme delede gi mi nicht ók wat? 
Wente ik ju doch de bodeschop dede? 
7* 
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Hebbe gi up juwe máltit geslapen rede? 

Wat was it vor schrift under deme vót? 
Wente gi sint in wisheit sér vröt.“ 

„Och, Reinke“, sprak he, „spottet doch nicht“. 


Neben, nicht über allen Dialekten ſtehend, ſchien die Lü⸗ 
becker Mundart berufen, allgemeine Gültigkeit für ganz Nieder⸗ 
deutſchland zu erlangen. Lübeck war die vornehmſte Stadt der 
Hanſa und die gegebene Vermittlerin zwiſchen den nordiſchen 
Staaten und Niederdeutſchland. Ihre Mundart hörte man in 
Nowgorod ſo gut wie in Riga und an den nordiſchen Fürſten⸗ 
höfen. Man brauchte mir einige Eigentümlichkeiten in der Laut⸗ 
und Flexionslehre abzuſchleifen und jid) über den Wortſchatz 
zu einigen, und eine neue Sprache, die Einheitsſprache für ganz 
Niederdeutſchland war im Werden begriffen 1). Tümpel hat 
uns auch hier wieder die Wege gewieſen. Unter anderem hebt 
er hervor, daß die (altſächſiſch⸗⸗mittelniederdeutſche Endung -et 
im plur. ind. praes. einer verbreiteteren Nebenform auf ⸗en 
weichen muß. Das d zwiſchen Vokalen oder nach Liquiden fällt 
früh aus: hoden (hüten) wird zu hoen, finden zu finnen: 
aber die Schriftſprache hält das d noch lange feſt. Auch nich 
erſcheint in der Schriftſprache noch lange als nicht. A. Laſch, 
Mittelniederdeutſche Grammatik, macht noch auf einige andere 
Punkte aufmerkſam. Statt ek wird ik gebraucht. Mek, mik, 
dek, dik, jük, gik, werden meiſtens durch mi, di, jü erſetzt. Im 
part. praet. bürgert jid) die Vorſilbe ge» wieder ein, bie aus 
älteren Schriftſtücken ſchon halbwegs verſchwunden war. Im 
Oſtfäliſchen tritt [ie an die Stelle des üblichen e» ufw. 


Noch ehe die Lübecker Mundart zu voller Entfaltung und 
allgemeiner Anerkennung gelangte, wurde ihr ein jähes Ende 
bereitet. Nicht allein durch den Zerfall und die Auflöſung der 
Hanſa. Andere, wichtigere Faktoren kamen hinzu, Während das 
Mittelniederdeutſche nach Oſten hin eine ungeahnte Ausdeh- 
nung gewann, nagte an ſeinen ſüdlichen Grenzen das Hochdeut⸗ 
ſche. Städte wie Merſeburg, Halle gingen [don im 14. Jahr⸗ 


1) Auf dieſe Weiſe iſt auch die neuhochdeutſche Schriftſprache zuſtande 
gekommen. 
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hundert verloren, Mansfeld, Walkenried, Eisleben im 15. 
Jahrhundert. Zu Luthers Zeiten lag Wittenberg hart an der 
Grenze des Mittelniederdeutſchen. Und min erfolgte der ent⸗ 
ſcheidende Schlag! Im Jahre 1534 erſchien Luthers Bibelüber⸗ 
ſetzung vollſtändig, nachdem ihr das Neue Teſtament im Druck 
ſchon 1522 vorangegangen war: hochdeutſch wurde die Sprache 
der neuen Kirche. 

Lange ſträubte ſich Niederdeutſchland gegen die Aufnahme 
einer ihm fremdartig klingenden Sprache mit einem zum großen 
Teil unbekannten Wortſchatz zur Verrichtung gottesdienſtlicher 
Handlungen. Die Sprache der Andacht, des Gebets iſt ja ganz 
ſelbſtverſtändlich die Mutterſprache. Fünfzehn niederdeutſche 
Bibelüberſetzungen (des Neuen Teſtaments) erſchienen noch zu 
Luthers Lebzeiten. Noch bis zum Ende des 16. Jahrhunderts 
wurden die Choräle für Niederdeutſchland in niederdeutſcher 
Sprache abgefaßt. Aber alles Sträuben half nichts. Es wurde 
ſchließlich befohlen, daß der Gottesdienſt nur in hochdeutſcher 
Sprache abgehalten werden dürfte. Ein Prediger, der nicht ge⸗ 
horchen wollte, wurde abgeſetzt. Ebenſo erging es widerſpen⸗ 
ſtigen Küſtern und den Lehrern der Jugend. Und weil die 
Sprache Luthers, das Mitteldeutſche, ſo glücklich zwiſchen dem 
Norden und Süden Deutſchlands vermittelte, ſo nahmen auch 
die Regierungen oder, wie man damals ſagte, die Kanzleien der 
Fürſten und die ſtädtiſchen Behörden die hochdeutſche Sprache 
an, und die Dialekte, ſowohl im Norden wie im Süden, wurden 
bei Seite geſchoben. 

Um 1600 war der Sieg des Hochdeutſchen auf der ganzen 
Linie entſchieden. Hundert Jahre ſpäter konnte Paſtor Sack⸗ 
mann in Limmer wieder ungeſtört in plattdeutſcher Sprache 
predigen! 


Man kann hier füglich fragen, ob ſich denn nicht auch das 
Niederdeutſche zu einer Einheitsſprache für ganz Deutſchland ge⸗ 
eignet hätte. Dieſe Frage müſſen wir leider verneinen. Es iſt 
müßig, ſich auszumalen, wie die deutſche Geſchichte verlaufen 
wäre, wenn Heinrich der Löwe ſich gegen Barbaroſſa behauptet 
hätte, und wenn an Stelle der Hohenzollern die Welfen Ge⸗ 
ſchichte gemacht hätten. So wie die Dinge lagen, war es ein 
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Segen für Deutſchland, daß Luthers Sprache burdjbrang und 
das Niederdeutſche weichen mußte. Süddeutſchland würde ſich 
niemals das Niederdeutſche zu eigen gemacht haben, und ebenſo 
wenig hätte ſich das unverfälſchte Oberdeutſch in Niederdeutſch⸗ 
land Eingang verſchaffen können. Dagegen das Mitteldeutſche, 
die Sprache Luthers, hielt die Mitte zwiſchen beiden. Vor 
allem führte es die Lautverſchiebung nicht ſo ſtreng durch: alt⸗ 
ſächſiſch, mittelniederdeutſch, mitteldeutſch kind, oberdeutſch 
kchint; altſächſiſch bruggja, mittelniederdeutſch, mitteldeutſch 
brügge, hochdeutſch Brücke. Es blieb den Niederdeutſchen noch 
verſtändlich und bewahrte die Fühlung mit dem Oberdeutſchen. 
Dieſer neuen Miſchſprache wurde von 1450 an der Name „Hoch⸗ 
deutſch“ beigelegt. Luther drückte nur das Siegel auf das, was 
er großenteils ſchon fertig vorfand, womit ſeine Verdienſte um 
die neuhochdeutſche Schriftſprache in keiner Weiſe geſchmälert 
werden ſollen. „Ich rede“, ſagt er in einer ſeiner Tiſchreden, 
„mach der ſächſiſchen Kanzlei, welcher nachfolgen alle Fürſten 
und Könige in Deutſchland. Kaiſer Maximilian und Kurfürſt 
Friedrich haben im römiſchen Reiche die deutſchen Sprachen 
alſo in eine gewiſſe Sprache gezogen“. 


Für das Niederdeutſche begann jetzt eine ſchlimme Zeit. 
Von 1650 —1750 kann von einer niederdeutſchen Litteratur 
kaum die Rede ſein. Der Mecklenburger Lauremberg (1590 bis 
1658), berühmt durch feine Skimpgedichte = Scherzgedichte, 
predigte tauben Ohren, wenn er das Hochdeutſche vom Throne 
ſtoßen und die heimiſchen Mundarten wieder zu Ehren bringen 
wollte. Das Niederdeutſche hatte nur noch ſeine Stätte in groben 
Schwänken, derben Hochzeitsgedichten und Rüpelſcenen, um mit 
den etwas kindlich anmutenden Lauten und einer draſtiſchen Aus⸗ 
drucksweiſe eine komiſche Wirkung zu erzielen. 


Auch im mündlichen Verkehr, als Sprache des täglichen 
Lebens, hatte es einen ſchweren Stand. An Bodenraum ver⸗ 
liert es im 18. und 19. Jahrhundert kaum, ſo daß die Grenzen 
äußerlich nicht verſchoben werden. Aber in den niederdeutſchen 
Städten bricht ſich das Hochdeutſche doch mehr und mehr Bahn. 
Wie hochdeutſche Burgen ragen ſie aus einer niederdeutſchen 
Umgebung hervor. Am längſten widerſteht das Niederdeutſche 
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in den ſelbſtbewußten Küſtenſtädten Hamburg und Bremen. 
Dort trifft man es ſelbſt in gebildeten Kreiſen noch heute an. 
Dr. Heymann, Bremer Platt, unterſcheidet zwiſchen dem „ge⸗ 
bildeten“ Niederdeutſch der Stadt Bremen und dem Plattdeutſch 
der Landbevölkerung. Jenes liebt die Monophthonge, das Land 
zieht die breiteren Diphthonge vor. Für Calenberg und Han⸗ 
nover⸗Stadt kann ich bieje Regel nur beſtätigen; ſiehe die Probe 
aus dem Calenbergiſchen, S. 89. 

Heute liegen die Verhältniſſe für Norddeutſchland ſo, daß 
zwar die allgemeine Verkehrsſprache das Hochdeutſche iſt, daß 
aber die niederdeutſche Ausſprache desſelben für ganz Deutſch⸗ 
land muſtergültig geworden iſt. „Das norddeutſche Syſtem“, 
ſagt W. Vietor, Elemente der Phonetik, S. 102, „mit ſeiner 
deutlicheren Unterſcheidung der „weichen“ von den „harten“ 
Konſonanten (b, d, g von p, t, k uſw.), ſeinem größeren Reich⸗ 
tum an klangvollen Stimmlauten und ſeiner Übereinſtimmung 
mit dem Konſonantismus der übrigen Kulturſprachen verdient 
den Vorzug vor bem ſüddeutſchen Lautſyſtem, jo daß ein wirk⸗ 
licher Ausgleich zu ſtande kommt, indem der hochdeutſche Süden, 
einſchließlich Mitteldeutſchlands, die Wortformen — oder wenn 
man will, die Sprache —, der niederdeutſche Norden die Laut⸗ 
interpretation — die Ausſprache — liefert“. 

Und doch verdankt das Hochdeutſche dem Niederdeutſchen, 
neben einer guten Ausſprache, auch noch einen großen Teil ſeines 
Wortſchatzes, der nur deswegen nicht auffällt, weil mitteldeutſch 
und niederdeutſch ſo häufig zuſammengehen, daß man faſt von 
einem „fränkiſch⸗ſächſiſchen Wortſchatz reden kann, der eher in 
England als in Oberdeutſchland Parallelen hat“. In ſeinem 
„Etymologiſchen Wörterbuch der deutſchen Sprache“, im An⸗ 
hange, unterſcheidet denn Kluge auch nicht zwiſchen den Ent⸗ 
lehnungen aus dem Mitteldeutſchen, Niederdeutſchen und Nieder⸗ 
ländiſchen geſondert, ſondern er führt ſie ſtets geſchloſſen dem 
Mittelhochdeutſchen und Neuhochdeutſchen gegenüber auf. Nie⸗ 
derdeutſche Entlehnungen ſind meiſtens ſchon an dem Fehlen der 
Lautverſchiebung zu erkennen, z. B. Ratte (eigentlich hochdeutſch 
Ratze), Krüppel (eigentlich hochdeutſch Krüpfel, ſo noch ge⸗ 
bräuchlich im Elſäſſiſchen), Roggen (eigentlich hochdeutſch Rocken), 
flügge (mittelhochdeutſch vlücke). Bei anderen Wörtern muß 
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man ſchon genauer zufehen. „Lehm“ müßte nach Kluge eigentlich 
„Leimen“ lauten; dann wäre es aber mit dem Klebſtoff „Leim“ 
zuſammengefallen, was vermieden werden ſollte 1). Man ver⸗ 
gleiche zu Lehm — Leimen noch calenbergiſch ſweet = Schweiß, 
ſpeeke Speiche, weenen = weinen. „Bucht“, als Meeresbucht 
iſt natürlich im Calenbergiſchen unbekannt. Aber in der Bedeu⸗ 
tung „Biegung“, „Krümmung“ iſt es noch heute in Gebrauch: 
einen „tau'r buchte bringen einen zurechtſetzen, in die Knie 
zwingen“; buchteis (Diphthong ei, nicht wie hochdeutſch ei — ai 
zu ſprechen) = brüdjiges Eis; buchten, inbuchten = jid) biegen, 
einknicken. Selbſt ein Wort wie „fühlen“ iſt nach Kluge dem 
Niederdeutſchen entnommen — altſächſiſch giföljan — calenbergiſch 
foilen. Dafür ſagt man noch heute im Schwäbiſch Ale manniſchen 
„ſpüren“ und „merken“, im Bayriſchen „empfinden“. 

Aber nicht allein als dienende Magd des Hochdeutſchen 
iſt das Niederdeutſche in unſerer Zeit der Beachtung wert, ſon⸗ 
dern es hat ſich aus eigener Kraft 2) wieder emporgearbeitet und 
kann eine eigene, höchſt bedeutſame Litteratur der hochdeutſchen 
an die Seite ſtellen. Raſch und unvermutet hat es gleich einen 
Höhepunkt erklommen in Fritz Reuter, den ich Ihnen nur zu 
nennen brauche, und er ſteht leibhaftig vor uns! Fritz Reuter 
hat ſo gut ſeine Rezitatoren, die von Land zu Land, von Stadt 
zu Stadt ziehen, wie Schiller und Goethe und Shakeſpeare. Nicht 
ſo groß wie er und nicht ſo beliebt, aber wohl bekannt und ge⸗ 
ſchätzt in deutſchen Landen ſind auch Klaus Groth, John Brink⸗ 
man, Johann Meyer und für das Drama der leider viel zu 
früh verſtorbene Fr. Stavenhagen. Dieſe Männer haben viele 
Nachfolger und Nachahmer gefunden. Ihre Schar iſt Legion. 
E. Seelmann, im Jahrbuch für niederdeutſche Sprachforſchung, 
1922, zählt ihrer über 300 auf, die ſich über das ganze nieder⸗ 
deutſche Sprachgebiet verteilen. In ihrer Mundart weichen ſie 
3. T. erheblich von einander ab. Man leſe einmal ein Gedicht 
oder eine Erzählung von Fr. W. Grimme in dem Dialekt des 
Dorfes Aſſinghauſen im Sauerland, oder ein oſtholſteiniſches 
Märchen von W. Wiſſer, oder einen Roman von Fritz Reuter. 

1) Im Calenbergiſchen ift eine Verwechslung mit „Leim ausgeſchloſſen. 


„Leim“ — cal. leim (Diphth. ei). 
2) S. Reuters Gedicht, S. 91. 
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Ohne ein Lexikon find mir, dem Calenberger, die Dichtungen 
von Fr. W. Grimme großenteils unverſtändlich. 


Die Dialektunterſchiede will ich nicht gegen einander ab⸗ 
wägen. Ich verweiſe auf die Karte von O. Bremer im Konver⸗ 
jationslexifon von Brockhaus unter dem Artikel: „Deutſche 
Mundarten“, wo auch für Niederdeutſchland die Dialekte land⸗ 
ſchaftlich feſtgelegt ſind. Bremer konnte in der Einteilung der 
Mundarten weitergehen als A. Laſch für das Mittelniederdeut⸗ 
ſche, da ihm eine Kontrolle bis in die fernſten Winkel des 
Deutſchen Reichs hinein jeder Zeit zu Gebote ſtand. Eine Liſte 
der niederdeutſchen Mundarten bringt auch Weiſe, „Unſere 
Mundarten“, die ſich mit Bremer's Karte in den Hauptzügen 
deckt. | 

Noch immer gibt es ſtarke und ſchwache Deklinationen und 
Konjugationen, freilich teilweiſe mit ſehr verändertem Geſicht. 
Allgemein hat man wohl auf den flektierten gen. sing. der Sub⸗ 
ſtantive verzichtet, wofür die praep. „von“, „van“ eingetreten 
iit. Im Calenbergiſchen lautet alſo ber gen. von mittelnieder⸗ 
deutſch fisk: von den fiſche. Der gen. mit -s ſteht bei Eigen⸗ 
namen und Zeitbeſtimmungen, ähnlich wie der ſächſiſche gen. 
im Engliſchen 1). Im übrigen iſt von den mittelniederdeutſchen 
Endungen des Schemas fisk im Calenbergiſchen nichts abge- 
klungen. Bei der ſtarken Konjugation iſt ſogar das doppelte 
praet. beibehalten: hochdeutſch half, halfen — calenbergiſch holp, 
hölpen; hochdeutſch las, laſen — calenbergiſch las laijem. Da⸗ 
gegen urſprünglich reduplizierend: hailt, hailen = hielt, hielten; 
laip, laipen — lief, liefen. Die Endungen find dieſelben ge- 
blieben wie im Mittelniederdeutſchen. Ebenſo iſt es in der ſchwa⸗ 
chen Konjugation. Aber hier iſt im Calenbergiſchen das „Hilfs⸗ 
2d‘ verſchwunden: praet. mittelniederdeutſch losede = calenber- 
giſch loiſe (von altſächſiſch lósjan). 

Die Übergänge von Dialekt zu Dialekt ſind oft ſo un⸗ 
merklich, daß man vorläufig lieber durch Herausheben einzelner 
Stichwörter größere und kleinere Bezirke von einander ab⸗ 


1) Becker's hius oder Becker's hius und Becker ſein hius, mit einem feinen 
Unterſchiede; aber immer nur: den becker ſein hius als Gattungsname. — 
kein „doges teit bain" (bieten) — nicht grüßen. 
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ſondert. So gibt es eine ef- und if-Qinie, em mef- und mil: 
und mi-Gebiet; ober: wo jagt man treffen und wo tai" 
(ziehen)? tr. gehört bem Weiten an, taien mehr bem Oſten. 
Mo jagt man von? und wo hat fid) das ältere van erhalten? 


Ein wichtiges Unterſcheidungsmerkmal allgemeinerer Art iit 
die ſogenannte e⸗Linie. Innerhalb derſelben ſind die e beibe⸗ 
halten, außerhalb derſelben verſchwunden. Dieſe Linie geht im 
Norden von der Emsmündung über Oldenburg, Bremen, Celle, 
Obisfelde, Tangermünde, Havelberg, Ruppin, Oranienburg, 
an der Südgrenze der Priegnitz und Ukermark vorbei nach 
Poſen; und im Süden von Siegerland über Dillenburg, Mar⸗ 
burg, Treyſa, Schmalkalden, Ilmenau, Schleiz, Werdau, Sid 
tenſtein, Chemnitz nach dem Rieſengebirge (Weiſe, Unſere 
Mundarten). Uns intereſſiert nur der niederdeutſche Teil dieſes 
e⸗Gebiets. In Weſtfalen ſagt man: menske dage kóppe ssitte 
(Iich] ſitze); im Calenbergiſchen minsche doge kóppe sitte; aber 
weſtholſteiniſch und mecklenburgiſch minsch dach kóp sit. 


Sprachwiſſenſchaftlich am wichtigſten ſind die Dialekte zwi⸗ 
ſchen Weſer und Elbe, von der Küſte bis zum norddeutſchen 
Hügellande, weil ſie das Altſächſiſche, nach Tümpel's Unter⸗ 
ſuchungen, am reinſten bewahrt haben. Die Grenzlinie geht 
etwa vom Weſtrande des Jadebuſens einige Kilometer weſt⸗ 
lich an Oldenburg und öſtlich an Osnabrück vorbei bis zur Höhe 
von Münſter, wendet ſich dann nach Oſten, läßt Hildesheim und 
Braunſchweig links liegen und biegt darauf nach Norden ab, 
öſtlich an Celle und Iſenhagen vorbei, und mündet öſtlich von 
Lüneburg, an der Elbe, ſchließt Dithmarſchen ein und verliert 
ſich bei Kiel. 

Aber durch Fritz Reuters Werke und einige ſeiner Lands⸗ 
leute (Lauremberg, Brinkman ufw.) ijt der medlenburgiüd: 
Dialekt an die erſte Stelle gerückt. Ich will ihn kurz ſkizzieren. 
Da Mecklenburg neben Flamen, Holländern, Franken beſonders 
Weſtfalen aufgenommen hat, ſollte man meinen, eine gewiſſe 
Ahnlichkeit zwiſchen beiden Dialekten müſſe beſtehen. Aber 
Mecklenburg iſt ſeine eigenen Wege gegangen. Es kennt im we⸗ 
ſentlichen nur drei Diphthonge, ai, au, oi, ſein rein weſtfäliſches 
Gegenſtück, die Soeſter Mundart, dagegen 21 neben 7 Triph⸗ 
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thongen (Holthauſen, Die Coejter Mundart). Vom Umlaut 
wird fleißig Gebrauch gemacht wie in den meiſten neunieder⸗ 
deutſchen Dialekten. Ingwäoniſch⸗altſächſiſch gos hat jid) zu 
gaus (calenbergiſch geos) weiter entwickelt. Aber altſächſiſch 
üs ijt durch mittelniederfränkiſch uns (calenbergiſch üſch) er⸗ 
ſetzt. Auf mittelniederfränkiſchen Einfluß müſſen wir es auch 
zurückführen, wenn das Mecklenburgiſche bei den Verbalendun⸗ 
gen des Präſens und Präteritums ind. zwiſchen der 1. 3. plur. 
auf —n und der 2. plur. auf —t unterſcheidet, während die rein 
ſächſiſchen Mundarten bas alte —t bes Präſens und das —n für 
das Präteritum für alle drei Perſonen des Plurals gleichmäßig 
bewahrt haben. Singular und Plural in der Stammform der 
ſtarken Verben im praet. lauten gleich 1), beide ſind aus dem 
Konjunktiv praet. gebildet, in der Soeſter Mundart ſind ſie 
verſchieden, uſw. 

Da ich am Schluſſe meines Vortrags noch eine Probe aus 
Fritz Reuter zu bringen gedenke, ſo verzichte ich hier auf ein Bei⸗ 
ſpiel. Statt deſſen will ich Ihnen den Anfang eines Grimm⸗ 
ſchen Märchens ins Calenbergiſche übertragen als Muſter aus 
dem altſächſiſchen „Kerngebiet“. 


Dä brai?) lütjen fügel. 

Et is woll biujent un mär jare her, deo würen hir in 
lanne liuter lütje koinige. Deo hat eok ainer up'n koiterbarg' 
ewuent (gewohnt), bà gink ſau giern up⸗te (oder up'e) jacht. 
Aſſ'e rit mal mit feinen jeegers fon ſloſſe heriutteoch, hödden 
chüteten) ünber'n barge brai mäkens üre ka. (Kühe), un as fai 
bàn koinich mit bàn fielen luin (Leuten) ſaigen (ſahen), lau raip 
bà ölſte bán andern baiden mäkens tau un weile up'n koinich: 
„O wanne, wanne, wenn ek dän nich kreige, ſau will ef kainen“. 
Deo antwure de twaite up'r andern ſeite fom barge un weiſe 
up dän, dä up'r rechten halwe fon'n koinige gink: „O wanne, 
wanne, wenn ek dän nich kreige, ſau will ek kainen“. Deo raip 


1) Die unregelmäßigen Verben bilden bei Reuter ein eigenes Kapitel. 
Näheres über den mecklenburgiſchen Dialekt bei Grimme, Plattdeutſche Mund- 
arten, oder bei Nerger, Grammatik des mecklenburgiſchen Dialekts. 

2) Nur in den dringendſten Gallen bin ich von der hochdeutſchen Schreib- 
weiſe abgewichen. 
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be jünge(r)fte, un weiſe up bàn, bà up'r linken halwe gink: „O 
wanne, wanne, wenn ef dän nich freige, ſau will ef famen". 
Dat würen awer de baiden miniſters. Dat hoire (hörte) de 
koinich alles, un aſſ'e fon'dr jacht te bius ekuemen was, lait 
hai dä drai mäkens tau [ef kuemen und froge⸗ ſe, wat ⸗ fe da 
giſtern am barg' eſecht herren. Dat wollen ſai nich ſeggen. De 
koinich froge awer de ölſte, op fai üene woll tau'n manne hebben 
wolle? Deo ja Jat ja, un üre baiden ſweſtern frein de baiden 
miniſters, denn ſai würen alle drai ſchoine un ſchir fon anſain, 
for allns de foinigin, dai harre hare afe flas! 

Ich komme zum Schluß. Nach der Anzahl der Dichter und 
Schriftſteller zu urteilen, ſollte man glauben, das Plattdeutſche 
wäre im Aufblühen begriffen, es hätte noch eine große Zukunft. 
In Wirklichkeit iſt die Pflege der Mundarten, wie überall in 
Deutſchland, ſo auch bei uns, ein Auflehnen und ein Proteſt 
gegen die Nivellierung des Deutſchtums, wie es bie Großſtadt, 
und man möchte auch ſagen, der interregionale Verkehr durch die 
Eiſenbahn mit ſich bringt. In den Mundarten ſteckt die engere 
Heimat, das Vaterhaus, die Mutterſprache, die erhalten blei⸗ 
ben ſollen. Das iſt ein Ziel, aufs innigſte zu wünſchen! 

Und doch, trotz der Schaffensfreudigkeit unſerer Heimat⸗ 
dichter, trotz aller Bemühungen der Gelehrten, der Heimat⸗ 
vereine, der Schauſpielertruppen, der Förderung durch Kirche 
und Schule, geht das Plattdeutſche im mündlichen Gebrauch 
ſtändig zurück. Es gilt nicht für fein, „platt“ zu ſprechen, und 
andererſeits, ohne Kenntnis des Hochdeutſchen, kann man ſich 
doch ſchwerlich im Deutſchen Reiche zurecht finden. So erliegt das 
Plattdeutſche geradezu der Unerbittlichkeit eines Naturgeſetzes. 
Bald wird es nur noch in Wörterbüchern und Litteraturwerken 
zu finden ſein, jenen Muſeen vergleichbar, in denen man die 
Reſte ausgeſtorbener Tiere und verſteinerter Pflanzen aufzu⸗ 
bewahren pflegt. 

Aber noch ſind wir nicht ſo weit, und wir wollen zu guter 
Letzt noch einmal unſer Herz erquicken an dem Hymmus auf 
die plattdeutſche Sprache, den Fritz Reuter ſeinem Liebling 
Hanne Nüte in den Mund gelegt hat zu einer Zeit, als man 
das deutſche Volk noch nicht an die „Wahrung ſeiner heiligſten 
Güter“ zu erinnern brauchte: 
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Ick weit! einen Eilbom 2, de ſteiht an de See, 
De Nurdjtorm3, de bru|'t* in fin Knäſt; 
Stolz reckt hei de mächtige Kron' in de Höh; 
So is dat all duſend Johr weit; 
Kein Minſchenhand, 
De hett em plant't 5; 
Hei reckt jid von Pommern bet? Nedderland 8. 


Ick weit einen Eikbom pull? Knorrn un vull Knaſt, 
Up denn’ fött 10 kein Bil nich un Axt 11. 
Sin Bork is |o rug 12, un fin Holt 13 is fo faſt 14, 
As wir hei mal bannt 15 un bebext. 
Nicks hett em dahn 16; 
Hei ward noch ſtahn 17, 
Wenn wedder 18 mal duſend von Johren vergahn 19. 


Un de König un ſine Fru Königin 
Mn jin Dochter, be gahn 20 an den Strand: 
„Wat deiht 21 dat för 'n mächtigen Eikbom ſin 22, 
De fin Telgen ?3 reckt aewer dat Land? 
Wer hett em plegt 24, 
Wer hett em hegt, 
Dat hei ſine Bläder 25 ſo luſtig rögt?“ 26 


Un as nu de König ſo Antwurt begehrt, 
Trett?7 vör em en junge Geſell: 
„Herr König, Ji hewwt Jug jo ſüs 2s nich d'rüm ſchert?“, 
Sug’ Fru 30 nich un Juge Mamſell! 
Kein vörnehm Lüd' 1, 
De hadden Tid 32, 
Tau ſeihn, ob den Bom ok ſin Recht geſchüht. 


1) weiß. 7) Eichbaum. ) Nordſturm. ) brauſt. ) ſchon 1000 Jahre ge- 
weſen. ) gepflanzt. ) bis. ) Niederlande. ) voll. *°) auf den faßt. ) Axt. 
7) rauh. 7?) Holz. *) feſt. °°) gebannt, bezaubert. ) getan, geſchadet. 
10 ſtehen. 15) wieder. ) vergangen. ) gehen. *) u. 7%) ijt. ) Zweige. 
) gepflegt. ) Blätter. ) regt. ) tritt. ?") jonjt. °°) geſchert. ) Eure Frau. 
) Leute. 37) Zeit. 
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Un bod) grüunt! jo luſtig be Eikbom up Stunns?, 
Wi 9 rbeitslüb' hewwen em wohrt?; 
De Eikbom, Herr König, be Eikbom is unl, 
Unf’ plattdütſche Sprat* is 't un Ort 5. 
Kein vörnehm Kunſt 
Hett |' uns verhunzt, 
Fri wüſſen j'* tau Höchten? ahns Königsgunſt“. 


Raſch giwwt? em den König fin 10 Dochter be Hand: 
„Gott ſeg'n Di, Geſell, för Din Red'! 
Wenn de Stormwind eins 11 bruſ't dörch dat dütſche Land, 
Denn weit ick 'ne ſekere Städ' 12: 
Wer eigen Ort 
Fri wünn 13 un wohrt 14, 
Bi denn’ is in Noth Ein 15 tau 'm beiten verwohrt“. 


Ahnliche Gedanken äußert Chriſtian Flemes in dem Gedicht: 
Da ſchall üſch nemmes bi de Appeln gahn! Ich hebe eine 
Strophe heraus: 


Ji kennt den Bom, dei üſch bi Sunnenbranne 
Gift käulen Schatten un en ſäker Dak 

Bi Regenſchuern — mak't en neine Schanne! 

Et is uf’ ole plattdütſch' Mutterſprak'. 

Un Früchte dräggt hei — bäter könnt nich waſſen 
nn dütſchen Rik, wohen Ji mög’t of gahn; 
Doch orndlich möttet up den Bom Ji paſſen 

Un laten Jük nich bi de Appeln gahn! 


!) grünt. ) zur Stunde, jetzt.) gewartet.) Sprache. ) Art. *) fret 
wuchſen fie. ) in die Höhe auf. ) ohne. ) giebt. !9) des Königs. ) einſt. 
12 fidere Stätte.) gewann. ) wahrte. ) einer, man. 
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Geſchichte des Konventes der Kapuziner 


zu Hannover. 
Von J. Studtmann. 


Wenn ich im Folgenden den Verſuch mache, die zeitlich aller⸗ 
dings nur kurze Geſchichte der Niederlaſſung des Kapuziner⸗ 
ordens und ſeines Wirkens in der Stadt Hannover zuſammen⸗ 
hängend darzuſtellen, ſo nur deshalb, weil einmal vielleicht ein 
lokalgeſchichtliches Intereſſe durch die Tatſache bedingt iſt, daß 
der Aufbau der erſten katholiſchen Gemeinde Hannovers nach der 
Reformation auf die Tätigkeit des Ordens zurückzuführen iſt; 
andererſeits wurde dies Thema außer einzelnen verſtreuten An⸗ 
gaben in den älteren Quellen!) nur geſtreift von Meyer, Pieper 
und Woker 2), ſowie im weiteren politiſchen Rahmen kurz von 
Köcher 3) behandelt. Abgeſehen davon ijt es mir auch gelungen, 
an bisher unbekanntem bzw. unbenutztem Material noch auf⸗ 
zufinden: 

1. Manuſkripte des ehemaligen Hildesheimer Kapuziner⸗ 

kloſters 1): 

a) Chronica compendiaria Congregationis PP. Capu- 
einorum Hildesii, Peine 1673, 

b) Hortus luminum B. M. V. ꝛc., Hildesheim 1679, 

e) Congregatio sive hortus luminum ⁊c., 1675, 


) Bgl. Ph. J. Rehtmeier, Braunſchwg.⸗Lünebg. Chronifa, Brſchwg. 
1722, Bd. II, S. 1702 ff.; D. E. Baring: Beitrag zur Hannov. Kirchen u. 
Schulhiſtorie, 1/2, Hannover 1748, I, S. 84 ff. Beide gehen z. T. wörtlich auf 
die älteſte Quelle, das ſogen. Chronicon Hannoveranum (vgl. Hdſchr. b. vorm. 
fg. Bibliothek Hannover XXIII, 692/93) zurück. 

7 O. Mejer: Die Propaganda, 1/2, Göttingen 1852 / 3; A. Pieper: 
Die Propaganda ( Vereinsſchrift der Görres -Geſellſchaft 1886, II); iy. 
W. Woker: Geſchichte d. kathol. Kirche u. Gemeinde in Hannover und Celle, 
Paderborn 1889. 

) A. Köcher: Geſch. v. Hannover u. Braunſchweig, 1/2, (= Publika- 
ionen a. d. preuß. Staatsarchiven, Bd. 20 und 63, Leipzig 1884 / 95, vgl. 1, 
S. 358 ff., 2, S. 39 ff. 

*) Jetzt im biſchöfl. Prieſterſeminar zu Hildesheim. 
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d) Annales Conventus Hildensiensis FFr. Minorum 
n Capucinorum. 
2. aus dem Ordens-Provinzialardiv in Ehrenbreitſtein: 
a) 45 Briefe, zumeiſt Originale, Hannover betreffend, 
b) FF. Capueinorum Annales Provinciae Coloniensis. 


Durchgeſehen wurden ferner noch bie in Frage kommenden 
Beſtände des Staatsarchivs Hannover, fomite die älteſten Kirchen: 
bücher der St. Clemens⸗Propſteikirche Hannover; ich ſtatte an dieſer 
Stelle Herrn Propſt Seeland, Herrn P. Archivar Kilian Müller 
O. Min. Cap. und Herrn Archivſekretär Lücke meinen ergebenen 
Dank für ihr liebenswürdiges Entgegenkommen ab. 


Sind nun auch die Ergebniſſe nicht ganz lückenlos — manche 
Einzelheiten bleiben ungeklärt —, ſo ermöglichen ſie doch eine 
Vervollſtändigung des Geſamtbildes, während noch Köcher 
lediglich auf die ſchon früher bemitzten Archivalien der Propa⸗ 
ganda zu Rom angewieſen war, die in der Hauptſache nur für 
die erſten Jahre in Frage kommen. 


I. Gründung und Anfänge ber Niederlaſſung als Miſſion. 


Da die Berufung des Ordens nach Hannover nur auf per⸗ 
ſönliche Veranlaſſung des damaligen Landesherren, Herzog To: 
hann Friedrichs von Braunſchweig⸗Lüneburg, erfolgte, wieder⸗ 
hole ich kurz die wichtigſten hiſtoriſchen Tatſachen. 

Johann Friedrich, geboren 1625 zu Herzberg als dritter 
Sohn des Herzogs Georg, war durch den bekannten Erbvertrag 
der vier Brüder als jüngerer Prinz von einer Teilerbfolge in 
den Ländern ſeines Hauſes ausgeſchloſſen. Begabt und geiſtig 
tiefer veranlagt als ſeine Brüder, ſuchte er ſchon frühzeitig für 
ſeine vielfältigen Intereſſen Anregung und Erweiterung auf 
häufigen Reiſen in das Ausland, vor allem in ſein geliebtes 
Italien; hier lernte er bie katholiſche Religion aus eigener Wn- 
ſchauung näher kennen und entſchloß ſich 1650/51 nach reiflicher 
Überlegung zum Übertritt. Daß es eine Handlung reinſter und 
innerſter Überzeugung geweſen iſt, wird von allen Forſchern an⸗ 
erkannt; dieſe Anſicht hegte ſchon die Herzogin-Mutter von dem 
die Familie ſchmerzlich überraſchenden Schritte. Der „von Kind— 
heit an religiöſe“ Prinz legte „im Wahrheitsdrang der Willen: 
ſchaft Wert auf die rechte Übung der Gottſeligkeit“ und hat ſich 
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auch ſpäter ſtets gegen Unterſchiebung von Motiven anderer Art 
verwahrt. | | 

Den Ausſchlag gab für ihn feine Beobachtung des ſcharfen, 
disziplinierten Lebens der Ordensleute, das er beſonders in 
Aſſiſi bei den dortigen Minoriten kennen und ſchätzen lernte, und 
ſeine Berührung mit dem P. Joſeph von Copertino, der auf 
ihn einen ſo tiefen Eindruck machte, daß er nach ſeiner eigenen 
Erklärung „anfangs Willens geweſen, den Franziskanerorden 
anzunehmen“. Nach ſeinem hier erfolgten förmlichen Übertritt 
beſuchte er in Frescata das dortige Kapuzinerkloſter; hier wird 
der Grund für ſeine Wertſchätzung gerade der Kapuziner gelegt 
worden ſein, denen er „als den treueſten Söhnen des hl. Fran⸗ 
ziskus“ ſeine Liebe bis an ſein Ende bewahrt hat. 

Infolge ſeines Staatsſtreiches vom Jahre 1665 endgültig 
in den Beſitz der Fürſtentümer Kalenberg und Grubenhagen ge⸗ 
langt, konnte er nun daran denken, in ſeiner neuen Reſidenz 
Hannover für die Ausübung ſeiner Religion zu ſorgen, was 
ihm bis dahin in der Heimat auch für ſeine eigene Perſon ver⸗ 
weigert worden war. Ob ihn ſchon damals der Plan beſchäf⸗ 
tigte, gerade Ordensleute zu berufen, ſteht dahin; wahrſcheinlich 
haben ihn dann die politiſchen Ereigniſſe der erſten Jahre nicht 
zur Ausführung kommen laſſen. Zunächſt ſoll er — nach einer 
ſpäteren Relation Maccionis 1) — an eine Heranziehung der 
Jeſuiten gedacht haben, dieſe Abſicht aber an dem unbeugſamen 
Widerſtande des herzoglichen geheimen Ratskollegiums ge⸗ 
ſcheitert ſein, „ſo ſelbſtherrlich der Herzog auch ſonſt war“. Es 
erſcheint dies, wenn auch möglich, jo doch nicht ſehr wahrſchein⸗ 
lich; gerade weil Johann Friedrich durchaus nicht eine Miſſion 
gründen, ſondern lediglich eine Art Kongregation von Hof⸗ 
kaplänen einrichten wollte, wie wir noch ſehen werden, muß ihm 
zu dieſem Zweck ein Orden wie die Kapuziner mindeſtens ſo ge⸗ 
eignet erſchienen ſein wie die Jeſuiten. Die Tatſache endlich, daß 
ſchon ſeit 1666 Jeſuiten aus Hildesheim zur Aushilfe in der 
Seelſorge herangezogen wurden, beweiſt hier nichts, denn die 
Veranlaſſung dazu gab Maccioni allein ?). 

1) Köcher a. a. O. 2, II 83 von 1671; vgl. aber dazu die Angabe der 


Jeſuiten Chronik bei Woker a. a. O., S. 43. 
2) Köcher 2, II 21. 


— 114 — 


Jedenfalls entſchied fid) der Herzog für den Kapuziner⸗ 
orden und wandte ſich perſönlich auf ſeiner Italienreiſe vom 
Juni bis November 1667 an Papſt Clemens IX. mit der 
Bitte, bei dem Orden die Entſendung von je zwei Patres deut⸗ 
ſcher, italieniſcher und franzöſiſcher Nation nach Hannover zu 
veranlaſſen 15). Demgemäß beauftragte der Ordensgeneral, 
P. Fortunatus a Cadoro, ſchon im September durch den Gene⸗ 
ral⸗Diffinitor in Rom die damalige rheiniſche Ordensprovinz, 
ſchnellſtens zwei deutſche Patres zu beſtimmen, wohl weil dem 
Kölner Nuntius, der benachrichtigt wurde, die Miſſionsgebiete 
Norddeutſchlands direkt unterſtanden. Man ſcheint ſomit von 
vornherein in Rom geglaubt zu haben, in Hannover ſolle eine 
neue Miſſion gegründet werden; in dieſem Sinne ergingen we⸗ 
nigſtens die erſten Weiſungen an den Provinzial in Köln. 

Freilich: ſo ehrenvoll für den Orden die Einladung war, 
ſo ſchwere Bedenken wurden zunächſt innerhalb der Provinz 
gegen die befohlene Sendung laut 2). Schon die geplante Zu⸗ 
ſammenſetzung aus drei verſchiedenen Nationen erregte große 
Beſorgnis; man befürchtete entſtehende Reibungen und Unzu⸗ 
träglichkeiten, zumal bekannt war, daß der hannoverſche Hof in 
der Hauptſache aus Fremden beſtehe. Dazu kam noch ein 
Anderes. Der Herzog hatte — was übrigens die Auffaſſung der 
neuen Gründung als Miſſion verſtändlich macht — ausdrücklich 
um Patres erſucht, die durchaus bewandert in den Unterſchieden 
der Glaubenslehren, dazu auch ganz beſonders begabte Prediger 
mit Beherrſchung mehrerer Sprachen, ſchließlich aber noch her⸗ 
vorragende Disputatoren ſein ſollten. Gerade ſolche ſeien aber 
jetzt in der ganzen Provinz nicht aufzutreiben; andererſeits könne 
man ſich doch nicht an eine andere Provinz zur Aushilfe wenden. 
Schon die Beſetzung der vorher beabſichtigten Niederlaſſung in 
Peine beanſpruche alle brauchbaren Kräfte, ſo daß nach einſtim⸗ 


1) So die Ehrenbreitſteiner Annalen zum Jahre 1667: .. .. Serenissi- 
mus Princeps . . . Vicario Summo Pontifici Clementi Nono suam sensam 
transcripsit, enixius rogans, ut hic illa sua Ápostolica authoritate firmare, 
et pastorali solicitudine de sex Patribus Capucinis aulae suae prividere 
dignaretur; huic proinde pientissimi Principis aequissimae petitioni defe- 
rendum ratus Summus Pontifex statim Reverendissimo Patri Fortunato 
a Cadoro, ordinis nostri Ministro Generali manda vit. 


2) Das Folgende nach der Ehrenbreitſteiner Kotreſpondenz. 
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miger Anſicht aller Befragten niemand zur Verfügung ſtehe, und 
wenn „Reverenda Paternitas Vestra speculetur die et nocte". 
Übrigens müſſe ber — natürlich aus den Deutſchen zu ernennende 
— neue Präfelt befähigt jein, Untergebene aus drei Nationen 
zu leiten, wobei auch die damals ſchwebenden Heiratspläne des 
Herzogs mit einer Prinzeſſin von Oeſterreich⸗Innsbruck zu be⸗ 
rückſichtigen ſeien. Am beſten warte man ab und veranlaſſe den 
P. General, zuerſt zwei Beliebige abzuſchicken; man könne dann 
ja ſpäter immer noch Erſatz ſtellen und ſolchen inzwiſchen hin⸗ 
reichend ausrüſten. Die Sache ſelbſt eile auch gar nicht, denn der 
Herzog ſei jetzt verreiſt, d. h. auf der Brautſchau, daher auch die 
Peiner Angelegenheit vorerſt brennender. 

Die wahren Gründe dieſer Verzögerung ſind natürlich 
andere; der weitere Schriftwechſel zeigt denn auch, weshalb 
man mit einer gewiſſen Berechtigung zu vorſichtigem Vorgehen 
tiet. Da ijt einmal die nahe Verbindung mit dem Hof, bie dem 
Ordensideal wenig entſpricht; ferner ſcheint der Herzog Wert auf 
Miſſionstätigkeit unter ſeinen nichtkatholiſchen Untertanen zu 
legen, auch iſt die Frage der Unterhaltung, Unterbringung uſw. 
der Niederlaſſung in Hannover noch durchaus nicht geklärt; Er⸗ 
wägungen, die auch in Rom geteilt wurden, denn ſehr bald er⸗ 
geht ein Befehl des Generals, an Ort und Stelle genaue Erkun⸗ 
digungen über die zu übernehmenden Pflichten einzuholen. An⸗ 
ſcheinend hatte ſich alſo Johann Friedrich über Einzelheiten noch 
nicht deutlich erklärt. Sehr verwundert iſt der General auch, 
daß trotz der herzoglichen Erklärung in Rom, man wünſche aus⸗ 
ſchließlich Kapuziner, dennoch zu Weihnachten 1667 neben dem 
Hildesheimer Guardian, P. Servatius, auch Jeſuiten in Han⸗ 
nover tätig geweſen ſeien, und argwöhnt daher eine Sinnesände⸗ 
rung des Fürſten, eingedenk des traurigen Falles von St. Goar, 
wo bie Geſellſchaft Jeſu dem Orden ebenfalls den Rang ab- 
gelaufen hatte. 

Inzwiſchen hatte ſich ſchon P. Servatius am 18. März auf⸗ 
tragsgemäß von Hildesheim nach Hannover begeben !), den Herz 
zog aber nicht mehr getroffen, „der ſchon am 13. für mehrere 
Monate nach Dänemark oder Frankreich abgereiſt ſei. In der 
Stadt geht das allgemeine Gerücht, die Kapuziner kämen dem⸗ 

) Brief 7 vom 19. 3. 1668. 
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nächſt, weshalb ihn zwei Kavaliere des Hofes mit Glückwünſchen 
empfangen, die die frohe Kunde vom Geheimen Rate bekom⸗ 
men haben wollen. Sogar die Bürgerſchaft freue ſich, und der 
Apoſtoliſche Vikar Maccioni erwarte ſie ſchon, weil er vom Her⸗ 
zog mit Vollmacht für die Verhandlungen verſehen ſei. Da ihm 
ſelbſt aber eine ſolche fehle, bittet er um Inſtruktionen“. 

Daß Johann Friedrich tatſächlich die Ankunft der Kapu⸗ 
ziner feſt erwartet hat, beweiſt die Kopie einer Weiſung an 
ſeinen römiſchen Agenten, den Abbate Colomera, in der er ſein 
und aller Katholiken Erſtaunen über die unerwartete Verzöge⸗ 
rung ausſpricht, um größte Beſchleunigung erſucht, und ſich zu 
jeder gewünſchten Hilfe bereiterklärt 1). 

Da man inzwiſchen wohl die PP. Servatius und Elzearius 
vorläufig in Hamover ſtationiert, aber die endgültige Rege⸗ 
lung und insbeſondere den Abſchluß eines Konkordates bis zur 
Rückkehr des Herzogs verſchoben hatte, wurden nunmehr P. Re⸗ 
ginald und P. Servatius offiziell für die Verhandlungen bevoll⸗ 
mächtigt und am 30. April in geheimer Audienz empfangen. 
Johann Friedrich erklärte ſich nochmals bereit, für alle Bedürf⸗ 
niſſe Sorge tragen zu wollen, ließ ſich über die Wünſche des 
Ordens Bericht erſtatten und verwies wegen der Einzelheiten 
an den Apoſtoliſchen Vikar, da er ſelbſt ſchon am übernächſten 
Morgen reiſen wollte. Die Patres beſuchten demzufolge am 
Tage darauf Maccioni, „Ordinis nostri singularissimum 
Patronem“, der ihnen den ſchon begonnenen Neubau eines 
Konventshauſes zeigte, um noch ſpezielle Wünſche bezüglich der 
Ausſtattung entgegenzunehmen, und dann mit ihnen in einer 
langen Beſprechung das leider nicht mehr erhaltene Konkordat 
feſtſetzte, das der Herzog beſtätigte. Es muß eine von ſeiner 
Seite aus endgültige Regelung bedeutet haben, da er ſofort 
ſeinen bisherigen Hofkaplan entließ und den P. Servatius in 
Erwartung der übrigen Kapuziner mit der Abhaltung der Sonn⸗ 
und Feſttagspredigten betraute :). 

Gleichwohl ſcheint das Widerſtreben der Provinz noch nicht 
völlig beſiegt worden zu ſein. Jedenfalls bittet P. Servatius 


1) Brief 12 vom 18. 4. 68. 
2) Bericht P. Reginalds aus e vom 2. 5., und Brief 110 aus 
Hannover vom 4. 5. | 
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kurz darauf!) nod) einmal flehentlich, doch wenigſtens ben ver- 
ſprochenen P. Theodatus und den Laienbruder Creſcentius zu 
ſchicken, denn der Herzog drängt, und er ſelbſt, der ſein Kloſter 
in Hildesheim verwaiſt laſſen muß, ift infolge Überbürdung — 
in der letzten Woche hat er allein an Predigten drei vor dem Hof 
und drei vor der Gemeinde halten müſſen — dem Zuſammen⸗ 
bruch nahe. Zudem bringt, wie man erzählt, die Braut des 
Herzogs aus Frankreich zwei Patres mit, und noch iſt der zum 
Superior ſchon beſtellte P. Reginaldus nicht zur Stelle. Im 
übrigen ſteht alles zum Empfang bereit, auch der Bau iſt nun⸗ 
mehr vollendet. 

Auch von Rom aus war die Provinz mehrfach zur endlichen 
Regelung gedrängt worden; das Zögern des P. Reginald hatte 
allerdings ſeinen guten Grund, wie er ſelbſt berichtet 2). Obwohl 
vom Herzog ſelbſt erbeten und von der Provinz auch ernannt, 
wurde er vom ordentlichen Provinzial⸗Kapitel doch erſt Ende 
Mai zum Präſes der „Apoſtoliſchen Miſſion“ Hannover förmlich 
beſtätigt. Infolgedeſſen ſetzte er durch, daß der ihm für Han⸗ 
nover beigeordnete P. Theodatus vor ihm nach dort abging. 
Seine Würde war ihm übrigens ein ſchweres Kreuz: erſtlich ver⸗ 
ſteht er weder Franzöſiſch noch Italieniſch, und am hannoverſchen 
Hofe, mit dem er verkehren ſoll, fällt kaum ein deutſches Wort; 
dann aber weiß er, daß nach Aufgabe der öſterreichiſchen Hei⸗ 
ratspläne die Verlobung des Herzogs mit einer der beiden 
Töchter des verſtorbenen Pfalzgrafen bevorſteht . 
cuius avus Comes Palatinus totius imperii per duellis tur- 
bator". Die Braut ſelbſt ijt „ex matre galla in gallia nata, 
educata, gallicis moribus imbuta", unb es ijt nicht zu Jagen, 
was ſchon fo viele Staaten „ex solis cum Gallis mulieribus 
contractis connubiis desolationem sustinuerunt, de facto 
sustinent, et in futurum sustinere debebunt". Außer einem 
Schwarm von franzöſiſcher Bedienung will fie auch franzöſiſche 
Ordensbrüder mitbringen. Als einzigen Troſt kann er die node 

) Brief 14 vom 11. 5... Ego enim hac septimana iam sex con- 
ciones, tres coram communitate in crypta Ecclesiae, et tres coram sua 
Serenitate et aulicis habere debui, In Ecclesi& enim ante non habe- 
bitur concio quam nostri Patres omnes aderint etiam reliqua divina 


peragentes. 
7) Briefe 17 und 18 aus Münſter vom 21. und 25. 5. 68. 
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malige Zuſicherung des Herzogs melden, alle Bedürfniſſe zu 
garantieren; die Zahl der Patres iſt von ihm endgültig auf 
zwölf einſchließlich zweier Italiener und Franzoſen feſtgeſetzt, 
und für die Arbeit eröffnen ſich die ſchönſten Ausſichten, denn: 
»Oretenus sum informatus, status totius territorii, exclusis 
Jesuitis, aliisque, in nostram admissionem consensisse, qua- 
propter Cancellarius status (Langenbed) vir grandaevus 
Lutheranorum caput, et maximae authoritatis apud omnes, 
humanissime me suscepit, de foelici nostro adventu, et 
prospero rerum successu nobis congratulando ad suas aedes 
visitationis gratia invitavit, et omnia humanitatis officia 
obtulit, et exhibuit". 

Weshalb P. Reginald feinen Poſten auch ſpäter nicht ange⸗ 
treten hat, läßt ſich nicht feſtſtellen; übrigens hat den ganzen 
Gang der Ereigniſſe dieſes Jahres ſicher auch die damals vorge⸗ 
nommene Teilung der alten rheiniſchen Provinz des Ordens in 
eine neue rheiniſche und kölniſche, welch letzterer dann Hannover 
zugeteilt wurde, mit beeinflußt. 

Im Juni wurde nun die neue Miſſion vorläufig eingerichtet 
und beſetzt; nur die Ratifizierung des Konkordats auf Grund 
der erwähnten herzoglichen Reſolution mit Abgrenzung der 
Rechte und Pflichten des Ordens in Hannover behielt jid) der 
General zunächſt noch vor. Dazu veranlaßte ihn ein Umſtand, 
der die Kompetenzfrage von neuem aufrollen mußte: Die bevor⸗ 
ſtehende Ernennung Maccionis zum Biſchof bzw. die Erteilung 
der Amtsgewalt eines ſolchen. 


Ueber die Perſon des ſchon mehrfach genannten Maccioni ge⸗ 
nüge hier folgendes 1). Als Sohn eines Adligen aus ber Diözeſe 
Monte Feltre widmete er ſich dem geiſtlichen Stande, ohne aller⸗ 
dings, wie er ſelbſt bekennt, für die praktiſche Seelſorge beſonderen 
Beruf zu fühlen. Mit Johann Friedrich in Italien bekannt ge⸗ 
worden, folgte er deshalb freudig deſſen Aufforderung, ihn als 
ſein geiſtlicher Beiſtand nach Deutſchland zu begleiten, zunächſt nach 
Kopenhagen, wo er ſich „als geiſtvoller Geſellſchafter bewährte und 
durch ſeine aus lauterer Herzensgüte ſtrömende Milde und Freund⸗ 
lichkeit auch Andersdenkende gewann“. Dieſe Eigenſchaften waren 
es, die den Herzog über manche menſchlichen Schwächen ſeines 
Freundes hinweg dieſem ſtets ſein Wohlwollen bewahren ließen. 


1) Über ihn vgl. Woker S. 20 ff.; Köcher 2. S. 30 ff. und 58 ff. 
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Bald darauf erhielt er vom Kölner Nuntius einen Teil ber Fakul⸗ 
täten als Miſſionar für Dänemark⸗ Schweden, wie auch für Braun⸗ 
ſchweig⸗ Lüneburg. 1665 folgte er von Kopenhagen aus — nicht 
gerade begeiſtert — dem Herzog nach Hannover, wo er als deſſen 
Almoſenier und kirchlicher Ratgeber fungierte und ehrenhalber zum 
apoſtoliſchen Titular⸗Protonotar ernannt wurde. Da die Ein⸗ 
richtung des katholiſchen Gottesdienſtes aus ſtaatsrechtlichen Grün⸗ 
den eine exemte Stellung der neuen Kirche verlangte, beantragte 
Johann Friedrich die Würde eines nur vom Kölner Nuntius ab⸗ 
hängigen Apoſtoliſchen Vikars, oder die Verleihung der Biſchofs⸗ 
würde an Maccioni. Man entſchied fid) in Rom für das er[tere; 
mit Breve vom Frühjahr 1667 erfolgt die Ernennung zum Apoſto⸗ 
liſchen Vikar für Braunſchweig⸗ Lüneburg. Erſt infolge wieder 
holter Vorſtellungen des Herzogs, mit Rückſicht auf die unter den 
obwaltenden Verhältniſſen wünſchenswerte Befreiung Hannovers 
von der Jurisdiktion des Biſchofs von Hildesheim, wurde Maccioni 
dann im September 1668 zum Titularbiſchof von Marokko i. p. i. 
ernannt und 1669 in Würzburg geweiht. 

Zweifellos iſt der Entſchluß, Ordensleute zu berufen, ſtark von 
Maccioni beeinflußt, doch wohl um — bei der Ausſicht auf Leitung 
der Miſſionstätigkeit als künftiger Würdenträger — geeignete Ge⸗ 
hilfen zur Entlaſtung von der Pfarrtätigkeit zu haben. Daher auch 
die anfängliche Bereitwilligkeit zur Unterſtützung des Ordens in 
der Fakultätsfrage, wie wir ſehen werden, die ſpäter allerdings 
erkaltete. 

Hatte der Orden bislang hoffen dürfen, durch die Berufung 
zur Miſſionsgründung in Hannover allmählich von hier aus 
feſten Fuß in Norddeutſchland faſſen zu können, ſo war das doch 
nur in exemter Stellung möglich — daher auch die ſpätere Dif⸗ 
ferenz zwiſchen der Auffaſſung des Herzogs von bloßen Hof⸗ 
kaplänen und der Ordensforderung eines geſchloſſenen Konvents 
von Miſſionaren —; die kommende Unterjtellung Hannovers 
unter eigene biſchöfliche Jurisdiktion machte die Regelung der 
Stellung der Patres noch ſchwieriger. 

Zwar wurde die ganze Angelegenheit vorerſt latent be⸗ 
handelt, und die Kapuziner wirkten anfänglich durchaus als 
Untergebene des neuen Biſchofs. Der Plan einer Miſſion als 
ſolcher blieb aber beſtehen, wurde auf Grund der Privilegien 
des Ordens in Rom weiter betrieben, und ſchien geſichert zu ſein, 
als 1669/70 die Bewilligung eines Miſſionspräfekten mit aus⸗ 
gedehnten Fakultäten, die Maccioni ſelbſt befürwortet hatte, 
unter unmittelbarer Leitung der Kongregation des Offiziums 
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erreicht wurde. Gerade die Fakultäten indeſſen ſtießen in Han⸗ 
nover auf unüberwindlichen Widerſtand, da Maccioni entdeckte, 
daß ſie zum Teil weit über ſeine eigenen hinausgingen, und da⸗ 
mit ſeine junge biſchöfliche Autorität zu bedrohen ſchienen. Der 
Herzog ſeinerſeits nahm Anſtoß an der geplanten exemten Prä⸗ 
fektur, die ſeinem Einfluß entzogen war, was ſeinen Anſichten 
über den Abſolutismus der Landeshoheit ſtracks zuwider lief. 
So ging er auf Maccionis Wunſch ein, für dieſen in Rom die 
Übertragung ber Präfekturfakultäten zu verlangen 1). 


Die Erfüllung dieſes Wunſches war allerdings aus prin⸗ 
zipiellen Gründen unmöglich; entweder wurde die Niederlaſſung 
als Miſſion, dann aber unter einem unabhängigen Präfekten, 
zugelaſſen, oder der Orden qualifizierte ſie als einfaches Hoſpiz. 
Da dies Johann Friedrich am eheſten zuſagte, erreichte er die 
Zuſtimmung der Kongregation Anfang 1670 durch ſeine eindeu⸗ 
tige Erklärung, andernfalls Miſſionare nur dulden zu können, 
wenn die Propaganda ſie unterhalten wolle, wozu dieſer die 
Mittel fehlten. Demzufolge wurde Hannover nunmehr als Hoſpiz 
dem Kölner Provinzial und Viſitator des Ordens unterſtellt. 


Berechtigte Einwände gegen dieſen Kompromiß hatte nur 
noch der Orden ſelbſt zu erheben. Der Regel gemäß hingen 
parochiale Fakultäten der Patres ſtets von ihrer Funktion als 
Miſſionare ab; nur ſo hatten ſie bislang in Hannover Aushilfe 
geleiſtet, und folgerichtig hätte Maccioni auf die weiteren Dienſte 
der Kapuziner verzichten müſſen, trotzdem ihm viel daran lag. 
Gleichwohl wurde zur Vermeidung von Differenzen und zur 
ſchleunigen Erledigung der ſchwebenden Fragen der Provinzial, 
P. Hieronymus, im Mai nach Hannover entſandt, um das neue 
Hoſpiz zu viſitieren, und gleichzeitig mit dem Herzog ein abge⸗ 
ändertes — leider wieder nicht erhaltenes — Konkordat auf: 
zurichten, von dem nur bekannt iſt, daß es Beſtimmungen unter 
anderem eben über die Ausübung der Seelſorgefunktionen 


1) Köcher 2, S. 45 ff., der Maccionis Relationen folgt; dieſe find aber 
mindeſtens nicht unparteiiſch, in manchen Einzelheiten auch infolge der zeitlichen 
Differenz ungenau. Leider läßt uns gerade hier die Korreſpondenz der Kapuziner 
faſt ganz im Stich. 


— 121 = 


enthielt“). Daneben entwarf er für den Konvent eine eigene 
Lebensordnung ). Da der Herzog noch einmal ſeine Wünſche in 
einem Schreiben an P. Hieronymus feſtlegte ), ermächtigte 
demgemäß der Generaldiffinitor entgegenkommenderweiſe auf 
Grund päpſtlicher Indulte die Patres in Hannover zur Aus⸗ 
hilfe in der Seelſorge. Sie wurden dem Apoſtoliſchen Vikar 
auf jeweilige Anforderung mit Lizenz des Provinzials und 
ihres Superiors zur Verfügung geſtellt. Ausgenommen blieb 
lediglich auch jetzt die durch die Ordensregel ſtrikt unterſagte 
Vornahme von Taufen — abgeſehen von Fällen dringender 
Not. Zur völligen Befriedigung des Herzogs hebt dann an⸗ 
ſchließend eine Verfügung des Kardinals Barberini den Miſ⸗ 
ſionstitel offiziell auf !). 

Damit war Maccionis Wunſch erfüllt, die Kapuziner als 
Seelſorger ſich unterſtellt zu wiſſen. Er ſelbſt erhielt noch im 
gleichen Jahre erweiterte Vikariatsfakultäten; da er von dieſen 
einen Teil an geeignete Prieſter übertragen durfte, bot er ſie in 
Befolgung des Konkordats den Kapuzinern in Hannover zur 
Erteilung an den Superior und einzelne Patres an, was bereit⸗ 
willig angenommen wurde. Indeſſen ſtiegen dem P. Superior 
doch Bedenken auf, dem Apoſtoliſchen Vikar über die durch das 
Konkordat eingegangenen Verpflichtungen hinaus freiwillig zu 
weit entgegen gekommen zu ſein; er wollte aus Preſtigegründen 
die Annahme der Fakultäten rückgängig machen. Daran hinderte 
ihn zunächſt P. Antonio Felice Iſolani, der im November 
d. J. als Bevollmächtigter des Generals von Rom in Han⸗ 
nover eintraf; aber nach deſſen Abreiſe hielt er ſeinen Wider⸗ 

1) Köcher 2, S. 48, Anm. 1. (Das erſte Konkordat ſcheint insgeſamt 
12 Punkte enthalten zu haben, von denen P. Servatius in ſeinem Brief 111 
vom 25. 5. 68 ſpricht.) Der hier zitierte Koch: Abriß d. Geſch. d. hannov. 
Kapuziner (im Vaterl. Archiv d. hiſtor. Vereins f. Niederſ. 1838, S. 71—87) 
hat den Text feiner Anmerkungen („aus einem alten Manuſkript“) den Hildes⸗ 
heimer Annalen entnommen, die abgedruckten Anlagen dagegen Unterlagen, die 
ich trotz allen Suchens dort nicht habe auffinden können. Der Brief Johann 
Friedrichs (bei Koch S. 85, Anlage Da, lückenhaft, mit vielen Fehlern und 
falſcher Datierung gedruckt) findet ſich in der Ehrenbr. Korreſpondenz als Ori⸗ 
ginal vom 22. 5. 70 Vgl. Anlage II. 

) Nur nach Koch a. a. O., S. 82, hier als Anlage J mit m der 
offenbaren Leſefehler wiedergegeben. 


5) Eben dem vom 22. 5., Anlage II. 
*) Brief 32 (Kopie) aus Rom vom 28. Juni 1670. 
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ſpruch aufrecht mit ber Begründung, die Fakultäten ſeien zwar 
für Prieſter, aber nicht ſpeziell für Regulare beſtimmt. Maccioni 
erſuchte bei der Propaganda um Verhaltungsmaßregeln, erhielt 
aber ablehnenden Beſcheid, ſo daß er wiederum den Herzog um 
Hilfe anging. Er wollte alſo den Kapuzinern ſeine Autorität 
unter allen Umſtänden aufzwingen, während dieſe zur Ableh⸗ 
nung der Fakultäten doch an ſich durchaus berechtigt waren. 

Johann Friedrich deckte denn auch ſeinen Vikar mit der Be⸗ 
gründung, „er dulde nie, daß in ſeinen Staaten irgend jemand 
eigenmächtig über Staatsgeſchäfte disponiere; alle ſeine Diener 
führten lediglich ſeine eigenen Befehle aus“, mit anderen 
Worten: die Sache war von Maccioni zur Staatsaffäre auf⸗ 
gebauſcht. Der Orden gab abermals als der Klügere nach und 
ließ durch P. Iſolani im Mai 1671 ſeine Einwilligung in Mac⸗ 
cionis Wünſche beim Herzog erklären. Damit wurden die 
Exemtionen des Ordens zugunſten der Autorität des Apoſto⸗ 
liſchen Vika.-, vor allem aber der vom Herzog ſtets verfoch⸗ 
tenen landesherrlichen abſoluten Gewalt preisgegeben 1). 

Anſcheinend aus dem letzteren Motiv heraus ging Joham 
Friedrich ſogar noch einen Schritt weiter: er verſchärfte durch 
einſeitige Verfügung das letzte Konkordat in Bezug auf die 
Stellung der ausländiſchen Ordensbrüder 2). Im übrigen aber 
hat er ſeinen Patres ſtändig ſein Wohlwollen bewahrt; ja er 
ſcheint allmählich auch dem Gedanken der Miſſionstätigkeit wie⸗ 
der näher getreten zu ſein, was u. a. doch wohl die Gründung 
einer Art von Seminar währſcheinlich macht, auf die weiter 
unten eingegangen werden ſoll. 


II. Tatigteit des Ordens in Hannover. 

Daß die Berufung von Kapuzinern von Anfang an geplant 
wurde, ſahen wir bereits. Wenn Maccioni in ſeinen Berichten 
davon ſpricht, daß er Jeſuiten zur Aushilfe mit herangezogen 
habe?), jo vergißt er zu erwähnen, daß gleichzeitig auch Ra: 


1) Vgl. Köcher 2, S. 49. 

?) Brief 35, Anlage III. Aus ihm ſcheint, wenn auch die erwähnten 
Konkordate nicht bekannt ſind, doch hervorzugehen, daß noch zuletzt verſucht iit 
den Herzog zum Verzicht auf ausländiſche Patres zu bewegen. 

) €. 113, Anm. 1. 
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puziner aus Hildesheim nach Hannover kamen. Erſtmalig 
finden wir im September 1667 den P. Wolfgang Hier’), und 
am 1. November wird der Guardian, P. Servatius, anläßlich 
lich des Jubilaeum universale, pro accipiendis confessionibus 
Gallorum et Italorum berufen; am Weihnachtsfeſt hält er vor 
Johann Friedrich bie erite Predigt nad) deſſen Rückkehr aus 
Italien. Oſtern 1668 hört er allein 150 Beichten, lieſt verſchie⸗ 
dentlich Meſſe, und predigt 2). Nach der vorläufigen Regelung 
der Verhältniſſe folgen ihm P. Theodatus, P. Elzearius und 
der Laienbruder Creſcentius. P. Elzearius muß allerdings auf 
Wunſch des Herzogs als minus expeditus in concionibus im 
Juli wieder abberufen werden. Schon vorher wurde infolge 
des Ausſcheidens des zuerſt zum Präſes beſtimmten P. Regi⸗ 
naldus ber P. Servatius vom General ſelbſt als Superior für 
Hannover ordiniert ). Ende September iit dann der vorläufige 
Konvent nach Ankunft der PP. Maternus und Sophronius 
aus Hildesheim, der zwei Franzoſen P. Georgius und P. Fran⸗ 
ziskus, ſowie der beiden Italiener, P. Hippolytus und P. Ma⸗ 
rinus vollſtändig geworden. Daß, wie Koch berichtet, auch 
zwei Engländer berufen worden ſeien, beruht ſicher auf einem 
Irrtum ſeiner Quelle *). 

Hatte der Herzog zunächſt nur ſechs Patres erbeten, ſo er⸗ 
höhte er dieſe Zahl doch ſchon im erſten Jahre auf acht durch 
zwei weitere Deutſche. Seit 1671 beſteht der Konvent dann aus 
vierzehn bis ſechszehn Perſonen, weil Johann Friedrich in ihn 
eine Reihe von Theologieſtudenten des Ordens aufnahm, und 
zwar aus Paderborn 9). Im genannten Jahre beſtimmt der 


1) Vgl. fein Bittſchreiben an Johann Friedrich in einer Affäre des api» 
täns Heringh; Staatsarchiv Hannover Des. Calenberg Br. A. 22, VI, 44, 
Vol. IV, vom 23. 9. 67 

2) Hildesheimer Annalen b, S. 47 ff. 

) Nach den Ehrenbr. Annalen: ... sub discreto P. Servatii regimine, 
quem Rev. P. Generalis cunctis ibidem in Domino congregatis propo- 
suerat tanquam exemplar bonorum operum, Superiorem. 

) A. a. O., €. 71, Anm. 1; fo auch in den Hildesheimer Annalen, 
jedenfalls irrtümlich. Auch die dort genannten Namen finden ſich ſonſt nicht. 

5) Hildesheimer Annalen a, S. 154: Temporis successu, cum ob con- 
ventus Capucinorum Paderbornae ab incendio olim (1616) labefactati 
restaurationem Studiosi inde recadere cogerentur, de benigno consensu 
Serenissimi Ducis J. Fr. missi Hannoveram, hodie eadem principali liber- 
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General — auf ausdrücklichen Wunſch des Herzogs — 
folgendes 1): 

Den Poſten des jährlich gewählten Superiors bekleidet 
auch fernerhin ein Deutſcher; die Zahl der Franzoſen und Ita⸗ 
liener bleibt dieſelbe; neu aufgenommen werden außerdem ſieben 
Studierende der Theologie, am beſten ſchon geweihte Prieſter 
(bie fratres clerici des Ordens). Dieſe unterſtehen einem 
Oberen und einem Lektor, wozu noch ein Prediger kommt, ſo 
daß einſchließlich eines Laienbruders die apoſtoliſche Zwölfzahl 
nicht überſchritten wird. Die Theologen ſollen beſonders im Pre⸗ 
digen und Disputieren mit Andersgläubigen geſchult werden, 
„um deſto beſſere Frucht im Weinberge des Herrn ſammeln zu 
können“. — Da dieſe Einrichtung nur auf Wunſch des Herzogs 
getroffen wurde, muß Johann Friedrich meines Erachtens da⸗ 
mit eine Aufnahme regelrechter Miſſionstätigkeit bezweckt haben, 
weil für den Pfarrdienſt die Zahl der vorher [don anweſen⸗ 
den Patres vollkommen ausgereicht hätte. 

Selbſtverſtändlich iſt, daß der Orden, gerade infolge der 
anfänglichen großen Bedenken, nur die beſten ihm zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Kräfte nach Hannover beordert hat. Die 
Befürchtungen der Kölner Provinz, überhaupt keine geeig⸗ 
neten Perſönlichkeiten entſenden zu können, werden wohl auf 
übergroße Beſcheidenheit zurückzuführen ſein, denn die meiſten, 
wenn nicht alle deutſchen Patres in Hannover gehörten ihr an, 
nämlich dem nächſtgelegenen Kloſter des Ordens, Hildesheim; 
die dortigen Quellen nennen denn auch Hannover mit Stolz 
unter den neun Hildesheimer Töchterklöſtern. Da finden wir den 
P. Servatius: im Orden wegen ſeines frommen Eifers bekannt, 
bei allen Hofleuten beliebt, als großer Kenner des Bauweſens 
geſchätzt, wurde er vom Herzog als ſein Beichtvater berufen und 
blieb als ſolcher in Hannover bis zu ſeiner Wiederwahl als 
Guardian von Hildesheim 1674. Großen Ruf als Prediger und 
Gelehrte hatten auch P. Maternus, P. Theodatus, P. Pius, vor 
allem P. Dionyſius 2); ſogar der F. Küchenmeiſter Simplicianus 
iſt ein Muſter von charitas, humilitas, scientia linguarum. 
Die beiden Franzoſen treten weniger hervor; am deutlichſten 


tate hic aluntur ita, ut praeter hos SS. Theologiae Studiosos tot Capucini 
hic vivent, ut familiam 15 personarum constituant. 

1) Brief 37, Anlage IV. 

2) Über ihn weiter unten. 
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zeigt jid) bei den Italienern die Vorliebe Johann Friedrichs fiir 
den Orden. Faſt alle uns bekannten ſind Vertrauensperſonen; 
ſo der P. Antonio Felice Iſolani, der Bevollmächtigte des Gene⸗ 
rals, P. Johannes Petrus da Buſto als Abgeordneter des 
Kölner Nuntius. Die Beziehungen des Herzogs zum Orden in 
Italien beweiſen zahlreiche Schreiben ehemaliger Mitglieder 
ſeines hannoverſchen Konvents an ihn ). So teilt ihm z. B. 
P. Iſolani mit, daß er wunſchgemäß eine Meſſe mit der Für⸗ 
bitte um einen Thronerben in Loreto in derſelben Kapelle ge⸗ 
leſen habe, in der der Herzog konvertiert hat; jahrelang korre⸗ 
ſpondieren mit ihm auch P. Marinus, P. Hippolytus, P. Cheru⸗ 
binus u. a., und in dankbarer Erinnerung an den Patron des 
Ordens läßt P. da Diſo nach dem Tode des Herzogs eine 
Leichenpredigt in Italien drucken und verbreiten 2). Auch P. Au⸗ 
guſtinus von Toſſignano, ſeit 1702 Ordensgeneral, ſoll eine 
Zeitlang in Hannover geweſen ſein; angeblich hat er damals der 
kleinen Prinzeſſin Amalie ihre ſpätere Ehe mit Kaiſer Joſeph l., 
dieſe aber ihm feine künftige Würde als General prophezeit 3). 

Soweit ſich die Namen der Patres ermitteln ließen, ſind 
lie in der nachſtehenden Überſicht zuſammengeſtellt; über den 
Wechſel innerhalb des Konvents ſind wir ſonſt nicht näher 
unterrichtet. In Hannover geſtorben iſt P. Rabanus (April 
1676), der als Studierender nach hier gekommen war‘). 


1) In der Korreſpondenz Joh. Friedrichs im Staatsarchiv, Des. Calenb. 
Br. A. 22, VI, 44, Vol. 1 — VI. 

?) Rehtmeyer a. a. O. 

) Ehrenbr. Annalen  detundtus namque Catholicus Dux... 
reliquit Filiam Principem Amaliam, cui in tenera aetate ibidem adhuc 
habitans R. P. Augustinus a Tisana imperiale praedixerat connubium, et 
haec vicissim Patri Augustino totius nostri Ordinis Generale praenuntia- 
verat Ministerium, effectu utrimque secuto..... 

) Eine genaue Angabe im Totenbuch fehlt; er wird nach bem 10. 4. piae 
memoriae genannt. Anſcheinend iſt er nicht in der Kirche, ſondern auf dem 
katholiſchen Friedhoſe beerdigt. Unter den von dort entfernten und jetzt bei der 
Nicolaikapelle aufgeſtellten Grabſteinen befindet ſich ein Steinkreuz, an deſſen Fuß 
eine bärtige Figur kniet, mit ber Kutte bekleidet und ein Kruzifix in der Hand 
haltend; zweifellos die Darſtellung eines Ordensmannes, in der Ausführung zu 
ähnlichen des 17. Ihrd. gehörig (vgl. die Abbildung in „Bon alten Friedhöfen 
d. St. Hannover“, Hann. 1914, Tafel 41). Nach der Inſchrift ſoll es der Grab- 
ſtein des Kaplans Seebald (+ 1855) ſein: aber die Lettern find ſcharf einge» 
graben, während das erhaben gemeißelte INRI des Kruzifixes fo verwittert ijt, 
wie der ganze Stein. Die genau wie die Vorderſeite nachträglich abgeſchliffene 
Rückſeite des Kreuzbalkens trägt noch die Jahreszahlen 1735 und 1761. Der 
Stein ſcheint ſomit als eine Art Palimpſeſt mehrfach benutzt zu fein. 
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Konvent zu 
1668 1669 
Patres Praedicatores: 
a) Deutſche: 
1 | Servatius, aus Coesfeld), 1 | Servatius Superior 
Superior 2 ' Theodatus 
2 | Theodatus, aus Münſter 3 | Maternus 
3 Maternus, „ Geſeke 
4 Sophronius, „ Paderborn 
(Elzearius), „ " 
b) Franzoſen: 
5 Georgius, aus Vienne 4 Georgius 
6 Franziskus be Vadome, aus 5 Franziskus 
Lyon 
c) Italiener: 
7 Hippolytus, aus Vareſio * Hippolytus 
8 Marinus, „ Mailand 6 Marinus | 
Fratres Clerici: (Deutſche) 
8 | Hieronymus, aus Münſter, 
Sakriſtan 
9 | Eerenus, aus Münſter 
Fratres Laici: 
9 Crescentius Mersensis 10 Crescentius 


*) Der angegebene Ort bezeichnet die Heimat, nicht das Kloſter; bie Patres ar 
den öſterreichiſchen Niederlanden ſind den deutſchen zugezählt. | 


Hannover. 


+e CO 18 = 


e 


1670 


Servatius Superior 
Theodatus 

Maternus 

Ivo, aus Gladbach 


Franziskus 


Marinus 


Engel bertus, aus Rüthen, 
Catriftan **) 


Crescentius 
Cunibertus, aus Köln 
Simpliciauus, aus Lüttich 


N 


W 


* 


1671 


Servatius, Superior 
Theodatus ; 
Maternus 


Franziskus 


Marinus 


Engelbertus 
Viktor, aus Xanten 


Crescentius 
Cunibertus 
Simplicianus 


**) Als Sakriſtan erſcheint ſeit 1669 der frühere Gardiſt Jodokus Meier. 
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t2 oe 


10 


11 


1672 


Patres Praedicatores: 


a) Deutſche: 
Servatius, Superior 
Maternus 
Pius, aus Limburg 

Superior (ab Juli) 


b) Franzoſen: 
Johann Petrus de Buſto 
Franziskus 


c) Italiener: 
Marinus 


Fratres Clerici: (Deutſche). 


Engelbertus 
Victor 


Fratres Laici: 


Crescentius 
Cunibertus 
Simplicianus 


DD = 


p> 


10 


11 
12 
13 
14 
15 


16 
17 
18 


1673 


Servatius 

Maternus, Superior 

Candidus Waſſerfurth, aus 
Eſſen, Superior 

Alardus, aus Münſter 

Daniel, „ Bremen 

Wolfgang be Froidemond, 
aus Limburg 

Vitalis, aus Düren 


Johannes Petrus 
Franziskus 


Marinus 


Rabanus, aus Münſter 
Viktor 

Gratianus 

Oswaldus 

Urbanus. aus Münſter 


Crescentius 
Cunibertus 
Simplicianus 


c 0 1 oO da oct» m 


m 


12 
13 


16 
17 


18 
19 
20 
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1674 


Servatius 

Maternus 

Candidus, Superior 
Alardus 

Dionyfius, aus Werl 
Wolfgang 

Vitalis 

Thomas 

Bernhardus 

Innocenz, aus Scheifling 


Johannes Petrus 
Marcellus, aus Paris 
Ambroſius, „ e 


Antonio Felice Iſolani, aus 
Bologna 
Paulus, aus Imola 


Rabanus 
Franziskus, aus Limburg 


Crescentius 
Cunibertus 
Simplicianus 


1 
2 
3 
4 


D 


1675 


Candidus, Superior 


Maternus 

Franziskus (74 clericus) 
Alardus 

Dionyfius 

Wolfgang 

Vitalis 

Thomas 


Marcellus 
Ambroſius 


Joſeph da Diſo 


Rabanus 


Bruno 


OS O0 10 Qw OQ t M 


10 
11 
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1676 


Patres Praedicatores: 

a) Deutſche: 

Candidus, Superior 

Maternus 

Franziskus 

Alardus 

Dionyſius 

Wolfgang 

Vitalis ' 

Seraphinus, aus Paderborn 

Rabanus (75 clericus) 


b) Franzoſen: 
Marcellus 
Ambroſius 


c) Italiener: 


Joſeph 


Qo 10 a DD m 


11 


1677 


Candidus, Superior 
Maternus 
Franziskus 

Alardus 

Dionyſius 

Wolfgang 

Vitalis 

Seraphinus 


Marcellus 
Ambroſius 


Joſeph 


1678 


1| Candibus Superior 


2| Maternus 

3 Franziskus 

+; Alardus 

5 Dionyſius 

6 Wolfgang 

7 Vitalis 

3: Seraphinus 

9. Bartholomäus, aus 
Münſter 


100 Marcellus 
110 Ambroſius 


12 Joſeph 


10 


13 Cherubinus a Terra | 11 


Solis 
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1679 


Candidus, Superior 
Maternus 
Ephrem, aus Aachen 


Dionhſius 
Wolfgang 
Seraphinus 
Bartholomäus 


Marcellus 
Ambroſius 


Joſeph 
Antonius, aus 
Toſſignano 


bo 


ov 


EN | 


1680 


Candidus, Superior 
Maternus 
Ephrem 


Dionyſius 
Wolfgang 


Seraphinus 


Marcellus 
Ambroſius 


9 Joſeph 


9 * 
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Nach ihrem Einzug in Hannover im Sommer 1668 be. 
gannen die Kapuziner ihre Tätigkeit, freilich — aus den ſchon 
dargelegten Gründen — noch nicht ſogleich im vollen wünſchens⸗ 
werten Umfange. Daß Maccioni ſie neben ihrer Funktion als 
herzogliche Hofkapläne als ſeine Gehilfen in der Seelſorge mit 
heranzog, zeugt von ſeiner Wertſchätzung der Ordensleute, denn 
an ſich war er nicht unbedingt auf ſie angewieſen; es ſtanden 
ihm zur Betreuung ber zuerst eigentlich nur aus dem Hofſtaat 
beſtehenden kleinen Gemeinde an Klerikern außer dem bald ent⸗ 
laſſenen herzoglichen Beichtvater, P. Electus Brück, noch die 
Hofkapläne Bonaventura Nardini und Heinrich Heringh, det 
Militärgeiſtliche P. Hermann Heeſe O. Cist, ein Presbyter 
Cleriardus Laumonier, ſowie ſeine eigenen Kapläne Bernhard 
Püttmann, Ernſt Kopper S. J. und Johann Georg Rotenbeck 
zur Verfügung. Der Herzog ſelbſt dagegen, der von vornherein 
jede Propaganda in der Offentlichkeit ablehnte und ſtets nur 
die freie Überzeugung gelten ließ, beſchränkte ſich darauf, durch 
die Kapuziner die Liturgie pflegen und den Gottesdienſt mög⸗ 
lichſt umfaſſend ausgeſtalten zu laſſen. 


Er hatte ſich dazu ſchon bei ſeinem Regierungsantritt von den 
Landſtänden die Schloßkapelle, die ehemalige Kirche der Minoriten, 
ausbedungen; da ſie aber ſeinen Anſprüchen nicht genügte, ließ 
er ſie gänzlich umbauen, zunächſt durch den Hofbaumeiſter ſeines 
Bruders Georg Wilhelm, Lorenzo Bedogni, dann durch ſeinen 
eigenen, Hieronymo Sartorio 1). Nach der letzten Predigt am 
10. 6. 1666 wurde fie für die Evangeliſchen geſchlofſen; das erit 
nach der Einweihung am 10. 7. 1642 erneuerte Mobiliar wurde 
wieder entfernt, und zuerſt unter dem alten Chor eine zum fürſt⸗ 
lichen Erbbegräbnis beſtimmte „Kluft verfertiget, bey deren Aus: 
grabung man viele todten Köpffe und Knochen fand“ 2). Dieſe 
Krypta wurde nach ihrer Fertigſtellung im gleichen Jahre ſofort 
zum Gottesdienſte benutzt. Hier ſtand der Tragaltar des heiligen 
Benedikt, den Clemens IX. ſpäter für die Ahnen des Herzogs 
privilegierte 3). An Stelle des vorigen, in die St. Johannis-Kirche 


1) Über das Folgende vgl. Köcher a. a. O. 2, S. 39; Chronicon hano- 
veranum a. a. O.; eine Menge Einzelheiten bieten die Calenberger Kammer⸗ 
regiſter im Staatsarchiv, Des. Hann. 766 Ac, die auch die zeitliche Fixierung 
mancher Angaben ermöglichten. 

) Kotzebue: Collectanea zur Hannov. Kirchenhiſtorie, Hdſchr. d. vorm. 
kgl. Bibliothek XXIII, 726. 

5) Köcher 2, ©. 55. 
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verſetzten Hochaltars ließ Johann Friedrich einen neuen, leider nicht 
erhaltenen anfertigen, deſſen von Sartorio verfertigtes Modell 
ſeine Shwefter Sophie Amalie in Kopenhagen erhielt. Die Vergol⸗ 
dung allein koſtete über 8000 Taler; Sartorio erhielt weitere 
200 Taler als beſondere Vergütung. Dazu kamen 1668 noch zwei 
Seitenaltäre, von denen der rechte dem heiligen Franz von Aſſiſi, 
der linke dem heiligen Antonius von Padua geweiht mar !). Sonſt 
nicht genannt, aber durch das Kirchenbuch belegt iſt noch ein Altar 
der Muttergottes. Die Orgel wurde durch den Orgelbauer Bier⸗ 
mann in Springe repariert, auch iſt der Kauf eines Spinetts für 
die Kirche verzeichnet ?). 

Johann Friedrich war ſtets auf die Vermehrung der prunk⸗ 
vollen Ausſtattung bedacht; als die fürſtlichen Brüder 1671 
Braunſchweig erobert hatten, erhielt er als Entſchädigung für ſeine 
Kriegskoſten den berühmten Reliquienſchatz Heinrichs des Löwen, 
für den in der Schloßkirche unter der Orgel eine mit einem Gitter 
verſchloſſene Kapelle gebaut wurde, in der er ſeitdem bis zum 
Jahre 1867 aufbewahrt wurde. Das ehemals wundertätige Marien⸗ 
bild aus Hainholz, das die Herzogin auf Veranlaſſung der PP. 
Servatius und Maternus käuflich erworben hatte, ſtand ſeit 1672 
in einem eigens angefertigten Tabernakel auf dem St. Franziskus— 
Altars). 1675 wurde der Hochaltar durch das von Einbeck hierher 
überführte Triptychon aus der St. Alexander -Stiftskirche ver⸗ 
ſchönert, welches, von Lukas Kranach ſtammend, noch jetzt die Kirche 
ziert. Bei der Ablieferung verehrte übrigens der Einbecker Rat, 
um dem Landesherrn eine Freude zu machen, einige Reliquien, auf 
die man keinen Wert legte, darunter auch das Blut des heiligen 
Alexander in einem kleinen goldenen Engel. 

Für die Kapuziner war noch während des Kirchenumbaues ein 
Konventshaus in Angriff genommen; dieſes Hoſpiz lag an der 
Leinſtraße und ſtand in unmittelbarer Verbindung mit dem Chor 
der Schloßkirche, wie mit dem Schloſſe ). Es enthielt zwölf Zellen 
für die Patres, eine Krankenzelle (ſämtlich im Dormitorium), 


1) Vgl. Hannov. Geſch.⸗Blätter 1904, S. 61, und Köder 2, S. 39. 

) Nach den Kammerregiſtern zum Jahre 1675 6. 

) Vgl. meinen Aufſatz über dies Marienbild im Hannov. Magazin 1928, 
Nr. 2; die Angabe bei Köcher 2, II, 145 war mir ſ. Zt. nicht bekannt. Der 
dortigen Relation Maccionis mit der Behauptung feines Verdienſtes bei der €t» 
werbung iſt der Bericht der Kapuziner als authentiſcher vorzuziehen. 

) Darüber in Brief 13: . . . domum amplissimam aulae vicinam et 
tamen separatam ; Ehrenbr. Annalen: ... domus perampla ecclesiae Ducali 
contigua; . .. Relation Maccion's B von 1671 (bei Köcher 2, II, 101): .. 
un hospicio fatto edificare da fondamenti unito alla chiasa ducale, che 
anticamente fabbricata dentro i recinti della corte, tta anche situata su 
la publica strada maggiore; Chronicon hanoveranum a. a. O: „Es ijt 
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Hauskapelle, Refektorium, Küche und Bförtnerftube!); bie ge- 
ſamten Bau⸗ und Einrichtungskoſten trug die herzogliche Kaſſe, 
aus der neben den Bedürfniſſen für den Kultus uſw. auch die des 
Konventes beſtritten wurden. Die Lieferungen in Geld und Natu⸗ 
ralien für den Lebensunterhalt verwandelte der Herzog 1679 in 
eine Rente von jährlich 3000 Talern. Von ſeinem Eifer für das 
leibliche Wohl ſeiner Kapläne ſprechen viele kleine Einzelzüge; ſo 
z. B. läßt er den P. Bartholomäus einmal auf ſeine Koſten eine 
Brunnenkur in Lügde (bei Pyrmont) machen. Schon vor dem Ein⸗ 
treffen der Kapuziner wurde zu ihrer Erholung ein Garten vor dem 
Aegidientor mit Obſtbäumen und einem „Luſthauſe“ eingerichtet, 
zu dem der Bürger und Brauer Hermann Gerbers den Grund und 
Boden verkauft hatte ?). 


Die Schloßkirche und bie Nebenaltäre waren am 20. Suni 
1668 konſekriert worden (die Weihe des Hauptaltars in die 
Ehre des heiligen Johannes des Täufers als des Namenspatrons 
des Herzogs erfolgte erſt am Allerheiligentage *); am 21. hielt 
P. Servatius die Eröffnungspredigt über das Thema: frustra 
laboravimus, nihil coepimus. Von jetzt an war der Gottes⸗ 
dienſt folgendermaßen geregelt: An Sonn⸗ und Feſttagen wurde 
anſchließend an das tägliche Chorgebet der Kapuziner um 6 Uhr 
morgens die Frühmeſſe geleſen; um 8½ Uhr folgte eine Sing⸗ 
meſſe für die Gemeinde mit deutſchem Introitus, Gloria, Credo, 
Sanctus unb Agnus Dei. Dieſe „musica populare“ hatte Mac⸗ 
cioni — was damals noch zuläſſig war — nach dem Vorbilde 
des Kardinal-Biſchofs von Osnabrück, Grafen Franz Wil⸗ 
helm von Wartenberg, eingeführt. Dam wurde deutſch gepre⸗ 
digt und ein deutſches Schlußlied geſungen. Mittags las der 


denenſelben auch zu der Zeit ein bequemes und koſtbahres hospitium zunechſt 
der Kirche an der Leinſtraße, woraus ſie verdeckt in den Chor der Kirche 
kommen, und ihren täglichen und wöchentlichen horis obligen kunten, 
eingeräumet worden“; Kotzebue a. a. O.: „So fing man auch zu Ende des 
Aprilis (67) an, ein Capuciner-Clofter von zwei unlängſt zum fürſtl. pallast 
erkaufften brauhäuſern zu erbauen.“ (Dieſe beiden Häuſer ſind natürlich nicht 
bie bei Dr. Leonhardt in Hann. Geſch.⸗Bl. 1924, S. 52, als vom Herzog 1668 
gekauft genannten domus L 106 h und i). Die Lage als Verlängerung der 
Schloßfront öſtlich des Kirchenchors im Zuge der Leinſtraße wird illuſtriert durch 
Redeckers Grundriß (Hann. Geſch.⸗Bl. 1906, S. 163) unb die Abbildung bei 
S. J. Zeuner: Descriptio Hannoverae urbis (Hdſchr. d. kgl. Bibl. XXIII, 703). 

1) So in Brief 111 vom 25. 5. 68. 

2) Kammerregiſter 1668 / 9; Kontrakt vom 14. 8. 68 bei Koch a. a. O., S. 79. 

3) So in den Hildesheimer Annalen a. a. O.; die Relation Maccionis 
bei Köcher 2, II, 101 iſt ungenau. 
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Hoffaplan bie Meſſe für den Herzog, unb Nachmittags folgte 
noch eine italieniſche oder franzöſiſche Predigt für die Ausländer. 
An hohen Feſttagen hielt Maccioni ein Pontifikalamt, predigte 
auch wohl ſelbſt. Beſonders bei dem Chorgebet wirkte neben 
Orgel und Inſtrumentalmuſik der Hofkapelle — ſie war 1667 
gebildet und koſtete jährlich 6000 Scudi — ein Männer⸗ und 
Knabenchor mit 1). Alles das zog auch viele Proteſtanten zum 
Zuhören herbei. 

Koders Ausführungen über dieſe letztere Tatſache?) kann 
ich nicht beipflichten. Wenn nach ſeiner Anſicht der deutſche Ge⸗ 
ſang des Chors und der Gemeinde als „Köder“ für Nicht⸗ 
katholiken dienen ſollte, jo ijt dem entgegen zu halten, daß Mac⸗ 
doni hier jedenfalls im Einverſtändnis mit dem Herzog han⸗ 
delte, dem es eben nicht auf Propaganda nach außen hin ankam 
— denn als ſolche kann es nicht aufgefaßt werden, wenn er den 
Gottesdienſt ſeines Bekenntniſſes öffentlich in ſeiner Schloßkirche 
ausüben ließ —; auch war ein guter Teil der Gemeinde deutſcher 
Herkunft. Das „Zeremonial des durch den Chordienſt beſonders 
geheimnisvoll ſich darſtellenden Cultus“ dient keinen „myſtiſchen 
Affekten“; wenigſtens wird ſolche niemand vorausſetzen, der die 
Liturgie, zu der die kanoniſchen Horen zählen, unbefangen hört. 
Wie Muſik und Geſang auf Andersgläubige wirkten, beweiſt uns 
das nüchterne Zeugnis des bekannten Paſtors Sackmann). 

Im übrigen blieb der Gottesdienſt, außer den Zeremonien 
bei Beerdigungen, auf Hannover beſchränkt. Katholiken im 
Lande war er in jeder Form unbedingt verboten; weilte der 
Herzog auf ſeinen Schlöſſern in Herzberg und Linsburg, ſo ließ 

) Val. die Kammerrechnungen. Die Männer find faft ausſchließlich 
Italiener; die Knaben ſcheinen Nichtkatholiken geweſen zu ſein. Auch die luthe⸗ 
riſchen Stadtmuſiker helfen gelegentlich aus. 

) Bgl. a. a. O. 2, S. 55 ff. 

) In feiner Leichpredigt für M. Wichmann: „. . . diffe Johann Friedrich 
wör en brawer Mann, utgenamen dat he katholſch wör; dar kreegen de Paters 
de Slott⸗Karken in un leeſen dar de Meile, bat geew en grot Upſehn in 
Hannover; ick ging dar ſülbenſt mannichmal hen, as ick noch ſo en jung Bengel 
wor, deels, Gott mag mi de Sünne vergäwen! pur ut Neeſchierigkeit, deels ok, 
de ſchöne Muſik antohören. Ja, dat kann ick ſeggen: as ick ſe tom erſten Mal 
hörte, ſo dachte ick nich anners, als dat ick im Himmel wöre; ſo konnen de 
Blotſchelme quinqueleeren! Ole Kerls von dörtig, veertig Jahren ſungen eenen 


Discant ſo hoch, ſo hoch as de beſte Deern, dat makte aber, dat ſe kapuned 
wören, dergleichen Leute fie in ihrer Sprache Castraten heißen“. 


— 136 — 


er Privatmeſſen in den bot neu eingerichteten Hauskapellen 
leſen. Selbſt die erſt ſeit 1670 eingeführten feierlichen Prozeſ⸗ 
ſionen in der Charwoche und am Fronleichnamstage, an denen 
Johann Friedrich, der nie einen Sonn⸗ und Feſttag verſäumte, 
mit der Herzogin und dem Hofſtaat natürlich, teilnahm, berühr⸗ 
ten nur den inneren Schloßplatz, nicht die Straße. 

Weit wichtiger iſt aber für die hannoverſche Gemeinde das 
Wirken des Ordens in der Seelſorge geworden). Lobend att 
erkannt wurde von allen Zeitgenoſſen der muſtergültige ein⸗ 
gezogene Wandel der Patres, und ihre Hilfsbereitſchaft auf 
jedem Gebiet. Selbſt Nichtkatholiken kamen in mancherlei An⸗ 
liegen um Fürbitte zu ihnen; beſonders beliebt war es, den 
heiligen Antonius um Hilfe zur Wiedererlangung verlorener 
Sachen anzugehen. 

Taufen werden, wenigſtens in den Jahren des Episkopats 
Maccionis, und entſprechend der Ordensregel, von den Kapu⸗ 
zinern nur in Notfällen vollzogen, natürlich in den Privatwoh⸗ 
nungen; erſt in den letzten Jahren unter Steno, der eng mit 
ihnen zuſammen arbeitete, muß hierin irgendwie Dispens erteilt 
ſein, denn dann bilden Taufen durch die Patres die Regel, wie 
die Kirchenbücher beweiſen. Die italieniſchen Patres treten hier⸗ 
bei, wie auch ſonſt, ſehr zurück, während die franzöſiſchen Katho⸗ 
liken ſtets von ihren Landsleuten betreut werden. Welche Arbeit 
an den Seelen durch Beichte und Kommunion geleiſtet wurde, 
entzieht ſich aus gegebenen Gründen der Beurteilung. 

Die Trauungen werden von 1668 ab faſt ausſchließlich 
durch die Patres vollzogen. Es bildet eine Ausnahme, wenn 
der Biſchof ſelbſt gelegentlich ein Paar des Hofadels in den Ge⸗ 
mächern der Herzogin, oder im Herrenhäuſer Schloß traut, 
oder wenn 3. B. der Propſt bes St. Kreugſtiftes in Hildesheim 
die Ehe des Baumeiſters Sartorio mit dem Patrizierfräulein 
von Wintheim in deren elterlichem Hauſe am Markt einſegnet. 
Sonſt wird ſtets die vorgeſchriebene Form eingehalten: voraus 
geht die dreimalige Proklamation in der Kirche, von der nur in 


1) Das Folgende in der Hauptſache nach verſtreuten Angaben in den 
Kirchenbüchern. Leider iſt die Chronik des Konvents, die auch als narratio 
specialis in den Hildesheimer Quellen genannt iſt, nicht aufzufinden und wohl 
verloren. 
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bejonderen Fällen dispenſiert wird; (dann ijt vorher ein Eid 
oder eine Zeugenbekräftigung bezüglich ber kanoniſchen Hinder⸗ 
niſſe notwendig, auch müſſen Soldaten den üblichen Konſens 
ihres Vorgeſetzten beibringen). Die feierliche Einſegnung erfolgt 
dann gewöhnlich während oder im Anſchluß an die Meſſe in 
Gegenwart der Gemeinde, oft vor dem St. Antoniusaltar, ſtille 
Trauungen in der Sakriſtei oder der an die Kirche anſtoßenden 
Vikariatskapelle. Nur zweimal verläßt ein Kapuziner zur Trau⸗ 
ung Hannover; es handelt ſich einmal um ein Paar aus dem 
Hofkreiſe in Ricklingen, das anderemal in Herrenhauſen. 

Auch die Verſorgung der Sterbenden und die Beerdigungen 
lagen ihnen allein ob. Schon den erſten Leichenzug nach ihrem 
Eintreffen begleitete ein Pater im vollen Ornat zum Friedhof; 
ſeitdem wurden die Toten mit aller bis dahin in Hannover ver⸗ 
pönten Feierlichkeit des Ritus, mit Trauermuſik, Geläut aller 
Glocken, Geſang der Schulkinder, bei Militärperſonen auch mit 
den ſoldatiſchen Ehren (more bellico) zu Grabe getragen; hier 
folgt dann noch eine Leichenpredigt des Paters, der die Sterbe⸗ 
ſakramente geſpendet hat, in einer der drei Sprachen, bei Kin⸗ 
dern wenigſtens eine brevis exhortatio ad populum. Mitunter 
geht auch ein Requiem in der Kirche vor der Tumba, ebenfalls 
mit Predigt, vorauf. Begräbnisplatz für die Katholiken aus der 
Stadt war gemeinhin der proteſtantiſche Friedhof vor dem 
Aegidientore; zwar hatten die Kapuziner ſchon 1669 einen Teil 
ihres Gartens zur Verfügung geſtellt, aber erſt als der St. Ae⸗ 
gidienfriedhof infolge der Ausdehnung der Befeſtigungen 1673 
verkleinert werden mußte, weihte Maccioni den neuen Platz 
zu Ehren St. Johannis des Täufers 1). Auch Katholiken aus 
Celle fanden hier ihre letzte Ruhe, während Bewohner des 
platten Landes nur auf dem St. Nikolai⸗Friedhof oder dem der 
Neuſtadt vor dem Clevertore beſtattet werden durften. Hier war 
den Kapuzinern vom Herzog die Teilnahme — mit Ausnahmen 
in Einzelfällen — ſtets unterſagt. Eine Beerdigung auf dem 
Lande erfolgt nur einmal: die des alten Amtmanns Melchior 


) Auf dem Grundſtück Hildesheimerſtraße 12. Nach der Schließung ging 
der Platz 1906 durch Kauf an die Stadt über. Den Reſt des ehemaligen 
Kapuzinergartens mit dem Luſthauſe ſchenkte Kurfürſt Ernſt Auguſt der bekannten 
Gräfin Platen. 
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Johann Türk in der Kirche zu Wittenburg durch P. Bar: 
tholomäus 1678. | 

Den höheren Ständen war ſchon ſeit dem Schloßbau 1637 
und der Wiederbenutzung der Schloßkirche dieſe zu Beſtattungen 
zur Verfügung geſtellt. Als erſter wurde 1642 der Marſchall 
Steding in einem Gewölbe beigeſetzt 1); ebenſo 1647 der Kam⸗ 
merjunker Eberhard von dem Brinke, 1653 der Geheimrat 
Chrijtian Auguſt Feuerſchütze, 1659 der Droſt Chriſtian von 
Merkelbach ?). Unter der Herrſchaft Johann Friedrichs wurde 
der Brauch für die Katholiken beibehalten; ausweislich des 
Totenregiſters ruhen dort: Valerio Maccioni, vor der Krypta, 
Küchenmeiſter Johannes Durant, Hofkavalier Thomas Watye, 
Page Franz von Waes, celliſcher Oberſtleutnant Jakob Prudent, 
hannoverſcher Oberſtleutnant der Gardereiterei Johannes Bap⸗ 
tiſta d'Orda, ſämtlich unter der Orgel; Maria Karola Vander: 
hagen de Perenotte, geb. de Landa, vor dem Marienaltar, und 
an Kindern: Benedikt Johannes Riccaldini unter der Orgel, 
N. N. Floramonti, Maria Margarethe Eliſabeth v. Moltke, 
Johannes Friedrich de Longueil im Umgang der Krypta, und 
Johannes Franz de Longueil „in angulo areae templi“ ). 
Dieſe Beerdigungen in der Kirche fanden ſtets um Mitternacht 
ſtatt. 

Zu erwähnen iſt noch, daß auch die armen Sünder (meiſt 
Soldaten) auf ihrem letzten Wege von zwei Patres getröſtet 
wurden, und zwar nicht nur katholiſche; die Kapuziner ſcheinen 
alle zum Tode Verurteilten beſucht zu haben, denn mehrfach 
bekehren ſich ſolche in letzter Stunde, und von einer Frau be⸗ 
richtet P. Dionyſius, daß ſie nach Annahme des katholiſchen 
Glaubens im Kerker „eaque fide consolatissima gaudens ad 
locum supplicii ivit, cum stupore universae civitatis, sicque 
praeciso eapite vitam feliciter finivit". 

Wir kommen damit fdon zu dem Gebiet, auf bem der 
Orden für die Entwickelung der Gemeinde am meiſten geleiſtet 
hat: zu den Konverſionen in den Jahren von 1668 bis 1680. 


1) Kotzebue a. a. O 

?) J. K. F. Schlegel: Kirchen⸗ u. Reform.⸗Geſch. von Norddeutſchland, 
Hann. 1828,32, III, S. 230 ff. 

) Der Leichenſtein Maccionis befindet fid) noch jetzt in der Schloßkicche. 
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Wenn ich bei Darſtellung biejes Abſchnittes genötigt bin, gegen 
Köchers entſprechende Ausführungen!) rein ſachlich Stellung zu 
nehmen, ſo reſultiert das daraus, daß Köcher ſein Material 
lediglich aus Maccionis an ſich ſchon zahlenmäßig ungenauen 
Relationen ſchöpft, die auch nur bis zum Jahre 1673 reichen, 
weshalb er — bei rein äußerlicher Bewertung — zu einſeitigen, 
nicht ganz unparteiiſchen Folgerungen kommen mußte. Die For⸗ 
derung, daß bei einer kritiſchen Unterſuchung die perſönliche 
Parteinahme zurückzuſtellen ſei, iſt ſo ſelbſtverſtändlich, daß ich 
ihr Fehlen bei Köcher feſtſtellen muß, wenn er ſagt, daß die 
öffentliche Religionsausübung der Katholiken in Hannover un⸗ 
ausbleiblich die lutheriſchen Geiſtlichen „zur Gegenwirkung in 
die Schranken rief“. Er identifiziert, wie ſeine Darlegungen be⸗ 
weiſen, das geſamte katholiſche Leben Hannovers mit zielbe⸗ 
wußter katholiſcher Propaganda. Inwieweit dieſe Anſicht zu⸗ 
trifft oder nicht, bleibt der Stellungnahme zu meiner Dar⸗ 
ſtellung überlaſſen. 

Zur Gegenüberſtellung laſſe ich die Zahlen der Kirchen⸗ 
bücher als maßgebend folgen 2). Dort ſind verzeichnet: 

Taufen Trauungen Sterbefälle Konverſionen 

1666: — — 8 1 männl. — weibl.) 


1 ( 
1: == 2 4 5 ( 3 " 2 " ) 
8: (1) = 10 5 (2, 3 „) 
9: (17) 3 15 13 ( 6 „ 7 „) 
70: (28) 5 12 14 (10 „ 4 ,) 
1: (22) 7 16 15 (7 „ 8 „) 
2: 30 5 10 1104 7 ,) 
3 39 16 23 52 (35 „ 17 „) 
4: 60 18 97 40 (16 „ 24 „) 
5: 62 16 29 47 (20 „ 27 „) 
6: 44 33 27 27 (13 „ 14 „) 
7: 52 13 38 209 (9 „ 20 „ ) 
8: 52 8 39 45 (20 „ 25 „ ) 
9: 58 5 52 31 (12 „ 19 „ ) 
1680: 39 5 22 8( 1. 2 „ 5 
Ga: 510 136 387 388 (159 männl. 179 weibl.) 


)) A. a. O. 2, S. 57 ff. 

) Wokers Zahlen (a. a. O., S. 30) find ungenau; die von K. bemerkte 
Differenz mit Maccionis Angaben erklärt fic) daraus, daß die Relationen nicht 
immer mit dem Jahresende zuſammenfallen. Die Angaben der Kirchenbücher 
find als Minimalzahlen anzuſetzen; im Taufbuch fehlen jetzt die erſten beiden 
Seiten; es beginnt mitten im Jahre 1671, von dem zwei Eintragungen fehlen. 
Die eingeklammerten Zahlen ſind die Maccioni's und Wokers. Das von Woker 
nicht benutzte Konvertitenbuch hat ſich nach romanhafter Irrfahrt wieder an⸗ 
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Was jagen uns dieſe Zahlen? 

Schätzen wir bie Geſamtſtärke ber Gemeinde zu Beginn 
ihrer Bildung 1666,67 auf ungefähr 150 Köpfe — entſprechend 
der oben ſchon erwähnten Angabe des P. Servatius über die 
öſterlichen Beichten —, ſo werden wir damit nicht zu wenig, eher 
zu viel annehmen. Es ergibt fid) dann mit dem Überſchuß ber 
Geburten über die Sterbefälle insgeſamt — die Kinderſterblich⸗ 
keit war, z. T. mit aus ſanitären Verhältniſſen der Stadt 
heraus, ſehr hoch — von ebenfalls rund 150 Perſonen ein Be⸗ 
ſtand von 300, der mit der gleichen Zahl von Konverſionen zu⸗ 
ſammen bis 1680 auf 600 ſteigt 1); anders ausgedrückt: Die 
Konverſionen vermehren die Gemeinde innerhalb von fünf⸗ 
zehn Jahren um das Doppelte. 

Natürlich „beweiſen nackte Zahlen gar nichts“, um mit 
Köcher zu ſprechen; unklar ſind mir nur ſeine dann folgenden 
Prüfungsergebniſſe 2). Er irrt ſich, wenn er — immer auf Grund 
der Relationen Maccioni's — nicht nur den „Reſt der auf dem 
Lande anſäſſigen Glaubensgenoſſen, ſondern auch die im weiten 
Umkreiſe von Hannover fluctuirende Schar fremdländiſcher 
Katholiken“ mit den Ausländern und Soldaten am celliſchen 
Hofe als Majorität der hannoverſchen Gemeinde annimmt. 
Dazu ſcheint ihn beſonders Maccioni's Angabe über die Oſter⸗ 
kommunionen von 1672 und 1673 — zuſammen 2000 — zu 
führen. Sie fällt aber ſo ganz aus dem Rahmen der Zahlen für 
die regelmäßigen Kommunionen der anderen Jahre, daß ſie un⸗ 
möglich hier herangezogen werden kann, — was Köcher dann 
auch ſelbſt ablehnt. Aber die Hannoveraner bilden eben nicht 
trotzdem nur den „Bruchteil“, vielmehr beziehen ſich die Zahlen 
meiner Aufſtellung, von ſporadiſchen Einzelfällen abgeſehen, 
lediglich auf Hannover; hier ſind auch die „im Lande umher⸗ 
ziehenden Künſtler und Handelsleute“ anſäſſig. Im übrigen 
hatte Hameln ſeine eigene Gemeinde, und Celle wird zwar zeit- 


gefunden. Unterlagen über Firmungen und Kommunionen fehlen im Pfarrarchiv; 
Köchers Zahlen darüber find hier als unweſentlich fortgelaffen. Eine umfaſſende 
Darſtellung der Gemeinde⸗Entwicklung auf ſtatiſtiſcher Grundlage hoffe id) dem: 
nächſt beenden zu können. 

1) In Brief 45 vom 11. 6. 1680 ſchätzt Steno die Geſamtzahl mit 500 
fiher zu niedrig ein. 

2) A. a. O. 2, S. 60. 
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weile von Hannover aus miſſioniert, hat aber auch nur den 
ganz kleinen Kreis von Ausländern des Hofes; ſelbſt bieje er- 
ſcheinen indeſſen nur vereinzelt in unſeren Kirchenbüchern. Daß 
in Hannover von Katholiken nur ein Bruchteil auf „Bürger“ 
entfällt, iit ſelbſtverſtändlich, wenn man berückfichtigt, daß von 
der Reformation an bis auf Johann Friedrich ein Katholik nicht 
einmal in der Stadt übernachten, geſchweige denn Bürger und 
Grundbeſitzer werden durfte, wenn er ſeine Religion ausüben 
wollte. 

Für das Folgende diene die nachſtehende Tabelle über die 
Verteilung der Konverſionen auf Geſchlechter, Stände und Be⸗ 
rufe, ſoweit darüber ein Nachweis zu führen iſt 1). 


| 8 
| | | E w 
- 2 222 
l- he E 85 5 5185 
EB es Sass 2 5 S8 Verſchiedene 
— 2 ZAS 6 
AS SS GSS S 
| | | | 
1666 : 1 | 1 1 1 
7:| 3| 2 5 5 | 1| | | 2 2 
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Wenn Köcher nun — mit ber petitio principii ber Propa⸗ 
ganda — zu dem Schluß kommt, der Zuwachs an Konvertiten 
entſpreche der überwiegenden Zuſammenſetzung der Gemeinde 
aus Kreiſen des Hofes und Heeres, und die Propaganda (die 


) Die Eintragungen der Kirchenbücher beſchränken ſich, zumal in den 
ſpäteren Jahren, auf das Allernötigſte. 
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aljo in ben Uebertritten zum Ausdrud fommen foll) habe bes- 
halb fo gut wie keine Fortſchritte gemacht, fo ijt bem zunächſt 
entgegenzuhalten, daß Propaganda dieſer Art weder vom 
Herzog geduldet noch von den Kapuzinern, denen ja die Seel⸗ 
ſorge in der Hauptſache oblag, getrieben wurde. Natürlich iſt 
es klar, daß ſich hier über die inneren Motive der Einzelnen 
auf Grund der bloßen Zahlen kein bündiges Urteil fällen läßt; 
man vermißt aber bei Köcher auch nur den Verſuch, andere Be⸗ 
weggründe als ſolche äußerer Art gelten zu laſſen; letztere 
würden allerdings eine Propaganda vorausſetzen. Materielle 
Gründe werden von ihm wohl angenommen, wenn er in dieſem 
Zuſammenhange Maccioni's Bericht erwähnt, daß von den 
Konvertiten einige arme Leute der Mildtätigkeit des Herzogs 
zur Laſt fielen 1). Ein Blick in die Kammerrechnungen genügt, 
um zu ſehen, daß Johann Friedrich ſtets ohne Anſehen der 
Perſon und der Konfeſſion reichlich jedem Bedürftigen gab, ob 
es nun Geiſtliche, arme Witwen, Exulanten, abgebrannte Unter⸗ 
tanen uſw. uſw. waren. (Bezeichnend für ſeine Gutmütigkeit 
iſt eine Beihilfe von 4 Talern, die 1675 ein Einwohner von 
Arzen erhält, „der ſich unterſtehet, das perpetuum mobile an 
daß Licht zu bringen“). 


Die vorſtehend angegebenen Zahlen der einzelnen Gruppen 
haben inſofern nicht abſoluten Wert, als gerade die Angabe der 
Berufe oft als unwichtig fehlt; die Spalte „ohne Beruf“ 
umfaßt ſomit alle nicht näher Bezeichneten, beſonders Söhne 
und Töchter. Das ſich ergebende Geſamtbild wird dadurch aber 
nicht weſentlich berührt. Es überwiegen lutheriſche Landesein⸗ 
wohner. Als Ausländer werden ausdrücklich bezeichnet: 
5 Schweizer, 3 Dänen, je 2 Polen, Böhmen, Savoyer, je 
1 Schotte, Schwede, Livländer, Franzoſe und Holländer; 
andere Konfeſſionen ſtellen: 12 Calviner, 6 Israeliten, 2 Bap⸗ 
tiſten und 2 abgefallene Katholiken. 


Zu den einzelnen Gruppen iſt folgendes zu ſagen: 

Schon die überwiegende Zahl der Ehefrauen aller Stände 
zeigt, daß es den Kapuzinern viel mehr darauf ankam, inner⸗ 
halb der Gemeinde ordnend zu wirken, als mit einzelnen auf⸗ 


!) A. a. O. 2, S. 59/60. 
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fallenden Erfolgen zu prangen, wenn man Propaganda anneh⸗ 
men will; denn in faſt allen Fällen handelt es ſich um nicht⸗ 
katholiſche Frauen aus Miſchehen, die wiederholt mit allen 
Kindern übertreten. Kann man aber wirklich hier von ge⸗ 
wollter Propaganda reden, wenn ſchon die Zeitgenoſſen nicht 
davon ſprechen, ſondern nur an der Tatſache Anſtoß nehmen, 
daß überhaupt Übertritte erfolgen? Denn nichts Anderes er⸗ 
gibt ſich aus der konfeſſionellen Kontroversliteratur dieſer Jahre, 
die ſich ſonſt doch deutlich ausſpricht. Die als Bürger genannten 
ſind ſtets ſolche der Altſtadt; die im Verhältnis nicht große 
Zahl von Soldaten beweiſt meines Erachtens, daß gerade hier, 
wo man es am eheſten vermuten könnte, Ubertritte aus Opportu⸗ 
nitätsgründen, die die Mehrzahl der Geſamtheit ausmachen 
würden, nicht ſtattgefunden haben. Das gleiche läßt ſich für 
die Kategorie „ohne Beruf“, über deren Zuſammenſetzung ſchon 
geſprochen wurde, annehmen; denn es kam den beurkundenden 
Patres allein auf die Sache an, ſonſt würde es z. B. nicht 
heißen: „N. N. patricius", oder „quorum nomina exciderunt''. 
Dieſe Flüchtigkeit der Eintragungen gilt nicht nur bei den 
unteren Ständen: Übertritte wie die des Hofmarſchalls der 
Herzogin, Guſtav Bernhards v. Moltke !), und des Garde⸗ 
kapitäns Roſe, bie doch einer Propaganda zu beſonderem Ruhm 
gereicht hätten, ſind überhaupt nicht verzeichnet 7). 


Es wurde bereits geſagt, daß die bloßen Zahlen an ſich 
noch nicht ein Urteil über die Motive zulaſſen, die zu den zahl⸗ 
reichen Übertritten geführt haben können. Indem Köcher die 
ſubjektive Anſicht Maccioni's, daß bei der „Geringfügigkeit der 
Erfolge“ nur die Geburt eines männlichen Erben der Hebel zur 
Ausbreitung des Glaubens werden könne, zitiert), folgert er 
aus der Tatſache, daß kein Erbe vorhanden war: „Die Reſtitu⸗ 
tion des Katholizismus ging daher an der lutheriſchen Landes⸗ 
kirche ohne nennenswerte Einbuße vorüber“. Es intereſſiert uns 
hier nicht, daß Maccioni als Apoſtoliſcher Vikar weniger an 
der — vom Herzog als höchſter Inſtanz nicht gewollten — 
Rejtitution, als an der Erhaltung der katholiſchen Religions- 

) So nach Woker, S. 25. 


2) Vgl. unten. 
3) U. a. O., S. 62. 
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ausübung, ſoweit ſie in ſeinem Gebiet beſtand, gearbeitet hat; 
ich weiſe nur darauf hin, daß in den letzten Jahren, als die 
Hoffnung auf einen Thronfolger endgültig aufzugeben war, 
gleichwohl die Konverſionen ſich im Durchſchnitt auf der gleichen 
Höhe halten — in Hannover, wo man allein von Miſſions⸗ 
tätigkeit ſprechen könnte. 

Was ſich auf Grund der Quellen zur Feſtſtellung der Be: 
weggründe jagen läßt, zeigt uns mindeſtens, wie wenig aftiv 
nicht nur die Kapuziner, ſondern auch der übrige Klerus bei dem 
endlichen Entſchluß des Einzelnen beteiligt waren. Der erſte ver⸗ 
zeichnete Übertritt (vom 16. 8. 1666) iſt der des Johannes 
Golnitz, Magister armorum der Stadt Hannover, ein Sohn 
des Superintendenten in Frankfurt a. O. Aus der bunten Reihe 
der Folgenden ſeien nur einige Beiſpiele genannt: Johannes 
Steinmann, ehemaliger lutheriſcher Pfarrer in „Kitzingen“, der 
mit ſeinem Sohn zuſammen konventiert und in der Kirche eine 
Rede mit Darlegung ſeiner Gründe hält; M. Chriſtoph Ben⸗ 
vorden, statuarius der Neuſtadt, dem ſpäter ſein Sohn folgt; 
eine Frau mit drei Söhnen, eine andere mit zwei Söhnen und 
zwei Töchtern; ein Ehemann mit drei Söhnen; Johann Georg 
Berckhoff, Sohn des Paſtors primarius in Göttingen; ein 
jüdiſcher Soldat mit Frau und zwei Söhnen; drei Geſchwiſter 
nacheinander; Georg Heinrich, und Johann David Georgii, 
Söhne des Superintendenten in Bleicherode; Dr. med. Johann 
Wolrath aus Thorn; der hannoverſche Patrizier Johann Bern⸗ 
hard Türk, dem ſpäter ſeine Gattin folgt; ein jüdiſcher Soldat, 
der ein Jahr lang um Aufnahme in die Kirche bittet und auf 
dem Sterbebette getauft wird; der ſchon erwähnte Gardekapitän 
Roſe, der ſpätere Biograph Steno's, nach ſeinem eigenen Zeug⸗ 
nis durch deſſen Beiſpiel bekehrt, u. a. m. 1). Daß man nicht 


1) Über Roſe vgl. W. Plenkers S. J.: Der Däne Niels Stenſen, Freiburg 
1884, S. 131. Die Kirchenbücher ſind auch ſonſt nicht vollſtändig; fehlen doch 
z. B. die entſprechenden Angaben über den Tod der ätteſten Prinzeſſin, 
der Hochzeit Johann Friedrichs in Hannover, ja auch nur eine Erwähnung ſeines 
Todes. Wie wenig den Kapuzinern daran lag, billige Lorbeeren zu ernten, zeigt 
u. a. die rührende Erzählung bei Woker S. 29 (nach welcher Quelle?) vom 
„erſten Katholiken Hannovers“ Heinrich Caneman. Die Kapuziner melden ganz 
nüchtern nur den Namen und die Tatſache des Übertritts im Jahre 1671: hier 
ſteht kein Wort von der Familie und der angeblichen katholiſchen Herkunft aus 
Weſtfalen. 
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von Maſſenbekehrungen im Sinne einer Propaganda ſprechen 
kann, zeigt auch die ſtändige Angabe über vorher erfolgte Er⸗ 
teilung des nötigen Unterrichts, der für gewöhnlich drei bis 
ſieben Monate umfaßte, mitunter aber noch länger dauerte, und 
mit einem Examen abſchloß, welches zur Kontrolle ein Mitbruder 
des Unterrichtenden vornahm. Beſonders den PP. Maternus 
und Servatius werden viele Erfolge zugeſchrieben. 


Daß die Ausübung der katholiſchen Religion in Hannover 
alsbald angefeindet wurde, erwähnten wir ſchon; es blieb auch 
nicht bei der Polemik von der Kanzel herab. Schon 1669 ließ 
der Konſiſtorialrat Juſtus Geſenius ſeine pſeudonyme Schrift 
„Warum wiltu nicht Römiſch⸗Catholiſch werden, wie deine Vor⸗ 
fahren waren?“ erſcheinen, um damit eindringlich vor Über⸗ 
tritten zu warnen; ein Werk, das ſpäter um einen neuen Teil 
vermehrt und auf Maccioni's Anordnung von P. Sevenſtern 
S. J. wiederholt beantwortet wurde 1). Als ſchließlich ein kon⸗ 
vertierter Bürger von der Kanzel und auf der Straße ver— 
höhnt wurde, ſah ſich der Herzog gezwungen, ſein Toleranzedikt 
vom 1. 9. 1671 zu erlaſſen 2), welches alles Verläſtern und An⸗ 
feinden unter Strafe verbot, das ſchriftliche Disputieren hin⸗ 
gegen, „welches ihnen uff gewiſſe Maße unverbotten bleibet“, 
geſtattete. Wenn es ſich auch generell an beide Parteien wendet, 
ſo iſt doch von einer mündlichen Polemik des katholiſchen Klerus 
von der Kanzel aus nichts bekannt, während der Kampf von 
der Gegenſeite eröffnet wurde. Köchers Folgerungen, daß „das 
Hauptreſultat ber propagandiſtiſchen Beſtrebungen eine Verbitte- 
rung zwiſchen Proteſtanten und Katholiken war“, und daß 
durch das Edikt „der Gewinn desſelben natürlich auch hier nur 
der Minorität, d. h. der „ Gemeinſchaft, zu gute 
kam“, entbehren des Beweiſes. 

Mündliche und ſchriftliche Fehde gingen indeſſen munter 
weiter; noch 1675 muß ſich Maccioni brieflich beim Herzoge 
über eine ungebührliche und aufreizende Predigt des M. Iſingh 
an der Neuſtädter Kirche beklagen, und auf die Angriffe des 


1) Köcher S. 57. Wenn es hier in der Relation heißt, daß auch die 
Kapuziner mit Gegenſchriften beauftragt worden ſeien, ſo iſt doch kein ent⸗ 
ſprechendes Werk bekannt. 

2) Gedruckt bei Schlegel a. a. O., S. 692 ff., Beilage XVII. 

10 
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Helmſtedter Profeſſors Conring antwortet D. Dionyſius mit 
zwei Gegenſchriften 1), bis ſchließlich bie nach Leibniz’ Berufung 
nach Hannover unter deſſen Beteiligung einſetzenden Reunions⸗ 
beſtrebungen, die uns weiterhin noch kurz beſchäftigen werden, 
die Kontroverſen in den Hintergrund drängten. 

Uber die von den Kapuzinern eingerichtete Schule, natürlich 
eine Elementarſchule, fehlen nähere Nachrichten. Sie iſt als 
ſolche erſt 1679 ausdrücklich genannt, aber die ſchon in der erſten 
Zeit bei den Beerdigungen durch Geſang mitwirkenden Scholaren 
werden katholiſche Kinder geweſen ſein, und der Hinweis in An⸗ 
lage IV, 8 2, auf durch bie oben behandelten Yafultätsertei- 
lungen bedingte Differenzen über Unterricht im Katechismus 
rückt die Gründung dieſer Schule in die Anfänge der Gemeinde. 
Auch erſcheint der vom Herzog beſoldete Lehrer Theodor Zieſenis 
als ludimagister catholicus und Nachfolger des verſtorbenen 
Valentin Großwaldt ſchon 1676 7). 


III. Die letzten Jahre bis zur Entlaſſung des Konventes. 


Wir ſahen im Verlauf der Darſtellung, wie die Kapuziner 
in Hannover von herzoglichen Hofkaplänen über gelegentliche 
Aushilfstätigkeit zur Leitung faſt der geſamten Seelſorge auf— 
rückten, die ihnen Maccioni nach Beſeitigung der ſachlichen Hem⸗ 
mungen nach und nach übertrug. Den Poſten des Soldaten— 
kaplans Hermann Heeſe übernahm nach deſſen Abgang 1675 
ber P. Ambroſius, den wir ſeitdem bei den Truppen im Stand⸗ 
orte und in den Lagern von Stadthagen, Northeim uſw. an⸗ 
treffen. Er übernahm gleichzeitig auch die Verſorgung der wenigen 
Katholiken in Celle, wohl weil es meiſt Franzoſen bzw. Italiener 


) Vgl. Maccionis Brief vom 28. 6. 75, Staatsarchiv Des. Calenbg- 
Br. A. 22, VI, 44, Vol. IV; die Schriften P. Dionyſius' find der „Philan- 
thon“, Hann. 1676, und der „Philanthon vindicatus“, Hann. 1678, gedruckt 
bei Schwendimann. — Dieſer, ein Schweizer, war übrigens nicht der einzige 
fürſtliche Hofbuchdrucker, und (wie die Kammerrechnungen beweiſen) nur gelegeute 
lich beſchäftigt; er führte ſich bei Johann Friedrich durch ein „Konterfey des 
Baſſas von Jeruſalem“ ein. 

7) Er war ſtadthannoverſcher Bürger, Konvertit, und nachweisbar der Vater 
der beiden Bildhauer Johann Friedrich und Ludwig Zieſenis. Haugs merkwür⸗ 
dige Vermutung (ſ. Hann. Geſch.⸗ Bl. 1918, S. 422), die Familie ſtamme aus 
den Niederlanden, iſt alſo irrig. Familien gleichen Namens begegnen in dieſer 
Zeit in Niederſachſen mehrfach. 
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waren. Zwar hatte hier ſchon jeit 1671 wechſelweiſe ein Pater 
aus Hannover Meſſe geleſen, aber Herzog Georg Wilhelm ge⸗ 
ſtattete mit Rückſicht auf ſeinen Eid keine öffentliche Religions⸗ 
übung, und auch P. Iſolani gelang es bei ſeinem Aufenthalt am 
Hofe nicht, ihn dazu zu bewegen. So mußte der Gottesdienſt 
insgeheim abgehalten werden; P. Ambroſius benutzte dazu ein 
Lokal in der Vorſtadt, in dem er, wenn es möglich war, auch 
Amtshandlungen, wie Taufen uſw. vornahm ). 

Als ſich Maccioni's auswärtige Tätigkeit mit der Zeit aus⸗ 
gedehnt hatte, fungierte in ſeiner häufigen Abweſenheit ſtets 
der Superior P. Candidus als ſein Subſtitut in Angelegen⸗ 
heiten des Vikariats, der ſein volles Vertrauen genoß. Als der 
Biſchof am 5. 9. 1676 in Hannover ſtarb 2), befahl der Kölner 
Nuntius dem P. Candidus, die Korreſpondenzen des Vikariats 
in Obhut zu nehmen, und übertrug ihm die vorläufige 9[bwid- 
lung der laufenden Geſchäfte, bis der Herzog einen Nachfolger 
vorgeſchlagen haben würde. 

Johann Friedrich konnte ſich zunächſt nicht dazu entſchließen. 
Er ſoll verſucht haben, den bekannten Konſiſtorialrat und Abt 
von Loccum, Gerhard Molan, zum Biſchof zu machen und vor⸗ 
her zum Übertritt durch ein Verſprechen von 100 000 Talern zu 
bewegen, was Molan indeſſen — zum großen Arger ſeiner 
Erben — ablehnte ), den Herzog aber auf den Dänen Nicolaus 
Steno (Stenſen) hinwies. 


Dieſer muß mit dem Herzog ſchon 1674 bei einem Aufenthalt 
in Hannover bekannt geworden ſein, blieb mit ihm im Brief⸗ 


1) Wokers Behauptung a. a. O., S. 239, auf Grund der Jeſuitenchronik, 
der er auch ſonſt unkritiſch folgt, iſt unrichtig. 

) Nach dem Kirchenbuch: Anno 1676 die 26. Augusti (a. St.) requi- 
sitis omnibus Ecclesiae Sacramentis rite praemunitus obdormivit in Do- 
mino lllustrissimus ac Reverendissimus Dominus, Dominus Valerius de 
Maccionis Episcopus Marochiensis et in hisce Ducalibus provinciis Vicarius 
Apostolicus officialis generalis qui 28 eiusdem mensis post mediam noctem 
debitis Caeremoniis summis in pontificalibus sepultus est in Ecclesia Ducali 
ad Cryptam habita altera die Concione et sacro funebri. Das Kirchenbuch 
ber Marktkirche (Hann. Geſch.⸗Bl. 1905, S. 37) meldet: Der Biſchof von Mae 
rocco sep. den 28. Auguſt ei. anni in der Nacht ſtille in der Hofkirchen, den 
29. aber geſchahen die Geremonien, da die Capuziner ein castrum doloris auf- 
gerichtet hatten, währete bis 2 Uhr und wurde dabey in allen Kirchen der Stadt 
zweimal geläutet. 

?) So erzählt er wenigſtens ſelbſt, vgl. Schlegel a. a. O., S. 265. 
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wechſel unb bot jid) nach feiner Prieſterweihe ſchon vor Maccioni's 
Tode als einfacher Miſſionar für Hannover an, doch wohl auf eine 
entſprechende Anregung Johann Friedrichs hin 1). Als dieſer ihn 
in Rom zum Apoſtoliſchen Vikar vorſchlug, wurde er am 14. 9. 
1677 zum Biſchof von Titiopolis i. p. i. ernannt und reiſte ſo⸗ 
gleich, einem Gelübde zufolge zu Fuß und von Almoſen lebend, 
nach Hannover, wo er Ende Oktober eintraf. Die Geſchichte ſeiner 
Perſönlichkeit und ſeines wahrhaft heiligmäßigen Lebens gehört 
nicht hierher?); die Zeugniſſe feiner Zeitgenoſſen beweiſen, welch 
andere Natur als Maccioni dieſer Mann geweſen fein muß )). 


Nach der Übernahme ſeines Amtes arbeitete er, wie die 
Quellen zeigen, mit den Kapuzinern in der Seelſorge wie ein 
einfacher Pfarrgeiſtlicher; unermüdlich war er, der Franzöſiſch und 
Italieniſch beherrſchte, beſonders im Predigen. Seine Stellung 
am Hofe vermittelte die Bekanntſchaft mit Leibniz, der 1676 
nach Hannover gekommen war, und damals in regem Verkehr 
mit Spinola und Boſſuet der Reunionsverſuche halber ſtand. 
Obwohl Steno kein Freund von Religionsgeſprächen war, die er 
für zwecklos und unfruchtbar hielt, trat er doch bei Spinolas An⸗ 
weſenheit in Hannover im Jahre 1679 mit dieſem und dem 
Jenaer Profeſſor Baier in, freilich fruchtloſe, Verhandlungen. 
Seine ſchriftlichen Auseinanderſetzungen mit Leibniz ſelbſt blieben 
ebenſo reſultatlos. An ſeiner Seite ſtand hier der P. Dionyſius, 
der noch lange Jahre hindurch die Bemühungen in dieſer Rich⸗ 
tung fortgeſetzt hat“); daß die Beſtrebungen ſcheiterten, ilt mit 
auf franzöſiſche Intriguen aus politiſchen Momenten heraus 
zurückzuführen. 


1) Vgl. Staatsarchiv Des. Calenbg. Br. A. 22, VI, 44, Vol. VI, 
Nr. 147: Stenos Brief aus Hildesheim vom 3. 8. 74, und Nr. 149 aus Piſa 
vom Februar 76; ebenda Vol. IV, Brief vom 9. 10. 75, mit dem eine lettera 
polemica des dotto e zelante Signore Don Nicolo Steinone aus Florenz 
überſandt wird. 

) Vgl. fein Leben bei Plenkers a. a. O. 

?) Vor allem die ber Proteſtanten, vgl. Plenkers S. 130. Molan vere 
gleicht ihn mit Thomas a Kempis und ſagt: qui et ipse ut spero, in caelis 
jam cum Deo regnat. 

*) Hierher gehören u. a. ſein: Catholiſcher Ehrenretter, Hildesheim 1698, 
und: Pſeudo poenitens correctus, Cöln 1692, ſowie feine Via pacis inter 
homines Germaniam in fide dissidentes, Hildesheim 1686, von der Schlegel 
u. a. nur willen, daß fie an Boſſuet geiandt fein fof; ein Exemplar beſitzt aber 
die vorm. kgl. Bibliothek Hannover. 
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Der gedeihlichen Entwicklung der Arbeit der Kapuziner in 
Hannover machten aber die Ereigniſſe des Jahres 1679/80 ein 
plötzliches Ende. Auf einer neuen Reiſe nach Italien ſtarb Jo⸗ 
hann Friedrich unvermutet in Augsburg am 28. 12. 1679; da 
kein männlicher Leibeserbe vorhanden war, fielen ſeine Lande 
an ſeinen Bruder Ernſt Auguſt. Damit war auch das Schickſal 
des Konventes beſiegelt, denn natürlich konnte der neue prote⸗ 
ſtantiſche Landesherr, obwohl ſonſt tolerant, eine geſchloſſene 
Ordensniederlaſſung in ſeiner Reſidenz nicht dulden. Als ihn 
allerdings die Geiſtlichkeit Hannovers mit ihrem Glückwunſch 
dringend bat, die Kapuziner, die angeblich mit ihrem Bleiben 
rechneten, „um der Barmherzigkeit Gottes und der Wunden 
Seines Sohnes willen“ ſofort auszuweiſen, „nachdem ſie hier 
in unßerer Statt nichts mehr zu ſuchen“ !), erklärte er, die Patres 
mit Rückſicht auf die noch nicht erfolgte Beſtattung ſeines 
Bruders eine Zeitlang in ihrem Hoſpiz dulden zu wollen, und 
behielt ſich andere Maßregeln für ſpäter vor, zumal er erſt am 
13. März von Osnabrück nach Hannover aufbrach. Das hinderte 
nicht, daß zunächſt die Schloßkirche geräumt werden mußte. Am 
8. Februar fand in ihr der letzte öffentliche Gottesdienſt für die 
katholiſche Gemeinde mit ſakramentalem Segen ſtatt?); dann 
trugen die Patres das Allerheiligſte in ihre Hauskapelle, und 
die Kirche wurde am Abend geſchloſſen, um von den Prote- 
ſtanten erſt nach gründlicher Umgeſtaltung wieder benutzt zu 
werden. Der katholiſche Klerus betrat ſie nur noch einmal zur 
Leichenfeier für ſeinen verſtorbenen Herrn, deſſen ſterbliche Reſte 
am 1. Mai von Herrenhauſen in die Schloßkirche, an deren Tür 
ſie Steno mit allen Klerikern empfing, überführt und dort mit 
bis dahin unerhörtem Pomp aufgebahrt wurden ). Steno hielt 
nach der Totenveſper am 2. und 3. Mai Offizium und Requiem, 
P. Maternus im Beiſein des Hofes die zweiſtündige Leichenrede. 

Da der öffentliche Gottesdienſt aufgehört hatte, wurde für 
die Gemeinde in der Hauskapelle der Kapuziner ſtille Meſſe 
geleſen; auch die Beerdigungen fanden in aller Stille ſtatt. So 


1) Staatsarchiv, Des. Calenbg. Br. A. 22, XXX, 3. 

*) Die Datendifferenzen der verſchiedenen Quellen entſpringen natürlich dem 
Unterſchied zwiſchen altem und neuem Stil. 

3) Die Geſamtkoſten beliefen ſich auf 17230 Thaler nach den Kammer- 
rechnungen 1679 / 80. 
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gut es ging, verſahen die Patres bie Seelſorge weiter; Taufen 
und Trauungen wurden bis m den April hinein in den Woh⸗ 
nungen durch ſie vollzogen. Ihre Bezüge erhielten ſie noch bis 
zum 30. April; dann aber erfolgte der herzogliche Entlaſſungs⸗ 
befehl, „amicabili tamen et valde discreto modo“ ). Ernſt 
Auguſt geſtattete ihnen ſehr entgegenkommend, ihre geſamte, 
von Johann Friedrich ſtammende Habe mit ſich zu nehmen, ließ 
ihnen auch das nötige Fuhrwerk ſtellen; ja der Superior 
P. Candidus unb P. Dionyſius erhielten die Erlaubnis, vor⸗ 
läufig noch zur Verſorgung der Katholiken bleiben zu dürfen, 
freilich unter der Bedingung, nicht öffentlich Gottesdienſt zu 
halten und ſich nicht im Habit zu zeigen, eine Vergünſtigung, die 
auf den Einfluß Stenos, vor allem aber wohl der Herzogin: 
Witwe und der Hofkreiſe zurückzuführen ſein wird. P. Candidus 
wurde überdies inoffiziell erklärt, der alte Zuſtand könne viel⸗ 
leicht ſpäter wiederhergeſtellt werden; der Orden rechnete alſo 
zunächſt damit, doch im Beſitz ſeiner Miſſion zu bleiben, ohne 
dabei aber die örtlichen Schwierigkeiten richtig zu beurteilen, die 
Steno von Anfang an beſſer überſah 2). 

Dieſer wurde ſich bald darüber klar, daß die Kapuziner in 
Hannover nichts mehr zu hoffen hatten. Weder ſtand mehr 
ein Gebäude zum Gottesdienſt zur Verfügung — aus der 
Schloßkirche wurden ſchon die Altäre entfernt —, noch hatten die 
Patres Ausſicht auf ein Obdach, denn auch das zur Wohnung 
für die Prinzen beſtimmte Hoſpiz wurde bereits umgebaut ?). 
Die beiden Kapuziner wohnten vorläufig im Hauſe des Majors 
Floramonti, was Steno wegen deſſen üblen Leumunds ein Greuel 
war 1). Entſcheidend für ihn war aber das ſtrikte Verbot, Habit 


1) Nach den Hildesh. Chroniken, vgl. auch Koch a. a. O., S. 74 ff. 

2) Das Folgende nach der Ehrenbr. Korreſpondenz, in der beſonders Stenos 
Originalſchreiben wichtig ſind. 

e) Brief 45 vom 11. 6. 80: .. . Quod referunt Patres, ipsum Sere- 
nissimum et Dominum de Groot dixisse: facite, et non dicite; certus sum 
tantum intellegi de dicendo sacro privatim et de sacerdotibus occulte 
alendie, minime vero vel de habitu portando vel de possessione ulla con- 
servanda vel de loco ullo recuperando; quia totum templum mutarunt, 
altaribus Beatissimae Virginis et S, Antonii amotis, etiam Patrum cubi- 
cula ruptis parietibus in amplas cameras mutarunt. 

) Er lebte nach St.s Bericht im offenkundigen Konkubinat mit [einer 
Magd, dem ein Sohn entſproſſen war. 
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zu tragen; der Orden konnte in dieſem Punkte natürlich keine 
Konzeſſionen machen, andererſeits wurde damit aber die jetzt 
noch ſtillſchweigend geduldete Seelſorge durch die Kapuziner 
praktiſch unmöglich, da ſie ſich ſeit der Entlaſſung nicht mehr im 
Habit zeigen durften. Stenos erſte Sorge mußte aber die Siche⸗ 
rung für das Weiterbeſtehen der Gemeinde ſein, zumal er ſelbſt 
in abſehbarer Zeit Hannover verlaſſen mußte, denn als Reſidenz 
des Apoſtoliſchen Vikars ſchied es augenblicklich aus. Er mußte 
ſich alſo nach geeignetem Erſatz umſehen, und ſeine Wahl konnte 
nach Lage der Dinge nur auf die Jeſuiten fallen, die ja an ſich 
ſchon mit den hannoverſchen Verhältniſſen vertraut waren. 
Freilich boten ſie ſich nicht ſelbſt an, ſondern die Entſcheidung fiel 
auf Stenos eingehenden Bericht hin durch ſeinen Vorgeſetzten, 
den Nuntius in Köln. 

P. Candidus und P. Dionyſius weigerten ſich indeſſen, ihren 
Poſten ohne weiteres freiwillig zu verlaſſen. Ihren Briefen an 
die Oberen iſt der Kummer anzumerken, die Stätte ihrer lang⸗ 
jährigen Arbeit preisgeben zu ſollen; freilich verkennen Jie Stenos 
Zwangslage und Motive gründlich, wenn ſie ihn als treibende 
Kraft aus perſönlichen Gründen hinſtellen. Sie glaubten umſo 
mehr Berechtigung zu ihrem Standpunkt zu haben, weil ſie eine 
Stütze in der Haltung der Gemeinde fanden, die ſehr an ihnen 
hing — was Stenos Berichte beſtätigen, der der Anderung 
wegen von vielen Seiten angefeindet wurde —, und zunächſt 
von einem Wechſel nichts wiſſen wollte. Steno wiederum mußte 
ſich, als er den Ordensprovinzial von der Notwendigkeit der 
ſchleunigen Abberufung zu überzeugen ſuchte, bitter über den 
unangebrachten Optimismus der Patres beklagen, mit dem ſie 
ſeine Anordnungen ignorieren, obwohl er ſich bewußt ſei, aus 
lauteren und unbedingt notwendigen Beweggründen zu handeln, 
gerade weil er bis zuletzt verſucht habe, dem Herzog gegenüber 
die Kapuziner zu halten. 

Da auch der Nuntius und der Provinzial Stenos Stand- 
punkt und Handlungsweiſe billigten, wurden ſchließlich beide 
Patres Ende Mai abberufen; inzwiſchen war als erſter P. Höne 
S. J. aus Hildesheim in Hannover eingetroffen, aber nicht ſehr 
freundlich von der Gemeinde aufgenommen worden. P. Candidus 
und P. Dionyſius verließen die Stadt übrigens erſt am 12. Juli, 
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kehrten aber zu Mariä Himmelfahrt (15. 8.) noch einmal auf 
vierzehn Tage zurück, um die Katholiken einzeln zu bejuden, 
bis ſie, von der lutheriſchen Bevölkerung mit Steinen beworfen, 
umkehrten 1). Es war wohl ein letzter Verſuch geweſen, die Lage 
zu retten, veranlaßt durch die Haltung der Katholiken, die nur 
bei den Kapuzinern zur Beichte gingen; P. Candidus wollte ihn 
wiederholen, kam aber ſchon ſchwerkrank in Hannover an, wo 
ihn der Chirurg la Roſa notdürftig wiederherſtellte, und mußte 
nach Hildesheim zurückkehren; hier ſtarb er an den Folgen der 
Überanitrengung am 8. 9. 16802). 

Steno hatte ſich inzwiſchen nach Münſter begeben und ver⸗ 
folgte von dort aus mit Sorge das Schickſal ſeiner Gemeinde; 
als er von den letzten Ereigniſſen hörte, ſchrieb er noch einmal 
an den Provinzial, um ihn von der Notwendigkeit der endgül⸗ 
tigen Aufhebung der Million zu überzeugen: Et autem sciat 
aversionis causam, debetur ea praedicantibus, qui quorun- 
dam concionibus exacerbati pro concione deinde publice 
plebi illos odiosos reddere conati sunt tum variis aliis 
argumentis, tum ctiam rationes proferendo expensarum 
pro Patribus a Serenissimo pie defuncto factarum, etiam 
recensendo quantum vini in hospitio consumptum fuerit. 
Postquam connixem mire exacerbatum vulgus, onerum 
quibus premebantur culpam in me patresque ex parte 
rejecerunt. Novi quam odiosa et probiosa ex illo tempore 
eliam de me a quisbusdam dicta, et sane nisi quidam ex 
primariis ministris obstitissent prudenti vigilium distri- 
butione per urbem et mandatis ex suggestu pronunciatis 
vatres im.que cum tota familia urbe pepulissent. Non 
sufficit quod pauci quidam in urbe, et unus vel alter in 
aula favere videantur. Praedicantes populum pro arbritrio 
movent, et ipsi Principes nolunt illis aperte opponere" ?). 

Der Orden hat denn audi auf bie Wiedererrichtung dei 
Miſſion endgültig verzichtet; wenn es aber den Nachfolgern in 
Hannover gelang, für die Gemeinde trotz der ſchweren Zeiten 


1) Bol. Woker S. 46. 
) Nach der Hildesh. Chronik a. 
3) Brief 55 vom 10. 9. 80 aus Münſter. 
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bes ſogenannten „Kulturkampfes“ der nächſten Jahre das Recht 
der Religionsübung zu wahren, ſo iſt das nicht zum wenigſten 
der vorher geleiſteten grundlegenden Arbeit der Kapuziner zu 
verdanken. 


Anlagen. 
I. 


Ordinationes, pro fratribus in Hospitio Hannoverano 
commorantibus factae a. R. P. Hieronymo Ruthensi FF. 
Capucinorum Provinciae Colon. Ministro Provinciali et 
dicti Hospitii Visitatore Delegato 15/5. Maii A. 1670. 

1) Monentur Sacerdotes et Clerici, ut sint seduli ct 
diligentes in frequetando Chorum ad persolvendum horas 
Canonicas easque iuxta Constitutionum nostrarum prae- 
scriptum cum debitis pausis persolvere satagant. 

2) Monentur insuper Patres et fratres, ut legitime non 
impediti quotidie intersint Sacro Conventuali, prout in 
ordinationibus Capituli generalis statutum est. 

3) Meminerint quoque Sacerdotes, ut quilibet in Hebdo- 
mada iuxta concordata erecta inter Serenissimum Ducem 
Hannoveranum et PP. ordinis nostri legat unum Sacrum 
Secundum intentionem Altissimi Ducis alterum vero pro 
defunctis inferius in altari privilegiato cryptae. 

1) Postquam a Serenissimo Duce provisum fuerit de 
alis gradibus, ostia illa duo scilicet id per quod itur ad 
Dormitorium et alterum per quod ascenditur ad cubicula 
infra tectum, semper manebunt clausa, nullaeque mulieres, 
cuiuscunque sint conditionis in hospitium nostrum intro- 
ducantur, idem circa hortum extra Civitatem nostro usui 
concessum observandum erit. 

3) Nunquam admittantur Saeculares ad Culinam et 
raro ad refectorium, in quod illi tantum, quibus honeste 
denegari non potest, introducantur. 

6) Prohibetur serio omnibus fratribus, ut non permit- 
tant se vehi vehela per Civitatem sub quocunque praetextu, 
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similiter quando vadunt aut mittantur ad loca tam intra 
quam extra hunc Principatum, nulla animalium vel cur- 
ruum vectitione utantur, nisi in casibus, in quibus hoc 
regula permittit, propter causas rationabiles expedientes 
el necessarias, ordinationi huic contravenientes poenas in 
Constitutionibus nostris praescriptas sese incurrisse 
noverint. 

7) Fratres cum licentia sui Superioris euntes ad Civi- 
tatem vel negoliorum expediendorum vel visitationis facien- 
dac causa, ut revertuntur ad Hospitium P. Superiori loci 
sese praesentent, uti Constitutiones nostrae praescribunt. 

8) Quotiescunque aliquis fratrum in Palatio Ducali 
aliquid agere, vel ex eiusdem officinis necessaria pro 
Culina aut refectorio, vel Ecclesia adferre habet, is semper 
cum praescitu P. Superioris et cum Socio sibi assignando, 
(quantum possibile est) id faciat, suisque quandocunque 
expeditis ad hospitium revertatur. 

9) Quandoquidem fratres hic commorantes omnia 
necessaria non tantum quoad victum et vestitum, sed etiam 
quascunque alias necessitates a beneficentia Serenissimi 
Ducis habcant, hinc monentur, ne permittant eleemosynas 
pecuniarias pro fratribus apud aliquem deponi, ne hoc 
modo periculum transgressionis nostrae regulae incurralur. 

10) Et postremo admonentur Patres et fratres singuli, 
ne quis se nimium immisceat aut gravet negotiis saecu- 
laribus, nec putet quod taliter ex propria culpa gravalus 
Chorum et orationem neglegere possit, sed cogitent quod 
iuxta status et conditionis nostrae exigentiam illam illa 
primaria nostra occupatio essc debeat, incumbere orationi 
et divino interesse officio; statuimus itaque, volumus ac 
mandamus, quod hae ordinationes nostrae ab omnibus 
familiae huius fratribus omni qua par est diligentia ac zclo, 
observentur, ut sic in omnibus laudetur Deus, qui est benc- 
dictus in secula. Amen. 

Leg. Hannoverae Anno et die quo supra. 
F. Hieronymus Ruthensis qui supra. 

(Gedruckt bei Rod: Geld. b. Congreg. b. Capuziner zu Han 

nover, Vaterl. Archiv b. hiſt. Ver. f. Nieder]. 1838, S. 82 ff.) 
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JOHANNES FRIDERICUS 
DEI GRATIA Dux Brunsvicensis et Lüneburgensis. 


Admodum Reverende Pater. 


Literae Vestrae Paternitatis rite accepimus; et libenter 
legimus, quae ordinaverit in hoc Religioso Hospitio, ut 
Regulae Seraphicae constitutionibus studeret, et nostro 
desiderio in articulis missis explicato indulgerct; qua 
propter, ut omnia dirigantur in melius, et cessent omnia 
dubia, infrascripta sine aliis Verborum ambagibus stabilire 
intendimus. scilicet 

1) Quamvis sit hoc Hospitium, attamen optamus, ut 
Patres habitent. tanquam essent in Regularis Clausurae 
Coenobio juxta regulas ordinis, et propterea foeminae non 
sint ingressurae excepta nostra praedilecla conjuge, quae 
secum poterit conducere quascunque voluerit; hac de causa 
claudentur duae Portae, Anterior scilicet quae tendit ad 
dormitorium, et ullima superior, qua ascendimus ad par- 
vas Cameras, ubi est Bibliotheca; hoc quidem videbitur 
difficile in principio, sed paulatim Deus dabit benedic- 
tionem, interim speramus, ut P. Provincialis sedulitate 
omnia sint regulariter dirigenda. 

2) Nunquam intendi hanc esse missionem. sed congre- 
gationem PP. Capuccinorum, qui meorum Capellanorum 
et Concionatorum officio. et coeteris muneribus funge- 
rentur, prout in concordatis. 

3) Quoad spiritualia vero et dioecesana Patres Capuccini 
sint subjecti Vicario Apostolico eo modo, quo Regulares 
Dioecesis Hildesheimensis proprio Episcopo, ct ejus suf- 
fraganco, et ita dominus Vicarius Apostolicus poterit imitari, 
et scqui usum dictae Ecclesiae tanquam Vicinioris. 

4) Cum a domino Vicario Apostolico efficacibus ratio- 
nibus nobis expositum fuerit PP. Capuccinos non posse 
Parochialia administrare sub mortalibus, hinc consideratis 
considerandis pro duobus, vel tribus Patribus absque titulo 
missionis, sed tantum necessitatis, et Charitatis gratia a 
Sancta Sede impetrare studebimus facultates proprias, 
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quibus muniti poterunt ad nutum Episcopi Parochiali 
offitio fungi. 

5) Tandem P. Provincialis non tanquam Praefectus 
missionis, sed sicut Visitator annuentibus superioribus 
ordinis quolibet anno visitare satagat hoc hospitium Han- 
noveranum, ut Regulares, quos valde pios, zelantes, et 
exemplares estimavi, et tales semper aestimabo, et amabo. 

Datum Hannoverae 12. Maii 1670 st. vet. 

Vestrae Paternitati ex corde deditus 
Johannes Fridericus mpp. 
Admodum Reverendo Patri Hieronymo Ruthensi Provin- 
ciali Coloniensi Visitatori. 
(Original im Provinzial-Archiv Ehrenbreitſtein.) 


III. 


Johannes Fridericus 
Dei gratia Dux Brunsvicensis et Lunacburgensis etc. 


Admodum Rev. Patri in Christo P. Fr. Pio Limburgensi, 
Superiori Patrum Capucinorm in nostro Hospitio Hanno- 
verae Salutem. 

Cum in utroque folio ultimorum Concordatorum anni 
elapsi 1670 Admodum R. P. Fr. Hieronymo Ruthensi, 
Provinciali Coloniensi visitatori, Mense Maiio et A. R. P. 
Fr. Antonio Felici, Bononiensi, Commissario deputato. 
Mense Decembri a Nobis extradito, mentem nostram 
salis. superque declaraverimus, attamen, ut quibusdam 
occurramus difficultatibus, quae praesertim in nostra al- 
sentia evenire possent, circa Patres Capucinos extraneos, 
tam Italos quam Gallos, infrascripta clare explicare et 
declarare statuimus, ut Vestra Paternitas Patri Provin- 
ciali haec, nomine Nostro, repraesentare non negligat. 

1) Cum Nobis bene nota sint talenta et Virtutes Patrum 
exterorum, tam Italicae, quam Gallicae nationis, non inten- 
dimus super illis aliquid innovari sive constitui a R. P. 
Prcvinciali Coloniensi vel ab aliis Senioribus dictae Pro- 
vinciae, cum dicti Patres sint destinati pro hoc Hospitio, 
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ad nostram petitionem, a Superioribus Majoribus Romae 
Residentibus. 

2) Supradicto P. Provinciali quoque repraesentet V. P. 
Nostram esse Voluntatem, ut hoc Hospitium visitetur 
tantum semel in anno. 

3) Nolumus simul et semel duos habere Superiores in 
hoc Hospitio, sicuti Nobis aliquo modo patefactum est, 
(scilicet de Superiore Ordinario et Vicario). Permittemus 
tamen libenter quod absente P. Superiore, Senior Capuci- 
norum praesit, sicut hactenus factum est, et ita unus 
semper erit Superior. 

Si vero aliquid necessarium Provinciali videatur pro 
communi Regularium bono (quod non credimus), consulat 
P. V. Dominum Patrem Isolanum, cui mentem Nostram 
lolies in hujusmodi materiis explicavimus, et quid tum 
Vobis utrique visum fuerit, facta prius Nobiscum, ut par 
est, communicatione, noster insuper requiratur Assensus. 
Valeat. Dabantur in Palatio nostro Hannoverano, die 30. 
Mensis Sept. Ao. 1671. 

Johannes Fridericus mpp. 
(Original im Provinzial-Archiv Ehrenbreitſtein.) 


IV. 
Reverende Pater in Christo observandissime! 


Serenissimi Ducis Hannoverani placita, et desideria 
adimplere volens (rationabile enim et debitum est in om- 
nibus. in quibus possumus omne ci obsequium prestare) 
cum ex ipsius litteris habeam, multa ipsi in Hospitio Han- 
noverano placere, quae modo desiderantur, infrascripta 
scribere decrevi, et ordinare, non parum confidens de hu- 
manilate P. V. R. quod quantocius poterit, ea executioni 
mandabit. 

Ordino igitur (Serenissimo sic exigente) quod in dicto 
Hospitio Hannoverano instituatur studium septem studio- 
Sorum omnium, vel pro maiori parle sacerdotum, quibus 
assignabitur superior (nullus quidem ex iis Patribus Ger- 
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manis, qui modo ibi existunt) pietate, prudentia. ac regi- 
mine talis, qui possit, et velit eos in vocatione et gradu 
suo continere cum omnimoda illa observantia. quantum 
possibile est, quam in formalibus Conventibus Provinciae 
servare consueverunt. Detur quoque ipsis Lector illis doti- 
bus exornatus, illaque morum, ac doctrinae integrilate 
pollens, quod efficax sit verbo, et exemplo, tum pro susti- 
nendis Catholicis veritatibus, tum pro confutandis erroribus 
Acatholicorum, quos vel lectionibus, vel disputationibus 
adesse, desiderantes. admitti volo, ut sic eis ad suos errores 
detegendos via facilis aperiatur. Ultra superiorem autem, 
et lectorem addatur tertius Concionator Germanus, aut si 
eundem superiorem simul, et lectorem esse contigerit, duo 
addantur Concionatores ultra ipsum ut sic inter se labores, 
el onera distribuentes meliorem, et überiorem in Dei vinea 
fructum colligere queant. Ultra dictos autem tres patres 
cum studiosis. qui de more Provinciali officia communita- 
lis exercebunt, nullus alius Germanus ibi maneat, nisi 
F. Simplicianus pro culina, ipsius enim charitas. humililas, 
et linguarum peritia tali loco aptum reddunt; et sic omnes 
undecim numerum illum in quantitate, et qualitate comple- 
bunt, quem Serenissimus exoptat. 


2) Miror quod usque nunc Patres in dicto Hospitio 
commorantes Chatechismum docere recusaverint, et fran- 
gere parvulis panem illum Christianae doctrinae, sine quo 
spiritualis vila vix subsistit. Ideo omni secluso respectu, seu 
neglecta quacunque ratione. quae ex Capucinorum instituto 
nostro desumi potest, dicti Chatechismi exercitium intro- 
ducatur, et Paternitas Vestra....... Patres Germanos. aut 
etiam Gallos, seu Ilalos, si necesse sit. Advertat autem 
P. Superior, quomodo in hoc se gerat, ne propter impru- 
dentiam suam nascatur confusio, seu divisio inter fralres, 
aut cum Illustrissimo Episcopo cui (salva iurisdictionis, et 
Privilegiorum nostrorum materia inviolabiliter servanda) 
omnem reverentiam, serviliumque pro iuribus nostris, 
requisiti, et rogali in spiritualibus exercitiis offerre, et 
exibere debemus. 
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3) Externi Patres, qui ad dictum Hospitium mittuntur, 
onera multa patiuntur propter quae eorum ibi habitatio fit 
ipsis omnibus cum maximo Principis dolore exosa, et 
odiosa. Intendit autem Serenitas Sua, quod facilis ipsis 
reddatur et levis sie fieri possit, eorum ibidem commoratio; 
ideo cum dictorum Patrum ingenua morum, et doctrinae 
probitas iam innotescat, laudo, et approbo iuxta dictum 
P. V.. quod unum ex unaquaque natione Italica, et Gallica 
ad Chorum utplurimum concurrere sufficiat, quod multo 
facilius introducto studio praclicari poterit; licet enim ad 
omnes divinas laudes persolvere spectet, hoc tamen 
specialiter a studiosis exigitur. Curet etiam P. V. quod 
lisdem Patribus extraneis, hora vel horae pro sacris 
celebrandis ipsis commodae assignentur absque obliga- 
lione ordinem conventuum servandi, ut pro suis studiis, 
aliisque virtuosis occupalionibus mane liberum, ct suf- 
fidens otium habere possint. In universum autem 
dictos Patres cum pro pura Dei gloria, et supe- 
riorum suorum obedientia maternarum Provinciarum 
salisfactionibus, muneribus ct honoribus, quos ob— 
slinerent, renuncient; ut in alieno climate, ac Provincia 
ad aliquot annos mancant, quod sine dubio non paruin 
grave. et laboriosum est: propterea quoadusque in bono 
fratrum, ac secularium exemplo perseverent, P. V. R. 
charitali, ac prudentiae comend(are) volo, ut quantum sine 
conscientiae praeiudicio fieri potest, eorum gravamina 
alleniel, ipsisque omnem suum favorem exhibeat; sic 
enim Domino Deo, ac Serenissimo Principi magis pacifice 
servient, ac magis quiete; cui et mihi rem gratissimam 
faciet, et omne in hac parte sanctae obedientiae meritum 
consequetur. Si autem circa praedictorum executione diffi- 
cullas aliqua occurrat, P. Joannem Petrum a Busto meae 
menli interpretem habebit legitimum. Valeat dum ego ex 
corde salutem plurimam dico, et orationibus me commendo. 

Viennae Austriae die 9. Maii 1673. 

P. V. R. Humillimus servus in Christo 
P. Provinciali Coloniae. Fr. Stephanus Minister Generalis. 


(Original im Provinzial-Archiv Ehrenbreitſtein.) 
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Die Namen ber Orter unb Wüſtungen 
in den Stadt: und Landkreiſen 


Hannover » Linden. 
Cin Verſuch ihrer Deutung von M. Mittelhäußer. 


Vorbemerkungen. 

Ortsnamen ſind Kulturdenkmäler, Zeugen von Sprache und 
Sitte der Vorfahren, von der Geſchichte und Geographie ihres 
Landes. Die Deutung der Ortsnamen iſt darum „wichtig für 
den Sprachforſcher, den Hiſtoriker und den Geographen“. Aber 
auch der Laie kann viel Belehrendes daraus ſchöpfen, ſich vor 
allem eine beſſere Kenntnis ſeiner Heimat und ſeiner Vorfahren 
erleſen. 

Viele Ortsnamen ſind im Laufe der Jahrhunderte ſprachlich 
und ſchriftlich ſo ſehr verändert, daß ihre Erklärung nach der 
heutigen Schreibweiſe häufig zu Fehlſchlüſſen führen würde. Es 
iſt deshalb ein Gebot der Notwendigkeit, da, wo es nur irgend 
möglich ijt, auf die älteſte feſtzuſtellende Laut-, Sprach- und 
Schriftform des Namens zurückzugehen und die Lage und Ge⸗ 
ſchichte des betreffenden Ortes nicht außer acht zu laſſen. Dabei 
werden wir finden, daß die Vorfahren eigentlich alle Dinge der 
Umwelt — Berg und Tal, Gewäſſer, Pflanzen, Tiere —, ihren 
Beſitz und Namen, ihre Tätigkeit und religiöſen Vorſtellungen 
zur Namengebung des Wohnſitzes herangezogen und darin ein 
außerordentlich feines Unterſcheidungsvermögen bewieſen haben. 

Nur wenige Ortsnamen ſind ein einfaches Grundwort; die 
Mehrzahl beſteht aus einem Grundwort mit vorgeſetztem Be 
ſtimmungsworte, das den Allgemeinbegriff des erſten näher 
kennzeichnet. 

Über das genaue Alter eines Ortes erfahren wir aus ſeinem 
Namen nichts, ſelten auch geben geſchichtliche Daten davon 
ſichere Nachricht. Jedoch läßt ſich allgemein ſagen, daß faſt alle 
Ortſchaften älter ſind, als ihr erſtes Erſcheinen vermuten läßt, 


— 161 — 


und diejenigen bte älteſten, bie „unzweifelhaft“ auf eine Ding⸗ 
ſtätte zurückgeführt werben. können, beziehungsweiſe auf bie Be⸗ 
nennungen für bie Malſtatt, auf die Umhegung und auf die 
dort ſtattfindenden Handlungen; denn die Malſtätten waren der 
Mittelpunkt des geſamten öffentlichen Lebens der Hundert⸗ 
ſchaften, einzelne für die Gaue. Jüngere Siedelungen ſind die 
Orter, welche in ihren Namen die Beſitzer oder die erſten An⸗ 
ſiedler anzeigen und oft — aber durchaus nicht immer, wie 
manche Forſcher glauben — auf Dujen, heim, dorp und einige 
andere Grundwörter endigen. Noch jünger ſind die Rodungs⸗ 
dörfer, die erſt entſtanden, als auf dem von Natur aus freien, 
anbaufähigen Felde kein Platz mehr für Neuſiedler vorhanden 
war. 

Die heutige Beſiedelung und Beſchaffenheit einer Gegend 
dürfen wir für die alte Zeit allerdings nicht als Maßſtab an⸗ 
legen. Was heute Kulturland iſt, war früher vielfach Wald⸗ und 
Sumpfgelände und umgekehrt, oder Gewäſſer haben ihren Lauf 
verändert. 

Bei den erklärten Ortsnamen zeigen Zahl und Wort das 
Jahr der erſten bis jetzt gefundenen urkundlichen Erwähnung 
und die derzeitige Schreibweiſe oder Benennung an. Andere 
Schreibweiſen ſind nur herangezogen,» wenn dieſe zur beſſeren 
Deutung des Namens dienen können. Sind dabei mehrere Erklä⸗ 
rungen möglich, ſo wurden lieber alle gegeben, als nur eine Deu⸗ 
tung als die — vielleicht zu Unrecht — allein richtige. Bemerkt 
werden muß noch, daß der nachſtehende Verſuch, die Namen der 
Orter und Wüſtungen unſerer engeren Heimat zu deuten, nicht 
den Anſpruch erhebt, überall reſtloſe Aufklärung geben zu können. 

Als Quellen wurden hauptſächlich benutzt: 

Calenberger Urkundenbücher von Hodenberg. 

Urkundenbuch der Stadt Hannover. 

Grupen, Origines et Antiquitates Hannoverenses. 

Alrich, Bilder aus Hannovers Vergangenheit. 

Stedler, Beiträge zur Geſchichte des Fürſtentums Kalenberg. 
Böttcher, Geſchichte des Kirchſpiels Kirchrode. 

Kaiſer, Die reformatoriſchen Kirchenviſitationen in den welfiſchen 

Landen. | | 

il 
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Ahrens, Tigislege, ein wichtiger Grenzpunkt uſw., im Programm 
des Lyceums zu Hannover 1871. 

Weiß, Neue Erklärungen der Namen von einigen wichtigen 
Orten in Niederſachſen. Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins 
für Niederſachſen 1900. 

Schuchhardt, Über ben Urſprung der Stadt Hannover. Ebenda 
1903. 

Heimatkunden von Lüneburg, Stade, Oldenburg. 

Braunſchweiger Volkskunde. 

Preuß, Lippiſche Familiennamen unter Berückſichtigung der 
Ortsnamen. | 

Feldmann, Ortsnamen, ihre Entſtehung und Bedeutung. 

Stuhl, Nordlands Untergang und das altrömiſche Arvallied. 

Jellinghaus, Die weſtfäliſchen Ortsnamen nach ihren Grund⸗ 
wörtern. 

Förſtemann⸗ Jellinghaus, Altdeutſches Namenbuch. 

Lübben, Mittelniederdeutſches Handwörterbuch. 

Grimm, Deutſches Wörterbuch. 

Hannoverſche Geſchichtsblätter (verſchiedene Jahrgänge). 


Abkürzungen. 


abgeſchl. — abgeſchliffen. fr. = fränkiſch. 

afr. = altfränkiſch. got. = gotifd. 

afri. = altfrieſiſch. Grdw. — Grundwort. 
ag]. = angelſächſiſch. felt. = feltifd. 

ahd. = althochdeutſch. lat. —lateiniſch. 

and. = altniederdeutſch. mhd. = mittel hochdeutſch. 
Anm. Anmerkung. mnd. - mittelniederdeutſch. 
ano. = altnordiid. nb. — niederdeutſch. 
aſ. — altſächſiſch. nhd. = neuhochdeutſch. 
Beſtw. = Beſtimmungswort. PN = Perjonen-Jtame. 
bzw. = beziehungsweiſe. . = fiehe. 

dän. = büniid). |l o. S ſiehe oben. 


d. i. — bas iſt. wir. = weſtfränkiſch. 


es 105; = 


Ahlem. 1146 Alem. Grdw. em — abgeldjl. af. hem, Heim 
oder Herdſtelle, ſpäter auch Dorf. Beſtw. al—alah, das Ur⸗ 
wort für die Malſtätte bzw. für geheiligte Orter und Tempel. 

Heim an der Malſtatt. 

Almhorſt. 954 Elmenhurſt. Grdw. ahd., agſ. und mud. hurſt, 
Horſt, womit das Geſtrüpp eines ehemaligen Waldes bezeichnet 
wird. Beſtw. elmen iſt ahd. Ulmen. 

Bei der Ulmenhorſt. 

Altenhof. Teil von Barſinghauſen; ſiehe unter Hertingehuſen. 

Altenhorſt. 1330 Oldenhorſt. Grdw. horſt (ſ. o.), Geſtrüpp. 
Beſtw. olden = ahd. und aj. ald, alt. 

Bei der alten Horſt. 

Alveſſe. 1297 Alveſſe. Wüſtung zwiſchen Leinhauſen und der 
Leine, wo die Alſer⸗Marſch die Lage anzeigt. Grdw. ſe iſt 
abgeſchl. huſen aus ahd. und aſ. hus, Haus, und bedeutet hauſen 
bzw. nhd. Häuſer. Beſtw. Alves enthält den PN Alpho. 

Zu den Häuſern des Alpho. 

Anm. Die Ortſchaften auf huſen ſind in der Regel aus einem 
Haupthof mit mehreren Nebenhöfen entſtanden. Den Haupthof 
bewohnte ein Freier oder ein Edeling, die Nebenhöfe dienten der 
Sippe oder auch den Hörigen zur Wohnung. — Iſt ein Orts⸗ 
name mit einem PN gebildet, ſo darf man den Träger dieſes 
Namens, durchweg im Genitiv fing. ober plur. ſtehend, als 
erſten Siedler anſprechen. 

Alveſſe ſoll 1578 wüſt geworden ſein. 


Ammerle. 9. Jahrhundert Anmarki. Wüſtung vor dem 
Weſterholze am Deiſter zwiſchen Egeſtorf und Degerſen. Grdw. 
marki — abb. marcha, aj. marco, mhd. marke, Mark, Dorf⸗ 
bezirk. Beſtw. an ahd. ana, hin, auf. 

Zu der Siedelung auf der Gemarkung. 

Ammerke ging 1516 in der Hildesheimer Stiftsfehde unter. 
Die Bewohner zogen nach Egeſtorf. 

11* 
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Anekamp. 1125 Unicampe, Onecampe; auch Hunekampe. 
Wüſtung ſüdlich Kirchrode am nördlichen Abhange bes Krons⸗ 
berges. Grdw. mund. famp, ein durch Wall oder Hecken abge⸗ 
ſondertes Ackerſtück oder Gehölz, kurz: ein Kamp. Beſtw. uni, 
one ijt mit Abfallen des b — hun, d. i. der Dativ plur. von 
ahd. hoh, hoch. 

Siedelung bei einem hochgelegenen Kampe. 

Der Ort iſt 1483 wüſt geworden. Die Bewohner ſind nach 
Kirchrode gezogen; ſie heißen heute noch „Bergbauern“. 

Argeſtorf. 1252 Herkeſtorpe. Grdw. torp ahd. dorp, 
Dorf. Beſtw. PN Serto. 

Zu dem Dorfe bes Herko. 

Anm. Dorf, vom lat. turba, zerſtreuter Haufe, iſt die Siedelung 
eines Trupps. Trup iſt Umſtellung von turba. Die mit trup 
(Diepholzer Gegend) und Dorf benannten Siedelungen deuten 
alſo ſchon den Charakter der Siedelung an, der offen war im 
Gegenſatz zur befeſtigten Stadt. 

Arnum. 1277 Hernem, ſpäter Erne und Ernem. Grdw. 
em (f. o.), Heim. Beſtw. ern — abb. arin, erm, Tempel bzw. 
Heiligtum. 

Heim bei einer heiligen Stätte. 

Anm. In Holland iſt arne, erne ſoviel wie Winkel oder Grenze. 
Obwohl nun der durch Arnum fließende Bach Landwehrgraben 
heißt, in ſeinem Namen alſo einen Grenzbegriff enthält, wird 
doch die obige Deutung vorzuziehen ſein; denn eine wichtige 
Grenze, die namengebend ſein konnte, iſt bei dem Orte urkund⸗ 
lich oder durch ſonſtige Überlieferung nicht nachzuweiſen, ebenſo⸗ 
wenig ein hohes Alter der Bezeichnung Landwehrgraben, die 
vielmehr jünger iſt als der Name Hernem bzw. Erne. 

Auf dem Damme. Neuſiedelung in der Niederung der Süd- 
aue zwiſchen Landringhauſen und Groß⸗Munzel. Der Name er: 
klärt ſich ſelbſt. 

Badenftedt. 9. und 10. Jahrhundert Badanſtidi. Grdw. aj. 
ſtidi, abb. ſtat, mnb. jtebe, Stätte. Bſtw. PN Bado. 

Bei der Stätte des Bado. 

Anm. Eine Stätte war urſprünglich der Ort, wo eine wandernde 
Horde ſtehen blieb und ſich zu dauerndem Aufenthalte niederließ. 
Der Führer der Horde gab dann, wenn ein PN dazutrat, den 
Namen her. 
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Bantorf. 1226 Bodindorp, Bodindhorp. Grow. dorp 
(f. o.), Dorf, Bſtw. PN Boding. 
Zu dem Dorfe des Boding. 


Barrigſen. 1185 Barchuſen. Grdw. huſen (ſ. o.), haufen 
bzw. Häuſer. Beſtw. barc ahd. barke, Birkengehölz. 
Zu den Häuſern am oder im Birkengehölz. 


Barfinghaufen. 1193 Barſinghuſano; Berkingehuſen. 
Grow. Hufen (j. o.), haufen, Häuſer. Beſtw. PN Berting. 
Zu den Häuſern des Berting. 


Baſthof. 1359 Baſthope, ſoll nach Stedler (ſ. unter Quellen) 
ein jetzt wüſter Hof ſein und im Degerſer Holze an der Süd⸗ 
ſpitze des Weſterholzes gelegen haben. Die Stätte glaubt er noch 
nachweiſen zu können. Stedler muß dennoch irren; denn hop 
üt ahd., aſ., mud. niemals Hof oder Gehöft, ſondern Haufe 
und in Namen für kleinere Gehölze, Hügel, oder feſte Stellen 
im Moore gebräuchlich. Das Beſtw. nd. baſt weiſt auf Weiden 
oder Linden hin, deren Borke abgeſchält wurde. Baſthop iſt 
danach nur ein Lindengehölz, wo Baſt gewonnen wurde. Vergl. 
auch unter Heſphof und Zinthof. 

Bemerode. 1204 Bemungerode; Grdw. ahd. robe, Rodung. 
Beſtw. PN Babing. 

Bei der Rodung des Babing. 

Anm. Die Urbarmachung des Waldbodens durch Ausroden war 
ſchwierig und zeitraubend. Darum darf man ſich die ſo ent⸗ 
ſtandenen Dörfer, wenigſtens da, wo ſie dicht beieinander lagen, 
nur als recht klein, vielleicht nur aus einem Hofe beſtehend, 
vorſtellen. Mit dem Verſchwinden des Waldes verſchmolzen ſie 
ſich leicht mit angrenzenden größeren Dörfern. Bemerode, das 
ſeine Feldmark durch Aufſaugen mehrerer Rodungsdörfer um⸗ 
fangreicher geſtaltete, iſt ein Beiſpiel dafür. Dasſelbe iſt bei 
Mittelrode, nördlich Eldagſen, nachgewieſen. 


Bendezen. 1186 Benedeſſen. Wüſtung am linken Ufer der 
Ihme gegenüber der Einmündung des Schnellen Grabens. 
Grdw. jen (ſ. o.), huſen, Häuſer. Beſtw. PN Bennid. 

Zu den Häuſern des Bennid. 

Der Ort ſoll 1303 wüſt geworden ſein. 
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Bewingerode. 1280. Wüſtung in ber Mitte zwiſchen Beme⸗ 
robe und Anderten, wo bie Feldlage Bewie den Standort an- 
gibt. Grdw. robe (j. o.), Rodung. Beſtw. PN Babing. 

Bei der Rodung des Babing. 

Der Ort foll 1490 wüſt geworden fein; die Bewohner 
zogen nach Bemerode. 

Benthe. 1183 Bennethe. Grdw. ethe — ahd. ede, aus ithi, 
Heide⸗ und Waldgegend. Beſtw. ben iſt urſprünglich der Haken 
(Wolf) am Galgen, übertragen auch der We bzw. die Ge⸗ 
richts⸗ oder Malſtatt ſelbſt. 

Siedelung bei einer Gerichtsſtätte. | 
Anm. Zu einer ſinngleichen Deutung kommt man, wenn ber 
Name in the und benne zerlegt wird. Dann ijt tbe — Tie, Ver⸗ 
ſammlungsplatz oder Gerichtsplatz, und benne = mnd. ban, 
Bann oder Buße. Benthe alſo: Siedelung bei einem Platz, 
wo Bußen auferlegt wurden, kurz: bei einer Malſtatt. 

Eine ſolche iſt bei Benthe noch 1359 bezeugt. Sie gibt der 
Sage von den ſieben Trappen den geſchichtlichen Hintergrund. 
Die bekannten acht Steine werden zur Umgrenzung der Ding⸗ 
ſtätte gedient haben. Die Kreuze auf ſieben Steinen (heilige 
Zahl) ſind vermutlich erſt in chriſtlicher Zeit cingemeibelt. 

Die Benennung einer Gerichtsſtätte mit einem Galgenteil 
hat ſeinen Grund darin, daß man es vermied, „die Orte mit 
dem Namen des verfluchten Holzes (Galgen)“ zu bezeichnen. 
Siehe auch unter Wülfel und vergl. Bengel = Galgenſtrick! 


Bettenſen. 1124 Bettenhuſen. Grdw. Hufen (f. o), hauſen, 
Häuſer. Beſtw. PN Betto. 

Zu den Häuſern des Betto. 

Bodelen. 1327. Wüſtung öſtlich von Bemerode, wo das 
„Bockmer Holz“ die ungefähre Lage anzeigt. Der Name kann 
verſchieden gedeutet werden, je nachdem er zerlegt wird in 
Bodek⸗ en oder in Bod-efen. Im erſten Falle bedeutet er 
nach en — abgeſchl. Heim und PN Bodek „Heim des Bodek“; 
im zweiten Falle ijt das Grow. eken ano. eiki, mud. eit, 
Eichen, und bas Beſtw. bob — ahd. piota, ped, bed, Tempel 
oder Altar bzw. Opferſtätte, allgemein: heilig. 

Siedelung bei den heiligen Eichen. 
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Vergleicht man hierzu, was unter Büterode und Kirchrode 
geſagt iſt, ſo wird man ſich für die zweite Erklärung ent⸗ 
ſchließen können. Die Bewohner von Bodeken zogen nach Mül⸗ 
lingen, Ingeln und Oeſſelſe; ſ. auch unter Salſeken. 


Bolderhufen. 1216 Baldwardingehuſen. Wüſtung zwiſchen 
Barſinghauſen und Hohenboſtel, wo noch das Bollerhüſer Feld 
liegt. Grow. huſen (f. o.), haufen, Hauler. Beſtw. PN Palde⸗ 
wart. | 

Zu den Häuſern bes Paldewart. 

Anm. Die eingeſchobene Silbe ing verſtärkt den Eigentums⸗ 
begriff. Wann der Hof, deſſen Lage die „Selworth“ am Buller⸗ 
bach anzeigt, wüſt geworden iſt, bleibt ungewiß. Die Lände⸗ 
reien (180 Morgen) gingen ſchon 1216 in den Beſitz des Kloſters 
Barſinghauſen über. | 


Bornum. 1130 Bornem. Grdw. em (j. o. = abgeſchl. 
Heim. Beſtw. fr. born, Brunnen oder Quelle. 

Heim an einer Quelle. 
Anm. Da in der Nähe Bornums Salinen liegen, kann vermutet 
werden, daß der Born, der zur Ortsgründung Anlaß gab, 
eine Salzquelle geweſen iſt. 


Bothfeld. 1247 Botvelde. Grdw. velde — abb. falta, Land 
bzw. Feld mit dem Begriff der Ebene (fala). Beſtw. bot = ag). 
bod, Aufforderung, Einladung. Der Sinn iſt, daß auf dem 
Felde eine pflichtige Abgabe ruhte, die jedoch nur nach be⸗ 
ſonderer Aufforderung des Empfangsberechtigten an dieſen ge⸗ 
geben wurde (bie ſogenannte „Beede“). 

Siedelung auf abgabepflichtigem Felde. 

Anm. Vergl. auch unter Bodeken. Danach könnte Bothfeld 
anders „Siedelung am Opferfelde“ im engeren Sinne des 
Wortes Opfer ſein. 

Eine andere Schreibung des Ortes (1253 Bortfelde) 
würde nach bort Rand (vergl. Bordſtein) oder — Porſt (ledum 
palustre) zur Deutung „Siedelung am Randfelde bzw. am 
Rand eines Sumpfgeländes“ führen. Obwohl dieſe Erklärung 
Unterſtützung in dem vorkommenden Raſeneiſenſtein (Turm 
der Bothfelder Kirche) fände, iſt doch wohl bei bort eine 
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fehlerhafte Schreibung von bot anzunehmen und eine ber 
beiden vorher gegebenen und im Grunde faſt gleichen Deu⸗ 
tungen (opfern — geben) als die richtige zu wählen. 

Zu fala, Ebene, gehören die Langfchafts⸗ und Volksnamen 
Weſtfalen und Oſtfalen, womit alſo weſtlich oder öſtlich ge⸗ 
legenes Land bzw. die weſtlich oder öſtlich wohnenden Leute 
der Ebene gemeint ſind. Auch der Falengraben, ein früherer 
Abfluß der Eilenriede, die bekanntlich an der Grenze der Gaue 
Marſtem und Oſtfala lag, geht auf dieſen Wortſtamm zurück. 
Der Name wurde ſpäter entſtellt zu einem Pfahlgraben, wo⸗ 
raus wieder die ſomit unrichtigen Straßennamen Große und 
Kleine Pfahlſtraße entſtanden. 

Bönnigſen. 1236 Bonnincgiſſen. Grow. fen abgeſchl. 
huſen (ſ. o.), hauſen, Häuſer. Beſtw. PN Bonning. 

Zu den Häuſern des Bonning. 

Bredenbed. 1025 Bredenbek. Der Ortsname ſcheint un⸗ 
verändert, hat aber ſchon ſehr früh eine Umwandlung erfahren. 
Grdw. bet = ano. bekr., agſ. bec, ahd. bah oder pah, Bach, Beſtw. 
breden = agj. braemel, brama, Dornſtrauch, Brombeergebüſch. 

Siedelung am Dornen- oder Brombeerbach. 

Anm. Der Name hat mit ahd. braid, aſ. bred, breit bzw. Breite, 
Ackerſtück, nichts zu tun. Das b ijt eingeld)oben. 

Der in Frage kommende Bach führt heute noch verſchiedene 
Namen (Landwehr im Oberlauf, Ihme im Unterlauf und 
teilweiſe im Mittellauf, Beke und Ricklinger Beke allgemein), 
ſo daß eine frühere Benennung (Bredenbeke) nichts Ungewöhn⸗ 
liches zu ſein braucht. Maßgebend waren den Anwohnern jeden⸗ 
falls beſonders auffallende Merkmale. Vergl. unter Ihme. 

Brink. 1340 to Brinke. Der Name enthält nur das ein⸗ 
ſtämmige Grdw. mud. brink, Hügelrand. 

Siedelung am Hügelrande. 

Brohnſen. 1200 Brunhardeſſen. Wüſtung nordöſtlich von 
Hohenboſtel, wo noch das Brohnſer Feld liegt. Grdw. ſen 
(ſ. o.) = abgeſchl. Hufen, haufen. Beſtw. PN Brunhard. 

Zu den Häuſern des Brunhard. 

Die Stätte des Haupthofes gehört jetzt zu Hohenboſtel 
und heißt noch „der Broenhof“. Die Ländereien der Nebenhöf: 
(etwa 210 Morgen) erwarb ſehr früh das Kloſter Barſinghauſen. 
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Brünigerode. 1325. Wüſtung etwa in der Mitte zwiſchen 
Bemerode und Laatzen, weſtlich vom Gut Kronsberg am nörd⸗ 
lichen Rande des Aſtbroks. Grdw. rode (|. o.), Rodung. 
Beſtw. PN Bruning. 

Bei der Rodung des Bruning. 

Anm. Böttcher (ſ. unter Quellen) nennt ein untergegangenes 
Dorf Brüninghauſen als zum Kirchſpiel Roden gehörig, wird 
aber wohl Brünigerode meinen, das 1494 wüſt war. Die Be⸗ 
wohner ſollen nach Bemerode gezogen ſein. 

Buchholz. Groß⸗ und Klein⸗Buchholz. 1079 Bocholte. 
Grow. af. und mud. holt, Gehölz. Beſtw. boc ahd. burhha 
mud. boke, Buche. 

Siedelung am oder im Buchengehölz. 

Burg. 1274 Gernandesburg. Grdw. ahd. burg, Burg bzw. 
Schutz⸗ oder Bergeort. Beſtw. PN Gernand. 

Zu der Burg des Gernand. 

Büterode. 1480. Wüſtung ſüdlich Kirchrode, und zwar jo 
belegen, daß nur ein urkundlich oft erwähntes Hainholz beide 
Dörfer trennte. Grdw. rode (ſ. o.), Rodung. Beſtw. büte = 
ahd. piota, Opferaltar, Tempel. 

Bei der Rodung für eine Opferſtätte. 

Anm. Obwohl die meiſten, jetzt wüſten, Rodungsdörfer um 
Kirchrode und Bemerode mit einem PN gebildet jmd, trifft 
das hier nicht zu, was ja auch der fehlende Genitiv beweiſt. 
Die gegebene Deutung wird durch die Lage des Ortes beſtätigt; 
denn ein Hainholz diente durchweg religiöſen Zwecken. Übrigens 
würde bei Siedelungen in Waldgegenden zuerſt eine Malſtatt 
gerodet, um von vornherein außer der Gerichts⸗ und Opfer⸗ 
ſtätte auch einen Zufluchtsort für die tote und lebende Habe 
in Zeiten der Not und Gefahr zu wiſſen. Um dieſen Ort noch 
beſonders zu ſichern, legte man ihn möglichſt an unzugänglichen 
Stellen an (auf Bergen, im Dickicht, Moor und Sumpf). Vergl. 
unter Kirchdorf und Kirchrode, ſowie auch zu „büte“ die Orter 
Pye (ehedem Piun, Pythe) am „heiligen“ Piesberg bei Os⸗ 
nabrück und Pedel am Kreienborn bei Seeſen, wo ebenfalls eine 
heilige Stätte war. 

Cananohe. Urkundliche Formen fehlen. Dafür gibt uns 
ein Grenzpunkt der Diözeſe Hildesheim, der im 10. Jahrhundert 
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als Kananbrug genannt wird, einen Anhalt zur Erklärung des 
Namens, wobei allerdings als feſtſtehend eine benachbarte Lage 
angenommen werden muß. In Kananbrug ijt das Grdw. brug 
— anb. bruggia, ahd. brucka, Brücke, und das Beſtw. Kanan 
— lat. cama, Schilf, Röhricht; die Deutung demnach Brücke 
über den Schilfrohrbach. Cananohe ijt dann mit Grow. ohe, 
mund. ouwe = waſſerreiches Land, ſoviel wie 

bei dem Land am Schilfrohr oder Siedelung am Schilf⸗ 

rohrland. 


Anm. Dieſe Erklärung bedingt eine Auseinanderſetzung mit 
anderen Deutungen: Kahnbach, Burg des Kano oder Kaning 
und Schweinebruch. Kahnbach iſt Volksetymologie und damit 
erledigt. Burg des Kano oder Kaning gründet ſich auf eine Ver⸗ 
ſchreibung des Grdw. brug in burg, die ſich in einer ſpäteren 
Urkunde (vom Jahre 1013) findet, wozu dann ein PN, ber 
zudem noch nicht einmal urkundlich belegt werden kann, geſucht 
wurde. Zu Schweinebruch kam man, indem das Grdw. brug 
= Bruch und das Beſtw. fanan als kan, junger Eber, genom: 
men wurde. Beides iſt irrtümlich. Bruch iſt ahd. bruch, mud. 
brok oder broc, aber niemals brug. Eine Verſchreibung kann 
hier nicht angenommen werden, da in derſelben Urkunde neben 
der Kananbrug das Iſundebrok (1013 Iſinnebroc) erſcheint. 
Übrigens weiſt auch 1013 die Schreibung burg für brug darauf 
hin, daß ein Bruch nicht gemeint Ft. Kan junger Eber ijt 
niederdeutſch und geht wohl auf Kempe zurück. Im ahd. und 
mud. ijt das Wort kaum gebräuchlich geweſen, da es nicht 
nachzuweiſen iſt. 


Ein früherer Forſcher nimmt für die Kananbrug die heu⸗ 
tige Beßrieder Brücke weſtlich Langenhagen, ſüdöſtlich von 
Cananohe, ohne jedoch einen anderen Grund dafür zu nennen, 
als das Vorhandenſein der Brücke. Die Annahme wird zu⸗ 
treffen; denn Riede iſt Waſſerlauf, kleiner Bach im engeren 
Sinne. Beſtw. Bek ijt mund. beſe aus einem Stamme biuſa 
und bedeutet ahd. bije, Binſe. Beßriede alſo Binſenbach, was 
ſich mit Schilfrohrbach ſinngemäß deckt. Dann ijt auch Beß⸗ 
rieder Brücke gleich Kananbrug. Die gegebene Erklärung findet 
Unterſtützung in dem bibliſchen Kana (am Schilfrohr) und in 
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bem römiſchen Cannae (Schilfrohrheim). Desgleichen deuten 
ſich damit die verſchiedenen „Kannenbrüche“ (bei Coesfeld in 
Weſtfalen, Vaaſen in Holland, Crumſees an der Elbe) und das 
„Kannenmeer“ bei Emsbüren im Kreiſe Lingen beſſer als 
Schilfrohrbrüche bzw. Schilfrohrmeer, denn als Schweinebrüche 
uſw., wenn fie nicht gar zum Teil von nb. fen — Kien ſoviel 
wie Tannenbrüche ſind. f 

Coldingen. 1298 Koldincgen. Grdw. ano. ingen, dän. 

eng, Wieſe. Beſtw. kold — abb. chalt, kalt. 

Bei den kalten Wieſen. 
Anm. Kalt iſt im Sinne des heutigen „ſauer“ genommem. 
Saure Wieſen ergeben nicht |o gutes Futter wie ſüße. 

Vergl. 1330: 1 Wiſch, die „Coldege“ genannt, vor Laatzen. 
Eine Zeit lang führte der Ort den Namen Lauenburg (1559 
„Toldingen, welches nun die Lawenburg genannt iſt“). In der 
Regel führen die Forſcher das Beſtw. lauen auf „Löwe“, zum 
Teil auch auf „Lieb“ und „Laub“ zurück. Bei einigen Ortern 
mag die Ableitung zutreffen. Sonſt liegt doch wohl das mud. 
love, Laube, zugrunde. Die urſprüngliche Bedeutung dieſes 
Wortes iſt Gericht; denn Lovenſtede (1392 wird eine ſolche in 
Wunſtorf genannt) iſt Gerichtsſtätte. Vermutlich iſt das Wort 
in ſeiner Bedeutung eine Erinnerung an die Malſtätten und 
Gerichtsbäume (Linden, Buchen, Eichen), deren Laub die Ding⸗ 
ſtätten beſchattete. Daher rührt auch wohl das Wort Gerichts⸗ 
laube, daher ſtammen die Logen⸗ oder Lugenſteine (alter Ge⸗ 
richtsplatz z. B. in Verden an der Aller) und der Ort Lauen⸗ 
ſtein am Ith, wo ebenfalls eine Gerichtsſtatt war. Auch Col⸗ 
dingen war der Sitz eines Gerichts und Amtes. Vergl. auch 
unter Godshorn (Anm.) und unter Hannover zu Lauenrode. 

Davenſtedt. 1022 Dauenſtide. Grdw. ſtide (ſ. o.), Stätte. 
Beſtw. PN Davo. | 

Bei ber Stätte des Dano. 

Degerſen. 1185 de Thancwordeſſen; 1216 Danquardeſſen. 
Grow. jen (ſ. o.), abgeſchl. huſen, haufen. Beſtw. PN Thankmar. 

Zu den Häuſern des Thankmar. 

Detbergerode. 1321 Debberode. Wüſtung ſüdlich Wülfe⸗ 
rode. Eine Wieſe, der „Debberoder Kirchhof“, gehört an die 
Pfarre in Kirchrode. Der Ort war 1483 ſchon wüſt. Die Feld⸗ 
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mark wird pon Wülferode und Grasdorf aus beackert, wohin 
demnach die Bewohner verzogen ſein werden. Grdw. rode 
(ſ. o.), Rodung. Beſtw. PN Datebert. 

Bei der Rodung des Datebert. 

Deveſſe. 1183 Deveſſe. Grdw. ſe (i. o.), abgeſchl. huſen. 
Beſtw. PN Davo. | 

Zu ben Häufern bes Davo. 

Ditterf:. 1208 Ditriche. Grdw. ride = ahd. ridi, aj. rii, 
Herrſchaftsgebiet, Reich, im engeren Sinne auch Bezirk, Gebiet. 
Beſtw. dit abb. thiud, Volk, aber auch Gefolgſchaft (Diet) 
eines Führers, die umherziehend neue Wohnplätze ſuchte. 

Wohnplatz einer Diet. 

Anm. Eine Diet war 30 Mann ſtark, wobei wohl nur die 
wehrhaften Männer gezählt wurden. Vergl. Dietfurt, Dett⸗ 
furt = Volksfurt und Dietwege (1354 „van dem detweghe“ 
am Lindener Berge), aus denen durch Entſtellung Diebswege 
geworden ſind. 

Döhren. 896 Thurnithi. Grdw. ahd. ithi (ſ. o.), Wald⸗ 
und Heidegegend. Beſtw. thurn — aj. thorn, ahd. born, Dorn⸗ 
ſtrauch, der oft zur Umzäunung eines Ortes diente. 

Bei dem dornenumhegten Orte oder Siedelung auf der 
Dornenheide. | 

Döteberg. 1106 Diudinbergh, 1185 Thiutebergen, 1211 
Dütteberg. Grdw. berg, bergen in der Bedeutung von Um: 
hegung, bergen oder geſchützter Ort. Beſtw. thiute = got. 
thiuda, af. thiodan, eine Schar von 30 Mann (eine Diet!). 

Bei dem Schutzort (Wohnort) einer Schar. 

Anm. Förſtemann⸗ Jellinghaus (ſ. unter Quellen) ſtellen den 
Namen zu ahd. diozan, ag]. thiotan, rauſchen bzw. laut tönen, 
wonach bie Deutung „bei dem rauſchenden (Wald⸗) Berg“ ſein 
müßte. Aber der in Frage kommende Berg hat ſchon ſeinen 
Namen: „Linnenberg“ (aus ahd. hlina, Hügellehne, iſt ſomit 
als „Hügelberg“ eine Doppelbenennung. Doch ſoll wohl nur 
die geringe Erhebung des Berges gekennzeichnet werden). 
„Rauſchende Waldberge“ und Ortſchaften daran hat es ſchon 
früher ſehr viele gegeben; warum ſollte dann nur unjer Döte 
berg als einzigſter Ort danach genannt ſein? 

Vergl. auch unter Ditterke und Harenberg. 
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Bemertt werden mag nod, dak vor einigen Jahrzehnten 
ein Forſcher allen Ernſtes bie Anſicht vertrat, daß in die Nähe 
Dötebergs der Schauplatz der Teutoburger Schlacht zu ver⸗ 
legen ſei. 

Drothe. 996 Trotte; ſpäter Thrate, Throte, Trato, Drota, 
Trozze und Drothen. Wüſtung bei Coldingen an der Leine, wo 
früher noch die Flurnamen Drother Buſch, Hanen Drothe und 
Lucks Drothe bekannt waren. Das einſtämmige Wort wird von 
Förſtemann (ſ. unter Quellen) zu ahd. drozza, Kehle, geſtellt; 
allerdings bleibt der Grund dunkel. Überzeugend jedoch führt 
Weiß (ſ. unter Quellen) aus, daß ano. droth eine ziehende 
Shar bedeutet, in dem Stamm druth ober droz deshalb der 
Begriff des Ziehens bzw. Treibens liegen muß. Da droz über⸗ 
dies meiſt in Beziehung zum Waſſer ſteht, gibt Weiß die Er⸗ 
klärung „Viehtrift“, was hier der Lage nach zutreffen kann. 

Drothe alſo Siedelung bei einer Viehtrift am Waſſer. 

Dunau. 1599 Dunaw. Da ältere Formen fehlen, bleibt 
die Deutung offen. Sicher ijt nur bas Grdw. aw — mb. ouwe, 
Aue bzw. waſſerreiches Land. (In der Nähe fließt die Möſeke 
= Musbefe, Sumpfbach, vorüber.) Das Beſtw. dun kann die 
Abkürzung eines hier nicht feſtzuſtellenden Wortes ſein, oder 
es geht auf felt. bun, aj. tun, ahd. zun, Flechtzaun, verall⸗ 
gemeinert eingezäunter Platz, zurück. Das könnte früher für 
das ganz abgeſondert liegende Erbgut zutreffend geweſen ſein. 

Dungerden. 1265. Wüſtung weſtlich von Limmer. Die 
Lage, die zwiſchen Davenſtedt und Ahlem angenommen wird, 
ift unſicher. Grdw. en iſt wahrſcheinlich völlig abgeſchl. huſen 
(ſ. o.), hauſen. Beſtw. PN Dungrad. 

Zu den Häuſern des Dungrad. 

Anm. Eine andere Deutung, die der Lage im Hügelgelände 
entſpricht, ergibt ſich, wenn als Beſtw. ahd. dung, kleiner 
Hügel, genommen wird. Grow. en müßte dann abgeſchl. 
Heim ſein. 

Ebbinghauſen. 1216 Ebbinghehuſen. So hieß früher der 
nordöſtliche Teil von Bantorf, worin das Dorf im 17. Jahr⸗ 
hundert aufgegangen ijt. Grow. huſen (ſ. o.), haufen. Beſtw. 
PN Ebbo. 

Zu den Häuſern des Ebbo. 
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Ebbinghauſen. Wüſtung zwiſchen Ohlendorf und Arnum. 
1226 Ebbingehuſen. Deutung wie vorſtehend: 

Zu den Häuſern bes Ebbo. 

Da die Feldmark von Ohlendorf aus bebaut wird, werden 
die Bewohner des Dorfes dahin gezogen ſein. 

Ederde. 1236 de Eckere; 1360 (Edere. Grdw. ere iſt nicht 
die bekannte mnd. Endung, ſondern ara, ein altgermanijdes 
Wort für Fluß bzw. fließendes Gewäſſer. Beſtw. ed — ahd. 
ekka, Ecke, Winkel, hier Krümmung oder Knie, welches die 
Aue bildet. 

Siedelung an der Bachkrümmung. 

Anm. Im 13. Jahrhundert liegt Eekeren bei Antwerpen an 
ber Ekerna, dem „kniebogenförmig umfaſſenden“ Bach. (H. Pott: 
meyer.) 

Edingerode. Wüſtung im öſtlichen Teil des Laatzener 
Holzes (Aſtbrok). 1325 Eddingerode. Grdw. rode (|. o.), Ro: 
dung, Beſtw. PN Edunc. 

Bei der Rodung des Edunk. 

Der Ort war 1449 ſchon wüſt. Die Bewohner zogen nach 
Laatzen. 

Egeſtorf. 1216 Hedeſtorpe; 1231 Eſedeſtorpe. Grdw. torp 
(ſ. o.), Dorf, Beſtw. PN Eſo. 

Bei dem Dorf des Eſo. 

Elzenhauſen. Siehe unter Eſſelerhof. 

Emmer. Wüſtung im Stadtgebiet Hannovers, wo fetzt die 
Straße „Am Emmer Berge“ liegt. 1183 Embere. Grdw. 
bere — abb. bera, bas ſich in Flußnamen findet, al[o auf 
Waſſer zu beziehen ijt. Beſtw. — nb. em, Wieſe, oder emme, 
hochliegende Fläche. Da die Leine urſprünglich unmittelbar am 
Emmerberge ihr Flußbett oder zum mindeſten einen Arm hatte, 
wird die Deutung ſein: 

Siedelung auf hochliegender Flur am Waſſer. 

Anm. Der Ort war 1439 wüſt: „ein woſte borp.. .. gebeten 
Embre“. Schon um 990 wird ein Ort Embergoſſole bzw. Em⸗ 
brinaſole genannt. Die Lage iſt nicht feſtgeſtellt, doch wird ſie 
im Regierungsbezirk Hannover geſucht. Sollte der Ort nicht 
unſer Emmer ſein? Goſſole von gus deutet auch auf Waſſer hin. 
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Emfingborftel. 1332 Emeſingheborſtle. Grow. borſtel ijt 
aus zwei Wörtern entſtanden, aus ahd. ſtal — Ruheort, mud. 
= Wohnort, und and. bur Bauerſchaft oder Dorf; es be⸗ 
zeichnet alſo allgemein den Platz einer Bauerſchaft. Beſtw. 
PN Amſing. 

Zu der Bauerſchaft des Amſing. 

Anm. Die Wüſtung Emſingborſtel lag in der Nähe des eben⸗ 
falls wüſten Ortes Schöneworth, vermutlich auf der Stätte des 
Vorortes Hainholz. Die Lage des ſonſt unauffindbaren Ortes, 
der bisher nur in einer Urkunde von 1340 erſchien, beſtimmt 
eine Urkundenabſchrift des Stadtarchives Hannover (Mittei⸗ 
lung Dr. Leonhardt): „. . . . to dem Schonenvorde unde minen 
hof darjulves unde alle de Kothen unde alle bat lanth dat 
dar tho horth unde den tegenden over de ghanſen marke tho 
deme Schonenvorde bat to Emeſingheborſtle het... .“. 

Empelde. 841 Amplidi. Grdw. ibi— ithi (ſ. o.), Heide⸗ 
und Waldgegend. Beſtw. an. ampli, ahd. ampulla, gebogen, 
trichterförmig (von Gruben). 

Siedelung auf der Erdgrubenheide. 

Anm. Solche Erdgruben ſollen noch zu Menſchengedenken in der 
Empelder Flur vorhanden geweſen ſein. Weiß (ſ. unter Quellen) 
nimmt an, daß ſich im Salzbergſattel unter der Erdoberfläche 
durch Auslaugen Hohlräume bildeten und die Erddecke nachſtürzte. 

Engelboſtel. 1196 Hendelingeburſtelle. Grdw. burſtelle 
(f. o.), Platz einer Bauerſchaft. Beſtw. PN Engelo. 

Zu der Bur bes Engelo. 

Erder. Wüſtung an der Leine zwiſchen Limmer und Linden. 
1022 Erttere und Herthere, ſpäter Erdere. Grow. bere, ere, 
vom altgermaniſchen Wort ara, Fluß, fließendes Waſſer. 
Beſtw. ert — aj. orb, ahd. ort, Landſpitze oder Landwinkel. 

Siedelung auf einer Landſpitze (zwiſchen Waſſerläufen). 
Anm. Erder lag in dem Landwinkel, den die Föſſe mit der 
Leine bildet, und zwar da, wo heute das Lindener Schlacht⸗ 
haus ſteht. Förſtemann⸗ Jellinghaus (ſ. unter Quellen) ſtellen 
den Namen irrtümlich zu ahd. erda, Erde, Lehmerde. 

Erichshof. Bei Everloh. Neugründung, die nach einem 
PN. benannt iſt. 
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Efedingehufen. 1330. Wüſtung zwiſchen Ederde unb Kirch⸗ 
dorf, wahrſcheinlich öſtlich bes Vorwerks Uhlenbruch. Grow. 
huſen (ſ. o.) haufen. Beſtw. PN Ezhard. 

Zu den Häuſern des Ezhard. 

Eſſelerhof. Südlich Landringhauſen liegt das Eſſelerfeld, 
auf welches in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ein 
Freiherr Langwerth von Simmern zu Wichtringhauſen ſeinen 
Landringhäuſer Hof zurückverlegte und nach der Feldlage be⸗ 
nannte. Die Feldlage zeigt den Ort des wüſten Elzenhuſen 
(1266) an. Grdw. Hufen (f. o.), haufen. Beſtw. PN Elizo. 

Zu den Häuſern des Elizo. 

Die Feldmark wird von Nordgoltern und Landringhauſen 
aus bebaut, wohin die letzten Bewohner zogen. 

Everloh. Ewerlaen; 1239 Euerlo. Grdw. laen, lo — abb. 
und mud. loh, lichtes Gehölz, in dem geweidet werden kann. 
Beſtw. ever ahd. ebar, anb. evur, Eber, allgemein Schwein. 

Siedelung bei einem Gehölz, wo Schweine zur Maſt ge⸗ 

trieben werden können. 

Evershorſt. 1368 Everdeshorſt. Grow. horſt (ſ. o.), Ge 
ſtrüpp eines ehemaligen Waldes. Beſtw. PN Evert. 

Bei der Horſt des Evert. 

Eveſtorf. 1252 Everdeſtorpe; Everardeſtorpe. Grdw. torp 
(ſ. o.), Dorf. Beſtw. PN Evert oder Eberhard. 

Bei dem Dorfe des Evert oder Eberhard. . 

Franzburg. Bei Gehrden. Erbaut im Anfange bes 17. 
Jahrhunderts von Franz von Reden und von dieſem nach ſich 
benannt. 

Gehrden. Gerdinun, 1153 Gerdene. Grdw. afr. mun, ene 
üt Wohnung, Hofmark. Beſtw. gerd — ahd. gart, aj. gard, 
Garten, urſprünglich aber Gehege bzw. die umhegte Malſtatt. 

Siedelung bei der Malſtatt. 

Anm. Auf die Malſtatt weiſen, abgeſehen von der Erwähnung 
des Gerichts 1353 und der Dingbuche 1359, verſchiedene Feld⸗ 
lagen hin: der hillige Kamp, achter dem Recht und Wulfwinkel. 
Den Vorfahren war die Malſtatt heilig. Daher der Name 
„hillig“ (vergl. unter Kirchrode). Recht iſt Gericht oder Ge⸗ 
richtsſtätte, wie auch Wulf — Wolf den Haken am Galgen und 
dieſen ſelbſt bezeichnet. Wulfwinkel iſt alſo Galgenwinkel. 
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Die meiſten Orts⸗ und Flurnamen auf Wulf haben nichts 
mit dem Wolf (canis lupus) zu tun. Wenn ſie nicht mit einem 
PN gebildet find, ſtehen fie durchweg zu einer Gerichtsſtätte 
oder zu dem, was mit der Rechtspflege zuſammenhängt, in 
Beziehung. So weiſen auch die althannoverſchen Straßen⸗ 
namen „im großen und kleinen Wulfeshorn“ auf die Galgen⸗ 
ſtätte hin, die dort geweſen ſein mag, ehe die Ortslage in die 
Stadtmauer einbezogen wurde. Hernach ſtand der Galgen be- 
kanntlich im Steintorfelde. Der Henker aber wohnte im kleinen 
Wulfeshorne. 


Würde der Ortsname Gerdinum in ger und dinum ge— 
trennt, jo wäre bas Grdw. binum = felt. dun, latiniſiert dunum, 
Zaun, und bezeichnete dann einen „eingezäunten Platz, eine von 
Paliſaden oder Wällen eingeſchloſſene Burg, meiſt auf einer 
Erhöhung gelegen“, ähnelte alſo dem Worte gard. Nun iſt 
zwar oberhalb des Ortes auf dem Burgberg eine „Burg“ 
bezeugt, doch darf man dieſe nicht im landläufigen Sinne als 
feſtes Haus nehmen, da fic wie bie Bennigſer Burg im Deiſter 
nur eine uralte von Wällen umgebene Zufluchtsſtätte der Vor⸗ 
fahren war. Das Beſtw. ger iſt mud. gere, Landſpitze, aber 
nur im Hinblick auf die Form, nicht der Höhe nach. Die ſomit 
mögliche zweite Deutung Gehrdens als „Siedelung bei einer 
hochgelegenen Burg“ könnte bei freier Erklärung dem Grow. 
nach zutreffen, dem Beſtw. nach aber nicht. 


Georgsplatz. Im Deiſter belegen. Ehemaliges Jagdſchloß 
des Königs Georg V. von Hannover und nach dieſem benannt. 


Godshorn. 1225 Gutereshorn; 1320 Gotteshorn. Grdw. 
ahd., af. und fr. horn, Ecke, Spitze, Winkel. Es kommt in 
Orts-, Berge und Waldnamen oft vor; im Süden Deutſchlands 
mehr in Bergnamen, im Norden mehr in Waldnamen: auf dem 
Horn bei Pattenſen (auf kleiner Erhebung; alter Gerichtsort!), 
Rundeshorn bei Brelingen (Grenzforſt) und andere. Beſtw. 
Guteres bzw. Gottes wird in bequemer Weiſe auf einen PN 
Gauter bezogen. Mehr Berechtigung aber hat die Ableitung 
von gudo, gubio — heidniſcher Prieſter, und die Annahme einer 
heiligen Stätte. Die Bedeutung iſt dann: 

Siedelung bei einer heiligen oder Opfer⸗Stätte. 
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Anm. Unterſtützt wird dieſe Erklärung durch das frühere Vor⸗ 
handenſein eines heiligen Baumes, der zwiſchen Schulenburg 
und Godshorn auf der um 1740 bezeugten Feldlage „bei dem 
heiligen Baum“ geſtanden hat. 

Zu beachten iſt ferner, daß ſich ehemals von Vahrenwald 
an bis über Godshorn hinaus ber „Lawenwald“ eritredte, 
den wir nach dem, was zu [amen oder lauen unter Golbingen 
geſagt iſt, nicht mehr als Löwenwald zu erklären brauchen, 
ſondern als einen Wald, wo eine heilige Malſtatt war. 

Zu einer gleichen Deutung Godshorns, wie die oben ge⸗ 
gebene, kommt man, wenn man berückſichtigt, daß das an⸗ 
lautende G eigentlich ein latiniſiertes 9B üt, daß allo Gottes⸗ 
horn ſoviel wie Wodes⸗ oder Wodanshorn iſt, wie Godesberg 
und Godesſtein nur Wodesberg und Wodesſtein ſind. Bei 
einem Godesberg (12. Jahrhundert), jetzt Wohnort des Gottes⸗ 
meiers zu Gottesberge bei Dorndorf in Weſtfalen, ſteht feſt, 
daß der namengebende Hügel eine alte Kultſtätte war. 

Goltern. Groß⸗ und Nord⸗Goltern. 1160 Golturne; 1192 
Golthorne; Kercgolteren; Nortgolteren. Grdw. mhd. turn, mnb. 
torn, ahd. turri, lat. turris, Turm. Beſtw. gol = ahd. gul, 
mud. gole, feuchte Niederung, die nd. auch Gehle oder Gähle heißt. 

Bei dem Schutzturm an einer Gehle. 

Anm. Zu dem Begriff Gehle gehört ein Waſſerlauf, der die 
Niederung durchfließt. Das trifft hier zu, da Goltern ſowohl 
an der Südaue, als auch am Mühlenbach liegt und beider Zu⸗ 
ſammenfluß die feuchte Niederung bildet. 

Bei Goltern ging der von Minden kommende „Helweg vor 
dem Santforde“ vorüber. Der Turm hatte offenbar den be⸗ 
nachbarten Heerſtraßenteil zu ſchützen. Ob er aber, wie ein Lokal⸗ 
forſcher will (Nr. 202 des Hannoverſchen Anzeigers vom 
29. Auguſt 1925), auf die Römer zurückgeht, iſt nicht erwieſen, 
doch auch nicht unmöglich; denn es iſt immerhin bemerkenswert, 
daß ein adeliges Geſchlecht von Goltern als Wappenſchild einen 
römiſchen Feſtungsturm mit gezinnten Plattformen führte. 

Weiß (ſ. unter Quellen) will in dem Stamme gol (auch 
gel, gil, col) einen Begriff finden, der irgendwie zu einer 
Grenze in Beziehung ſteht. Die Ortslage ſpricht jedoch mehr 
für die gegebene Deutung. 
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Göre. Gakeshuſen; 1266 Gokeſſe. Grow. Hufen (f. o.), 
hauſen. Beſtw. PN Gogo. 

Zu den Häuſern des Gogo. 

Grasdorf. 1235 Graveſtorp. Grdw. torp (ſ. o.), Dorf. 
Beſtw. PN Grawo. 

Bei dem Dorfe des Grawo. 

Gümmer. ca. 1220 Gummere, ſpäter Gombher. Trotz der 
ſpäteren Form Gombher ijf an einen PN Gomber nicht zu 
denken; denn das b ijt als Übergangslaut nur eingeſchoben und 
der Name nur als Ganzes zu betrachten. Der Name wird zurück⸗ 
gehen auf die altgermaniſche Göttin „Gambara“, die Göttin 
der Markgenoſſen, der Gemarchen (aus ahd. gamarcho). Im 
übertragenen Sinne iſt Gambara das Gebiet der Göttin ſelbſt, 
die Almende. Danach iſt Gümmer: 

Siedelung der Markgenoſſen (bei ihrer Almende). 
Anm. Das Gebiet der Gambara war die gemeine Mark, vor 
allem Sumpf⸗ und Wieſenland, wo fie als Mar ober Nacht⸗ 
mar ihr ſpukhaftes Weſen trieb. Die walloniſche Bezeichnung 
marke weiſt klar darauf hin. Däniſch heißt ſie mare, nieder⸗ 
ländiſch nagtmerrie, engliſch nightmare, oſtfrieſiſch mire, bei den 
Romanen caudjemar von altfranzöſiſch caucher — preffen. Eng⸗ 
liſch mire und isländiſch myrr iſt Sumpf, das Gebiet der Mar. 

Die Gambara, wie ſie bei den Langobarden genannt 
wurde, erſcheint in der chriſtlichen Religion als hl. Kümmernis. 
In der Schweiz und Vorarlberg heißt ſie hl. Gommera oder 
Kumerie, in Frankreich Rombre. In Südrußland verehrte man 
die Cimeris. In Aegypten kannte man die Kombre, in Indien 
die „Bergfrau“ Kumara. Dorthin brachten ſie urgermaniſche 
Stämme (der Nachweis davon würde hier zu weit führen). 
Für uns genügt es zu wiſſen, daß Ortsnamen, die auf die 
Gambara uſw. zurückgehen, überall da zu finden ſind, wohin 
die Langobarden und ihre ehemaligen Nachbarn, die Vandalen, 
auf ihren Wanderungen kamen. Gummern bei Lüchow, Gom⸗ 
mern bei Magdeburg, die Gumma bei Lüneburg liegen im 
Wohngebiete der Langobarden, ähnlich lautende Orter in der 
Mark, andere in Schleſien, Sachſen (Gommern), und in der 
Tſchecho⸗Slowakei, alſo in Ländern, die ſie um 500 n. Chr. 
durchzogen. In Kärnten, wo ſich die Langobarden vorerſt 
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niederließen, liegt Gummern, in Tirol Gummer und in Steier⸗ 
mark der Berg Gamanara, ber als „Gemeindeberg“, als Al- 
mende erklärt wird. In der benachbarten Schweiz findet jid) 
Gomario, und endlich gibt es in Italien, dem letzten Wohn⸗ 
ſitz der Langobarden, eine Anzahl Orts- und Bergnamen, die 
denſelben Wortſtamm haben. Ebenſo häufig vorkommende in 
Spanien werden auf die Vandalen zurückzuführen ſein. Die in 
den alten Wohnſitzen verbliebenen Langobarden verſchmolzen 
ſich mit den Sachſen, wovon unſer Gümmer ein Zeugnis ſein 
mag. 

Hainhaus. Alte Formen fehlen, doch weiſt das Grow. 
haus, ahd., aſ. und afri. hus, auf ein einzelnes Gehöft hin, 
das nad) dem Beſtw. hain = mnb. hagen mit einem Zaun oder 
Dorngebüſch umhegt war. 

Bei der umhegten Wohnſtätte. 

Hainholz. 1318 Heynholt. Grdw. aſ., afri. und mud. 
holt, Gehölz. Beſtw. heyn ahd. und and. hagan, Dom: 
ſtrauch bezw. übertragen Zaun. Später trat dazu die Bedeu⸗ 
tung des Hegens, die Ausübung des Hagerechtes. Danach wäre 
Hainholz eine Siedelung bei einem Hageholze. 

Bedenkt man aber, daß unſere Vorfahren ihre Götter an 
Quellen, auf Bergen oder in Wäldern verehrten, daß ſie dieſe 
heiligen Stätten mit einem Hein (Zaun) umfriedigten, ſo iſt 
ein Hainholz ein Holz, das einen heiligen Ort barg, und die 
Deutung des Wortes ijt: 

Siedelung bei einem heiligen Hain. 

Vergl. auch unter Büterode und Kirchrode. 

Hannover. 11. Jahrhundert: vicus Honovere (miracula 
sancti Bernwardi). ca. 1150 Hanobruinborgar (Reiſebeſchrei⸗ 
bung des Abtes Nicolaus von Island, der 1159 ſtarb). ca. 1150 
Hanöfra (Saxo Grammaticus Historia Danica). 1163 Sano- 
pere. Später zumeiſt Honovere. 

Mit der Namensdeutung haben ſich Volk und Forſcher oft 
beſchäftigt. Volksetymologie iſt die Ableitung von „Hol over“ 
— „Hol über", womit an Fährſtellen noch heute der Fährmann 
gerufen wird. Auf Saxo Grammatikus geht zurück, daß ein 
ſächſiſcher Edler (nicht däniſcher, wie Dr. Ulrich — Bilder aus 
Hannovers Vergangenheit — will) Hanefo die Stadt ge⸗ 
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gründet und nach jid) benannt habe. Grupen (|. unter Quellen) 
erwähnt u. a. das Zurückgreifen auf einen Hoger be Ripen 
(Hoger over) und kommt damit ſchon der heutigen Annahme 
nahe, daß der Name Hannover von einem „hohen Ufer“ her⸗ 
komme. Derſelben Anſicht iſt Dr. Ulrich und auch Dr. Schuch⸗ 
hardt, der in der Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für Nieder⸗ 
ſachſen 1903 eine tiefgründige Unterſuchung über den „Ur⸗ 
ſprung der Stadt Hannover“ veröffentlicht hat. 

Schuchhardt kommt in ſeiner Abhandlung zum Schluß: 
„der Hof, der Wirtſchaftshof, iſt bei uns in Sachſen der Keim 
alles Siedelungs⸗ und Befeſtigungsweſens. Schon die alte 
Volksburg iſt nicht zu denken ohne den Hof, auf dem der Herr 
wohnt, der über die Burg und die ganze Umgegend gebietet. 
An den Hof ſchließen ſich ſchon früh verſchiedene Anſiedler 
und bilden eine villa, ein Dorf. Dann gebiert der Hof die 
Dynaſtenburg als eine kleinere und feſtere Wohnſtätte des 
Adels für unruhige Zeiten, und die Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
treibenden, um den alten Hof oder am Fuße der Burg grup⸗ 
piert, ſichern ihre Anſiedlung ebenfalls durch eine Befeſtigung 
(Stadt, civitas). 

Als Dynaſtenburg, alſo als Sitz eines adeligen Geſchlech⸗ 
tes, ſieht Schuchhardt die Burg Lauenrode an, die auf dem 
Berg in der Neuſtadt lag, bis ſie 1371 zerſtört wurde. Den zu⸗ 
gehörigen Wirtſchaftshof, ber alfo ber Burggründung vorauf— 
ging, findet er in dem St. Gallen- Hof, der zwiſchen Burg⸗ 
und Knochenhauerſtraße dort lag, wo im 17. Jahrhundert das 
Ballhaus als Feſthaus errichtet wurde. 

Die um den Wirtſchaftshof entſtandene Siedelung ſoll 
nun nach ihrer Lage an einem „hohen Ufer“ benannt ſein. 
Schuchhardt findet dieſes am rechten Leineufer als Steilhang 
einer alten Düne. Dieſer Steilhang iſt nach Dr. Leonhardts 
Unterſuchungen (Hannoverſcher Anzeiger vom 9. Oktober 1928) 
aber nur eine Aufſchüttung an dem urſprünglich ganz allmählich 
anſteigenden Uferland. Leonhardt ſchließt daraus, daß, wenn 
Hannover ſeinen Namen nach einem hohen Ufer habe, dieſes an 
anderer Stelle zu ſuchen ſei, vielleicht im Abfall des Lauenröder 
Burgberges, auf deſſen nördlichem Teil, dem Brühl, und jen⸗ 
ſeits des nicht urſprünglichen Leinelaufes, auf dem Santforde 


(außerhalb des ehemaligen Steintores), er in Kotſtellen 
mehrerer Adelsgeſchlechter, die 1314/15 größten Teils abge⸗ 
brochen wurden, das alte Dorf Hannover annimmt. 

Für den Sprachforſcher bleibt als Kernpunkt der Schuch⸗ 
hardtſchen und Leonhardtſchen Forſchungen nur der Hof, aus 
dem Hannover entſtand, deſſen Beſitzer und Bewohner Gebieter 
über die Umgegend war. Das kann in älteſter Zeit nur der 
Hundgraf, der Führer einer Hundertſchaft geweſen ſein. Deſſen 
Allod, Wohnſitz und Land, hieß Hundhof oder auch Honhof 
(Feldmann, ſ. unter Quellen), und aus dieſer Bezeichnung wird 
der Name Hannover entitanden fein. 

Das Wort ijt alſo nicht zu trennen in han bzw. hon= 
hoch und opere = Ufer, ſondern in honhof bzw. hon⸗ of mit 
Endung ere. Der Fortfall des h von hof iſt nicht auffällig, 
ſondern liegt in der Sprachentwickelung, ebenſo die Verwand⸗ 
lung des Schluß⸗f in „v“, die immer dann geſchah, wenn 
durch Flexion oder durch Hinzutreten einer Endung das „f“ 
aufhört, Schlußlaut zu ſein (A. Lübben, Mittelniederdeutſche 
Grammatik). Danach bedeutet Hannover: 

„zu dem Honhof oder zu den Honhöfen, d. i. zum Wohn⸗ 

ſitz des Hundgrafen“. 

Anm. Daß der namengebende Honhof am Fluſſe oder doch in 
nächſter Nähe eines ſolchen lag, iſt charakteriſtiſch für die erſten 
Siedelungen, denen das Waſſer eben Verkehrsweg war. Und 
daß dabei nicht gerade in ſumpfiger Niederung, ſondern auf 
möglichſt hochwaſſerfreier Stelle gebaut wurde, iſt natürlich. 
Namengebend war in alter Zeit ſolche Lage nicht; denn ſonſt 
müßten ſehr viele Orter danach benannt ſein. Deshalb ſind 
auch die von Dr. Ulrich und Dr. Schuchhardt herangezogenen 
Ortſchaften Hohen⸗ und Neddenaverbergen (oberhalb Verden 
an der Aller), ſowie Hohenover ſüdlich Ahlen an der Lippe und 
der Hügel „up'n Hanover“ bei Haltern an der Lippe nicht be 
weiskräftig. Hohen⸗ und Neddenaverbergen ſcheiden ſchon des⸗ 
halb aus, weil jie urſprünglich nur Overbergen (1231) hießen; 
die Unterſcheidung trat erſt ſpäter hinzu. Auch die Lage anderer 
gleich⸗ oder ähnlich lautender Orter beweiſt, daß ihr Name von 
einem hohen Ufer nicht herkommen kann. So finden wir ſchon 
1250 Honovere (jetzt Groß⸗ und Klein⸗Hanödver bei Berne im 
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Oldenburgiſchen an der Einmündung der Olde in bie Weſer), 
das vollkommen im Flachlande der Weſermarſch liegt und 
heute durch Deiche geſchützt iſt. Der Hahnöferſand in der Elbe, 
zum Kreis Pork gehörig, muß ebenfalls durch Deiche gegen 
Überflutungen geſichert werden. Zwei Höfe Hannöver in der 
Bauerſchaft Hagſtedt (Oldenburg) liegen auch im Flachlande 
und nicht an einem Gewäſſer. Der Weiler Hanober im Kreiſe 
Waldburg (Württemberg) ſteht auf einer von Wald umgebenen 
Hochebene und hat in der Nähe weder Fluß noch Bach. Die 
Wüſtung Honovere up dem Hunetfelde (1257) im Kreiſe 
Lingen wird zwar einmal auch Overhus genannt. Doch gibt 
dieſe Bezeichnung die Lage allgemein als nur charakteriſtiſch 
für dieſen Ort im Gegenſatz zu anders gelegenen Wohnſitzen an. 
Bezeichnend iſt geradezu der Hinweis: up dem Hunetfelde, das 
iſt das Hundfeld, das Gebiet der Hundertſchaft. Es hätte eigent⸗ 
lich nur dieſes einen Namens bedurft, um die oben gegebene 
Deutung des Wortes Hannover ausreichend zu ſtützen. 

Wir faſſen zuſammen: wo Ortſchaften in alter Zeit den 
Namen Hon⸗ bzw. Hanovere haben, ſind ſie auf einen Honhof, 
den Hof des Hundgrafen zurückzuführen. Wo die Benennung 
erſt ſpäter auftritt (Hohenaverbergen, Hohenufer, Hohenufer⸗ 
mühlen), wird die Lage namengebend geweſen ſein. Für 
unſere Stadt trifft der erſte Fall zu. 

Neben dem Wirtſchaftshof entſtand auf dem Grund und 
Boden der von ihm abhängigen Lehnsmannen ein Dorf 
(vicus), neben beiden auf dem urſprünglichen Ackerlande des 
Wirtſchaftshofes der Markt, ber jid) zur Stadt (civitas), 
entwickelte, ſich aber infolge der Einſchließung durch ad⸗ 
liges Lehnsgut lange Zeit nicht ausdehnen konnte. Erſt als 
nach und nach das letztere in den Beſitz der Ratsgeſchlechter 
gekommen war, wurde es mit ſogenannten Gartenleuten be⸗ 
ſiedelt, die ſich zu eigenen Gartengemeinſchaften zuſammen⸗ 
ſchloſſen. Man unterſchied Steintor⸗ oder Langenhagener⸗ und 
Aegidientor⸗Gartengemeinde. Nach Schleifung der Befeſtigungs⸗ 
werke wurden die Gartengemeinden in Ortſchaften aufgeteilt, 
die 1829 in der Steintorgemeinde nun hießen: Königsworth, 
Schloßwende, Nordfeld, Fernrode, Vorort, Oſtwende, Büters⸗ 
worth und Weſtwende. Die Aegidientorgartengemeinde um⸗ 
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faßte Kirchwende, Bult, Kleefeld, Heidorn, Tiefenriede und 
Emmerberg. 1843 wurden alle zu einer Vorſtadt Hannover zu⸗ 
ſammengefaßt und 1859 mit der Stadt vereinigt (Dr. Jürgens, 
Hannoverſches Adreßbuch von 1925). Seitdem leben dieſe 
Namen zumeiſt noch in Straßenbenennungen fort. 

Außer dieſen Vorortgemeinden war aus dem Reſt des 
alten Dorfes auf dem Brühl unb den Lauenröder Burgmamen⸗ 
höfen das Dorf Neuſtadt vor Hannover entſtanden, bas 1717 
zur Landſtadt erhoben, 1824 der Altſtadt als Calenberger Neu⸗ 
ſtadt angegliedert wurde. Auf ihrem Weidelande und dem 
geſchleiften Feſtungsgelände bildeten jid) die Vororte Glockſee 
und Ohe, die 1843 unter erſterem Namen vereinigt, erſt 1871 
der Stadt einverleibt wurden. 

Noch ein Wort über die Burg Lauenrode. Dieſe wird 1215 
zuerſt als „Lewenroth“, hernach öfter als Lewenrode genannt, 
wobei ein Pomerium, ein Baumgarten lag, der die Stätte des 
höchſten Gerichts der Grafſchaft Lauenrode war (ca. 1350: 
„Vor unſen hogeſten Gerichte nempliken uppe dem Bomgarten 
vor Lauenrode“. Grupen S. 189). Vergleicht man dazu, was oben 
unter Coldingen, das eine zeitlang Lawenburg hieß, geſagt iſt 
zur Ableitung des Wortes „lauen“, ſo erkennt man, daß die 
Burg Lauenrode ihren Namen von einer ausgerodeten Ge⸗ 
richtsſtätte hatte, bzw. bei einer ſolcher erbaut war. 


Harenberg. 1220 Horenberge; 1304 orberghen. Grdw. 
berge bezieht ſich nicht auf die Erhöhungen (Linnenberg, Heiſter⸗ 
berg, Mönchsberg), zwiſchen denen der Ort liegt, ſondern hat die 
Bedeutung von bergen, ſchützen bzw. Schutzort (vergl. Döte⸗ 
berg). Sonſt würde der Name, wenn das Beſtw. Doren = mnb. 
hare genommen wird, eine Doppelbenennung ſein, denn hare 
iſt ausgedehnte Anhöhe und enthält ſchon den Begriff einer 
Erhebung (vergl. Haarrauch — Höhenrauch). Horen kann aber 
auch zu ahd. hari, afr. here, Heer oder Schar, geſtellt werden. 
Danach ſind als Deutungen möglich: 

1. Schutz- oder Wohnort bei ausgedehnter Anhöhe; 

2. Wohnort einer Schar. 

Für die erſte Erklärung ſpricht die Lage (Heiſterberg), für die 
zweite die nahen und ähnlich gedeuteten Ortſchaften Döteberg 
und Ditterke. 
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Harkenbleck. 1178 Herkenblite; ſpäter Herkenblede, ver⸗ 
einzelt auch Erkenflete. Grdw. blite, blede, flete ahd. flethan, 
flechten (einer Hürde). Beſtw. PN Haric oder Herico. 

Bei der Hürde des Harik oder Heriko. 

Anm. Das Grdw. bled von ahd. blite — Freude abzuleiten, 
wie es wohl geſchieht, iſt abwegig. Die Umwandlung ging von 
flethan über flete zu blede (blite), bzw. über flec oder flic zu 
nd. bleck. 

Seitlingen. 1186 Hetlage. Grdw. lege = weit]. lage, freie 
ober offene Fläche zwiſchen Wald. Beſtw. Det — got. haithi, 
mud. Debe, Heide. 

Siedelung auf freier mit Heide bewachſener Fläche. 
Anm. Wenn nachgewieſen werden kann, daß Heitlingen weſent⸗ 
lich älter iſt, als ſeine erſte urkundliche Erwähnung vermuten 
läßt, muß die Deutung „zu der Malſtatt auf der Heide“ ſein, 
denn lage iſt eine der urſprünglichen Bezeichnungen für die Ding⸗ 
ſtätte. Der Begriff iſt ſpäter verallgemeinert, hat aber als 
Weſentliches die freie, offene Fläche (der Malſtatt) behalten 
(vergl. Tigislehe); lingen aus lage iſt eine ſpätere und falſche 
Umbildung. 

Helmeringhauſen. 1216 Helmerchingehuſen. Wüſtung zwi⸗ 
ſchen Egeſtorf und Redderſe. Das „Helmerfeld“ zeigt die Lage 
an. Grdw. huſen (ſ. o.), hauſen. Beſtw. PN Helmerich. 

Zu den Häuſern des Helmerich. 

Der Ort wurde 1516 in der Stiftsfehde wüſt. Die Be⸗ 
wohner zogen nach Egeſtorf. 

Hemmingen. 1124 Hemmege; 1304 Hemmie major. Grdw. 
ege, ige S abgeſchl. ahd. ingen, das hier patronpmijd) iit. 
Beſtw. PN Hemmo. 

Wohnort des Hemmo. 

Anm. Die Bezeichnung Hemmie major let ein Klein⸗Hem⸗ 
mingen voraus, das auch 1304 als Hemmie minor und ſpäter 
als Nedern Heymge oder lutgen Hemmge erſcheint. Es lag 
unterhalb des heutigen Hemmingen an der alten Leine. 

Herdinghauſen. 1055 Herdingehuſen. Wüſtung zwiſchen 
Winninghauſen und Nordgoltern, da, wo das Hartjehäuſer Feld 
liegt. Grdw. huſen (f. o.), hauſen. Beſtw. PN Herting. 

Zu den Häuſern des Herting. 
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Das Dorffeld gehört teils nach Winninghauſen, teils nad 
Barſinghauſen, auf welche Ortſchaften ſich bie Bewohner ver: 
teilt haben. Die Meier bauten ſich auf der Feldlage Olenhof 
(alten Hof) in Barſinghauſen um etwa 1500 an. Dieſer „alte 
Hof“ ſoll der Urſprung Barſinghauſens geweſen ſein. 


Herrenhauſen. 1022 Hageringehuſen. Grow. Hufen (ſ. o.), 
hauſen. Beſtw. PN Hoger mit genitiviſchem ing, das ben Be⸗ 
griff des Beſitzens verſtärkt. 

Zu den Häuſern des Hoger. 


Heſphof. 1359 Heſphope. Auch hierin möchte Stedler 
(ſ. unter Quellen und vergl. unter Baſthof) einen wüſten Hof 
ſehen, der beim „Baſthof“ gelegen haben ſoll. Aus der grund⸗ 
legenden Urkunde geht aber klar hervor, daß nur ein Gehölz, 
beſſer ein Buchengeſtrüpp (von ag]. hos, mittellateiniſch heiſa, 
nd. hees), gemeint iſt, in dem niemand roden noch ſäen ſoll: 
„Auch ſo ſoll niemand roden noch ſäen: Unter den Schiren 
Eken (Grenzzeichen), als in dem Wygenlo und in dem Baſthope 
und dem Alerſtrane, in dem Zinthope, in dem Heſphope, noch 
nirgend unter den ſchiren eken, de to deſſer vorbenomden Red⸗ 
deſſer marke horet“. 

Hiddeſtorf. 9. Jahrhundert Hiddikeſtorpe. 1033 Brunhilde⸗ 
ſtorpe. Grdw. torp (f. o.), Dorf. Beſtw. PR Hiddikin. 

Bei dem Dorf des Hiddikin. 

Brunhildesdorf ijt verſchrieben Brunhiddesdorf. Brun weiſt 
auf einen Mann hin, dem derzeit der Ort überſchrieben wurde. 

Hohenboftel. 1106 Hoenburftel. Grow. burſtel = buriſtalda 
(f. o.), Platz einer Bauerſchaft. Beſtw. hoen = got. hauhs, abb. 
hoh, hoch. 

Zu der hochgelegenen Bauerſchaft. 

Holtenſen. 1243? Holthuſen. Grow. huſen (f. o.), haufen. 
Beſtw. aſ. und mud. holt, Gehölz. 

Zu den Häuſern am oder im Gehölz. 

Huckelem. 1162 Huchelem. Wüſtung hart an der Oſtſeite 
des Weſterholzes vorm Deiſter. Die Feldlage „Huckefeld“ wird 
von Degerſen aus bebaut. Grow. em —abgeſchl. heim (1. o.), 
Heim. Beſtw. huchel — abb. hukil aus Huf, Hügel. 

Zu dem Hügelheim. 
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Hufen. 1234 Hufen. Wüſtung ſüdlich Wennigſen am Hülſen⸗ 
brink. Flurbezeichnungen jmd „Häuſer Bruch“ im Deiſter unb 
„das lütge Heuſer⸗ oder Hüſerfeld“, das jetzt zu Argeſtorf und 
Wennigſen gehört. Der Name enthält nur das Grdw. huſen 
(I. o.), Haufen im Dativ pluralis. ! 

Zu den Häufern. 


Ihme. 1124 Himmenenen und Himene; 1314 Pmene. Der 
Ort hat ſeinen Namen von dem Bache Ihme, der unweit vor⸗ 
über[lieBt. Grdw. ene tjt ana, eine bekannte germaniſche En⸗ 
dung für Flußnamen, bzw. für fließende Gewäſſer. Beſtw. 
himmen, him, ym, iſt (zum Teil mit vorgeſchlagenem h) ahd. 
imbi, mhd. imme, Biene. 

Siedelung am Bienenbache. 


Anm. Namengebend ſind wohl wilde Bienen geweſen, die den 
erſten Siedlern aufgefallen ſein werden. Andere wollen den 
Bach mit „der Eilende“ erklären. Das trifft für die Ihme aber 
nur zu, wenn ſie durch Regengüſſe oder Schneeſchmelze erheb⸗ 
lich angeſchwollen iſt; und nur gelegentliche Eigenſchaften ſind 
doch kaum namengebend geweſen. 


Kaltenweide. Der Ort iſt urkundlich nicht belegt. Der 
Name bedeutet ähnlich wie Coldingen: 
bei den kalten (ſauren) Weiden. 


Kiebitzkrug. Neugründung, die ſich ſelbſt erklärt. 


Kirchdorf. 892 Chiridorp. Grow. dorp (jf. o.), Dorf. 
Beſtw. chiri — ahd. kirihha; and. kirika; mud. kerke, Kirche. 
Doch iſt die heutige Bedeutung dieſes Wortes (gottesdienſtliches 
Gebäude) nicht die urſprüngliche. Es iſt abgeleitet von ahd., 
al. hring, Ring, womit in älteſter germaniſcher Zeit der Um⸗ 
kreis der Malſtatt um den heiligen Baum bezeichnet wurde. 
Den heiligen Ring ſchlug ein weißes Roß mit den Hinterhufen. 
Später ging der Begriff Ring auf die Malſtatt ſelbſt über. 

Dorf bei einer Malſtatt. 

Anm. Die Herkunft des Wortes Kirche war von jeher ſtrittig, 
felbjt Luther nennt es ein „blindes, undeutliches“. Aber nach 
dem bequemen Rezept „ex oriente lux“ mußten die Griechen 
herhalten, um die Deutung zu ermöglichen, und da die bei 
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ihnen gebräuchliche Benennung ber Kirche mit Eklleſia nicht 
wohl paßte, leitete man es von Kyriakon, Herrenhaus oder 
ſchlichtweg Haus, ab. 

In Mittelfranken heißt die Kirche noch heute Kering oder 
firing, d. i. ahd. ze hringe = im Kreiſe (der Malſtatt). 
Vergl. auch Kringel und Krengel = ringförmiges Gebäck und 
beachte, daß nur die germaniſchen Völker das Wort Kirche 
haben, die romaniſchen dagegen Ableitungen vom griechiſchen 
Ekkleſia. 

Da bei der Gründung der erſten Gotteshäuſer im alten 
Germanenlande dieſe mit Vorliebe auf den Stätten heidniſcher 
Anbetung erbaut wurden, wird es verſtändlich, daß der Name 
der Stätte auch auf das Haus überging und ſomit aus der 
Malſtatt, dem Ringe, die Kiring, Chiri, Kirche wurde. Daß dies 
auch bei Kirchdorf geſchah, beweiſt noch eine Bemerkung Sted⸗ 
lers (ſ. unter Quellen). Danach hat Chiridorp hart unter den 
vier Linden zwiſchen Barſinghauſen und Egeſtorf gelegen an der 
weſtlichen Ecke des „Krieterholzes“, das vordem Chiritheren, 
d. i. zum Ringbaum, hieß. Etwas unterhalb dieſes Holzes 
wurde das Gotteshaus erbaut, bei dem dann Kirchdorf entſtand. 


Kirchrode. 1221 Rohden; 1339 Kerkrode. Der Name be⸗ 
deutet urſprünglich nur 

zu der Rodung. 

Anm. Zu beachten iſt aber, daß die erſte Rodung nicht für einen 
oder von einem Siedler vorgenommen wurde, ſondern zur 
Gründung eines Gotteshauſes, das man derzeit ſchon allgemein 
Kirche nannte. Demnach bedeutet die ſpätere und heutige Be⸗ 
nennung des Ortes: 

Rodungsort mit einer Kirche. 

Es iit anzunehmen, daß die erſte Kirche auf einer alt: 
germaniſchen Kultſtätte erbaut iſt; denn die Rodung geſchah in 
einem Hainholze (ſ. oben Büterode und Hainholz), deſſen letzten 
Bäume erſt um 1850 bei der Verkoppelung der Feldmark ge⸗ 
ſchlagen worden ſind. Neben dem Gotteshaus wird ſpäter der 
Ort entſtanden ſein, der dann, als er das Kirchlein umgab, 
ſtatt einfach Rohden nun Kirchrode benannt wurde. Böttcher 
(|. unter Quellen) möchte einen mehrmals genannten Ort „Bis— 
copesroth — 1022 — oder Biskopiustorpe Roden — 1295 — 
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für Kirchrode nehmen, ohne jedoch einen anderen Beweis zu 
haben, als die allerdings wahrſcheinliche Annahme, daß ein 
Hildesheimer Biſchof (Bernward) Stifter geweſen ſei. 

Kirchwehren. 1096 Wegerderen; 1121 Wechertheren; 1185 
Wagyrthe und Wachirche. In Wegerderen iſt das Grdw. deren 
(theren) — ahd. und got. triu, agſ. treow, afr. tre, Baum, 
hier Bäume. Beſtw. ijt nicht etwa ein PM des Stammes wag 
oder ahd. wec, Weg bzw. ahd. wike, agſ. wice, nd. wietſche, 
Rüſter oder Ulme, ſondern ahd. und aj. wih, ag). wig, weg = 
geweihte Stätte. In Wagyrthe oder Wachirche iſt das Grdw. 
gyrthe bzw. chirche die Ableitung von ahd. und aſ. hring, Ring 
(vergl. fSird)bor[!), und das Beſtw. wa — ano. ve, got, veihs, 
ahd. wih, heilig. Beide Namensformen ſind alſo ſinngleich: 

1. bei den geweihten Bäumen (auf der Malſtatt) und 

2. zu dem heiligen Ring (Malſtatt). 

Anm. Die Silbe kerk (Kirche) trat erſt nach Erbauung des 
Gotteshauſes zu dem Ortsnamen und verdoppelte deſſen Be⸗ 
deutung. 

Kotenſen. 1300 Kotenhuſen. Wüſtung zwiſchen Weetzen 
und Sorſum. Die Feldmark (Kotenſer Feld, Kötenſer Wieſen) 
erſtreckte ſich dem Dorfe Vörie gegenüber bis an die Landwehr⸗ 
Ihme. Grdw. huſen (]. o.), haufen. Beſtw. koten ijt nicht von 
einem Perſonennamen abzuleiten, da ein ſolcher nur ſlaviſch 
(Chotin) oder oberdeutſch (mit dem Stamme Kozzi) fein könnte. 
Das Stammwort ijt vielmehr ag). cot, nb. und wfr. kot, die 
Kate, der Kotten im Sinne einer kleinen Behauſung auf aus 
der Mark herausgenommenem Landitüd. 

Zu der abgeſonderten kleinen Behauſung. 

Anm. Die Größe der ehemaligen Feldmark beweiſt, daß ſpäter 
neben der namengebenden erſten Behauſung noch andere Woh⸗ 
nungen entſtanden. 

Költingsmoor bei Engelboſtel. Neugründung, die nach 
einem PN benannt wurde. 

Körtingsdorf. Neugründung. Kolonie der Körtingſchen 
Maſchinenfabrik. 

Krähenwinkel. Iſt alt urkundlich nicht belegt. Die Be⸗ 
nennung wird ein Scherzname ſein. 
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Kronsberg. Das Gut ijt benannt nach ber Lage am Krons⸗ 
berg. Grdw. berg, Berg, Erhebung. Beſtw. frons = ahd. chra⸗ 
"ub, ag]. cran, mud. fron, Kranich. 

Zu dem Kranichberge. 


Laatzen. 1227 Lathuſen. Grdw. huſen (. o.), haufen. 
Beſtw. mud. lat, Höriger oder Unfreier. 

Zu den Häuſern der Unfreien. 
Anm. Die Laten (Knechte und Diener der Freien oder unter⸗ 
worfene Ureinwohner des Landes) hatten Land als leibeigenen 
Grundbeſitz, für das ſie ihren Herren Dienſte und Abgaben 
leiſten mußten. Daher iſt eine Lathufe ſpäter eine Zinshufe 
(zins⸗ oder abgabepflichtiges Land), die kündbar war. Darin 
glichen die Laten den ſpäter zahlreich auftretenden „Meiern“, 
die aber leibfrei waren. 


Lahe. 1341 La, womit eine Holzung zwiſchen Gr.⸗Buch⸗ 
holz und Alt⸗Warmbüchen benannt wurde. Das einſtämmige 
Grow. la geht zurück auf ahd., mind. und nd. loh, agſ. leab, 
Hain bzw. lichtes Gehölz, in dem geweidet werden kann. Der 
Graswuchs ſetzt niedrigen, wenn nicht gar ſumpfigen Boden 
voraus, was hier zutrifft. Die Siedelung hat den Waldnamen 
übernommen. 

Zu den Waldwieſen. 


Landringhauſen. 1229 Linderdingehuſen. Grdw. huſen 
(ſ. o.), haufen. Beſtw. PN Landwert. 
Zu den Häuſern bes Landwert. 


Landwehrſchänke. Dieſe ijf benannt nach der ehemaligen 
Landwehr, dem Bergfried zu der „Mortmühle“ ( Stein 
mühle), deſſen erſte Erwähnung um 1385 geſchieht. 


Langenforth. Urkundlich nicht belegt. Grdw. forth = ahd. 
furt, afr. forda, mnd. vord, Furt, hier beſſer Weg oder Damm. 
Beſtw. ahd., aj. lang, lang. 

Bei dem langen Damm. 

Dieſer Dammweg wird zur Furt im Flußgraben oder in 
der Wietze geführt haben. 


Langenhagen. 1480 Nienhagen; in nova indagine. Grdw. 
hagen — ahd. hagan, urſprünglich Zaun von Dornen, dann 
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auch eine nad) dem Hagerechte abgegrenzte Gemarkung. Beſtw. 
nien = ahd. niuwi, mud. nige, neu. 

Bei dem neuen Hagen, beſſer: bei der neuangelegten um⸗ 

hegten Gemarkung. 

Die Benennung „neuer“ Hagen beweiſt, daß der Ort nicht 
viel älter als ſeine erſte Erwähnung iſt. Wann das Beiwort 
„langen“ für neu eintrat, bleibt ungewiß. Förſtemann⸗Jelling⸗ 
haus (ſ. unter Quellen) führen um 1198 ein Langenhagen an, 
das ſie mit Fragezeichen hierher rechnen. Sollte ihre Annahme 
richtig ſein, ſo wäre die ſpätere Schreibweiſe Nienhagen unver⸗ 
ſtändlich. Einige Forſcher ſind der Meinung, daß Langenhagen, 
Iſernhagen u. a. von niederländiſchen Koloniſten angelegt ſeien. 

Langreder. 1121 Langrothere. Grdw. rothere = mnb. rote, 
Fäulnis, Sumpflache. Beſtw. lang ([. o.), lang. 

Siedelung bei langer Sumpflache. 

Lathwehren. 1315 Latwegherden. Urſprünglich jedenfalls 
ein Abbau von Kirchwehren und von derſelben Grundbedeutung 
(i. dort). Das vorgeſetzte Beiwort lat ijt mund. late, ſpäter. 

Zu der ſpäter angelegten Siedelung Wegerden. 

Der Ort wird älter ſein, als die urkundliche Erwähnung 
vermuten läßt. Die Unterſcheidung der beiden Wegerden bzw. 
ſpäteren „Wehren“ geſchah wohl erſt, als in dem älteſten Orte 
die Kirche erbaut wurde. 

Leinhauſen. Neuſiedelung; nach der Lage an der Leine 
benannt. 

Lemmie. 1216 Lemmethe und Leminethe. Grdw. etbe — 
ahd. ithi, Heide⸗ und Waldgegend. Beſtw. lemm wohl nicht von 
langobardiſch lama, Sumpf, da die Lage dagegen ſpricht, ſon⸗ 
dern von ahd. lamb, Lamm, hier im weiteren Sinne Schaf. 

Siedelung auf der Schafheide. 

Anm. Andere möchten das Beſtw. von ahd. leimo, and. lemo, 
nd. laim, Lehm ableiten. Auch das kann zutreffen, wenn Lehm 
für fruchtbare Erde genommen wird, obwohl dann bas Grdw. 
eigentlich gegenſätzliche Bedeutung hat. 

Lenthe. 1055 Lente. Grdw. te = abgeſchl. itbi (ſ. o.), 
Heide⸗ und Waldgegend. Beſtw. len — al. hlinon, lehnen, bzw. 
ahd. lina, lena, Berglehne. 

Siedelung am Waldhange. 
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Anm. Förſtemann⸗Jellinghaus (ſ. unter Quellen) ftellen den 
Ort zum Wortſtamm lend, in welchem ſie die Bezeichnung für 
eine ihnen allerdings unbekannte Baumart vermuten. Die 
Lage des Ortes am Hange des Benther Berges ſpricht jedoch 
für die gegebene Deutung. 


Letter. 1178 Lettere. Das Grdw. ere iſt das Wurzelwort 
für fließendes Gewäſſer (ara) und nicht die bekannte mud. 
Endung. Beſtw. lett mhd. letze, mud. lettinge, Grenzwehr, 
von aſ. lettian, aufhalten. 

Bei der Grenzwehr (Schutzturm) am Waſſer. 

Um 1387 wird ein Bergfried der Stadt Hannover un⸗ 
mittelbar vor dem Orte liegend bezeugt. Vielleicht trat dieſer 
an die Stelle eines älteren Schutzturmes. Den Namen Letter 
zu lith, Berghang, zu ſtellen, wie Förſtemann will, iſt der 
Ortslage nach verfehlt. 


Leveſte. 1225 Leueſthe. Grdw. the = abgeſchl. ithi (s. o.), 
Heide⸗ und Waldgegend. Beſtw. leues ahd. hleo, aj. hlewe, 
got. hlaiv, agſ. hlaev, Grabhügel. 

Siedelung bei der Grabhügel⸗Heide⸗ oder Waldgegend. 


Limmer. 1022 Lumbere; 1122 Limbere und Lembere; 1190 
Limberg. Grdw. bere iſt hier abgeſchl. berge, Berg, Beſtw. lum, 
lem, lim = mnb. lem, Lehm oder Ton, eigentlich Leim mit dem 
Grundbegriff der klebrigen Maſſe; alſo klebrige Erde, Kalk. 

Zu den Kalkbergen. 


Anm. Alte Kalkſteinbrüche ſind in der Nähe. — Den Namen 
mit Lindenberg zu erklären, wie es geſchieht, iſt falſch; denn die 
Formen lem oder lum ſind nicht von linde abzuleiten. 


Linden. 1016 Lindem, 1098 Linden; Lindhem. Grdw. em, 
en, hem = abgeſchl. heim (ſ. o.), Heim. Beſtw. lind ahd. und 
and. linda, Linde. 

Zu dem Lindenheim. 

Bei Linden war eine uralte Gerichtsſtätte des Marſtem⸗ 
gaues. Demnach wird der Schluß berechtigt ſein, daß die 
Gerichtslinde und nicht allgemein ein Lindenwald namen⸗ 
gebend war. 


== 1338 — 


Linderte. 1120 Lindhard. Grdw. ahd. hard, mhd. hart, 
Bergwald, der hier nach dem Beſtw. lind, ahd. linda, Linde, 
aus Linden beſtand. 

Siedelung bei mit Linden bewachſener Höhe. 

Anm. Vermutlich war dieſe Anhöhe die Gerichtsſtätte, die in 
einer Urkunde des Biſchofs Siegward von Minden (geſtorben 
1140) erwähnt wird: in pago Merſtemen, in loco Lindard, 
in mallo Widekindi de Sualenberg, d. h. im Marſtemgau, 
im Orte Lindard, im Gerichte des Widekind von Schwalenberg. 

Lift. 1304 Liſt. Der Name des früheren Dorfes beſteht nur 
aus dem einſtämmigen Grdw. liſt — abb. und ano. lijta, 
Streifen bzw. Kante, wohl beſſer Rand oder Grenze. 

Siedelung am Waldrand. 

Anm. Nördlich des Dorfes Liſt lag hart an der Grenze des 
Gaues Oſtfalen das „Liſt Holtz“, das noch 1529 erwähnt wird 
und mit ſeinem Namen klar auf die Grenze hinweiſt. Von dieſer 
Waldung, die ſich wohl bis nahe an das Dorf Liſt erſtreckte, 
hat dasſelbe ſeinen Namen erhalten, nicht aber von der Lage 
unweit der Eilenriede. 

Lohnde. 1124 de Lone; 1200 Lon, Loin. Der Name geht 
nicht etwa auf die Leine zurück, ſondern auf ahd. lone, laune 
— Niederung, auch Abzugsgraben und Knüppeldamm. Welche 
Bedeutung man zu Grunde legt, bleibt ſich gleich, da ſowohl 
Abzugsgräben als auch Knüppeldämme nur in Niederungen 
Sinn und Zweck haben. 

Siedelung an einer Niederung. 

Luttringhauſen. 1226 Lutterinchuſen. Grdw. huſen (ſ. o.), 
hauſen. Beſtw. PN Luteringer. 

Zu den Häuſern des Luteringer. 


Maſpe. Urkundliche Belege fehlen. Doch geben gleich⸗ 
lautende Ortsnamen Anhalt zur Deutung. So heißt das Dorf 
Maſpe in Lippe um 1400 tom Aſpe und Maßbruch, ebenda um 
1341 tom Asbroke. Das Vorſchlagen des „m“ aus tom, zum, 
findet ſich im Mittelniederdeutſchen häufig. Demnach darf man 
Maſpe in (zu)m Aſpe zerlegen. Aſpe aber ijt Gjpenlo = Zitter⸗ 
pappelgehölz. 

Siedelung bei den Zitterpappeln (oder Eſpen). 

13 
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Anm. Derjelbe Name findet jid) bei Hannover nochmals als 
Bezeichnung für den nördlichen Teil der Seelhorſt: Aſpel. 
Maſpe als Marſch am Waſſer zu deuten, wie es geſchieht, iſt 
falſch. 

Mecklenheide. 1387 Meckelen heyde. Grdw. mnd. heide 
(unbebautes Land), Heide. Beſtw. meckelen — got. mikils, ahd. 
mikkel, mhd. michel, groß. 

Auf der großen Heide. 

Misburg. 1365 erſcheint das Mudzborger holt; 1373 Mid⸗ 
desborch; ſpäter Mosborch, Muddesborg. Grdw. borg, Burg. 
Beſtw. mudz, mos, middes, muddes — is[ünbijd) moda, mhd. 
mot, mnd. mode, Schlamm bzw. hier Sumpf. 

Zu der Burg im Sumpfe. 

Anm. Entgegen anderer Annahme, welche burg zu brok, Bruch, 
ſtellen möchte — obwohl die Flurbezeichnung „Burg“ bekannt 
iſt —, bezeugt Böttcher (ſ. unter Quellen) Reſte als Erdwälle 
in Vierecksform; er bemerkt dazu, daß Steine von Gebäuden 
nicht gefunden ſind. Die Burg iſt demnach wohl als germaniſche 
Erdburg zu denken, um in Notzeiten dem Vieh und der toten 
Habe eine Zuflucht zu bieten. Die unzugängliche Lage im 
Sumpfgelände bekräftigt die Annahme. 

Morhorſt. 1330. Wüſter Hof, der nicht weit von Alten⸗ 
horſt oder Kaltenweide gelegen hat. Grdw. horſt (ſ. o.), Ge⸗ 
ſtrüpp eines ehemaligen Waldes. Beſtw. mor ahd. muor, 
Moor. | 

Siedelung am Moor bei ehemaligem Wald. 

Möllerburg. Bei Wennigſen. Neuſiedelung nach BM be- 
nannt. 

Munzel. Groß⸗Munzel und Oſter⸗Munzel, Munuslo. 1235 
Oſtermunsle. Grdw. lo, le — Iob (ſ. o.), lichtes Gehölz. Beſtw. 
munus - ahd. mund, Mund bzw. Quelle. 

Waldſiedelung an einem Quell. 

Da ältere Nachrichten von Salzſieden in Munzel erzählen, 
geht man nicht fehl, wenn man den Quell als Salzquelle an⸗ 
ſpricht. Solche war den Germanen heilig und ſtets der Anlaß 
zu einer Siedelung. Beachtet man dies und ferner, daß ahd. 
mund auch Schutz bedeutet, ſo kann man den Ortsnamen auch 
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mit „zu dem geſchützten (bes geheiligten Quells wegen) Gehölz“ 
erklären. 

Oſtermunzel, ein früher Abbau von Groß⸗Munzel, zeigt 
in der Benennung nur die öſtliche Lage an. 

Müllingen. 1022 Mülli; 1204 Muldinke; ſpäter Mul⸗ 
dinge, Mullinghe. Grdw. ing iſt die öfter in Bergnamen auf⸗ 
tretende Endung, die aud) — wie bei PN — eine Zugehörigkeit 
ausdrücken mag. Beſtw. mull, muld iſt nicht got. mulda, ahd. 
molt, Erdhaufen, ſondern ahd. muli, Mühle. 

Zu dem Mühlenberg (der dem Mühlenbeſitzer gehört). 

Man könnte bei ing (ding iſt Verbildung) auch an eng, 
Wieſe, denken. Aber Wieſengelände iſt gerade in der Umgebung 
Müllingens und der überein gebildeten Nachbardörfer Wir⸗ 
ringen und Wehmingen weniger vorhanden; Hügelgelände 
iſt durchaus vorherrſchend. Übrigens liegt Müllingen an einem 
„Mühlenberge“, was die Deutung unterſtützt. 


Northen. 1370 Northem. Grdw. hem abgeſchl. heim 
(ſ. o.), Heim. Beſtw. nort abb. nord, nort, ano. nordr, der 
Norden. 

Zu dem nördlich gelegenen Heim. 

Northen ſteht in der Bedeutung ſeines Namens im Gegen⸗ 
ſatz zu Sorſum (ſ. o.), Südheim. Beide Orter ſetzen eine be⸗ 
deutendere Siedelung voraus, zu welcher ſie der Himmelsrich⸗ 
tung nach in Beziehung ſtehen. Das kann der Lage nach nur 
Gehrden mit ſeinem uralten Gerichtsplatz ſein. 


Ohlendorf. 1185 Aldenthorpe. Grdw. thorpe (ſ. o.), Dorf. 
Beſtw. alden — abb. alt, aj. ald, alt. 

Zu dem alten Dorfe. 

Die Benennung „altes“ Dorf ſetzt eine neuere, jedoch zu ber 
urſprünglichen in Beziehung ſtehende Siedelung voraus. Viel⸗ 
leicht hat man dieſe in der Wüſtung Ebbinghauſen (ſ. o.) zu 
ſehen, deren Feldmark jetzt zu Ohlendorf gehört. 


Pledeſtorp. 1246. Wüſtung zwiſchen Argeſtorf und Sorſum. 
Grdw. torp (ſ. o.), Dorf. Beſtw. PN Bledas. 
Zu dem Dorfe des Bledas. 
Die Feldlage „Pleſtorfer Feld“ wird von Argeſtorf aus 
bebaut. 
18* 
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Pottholtenſen. 1252 Holtenſen; 1304 Spolholthuſen. 
Grdw. jet abgeſchl. Hufen (ſ. o.), haufen. Beſtw. holt (ſ. o. 
Holtenſen), Gehölz. 

Zu den Häuſern am oder im Gehölz. 

Spolholthuſen weiſt auf das Rittergeſchlecht der Spolen 
hin, das im Dorfe begütert war. Aus Spole iſt verderbt Pott 
geworden. : 

Puttenſen. 1022 Puttenhuſen. Wüſtung im Gemeindebezirk 
der Stadt Hannover, wo öſtlich der Techniſchen Hochſchule der 
Puttenſer Berg lag und die Straße „Am Puttenſer Felde“ noch 
an ſie erinnert. Grdw. huſen (j. o.), hauſen. Beſtw. PN Botin. 

Zu den Häuſern des Botin. 

9tebberje. 1226 Redelszem; 1230 Reddeſſen. Die Grdw.⸗ 
Endung zem wird aud) fen S abgeſchl. Hufen (ſ. o.), hausen, 
fein und nicht em = abgeſchl. heim. Beſtw. PN Redig. 

Zu den Häuſern des Redig. 

Reden. 1230 Reden. Das Wort wird, entgegen anderer 
Annahme, zu mud. rede, reibe — fertigmachen, Bereitungsplaß 
(von Schiffen), zu ſtellen ſein, wozu die Lage an der „alten 
Leine“ wohl berechtigen kann. 

Siedelung bei dem Schiffs (⸗bereitungs⸗) platz. 

9tetben. 1147 Rethen. Grdw. en = abgeſchl. hem (]. o.), 
Heim. Beſtw. ret — ag]. hred, afr. rend, mud. ret, Schilf. 

Zu dem Heim am Schilf. 

Ricklingen. 1150 Rykelinge, 1342 Groten richlingen. Die 
Endung ingen iſt patronymiſch und weiſt auf die Nachkommen 
des im Beſtw. genannten Mannes Richil hin. 

Wohnort der Nachkommen des Richil. 

Anm. Großricklingen hieß der Ort zum Unterſchied von Klein⸗ 
ricklingen (1203 Lutteke Ricklinge; 1302 Riclinghe minor). 
Wüſtung über dem Ihlpohl auf dem Tönniesberge, alſo zwi⸗ 
ſchen Bornum und Ricklingen. Bedeutung wie vorher. 

Ronnenberg. 532 Runnibergun. Grdw. bergun = got. 
bairga, ahd. berg, mid. berch, Berg. Beſtw. runni = got. 
runa, geheimer Beſchluß oder ahd. rune, eingeſchnittenes Zei⸗ 
chen, übertragen auch Geheimnis und Zauber, kurz: heilig. Da 
aber den Vorfahren vor allem die Malſtatt heilig war, da ſich 
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ferner am Dingbaum das heilige, eingeritzte Malkreuz befand, 
wird rune hier auf eine Malſtatt zu beziehen ſein. | 

Siedelung bei ber Malſtatt (auf dem Berge). 

Die Dingſtätte bei Ronnenberg wird ſchon 1129 bezeugt. 
Geſchichtlich zuerſt erwähnt wird Ronnenberg als der Ort, wo 
die Franken unter Theoderich die Thüringer unter Irminfried in 
einem dreitägigen Kampfe beſiegten. 


Roloven. 1217 Roghelage; Roloye, ſpäter Roleghen. 
Grdw. lage, loye ijt weſtſächſiſch eine freie, von Wald entblößte 
Fläche. Beſtw. roghe (abgeſchwächt ro) iſt ahd. wruoge, Wroge 
oder Rüge. 

Zu bem Rügeort. 

Der Rügeort war die Malſtatt; Roloven muß dem Namen 
nach ein ſehr alter Ort ſein. Vergl. Wüſtung Roggelage bei 
Gr.⸗Varlingen im früheren Amt Wölpe, die 1217 Rugenloge 
hieß. 

Sattendorf. 1324 Tſattendorpe. Wüſtung ſüdlich Pott⸗ 
holtenſen, wo das Sattendorper Feld liegt. Grdw. dorpe (]. o.), 
Dorf. Beſtw. tjatten wohl eher zum PN Sahſin, als zu ahd. 
ſaza, mud. ſat, Stelle bzw. Niederlaſſung — von ag). facta, 
Anſäſſiger, Seßhafter. 

Zu dem Dorfe des Sahſin. 


Schöneworth. 1350 Schonevorde. Wüſtung vor Hain⸗ 
holz, wo die Straßenbenennung Schöneworth die ungefähre 
Lage angibt. Der Ortsname ijt früh entſtellt. Der Schreib⸗ 
weiſe nach müßte er „ſchöne Furt“ bedeuten. Das iſt jedoch trotz 
der Nähe der ehemaligen Strangriede ſinnlos. Das Grdw. 
wird vielmehr auf ahd. warta, Warte bzw. erhöhter Platz 
(vergl. Warf, Wurte) zurückgehen. Beſtw. ſchone iſt entſtelltes 
ahd. ſcauwe, ausſchauen bzw. übertragen Wartturm. 

Zu dem Ausſchauplatz (Wartturm). 

Anm. Vor dem Schonevorde lag bas „Schaufeld“ („UAppe dem 
Schuvelde“; vergl. auch die Schaufelder Straße). 


Schulenburg. 1282 Schulenborch. Grdw. bord) — ahd. 
burg, Burg bzw. Bergeort. Beſtw. ſchulen = ano. ſkiol, Ver⸗ 
ſteck; afr. ſkule, Bergungshütte; md. bedeutet es „ſich verſtecken“. 
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Grdw. und Beſtw. find eigentlich ſinngleich. Die Erklärung iit 
— ſtatt wie anderorts gegeben „ſich verſteckende Burg“ — nur: 
zu dem Bergeort (Verſtech . 


Seelhorft. Die kleine Siedelung ijt nach dem Walde gc 
nannt: 1483 Seelhorſt. Grdw. horſt (ſ. o.), Geſtrüpp eines ehe⸗ 
maligen Waldes, der hier aber wieder zu einem Wald heran⸗ 
wuchs. Beſtw. ſeel iſt entſtanden aus ahd. ſedal, Sitz, und zwar 
eines Herrn. Sein Beſitztum war der Sedelhof (Sadelhof, 
Sattel⸗, Sal⸗ bzw. Seelhof). Dabei lag zumeiſt abgeſondert 

aus der gemeinen Mark das Salland oder ein Gehölz (fal, 

ſel), wo die Gottheit verehrt wurde. Danach iſt Seelhorſt: 
abgeſonderter Wald, wo vielleicht die Gottheit verehrt 
wurde. 


Anm. Der durchweg ſumpfige Boden der Seelhorſt iſt kein 
Grund, ſeel von ahd. ſalha, Salweide, abzuleiten. Die Unzu⸗ 
gänglichkeit des Ortes war den Altvordern für ihre heiligen 
und heimlichen Stätten eher lieb als hindernd, ſo daß ſie ſolche 
Plätze bevorzugten. 


Seelze. 1160 Seleſſen. Grow. fen = abgeſchl. Hufen (1. o.), 
hauſen. Beſtw. jeles = PN Salo. 
Zu den Häuſern des Salo. 


Salſeken. 1185. Alte, jetzt wüſte Gerichtsſtätte bei Seelze. 
Grow. efen (f. o.), Eichen. Beſtw. ſals, wie oben (ſ. Seelhorſt) 
zu ſal, ſel, dem Gottesdienſt dienend, abgeſondert bzw. heilig. 

Zu den heiligen Eichen (der Gerichtsſtätte). 


Sieberinghauſen. 1353 Siberinghuſen. Wüſtung vor dem 
Weſterholze am Deiſter bei Wennigſen und Degerſen (nach Ege— 
ſtorf zu). Grdw. huſen (T. o.), hauſen. Beſtw. PN Gebert. 

Zu den Häuſern des Sebert. 

Der Haupthof in Sieberinghauſen wurde ſpäter dem von 
Kniggeſchen Gute zu Leveſte einverleibt. - 


Sorjum. 1185 Sutherum. Grdw. um = abgefdl. heim 
(ſ. o.), Heim. Beſtw. futher — af. fub, ahd. fund, der Süden. 
Zu dem ſüdlich gelegenen Heim. 
Vergl. unter Northen. 
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Soſingerode. 1339 Zotzingerode, ſpäter verderbt Sühſe⸗ 
rode. Wüſtung nördlich am Aſpel vor der Seelhorſt. Grow. 
rode (ſ. o.), Rodung. Beſtw. PN Sahſinc. 

Zu der Rodung des Sahſink. 

Der Ort ſoll um 1483 noch geſtanden haben. Die Be- 
wohner verzogen nach Kirchrode, bis auf die von einem Hofe, 
der wüſt blieb. 

Sperſe. 1140. Später Sparſe, Sporſe, Speyrſe. Die D 
tung dieſes wüſten Ortes, der nördlich Gehrdens unter dem 
Herzberge lag, bleibt unſicher, da Grdw. und Beſtw. nicht klar 
zu ſcheiden find. Vermutlich ijt je — abgeſchl. huſen, wozu ein 
PN Sperus tritt. 

Zu den Häuſern des Sperus. 

Stamsdorf. 1320 Stammesdorpe. Wüſtung, bie öſtlich 
Hiddesdorf lag, während das „Stamsdorfer Holz“ weſtlich 
Hiddesdorf belegen war. Grdw. borp (|. o.), Dorf. Beſtw. 
ſtamm = aj. ſtamn, Geſchlecht oder Sippe. 

Zu dem Sippendorfe. 

Steder. 1181 Stider und Steder; 1216 Stedere. Wüſtung 
zwiſchen Gehrden und Leveſte bei der Feldlage „im Steer“. 
Der Herzberg (ſ. unter Sperſe) heißt auch Stederberg. Der 
Name enthält nur bas aj. ſtidi, mnb. ſtede = Stätte, d. i. ber 
Platz, wo ein Trupp ſtehen blieb und ſich ſeßhaft machte. 

Zu den Wohnſtätten. | 

Steinkrug. Neuſiedelung am Deiſter. Unterhalb eines Stein- 
bruches, ber etwa um 1825/30 dort entſtand, wurde ein Wirts- 
haus erbaut, das zum Unterſchied von dem Droſſelnkrug (För— 
ſterei mit Schankberechtigung; bei Argeſtorf und Bredenbed) 
Steinkrug genannt worden iſt. Die ſpäter errichtete Glashütte 
mit der Siedelung übernahm oder behielt den Namen. 

Stemmen. 1146 Stemne. In dem Namen iſt nur das aſ. 
ſtamn, Geſchlecht, beſſer Stammhaus, enthalten, aus dem die 
Siedelung urſprünglich beſtand. 

Bei dem Stammhaus (eines Geſchlechts). 

Steteheim. 892. Später Stedium und Stedegem. Wüſtung 
zwiſchen Leveſte und Langreder. Grdw. heim (j. o.), Heim. 
Beſtw. ſtete — ahd. ſtata, bequemer Ort, geeigneter Platz. 

Zu dem günſtig gelegenen Heim. 
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Anm. Der Ortsname wurde |páter ganz verderbt. Er erſcheint 
noch als „Stemmer Feld“, das von Leveſte aus bebaut wird. 


Stöcken. 1185 Stodim. Grdw. im = abgeſchl. heim (j. o.), 
Heim. Beſtw. ſtock = ahd. ſtoc, ano. ſtokkr, Baumſtümpfe, über⸗ 
tragen: geſchlagener Wald. 

Heim am oder im geſchlagenen Walde. 


Sundern. Vorwerk und Schäferei. 1599 Hohen Sundern. 
In dem Namen ijt nur ahd. ſuntara, lumbar = abgeſondert, 
enthalten. Zumeiſt wird das Wort auf Waldungen bezogen. 
Zu dem abgeſonderten Walde. 


Süderjen. 1304. Wüſtung am Abhange des Gehrdener 
Berges, ber in ſeinem ſüdlichen Teile danach Süerſer Berg 
heißt. Grdw. fen = abgeſchl. huſen (ſ. o.), haufen. Beſtw. 
ſüder — aj. ſud, Süden. 

Zu den ſüdlich (von Gehrden) gelegenen Häuſern. 

Die Feldmark ſoll bis zum Deiſter gereicht haben, wo ſich 
unterm Georgsplak noch der Süerſer Brink findet. Ob damit 
nicht nur eine alte Holzgerechtſame, die ohne Zuſammenhang 
mit der Gemarkung war, gemeint iſt? Auf dem ehemaligen 
Dorfplatz ſteht das Gut Franzburg (ſ. dort). 


Tigislege. 10. und 11. Jahrhundert. Ungewiß, ob damit 
ein jetzt wüſter Ort oder nur eine Feldlage gemeint iſt. Grdw. 
lege (ein zweites Mal lehe) iſt lage (ſ. o.), freie Fläche, von 
Wald entblößt. Beſtw. tigis — and. ti, tig, Verſammlungs⸗ 
und Gerichtsplatz. Dieſe Bedeutung in Verbindung mit lege 
ergibt: | 
Zu ber Malſtatt. 


Anm. Da bis heute noch jeder Anhalt über die genaue Lage 
des Grenzpunktes (der Diözeſe Hildesheim) fehlt, ijt es müßig, 
Vermutungen auszuſprechen. Nur ſoviel kann als gewiß an⸗ 
genommen werden, daß die Ortlichkeit, beſſer die Malſtätte, 
in der Nähe des alten Hannover, das heißt auf dem heutigen 
Stadtgebiet, zu ſuchen iſt. Dr. Engelke und Dr. Leonhardt 
(Hannoverſche Geſchichtsblätter 1926, pag. 131/132 und 1927, 
pag. 155) weiſen im Zuſammenhang mit einer alten Gerichts⸗ 
ſtätte der Freien vor dem Walde (Amt Ilten), die der „Roſen⸗ 
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garten" hieß und auf der Stätte des heutigen Gartenfried- 
hofes lag (Dr. Leonhardt), auf Tigislege hin. 

Twenge. Da der Ort urkundlich nicht gefunden wird, fehlen 
alte Formen. Nach der heutigen Schreibweiſe und nach der Lage 
muß es zu and. tanga, Zange im Sinne von Landzunge, beſſer 
eingeengtes, vorſpringendes Land, geſtellt werden. Doch bleibt 
die Deutung: 

Siedelung auf beſchränkter Flur 
unſicher. 

Uhlenbruch. Vorwerk von Eckerde, bas nach der in früheren 
Urkunden (16. Jahrhundert) erſcheinenden Feldlage Ulenbrok 
benannt ijt. Grdw. mud. brok — ahd. bruch, mhd. bruoch, 
Bruch. Als Beſtw. ſetzt Förſtemann (ſ. unter Quellen) ulen zu 
ahd. ul, das er für „feuchten, modrigen Diſtrikt“ nimmt. Der 
Begriff der feuchten Beſchaffenheit des Bruchlandes wird ba- 
durch noch verſtärkt. 

Zu dem naſſen, modrigen Bruchland. 

Vahrenwald. 1183 de Voranwalde; 1266 Vorenwalde. 
Grdw. ahd. und aſ. wald, Hochwald mit Unterholz. Beſtw. 
voren — aj. for, ahd. fora, got. faura, vor (davorſtehen oder 
liegen). 

Siedelung vor dem Walde. 

Wald bezieht jid) aber nicht auf die Eilenriede, wie fälſch⸗ 
lich angenommen wird, ſondern auf den Lawenwald, der un⸗ 
mittelbar nördlich des Dorfes begann und an Godshorn vorbei 
jid) bis nach Engelboſtel erſtreckte (j. unter Godshorn). 


Velber. 947 Velberch, 1230 Velbere, ſpäter durchweg Velt⸗ 
bergen). Grdw. berch (bere, berge), mnd., — ahd. berg, got. 
bairga, Berg. Beſtw. vel — abgeſchl. abb. und aj. feld, unbe⸗ 
waldete Fläche, die auch an Hügeln anſteigen kann. 

Siedelung auf unbewaldeter, anſteigender Fläche. 

Anm. R. Weiß (ſ. unter Quellen) möchte den Ort nach dem 
Grdw. bere zu fließendem Waſſer in Beziehung ſetzen. Das 
trifft der Lage nach aber nicht zu. 


Velſete. 1269 Velzedhe, 1304 Welſete, 1313 Velecede. 
Wüſtung zwiſchen Ronnenberg und Gehrden, wo vordem das 
Fehlſter Holz ſtand. Grow. edhe, ete = ithi (ſ. o.), Wald⸗ und 
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Heidegegend. Beſtw. velz, wels — fil, bas Anhöhen bedeuten 
ſoll und zu fele, das in Waldnamen vorkommt, geſtellt wird. 

Siedelung auf der Hügelheide. 

Der Lage nach trifft die Deutung zu und ſteht im Gegenſatz 
zu Empelde (f. o.), der Feldmark mit Trichtergruben. 

Die Feldmark von Velſete wird von Ronnenberg aus be⸗ 
baut, wo die Nachfahren der letzten Bewohner des Dorfes in 
der Kirche die Fehlſter Prieche hatten. 

Venreder. 860/70 Fohanreder, ſpäter Vanreder. Wüſtung 
weſtlich Langreder, wo noch die Feldlage Wienrehr bekannt iſt 
und von Langreder aus bebaut wird. Grdw. reder (ſ. o.) 
mud. rote, Fäulnis, Sumpflache. Beſtw. fohan wohl nicht zu 
abb. foha, Fuchs, — denn das gäbe keinen Sinn mit Sumpf —, 
ſondern, wie Förſtemann (ſ. Quellen) richtig vermutet, zu got. 
faws, ag]. fea, wenig. 

Siedelung bei mur kleiner, gering ausgedehnetr Sumpflache. 

Venreder und Langreder werden mit ihren Namen in be⸗ 
wußten Gegenſatz geſtellt, woraus man ſchließen darf, daß die 
Gründung des einen Ortes abhängig vom andern geſchah. 


Villiehauſen. 1329 Villingehauſen. Wüſtung nordöſtlich 
Barſinghauſen, wo in der Nähe des Vorwerks Uhlenbruch das 
zu Barſinghauſen gehörende Filliehäuſer Feld die Lage an⸗ 
zeigt. Grdw. Hufen (ſ. o.) hauſen. Beſtw. PN Filing. 

Zu den Häuſern des Filing. 


Vinnhorſt. 1397 Vynhorſt. Grdw. horſt (ſ. o.), Geſtrüpp 
eines ehemaligen Waldes. Beſtw. vyn = mnd. ven, fenne, 
das eigentlich Weideland bedeutet (vergl. das Bremer Vieland 
zwiſchen der Ochtum und der Weſer), dann aber ganz auf nie⸗ 
driges Moorland übertragen wurde. 

Siedelung bei einer Moorhorſt. 


Vörie. 1252 Vorelie, 1257 Vorlyge, 1262 Vorelage. Aber 
auch 1304 und ſpäter Vorde, Vordaghe, Vordyge, Wordighe. 
Die Verſchiedenheit im Anlaut der Grundwörter (I unb d) wird 
auf Verleſen in den Urkunden oder auf Falſchſchreiben der An⸗ 
fertiger zurückzuführen und das „l“ als der richtige Laut anzu⸗ 
nehmen fein; denn ein ahd., aj. oder mund. Wort bpge uſw. in 
Verbindung mit vor gibt es kaum, auch nicht ein dahin jid) ab- 
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wandelndes. Das Grdw. wird demnach lage (Inge, abgeſchl. lie) 
fein in der Bedeutung einer freien, von Holz entblößten Fläche 
(ſ. o.). Beſtw. vor — ahd. far, Überfahrtsſtelle. 

Zu der freigelegten Überfahrtsitelle. 

Anm. In „vor“ vorne zu ſehen und danach eine „vordere Lage“ 
als Erklärung zu geben, wie es geſchieht, iſt verfehlt. Vörie 
liegt vielmehr inmitten von ſieben anderen Dörfern, und zwar 
an der Landwehr⸗Ihme. Und dieſe letzte Tatſache berechtigt 
zu der oben gegebenen Deutung. 

Wagenzelle. 1255. Später Wagenchelle. Grdw. zelle = 
ahd. cella geht zurück auf ahd. ſedal, Sitz, und auf das davon 
abgeleitete ſal, ſel, abgeſondertes Land oder Gehölz (vergl. 
Salland), und bedeutet ſchließlich: abgegrenztes Ackerland (vergl. 
dazu Parzelle!), das als Weide benutzt wird. Beſtw. wagen zu 
PN Wagin. 

Bei dem abgegrenzten, zur Weide benutzten Ackerland des 

Wagin. 

Daß der Name auch als „Fiſcherbucht am Abhang“ (ahd. 
fella = künſtlich hergerichtete Bucht zum Fiſchen, und ahd. 
wagi, ſich neigend) erklärt wird, iſt der Lage des Ortes nach 
irrig. 

Waldhauſen. Neugründung, deren Name jid) aus ber Lage 
an der Eilenriede erklärt. 


Waldheim. Ebenfalls Neugründung. Wie Waldhauſen be— 
legen und benannt. 


Waſſel. 1183 Wasle. Grdw. le S abgeſchl. loh (ſ. o.), 
lichtes Gehölz, in dem geweidet werden kann, worauf auch das 
Beſtw. was — ahd. waſo, grasbewachſene Erdfläche, hinweiſt. 

Siedelung am oder im Gehölz mit Grasflächen. 


Weetzen. 1226 de Wezene; 1255 Wenethe; 1269 Wezendhe. 
Ordw. ethe — ahd. ede (j. o.), Heide: und Waldgegend. Beſtw. 
wezen (wen iſt abgeſchl.) erſcheint auch in den Schreibweiſen 
wetzen, weſſen, wetes, wecce, und kann nicht „weſtlich“ bedeuten, 
wie angenommen wird. Desgleichen wird ein PN zu verwerfen 
ſein, da eine Zuſammenſtellung eines ſolchen mit ede nicht ge— 
bräuchlich war, ebenſo ahd. waſo, Grasfläche, was mit ede 
keinen Sinn hat. Sicherer erſcheint die Ableitung von ahd. 
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Wörtern mit dem Grundbegriffe bes Heiligen (widu, heiliger 
Wald; with, gedrehte Bänder, Weihebänder; wih, heilig), ins⸗ 
beſondere vom Worte witum (wetum), womit die geweihte Ge⸗ 
richtsſtätte auch bezeichnet wurde, da hier „das Weten, das 
Wiſſen, die erſten Geſetze entſtanden“. Danach iſt Weetzen 

Siedelung auf der Gerichtsheide. 

Die Deutung gewinnt an Wahrſcheinlichkeit, wenn man die Lage 
des Dorfes inmitten alter Gerichtsörter (Gehrden, Ronnenberg, 
Roloven, Linderte — ſiehe bei dieſen Ortern —) beachtet. 

Wenderode. 1293. Wüſtung nördlich Bemerode an dem 
Wege nad) Kirchrode. Grdw. robe (|. o.), Rodung. Beſtw. PN 
Windo. 

Zu der Rodung des Windo. 

Der Ort, der nur aus drei Wohnſtätten beſtanden haben 
ſoll, war 1483 ſchon wüſt. Die Feldmark wird von Bemerode 
aus bebaut. 

Weningreder. 1269, auch Weningrodere. Wüſtung ſüdlich 
Linderte, wo die Flurnamen Weningreder Holz, Berg und 
Feld bekannt ſind. Grdw. wohl zu rode (ſ. o.), Rodung; denn 
die Lage des ehemaligen Ortes am Abhange des Vörierberges 
läßt rote (ſ. o.), Sumpflache, kaum zu. Beſtw. PN Wening. 

Zu der Rodung des Wening. 

Die Länderei wird teils von Linderte, teils von Pott— 
holtenſen aus bebaut. 

Wennigſen. 1188 Wenegeſſen. Grdw. jen = abgeſchl. 
huſen (ſ. o.), hauſen. Beſtw. PN Wenigo. 

Zu den Häuſern des Wenigo. 

Anm. Die „Wennigſer Mark“ iſt ein ſpäterer Abbau in der 
Gemarkung des Ortes. 

Wettbergen. 1070 Wetberga; 1185 Watberge. Grdw. 
berga, berge = berg (|. o.), Berg. Beſtw. wet, wat kann al. 
hoat, ſcharf, in Beziehung auf die Anhöhe, an welcher der Ort 
liegt, fein, oder auch mind. wat, ſeichte Stelle bzw. Sumpf, 
in Hinſicht auf das Wieſengelände am Hirtenbach, der das Dorf 
durchfließt. Von den Deutungen 

Siedelung an ſcharfrandiger Anhöhe oder 

Siedelung in der Niederung am Berge 
wird die erſte vorzuziehen ſein. 
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Anm. Die Anhöhe, bie lid) nördlich als Tönniesberg und Lin» 
denerberg fortſetzt, ſteigt bei Wettbergen tatſächlich auf kurzer 
Strecke genau 20 Meter an und bleibt in der erreichten Höhe 
(80 Meter über Normalpunkt) etwa 1½ Kilometer weit. Im 
Vergleich zu der vorgelagerten Leinemarſch iſt dies immerhin 
ſo ſehr bemerkenswert, daß es namengebend ſein konnte. 


Wewelſen. 1293 Wewelſe. Wüſtung weſtlich Herrenhauſen 
an der Leine, wo die Wewelſer Marſch die genaue Lage an⸗ 
zeigt. Grdw. je— abgeſchl. huſen (ſ. o.), hauſen. Beſtw. PN 
Wibil. 

Zu den Häuſern des Wibil. 

Der Ort erſcheint 1578 als Wüſtung. 


Wichtringhauſen. 1188 de Wichmeringhuſen. Grdw. huſen, 
hauſen. Beſtw. PN Wigmering. 
Zu den Häuſern des Wichmering. 


Wieſenau. Neugründung an dem Wieſengelände gegenüber 
der Vahrenwalder Heide, deren Name ſich ſelbſt erklärt und 
eigentlich eine Doppelbenennung iſt. 


Winninghauſen. 1246 Winnigehuſen. Grdw. huſen (|. o.), 
hauſen. Beſtw. PN Winniges. 
Zu den Häuſern des Winniges. 


Willenburg. 1124 Welekenburge. Grdw. burge (ſ. o.), 
Burg. Beſtw. PN Waleg oder Weleko. 
Zu der Burg des Waleg oder Weleko. 


Wölfel. 1234 de Wulfelde und de Wulflede; 1285 Wulf⸗ 
lebe; 1325 Wulfede. Das Grdw. ijt lebe und nicht etwa, wie 
immer angenommen wird; feld. Die Formen elde und ede 
ſind Umſtellung und Abſchleifung; lede aber iſt die jüngere Form 
des alten weft]. lage — freie, von Wald entblößte Fläche. Da bei 
den älteſten Siedelungen auf [olde Art zuerſt die Malſtatt 
angelegt wurde, bezeichnet lage die Dingſtätte auch ſelbſt. Dazu 
tritt das Beſtw. wulf verſtärkend hinzu; denn es ijt, wie oben 
unter Benthe und Gehrden ausgeführt wurde, urſprünglich der 
Wolf, der Haken am Galgen, verallgemeinert der Galgen und 
deſſen Standort ſelbſt. 

Siedelung bei der Galgenſtätte oder Gerichtsſtätte. 
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Wülferode. 1277 Wulflingerodhe. Grow. robe (f. o.), 
Rodung. Beſtw. PN Wulfing. 
Zu der Rodung bes Wulfing. 


Dienburg. 1376 Yſenborch; 1727 Eutzenburg. Jetzt wüſte 
Erdburg, die zwiſchen der Aue und der heſſiſchen Beke nördlich 
von Landringhauſen lag. Grdw. burg (|. o.), Burg bzw. 
Schutz⸗ und Bergeort. Beſtw. yſen ahd. ibis, Frau. 

Zu der Frauenburg. 

Anm. Die Burg diente in Notzeiten Frauen und Kindern als 
Zufluchtsort. Die Erdwälle, die erſt 1860 abgetragen ſind, um⸗ 
ſchloſſen zwei ungleichgroße Flächen. 

Zinthop. 1359 Zinthopen. Auch hierin wird Stedler (ſ. unter 
Quellen, und vergl. unter Baſthop und Heſphof) irren, wenn 
er an eine Siedelung denkt. Hop iſt ein kleines Gehölz. Zint 
wird kaum auf Zins, Abgabe zurückgehen, ſondern eher von 
ſente = heilig abzuleiten fein. Dann bezeichnet Zinthop ein Ge⸗ 
hölz, das religiöſen Zwecken diente. Die Lage der angeblichen 
Siedelung ſucht Stedler bei der Wennigſer Mark. 


Nachtrag. 

In der Grenzbeſchreibung der Diözeſe Hildesheim aus dem 
10. Jahrhundert werden zwiſchen Tigislege und Kananbrug 
(ſ. d.) noch die Punkte Lac Eilgereshus, Puttanpathu und 
Budanſathim genannt und wohl in der Nähe Hannovers zu 
ſuchen fein. Da aber weder über die Lage noch über die Orts- 
beſchaffenheit (ob Ort, Wald, Weg, Gewäſſer?) etwas bekannt 
iſt, bereitet die Deutung erhebliche Schwierigkeit und kann nur 
Vermutung bleiben, dennoch ſoll ſie verſucht werden. 


Lac Eilgereshus iſt ſinnlos, wenn die Trennung, wie ſie 
geſchrieben iſt, beſtehen bleiben muß; denn lac iſt Sumpf oder 
ſumpfiger Wald, auch See — der hier aber nicht vorhanden iſt. 
Die Benennung wird nur verſtändlich, wenn man ſie trennt in 
Lac Eil und Gereshus. Dann läßt ſich Lac Eil mit Wahrſchein⸗ 
lichkeit auf die Eilenriede beziehen. Gereshus bleibt zu ſuchen. 
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Puttanpathu enthält ſicher Pfad, Weg (pathu) und ver- 
mutlich Opferſtätte (von Piota; vergl. Bodeken und Büterode). 
Dann wäre Puttanpathu der heilige Pfad, der zu einer wich⸗ 
tigen Opfer⸗ oder Gerichtsſtätte führte (Tigislege?), wie ein 
ſolcher bei Eisbergen an der Weſer urkundlich bezeugt iſt. 

Budanjathim wird wohl zu ahd. ſatala = Feld und zu bod 
(piota) = Opfer zu ſtellen fein und Opferfeld bedeuten, womit 
dann das erit 1247 genannte Botfeld gleichzuſetzen wäre. 

Nach der Drucklegung der bis Zinthop gehenden Ausfüh⸗ 
rungen erſchien ein Buch „Das Geheimnis der deutſchen Orts⸗ 
namen. Von Hermann Albert Prietze“, deſſen Forſchungen die 
Möglichkeit (oder Wahrſcheinlichkeit) einiger Umdeutungen 
ergeben. 

Bredenbeck ſoll nichts mit beke — Bach zu tun haben, fon- 
dern in beck den Begriff der Malſtatt enthalten, wozu breden = 
breit, groß tritt. Die Deutung iſt dann zur großen Malſtätte. 

Coldingen und Lauenburg iſt dasſelbe; denn Coldingen 
muß zerlegt werden in Grdw. Ding = Dingſtatt und col, womit 
man eine Holz⸗ oder Steinſäule — das Wahrzeichen der Mal⸗ 
ſtatt — bezeichnete. Es wird uns nunmehr verſtändlich, wes⸗ 
halb für Coldingen auch der Name Lawenburg erſcheint. 

Herrenhauſen müßte nach der älteſten urkundlichen Schreib⸗ 
weiſe nicht mit einem P. N. gebildet ſein, ſondern bedeuten: 
Zu den Häuſern beim Hagering — bei ber umhegten Malſtatt. 

Ihme. Der namengebende Bach ſoll nichts mit Immen 
= Bienen zu tun haben, ſondern auf hem, ham = Goding, wid) 
tige Dingſtatt zurückzuführen ſein und demnach Gaugerichtsbach 
bedeuten (vergl. den Gohbach bei Verden a. d. Aller). Daß in 
der Nähe eine wichtige Malſtatt war, beweiſt eine Urkunde um 
etwa 1140, wo eine Güterübertragung ſtattfand im placitum 
des Grafen Hildebald von Roden in pago Merſtemen in occiden⸗ 
tali tipa Himene fluminis, d. h. auf der Gerichtsſtätte am weſt⸗ 
lichen Ufer der Ihme. 

Kronsberg. Ob dieſer Name zu kürn gehört und als 
Kürnberg ein Malſtattberg iſt, muß mangels alter Formen da⸗ 
hingeſtellt bleiben. Das „s“ in krons wäre dieſer Deutung jeden⸗ 
falls hinderlich. 


aa, 2OG c 


Luttringhauſen foll zu den Häuſern beim „lütten“ — kleinen 
Ringe ſein. Ob nicht doch ein P. N. zu Grunde liegt? Wahr⸗ 
ſcheinlicher könnte die Deutung 

Wichtringhauſen — zu den Häuſern beim geweihten Ring: 
fein, zumal im Orte ein altes Patrimonialgericht bezeugt wird. 

Stemmen wird als Steinheim erklärt, alſo als Heim an der 
durch einen Stein bezeichneten Gerichtsſtätte, und 

Stöden als Stockheim. Stock als Baumſtumpf verwirft 
Prietze und bezieht das Wort auf die Weidenruten, die in der 
alten Rechtspflege Stock heißen und aus denen der Strick für die 
Verbrecher gedreht wurde. Aber das früh auftretende Geſchlecht 
de Stockhem bewahrt in feinem Wappenſchild (Baumſtumpf) 
doch die Erinnerung an einen geſchlagenen Wald! 


Wettbergen wird nunmehr richtiger heißen: 
Siedelung am Berge, wo das Wiſſen (weten) gefunden wird 
(auf der Malſtatt). 
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üb erſicht über tis r.ittſck aſtlichen Virhältniſſe des Königt ich; 
Sannovet in den erſten Ta )rze ynten des 19. Ja)thunderts. 


1. Landwirtſchaft. T 


Das Königreich Hannover mar um bie Mitte bes 19. Jahr⸗ 
hunderts, in den Jahrzehnten, in denen es ſich um den Eintritt 
in den deutſchen Zollverein handelte, ebenſo wie in den voran⸗ 
gehenden Jahrhunderten vorwiegend Agrarland. Seine ge⸗ 
werbliche Produktion war wenig entwickelt. Der Bedarf an In⸗ 
duſtrieerzeugniſſen wurde durch die Einfuhr aus anderen Staaten, 
beſonders England gedeckt. Der Exporthandel des Landes, der 
faſt nur in der Ausführ ſeiner Rohſtoffe beſtehen konnte, war 
gering, da der Ertrag der Landwirtſchaft für die Bedürfniſſe 
der Bevölkerung wohl ausreichte, aber nur in einzelnen Teilen 
des Landes Überſchüſſe erzielt wurden, und auch kein über⸗ 
mäßiger Reichtum an Holz⸗ und Bodenſchätzen vorhanden war. 

Größere Bedeutung hatte der Durchfuhrhandel infolge der 
günſtigen Lage des Königreichs, das neben den Hanſeſtädten 
und Oldenburg der einzige deutſche Staat war, ber an der Nord⸗ 
ſeeküſte Anteil mit guten Häfen hatte erlangen können. 

Von ber geringen Bevölkerung des Landes, auf ein Qua- 
dratkilometer kamen etwa 45 Menſchen durchſchnittlich, war der 
größte Teil in der Landwirtſchaft tätig. 86 Prozent ber Bevöl⸗ 
kerung lebten auf dem platten Lande 1). Auch die Städte waren 


n 


Anm. PT Darſtellung liegen in der Sauptiacge zugrunde Fr. von Reden: | 
Das Königreich Hannover ſtatiſtiſch beſchrieben. 2 Bände, Hannover 1830. 
G. Marcard: Zur Beurteilung des Nationalwohlſtandes, des Handels und des 
Gewerbes im Königreich Hannover. Hannover 1836. Guſtav von Gülich: 
liber den gegenwärtigen Zuſtand des Ackerbaues, des Handels und des Gewerbes 
im Königreich Hannover. Hannover 1827. 
1) Marcard, a. a. O., S. 1. 
14 


— 210 — 


meiſt kleine Ortſchaften von wenigen taufenden Einwohnern, bie 
von Ackerbau und Viehzucht lebten. 

Die Landwirtſchaft wurde als der den Verhältniſſen des 
Landes angemeſſenſte Erwerbszweig angeſehen. In einem Be⸗ 
richt aus dem Jahre 1831 heißt es: „Das Königreich Hannover 
iſt ein ackerbautreibender Staat, die politiſche Lage, das Ver⸗ 
hältnis der Bevölkerung zum Flächenbau, die Gewohnheit, der 
nicht fehlende Abſatz an Produkten treibt die Bevölkerung dazu. 
Die beſtehende Wohlhabenheit iſt meiſt durch Grund und Boden 
erworben. Die Beſchäftigung mit dem Landbau ijt hier bie 
natürliche, ſie wird fortbeſtehen und muß vorzüglich gepflegt 
werden als unſere Hauptquelle des Erwerbs und der zu "— 
ben Reichtümer“ ). 

Die für die Landwirtſchaft ertragreichſten Gebiete waren die 
Marſchen im Norden des Königreiches, an den Ufern der Ems, 
Weſer und Elbe und an der Nordſeeküſte. Im übrigen bildete 
der Nordweſten des Landes eine teils ſandige, teils moorige 
Ebene von mäßiger Fruchtbarkeit, ebenſo die öſtlich der Weſer 
gelegene Lüneburger Heide. Der Süden des Landes zeigte 
wieder bejleres Wachstum der Ackerfrucht, beſonders in den 
Fürſtentümern Calenberg und Hildesheim, während die das 
Königreich begrenzenden Gebirge, der Harz und der Solling, 
ziemlich unfruchtbar und nur in ihren Tälern für den Acker⸗ 
bau geeignet waren. 

Von der Geſamtfläche des Landes befand ſich nur etwas 
mehr als die Hälfte in Kultur 2). Großgrundbeſitz war in Han⸗ 
nover verhältnismäßig wenig vorhanden. Von dem nutzbaren 
Grund und Boden entfielen nach der Ablöſungsordnung auf die 
freien und meierpflichtigen Bauergüter 86 Prozent, auf Ritter- 
güter 5,5 Prozent, 6 Prozent auf die Domänen. Die Beſitzver⸗ 
hältniſſe an der Geſamtfläche waren ähnlich, denn davon ge⸗ 
hörten den Bauern ebenfalls 80 Prozent, den Rittern 5 Prozent 92 


) Hann. Def. 33, a. I, 5. Bericht des Zolldirektors Hagemann vom 
4. Dez. 1831. 

) 54 % beftanb in Ackerland, Gärten, Wieſen und privaten Weiden, 
Forſten, tulturfähigem Forſtgrunde, 45% ſind auf Gemeinheiten, kultnrunfähige 
Blößen, Torfmoore, Seen und Flüſſe zu rechnen. Marcard, a. a. O., S. 3 

) Hermann Oncken, Rudolf von an ein Bee eee ume 
Stuttgart, Leipzig 1910. 2 Bde. Bd. I, ©. 40. 
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Der mittlere bäuerliche Betrieb war bie Wirtſchaftsform, 
die in Hannover vorherrſchend war. Die vorhandenen Ritter⸗ 
güter waren im Vergleich zu denen des Nordoſtens Deutſchlands 
nicht zahlreich und von geringem Umfang. Soweit größere 
Güter vorhanden waren, wurden ſie meiſt einzeln verpachtet. 
Die von den Grundherren in Eigenbewirtſchaftung genommenen 
Gebiete hatten meiſt keinen viel größeren Umfang als die Güter 
der Bauern. 

In Oſtfriesland gab es größere Wirtſchaften bis zu 200 
Morgen Land. Sonſt gehörten ſelten mehr als 100 Morgen zu 
einem landwirtſchaftlichen Betriebe, meiſtens weniger. In den 
ſüdlichen Provinzen, beſonders in Göttingen, Grubenhagen und 
auf dem Eichsfeld war der Grund und Boden vielfach zerſplittert 
und zahlreiche Kleinbetriebe vorhanden, ebenſo im Landdroſtei⸗ 
bezirk Osnabrück. Der Ertrag des Grund und Bodens reichte 
hier oft nicht für die Beſchäftigung und den Anterhalt der 
Familien aus, und ein Nebenerwerb wurde nötig 1). 

Im Laufe des 19. Jahrhunderts fand die Ablöſung der 
Bauerngüter ſtatt. Mit den Gemeinheitsteilungen hatte man be⸗ 
reits Ende des 18. Jahrhunderts begonnen. Die erſte Gemein⸗ 
heitsteilungsordnung Deutſchlands war die Lüneburgiſche vom 
25. Juni 1802, ſie diente der ſpäteren preußiſchen zum Vorbild. 
Die große Zahl der mittleren Bauerngüter erleichterte dieſe Ge⸗ 
ſetzgebung, deren Durdhfihrung einen günſtigen Einfluß auf die 
Landwirtſchaft, beſonders die Viehzucht hatte 2). 

In den landwirtſchaftlichen Betrieben war die Eigenwirt⸗ 
ſchaft üblich, und die Produktion war in erſter Linie auf die 
Deckung des eigenen Bedarfs gerichtet. Die notwendigen Ar⸗ 
beiten wurden von den Familienmitgliedern und den Knechten 
verrichtet, ebenſo wurden auch nach Möglichkeit alle Gebrauchs⸗ 
gegenſtände ſelbſt hergeſtellt und fremde Arbeitskräfte, wie 
Handwerker wenig in Anſpruch genommen. Marcard beſchreibt 
die bäuerliche Wirtſchaftsführung in den erſten Jahrzehnten des 
19. Jahrhunderts als „noch nicht durch Dazwiſchenkunft des 
Geldes und höhere Induſtrie kompliziert“. Sie unterſchied ſich 


) Gilid, a. a. O., S. 31. | 
) Wörterbuch der Volkswirtſchaft, hrsg. von Ludwig ehe. 3. Auflage 
1911. Bd. 1, S. 1011. Artikel Geme inheitsteilung (Fuchs) | 
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in den meiſten Teilen des Landes kaum von ber ber voran⸗ 
gehenden Jahrhunderte 1). 5 

Das herrſchende landwirtſchaftliche Betriebsſyſtem war in 
den meiſten Gegenden noch das der Dreifelderwirtſchaft. Mit 
der Beſtellung der Brache mit Hackfrüchten oder Futterkräutern 
hatte man ſeit Ende des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts 
begonnen. Die intenſivere Bodenbearbeitung in Form einer 
Fruchtwechſelwirtſchaft war nur in einzelnen Provinzen ſüdlich 
der Stadt Hannover und in den fruchtbarſten Gebieten der 
Lüneburger Heide üblich. Von Reden äußerte ſich über den da⸗ 
maligen Zuſtand der Bodenbewirtſchaftung: „Daneben darf 
nicht verſchwiegen werden, daß die Art der Kultur des Acker⸗ 
baues, namentlich in vielen Geeſtgegenden noch weit unter der 
Stufe tt, auf welche fie gelangen könnte“). 

Eine ſehr eigenartige und ſehr extenſive Art der Boden⸗ 
beſtellung war in den Moorgegenden üblich. Die oberſte Schicht 
des Moorbodens wurde dort im Frühling, wenn fie ausge- 
trocknet war, angezündet, abgebrannt und dann beſät, meiſt mit 
Buchweizen. Dies konnte 6—10 Jahre hindurch geſchehen, dann 
mußte der Boden 15—30 Jahre brach liegen ). 

In den fruchtbaren Marſchgegenden wurde hauptſächlich 
Viehzucht getrieben. In Oſtfriesland und dem Harlingerlande 
beſtanden 56 Prozent des Ackerlandes in Wieſen und Weiden ). 
Die Rindviehzucht und Pferdezucht Hannovers, beſonders der 
Marſchen, hatten einen guten Ruf. Letztere wurde durch die 
Regierung unterſtützt und durch die ſtaatlichen Geſtüte ſehr ge⸗ 
fördert. Sie wurde begünſtigt durch die Art der Verteilung von 
Grund und Boden und lag hauptſächlich in den Händen der 
ſpannfähigen Bauern ). 

An Getreidearten wurden in den Marſchen hauptſächlich 
Weizen und Gerſte gebaut, auch Raps und zuweilen Hanf wur⸗ 
den gezogen. In den ſüdlichen Teilen des Königreiches trat die 
Viehzucht hinter dem Getreidebau zurück. In Göttingen, 
Grubenhagen und Calenberg kamen nur 18—20 Prozent- des 


1) Marcard, a. a. O., S. 32. 

2) ) von Reden, a. a. O., Bd. 1, S. 82. 
1) Marckard a. a. O., Anhang Tab. 2. 

) Mardard, a. a. O., S. 26. 
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Kulturlandes auf Wieſen und private Weiden 1). Die Haupt- 
frucht war hier Roggen. In weniger ertragreichen Gebieten 
war der Kartoffelbau, der ſeit 1774 in Hannover allgemein ge⸗ 
worden war, von Bedeutung. Die Kartoffeln wurden häufig 
zur Brennerei verwendet. 

In den Moor- und Heidegegenden wurde Buchweizen, dt 
bet Geeſt vielfach Hafer gewonnen. Klee wurde in den ſüdlichen 
Provinzen, wo Stallfütterung üblich war, als Futterpflanze 
bevorzugt. Flachs wurde in allen Gegenden des Königreiches 
bis auf die Marſchen, deren ſchwerer Boden dafür ungeeignet 
war, gezogen. Tabak zum Verkauf wurde bei Nienburg, Nort⸗ 
heim, Hammenſtedt und auf dem Eichsfeld gebaut. Als Handels⸗ 
gewächs verlor er ſeine Bedeutung ſeit dem Beginn des 19. Jahr⸗ 
hunderts immer mehr infolge der amerikaniſchen Konkurrenz. 
Die Preiſe fielen von 10—12 Thaler während der Kontinental⸗ 
ſperre jpäter auf 5—6 Thaler 2). In ben Fürſtentümern Göt⸗ 
tingen, Grubenhagen, Calenberg, auch in Hoya⸗Diepholz war 
die Schweinezucht von Bedeutung, die ſich beſonders mit dem 
zunehmenden Anbau der Kartoffel vermehrte. 

Die Schafzucht war überall verbreitet, abgeſehen von den 
Marſchen. In den erſten drei Jahrzehnten nach 1800 hatte ſie 
ſehr zugenommen. In den erſten 17 Jahren allein ſtieg die 
Zahl der Tiere um 40 Prozent, bis 1814 hatten ſich die Herden 
ſo weit vermehrt, daß jetzt gerade, was bisher noch nicht der 
Fall geweſen war, der eigene Bedarf des Landes an Wolle 
gedeckt werden konnte. 1817— 1818 dagegen war die Wollaus⸗ 
fuhr bereits bedeutend, ſie ging faſt ausſchließlich nach England. 
In den zwanziger Jahren, die einen außergewöhnlich niedrigen 
Getreidepreis brachten, dienten die Wollpreiſe den Landwirten 
zu einem Ausgleich für ihre Verluſte aus dem Ackerbau. | 

Die kleineren Grundbeſitzer waren vielfach zu einem Neben⸗ 
erwerb gezwungen. Beſonders im Landdroſteibezirk Osnabrück 
war der Grund und Boden ſoweit aufgeteilt, daß ein großer 
Teil der Bevölkerung nicht allein vom Ackerbau leben konnte. 


) Marckard, a. a. O., Anhang, Tab. 2. 

*) Richard Schoene: Die Geſchichte der (Bankhauſes) Firma H. F. Klettwig 
und Reibſtein, insbeſondere ihrer Entwicklung vom Waren- zum Bankgeſchäft. 

Diſſ. Göttingen 1929, Schreibmaſchine, S. 29. 
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Hier wurde hauptſächlich die Verarbeitung des Flachſes als 
Nebenerwerb getrieben. 

Im Hoya'ſchen und Bremiſchen, aber auch in anderen Gegen⸗ 
den, z. B. in der Lüneburger Heide war das Hollandgehen üb- 
lich. Jüngere und ältere Leute begaben ſich zur Zeit der Heu⸗ 
ernte nach Holland, um dort ein paar Taler baren Geldes zu 
verdienen. Patje bezeichnet das Hollandgehen als eines der 
„vorzüglichſten Mittel, wodurch Geld ins Land hereinkommt“ 1), 
ein Beweis dafür, wie wenig ertragreich die hannoverſche Land⸗ 
wirtſchaft an barem Gelde war. 

Im Laufe des 19. Jahrhunderts nahm das Hollandgehen 
ſtändig ab, als ſich innerhalb Deutſchlands genügend Erwerbs⸗ 
zweige fanden infolge des beginnenden intenſiveren Betriebs 
der Landwirtſchaft und des Aufſchwungs von Handel und In⸗ 
duſtrie, und als auch Hannovers gewerbliche Entwicklung fort⸗ 
ſchritt, beſonders ſeit deſſen Eintritt in den Zollverein. 

In Bremen⸗Verden und im ſüdlichen Teile des Landdroſtei⸗ 
bezirks Osnabrück hörte es bereits in den ſechziger Jahren des 
19. Jahrhunderts ganz auf. In Hoya⸗Diepholz und im nörd⸗ 
lichen Teil Osnabrücks dauerte es fort bis in die ſiebenziger und 
achtziger Jahre. Am längſten hielt es ſich im Emsgebiet, das 
wenig ertragreich und den Niederlanden am nächſten gelegen 
war, dort wurde es teilweiſe noch Anfang des 20. Jahrhunderts 
fortgeſetzt :). 

Im Harz wurde Eiſen und Silberbergbau getrieben. Letz⸗ 
terer beſtand ſchon ſeit den Zeiten der Sachſenkaiſer und war 
der bedeutendere von beiden, wenn er auch mit der Zeit weniger 
lohnend wurde. Die Silberwerke waren faſt gänzlich in den 
Händen des Landesherrn, der Cijenbergbau wurde noch teil⸗ 
weiſe von einzelnen Unternehmern ausgeübt, die Verhüttung 
geſchah jedoch in den meiſt landesherrlichen Eiſenwerken. Die 
Silberbergwerke brachten durchſchnittlich einen Ertrag von 50 000 
Zentner Silber und 100 000 Zentner Blei, die Eiſenwerke durch⸗ 


1) C. L. A. Patje: Kurzer Abriß der Fabriken, der Gewerbe und des Handels ⸗ 
zuſtandes in den Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Landen, Göttingen 1790, S. 420. 

) Johannes Tack: Die Hollandgänger in Hannover und Oldenburg, Volks - 
wirtſcha ftliche und V N Herausgegeben von 
von Stieda, Leipzig 1902. Heft 2, S. 98 ff. 
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ſchnittlich 80 000 Zentner Gifen jährlich!). In den ftaatliden 
Metallwerfen wurden 5— 6000 Arbeiter beſchäftigt. . 

Urſprünglich war der Bergbau bes Oberharzes nur von 
Gewerkſchaften betrieben worden. Infolge ihrer Verſchuldung 
dem Staate gegenüber hatte dieſer aber ſchon während des 
17. Jahrhunderts bedeutenden Einfluß auf Betrieb und Ver⸗ 
waltung der Gruben gewonnen. Durch die Kriege Ende des 
18. und Anfang des 19. Jahrhunderts, hauptſächlich aber 
durch die Konkurrenz Spaniens in Bezug auf den Bleihandel in 
dieſer Zeit geſtaltete ſich der Abbau immer weniger ertragreich. 
Der Bleipreis ſank von 30 Mark während der Kontinentalſperre 
auf 7 Mark pro Zentner in den Jahren 1829 bis 1833. Wenn 
er auch in der folgenden Zeit wieder auf 12—15 Mark ſtieg, 
ſo ließ ſich doch der Privatbergbau nicht mehr durchführen, 
zumal die Gewerkſchaften nicht die Mittel für notwendige Neu⸗ 
anlagen aufbringen konnten. Die noch in ihrem Beſitz vor⸗ 
handenen Gruben gingen bis Mitte des 19. ee 
ſämtlich in die Hände des Staates über '). 

Einige Steinkohlengruben befanden ſich im Furſtentum 
Calenberg. Während der Reichtum an derartigen Bodenſchätzen 
in Hannover nicht beträchtlich war, beſaß es dagegen eine be⸗ 
deutende Anzahl Salzwerke, die größtenteils in den Händen 
privater Unternehmer ſich befanden, nur einige . dem 
Staat 9. 


= 2. Gewerbe. | 
Die für das Gewerbe typiſche Betriebsform war die bes 
Handwerks. Ihr entſprach die Gewerbegeſetzgebung, die an dem 
Beſtehen der Zünfte feſthielt. Die in den beſetzten Gebieten 
während der Franzoſenherrſchaft eingeführte Gewerbefreiheit 
wurde nach dem Friedensſchluß ſogleich wieder aufgehoben und 
der Geſetzgebung die alten Beſtimmungen des Gildereglements 


) von Reden, a. a. O., Bd. 1, S. 205. 

) A. Lengemann: Gef hichtliche Bemerkungen über ben Oberharzer Berg- 
bau. S. 93 ff. aus H. Banniza, F. Klockmann, A. Lengemann, A. Sympher: 
Das Berge und Hüttenweſen des Oberharzes. In Anlaß des 6. allgemeinen Berg⸗ 
mannstages in Hannover, Stuttgart 1895. 

?) W. Lehzen: Hannovers Staatshaushalt. Hannover 1853. Bd. 2, S. 111ff. 
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von 1692 zugrunde gelegt. Doch hatte der Staat ſich bie Ge⸗ 
währung von Konzeſſionen vorbehalten, ſo daß neben den zünf⸗ 
tigen auch eine Anzahl konzeſſionierter Meiſter tätig waren 1) 2). 

Größere Unternehmen waren in den erſten Jahrzehnten 
nach 1800 in Hannover kaum entſtanden. Gülich ſchreibt da⸗ 
rüber: „Hinſichtlich der Fabriken und Manufakturen waren die 
meiſten hannoverſchen Länder hinter den benachbarten Gegenden 
zurück, ſeit den früheſten Zeiten, zumal wenn man die Leinen⸗ 
unb Garnmanufakturen ausnimmt“ 3). Als Urſache dieſer 9tüd- 
ſtändigkeit gibt er an, daß die geringe Zahl der Bevölkerung 
im allgemeinen in der Landwirtſchaft genügende Beſchäftigung 
fand, aber er klagt auch, daß man ſich aus Mangel an Unter⸗ 
nehmungsgeiſt nicht an techniſche Anlagen herantraue. 

Von den Gewerben, die für einen größeren und entfernteren 
Markt zu arbeiten imſtande waren, hatten ſich die entwickelt, 
die ihre Rohſtoffe aus dem Inlande beziehen konnten, die Leine⸗ 
weberei, die Tuchfabrikation, in geringerem Umfang die Er⸗ 

zeugung des Leders, ferner die Branntweinbrennerei und an 
der Küſte der Schiffbau, welcher allerdings ſeine uote 
teilweiſe aus Norwegen bezog. 

Der Prozentſatz der Bevölkerung, der in dieſen Erwerbs⸗ 
zweigen tätig war, war gering. von Reden bezeichnet um 1839 
10 Prozent der Bevölkerung als in Gewerbe und Handel be⸗ 
ſchäftigt). Die vorhandenen „Fabriketabliſſements“ nennt 
Marcard „ziemlich zahlreich, allein mit wenigen Ausnahmen von 
geringem Umfang“ ). Für das Jahr 1824 ſtellte er feit, daß 
nur ein Prozent der Bevölkerung darin arbeitete. Dieſe Unter⸗ 
nehmen konnten alſo in den wenigſten Fällen über handwerks⸗ 
mäßige Betriebe hinausgehen. 

Ein Drittel aller hierin tätigen Perſonen kam allein auf 
die Wollverarbeitung, die ihren Hauptſitz in Oſterode hatte ). 


) Denkſchrift über die Gewerbeverhältniſſe Hannovers beim Eintritt in den 
preuß. Staat. Überreicht von der Direktion des Gewerbevereins für Hannover. 
Hannover 1867. S. 4ff. 

) Max Jänecke: Die Gewerbepolitik des ehemaligen Königreichs Hannover 
in ihren Wandlungen von 1815-1866. Marburg 1892. 

3) Gülich, a. a. O., S. 40. 

4) von Reden, a. a. O., Bd. 1, S. 275 

) ©) Marcard, a. a. O., S. 109. 
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Dieſe „hauptſächliche, fait einzige Fabrikſtadt“ wies ſchon früh⸗ 
zeitig verhältnismäßig große Betriebe auf. Schon 1795 be⸗ 
ſchäftigten dort 14 Meiſter zuſammen 652 Perſonen, der Ge⸗ 
ſamtwert der jährlichen Produktion betrug 234 800 Rthlr. !). 

Daneben hatte ſich in Göttingen eine ganz anſehnliche 
Tuchfabrikation entwickelt. Die Wollenzeugmanufaktur von 
Grätzel war das älteſte und größte gewerbliche Unternehmen 
des hannoverſchen Staates. Sie beſchäftigte 300 Arbeiter, ihre 
Jahresproduktion hatte einen Wert von 26—28 000 Thlr. 2). 

Außer in dieſen beiden Städten beſtanden noch größere 
Tuchmachergilden in Hameln, Einbeck, Scharnebeck bei Lüneburg 
und Bramſche bei Osnabrück. Die einzelnen Weber arbeiteten 
meiſt ohne Gehilfen und ſpannen das Garn häufig ſelber oder 
mit Hilfe ihrer Familien. Die Technik des Webens war einfach, 
es wurden faſt nur die Handwebſtühle verwendet, wie ſie von 
alters her in Gebrauch waren, ohne die ſpäter erfundenen Ver⸗ 
beſſerungen. Die Abnehmer ihrer meiſt gröberen Webwaren be— 
ſtanden in den Einwohnern des umliegenden platten Landes. 
Die Fabrikanten ſtellten das Tuch für den Bedarf bes Mi— 
litärs her. | 

Die Tudfabrifation nahm jeit dem Beginn bes 18. Jahr⸗ 
hunderts ziemlichen Aufſchwung, beſonders in den Jahren 1825 
bis 1831. Von Reden zählt in der Zeit vor 1839 eine ganze 
Reihe von „Fabriken“ auf. In Oſterode beſtanden allein zwölf 
Tuchfabriken, in Göttingen deren drei, außerdem in Scharnebeck 
und Osnabrück je eine Fabrik, ebenſo in Einbeck. An allen dieſen 
Orten waren noch eine größere Zahl einzelner Meiſter tätig, die 
aber nicht immer für eigene Rechnung arbeiteten. In Bramſche 
3. B. webten von 75 Meiſtern allein 65 für Fabriken, vielfach 
wurden bie Wollweber auch von Verlegern beſchäftigt ?). 

In den größeren Betrieben wurden zum Weben Maſchinen 
verwandt, bei den kleineren kamen nur einfache Kratz⸗ und 
Spinnmaſchinen zur Herſtellung des Wollgarnes zur Anwen- 
dung; ſonſt war die Benutzung der Handwebſtühle vorwiegend. 


1) Patje, a. a. O., S. 136. | 
) Schoene, a. a. O., S. 20. 
) von Reden, a. a. O., Bd. 1. S. 380. 
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Die Göttinger Tuchmachergilde beſchäftigte gemeinſchaftlich eine 
Lohnſpinnerei und eine Appreturanſtalt. Auch an anderen Orten, 
an denen eine größere Anzahl Tuchmacher anſäſſig war, waren 
einzelne Spinnereien entſtanden. Im Ganzen waren etwa 180 
Feinſpinnmaſchinen mit gewöhnlich je 80 Spindeln vorhanden. 
Gegen die Mitte des Jahrhunderts waren etwa 1155 Web⸗ 
ſtühle in Tätigkeit und etwa 2900 — 3000 Perſonen in der Woll- 
weberei beſchäftigt 1). | 

Die Tuchfabrikation reichte nicht aus, den Bedarf bes Lan⸗ 
des zu decken. Der Tuchhandel beſchränkte ſich im weſentlichen 
auf das Inland, was etwa ausgeführt wurde, ging in erſter 
Linie nach Braunſchweig. 

Die Herſtellung des Leinengarnes und der Leinwand war 
über das ganze Land verbreitet und geſchah faſt nur auf haus⸗ 
induſtriellem Wege. Für die fabrikmäßige Herſtellung erwähnt 
von Reden vier Manufakturen, bei Hannover, Osnabrück, Hil⸗ 
desheim und Oſterode. Die Leinenherſtellung wurde haupt⸗ 
ſächlich als Nebengewerbe neben der Landwirtſchaft betrieben. 
Faſt auf jedem Bauernhofe wurde der Flachs ſelbſt vorbereitet, 
verſponnen und verwebt. Im Landdroſteibezirk Osnabrück lebte 
die Bevölkerung, wie ſchon erwähnt, beinahe ausſchließlich von 
dem Leinengewerbe. Hier war man, da der zerſplitterte Grund⸗ 
beſitz nicht mehr zum Unterhalt der Familien ausreichte, teil- 
weiſe ſchon anfangs des 18. Jahrhunderts zur berufsmäßigen 
Leinen verarbeitung übergegangen, und betrieb die Landwirt⸗ 
ſchaft nur noch als Nebengewerbe. Das Leinengarn ging haupt⸗ 
ſächlich ins Bergiſche, die Leinwand nach Holland, England, 
Spanien 2). Eine Ausnahme bildeten die Marſchen, wo, wie 
ſchon erwähnt, der Flachsbau nicht üblich war. 

Die Zahl der berufsmäßigen Leinenweber war im Ver⸗ 
gleich zu den vorhandenen Leinenwebſtühlen, von denen beinahe 
auf jedem Bauernhof einer zu finden war, gering. Von Reden 
zählt 1832 4946 eigentliche Leinen⸗ und Drellweber, von denen 
mehr als dreiviertel auf dem Lande lebten. Gewebt wurde faſt 
nur einfache Leinewand auf den althergebrachten Webſtühlen. 
Jaquard⸗Webſtühle waren gegen 1840 nur etwa 50 im Ge- 


1) von Reden, a. a. O., Bd. 1, S. 387. 
2) Schoene, a. a. O., S. 130. 
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brauch !). Auch das Spinnen geſchah, im Gegenſatz zu der 
Wollfabrikation, häufig mit der Hand. In den bäuerlichen Be⸗ 
trieben wurde vor allem für den eigenen Bedarf gearbeitet. 
Der Überſchuß wurde von Aufkäufern erworben und au den 
Markt gebracht. 


Im 17. und 18. Jahrhundert ging man in Hannover dazu 
über, Leggen einzurichten, in denen die Länge, Breite und Güte 
des Leinens geprüft wurde. Der hannoverſche Leggenſtempel 
hatte im Ausland infolge der ſtrengen Durchführung der Leggen⸗ 
ordnung einen guten Ruf. 


Das hannoverſche Leinen fand einen guten Abſatz im Aus⸗ 
land. Holland, die Niederlande und Amerika waren Abnehmer. 
In Hamburg wurde 1836 die Menge und der Wert des aus⸗ 
geführten hannoverſchen Leinens nur von demjenigen Schleſiens 
und Sachſens übertroffen, in Bremen ſtand 1833 die Ausfuhr 
des hannoverſchen Leinens an zweiter Stelle ?). Selbſt wenn 
man in Betracht zieht, daß Hannovers Leinenhandel infolge der 
geographiſchen Lage gerade beſonders auf dieſe Handelsplätze 
angewieſen war, und daß die Ausfuhr dergleichen Textilwaren 
aus anderen Staaten auch andere Wege fand, ſo gibt dies doch 
eine gute Anſchauung von der Größe der hannoverſchen Leinen⸗ 
produktion. 


Seit der Kontinentalſperre ging der ausländiſche Abſatz des 
deutſchen und damit des hannoverſchen Leinens immer mehr 
zurück, und es war daher ſelbſtverſtändlich, daß auch gleich⸗ 
zeitig die Preiſe dieſer Waren fielen. Während der Dauer der 
Sperre hatte das Leinen innerhalb Deutſchlands allerdings grö⸗ 
ßeren Abſatz gefunden, weil die Zufuhr aus den Seehäfen gänz⸗ 
lich ſtockte, und damit der Wettbewerb der fremden Baumwoll⸗ 
und Leinenwaren aufhörte. Dadurch hielten ſich die Preiſe we⸗ 
nigſtens für das fládjene Leinen, während die der heedenen 
Ware, die allein für die Ausfuhr in Frage kam, größere 
Schwankungen zeigten. Im Laufe des Jahres 1808 fielen ſie 
um 30 Prozent, erholten ſich dann wieder, und ſanken 1813 


) von Reden, a. a. O., Bd. 1, S. 336. 
2) von Reden, a. a. O., 8. 2, S. 142 und 140. 
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A) ant 


als das Edikt von Trianon bie Hoffnung auf Aufhebung bet 
Sperre zerſtörte, abermals 1). ö 

Nach 1815 gelang es aber nur, einen Teil des früheren 
Auslandsmarktes zurückzuerwerben, da inzwiſchen die engliſchen 
und iriſchen Baumwollen⸗ und Leinenerzeugniſſe dort an Boden 
gewonnen hatten. Dieſe Induſtrien hatten ſich, vom deutſchen 
Wettbewerb befreit durch die Kontinentalſperre, ungehindert 
entwickeln können jenſeits des Kanals, ſo daß nunmehr Deutſch⸗ 
land mit billigen Baumwollwaren von auswärts überſchwemmt 
werden konnte, was in Hannover, das durch Eingangszölle kaum 
geſchützt war, beſonders fühlbar wurde. 

In der Leinenerzeugung traten England und Irland in 
Wettbewerb mit Deutſchland. In England, das bislang ſeiner 
hohen Löhne wegen unterlegen war, war inzwiſchen die Ma⸗ 
ſchinenſpinnerei erſtarkt und hatte die Handſpinnerei verdrängt. 
Dadurch wurden mit der Zeit einerſeits die Unterſchiede zwi⸗ 
ſchen den Löhnen ausgeglichen, andrerſeits die Qualität der 
Ware bedeutend verbeſſert. Der auf maſchinellem Wege her⸗ 
geſtellte Faden war bedeutend gleichförmiger als der hand⸗ 
geſponnene, damit wurde auch das Leinen gleichmäßiger 2). Doch 
fand Leinwand ſeit dem 19. Jahrhundert überhaupt weniger 
Abſatz auf dem Weltmarkt, da ſie überall durch die immer zu⸗ 
nehmende Baumwollproduktion verdrängt wurde. Die Leinen⸗ 
preiſe fielen in der Zeit von 1819 bis 1821 um 50 bis 
80 Prozent. Dies rührte zum Teil auch daher, daß die deut⸗ 
ſche Ausfuhr noch dadurch erſchwert wurde, daß verſchiedene 
Staaten in dieſer Zeit höhere Zollſchranken einführten, ſo Nord⸗ 
amerika, das ſelbſt zur Leinenherſtellung übergegangen war, 
Frankreich und Rußland, wo die Flachsverarbeitung zugenom⸗ 
men hatte, und Oeſterreich. Die Ausfuhr des hannoverſchen 
Leinens wurde am meiſten von der Zollerhöhung der Ver⸗ 
einigten Staaten betroffen 3). 

Die Baumwollweberei fand in Hannover erſt in den drei⸗ 
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts Eingang. Meiſt waren 
es frühere Leinenweber, die, da ſie bei den ſchlechten Leinen⸗ 

) Schoene, a. a. O., S. 155. 


) Schoene, a. a. O., S. 163 ff. 
) Gülich, a. a. O., S. 46 ff. 
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preiſen nicht mehr beſtehen konnten, von Kaufleuten, Färbern 
oder auch größeren Leinenwebern mit Baumwollweben beſchäf⸗ 
tigt wurden; ſie arbeiteten mit ihren früheren Leinenwebſtühlen. 
Um 1839 waren etwa 600 ſolcher Baumwollwebſtühle in Be⸗ 
trieb. In dieſer Zeit wurde auch die erſte mechaniſche Baum⸗ 
wollweberei in Hannover errichtet 1). Trotzdem aber konnte ſich 
die Baumwollfabrikation nur ſchwer gegenüber dem Wett⸗ 
bewerb der engliſchen Waren behaupten. 

Die Gerbereien des Königreiches waren zahlreich, doch 
hatten ſie „nicht diejenige Vorzüglichkeit, welche in einem Lande 
mit bedeutender Viehzucht erwartet werden konnte“ 2). 1832 
betrug die Zahl der Lohgerbereien 302, die Anzahl der darin 
beſchäftigten Lohgerber und ihrer Gehilfen 402; außerdem 
waren 110 Weißgerbereien mit zuſammen 152 Weißgerbern 
nebſt Gehilfen vorhanden 3). Danach wurde in den meiſten Be⸗ 
trieben nur eine Perſon beſchäftigt, Maſchinen waren nicht im 
Gebrauch. Der Abſatz beſchränkte ſich im allgemeinen auf das 
Inland, doch wurde z. B. nach Braunſchweig und den Handels⸗ 
ſtädten ausgeführt. 

Die Branntweinbrennereien ſtanden meiſt in engem Zu— 
ſammenhang mit den landwirtſchaftlichen Betrieben, in denen 
ſie vielfach errichtet wurden, um die Brennereirückſtände als 
Viehfutter verwerten zu können. Ihre Zahl nahm beſonders zu 
ſeit 1819, als die niedrigen Preiſe des Getreides und der Kar⸗ 
toffel in den zwanziger Jahren die Verarbeitung zu Brannt⸗ 
wein rentabler machten, als der Verkauf der rohen Erzeugniſſe 
es geweſen wäre, vorausgeſetzt, daß man ſie überhaupt hatte 
abſetzen können. In Oſtfriesland blühte die Kornbrennerei, in 
den ſüdlichen Provinzen des Königreichs diente die Verarbeitung 
der Kartoffel dem gleichen Zweck. 

Eine ganze Anzahl, mehr als 250, Olmühlen waren über 
das Königreich verſtreut. Sie beſorgten den Bedarf der Um⸗ 
gegend. Der im Inlande nicht verbrauchte Rapsſamen wurde 
zum größten Teil unverarbeitet ausgeführt. 


2 von Reden, a. a. O., Bd. 1, S. 377. 
. D. A. Sonne: Beſchreibung des Königreichs Hannover, Hannover 
1829/1834, Bd. 2, S. 154. 
") von Reden, Bd. 1, S. 407. 
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Um 1839 beſtanden ſechs Zuckerfabriken in Hannover, 
die ausſchließlich Kolonial⸗Zucker verarbeiteten. 


Eine Reihe Tabakfabriken waren vorhanden, von denen die 
beiden größten, bei Hannover gelegenen, 27 und 18 Arbeiter be- 
ſchäftigten. 

Einige Bedeutung hatten die beiden Meſſinghütten bei 
Oker und bei Reher im Amte Hameln, und die Fayencefabrik 
bei Münden. 

Unter den von von Reden angeführten zehn Glashütten 
war die größte die bei Amelieth im Solling ). 

Die Lage Hannovers an der Nordſeeküſte und an großen 
ſchiffbaren Flüſſen hatte mit der Schiffahrt auch den Schiffbau 
ins Leben gerufen und gefördert. 1838 waren 47 Werften vor⸗ 
handen, die meiſt in dem Landdroſteibezirk Aurich lagen. Die 
gebauten Schiffe waren auch für die damaligen Verhältniſſe 
klein, höchſtens von mittlerer Größe, meiſtens von 50 bis 100 
Tonnen Traglaſt ). 


Die hannoverſchen Schiffe vermittelten den Frachtwertehr 
zwiſchen den Nordſeeſtaaten und kamen auch bis in die Oſtſee. 
Sie fuhren meiſt für fremde Rechnung. Sie wurden in Flens⸗ 
burg, Königsberg, Hamburg, Bremen befrachtet und gingen nach 
England, als Rückfracht führten [te meiſt Kohlen für die Hanſa⸗ 
ſtädte. Auch nach Holland richtete ſich der Verkehr, weniger 
nach Dänemark. In den auBereuropái|den Häfen wurde die 
hannoverſche Flagge kaum wahrgenommen. 


In Hamburg und Altona ſtand in den Jahren 1836/38 
die Zahl der angekommenen und abgegangenen hannoverſchen 
Schiffe an dritter Stelle, hinter den engliſchen und däniſchen 
Fahrzeugen, der Anteil aller anderen fremden Staaten war ge⸗ 
ringer, doch waren die hannoverſchen Schiffe alle klein und 
ſtanden an Tonnengehalt, ſowie an Zahl der Mannſchaften 
hinter den Fahrzeugen anderer Länder zurück 3). Dreiviertel 
aller dieſer hannoverſchen Fahrzeuge ſtammten aus Oſtfries⸗ 


1) von Reden, a. a. O., Bd. I, S. 275. 
*) von Reden, a. a. O., Bd. 2, S. 202 ff. 
) A. Sötbeer: Uber Hamburgs Handel, Hamburg 1840, S. 87. 
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land. Die Zahl ber Seeſchiffe betrug 1839 422, mit einer Ge⸗ 
ſamttragfähigkeit von 30 000 Tonnen). 

Naturgemäß hatte Hannover auch Anteil an der Fluß⸗ 
ſchiffahrt der beiden großen Ströme, Weſer und Elbe, von denen 
das Land durchfloſſen oder begrenzt wurde. Hier waren gut 
die Hälfte aller Fahrzeuge beſchäftigt. Die Weſer war von 
größerer Bedeutung, ba [ie der große eigentliche Fluß des Lan⸗ 
des war. Bis nach der Hauptſtadt Hannover gingen die ſoge⸗ 
nannten „Bremer Böcke“ die Aller und Leine hinauf, ein Ver⸗ 
kehr, der bis tief in die Zeit der Eiſenbahnen fortdauerte. 


3. Handel. 


Der Ausfuhrhandel des Königreichs war im Vergleich zu 
dem anderer deutſcher Staaten gering. Es fehlte dem Land 
in hohem Maße an Erzeugniſſen, die ſich zum Export eigneten. 
Die Ausfuhr ging in erſter Linie ſeewärts. Hannover hatte 
ſeine eigenen Seehäfen, doch litt deren Seehandel unter der 
bedeutenden Übermacht der beiden Handelsſtädte Hamburg und 
Bremen. Der bedeutendſte Seehafen des Landes war Emden. 
Auch Leer, durch die Leda mit der Ems verbunden, Norden und 
Papenburg nahmen damals am Seehandel teil, kommen aber 
heute ſchon lange nicht mehr für den Seeverkehr in Betracht, 
weil ſelbſt die kleinſten heutigen Seeſchiffe ſie nicht mehr anlaufen 
können. Emden vermittelte die Ausfuhr der landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſe der Marſchen. Vor allem wurden Pferde und 
Rinder, auch Schafe und Schweine bajelb[t verſchifft. Außerdem 
gingen von dort Weizen, Hafer, Bohnen, Wolle, Butter nach 
England, ſowie Raps und Wolle nach Holland ). 

Ein guter Teil dieſer Produkte ging auch in die Hanſa⸗ 
ſtädte, die von den Marſchen mit Lebensmitteln und Torf aus 
den Moorgegenden als Feuerungsmaterial verſorgt wurden. 

Im Inneren des Landes war Hildesheim der Hauptſitz 
des Wollhandels und des Handels mit Leinengarn. Die Wolle 
ging hauptſächlich nach Frankreich, Leinengarn in das Bergiſche 


) von Reden, a. a. O., Bd. 2, S. 202. 
) Y. Brons: Über den Handelszuſtand der Emshäfen Emden und Leer 
und die hannoverſche Weſteiſenbahn, Hannover 1846, Einleitung, ©. 9. 


Land, bod) hatte der Verſand des Leinengarns neben dem der 
fertigen Leinewand weniger Bedeutung. 

Hannover hatte von allen norddeutſchen Staaten die größte 
Einfuhr, die daher auch weit bedeutender war als die Ausfuhr, 
und bezog ſeine Importwaren, hauptſächlich Kolonial-, ſowie 
Baumwoll- und fertige Wollwaren und Luxusgegenſtände faſt 
ausſchließlich durch die Vermittlung der Hanſaſtädte. 

Obwohl beſonders der Bedarf an Kolonialwaren und 
den engliſchen Induſtrieerzeugniſſen in Hannover verhältnis⸗ 
mäßig ſtark war, betrug die Einfuhr weit mehr, als im Lande 
ſelbſt verbraucht werden konnte. Der größte Teil der Einfuhr 
war dazu beſtimmt, von Hannover nach Mitteldeutſchland und 
über Frankfurt nach Süddeutſchland weitergeführt zu werden. 

Dieſer Durchfuhrverkehr bildete den wichtigſten Zweig des 
Hannoverſchen Handels. Der Transport geſchah mit Laſtwagen 
auf den Landſtraßen, die dem Waſſerweg wegen der größeren 
Sicherheit und Schnelligkeit häufig vorgezogen wurden. 

Trotz dieſes ſtarken Verkehrs war in Hannover lange Zeit 
wenig für ben Chauſſeebau getan. Eine der erſten guten Land⸗ 
ſtraßen war die von Napoleon angelegte, auf Hamburg zu⸗ 
führende, die durch Hannover ging. 

Die Fuhrleute, die von Nürnberg und Frankfurt und an⸗ 
deren Städten Güter nach den Hanſaſtädten bringen ſollten, 
pflegten deshalb, wegen der ſchlechten Feldwege ihre Ware 
nur bis zur Hauptſtadt Hannover zu führen und ſie einem der 
dort anſäſſigen Spediteure zu übertragen. Erſt ſpäter wurden 
wirkliche Landſtraßen gebaut und verbeſſert, und damit dieſem 
beſonderen Zweig der Spedition in der Hauptſtadt ein Ende ge⸗ 
macht 1). 

Ein Bild von der Lebhaftigkeit des Verkehrs gibt 
von Reden, der die Zahl der Wagen auf drei über Nienburg 
führenden Straßen für das Jahr 1834 mit 4724 angibt. 

Das Speditionsgeſchäft wurde von Harburg und Lüneburg 
aus getrieben. Hier war der Wohnſitz der Spediteure, die ſich 
Commis in Hamburg zu halten pflegten, um ſich die Aufträge 
an Warentransporten zu ſichern ?). Harburg war durch feine 


) Hann. Dei. 33, a. I, 5, Gutachten des Kaufmanns Grupen. 
?) Hann. Def. 33, a. I, 12, 3. 
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Lage an der Elbe begünſtigt und war deshalb Lüneburg 
überlegen. 

Früher war das letztere der bedeutendere Handelsplatz 
geweſen, als vor der Erſchließung des Seewegs nach Oſtindien 
die Waren des fernen Oſtens, als Levantehandel bezeichnet, 
ihren Weg über Land nahmen. Damals wurden die Güter 
Oſtindiens über Alexandrien und Venedig nach Deutſchland ge⸗ 
führt und gingen über Nürnberg und Braunſchweig nach Lüne⸗ 
burg, wo ſie auf der Ilmenau nach Hamburg verfrachtet wur⸗ 
den 1). Das war lüngit vorbei. Um dem Handel Liineburgs 
aufzuhelfen, hatte man zwei Meſſen jährlich dort eingeführt, 
die jedoch keine Bedeutung erlangen konnten. 

Die wichtigſten Straßen, welche die Hanſaſtädte mit Mittel⸗ 
und Süddeutſchland verbanden, gingen über Harburg, Celle und 
Hannover weiter nach dem Süden, ſowie von Harburg über 
Celle nach Braunſchweig, ferner von Lüneburg über Uelzen und 
Gifhorn nach Braunſchweig 2). 

Von ebenfalls nicht geringer Bedeutung war der Durchfuhr⸗ 
handel auf den von Oſten nach Weſten gerichteten Wegeverbin⸗ 
dungen des Landes. Hannover lag zwiſchen den öſtlichen und 
weſtlichen Provinzen Preußens und trennte dieſe völlig vonein⸗ 
ander, ſo daß ein Verkehr dieſer beiden Teile über die Wege des 
Königreichs ſtattfinden mußte, wenn man nicht den Umweg über 
Kurheſſen machen wollte. 

Der Durchfuhrhandel brachte neben dem Verdienſt der 
Spediteure und Frachtführer einen reichen Nutzen für die Land⸗ 
wirte und Gewerbetreibenden in den Gegenden, durch die bie 
Hauptverkehrsſtraßen führten, mit ſich. In der „Leichtigkeit 
des Abſatzes der Konſumtibilien“ und in dem bei dieſem Fuhr⸗ 
werksverkehr „mannigfach jid) entwickelnden Bedürfniſſe an 
Dienſtleiſtungen aller Art in den Gewerben faſt aller arbeitenden 
Klaſſen“ lagen, „Vortheile, welche in einem dürftig ausge⸗ 
ſtatteten Lande beſonders wichtig ſind“ 3). 

Die hannoverſche Regierung befolgte deswegen den Grund⸗ 
ſatz, nicht die kürzeſten Verbindungsſtraßen zu begünſtigen, 


) von Reden, a. a. O., Bd. 2, S. 9. 
7) von Reden, a. a. O., Bd. 2, S, 302. 
5) von Reden, a. a. O., Bd. 2, S. 345. 
15 
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ſondern die, die das Königreich in feiner ganzen Länge durch⸗ 
zogen und beſonders wichtige Städte berührten !). 


II. 


Hannover als Mitglied des mitteldeutſchen Handels vereins 
gegenũber dem Zollverein. 


1. Preußens Zollpolitik [eit 1818. 
und ihre Wirkung auf die benachbarten Staaten. 

Handel und Induſtrie Deutſchlands zu Beginn des 
19. Jahrhunderts litten unter der Verworrenheit der Zoll⸗ 
verhältniſſe des Deutſchen Reiches. Dem Ausland gegenüber 
fehlte Deutſchland ein einheitlicher wirkſamer Zollſchutz, wäh⸗ 
rend die einzelnen Länder durch Zollſchranken ſich voneinander 
abſchloſſen. Auch innerhalb der einzelnen Staaten beſtanden 
Zölle, die die Provinzen und Stadt und Land voneinander 
ſchieden und Handel und Verkehr hemmten. 

Die Verhandlungen auf dem Wiener Kongreß hatten die 
erhoffte wirtſchaftliche Einigung nicht gebracht. Das einzige Er⸗ 
gebnis dieſer Beratung war der Artikel 19 der Bundesakten: 
„Die Bundesglieder behalten ſich vor, bey der erſten Zu⸗ 
ſammenkunft in Frankfurt wegen des Handels und Verkehrs 
zwiſchen den einzelnen Bundesſtaaten, ſowie wegen der Schiff⸗ 
fahrt nach Anleitung der auf dem Kongreß zu Wien angenom⸗ 
menen Grundſätze in Berathung zu treten“ 2). 

Die ſpäter auf dem Bundestag ſtattfindenden Verhand⸗ 
lungen waren jedoch genau ſo erfolglos wie diejenigen auf dem 
Wiener Kongreß. 

Für Preußen waren die Verhältniſſe beſonders ſchwierig 
wegen des mangelnden Zuſammenhangs ſeiner Provinzen, denen 
jede wirtſchaftliche Einheit fehlte. Es beſtanden in dieſem Staat 
allein 67 verſchiedene Zolltarife, deren Durchführung eine große 
Zahl von Beamten erforderte und unverhältnismäßige Koſten 
verurſachte ). Für Preußen wurde dieſes Zollſyſtem ſchließ⸗ 

1) von Reden, a. a. O., Bd. 2, S. 294. 

) Friedrich Böhmer: Das Zollweſen in Deutſchland, geſchichtlich beleuchtet. 
S. 86, Frankfurt a. M., 1832. 

5) Friedrich Lift: Das nationale Syſtem der politiſchen Oekonomie, Ein- 
leitung von K. Th. Eheberg. S. 3, Stuttgart 1883, 7. Aufl. 
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lich unhaltbar. Die Zollerträge genügten den Finanzbedürf⸗ 
niſſen des Staates nicht mehr. Der Induſtrie gewährten die 
Zölle keinen hinreichenden Schutz gegen die Einfuhr fremder, 
meiſt engliſcher Ware, mit denen nach Aufhebung der Kontinen⸗ 
talſperre ganz Deutſchland überſchwemmt wurde, während Preu⸗ 
Ben feine ausländiſchen Märkte infolge der, in faſt allen größeren 
Staaten eingeführten, Prohibitivſyſteme verlor. Preußen ſah 
ſich zu einer Reform veranlaßt. 

Das neue preußiſche Zollgeſetz wurde nach langwierigen 
Beratungen, die durch die verſchiedenen Produktions bedingungen 
der weſtlichen und öſtlichen Provinzen erſchwert waren, 1818 
fertig geſtellt. Es wurden jetzt die Binnenzölle aufgehoben und 
ein einheitliches Wirtſchaftsgebiet mit einer gemeinſamen Zoll⸗ 
grenze geſchaffen. Die Ein⸗ und Ausfuhrverbote wurden be⸗ 
ſeitigt, Rohſtoffe konnten frei eingeführt werden, Induſtrie⸗ 
erzeugniſſe waren mit einem Zoll bis zu 10 Prozent ihres Durch⸗ 
ſchnittswertes nach dem Gewicht belaſtet, Kolonialwaren bis zu 
20 Prozent. Tranfitgüter zahlten durchſchnittlich einen Prozent⸗ 
ſatz von ½ Thaler 1). 

Obwohl der preußiſche Tarif als freihändleriſch angeſehen 
werden konnte und ſehr im Gegenſatz zu der Zollpolitik der 
anderen größeren europäiſchen Staaten ſtand, riefen die Zölle, 
die Preußen zum Schutze ſeines Gewerbes erhob, und die Be⸗ 
ſteuerung des Tranſits große Entrüſtung hervor. Beſonders 
der Induſtrieſtaat Sachſen fürchtete für den Abſatz feiner Fabrik⸗ 
waren, ſah die Leipziger Meſſe gefährdet und erklärte das 
frühere preußiſche Prohibitioſyſtem für bedeutend weniger 
brüdenb als die neue Zollgrenze ). Auch ber Abſatz der Thü⸗ 
ringiſchen Staaten und Kurheſſens war bedroht. Die Zollinie 
wurde umſo hinderlicher empfunden, als bei der unglücklichen 
Geſtaltung des preußiſchen Gebietes, deſſen beide Hauptteile 
durch eine ganze Anzahl Mittel⸗ und Kleinſtaaten getrennt 
waren, ſehr viele Länder davon berührt werden mußten und 
nun gezwungen wurden, den hohen preußiſchen Tranſitzoll zu 
bezahlen. Als Verletzung der Souveränitätsrechte wurde es 


1) Alfred Zimmermann: Geſchichte der preußiſch-deutſchen Handelspolitik. 
Oldenburg. Leipzig, 1892, S. 40. 
N) Leopold von Ranke ſämtliche Werke, Bd. 49, S. 113. 
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angeſehen, daß bei einigen Staaten ganze Gebiete von ber 
preukifden Zollgrenze umgeben und von ihrem Hauptlande 
getrennt wurden). Die Aufhebung ſämtlicher Zölle innerhalb 
Deutſchlands, und damit beſonders der neuen Zollgrenze Preu⸗ 
bens wurde jetzt von allen anderen deutſchen Staaten verlangt 
und die Durchführung des Artikels 19 ber Bundesakte, deſſen 

Verletzung Preußen angeſchuldigt wurde, gefordert. | 

Nicht nur bie Regierungen wurden vorſtellig, auch Kauf⸗ 
leute und Induſtrielle vereinigten ſich unter der Führung des 
hervorragenden Volkswirtſchaftlers Liſt und des Kaufmanns 
Arnoldi, um Petitionen in dieſem Sime an den Bundestag zu 
richten. 

Die kurheſſiſche Regierung unternahm es, Preußen mit 
Retorſionszöllen zu begegnen, gab dieſe Maßnahme aber bald 
wieder auf. Die Kleinſtaaten verſuchten, gemeinſam gegen Preu⸗ 
Ben vorzugehen, konnten ſich aber nicht einigen, und die 1820 
in Darmſtadt zuſammenberufene Konferenz, auf der über eine 
gemeinſame Zollgrenze beraten werden ſollte, führte zu keinem 
Ziel ). 

Das Königreich Hannover wurde von der preußiſchen Zoll⸗ 
reform wenig berührt, es fehlten ihm die Fabriken und damit 
die Induſtrieerzeugniſſe, deren Abſatz durch die preußiſche Zoll⸗ 
grenze hätte erſchwert werden können, die Einfuhr der über⸗ 
ſeeiſchen Waren und deren Durchfuhr nach Süddeutſchland, bie 
das Hauptintereſſe des Königreichs Hannover bildete, blieben 
nach wie vor ungehindert. 

Auch in Hannover hatte man verſucht, das Zollweſen neu 
zu ordnen. Eine an der Landesgrenze erhobene Eingangsſteuer 
hatte man 1817 eingeführt, daneben beſtanden aber noch die 
Binnenzölle fort, mit deren Verlegung an die Grenze man erit 
1825 begann, dort wurden ſie noch weiter neben der Eingangs⸗ 
ſteuer erhoben, mit der jie erſt 1835 vereinigt wurden ). Die 
Eingangsabgaben in Hannover waren jedoch im Gegenſatz zu 
den preußiſchen Zöllen ſehr gering. 1817 betrug die Eingangs⸗ 
[teuer durchſchnittlich 8 ggr. pro Zentner. Auch nachdem die Ab⸗ 

1) Zimmermann, a. a. O., S. 46. 


) Zimmermann, a. a. O., S. 62. 
?) Lehzen, a. a. O., Teil 1, S. 367. 


— 229 — 


gaben 1825 und 1831 erhöht worden waren, ftanden fie nod) 
ſehr hinter den preußiſchen Zöllen zurück. 

Das harnnoverſche Zollſyſtem entſprach den Verhältniſſen 
des Landes; denn für die vorhandene geringe Induſtrie, auf 
deren Weiterentwicklung vom Staate damals wenig Wert ge⸗ 
legt wurde, war ein Schutzzollſyſtem, das eme koſtſpielige Grenz⸗ 
bewachung erforderte, nicht angebracht. Die niedrigen Eingangs⸗ 
zölle lagen im Nutzen der meiſt Ackerbau treibenden Einwohner, 
die an den billigen Bezug überſeeiſcher Manufaktur⸗ und Kolo⸗ 
nialwaren gewöhnt waren. Ganz beſonders berückſichtigte man 
bei der Feſtſetzung der Zölle den Tranſit als den wichtigſten 
Zweig des hannoverſchen Handels, der nicht durch hohe Ab⸗ 
gaben gehemmt und den lebhaften Verkehr mit den Hanſe⸗ 
ſtädten, der möglichſt ungehindert aufrecht erhalten werden ſollte. 

Während man in Preußen durch hohe Zölle auf Kolonial⸗ 
waren und Tranſitgüter eine Vermehrung der Staatseinnahmen 
zu erreichen fudte, wollte man in Hannover basjelbe bei nie⸗ 
drigen Zöllen durch die große Menge der Einfuhr erzielen, was 
durch den Starten Verbrauch an Kolonialwaren und Wein in den 
Küſtengegenden begünſtigt wurde. In betreff des Tranſit⸗ 
handels erſchien der Regierung der den Einwohnern dadurch ge⸗ 
währleiſtete Verdienſt reichlich ſo wichtig wie die aus den Durch⸗ 
fuhrabgaben der Staatskaſſe zufließenden Einnahmen. 

Preußen ſuchte die von ſeiner Zollgrenze teilweiſe um⸗ 
ſchloſſenen Länder und die Enklaven anderer Staaten ſeinem 
Zollſyſtem anzugliedern. Dem erſten Zollanſchlußvertrag von 
1819 mit Schwarzburg⸗Sondershauſen folgte aber lange kein 
zweiter, weil die deutſchen Staaten fürchteten, dadurch ihre 
Souveränität zu ſchädigen 1). 

Entſcheidend für bie preußiſche Zollpolitik wurde ber Zoll⸗ 
anſchlußvertrag mit Heſſen⸗Darmſtadt vom Jahre 1828. 

Schon 1825 hatte dieſer Staat, bewogen durch ſeine ſchlechte 
finanzielle Lage, ſich an Preußen gewandt, um wegen Zoll⸗ 
und Verkehrserleichterungen zu verhandeln, wurde jedoch ab⸗ 
ſchlägig beſchieden. 


!) Heinrich von Treitſchke: Deutſche Geſchichte im 19. Jahrhundert, Bd. 3, 
S. 627, 8. Aufl. 1919, Leipzig. 
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Im Jahre 1828 fam ein Zollvertrag zwiſchen Bayern 
und Württemberg zuſtande, wonach dieſe beiden Staaten ein ge⸗ 
meinſames Zollgebiet bilden wollten ). Heſſen⸗Darmſtadt hatte 
an einem Beitritt zu dieſem Zollverein, wie er von den be⸗ 
teiligten Ländern vorgeſchlagen wurde, kein Intereſſe, da ſeine 
Landeserzeugniſſe, die hauptſächlich in Wein und Getreide be⸗ 
ſtanden, ihren Abſatz im Norden fanden 2). 

Als es ſich jetzt aufs Neue an Preußen wandte, fand es 
mehr Gegenliebe als drei Jahre zuvor, und im Februar 1828 
wurde ber Zollvertrag zwiſchen beiden Staaten abgeſchloſſen, 
obgleich eine ganze Anzahl preußiſcher Staatsmänner große 
Bedenken dagegen hatten. 

Preußen erreichte zunächſt nicht viel durch dieſen Vertrag. 
Sachlich war er von geringer Bedeutung, weil die Grenz⸗ 
berührung beider Staaten nur von geringem Umfang war und 
eine Verbindung des Oſtens und Weſtens des preußiſchen Ge⸗ 
bietes, woran der preußiſchen Regierung vor allem lag, dadurch 
nicht erzielt wurde. Für ſeine Induſtrie gewann Preußen in 
Heſſen⸗Darmſtadt nur ein kleines Abſatzgebiet, und die verein⸗ 
barte Verteilung des Geldaufkommens aus den Zöllen nach der 
Kopfzahl war für Preußen bei dem in Heſſen⸗Darmſtadt ge⸗ 
ringeren Verbrauch an Kolonialwaren nachteilig. 

Der preußiſche Finanzminiſter von Motz, der die ganze 
Zollpolitik Preußens in der Hand hatte, war trotzdem bereit 
geweſen, den Vertrag abzuſchließen, weil er vorausſah, daß er 
von entſcheidender Wirkung für die anderen deutſchen Staaten 
werden würde. 

Von denen und ſelbſt vom Ausland wurde er denn auch 
mit großem Mißtrauen aufgenommen, da bei einer weiteren 
Ausdehnung dieſes preußiſch⸗heſſiſchen Vereins und bei Abe 
ſchluß ähnlicher Verträge mit anderen mitteldeutſchen Staaten 
die benachbarten Länder immer enger von der preußiſchen Zoll⸗ 
grenze umgeben wurden. 

Damit wurden auch Hannovers Intereſſen getroffen, da 
deſſen Durchfuhrhandel erſchwert werden würde, denn ſchon 
durch die Verbindung Preußens mit Heſſen⸗Darmſtadt wurde 


) Zimmermann, a. a. O., S. 53. 
2) Treitſchke, a. a. O., Bd. 3, S. 020. 
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die Handelsſtraße von Hamburg und Bremen nach Frankfurt 
durchſchmitten 1). 

Von Motz hatte den hannoverſchen Geſandten von Reden 
mit ſeiner Abſicht bekannt gemacht, das ganze nördliche Deutſch⸗ 
land zu einem Zoll- und Steuergebiet zu vereinigen, wozu der 
Vertrag mit Heſſen⸗Darmſtadt den Ausgangspunkt bilden 
ſollte 2). 

Man fing an zu erkennen, daß man Stellung nehmen 
mußte. Die Frage, ob ſich Hannover dem ſüddeutſchen oder dem 
preuBijden Zollverein anſchließen ſollte, wurde im Hannover⸗ 
ſchen Miniſterium erwogen und dahin entſchieden, daß Hannover 
am beſten daran täte, ſich von beiden fernzuhalten, beſonders 
da es infolge ſeiner geographiſchen Lage von keinem der beiden 
Vereine abhängig war. 

Der Miniſter von Ompteda gab in einem Bericht an bei 
Herzog eine Daritellung ber Lage Hannovers zu bem beiden 
Zollvereinen. „Hannover befindet fich in der glücklichen Lage, 
daß es nicht allein eine Seeküſten, ſondern auch die Elbe unter 
dem Schutze der Beſtimmungen der Elbſchiffahrt⸗Konvention 
und die Weſer unter dem Schutze ähnlicher Konventionen und 
ſeines Tractats mit Bremen frei hat, daher wird es durch die 
beiden ſich jetzt abſchließenden Zollvereine nicht abhängiger 
werden, als es bisher ſchon durch das preußiſche Zollſyſtem war. 
Es würde daher die Freiheit ſeiner Regierungsmaßnahmen für 
die Folge opfern, ohne dafür durch einen reellen Nutzen hin⸗ 
länglich entſchädigt zu werden. 

Es iſt nämlich bei den bisher partiell abgeſchloſſenen Zoll⸗ 
vereinen, außer ihrem Wunſch, den Handel von den Feſſeln zu 
befreien, welche ihm durch Zollſyſteme und Zolltarife im Innern 
von Deutſchland auferlegt waren, und durch welche ſich die 
deutſchen Staaten gegen einander abſchloſſen, vorzüglich das 
Prinzip der Reciprocität zugrunde gelegt worden, und zwar in 
der Art, daß man darauf Rückſicht nahm, daß die eigentümlichen 
Produkte des einen Landes, ſeyen es nun Produkte des Bodens, 
der Gewerbe und Induſtrie, dem Bedürfniſſe des anderen Lan⸗ 


) Hann. Deſ. 33 a, I, 12,1, Roſe an den Bürgermeiſter Smid in Bremen, 
29. Februar 1828. 
*) Hann. Deſ. 33 a, I, 12, 1, von Reden an den König, 19. Februar 1828. 
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des zu ſtatten fame und dadurch bas gegenjeitige Intereſſe ge⸗ 
wiſſermaßen ausgeglichen wurde. Dies Verhältnis würde bei 
Hamover wohl ſchwerlich ſtattfinden. Der eigene Handels⸗ 
verkehr mit Süddeutſchland dürfte wohl nur ſehr unbedeutend 
ſeyn und ſelbſt in ſeiner Stellung zu Preußen ſcheinen keine über⸗ 
wiegende Gründe vorhanden zu ſeyn, um die bisherigen Ver⸗ 
hältniſſe aufzuheben. 

Die Fabriken, welche im Lande beſtehen, genügen vielleicht 
für den inneren Verbrauch und verdienen deswegen geſchützt zu 
werden, aber auf einen bedeutenderen Abſatz ins Ausland wür⸗ 
den ſie wohl ſchwerlich rechnen dürfen. Soviel aber die Pro⸗ 
dukte des Bodens, namentlich des Ackerbaues anlangt, ſo ſind 
mehrere Teile der Hannoverihen Staaten von fremden forn- 
reichen Provinzen umgeben, ſo daß ſich daſelbſt der Getraide⸗ 
handel wohl größtenteils nur auf den nächſten Grenzverkehr be⸗ 
ſchränkt. Diejenigen Provinzen, welche Überfluß an Getraide 
haben, haben ihren Abſatz größtenteils ſeewärts. Einige Landes⸗ 
teile bedürfen ſogar, wie die Erfahrung gelehrt hat, noch der 
Kornzufuhr aus der Fremde. Bloß in Anfehung des Vieh⸗ 
handels würde Hannover wahrſcheinlich gewinnen, wenn die 
preußiſche Zollinie aufgehoben würde, wogegen Hannover mit 
Fabrikaten aus dem preußiſchen überſchwemmt würde, die es ent⸗ 
weder ſelbſt anfertigt oder die es doch von anderer Seite eher 
vielleicht wohlfeiler, ſicherlich aber beſſer erhalten kann. 

Aus allem bisher Geſagten ſcheint demnach zu folgen, 
daß es keineswegs das Intereſſe Hannovers ſeyn könne, ſich 
irgend einem fremden Zollverbande anzuſchließen, daß es viel⸗ 
mehr das rathſamſte für Hannover ſeyn dürfe, ſeine bisherige 
Freiheit und Unabhängigkeit zu behaupten, um nach den fort⸗ 
ſchreitenden Verhältniſſen und nach den ſo häufig wechſelnden 
Conjuncturen feine Verwaltungs⸗Maximen abzumeſſen“ 1). 

Außerdem würde bei dem Anſchluß an das preußiſche Zoll⸗ 
ſyſtem Hannover völlig von den mittel⸗ und ſüddeutſchen 
Staaten abgeſchnitten und der Weg des Tranſithandels allein 
durch die Politik Preußens beſtimmt werden. Bei einem Zoll⸗ 
vertrag mit Bayern⸗Württemberg war zu befürchten, daß das 


1) Hann. Def. 33a, I. 12, 1, von Ompteda an den Herzog, 3. März 1828. 
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Einvernehmen mit Preußen erſchwert werden würde, welder 
Gefahr man ſich in Hannover nicht ausſetzen wollte 1). 

Aus den Erwägungen der Hannoverſchen Staatsmänner 
ging hervor, daß man in Hannover für eine Vereinigung der 
mitteldeutſchen Staaten ſchon mehr Aufmerkſamkeit haben 
würde, beſonders da dadurch verſchiedene kleine Staaten abge⸗ 
halten werden konnten, ſich dem preußiſchen Zollſyſtem anzu⸗ 
ſchließen. Der Kabinettsminiſter von Münſter äußerte jid) da⸗ 
rüber, „nach der damaligen Lage der Sache kann es für Han⸗ 
nover nicht gerathen ſeyn, einem Zollverband von Preußen 
oder Bayern beizutreten. Die weitere Ausdehnung dieſer Zoll⸗ 
ſyſteme auf andere kleine Staaten würde ſicher durch ſtets zu⸗ 
nehmendes Einengen dem hannoverſchen Handel großen Nach⸗ 
theil bringen und daher iſt es wünſchenswerth, daß auch dieſe 
Ausdehnung unterbleibt“ 2). 

In dieſer Beziehung war Sachſen ſchon führend geworden 
durch die Oberſchönger Punktation. 


2. Gründung des mitteldeutſchen Vereins. 

Die Lage Sachſens, eingeengt zwiſchen den beiden großen 
Zollgebieten des preußiſch⸗heſſiſchen und des bayriſch⸗württem⸗ 
bergiſchen Vereins, war beſonders ungünſtig, zumal die Gefahr 
drohte, daß die thüringiſchen Staaten ſich einem dieſer beiden 
Zollvereine anſchließen konnten, und damit Sachſen völlig von 
dem Gebiet der beiden Zollvereine umſchloſſen wurde. 

Von Sachſen war der Gedanke ausgegangen, eine Vereini⸗ 
gung der mitteldeutſchen Staaten herbeizuführen, um dadurch 
die beiden beſtehenden Zollvereine dauernd voneinander zu 
trennen, und ihre Ausdehnung zu verhindern ). | 

Im März 1828 famen Bevollmächtigte Sachſens, Gothas 
und Weimars in Oberſchöna zuſammen, um dort über einen zu 
gründenden Handelsverein zu beraten, der ſich den beiden Zoll⸗ 
vereinen entgegenſtellen ſollte. In der dort abgeſchloſſenen 


1) Hann. Def. 33 a, I, 12, 1, Bericht vom 11. März 1828 an den Grafen 
von Münſter. 

7) Hann. Deſ. 33 a, I, 12, 1 von Münſter an den Herzog, 16. April 1828. 

) Treitſchke, a. a. O., Bd. 8, S. 646. 
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Punktation verpflichteten [id die ſächſiſchen Länder, „keinen 
anderen Zollverein beizutreten, das Prinzip gleicher Behand⸗ 
lung der Einfuhr in ihr Gebiet aufzuſtellen und verſprachen, 
ſich gegenſeitig nicht den Durchfuhrhandel zu erſchweren“ 1). Die 
anderen Staaten ſollten zum Beitritt aufgefordert werden. 

Bei der Stellungnahme Hannovers zu den beiden be⸗ 
ſtehenden Zollverbänden war es kein Wunder, daß das König⸗ 
reich leicht für dieſen Plan gewonnen werden konnte. Hannover 
mußte ſeine bedeutendſte Einnahmequelle, den Tranſithandel 
„mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln zu fördern ſuchen“ 2), 
und die Abſicht Sachſens, einen Neutralitätsverein mit allen 
mitteldeutſchen Staaten zu gründen, der ſich ſowohl gegen den 
preußiſchen wie den ſüddeutſchen Verband wandte und deſſen 
Mitglieder dadurch verhindert wurden, ſich einem der beiden 
anderen anzuſchließen, kam dieſem Beſtreben zuſtatten; denn im 
Gebiete dieſes Vereins lag jene Handelsſtraße für „alle Waren, 
die zur See, beſonders von England“ kamen, und die von Ham⸗ 
burg über Harburg oder Lüneburg und von Bremen bis Frank⸗ 
furt geführt werden ſollten !“). 

Von beſonderer Wichtigkeit war es für Hannover, daß 
Heſſen⸗Kaſſel für dieſen Neutralitätsverein gewonnen wurde. 
Ein Anſchluß dieſes Landes an Preußen würde den hanno⸗ 
verſchen Tranſithandel in völlige Abhängigkeit dieſes Staates 
bringen und, da er den Beitritt der herzoglich ſächſiſchen Staaten 
und Heſſen⸗Naſſaus wahrſcheinlich nach ſich ziehen würde, Han⸗ 
nover gänzlich von dem Süden Deutſchlands trennen )). 

Die mitteldeutſchen Staaten traten zunächſt in Frankfurt 
am Main zu Verhandlungen zuſammen und ſchloſſen dort vor⸗ 
läufig die Frankfurter Deklaration am 21. Mai 1828. Im Sep⸗ 
tember 1828 erfolgte dann die endgültige Gründung des mittel⸗ 
deutſchen Vereins in Kaſſel nach kurzen, einmonatlichen Be⸗ 
ratungen. Dieſem Verein ſchloſſen ſich Sachſen, Hannover, Kur⸗ 
heſſen, Braunſchweig, Heſſen⸗ Homburg, Sachſen⸗Weimar⸗Eiſe⸗ 
nach, Sachſen⸗Altenburg, die reußiſchen Fürſtentümer, Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtadt, Bremen und Frankfurt an. 

!) Hermann von Petersdorff: Friedrich von Motz, Berlin 1918, Bd. 2, S. 168. 

) Hann. Def. 33 a, I, 12, 1, von Ompteda, 8. Januar 1828. 


3) Hann. Def. 83a, I, 12. 1, 21. März 1828. 
) Gann. Def. 83a, I, 12, 1, Bericht vom 25. März 1828. 


— 235 — 
a. Tendenz des mitteldeutſchen Handelsvereins. 


Als Zweck dieſes Vereins wurden im Artikel 1 angegeben 
„im Sinne des Artikel 19 der deutſchen Bundesakte, einen mög⸗ 
licht freien Verkehr und ausgebreiteten Handel, ſowohl in 
ſeinem Innern unter den Vereinsſtaaten ſelbſt als nach außen 
zu befördern“ 1). 


Hinſichtlich der Vereinsſtaaten wollte man dieſem Grund⸗ 
ſatz nachkommen durch bie Beſtimmung des Artikel 7, wonach fid) 
die Verbündeten verpflichteten, „die Tranſitabgaben für Waren, 
welche entweder aus einem Vereinsland kommen, oder beim 
Eintritt in einen zum Verein gehörenden Staat eines oder 
mehrere der übrigen Vereinslande ſchon berührt haben, im glei⸗ 
chen derjenigen, welche beim Wiederausgange aus einem Ver⸗ 
einsland in einen anderen zu dem Verein gehörenden Staat 
treten, einſeitig nicht zu erhöhen“ 2). 


Artikel 5 beſtimmte, daß die Straßen, welche die See⸗ 
küſten mit den Haupthandelsplätzen Deutſchlands, mit dem 
Rhein und mit dem Main, alſo mit Süddeutſchland und mit 
Elbe und Weſer verbanden, gebaut, und ſoweit ſie vorhanden 
waren, verbeſſert werden ſollten. Das Königreich Hannover 
kam dadurch in die außerordentlich günſtige und von ihm er⸗ 
wünſchte Lage, eine nur mäßigen Abgaben unterliegende bis 
Süddeutſchland führende, geſicherte Straße für ſeinen Durch⸗ 
fuhrhandel zu gewinnen. Da dies beſonders England für den 
Abſatz ſeiner Induſtriewaren in Deutſchland zu ſtatten kam, 
wurde es ein Grund für dieſen Staat, dem mitteldeutſchen Ver⸗ 
ein ſehr gewogen zu ſein und ihn nach Möglichkeit zu unter⸗ 
ſtützen 3). 


Daß jedoch dieſe Verkehrserleichterungen nicht die einzige 
Abſicht des Vertrages waren, kam im Artikel 4 zum Ausdruck, 
in dem die Mitglieder ſich verpflichteten, keinem Zollverband 
beizutreten. Dieſer Artikel war beſtimmt, die Vergrößerung des 


1) Hannoverſche Geſetzſammlung 1828, Abt. 1, S. 130, Nr. 30, Artikel 1. 
) Ebenda Artikel 7. 
5) Treitſchke, a. a. O., Bd. 5, S. 443. 
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preußiſch⸗heſſiſchen Zollvereins für die Dauer des mitteldeutſchen 
Vereins zu verhindern ). 

Die in dem zweiten Teil des Artikel 7 enthaltene Beſtim⸗ 
mung, nach der den Vereinsſtaaten das Recht vorbehalten war, 
gegenüber nicht zum Verein gehörenden Ländern den Tranſitzoll 
beliebig zu erhöhen, konnte ebenfalls nur gegen Preußen gerichtet 
fein, da man ja auf eine günſtige Handelsverbindung mit Gild- 
deutſchland großen Wert legte. 

In Preußen herrſchte über dieſe Abſichten des Vereins nicht 
der geringſte Zweifel, und der preußiſche Finanzminiſter von 
Motz ſtand ihm von Anfang an feindlich gegenüber ). 

Mucke bezeichnet den mitteldeutſchen Verein nicht nur als 
eine Demonſtration gegen Preußen, ſondern als einen direkten 
Angriff gegen das preußiſche Syſtem und als Mittel, unter An⸗ 
wendung hoher Tranſitzölle gegen Preußen dieſen Staat zu 
zwingen, entweder ſeine Zollverbindung mit Darmſtadt aufzu⸗ 
geben oder den Zolltarif ſo abzuändern: „daß damit jede Hoff⸗ 
nung auf jeden weiteren Staatenbeitritt für Preußen ſchwinden 
mußte“ 3). 


b. Hannovers Intereſſen innerhalb dieſes Vereins. 


Hannover legte als Mitglied des mitteldeutſchen Vereins 
das Hauptgewicht, wie ſchon erwähnt, auf die Sicherung ſeiner 
bisherigen Handelsſtraßen für den Durchfuhrverkehr. Andere 
Intereſſen wagte es wenigſtens nicht offen einzugeſtehen. 

Den Ständen teilte das Miniſterium den Vertrag „als 
lediglich zum Zweck, den Handelsverkehr zwiſchen den benach⸗ 
barten Staaten zu erleichtern und zu ſichern““) beſtimmt, mit. 

Der Hannoverſche Bevollmächtigte für den Kaſſeler Kon⸗ 
greß erhielt die Anweiſung: nachdem Hannover, „das durch 
ſeine geographiſche Lage an der See und an den Mündungen 

) Johann Richard Mucke: Zur Vorgeſchichte des Zollvereins, insbeſondere 
die Beſtrebungen des mitteldeutſchen Vereins gegen den preußiſchen Zollverein. 
Leipzig 1869, S. 38 ff. 

) Zimmermann, a. a. O., S. 54. 

) Mucke, a. a. O., S. 38 ff. 


*) Aktenſtücke der hannoverſchen Ständeverſammlung 4. Diät 1828, Heft 4, 
S. 122. 
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ber Elbe, Weſer und Ems, durch bie Nähe ber Hanſeſtädte durch 
ſeinen Handel und ſeinen Schiffahrtsbetrieb, ſelbſt durch den 
Zuſtand ſeines Gewerbes in ganz anderen Verhättniſſen wie die 
übrigen Staaten des Vereins ſich befinde eines ſeiner 
weſentlichſten Intereſſen: die ungeſtörte Erhaltung ſeines Tranſits 
ſich geſichert hat“, ſich lediglich abwartend zu verhalten und zu 
ſehen, was die anderen Staaten beſchließen würden 1). Vor 
allem wehrte Hannover ſich gegen die Abficht Sachſens, für 
feine Induſtrieerzeugniſſe freie Einfuhr in die Staaten bes 
mitteldeutſchen Handels vereins zu erlangen. 


Die Hanmoverſche Regierung erklärte fic) nicht einver⸗ 
ſtanden mit den Abſichten einiger Staaten, „beſonders Sachſens, 
dem Verein eine politiſche Tendenz beizulegen, beſonders den 
preußiſchen Handelsintereſſen entgegenzuwirken“ 2). Man fürch⸗ 
tete, die preußiſche Regierung durch Beſchlüſſe, die jid) direkt 
gegen ihr Intereſſe richteten, zu Gegenmaßregeln herauszu⸗ 
fordern, z. B. zur Anlegung von Chauſſeen, die dazu beſtimmt 
waren, den Durchfuhrhandel von Hannover abzuziehen 3). 


Daß Hannover im Grunde trotzdem das Recht ſich be⸗ 
wahren wollte, nötigenfalls gegen Preußen mit Retorſions⸗ 
zöllen vorzugehen, läßt ſich aus dem Vorbehalt entnehmen, 
unter dem es das Frankfurter Abkommen rattfizierte. 


Hannover fürchtete, daß es durch die Unterzeichnung der 
Artikel 2 und 3 des Frankfurter Vertrages ſich des Rechts, „ſich 
durch Repreſſalien gegen Preußen zu ſchützen“, begäbe ). In 
dieſen beiden Artikeln war nämlich vereinbart worden, daß die 
beſtehenden Tranſitabgaben nicht einſeitig erhöht werden ſollten, 
und „daß die Handels⸗ und Gewerbsintereſſen in Beziehung 
ſowohl auf die ſich untereinander gegenſeitig zu gewährenden 
Erleichterungen als auf etwaige mit anderen, zum Verein nicht⸗ 
gehörenden Staaten zu unterhandelnde darauf Bezug habende, 
Traktaten in gemeinſame Berathung zu ziehen und zu dieſem 


1) Hann. Deſ. 33 a, I, 12, 2, Inſtruktionen für von Grote. 5. Auguſt 1828. 
) Hann. Deſ. 33 a, I. 12, 3, Inſtruktionen für von Grote. 

3) Hann. Def. 33 a, I, 12, 1. 

) Hann. Deſ. 33 a, I. 12, 1. 29. Juli 1828. 
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Ende bis ſpäteſtens zum 15. Auguſt Kommiſſarien abzu⸗ 
ordnen“ 1), 

Hannover hatte dieſen beiden Artikeln gegenüber ſchon 
während der Frankfurter Verhandlungen erklärt, daß es „die 
Befugnis zu Durchgangszöllen auf Güter aus Staaten, die nicht 
zum Verein gehören würden, in andere Staaten dieſer Art, 
oder das Recht, das Intereſſe unſerer Staaten durch Anwendung 
von Repreſſalien gegen fremde Zollerhöhung zu ſichern, nicht 
aufgeben wollte“). 

Der Vorbehalt lautete .. daß durch ben S 2 bas 
Recht eines jeden einzelnen dem Verein beigetretenen Staates, 
diejenigen Waren, welche aus den nicht zum Verein gehörenden 
Staaten kommen und die, ohne einen Vereinsſtaat zu berühren, 
in einen nicht zum Verein gehörenden Staat gebracht werden, 
einſeitig mit höheren Tranſitabgaben zu belegen — und daß die 
Befugnis, einſeitig Retorſionsmaßregeln gegen auswärtige, nicht 
zum Verein gehörende Staaten zu ergreifen, im Fall, daß die 
dermalen in ihnen beſtehenden Tranſitoabgaben erhöht werden 
ſollten, — durch zweiten Artikel gedachter Deklaration nicht 
ausgeſchloſſen ſeyn können und endlich, daß durch den S 3 bas 
Recht eines jeden einzelnen Staats, mit den nicht zum Verein 
gehörenden Staaten Handelsverträge abzuſchließen, inſofern 
dieſelben 88 1 und 2 nicht zuwiderlaufen, nicht beſchränkt 
werden ſollten“ ). 

Dabei iſt ausdrücklich die Anweiſung vermerkt, daß hiervon 
bei den Kaſſeler Verhandlungen nicht abgegangen werden ſollte. 

Die Artikel 7 und 9 des Kaſſeler Vertrages wurden in 
dieſem Sinne gehalten. Treitſchke ſchreibt die Abfaſſung des 
Artikels 7 allein Hannover und dem Einfluß Englands zu ). 

Dieſer letzte Staat hatte ein großes Intereſſe an einer der⸗ 
artigen Geſtaltung der beiden Artikel, da damit die Möglichkeit 
gegeben war, dem preußiſchen Handel ſehr hinderlich zu werden, 


1) Hann. Deſ. 33 a, I. 12, 1. Betreff den von mehreren mitteldeutſchen 
Staaten unter dem 21. Mai 1828 zu Frankfurt a. M. abgeſchloſſenen Vertrag 
wegen Bildung eines Zollvereins. 

2) Hann. Deſ. 88a, I, 12, 1, Schreiben des Königs vom 29. Juli 1828. 

) Hann. Def. 38a, I, 12, 1, Vorbehalt zur Frankfurter Deklaration, 
29. Juli 1828. 

) Treitſchke, a. a. O., Bd. 3, S. 658. 
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und die Freiheit, mit fremden Staaten Handelsverträge abzu⸗ 
ſchlie ßen, zugunſten Englands ausgenutzt werden konnte. 

Die hohen preußiſchen Eingangszölle auf Manufaktur⸗ und 
Kolonialwaren und die Belaſtung des Tranſithandels hatten die 
Beſorgnis Englands, deſſen Exporthandel dadurch bedroht 
wurde, von Anfang an erweckt und waren geradezu als eine 
feindliche Maßnahme gegenüber dieſem Staat bezeichnet worden!). 

Der Ausdehnung des preußiſchen Zollvereins entgegen⸗ 
zuarbeiten, beſonders die freihändleriſchen norddeutſchen Küſten⸗ 
ſtaaten vom Beitritt abzuhalten und den engliſchen Waren einen 
möglichſt zollfreien Weg nach den großen deutſchen Meſſeſtädten 
Leipzig und Frankfurt am Main offen zu halten, war für Eng⸗ 
land von Wichtigkeit. 

Am 24. März 1828 ſchrieb der engliſche Geſchäftsträger in 
Frankfurt nach London, daß es den Ruin des engliſchen Handels 
in Deutſchland bedeuten würde, wenn es Preußen gelingen ſollte, 
Sachſen, Kurheſſen und Thüringen für ſich zu gewinnen, und er 
berichtete dann mit großer Erleichterung von den Bemühungen 
Sachſens um einen Freihandelsbund 2). 


Die verſchiedenen Zollgründungen in Deutſchland Ende der 
zwanziger Jahre und die Kämpfe um den Zollverein wurden 
von engliſcher Seite mit Anteilnahme verfolgt. 

Der engliſche Geſandte Addington, der dem Kaſſeler Kon⸗ 
greß beiwohnte, erwähnte dem Kurfürſten von Heſſen gegenüber, 
daß England den Fortſchritten des Vereins nicht gleichgültig 
gegenüberſtände ). Daß England feinen Einfluß auf das König⸗ 
reich Hannover, das ohnehin ähnlich gerichtete Intereſſen hatte 
und mit dem es in Perſonalunion ſtand, auszunutzen ſuchte, iſt 
verſtändlich, und „die Schaluppe Hannover folgte wie immer 
ihrem Schiffe“, wie Treitſchke es ausdrückt“). 


) Hans Precht: Englands Stellung zur Deutſchen Einheit 1848 und 1850. 
Beiheft 3 der Hiſtoriſchen Zeitſchrift, Berlin⸗München 1925, S. 18, aus einem 
Memorandum Lord Palmerſtons. 

*) J. H Clapham: Zollvereins Negotitations 1828 — 1865 aus Cambridge 
History of British Foreign Policy 1783 1913, edited by H. W. Ward 
und G. P. Gooch, Cambridge 1923, Volume 2, S. 466. 

*) S. H. Clapham, a. a. S., ©. 466. 

) Treitſchke, a. a. O.. Bd. 3, S. 653. 
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3. Preußens Maßregeln 
gegen den mitteldeutſchen Verein. 


a. Verſuch eines Handelsvertrages mit Hannover. 

Für Preußen war das Verhalten Hannovers von vorn⸗ 
herein nicht gleichgültig. Eine Vereinbarung mit dem Königreich 
hätte die notwendige Verbindung der preußiſchen öſtlichen und 
weſtlichen Provinzen hergeſtellt, und Preußen hätte Zugang zur 
Nordſee erlangt, der den mitteldeutſchen Staaten damit ver⸗ 
ſchloſſen würde, und wodurch dieſe ſchließlich zu einer Einigung 
mit Preußen genötigt worden wären. 

Ein Zuſammenſchluß Hannovers mit den mitteldeutſchen 
Staaten dagegen gefährdete die zollpolitiſchen Pläne Preußens 
erheblich. Preußen war deshalb bemüht, mit Hannover zu einer 
Verſtändigung zu kommen, bie dieſen Staat von anderen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verbänden fernhielt. Es ging von ſeinem Vorſatz ab, 
die Anregung zu Zoll- und Handelsvereinigungen von den 
anderen Staaten ausgehen zu laſſen, und bot Hannover im 
Frühjahr 1828, noch vor dem Abſchluß der Frankfurter Dekla⸗ 
tation, einen Handelsvertrag an 1). Einen vollſtändigen Zoll⸗ 
vereinsanſchluß hielt man wegen der wirtſchaftlichen und handels⸗ 
politiſchen Verſchiedenheit der beiden Länder nicht für geraten. 

Man wollte die Ausgleichung der Tarifſätze beider Zoll⸗ 
ſyſteme für überſeeiſche Waren bewirken, zwiſchen beiden Staaten 
ſollte für eine Anzahl Produkte Verkehrsfreiheit und außerdem 
ein gleiches Münz⸗ und Steuerſyſtem eingeführt werden. Von 
Motz verſprach auch, was für Hannover beſonders wichtig war, 
günſtige Straßen anzulegen, auf denen der Durchfuhrverkehr frei 
ſein ſollte. Braunſchweig und Oldenburg ſollten zum Anſchluß 
an das hannoverſche Zollſyſtem bewogen und damit ein größeres 
norddeutſches Wirtſchaftsgebiet hergeſtellt werden ). 

1) Treitichle, a. a. O., Bd. 3, S. 661. 

2) Petersdorff, a. a. O., Bd. 2, S. 135. 

Dieſes ſteht in einem Gegenſatz zu dem, was nach den Akten der hanno⸗ 
verſche Geſandte von Reden in Veranlaſſung von Motz berichtet hatte. Da aber 
von Reden auch noch von einem pro memoria des preußiſchen Finanzminiſters 
ſpricht, ſo iſt anzunehmen, daß ein ſolches an ihn ergangen iſt, wenn es auch in 
den Akten nicht vorgefunden wurde. Es hat jedenfalls von Petersdorff vorgelegen. 
So kann es erklärt werden, daß damals der Geſandte von Reden über andere 


Abſichten Preußens berichten konnte, während jetzt nur von einem Handelsvertrag 
die Rede war. 
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In Hannover lehnte man jedoch eine Verbindung mit 
Preußen, wie ſchon erwähnt wurde, von der nur Preußen Vor⸗ 
teil zu erwarten hatte, ab. Von Münſter ſchrieb am 12. Mai 
1828: „Soviel ſcheint mir aus der jetzigen Lage der Sache her⸗ 
vorzugehen, daß die gemachten Propoſitionen hauptſächlich zum 
Vortheil Preußens gereichen, und ob der Vortheil für Hannover 
etwa durch freieren Verkehr auf den Grenzen die Nachteile aus⸗ 
geglichen werden, welche im uberſchwemmtwerden mit preußiſchen 
Fabrikaten liegen, wird zu erörtern bleiben“ 1). 


Die Anſicht, daß von Motz den Handelsvertrag mit Han⸗ 
nover nur angeknüpft habe, um dieſes Land von der Ver⸗ 
einigung der mitteldeutſchen Staaten zurückzuhalten, wurde von 
hannoverſchen Staatsmännern mehrfach ausgeſprochen. 


Wie wichtig Preußen eine Verſtändigung mit Hannover 
war, zeigte, daß jenes im Jahre 1828, als das Königreich bereits 
Mitglied des von von Motz mit allen Mitteln bekämpften mittel⸗ 
deutſchen Vereins war, ſich wieder zu einem Handelsvertrag be⸗ 
reit zeigte, durch den für Hannover der Verkehr auf alle Weiſe 
erleichtert werden ſollte, in der Hoffnung, daß dann auch die 
anderen Staaten zu einem Anſchluß an Preußen geneigt ſein 
würden ). 

Hannovers Unterzeichnung der Frankfurter Deklaration 
brachte die Pläne von Motz's, der gehofft hatte, mit deſſen Hilfe 
eine Verbindung der beiden getrennten Gebiete Preußens her⸗ 
zuftellen, zum ſcheitern. Wie er dem hannoverſchen Miniſter 
von Ompteda in großer Erregung erklärte, faßte er den Beitritt 
Hannovers zu der Vereinigung der mitteldeutſchen Staaten als 
eine Feindſeligkeit gegen Preußen auf, damit würden die 
Staaten, die ſonſt zu einem Anſchluß an den Zollverein geneigt 
geweſen wären, mm auch davon abgehalten. Er erkenne bie Ab⸗ 
ſicht, den Handel um die preußiſchen Staaten herumzuleiten und 
ihn Preußen ganz zu entziehen. Preußen aber habe die Macht, 
den Handel der mitteldeutſchen Staaten zu vernichten und werde, 


) Hann. Deſ. 33 a, I, 12, 1, Kabinettsminiſter von Münſter an den Herzog 
und Kollegen, 12. Mai 1828. | | 
) Hann. Def. 92, XXX, II, 19, I, von Reden 1829. 


16 
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ſobald ber mitteldeutſche Handelsverein zuſtande gekommen fei, 
einen Straßenkrieg beginnen ). 


b. von Motz's Straßenpolitik. 

Von Motz leitete dieſe Abſicht alsbald in die Wege, und 
ſuchte Handels verbindungen zu ſchaffen, die den Tranfithandel 
den mitteldeutſchen Staaten, beſonders Hannover und Kurheſſen, 
entziehen und möglichſt durch preußiſches Gebiet führen ſollte. 

Dem hannoverſchen Miniſter von Ompteda erklärte er, 
daß er, nachdem Hannover dem Frankfurter Verein beigetreten 
fei, „von den Eröffnungen betreffs Chauſſeen keinen Gebrauch 
mehr machen werde, ſondern von jeder neuen Chauſſee verbindung 
mit Hannover abſtrahiert habe“ ). 

Seine Abſicht, „Magdeburg zum Hauptſtapelplatz zwiſchen 
Hamburg und Lübeck einerſeits und dem ſüdlichen Deutſchland 
andererſeits (zu) machen und die Waren unter Umgehung des 
hieſigen Landes auf der Elbe oder auf einer auf dem rechten 
Elbufer anzulegenden Straße dorthin zu führen“, und feinen 
Plan, „die Stadt Minden durch eine Eiſenbahn mit dem Rhein 
zu verbinden und den Handel, welcher bisher von Bremen aus 
zu Lande durch das hieſige Gebiet dorthin führte, nötigenfalls 
vermittels der Weſer uns zu entziehen und ſich anzueignen“ 5), 
erregte im hannoverſchen Miniſterium keine geringe Beſorgnis. 

Gleichzeitig drohte dem norddeutſchen Tranſithandel Ge⸗ 
fahr durch ein Abkommen zwiſchen Preußen und den Nieder⸗ 
landen über die Rheinſchiffahrt, deſſen ungünſtige Wirkung man 
in Hannover ſchon während der preußiſch⸗niederländiſchen Ver⸗ 
handlungen fürchtete“), da dadurch für die weſtkichen preußiſchen 
Provinzen und für Süddeutſchland freier Verkehr auf dem 
Rhein bis zur Nordſee ermöglicht wurde. 

Mit dem bayriſch⸗ württembergiſchen Zollverein war es 
von Motz gelungen, am 27. Mai 1829 einen Handels vertrag ab- 


1) Hann. Del. 33 a, I, 12, 1, von Ompteda an Herzog und Kollegen, 
24. Mai 1828. | 

*) Hann. Def. 838, I, 12, 1, von Ompteda an Herzog und Kollegen, 
28. Juli 1828. 

5) Hann. Def. 33 a, I, 12, 5, Bericht an von Münſter, 18. Wugnft 1829. 

) Hann. Def. 338, I, 12, 1, Roſe an den Bürgermeiſter Smid in Bremen, 


29. Februar 1828. 
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zuſchließen, der den mitteldeutſchen Handelsverein in große Be⸗ 
drängnis brachte, da einige ſeiner Mitglieder dadurch noch mehr 
eingeengt wurden als bisher, und ihnen durch die Begiin- 
ſtigungen, die der ſüddeutſche Zollverein den preußiſchen Fabri⸗ 
katen gewährte, ber Abſatz auf dem bayriſch⸗ württembergiſchen 
Markt verſchloſſen wurde !). 

Das nüdjte Ziel des preußiſchen Finanzminiſters war es, 
die beiden verbündeten Zollvereine von dem mitteldeutſchen 
Handelsverein, der ſie trennte, unabhängig zu machen und eine 
geographiſche Verbindung zwiſchen den beiden erſteren herzuſtellen. 

Es gelang ihm, mit zwei Mitgliedern des mitteldeutſchen 
Handelsvereins, mit Coburg - Gotha und mit Meiningen, einen 
Vertrag zuſtande zu bringen, in dem beide Staaten ſich bereit 
erklärten, mit preußiſcher finanzieller Unterſtützung Handels⸗ 
ſtraßen durch ihr Gebiet herzuſtellen, auf denen der Durch⸗ 
fuhrverkehr freigegeben werden ſollte. Damit war bie Ver⸗ 
bindung zwiſchen Bayern und Preußen hergeitellt?). 

Dies bedeutete eine ſchwere Schädigung des mitteldeutſchen 
Handelsvereins, dem dadurch der Durchfuhrhandel völlig ent⸗ 
zogen werden konnte. 

In Hannover rief dieſe Abmachung große Beſtürzung her⸗ 
vor. Der Handelsweg durch den mitteldeutſchen Verein war noch 
immer mannigfachen Kontrollen und Abgaben unterworfen, 
während die von Hamburg kommenden Waren jetzt auf der Elbe 
bis Magdeburg, und nachdem ſie einmal in den preußiſchen 
Staat gelangt waren, zollfrei und ohne weitere Beläſtigung 
bis nach Bayern gebracht werden konnten. In Hannover bez 
fürchtete man, daß dieſer letzte Vorteil den Nachteil des ge⸗ 
ringen Umwegs, den dieſe neue Handelsſtraße mit fi) brachte, 
aufheben würde *). 

Auf dem zweiten, von Juni bis Oktober in Kaſſel tagenden 
Kongreß des mitteldeutſchen Handelsvereins zeigte ſich der Er⸗ 
folg ber Motz'ſchen Politik. 

Treitfchle beſchreibt die Zuſammenkunft als ein Bild 
„vollendeter Ratloſigkeit und ohnmächtigen Grolles“ ). Der 
y Dann. Hann. Def. 83 a, I, 12, 4, Bericht an von Grote, 17. Juli 1829. 

) Zimmermann, a. a. O., 6 55. 

) Hann. Def. 33 a, I, 12 4, von Grote. 


4) Treitſchke, a. a. O., Bd. 8 S. 676. ve 
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bis 1834 feftgelegte Vertrag wurde zwar bis 1841 verlängert, 
aber es zeigte ſich bei allen Staaten wenig Vertrauen zu feiner 
ferneren Lebensfähigkeit. Man [ab ein, daß der Vertrag in ber 
bisherigen Form nicht fortbeſtehen könnte, und daß den „bis⸗ 
herigen größtenteils negativen Verabredungen einige pofitive 
hinzugefügt werden miifjen, wenn der Verein erhalten bleiben 
ſoll“ 1), und um feinem Vorgehen gegen Preußen und Bayern 
einigen Nachdruck verleihen zu können. 


Während der Verhandlungen zeigte ſich der geringe Zu⸗ 
ſammenhalt der teilnehmenden Staaten. Uber bie Art und Weiſe 
eines Vorgehens gegen Preußen konnte keine Einigkeit erreicht 
werden. Hannover widerſetzte jid) energiſch einem vom König⸗ 
reich Sachſen und Sachſen⸗Weimar geforderten Prohibitioſyſtem 
gegen Preußen und zog dieſem den angedrohten Austritt der 
kleineren ſächſiſchen Staaten vor?). 


Hannover fürchtete nämlich, daß der Weg, den der Durch⸗ 
fuhrhandel nach der Auflöſung des Vereins nehmen würde, von 
den Beſtimmungen Preußens abhängig werden würde, und hielt 
deshalb das Fortbeſtehen des Vereins „in feſterer Begründung, 
wenn auch in geringerer Ausdehnung“ für unbedingt erforder⸗ 
lid) 5). | 

Es ſuchte Rückhalt in einer Vereinigung mit Kurheſſen, 
Braunſchweig und Oldenburg zu einem gemeinſamen Zoll⸗ 
und Steuerſyſtem, damit wurde ein von der Nordſee bis Süd⸗ 
deutſchland reichendes zuſammenhängendes Wirtſchaftsgebiet ge⸗ 
ſchaffen. 

In einem Bericht an den Kabinettsminiſter von Münſter 
wurden die hannoverſchen Intereſſen in einem ſolchen Verein für 
völlig geſichert erklärt, ſo daß es für Hannover gleichgültig 
werden würde, ob die übrigen Staaten noch am mitteldeutſchen 
Verein feſthielten oder nicht; die Straßen, die den Verkehr 
zwiſchen den weſtlichen und öſtlichen Provinzen Preußens ver⸗ 
mittelten, führten dann allein durch das Gebiet dieſes Vereins, 
der es dadurch auch in der Hand hatte, die zur Erhaltung des 


1) Hann. Deſ. 33a, I, 12, 4, von Grote an den Herzog, 17. Juli 1829. 
) Hann. Def. 33a, I, 12, 5, an von Grote. 
) Hann. Def. 33 a, I, 12, 4, von Grote, 25. Juni 1829. 
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Tranſits von Norden nad) Süden notwendigen Bedingungen 
von Preußen zu erlangen). 

Am 18. März 1830 wurde der Vertrag in Einbeck abge⸗ 
ſchloſſen, in dem Hannover, Braunſchweig, Kurheſſen und Olden⸗ 
burg jid) zu einem gemeinſamen Grenzzoll⸗ und Verbrauchs⸗ 
ſteuerſyſtem verpflichteten?). Ehe dieſer Vertrag jedoch zur 
Ausführung gelangte, hatte Kurheſſen mit Preußen Verhand⸗ 
lungen angeknüpft, die im Auguſt 1830 zu Kurheſſens Anſchluß 
an den Zollverein führten. 


c. Auflöſung des mitteldeutſchen Handelsvereins. 


Der Abfall Kurheſſens bedeutete das Ende des mittel⸗ 
deutſchen Handelsvereins. Preußen hatte geſiegt. Es erreichte 
die erſehnte Verbindung ſeiner Provinzen, der Zuſammenhang 
der Staaten des Zollvereins, den zu verhindern die Abſicht 
des mitteldeutſchen Handelsvereins geweſen war, wurde her⸗ 
geſtellt, während die Mitglieder des mitteldeutſchen Handels⸗ 
vereins von einander getrennt und Sachſen und Thüringen von 
den Nordſeehäfen gänzlich abgeſchnitten wurden. Preußen hatte 
es jetzt in der Hand, Beſtimmungen für die Handelsſtraßen ſo⸗ 
wohl vom Norden nach dem Süden als von Oſten nach Weſten 
zu treffen. Hannover ſah ſein Hauptintereſſe bedroht. Der 
Tranſit von dem Oſten nach dem Weſten Preußens ging jetzt 
durch Kurheſſen, und der Durchfuhrhandel nach Süddeutſch⸗ 
land wurde durch die hohen Tranſitzölle, die in Kurheſſen 
eingeführt wurden, ſehr erſchwert. 

Hannover ſuchte Hilfe beim Bundestag. Gemeinſam mit 
Braunſchweig, Oldenburg, Naſſau, Bremen und Frankfurt er⸗ 
hob es im Sommer 1832 Beſchwerde bei dieſem Organ des 
Deutſchen Bundes über Kurheſſens Vertragsbruch und forderte 
Aufhebung der Zollvereinigung Heſſens und Preußens und die 
Wiederherſtellung der früheren heſſiſchen Durchgangszölle ö). 

Zugleich ſtellte es, von Sachſen unterſtützt, den Antrag auf 
Wiederaufnahme der Verhandlungen über Artikel 19 der 


1) Hann. Deſ. 33 a, I, 12, 5. Bericht an von Münſter, 18. Auguſt 1829. 

2) Hann. Deſ. 33 a, I, 14, 1. 

3) Wilhelm von Haſſell: Geſchichte des Königreichs Hannover, 2 Bände. 
Leipzig 1899, Bd. 1, S. 347. 
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Bundesatte. Es verlangte beſonders, daß die auf dem Wiener 
Kongreß ausgeſprochenen Grundſätze für freie Flußſchiffahrt 
in Bezug auf Handel und Verkehr auch auf Landſtrahen ange 
wendet werden ſollten, und daß für die Durchfuhrabgaben ein 
Maximum für alle Staaten gleichmäßig feſtgeſetzt werden ſollte 1). 

Faſt alle Staaten Deutſchlands und auch Oeſterreich waren 
auf Seiten Hannovers und befürworteten den Antrag, der ins⸗ 
geheim „für einen Schachzug gegen den Zollverein“ 2) ange⸗ 
ſehen wurde. Zu einer Entſcheidung kam es jedoch nicht, da 
Oeſterreich ſich plötzlich zurückzog, und die Erledigung der Frage 
hingezögert wurde, bis 1834 der Vertrag des mitteldeutſchen 
Handelsvereins abgelaufen war, und er damit hinfällig wurde. 

Preußen gelang es, am 22. März 1833 mit Bayern und 
Württemberg einen vollſtändigen Zollvertrag abzuſchließen. 
Sachſen folgte am 30., die thüringiſchen Staaten am 31. Mai 
1833, 1835 und 1836 kamen dann noch weitere Verträge mit 
Baden, Naſſau und Frankfurt zuſtande. 


III. 


Hannover in führender Stellung im Stenerverein 
gegenüber dem Zollverein. 


1. Gründung bes Steuer vereins, 
Konflikt mit Braunſchweig, 
Braunſchweigs Austritt aus dem Steuerverein. 


Hannover konnte ſich zu einem Beitritt zum Zollverein nicht 
entſchließen, es wollte nicht die „hohen Eingangsabgaben, die 
nicht mit dem völlig freien Verkehr“ übereinſtimmten, an⸗ 
nehmen ). Das Zollſyſtem des Königreichs Hannover ſchien 
gleichwohl ſehr reformbedürftig. Die vorhandenen Eingangs⸗ 
zölle waren für das Gedeihen der Gewerbebetriebe nicht aus⸗ 
reichend. Von den Ständen wurde die Notwendigkeit aner⸗ 
kannt: „Durch das Annehmen eines gemäßigten Schutz⸗ und 
Prohibitivoſyſtems und die dazu führende ſchleunige Reviſion 


1) Mucke, a. a. O., S. 59. 
) Treitſchke, a. a. O., Bd. 4, S. 389. 
) Hann. Def. 33a, I, 19, 1. 
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und allgemeine Verbeſſerung bes Eingangsſteuer⸗ und Zoll⸗ 
tarifs, fid) felbft zu helfen und zu ſchützen“, da das „Aus⸗ 
ſchließungsſyſtem der Nachbarſtaaten (zu) dem Verfall des hanno⸗ 
ſchen Gewerbes, ungeachtet der in hohem Maße günftigen Lage 
des Landes“, führen mußte !). Die bei den Ständen einge⸗ 
laufenen Petitionen wegen Erhöhung der Eingangsabgaben 
wurden von dieſen befürwortet. 

Eine Vereinigung Hannovers mit anderen Staaten und 
damit eine Vergrößerung des Marktgebietes ſchien zur Erhal⸗ 
tung des Gewerbes erforderlich. Die Stimmung ber Bevölke⸗ 
rung war in jener Zeit nicht unbedingt gegen den Anſchluß an 
den Zollverein. Die Stände beantragten bei der Regierung: 
falls der Einbecker Vertrag nicht durchführbar ſei, ſollte in 
Erwägung gezogen werden, ob nicht andere Unterhandlungen 
wegen eines gemeinſchaftlichen und ausgedehnten Steuer⸗ und 
Zollverbandes ſich anknüpfen laſſen könnten 2). Das deutete auf 
einen Anſchluß an das preußiſche Zollſyſtem hin. In einer 
Sitzung der Ständeverſammlung wurde deutlich ausgeſprochen, 
daß man der Regierung den Antrag ſtellen ſollte, daß: „auf 
anderweite Handels⸗ oder Steuerverbindungen mit anderen 
Staaten und namentlich mit Preußen Bedacht genommen werden 
möge“ ). Unter den bei den Ständen eingegangenen Petitionen 
waren die, die ſich für den Anſchluß Hannovers an Preußen 
einſetzten, ebenſo zahlreich wie die, die ſich gegen ihn wandten. 

Die hannoverſche Regierung hatte von verſchiedenen Zoll⸗ 
direktoren Gutachten über die Zweckmäßigkeit eines Anſchluſſes 
an Preußen eingefordert, vor allem ſollte die Stellungnahme 
der Bevölkerung durch ſie in Erfahrung gebracht werden. 

Der Zolldirektor des Bezirks Einbeck berichtete, daß dort 
die Stimmung faſt durchgehend für die Vereinigung mit Preu⸗ 
Ben wäre, man ſähe darin einen erſten Schritt zu einem Zu⸗ 


1) Sitzungsprotokolle der Ständeverſammlung, 4. Landtag, 2. Kammer, 
194. Sitzung, 16. Februar 1833. 

) Altenftüde der allgemeinen Ständeverſammlung des Königreichs Oan. 
nover, 6. Diät, Hannover 1831, S. 624. Erwiderung der Stände an könig⸗ 
tiches Kabinettsminiſterium vom 20. Junius 1831, die Veränderung des Ein- 
gangsſteuertarifs betreffend. 

9) Sitzungsprotokolle der Ständeverſammlung, 8. allgemeiner Landtag, 
2. Kammer, 7. Sitzung, 15. März 1831. 


— 248 — 


ſammenſchluß ganz Deutſchlands in betreff der Zoll⸗ unb 
Steuerſyſteme. In den Zollgrenzen innerhalb Deutſchlands und 
in der ſtarken überſeeiſchen Einfuhr erkannte man die Urſache 
des allgemein beklagten Stillſtandes des Gewerbes. Doch 
fehlte es nicht an Gewerbezweigen, die gegen einen Anſchluß 
an Preußen waren, und die die Konkurrenz der weiter ent⸗ 
wickelten preußiſchen Induſtrie und die Verteuerung ber Kolo⸗ 
nialwaren fürchteten 1). 

Für den Bezirk Lüneburg wurden die Meinungen als ſehr 
verſchieden dargeſtellt. Die Stimmung für den Anſchluß wäre 
oft lediglich „ein Widerhall des Zeitgeiſtes“ und der allgemein 
verbreiteten Anſicht, daß Handel und Gewerbe Deutſchlands 
infolge der verſchiedenen Abgabeſyſteme innerhalb des Reiches 
darniederlägen, während die Stimmung gegen den Zollverein 
ihren Grund vielfach nur in der Abneigung gegen Preußen und 
in der Furcht vor den dort beſtehenden hohen Abgaben hatte. 
Gegen den Zollverein wurde eingewendet, daß der Anſchluß an 
das preußiſche Zollſyſtem den freien Verkehr Hannovers mit 
dem Ausland hinderte und ihm nur den mit dem Zollverein 
offen laſſe 2). 

Die Verfaſſer dieſer beiden Gutachten rache ſich nicht 
unbedingt gegen den Anſchluß an den Zollverein aus und hielten 
die Bedrohung des hannoverſchen Gewerbes durch die preu⸗ 
ziſche Konkurrenz nicht für fo gefährlich. Von anderer Seite 
dagegen wurden mehr Nachteile in der Vereinigung Hannovers 
mit dem Zollverein geſehen. Von der Aufhebung ber Zoll⸗ 
grenzen würde Hannover weniger Nutzen haben als Preußen, 
da die hannoverſche Ausfuhr hauptſächlich ſeewärts ging, und 
nur Pferde und Leinengarn nach Preußen ausgeführt wurden. 
Auf den Speditionshandel würde der Anſchluß an Preußen 
zwar wenig Einfluß haben, dagegen drohte nach dem Wegfall 
der hannoverſchen Eingangsabgaben die dann erfolgende 
Einfuhr von preußiſchen Fabrifwaren die geringe und ſchwache 
hannoverſche Induſtrie zu ſchädigen. Die Tuchfabrikation 


) Hann. Def. 33a, I, 5, Bericht des Zolldirektors Hüpeden zu Einbeck, 

30. November 1831. 
2) Hann. Def. 33a, I, 5, Bericht des Zolldirektors Hagemann, Lüneburg. 

4. 8 1831. 
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bedurfte zu ihrer Erhaltung ſowieſo ſchon höherer Zölle, bie 
Gerberei, die trotz der in Hannover im Überfluß vorhandenen 
Gerbmaterialien auf keiner beſonders hohen Stufe ſtand, mußte 
durch die Konkurrenz der Malmedier und Mainzer Induſtrie 
gänzlich vernichtet werden. Der in Hannover nicht unbedeutende 
Handel mit engliſchen Manufakturwaren würde bei den hohen 
Einfuhrſteuern, die der Zollverein mit ſich bringen würde, nicht 
mehr exiſtieren können, und damit wäre allein in der Haupt- 
ſtadt Hannover der Ruin von zehn Großkaufleuten herbei⸗ 
geführt. Die Ausfuhr der hannoverſchen Wolle nach England 
würde nicht imſtande fein, die hohen Ausfuhrzölle des Zoll⸗ 
vereins auf dieſes nicht unweſentliche landwirtſchaftliche Erzeug⸗ 
nis des Königreichs Hannover zu tragen 1). 


Für die Belange des Königreichs Hannover ſchien eine 
wirtſchaftliche Vereinigung des nordweſtlichen Deutſchlands, 
Hannovers, Braunſchweigs und Oldenburgs unter Annahme 
eines gemeinſamen Zoll- und Steuerſyſtems vorteilhafter, ba- 
durch wurde ein zuſammenhängendes Zollgebiet geſchaffen, das, 
durch die Lage zu den Nordſeehäfen begünſtigt, unabhängig 
vom Zollverein beſtehen konnte. 

Mit Braunſchweig kam trotz der Neigung, die dieſes Land 
bei der Begründung des mitteldeutſchen Handelsvereins zu einer 
Vereinigung mit dem preußiſch⸗-heſſiſchen Zollverein gehabt 
hatte, ein Zollvertrag am 1. Mai 1834 zum Abſchluß. Das 
war für Hannover von Wichtigkeit; denn Braunſchweig ſtand in 
enger Handelsbeziehung zu dem Königreich. Die meiſten han⸗ 
noverſchen Tranſitſtraßen führten auf Braunſchweig zu, und die 
Erzeugniſſe dieſes Landes wurden über Harburg und Lüne⸗ 
burg ausgeführt. Dem Vertrag lagen die Beſtimmungen des 
Einbecker Abkommens zugrunde. Die Zollgrenze zwiſchen beiden 
Staaten wurde aufgehoben, und ein gemeinſames Eingangs-, 
Durchgangs⸗, Ausgangs⸗ und Verbrauchsabgabenſyſtem ein⸗ 
geführt. Bei der Feſtſetzung der Zollſätze hatte man die Be— 
lange des Gewerbes berückſichtigt, doch blieben die Eingangs⸗ 
zölle ſehr niedrig, der wirtſchaftlichen Lage des mehr fonju- 


) Hann. Dei. 33 a, I, 5, Gutachten des Kaufmanns Grupen, Hannover, 
3. Oktober 1831. 
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mierenden als produzierenden Königreichs gemäß. Die Zoll⸗ 
einnahmen wurden wie im Zollverein nach der Kopfzahl verteilt. 

Die Vereinigung mit Oldenburg war für Hannover be⸗ 
ſonders wünſchenswert, da dort kaum Induſtrie vorhanden war, 
und die Hannoverſche die Oldenburgs „bei weitem übertraf an 
Zahl und Umfang“; daher drohte von dort fein Wettbewerb, 
indes ein Abſatzgebiet für hannoverſche Gewerbeerzeugniſſe ge⸗ 
wonnen wurde 1). 

Die Verhandlungen mit Oldenburg waren jedoch lang⸗ 
wierig, da bei den dort beſtehenden ſehr niedrigen indirekten 
Abgaben die Annahme des hannoverſchen Grenzzollſyſtems 
Schwierigkeiten machte). Sie führten erſt am 7. Mai 1837 
zu dem Beitritt Oldenburgs zum Hannover⸗Braunſchweigiſchen 
Steuerverein, zu dem im folgenden Jahr noch Schaumburg⸗ 
Lippe hinzukam. 

Mit Preußen kam 1837 ein Zollkartellvertrag zuſtande, 
dem zufolge von Braunſchweigiſchem und Hannoverſchem Gebiet 
umgebene Teile Preußens dem Steuerverein, einige Enklaven 
Hannovers und Braunſchweigs dem Zollverein angeſchloſſen 
wurden, und der außerdem Verkehrserleichterungen und Maß⸗ 
nahmen gegen den Schleichhandel zum Inhalt hatte). Im 
Dezember 1840 wurde dieſer Vertrag von Hannover jedoch be⸗ 
reits wieder gekündigt, weil es einige Veränderungen für uner⸗ 
läßlich hielt. 

Der Steuerverein war bis 1841 feſtgelegt worden, und 
deſſen Verlängerung von Braunſchweig im Dezember 1840 
unterzeichnet, Braunſchweig verlangte bei dieſer Gelegenheit 
bie Einſtellung des Baues einer zwiſchen Hannover und Preu- 
ßen verabredeten Straße von Uelzen nach Salzwedel, die mit 
einer anderen, nach Magdeburg führenden, in Verbindung 
ſtand. Hannover hatte ſich dazu verſtanden, um der drohenden 
Konkurrenz der preußiſchen Straße auf dem rechten Elbufer zu 
begegnen. Braunſchweig dagegen ſah durch dieſe Abmachung 
ſeine alte Handelsſtraße nach Hamburg in Gefahr und be⸗ 
hauptete, die Konkurrenz des öſtlich von ihm gelegenen Magde⸗ 


) Hann. Bef. 33a, I, 14, 1. 
) Der große Zolloerein deutſcher Staaten und der Hannover ⸗Oldenburgiſche 
Steuerverein, eine Staatsſchrift mit Belegen. Hannover 1814, S. 11. 
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burgs nur dann aushalten zu können, wenn es dieſen alten be⸗ 
quemen Handelsweg ungeſtört durch den neuen Plan behielte !). 

Die Erfüllung dieſes Wunſches wurde von dem hanno⸗ 
verſchen Bevollmächtigten zunächſt zugeſagt. Später aber gab 
der König Ernſt Auguſt ſeine Zuſtimmung nicht dazu. Dies 
nahm Braunſchweig zum Anlaß, [einem Austritt aus dem 
Steuerverein zu erklären und bei Preußen ſeinen Eintritt in den 
Zollverein zu beantragen 7. 


2. Hannovers Verhandlungen mit Preußen 
über feinen Anſchluß an den Zollverein. 


a. Hannovers Forderungen. 

Für Preußen kam dieſer Antrag ſehr überraſchend, und 
der Braunſchweigiſche Bevollmächtigte fand zunächſt wenig Ent⸗ 
gegenkommen; denn ein Anſchluß Braunſchweigs ohne Hannover 
bedeutete für Preußen keinen Gewinn. Preußen aber wollte 
nicht von dem Grundſatz des Zollvereins abweichen, „keinem 
deutſchen Bundesſtaat, welcher den Beitritt begehrt, ſich zu 
verſchließen“ ). Es hielt auch eine Iſolierung Braunſchweigs 
in Anbetracht des dann ſehr wahrſcheinlich ſich entwickelnden 
Schleichhandels für nicht angebracht), und erklärte fid) deshalb 
ſchließlich zur Aufnahme bereit. 

Im Steuerverein war man keineswegs begeiſtert von 
dieſen Abſichten Braunſchweigs. Der hannoverſche Miniſter 
von Schele ſchrieb am 17. Juli 1841 an das preußiſche Mini⸗ 
ſterium der auswärtigen Angelegenheiten: „Durch die diesſeitige 
Steuer⸗Vereinigung waren bisher Landestheile miteinander ver⸗ 
bunden, welche, wenn man auch nur ihre geographiſche Lage 
betrachtet, von der Natur auf eine Vereinigung dringend hinge⸗ 
wieſen Jind, deren Verkehrsverhältniſſe aber überdies jo inein⸗ 
andergreifen und miteinander verwebt ſind, Dak aus einem 
Zerreißen dieſer Verbindung notwendig ein widernatürlicher 
Y Der Anſchluß Braunſchweigs an den Zollverein, deſſen Gründe und 
. nüdften Folgen. Eine Staatsſchrift, Braunſchweig 1844, S. 66. 

) Haſſell, a. a. O., Bd. 1, S. 469. 
3) Belege zu der Hannoverſchen Staatsſchrift: Der große Zollverein deutſcher 


Staaten und der hannoverſch⸗oldenburgiſche Steuerverein. S. 4, Anlage 2. 
) Treitſchke, a. a. O., Bd. 5, S. 443. 
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Zuſtand hervorgehen muß. Dieſe Vereinigung war aus dem Be⸗ 
dürfniſſe eines freien Verkehrs unter befreundeten, innig ver⸗ 
bundenen Staaten hervorgegangen und begann, wenngleich in 
geographiſch beſchränkteren Gränzen dieſelben wohlthätigen Fol⸗ 
gen zu verbreiten, welche über einen größeren Theil Deutſch⸗ 
lands durch den großen Zollverein verbreitet worden ſind“ 1). 
Durch Braunſchweigs Austritt aus dem Steuerverein ent⸗ 
ſtanden äußerſt verwickelte Grenzverhältniſſe, da der Braun⸗ 
ſchweigiſche Harz⸗Weſerkreis bie Fürſtentümer Göttingen, Gru⸗ 
benhagen von dem Königreich Hannover faſt völlig abſchnitt, 
erſterer dagegen durch Hannoverſches Gebiet von dem Braun⸗ 
ſchweigiſchen Hauptland getrennt wurde. Hannover lag ſehr 
viel daran, den Harz⸗Weſerkreis im Steuerverein zu behalten. 
Es erklärte ſich bereit, das Zollkartell, deſſen Vorteile haupt⸗ 
ſächlich auf preußiſcher Seite in der Verminderung des Schleich⸗ 
handels lagen, zu erneuern, unter der Vorausſetzung, daß „die 
Aufnahme Braunſchweigs in den großen Zollverein nicht unter 
Modalitäten erfolgen werde, welche dem diesſeitigen Steuerver⸗ 
bande den Verkehr und die Controlle auf eine den heilſamen 
Zwecken jener Verträge entgegenlaufende Weiſe erſchweren und 
ſomit die Motive der Erneuerung desſelben ſchwächen, viel⸗ 
leicht ſogar völlig beſeitigen konnten“ 2), worunter bie Belaſſung 
des Harz⸗Weſerkreiſes beim Steuerverein zu verſtehen war. 
Preußen machte zunächſt den von Hannover abgelehnten 
Vorſchlag, die Fürſtentümer Göttingen und Grubenhagen dem 
Zollverein anzuſchließen, war dann aber zu einer Vermittlung 
bei Braunſchweig bereit, daß dieſes ſeinen Harz⸗Weſerkreis für 
das Jahr 1842 noch beim Steuerverein beließ. Dies geſchah 
unter der Bedingung, daß Hannover die Zuſage erteilte, „die 
Verhandlungen wegen ſeines Beitritts zum Zollverein bald 
thunlichſt zu veröffentlichen und dadurch jenen Beitritt ſelbſt vor⸗ 
zubereiten“ 3). Dazu erklärte Hannover ſich bereit. Am 
2. Auguſt 1842 wurde der preußiſchen Regierung „eine Zu⸗ 
ſammenſtellung von acht Punkten“ überſandt, welche die Grund⸗ 
lage der Anſchlußverhandlungen bilden, und von deren Erfül⸗ 


1) Belege zur Hannoverſchen Staatsſchrift, a. a. O., S. 7, Anlage 3. 
7) C benba, S. 1, Anlage 1. 
3) Ebenda, ©. 28, Anlage 9a. 
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lung die weiteren Anſchlußverhandlungen abhängig gemacht 
wurden, denn es konnte ein „erwünſchtes Reſultat der Verhand⸗ 
lungen nur dann erwartet werden, wenn die Zollvereinsſtaaten 
ſich entſchließen follten, auf die eigentümlichen Intereſſen und 
Verhältniſſe des diesſeitigen Steuervereins eine wefntliche 
Rückſicht zu nehmen“ 1). | 
Die acht Punkte betrafen ?): 
1. Die Erleichterung der Zollkontrolle an den Grenzen. 


2. Die Ermäßigung mehrerer Poſitionen des Zolltarifs, 
worunter hauptſächlich die von Preußen beſonders hoch be⸗ 
ſteuerten Kolonialwaren zu verſtehen waren. Die Erfüllung 
dieſes Wunſches wurde als ſehr weſentlich angeſehen, da ein 
Grund der von der Regierung bei den Einwohnern feſtgeſtellten 
Abneigung gegen den Anſchluß in der Verteuerung des Konſums 
dieſer Gegenſtände durch die hohe Beſteuerung des Zollvereins 
zu ſuchen war. 

3. Die unveränderte Beibehaltung des bisherigen hannover⸗ 
ſchen Salzdebits. | 

4. Die Bewilligung eines Präcipuums. Dieſe Forderung 
wurde damit begründet, daß die Konſumtion ausländiſcher Ar⸗ 
tikel im Gebiete des Hannover⸗Oldenburgiſchen Steuervereins 
bedeutend größer war als im Bereich des Zollvereins, daß dem⸗ 
nach bei der in dieſem üblichen Verteilung der Zolleinnahme 
nach der Kopfzahl „eine erhebliche Benachtheiligung der Ein⸗ 
wohner des Steuervereins ſtattfinden würde“ 3). | 

Zu ber Forderung bes Präcipuums hielt ſich die Hanno- 
verſche Regierung umſomehr berechtigt, als der jährliche Er⸗ 
trag der Eingangs⸗, Durchgangs⸗ und Ausgangsabgaben im 
Steuerverein denjenigen des Zollvereins ſich beinahe gleich⸗ 
ſtellte, obwohl die Tarife des Zollvereins im allgemeinen min⸗ 
deſtens um das doppelte, bei manchen Waren ſogar um das drei⸗ 
bis vierfache höher waren als im Steuerverein. Aus einer den 
Ständen vorgelegten Überſicht der zur Verſteuerung gekommenen 
Hauptartikel war erſichtlich, daß es ſich nicht etwa um Roh⸗ und 


1) Belege zur Hannoverſchen Staatsſchrift, a. a. O., S. 84, Anlage 11. 
*) Ebenda S. 37, Anlage 11 a. 
) Ebenda S. 39, Anlage 11 a. 
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. Halbmaterialien handelte, jonbern um Fertigfabrikate und Kolo⸗ 
nialwaren 1). 

5. Die Sicherung der bisherigen Einnahmen aus den Durch⸗ 
gangsabgaben, mit der Erklärung, daß Hannover eine be⸗ 
deutende Einnahme aus den Durchgangsabgaben bis jetzt hatte 
und nach der geographiſchen Lage des Landes auch noch 
weiter zu erwarten habe, daher falls „ſein künftiger Anteil an 
der gemeinſchaftlichen Durchgangsabgabe den bisherigen Betrag 
nicht erreichen ſollte, eine entſprechende Vergütung in Anſpruch 
zu nehmen habe?). 

6. Vermeidung einer Nachſteuererhebung. 

7. Erhaltung der Elb⸗ und Weſerzölle. 

8. Die Erhaltung der Chauſſeegelder. 

Dieſe Forderungen bedingten weſentliche Anderungen der 
Grundſätze des Zollvereins. Die preußiſche Regierung erklärte 
in ihrem Antwortſchreiben, daß ſie große Bedenken habe, einige 
dieſer Bedingungen zuzugeſtehen und He bei den übrigen Mit⸗ 
gliedern des Zollvereins zu befürworten, beſonders das Prä- 
cipuum werde kaum durchzuſetzen ſein. Falls Hannover auf der 
Erfüllung dieſer acht Punkte beſtände, fet wenig Ausſficht por» 
handen, daß eine Verſchmelzung der beiden Vereine zuſtande 
kommen könne ). 

Trotzdem forderte ſie die Hannoverſche Regierung auf, 
einen Kommiſſar zur mündlichen Verhandlung nach Berlin 
zu ſenden. 

Die Konferenzen fanden im Oktober 1842 ſtatt. Der Han⸗ 
noverſche Bevollmächtigte beſtand auf dem Präcipuum, „ohne 
eine genügende Ausgleichung für die ſtärkere Konſumtion habe 
der Anſchluß an den Zollverein nicht eine Stimme für fich“. 
Auf die Entgegnung der preußiſchen Kommiſſare, daß für Preu⸗ 
zen und Sachſen dergleichen Forderungen ebenfalls nicht erfüllt 
worden waren, wies der hannoverſche Bevollmächtigte auf die 
wirtſchaftlichen Verſchiedenheiten der beiden Staaten hin. 
Sachſen fei ein Induſtrieſtaat, und fern Mehrverbrauch beitände 
in 9105. und Halbfabrikaten, deren Eingangsſteuer indirekt 


1) Hannoverſche Staatsſchrift, a. a. O., S. 30 / 31. 
2) Belege zur Hannoverſchen Staatsſchrift, a. a. O., S. 45. Anlage lia. 
) Belege zur Hannoverſchen Staatsſchrift, a. a. O., S. 48, Anlage 12. 
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durch bie nichtfabrizierende Bevölkerung bes Zollvereins, alſo 
namentlich Hannover im Falle des Anſchluſſes erſetzt würden. 
Preußen habe bie verſchiedenartigſten Konfumtionsverhältniſſe. 
Neben der ſtärkſten Konſumtion ſei hier auch die ſtärkſte Indu⸗ 
ſtrie vorhanden, wodurch ein Ausgleich herbeigeführt würde. 
Die preußiſchen Provinzen holten „von dem erweiterten Markt 
mit Zinſen zuruck, was fie an Steuern zuviel bezahlen“. Die 
von Hannover zuviel gezahlten Abgaben „blieben mithin ein 
reiner fremden Intereſſen gezahlter Tribut“. Auch ſei in Be⸗ 
tracht zu ziehen, daß Hannover dem Zollverein zwei Millionen 
ſtarker Konſumenten und ſo wenig bedeutende Fabrikanten zu⸗ 
führte, wie es bis jetzt dem Zollverein von irgend einem anderen 
Staate zu deſſen Gunſten noch nicht geſchehen wäre. Außerdem 
bringe Hannovers Anſchluß verbeſſerte Grenzverhältniſſe, Ver 
minderung des Schleichhandels und Erſparung an Bewachungs⸗ 
koſten mit ſich 1). 

Dieſe Verhandlungen führten zu keinem Abſchluß. In 
einigen Punkten betreff der Zollkontrolle und der Nachſteuer 
ſchien zwar eine Verſtändigung erreichbar, bei dem Präcipuum 
und den Durchgangsabgaben dagegen aber nicht?). Die Be⸗ 
laſſung des Harz⸗Weſerkreiſes beim Steuerverein wurde jedoch 
für das Jahr 1843 verlängert und gleichfalls der für das 
Jahr 1841 erneuerte Zollkartellvertrag mit Preußen. 

Da Hannover in betreff des Präzipuums und der Durch⸗ 
gangsabgaben nicht nachgeben wollte, und Preußen erklärte, daß 
es „auf den Antrag auch dann nicht eingehen könne, wenn es 
ſich davon überzeuge, daß in Hannover und Oldenburg bie 
Konſumtionsverhältniſſe in der angegebenen Art wären“ 3), 
wurden die Verhandlungen im Frühjahr 1843 abgebrochen. 
Der Harz⸗Weſerkreis wurde mit dem Jahre 1844 endgültig 
vom Zollverein übernommen. Die Verhandlungen wegen Er⸗ 
neuerung des Zollkartells wurden zunächſt noch, wenn auch mit 
einiger Gereiztheit, fortgeführt, ſchließlich aber ohne Erfolg 
aufgegeben. Der Hannoverſche Bevollmächtigte hatte ſich be⸗ 
ſonders darüber entrüſtet, daß im Harz⸗Weſerkreis, um den 


1) Hannoberſche Staatsſchriſt, a. a. O., S. 33. 


) Belege zur Hannoverſchen Staatsſchrift, p 57, Anlage 14. 
) Hannoverſche Staatsſchrift, a. a. O., S. 34 
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Schmuggel zu vermeiden, ein niedrigerer Zolltarif als ſelbſt in 
Hannover eingeführt wurde, obwohl die preußiſche Regierung, 
als es ſich um die Belaſſung des Harz⸗Weſer⸗Diſtriktes beim 
Steuerverein handelte, als Grund der Ablehnung angab, daß es 
unzuträglich ſei, zwei Steuerſyſteme in einem Lande zu haben. 

Hannover und Braunſchweig begannen jetzt, ſich den Grenz⸗ 
verkehr auf alle Weile zu erſchweren. Aber im Jahre 1845 
wurde das Zollkartell doch erneuert und damit dieſer Fehde ein 
Ende gemacht. Inzwiſchen war 1843 der Steuervereinsvertrag 
zwiſchen Hannover, Oldenburg und Schaumburg⸗Lippe bis zum 
Jahre 1853 feſtgelegt, nachdem er in den Jahren 1842/43 
immer je nur auf ein Jahr verlängert worden war. 


b. Die daraus erſichtliche Abneigung der hannoverſchen Regierung 
gegen den Anſchluß an den Zollverein und deren Begründung. 


Die hannoverſche Regierung hatte gleich zu Beginn der 
Verhandlungen mit Preußen betont, daß ſie „die Fortdauer des 
Steuervereins auch nach der Trennung von Braunſchweig als 
eine Notwendigkeit betrachte“, in Rückficht auf „die Lage bes 
Königreichs und die inneren und äußeren Verhältniſſe des⸗ 
ſelben — welche von denjenigen der Staaten Mitteldeutſchlands 
zu ſehr abweichen —, als daß dieſelben die Anwendung eines 
gleichen Maßſtabes und gleicher Grundſätze zulaſſen“ 1). 

Eine ernſte Abſicht, dem Zollverein beizutreten, ſchien alſo 
gar nicht beſtanden zu haben, und es iſt ſehr wohl möglich, daß 
man unbedenklich deshalb die hohen Forderungen ſtellte. Aus 
den Außerungen des Miniſters Schulte 2) und anderen geht her⸗ 
vor, daß die Verhandlungen mit Preußen nur begonnen wurden, 
um Zeit zu gewinnen; mit der Durchſetzung der acht Präliminar⸗ 
punkte ſchien man in Hannover ſelbſt nicht zu rechnen; auch wenn 
nicht erreicht wurde, was man Preußen gegenüber als Vor⸗ 
bedingung für den Eintritt hingeſtellt hatte, ſollten die An⸗ 
ſchlußverhandlungen fortgeſetzt werden, damit die „einſtweilige 
Fortdauer des Steuerverhältniſſes mit Braunſchweig erreicht 
wurde“). Ein Schreiben des Finanzminiſters lautete „.. 


1) Hannoverſche Staatsſchrift, a. a. O., Belege, S. 8, Anlage 3. 
) Hann. Def. 32, 10 c. 
) Ebenda, 33a, I, 35. 
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ein zweiter Vortheil, welchen die Einleitung jener Verhand⸗ 
lungen gewähren wird, beſteht darin, daß durch dieſelben eine 
einſtweilige Verlängerung der jetzt beſtehenden Verträge er⸗ 
reicht werden kann. Ohne ein Hineingehen auf weitere Unter⸗ 
handlungen ijt eine Verlängerung der Steuerverträge, wie fie 
zwiſchen den Zollvereinsſtaaten geſchloſſen ſind, nicht zu er⸗ 
warten, und finden weitere Verhandlungen über den Zollan⸗ 
ſchluß ſtatt, ſo iſt die hieſige Regierung dennoch ſtets befugt und 
imſtande, die Verhandlungen abzubrechen oder ohne Reſultat 
zu lajfen, wenn es ihr angemeſſen erſcheinen follte ..... 
Ein Nachteil iſt daher nicht damit verbunden, ſondern minde⸗ 
ſtens der Vortheil der einſtweiligen Verlängerung günſtiger 
Vertragsverhältniſſe erreicht, und die Möglichkeit gegeben, jede 
etwa eintretende vorteilhafte Wendung der Verhältniſſe be⸗ 
nutzen zu können“). In Hannover rechnete man anſcheinend 
damit, daß die braunſchweigiſche Regierung ihre Anſicht ändern 
werde, was auch tatſächlich eintrat: Am 27. Oktober erklärte 
der Braunſchweigiſche Herzog plötzlich, den Harz⸗Weſerkreis vor⸗ 
läufig beim Steuerverein laſſen zu wollen. Hannover rief da⸗ 
raufhin ſeinen Bevollmächtigten aus Berlin ab, da es nun 
erreicht, was es beabſichtigt hatte?). 


Hannoverſcherſeits wurde zugegeben, daß, als mit der Auf⸗ 
löſung des mitteldeutſchen Handelsvereins die Anſchlußfrage an 
Hannover herantrat, die Perſonalunion mit England und die 
Rückſicht auf dieſen Staat, der für den Zollverein keineswegs 
freundliche Geſinnungen hegte, mit ausſchlaggebend geweſen war, 
eine Vereinigung mit dem letzteren nicht einzugehen. Die Ver⸗ 
bindung mit England beſtand ſeit 1837 nicht mehr, und Eng- 
land ging ſeitdem wenig ſchonend gegen Hannover vor). Dieſer 
Umſtand und der Nachteil, den Hannover von ſeiner iſolierten 
Stellung hatte, zufolge deren es nicht imſtande war, Handels⸗ 
verträge mit fremden Staaten abzuſchließen, wie der Zollverein 
es vermochte, ließen es nicht unmöglich erſcheinen, „daß die bal— 


— —— — — 


1) Hann. Def. 33 a, I, 35, Schreiben vom 31. März 1842 des Steuer- 
und Finanzminiſters an den Staats- und Kabinettsminiſter von Schele. 

) Haſſell, a. a. O., Bd. 1, S. 472. 

) Hann. Def. 33a, I, 34, Gutachten des Zolldirektors Dommes, Hannover, 
31. Auguſt 1842. 
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dige Zukunft Verhältniſſe herbeiführt, bie den Anſchluß an bie 
übrigen Staaten notwendig machten“ !). 


Trotzdem war bei der hannoverſchen Regierung geringe 
Neigung zu einem Zollanſchluß vorhanden, was nicht nur auf 
die Preußen gegenüber erwähnten verſchiedenen Konſumtions⸗ 
und Produktionsbedingungen der Staaten, ſondern vor allem 
auch darauf zurückzuführen war, daß man befürchtete, damit 
die politiſche Selbſtändigkeit aufgeben zu müſſen. Schon allein 
ber Umſtand, daß die Steuerbewilligung nicht nur von der 
eigenen Regierung, ſondern von den Beſchlüſſen der anderen 
Zollvereinsſtaaten, namentlich Preußen abhängig war, ſchien 
bedenklich. Der Staatskaſſe drohte ein Ausfall bei etwaigen 
Kriegsereigniſſen, da die Verluſte aus den Steuereinnahmen von 
allen Staaten gemeinſam getragen werden mußten; zudem 
drohten Holſtein, Hamburg und Bremen mit Annahme eines 
hohen Zolltarifs und ſtrenger Grenzbewachung, falls Hannover 
ſich dem Zollverein anſchließen würde, was bei den regen 
Handelsbeziehungen zwiſchen den beiden letzteren und Han⸗ 
nover beſonders unangenehm empfunden worden wäre ). 


Der Steuerverein hatte ſowohl in finanzieller wie in wirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht gute Erfolge zu verzeichnen gehabt. Die 
gemeinſchaftlichen Einnahmen hatten ſich gegen früher um 
6—700 000 Thaler gehoben?) und genügten den Bedürfniſſen 
des Staates vollauf; daher ſchien es eine unnötige Belaſtung 
der Untertanen, daß ſie im Falle des Anſchluſſes bei den hohen 
Steuern des Zollvereins etwa 1 ggr pro Kopf mehr aufbringen 
ſollten. Dazu kam die ſchon in den Verhandlungen mit Preußen 
erwähnte Verteuerung der ausländiſchen Konſumtionsartikel, 
namentlich Kaffee, Tee, Zucker, Reis und Wein und die Mehr⸗ 
zahlung, die Hannover der gemeinſchaftlichen Kaſſe des Zoll⸗ 
vereins leiſten mußte, bei dem größeren Verbrauch ſeiner Ein⸗ 
wohner an dieſen Waren. Außerdem fiel ins Gewicht, daß die 
Verwaltungsunkoſten des Steuervereins ſich auf 16 Prozent der 
Bruttoeinnahmen beliefen, während ſie im Zollverein bei der 


1) Hann. Def. 32, 10 c, 6, Staats und Finanzminiſter von Schulte. 
2) Hnan. Def. 32, 10 c, 6, von Schulte. 
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dort notwendigen ſtrengeren Grenzbewachung 20 Prozent be- 
trugen 1). 

| Es [dier nicht ratſam, daß Hannover, bas in feiner ſteuer⸗ 
lichen Geſetzgebung fo hinter Preußen zurück war, ohne Über: 
gangsmaßnahmen die hohen, zum Teil drückenden Abgaben des 
Zollvereins bei ſich einführte 2). 

Der Durchfuhrhandel, auf den bei den Verhandlungen 
innerhalb des mitteldeutſchen Handelsvereins ſo viel Wert gelegt 
wurde, ſtand nicht mehr im Mittelpunkt des Intereſſes; er hatte 
an Bedeutung verloren, teils durch den vermehrten Verkehr 
auf den Strömen infolge der Flußſchiffahrtsakten, vor allem 
aber durch den Anſchluß der meiſten Staaten an den Zollverein 
und deſſen Maßnahmen, an denen man nichts ändern konnte, 
denn „alle Verſuche, den nachgedachten Verkehr, ſoweit die 
Zollvereinsſtaaten dabei mitbeteiligt ſind, zugunſten des Steuer⸗ 
vereins zu heben oder wenigſtens zu ſichern, ſcheitern an den 
zollvereinsländiſchen Maßregeln, die zunächſt darauf berechnet 
ſind, dieſen Verkehr nur an ſich zu ziehen und vorzüglich den⸗ 
jenigen, der zwiſchen den Zollvereinsſtaaten ſelbſt ſtattfindet und 
ſeinen natürlichen Weg durch den Steuerverein nehmen mußte, 
dem Zollverein ſelbſt, wenn auch auf Umwegen zu erhalten“ 3). 

Der Anſchluß an den Zollverein würde auf den Durchfuhr⸗ 
handel jetzt vielleicht eher belebend gewirkt haben; man mußte 
jedoch einen Ausfall an den Durchfuhrabgaben, die trotz des 
geſunkenen Verkehrs noch eine recht beträchtliche Höhe er⸗ 
reichten, befürchten, wie das in den Verhandlungen mit Preußen 
auch erwähnt worden war. Sie wurden auf etwa 130 000 Thaler 
berechnet und waren der Staatskaſſe beſonders wertvoll, weil ſie 
vom Ausland getragen wurden‘), Hannover glaubte beim An⸗ 
ſchluß bei der Verteilung der gemeinſamen Durchgangsabgaben 
nicht auf ſeine Rechnung zu kommen. 

Wirtſchaftlich hatte der Steuerverein günſtige Folgen für 
Handel und Gewerbe gezeitigt, ſo daß man die beſtehenden 
Verhältniſſe einer ungewiſſen Zukunft im Zollverein mindeſtens 

1) Hann. Def. 32, 10 c, 6, von Schulte. 

) Hann. Deſ. 33 a, I, 34, Gutachten des Zolldirektors Dommes, Hannover, 
vom 31. Auguſt 1842. 


*) Hann. Deſ. 33 a, I, 34, Gutachten des Zolldirektors Dommes. 
) Hann. Def. 32, 10, 6, von Schulte. 


17* 


— 260 — 


vorzuziehen geneigt war. Der durch die Vereinigung ber nord- 
weſtdeutſchen Staaten entſtandene erweiterte Markt, und der 
durch die 1835 eingeführten erhöhten Zolltarife dem Gewerbe 
gewährte Schutz hatten einen ſo vorteilhaften Einfluß gehabt, 
daß das letztere noch nie ſo große Fortſchritte gemacht hatte wie 
in den letzten ſieben Jahren 1). Dieſer eben im Aufblühen be⸗ 
griffenen Induſtrie, die noch nicht ſo weit entwickelt war, um 
den Wettbewerb der preußiſchen auszuhalten, würde die Auf⸗ 
ſhebung der Zollgrenzen zwiſchen dem Zollverein und dem 
Steuerverein nur zum Nachteil gereichen 2). 

1842 ernannte die Regierung eine beſondere Kommiſſion 
und beauftragte ſie mit der Unterſuchung der Anſchlußfrage. 
Die Mehrzahl der Kommiſſionsmitglieder ſprach ſich gegen den 
Anſchluß aus und erklärte, „daß, welche Zugeſtändniſſe Preußen 
auch mache, Hannover doch beſſer daran tue, den Anſchluß abzu⸗ 
lehnen, weil es in politiſcher und volkswirtſchaftlicher Bezie⸗ 
hung große Nachtheile zu befürchten, in finanzieller und mora⸗ 
liſcher Beziehung keinen Vortheil zu erwarten habe“ 3). 


3. Wirkung der Verhandlungen 
auf die Bevölkerung. 


Die Zollverhandlungen mit Preußen erweckten bei der Be: 
völkerung Hannovers weitgehendſte Aufmerkſamkeit. Das Für 
und Wider des Anſchluſſes wurde in zahlreichen Broſchüren er⸗ 
örtert, die für Hannover an die Stelle der Behandlung dieſer 
Fragen in den Zeitungen traten, da eine eigene unabhängige 
politiſche und wirtſchaftliche Preſſe in Hannover in der Zeit 
noch nicht vorhanden war. Hannover ſtand auch hierin gegen 
die meiſten anderen Bundesſtaaten zurück. Das erſte politiſche 
Blatt Hannovers, die 1832 gegründete „Hannoverſche Zeitung“, 
ſtand unter ſcharfer Zenſur und folgte in ihren politiſchen An⸗ 
ſichten dem Einfluß der Regierung, die bei ihrer Entſtehung mit⸗ 
gewirkt hatte. Sie brachte faſt nur Tatſachenberichte und vermied 
es, ſich über die Zeitfragen eine eigene Anſicht zu bilden. Die 

) Hann. Deſ. 33a, I, 34, Gutachten des Zolldirektors Dommes. 


) Hann. Def. 32, 10 c, 6, von Schulte. 
) W. Lehzen, a. a. O., Teil 1, S. 371 / 72. 
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übrigen in Hannover vorhandenen Zeitſchriften waren unpoli⸗ 
tiſcher Art und befaßten ſich in der Hauptſache mit Unterhal⸗ 
tungsliteratur und mit den örtlichen Ereigniſſen. Das Jahr 
1848 brachte die Preßfreiheit, was die ſofort benutzte Veran⸗ 
laſſung für einige dieſer Zeitſchriften wurde, zur Politik überzu⸗ 
gehen. Die erſte größere unabhängige, politiſche Zeitung, die 
für das Königreich einige Bedeutung gewann, war die „Zeitung 
für Norddeutſchland“, unter welchem Namen die frühere 
„Bremer Zeitung“ 1849 nach Hannover übergeſiedelt war 1). 

Des weiteren muß man ſich in Bezug auf die Erkenntnis 
der öffentlichen Meinung an Eingaben und Bittſchriften halten, 
durch welche die Wünſche von Gemeinden und Erwerbsgruppen 
zur Kenntnis der Behörden gebracht wurden. 

Die Stimmung der Bevölkerung richtete ſich überwiegend 
gegen den Anſchluß an den Zollverein. 

In einer der Broſchüren wurde darauf hingewieſen, daß ein 
Grund der ablehnenden Haltung in dem Volkscharakter zu 
ſuchen war, dem das plötzliche Abweichen vom Althergebrachten 
widerſtrebte. „Es war ein großer Irrtum zu glauben, daß wir 
Hannoveraner über die Frage des Anſchluſſes an den Zoll⸗ 
verein uns ſo bald entſchließen würden. Der Gegenſtand war 
für uns ganz etwas Neues, es handelte ſich um eine Grund⸗ 
änderung in unſerer Volkswirtſchaft und wir ſind langſam im 
Umändern. Unſerem ganzen Weſen iſt das Siegel ernſter Be⸗ 
dächtigkeit aufgedrückt. Ehe wir vom Alten laſſen, pflegen wir 
lange zu überlegen und umzuſchauen; das Erbe des alten 
Sachſenſtammes ijt noch immerfort unverkennbar“ ?). 

Am ausführlichſten wurden die gegen den Anſchluß anzu- 
führenden Gründe behandelt in der Schrift: „Politiſche Pre⸗ 
digten, gehalten auf verſchiedenen Dächern der Hauptſtadt“, 
von Faber. Der Verfaſſer, deſſen eigentlicher Name Zimmer⸗ 
mann war, ſtand im Dienſt der Hannoverſchen Regierung, deren 
Aufmerkſamkeit er gewonnen hatte, als er gelegentlich des Streits 
um das Staatsgrundgeſetz die Maßnahmen der Regierung 


1) A. Oppermann: zu a. Geſchichte des Königreichs Hannover von 1832 
bis 1860, Yeipzig 1862, Bd. 2, S. 9. 

2) Auguſt Winter: Hannovers Aufgaben dem Zollverein gegenüber. Hane 
nover 1845, Bd. 1, Einleitung S. 7. 
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gegenüber ber [febr anders gefonnenen Bevölkerung in einer 
Flugſchrift verteidigte; er ſchrieb offenſichtlich im Sinne ber Re- 
gierung, und arbeitete nach der Behauptung Preußens ſogar in 
deren Auftrag 1). Seine Schriften wurden nach Haſſels Be⸗ 
ſchreibung vom Publikum förmlich verſchlungen 2), und es ijt 
deshalb anzunehmen, daß die von ihm angeführten Argumente 
gegen den Zollvereinsanſchluß nicht ohne beſtimmenden Einfluß 
auf die Anſichten der Bevölkerung geweſen ſind. ! 


Er war nicht nur aus wirtſchaftlichen ſondern auch aus 
politiſchen Gründen Gegner des Zollvereins, er wies die auf 
ihre Unabhängigkeit ſtolzen Hannoveraner auf die Schädigun⸗ 
gen, die der Souveränität drohten, hin, und griff mit großer 
Geſchicklichkeit die dem Bewilligungsrecht der Stände bevor⸗ 
ſtehende Gefahr heraus, die er damit begründete, daß die in der 
gemeinſamen Zollverwaltung gewonnenen Einnahmen künftig 
nur noch durch die Hände der Regierung gehen und damit dem 
Bewilligungsrecht der Stände entzogen würden. Dabei fam er 
immer wieder darauf zurück, daß die Selbſtändigkeit des Staates 
in Frage geſtellt und die individuellen Intereſſen Hannovers 
innerhalb des Zollvereins nicht genügend beriidjidtigt werden 
würden. Als beſonders unangenehm erſchien ihm, daß mg. 
licherweiſe wie in Thüringen und anderen Staaten preußiſche 
Beamte in das Land gebracht werden könnten, die das Recht 
haben würden, die hannoverſchen Verhältniſſe zu beauffidtigen. 


Die Kaufleute ſuchte er gegen den Zollverein einzunehmen, 
indem er auf die Gefahren der Nachſteuer hinwies ). 


) Von ihm ſtammte auch das ohne Angabe des Verſaſſers erſchienene 
„Bruchſtück aus dem Thema vom Anſchluß des Königreichs Hannover an den 
Zollverein“, in dem er die verderblichen Folgen, die durch Annahme des preußi⸗ 
Ichen Abgabeſyſtems für die Bevölkerung entſtehen würden, behandelt. 

Der Ständeverſammlung gegenüber hatten Mitglieder der Regierung den 
Vorwurf der preußiſchen Regierung, die Stimmung des Landes durch Druck ⸗ 
ſchriften und beſonders durch die Schriften Zimmermanns gegen den Zollverein 
erregt zu haben, zurückgewieſen, und jede Beteiligung an derartigen Dingen ab- 
gelehnt. Eine öffentliche Erklärung wurde jedoch nicht abgegeben, obwohl ſie von 

den Ständen gewünſcht wurde. (8. allgemeiner Landtag, 2. Kammer, 2. Diät, 
10. Sitzung, 1. April 1844, Sitzungsprotokolle für März / April.) 

2) Haſſell, a. a. O., Bd. 1, S. 478. ö 

) [Faber], Bruchſtück aus dem Thema: Hannovers Anſchluß an ben got» 
verein, Bremen 1843. 


— 268 — 


In den beiden von ihm herausgegebenen Schriften ſtellte 
er immer wieder dar, wie ſehr die Hannoveraner angeblich 
leiden müßten durch die höhere Verzollung der Kolonialwaren, 
und wies auf den Nachteil hin, den gerade Hannover bei ſeinem 
un verhältnismäßig großen Anteil an dieſen Zöllen infolge ſeines 
ſtarken Verbrauches bei der Verteilung der Zolleinnahmen nach 
der Kopfzahl haben müſſe. Seiner Behauptung nach ging Han⸗ 
nover im Zollverein einer Verarmung des Landes entgegen. 
Die Staatskaſſe würde zwar nicht ſchlecht dabei fahren, da ſie 
eine höhere Einnahme aus der Zollvereinskaſſe beziehen werde, 
als ſie überhaupt für die Deckung der Staatsbedürfniſſe brauchte, 
die Bevölkerung würde demnach über Gebühr belaſtet werden, 
wozu noch die Annahme des preußiſchen Konſumtionsſteuer⸗ 
ſyſtems beitragen würde, das beträchtlich höher war als das 
hannoverſche. 

Daß der Mehrverbrauch an überſeeiſchen Waren, den die 
hannoverſche Regierung ſchon in den Verhandlungen mit Preu- 
zen ins Feld geführt hatte, nach dem Zollanſchluß noch fort⸗ 
dauern würde, war bereits von Preußen beſtritten und die 
Widerlegung der von Hannover gegen den Anſchluß ange⸗ 
führten Gründe in einer Staatsſchrift veröffentlicht worden. 

Die preußiſche Anſicht hatte einen Vertreter in dem Ham⸗ 
burger Klefeker gefunden, ber die Hamoverſche Anſchauung im 
preußiſchen Sinne richtig ſtellte: Die ſtärkere Konſumtion würde 
bei den höheren Zöllen kaum fortdauern, zudem würde ſehr 
viel, faſt das meiſte, was in Hannover verbraucht wurde, nach 
dem Zollanſchluß aus den Zollvereinsſtaaten kommen, und ſo 
die Einfuhr aus Überſee herabſetzen 1). 

Aus den Ausführungen Auguſt Winters geht hervor, 
daß ſowohl auf dem Lande, wie auch in den Städten große 
Abneigung gegen den Eintritt in den Zollverein vorhanden 
war, deren Grund er darin erkannte, daß die wirtſchaftlichen 
Grundſätze des Zollvereins nicht mit denen des Steuervereins 
zu vereinen waren, da im Zollverein ein ſeiner Meinung nach 
übermäßiger Wert auf den Schutz des Gewerbes gelegt wurde, 
zu deſſen Gunſten alle Rohſtoffe frei eingeführt werden konnten, 

1) F. Klefeker: Der Zollverein und die Küſtenſtaaten Norddeutſchlands, 
Hamburg 1844. 


während dadurch bie Belange des Ackerbaues vernachläſſigt 
wurden. Da Hannover ein bisher faſt nur auf den letzteren 
geſtelltes Land geweſen war, fet die Annahme eines ſolchen Zoll⸗ 
ſyſtems nicht möglich, weder ber Bauer noch der Guts beſitzer 
konnten ſich damit befreunden. Der Eintritt in den Zollverein 
mußte den Hannoveranern, die glaubten, daß Hannover damit 
zu einem Induſtrieland werden ſollte, als ein völliger Umſturz 
ihrer bisherigen wirtſchaftlichen Grundſätze erſcheinen. Bei der 
geringen gewerblichen Entwicklung des Königreichs war auch 
in den Städten die Stimmung gegen den Anſchluß. Winter 
kann umſomehr geglaubt werden, als er kein politiſcher Gegner 
des Zollvereins war, ſondern bei einer Abänderung von deſſen 
Zollſyſtem einen Anſchluß Hannovers für wünſchenswert hielt !). 

Faber ſuchte die in der Landwirtſchaft vorhandene Stim⸗ 
mung gegen den Zollverein zu verſtärken, indem er den Land⸗ 
wirten vorstellte, daß die Überſeeausfuhr des Getreides die 
natürliche Quelle des Wohlſtandes der Hannoveraner ſei, es 
müßte den Vorteil ſeiner Verbindung mit Hamburg und Bremen 
und die günſtige geographiſche Lage zu England ausnutzen. Bei 
den dort geltenden, gleitenden Getreidezöllen kam es auf die 
Schnelligkeit der Lieferung an, Hannover war deshalb allein 
von allen deutſchen Staaten imſtande, dorthin Getreide auszu⸗ 
führen; damit war das Königreich der Notwendigkeit enthoben, 
künſtlich Induſtrie hochzuziehen, wie es in anderen Ländern 
geſchah, um der Landwirtſchaft Abſatz zu verſchaffen. Der 
Anſchluß an das Zollſyſtem Preußens wäre für die Landwirt⸗ 
ſchaft keineswegs günſtig, ba die Annahme des preußiſchen 
Zoll⸗ und Steuerſyſtems nicht nur die Lebensmittel verteure, 
ſondern auch beſonders durch die hohe Salzſteuer Preußens die 
Unfojten der landwirtſchaftlichen Betriebe vergrößere. Hin⸗ 
gegen ſei ein Abſatz der hannoverſchen landwirtſchaftlichen Pro⸗ 
dukte im Zollverein als Ausgleich nicht zu erwarten und würde 
ſich auch bei den dort meiſt niedrigeren Getreidepreiſen weniger 
vorteilhaft geſtalten müſſen. N 

Von den Anhängern des Zollvereins wurde zwar be- 
wieſen, daß die Ausfuhr der unverarbeiteten Landeserzeug⸗ 
niſſe keineswegs ſo groß war, wie Faber ſie darſtellte, ſie ſollte 


) Winter, a. a. O., Bd. 1, Abteil. 2, S. 118. 
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nur 1 Prozent ber geſamten Ausfuhr aus Hannover betragen, 
während allein die Erzeugniſſe des Leinengewerbes mit 30 Pro⸗ 
zent daran Anteil hatten 1). Es wurde klar gelegt, daß Eng⸗ 
land beabſichtigte, ſeine bisherigen gleitenden Getreidezölle auf⸗ 
zugeben, und daß damit Hannover außer Stand geſetzt werden 
würde, mit dem billigen amerikaniſchen Getreide den Wett⸗ 
bewerb aufzunehmen 2). 

Doch ſchienen die Anſichten, die Faber wiedergab, die 
weitaus vorherrſchenden geweſen zu ſein, wenigſtens für die 
nördlichen Gegenden des Königreichs. Aus Eingaben, die aus 
den Marſchgegenden dem Finanzminiſterium zugingen, ilf zu 
erſehen, daß man dort von einem Anſchluß an den Zollverein 
nichts wiſſen wollte, der die Kolonialwaren, an deren Gebrauch 
beſonders die Einwohner der Küſtengegenden ſeit vielen Jahren 
gewöhnt waren, verteuern und dem Abſatz der landwirtſchaft⸗ 
lichen Produkte, namentlich des Weizens, keinen Vorteil bringen 
würde. Im Gegenteil, die heimiſche Erzeugung würde durch 
die Einfuhr billigen Korns aus den Zollvereinsſtaaten in ſtarke 
Bedrängnis geſetzt werden. Bisher waren neben dem Inland 
hauptſächlich auch die Hanſaſtädte Abnehmer der Erzeugniſſe des 
hannoverſchen Ackerbaues geweſen. Auf die Verbindung mit 
dieſen Kunden, die man durch den Eintritt in den Zollverein 
zu verlieren glaubte, wurde umſo größerer Wert gelegt, als 
dort die Preiſe um 25—30 Prozent höher ſtanden als im Be⸗ 
wid) des letzteren. | 

Für bie Brennereien ſchien nach dem Anſchluß der Unter- 
gang unausbleiblich infolge der Konkurrenz Preußens ). 

Die Brennereien dieſes Staates beſaßen, wie Faber näher 
ausführte, größere Anlagen, auch ſtand ihnen billigeres Roh⸗ 
material zur Verfügung; vor allem waren ſie in der Lage, 
vermöge der beſſeren techniſchen Anlagen, höher prozentigen 
Branntwein herzuſtellen als die hanmoverſchen Brennereien, 


) Deutſche und ſtadthannoverſche Anſichten vom deutſchen Handels- und 
Zollverein, beleuchtet von einem Deutſchen, der zugleich Hannoveraner iſt, Berlin 
1813. 

) Erdwin v. b. Horſt, Hannover und der Zollverein 1842, 2. Bd., S. 47. 

) Hann. Def. 33 a, I, 33, Oſtfrieſiſches landwirtſchaftliches Wominijtratione- 
kollegium 30. Mai 1843. Land Hadeln, 10. Mai 1842, Land Kehdingen, 
23. April 1842, Otterndorf. Petitionen. 
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wodurch die letzteren in Nachteil geraten mußten bei ber üb- 
lichen Beſteuerung nach dem Maiſchraum. Daß bie hannover- 
ſchen kleinen Brennereien neben den größeren preußiſchen einen 
ſchweren Stand haben würden, gaben ſelbſt die Anhänger des 
Zollanſchluſſes zu. 

Sehr umſtritten war die Frage in der öffentlichen Mei⸗ 
nung, wie der Zollanſchluß auf das Gewerbe Hannovers ein⸗ 
wirken, und ob Hannover imſtande ſein würde, ſich innerhalb 
des Zollvereins zu einem Induſtrieland zu entwickeln. 

Nach der Anſicht Fabers war das Königreich dazu durch⸗ 
aus ungeeignet, es fehlte das notwendige Kapital zu Fabrik⸗ 
anlagen in dem zwar wohlhabenden, aber nicht reichen Lande; 
die notwendigen Arbeitskräfte waren in dem dünnbeſiedelten 
Staat ebenfalls nicht vorhanden, oder fanden in den dichter 
bevölkerten Diſtrikten hinreichende und beſſer bezahlte Arbeit, 
als ſie in den Fabriken bekommen würden. Hannover hatte vor 
allen anderen deutſchen Staaten damit den Vorteil, nicht aus 
dem Grunde der Arbeitsloſigkeit zu der Anlage von Fabriken 
und damit zum Heranziehen eines Arbeiterproletariats qe» 
zwungen zu ſein. Ihm ſchien die zur Zeit beſtehende Lage des 
Gewerbes in Hannover den Verhältniſſen des Landes am an⸗ 
gemeſſenſten zu ſein. Hannover war nach ſeiner Meinung ge⸗ 
eignet, für „Gewerbsleute mittlerer Gattung“, worunter er 
„Handwerker mit ziemlich bedeutender Anlageſumme und grö⸗ 
Berer Zahl der Gehilfen“ 1) verſtand. Dieſen Zuſtand follte 
man nicht zerſtören, indem man in Hannover durch den Anſchluß 
an das preußiſche Zollſyſtem ähnliche induſtrielle Gründungen 
wie dort künſtlich hervorrief. 

Zudem würde Hannover keinerlei Ausſicht auf Abſatz 
feiner Induſtrieerzeugniſſe haben, wenn fie nicht beſſer und 
billiger wären, als die in den ſchon vorhandenen Induſtrie⸗ 
ſtaaten hergeſtellten, was nicht zu erwarten war. 

Auch dieſe Ausführungen Fabers hatten in Hannover 
offenbar ſtarken Boden gefunden. So heißt es in einer Bitt⸗ 
ſchrift der Bürgerſchaft der Stadt Celle 2), daß Hannover fein 
Fabrikſtaat ſei, und es auch nicht werden könne; die Fabriken 


) Faber, a. a. O., S. 137. 
2) Hann. Def. 33 a, 1, 33. 
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kien gegen Sachſen und Preußen zu weit zurück, als daß mit 
dieen Ländern jemals eine Konkurrenz möglich fei. Die ale 
gemeinen Verhältniſſe in Hannover ſeien ungünſtig für Fabrik⸗ 
anlagen, Fabriken müſſen auf organiſchem Wege entſtehen, ſie 
ſeien keine Treibhauspflanzen, die überflüſſigen Menſchenhände 
und der Mangel an Verdienſt ließen ſich nicht künſtlich erzielen. 
Jetzt erhalte Hannover die Fabrikate Frankreichs und Englands 
beſſer und billiger, als es die gleichen Bedürfniſſe aus dem 
Zollverein decken könne; ſpäter würden ſie aus deſſen Bereich 
ſchlechter und koſtſpieliger bezogen werden müſſen, weil alles 
durch die Schutzzölle verteuert werden würde. 


In einer Bittſchrift ſämtlicher Gilden Göttingens 1) wurde 
angeführt, daß das Uberhandnehmen der Induſtrie für Han⸗ 
nover kein Glück bedeuten könne. Die in Hannover beſtehenden 
Zünfte ſchränkten den Wettbewerb ein, ber Anſchluß an den 
Zollverein, ſeine Fabriken, vereint mit der preußiſchen Ge⸗ 
werbefreiheit, würden dem Handwerker⸗ und damit zugleich 
dem Mittelſtand einen tödlichen Stoß verſetzen, die Reichtümer 
in wenigen Händen anſammeln und dem gegenüber eine große 
Anzahl Bettler ſchaffen, ſowie den eigentlichen wohlhabenden 
Mittelſtand vernichten. 


Wenn auch die überwiegende Menge der Bevölkerung im 
Zweifel über die Nützlichkeit des Beitritts zum Zollverein war 
oder ſich in ausgeſprochener Gegnerſchaft befand, ſo gab es doch 
Anhänger des Zollvereins, die die Anſchauung, Hannover habe 
als Induſtrieſtaat keine Zukunft, als veraltet und als Vorur⸗ 
teil bezeichneten. Sie ſahen den Beweis ihrer Behauptung darin, 
daß während der Dauer des Steuervereins zwar noch keine 
Induſtrie, aber doch „reſpektable Etabliſſements“, die die Kon⸗ 
kurrenz des Zollvereins nicht zu ſcheuen hätten, entſtanden 
waren ). 

Auch wurde Faber entgegengehalten, daß ſeine Darſtellung 
nicht zutreffend und ſehr übertrieben war, denn es ſeien in 
Hannover genügend unbeſchäftigte Hände vorhanden und der 
Tagelohn hier niedriger als in anderen deutſchen Ländern, und 


) Hann. Deſ. 33 a, I, 33. 
?) v. d. Horſt, a. a. O., S. 48 ff. 
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eine Vermehrung und Vergrößerung der vorhandenen Unter- 
nehmen [ei ſehr wohl angebracht !). 

Faber äußerte die Anſicht, daß der Zolltarif des Steuer⸗ 
vereins zwar nicht gegen die Einfuhr engliſcher Induſtrie⸗ 
waren, die Erzeugniſſe der „großen engliſchen Fabrikation“ 
ſchützte, was auch gar nicht beabſichtigt war, dagegen würden 
auch die Zölle des Zollvereins keinen hinreichenden Schutz 
gewähren; das ſei auch gar nicht das weſentliche, ſondern es 
handele ſich darum, daß die Zölle des Steuervereins den Unter⸗ 
ſchied ausglichen, um den die Zollvereinsſtaaten billiger zu 
liefern vermochten als das Königreich Hannover. Hannover 
konnte die engliſchen Fabrikate nicht entbehren; das hannoverſche 
Gewerbe aber erzeugte hauptſächlich „Sachen des gemeinen Ge⸗ 
brauchs“, die von England weniger eingeführt wurden, im 
Zollverein aber in Mengen hergeſtellt und nach Hannover ge- 
bracht werden würden, ſobald ſie von den Zöllen des Steuer- 
vereins nicht mehr zurückgehalten würden. In dieſer Hinſicht 
waren die Vereinsſtaaten der weit gefährlichere Konkurrent als 
England, da ſie billiger arbeiten konnten als die Hannoveraner 
und derartige Waren im Überfluß herſtellten ). 

Nach der Lage der Dinge erſchienen die Ausführungen 
Fabers einleuchtend, und es iſt daher nicht zu verwundern, daß 
bei vielen Gewerbetreibenden die Konkurrenz Preußens auf das 
äußerſte gefürchtet war. 

Aus Göttingen, Scharnebeck, Brome, Herzberg liefen Ein⸗ 
gaben der Tuchmacher und Weber beim Finanzminiſterium ) 
ein, in denen ausgeführt wurde, daß das hannoverſche Gewerbe 
mit den ſeit dem Beſtehen des Steuervereins eingeführten Ein⸗ 
gangszöllen ſich gehoben habe, daß es aber nicht ſo weit ent⸗ 
wickelt ſei, um eine freie Konkurrenz mit den preußiſchen und 
ſächſiſchen Ländern auszuhalten. Die hannoverſchen Gewerbe 
brauchten noch längere Zeit Schutz, ehe ſie ſo weit ſeien, um 
neben den preußiſchen beſtehen zu können; bei einem ſofortigen 
Anſchluß an den Zollverein hätte man das größte Elend für das 


2) Deutſche und ſtadthannoverſche Anſichten vom deutſchen Bolle und Handels- 
verein. 

*) Faber, a. a. O., S. 177. 

) Hann. Def. 33 a, I, 33. 
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hannoverſche Gewerbe zu erwarten. Eine Erweiterung bes Markt⸗ 
gebietes wäre zwar wünſchenswert, aber nicht durch Anſchluß an 
den Zollverein. 


Aber auch in bezug auf das Gewerbe waren die Meinungen 
nicht ganz ungeteilt, wenn auch der größere Teil der Bevölke⸗ 
rung ſich ablehnend verhielt, ſo konnte doch auch für den An⸗ 
ſchluß angeführt werden, daß das Marktgebiet des Steuer⸗ 
vereins zu klein ſei für die Entwickelung größerer Manufakturen, 
für die die Vorbedingungen in Hannover ſehr wohl vorhanden 
ſeien, und daß der jetzt beſtehende geringe Zollſchutz dem han⸗ 
noverſchen Gewerbe ebenſo ſchädlich ſei wie etwa ſpäter nach 
erfolgtem Anſchluß innerhalb des Zollvereins deſſen Kon⸗ 
kurrenz allein, bei vorhandenem ſtärkerem Schutz gegenüber dem 
Ausland 1). 

Für den Anſchluß ſetzte ſich zunächſt Oſterode ein. In dieſer 
kleinen Harzſtadt befand ſich damals das, was man als die 
Induſtrie des Königreichs bezeichnen konnte, der an einem grö⸗ 
ßeren Abſatzgebiet liegen mußte. Südlich des Braunſchweigi⸗ 
ſchen Harzweſerkreiſes gelegen, wurde es beſonders durch den 
Austritt Braunſchweigs aus dem Steuerverein betroffen. Die 
Fabrikanten Oſterodes beklagten ſich über die Zollverhältniſſe 
des Königreichs; ihre Induſtrie, die während der letzten zehn 
Jahre einen großen Aufſchwung genommen hatte, ſah ihren 
Wohlſtand und ihre Fortentwickelung gefährdet. Während ganz 
Deutſchland zu einem gemeinſamen Zollſyſtem ſich vereinigte, 
unter deſſen Schutz Handel und Gewerbe kräftig emporblühten, 
war die hannoverſche Induſtrie ganz auf den Abſatz im Inland 
beſchränkt und hatte in dieſem noch die Konkurrenz des Aus⸗ 
landes zu dulden, während die Einfuhr ber hanmnoverſchen Fa⸗ 
brikate in andere Staaten durch deren hohe Zollſätze unmög⸗ 
lich gemacht war. Hannover produzierte nach ihrer Feſtſtellung 
mehr Wollwaren, als es ſelbſt bedurfte, und fand dafür einen 
Markt außer im Königreich ſelbſt nur in Braunſchweig, Olden⸗ 
burg und Schaumburg-Lippe. Der Austritt Braunſchweigs aus 
dem Steuerverein wurde in Oſterode beſonders hart empfunden, 
da die Braunſchweiger Meſſe der Mittelpunkt des Oſteroder 


1) v. d. Horſt, a. a. O., Bd. 2, S. 45 ff, 
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Handels geweſen war, unb ſpäterhin Oſterode auch nicht einmal 
mehr zu den nördlichen Teilen des eigenen Vaterlandes ge⸗ 
langen konnte, ohne das Zollvereinsgebiet zu berühren. Die 
Oſteroder mußten jetzt eine Vereinigung mit dem Zollverein 
wünſchen, da ſie dort das große Abſatzgebiet, deſſen ſie be⸗ 
durften, finden würden und die Leipziger und Frankfurter Meſſe 
wie früher beziehen konnten. Sie ſprachen die Überzeugung aus, 
daß ſie imſtande ſein würden, mit den Fabriken der Vereins⸗ 
ſtaaten in Wettbewerb zu treten 1). 

Auch die Tuchmacher aus Bramſche ſprachen die Hoffnung 
aus, daß ein Anſchluß an Preußen einen günſtigen Einfluß 
haben, und daß ihr Gewerbe ſich dadurch heben würde, wenn 
die Regierung dem Gewerbe nur das Zutrauen zu folder Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit ſchenken würde 2). 

Die Zeugfabrilanten aus Duderſtadt entſchieden ſich gleich⸗ 
falls für den Anſchluß an den Zollverein mit der Begründung, 
daß ihre Fabriken ſeit dem Beſtehen des Zollvereins ihr Haupt⸗ 
abſatzgebiet verloren hatten, und daß ihre Fabrikwaren unter 
Vernichtung des allgemeinen Wohlſtandes auf die Hälfte des 
Wertes herunter gegangen waren. Dieſe traurige Lage ſei durch 
den Steuerverein nur teilweiſe behoben. Nach dem Übergang 
Braunſchweigs zu Preußen ſei der Anſchluß an den Zollverein 
zu einer Notwendigkeit geworden, wenn nicht etwa ſchleunige 
Hilfe durch Eröffnung eines anderen Abſatzgebietes herbei⸗ 
geführt würde ?). 

Die Oſteroder Fabrikanten beſannen ſich allerdings ſpäter 
eines anderen; nachdem ſie erkannt hatten, daß der Verkehr 
mit Braunſchweig, wenn auch mit mehr Schwierigkeiten ver⸗ 
bunden, doch möglich war, ſchloſſen ſie ſich der allgemeinen 
Stimmung des Landes, die dem Zollverein entgegen war, an ). 

Innerhalb des Handelsſtandes waren die Meinungen gleich⸗ 
falls geteilt. Es waren allerdings nicht ganz unweſentliche 


) Hann. Deſ. 33a, I, 33, Vorſtellung der Fabrikanten zu Oſterode, 
24. September 1841. 

) Hann. Def. 33 a, I, 33, Bittſchrift der Tuchmachergilde Bramſche. 

) Hann. Def. 33 a, I, Bittſchrift der Zeugfabrikanten Duderſtadts 
12. Juni 1841. | 

) Hann. Def. 33a, I, 33, Geſuch ber Oſteroder Tuchfabrikanten vom 
13. Februar 1813. 
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Handelsvertretungen und Handelsſtädte vorhanden, bie, meijt 
bewogen durch ihre rein örtlichen Intereſſen, im Anſchluß an 
den Zollverein das Heil des Landes erblickten. Faber war 
auch dem Handel gegenüber anderer Anſicht und gab ſich erdenk⸗ 
liche Mühe, die öffentliche Meinung hinſichtlich dieſes Standes 
gegen den Anſchluß zu beeinfluſſen. Alles, was die Verbindung 
mit England hindern und beſchweren konnte und die Verflech⸗ 
tung mit den Hanſeſtädten zu lockern imſtande war, war nach 
ſeiner Behauptung von Unheil für den hannoverſchen Handel, 
da die hannoverſche Ausfuhr allein ſeewärts ging. Er kam 
immer wieder darauf zurück, daß die Bedürfniſſe an Fabrif- 
waren im Lande weder erzeugt werden konnten noch ſollten, 
ſondern eingeführt werden mußten, teils direkt aus England 
und Frankreich, teils durch den Zwiſchenhandel der Hanſeſtädte, 
er ſtellte es als den heißeſten Wunſch des Landes hin, Handels⸗ 
freiheit zu behalten. Durch den Zollanſchluß müßte die Ver⸗ 
bindung ſeewärts durch die dreifach höheren Zölle geſtört 
werden; möglicherweiſe würden die Hanſeſtädte durch Hannovers 
Anſchluß in den Zollverein hineingetrieben werden, was nach 
Fabers Anſicht für Deutſchland das größte Unglück bringen 
würde, da die Hanſeſtädte gerade der Handelsfreiheit ihre 
überſeeiſchen Verbindungen und ihre Größe verdankten. 

Auch verdiente nach ſeiner Auffaſſung der hannoverſche 
Kaufmann an den überſeeiſchen Waren mehr, als er es ſpäter 
beim Verkauf der zollvereinsländiſchen tun würde. Zudem 
malte er das Eindringen der zollvereinsländiſchen kleinen 
Handelswelt als Konkurrenten der einheimiſchen Detailliſten nach 
Aufhebung der Zollgrenzen als große Gefahr aus. Der höhere 
Eingangszoll müßte für die Kaufleute ein höheres Betriebs⸗ 
kapital bedingen, und dann würde in Zukunft nicht mehr der 
Mittelſtand, ſondern nur noch größere Kapitaliſten Handel 
treiben können 1). Als Vorteil für die hannoverſchen Kauf⸗ 
leute ſtellte er es hin, daß nunmehr die braunſchweigiſche Detail⸗ 
konkurrenz durch die neuen Zollverhältniſſe ausgeſchaltet würde. 

Faber hatte auch hier die dem Zollvereinsanſchluß gegne⸗ 
riſche öffentliche Meinung nicht unrichtig gekennzeichnet. Der 
Handelsſtand der Reſidenzſtadt Hannover, der von Hildesheim, 

1) Faber, a. a. O., S, 237. 
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Celle, Lüneburg, Peine und anderen Städten des Königreichs ), 
wandte ſich gegen den Zollanſchluß. „Die Handelsfreiheit gibt 
dem Handel ſelbſt Aufſchwung und Gedeihen, Beſchränkung 
irgendwelcher Art, ſey es durch Verengung der Gränzen des 
Handelsgebietes, ſey es durch hohe Beſteuerung, muß ihn not⸗ 
wendig lähmen“ 2). Hannovers günſtige Lage an der Nordſee 
und den großen Flüſſen, die Verbindung mit den Hanſeſtädten 
eröffneten dem Handel ein weites Feld. Der Abſatz an Wolle, 
Leinen, Branntwein ging größtenteils ſeewärts, alſo auf dem 
Wege, den die Natur ſelbſt angebahnt und angewieſen hatte; 
daher mußte dieſe Handelsſtraße erhalten bleiben, Selbſtändig⸗ 
keit und Freiheit geſichert werden. Das war aber nur möglich, 
wenn Hannover ſich nicht dem Zollverein anſchloß ). 

Der ertragreiche Handel mit Kolonialwaren und Wein 
mußte großen Schaden leiden, da durch die Verteuerung dieſer 
Waren, infolge der hohen Abgaben des Zollvereins, eine ſtarke 
Minderung des Abſatzes hervorgebracht werden mußte. Auch 
hier wird die Befürchtung ausgeſprochen, daß die zollvereins⸗ 
ländiſchen Kaufleute infolge der Erleichterungen, die der An⸗ 
ſchluß Hannovers ihrem Eindringen in das Königreich gewähren 
würde, ihre Verbindungen dort ausdehnen würden und die 
Schädigung der kleineren und mittleren Handeltreibenden durch 
den beim Anſchluß notwendigen höheren Kapitalbedarf ange⸗ 
führt. Von dem Kaufmannsſtand der Stadt Peine wurde vor 
allem das Fernbleiben der Kaufleute Braunſchweigs ſeit Braun⸗ 
ſchweigs Austritt aus dem Steuerverein begrüßt, was bei der 
Nachbarſchaft Braunſchweigs zu dieſem Hannoverſchen Ort be⸗ 
greiflich erſcheint. 

Die Kaufleute Clausthal⸗Zellerfelds erachteten den Zoll⸗ 
anſchluß, abgeſehen von den allgemeinen Landesintereſſen, für 
die beſonderen Belange des Harzes als ſchädlich. Der Abſatz 
der Harzer Bergwerksprodukte ging wie die anderen hannover⸗ 
ſchen Landeserzeugniſſe ſeewärts. Man hatte dort wie faſt 
überall von der Aufhebung der Zollgrenze keinen Vorteil zu 
erwarten, da ein Wettbewerb mit den entſprechenden Erzeug⸗ 


) Hann. Def. 33a, I, 33. 
2) Petition des Handelsſtands Celle, Hann. Def. 33a, I, 33. 
?) Hann. Deſ. 33 a, I, Petition des Handelsſtands Celle. 
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niſſen der an Bodenſchätzen reichen ſüdlichen und öſtlichen 
Staaten des Zollvereins nicht möglich ſchien, ſtatt deſſen aber 
zu erwarten ſtand, daß nach Hannover Eiſen⸗ und Bleiwaren 
aus dem Zollverein in großer Menge eingeführt werden wür⸗ 
den. Die Verteuerung der Lebensmittel mußte im Harz be⸗ 
ſonders fühlbar werden, da dort wenig Ackerbau getrieben 
wurde, und faſt alle Nahrungsmittel von außen bezogen wer⸗ 
den mußten, was bei den dort gezahlten geringen Löhnen, die 
ſchon zum Anlaß geworden waren, daß der Harz ſteuerfrei ge⸗ 
worden war, ins Gewicht fallen mußte 1). 

Den Gegnern des Anſchluſſes an den Zollverein wurde von 
den Anhängern entgegengehalten, daß es in Hannover wenig 
Großkaufmannſchaft gäbe; ſoweit der Handel über die Hanſe⸗ 
ſtädte ging, beſorgten ihn die Hamburger und Bremer Groß⸗ 
kaufleute. Der eigene Nordſeehandel, der über die oſtfrieſiſchen 
Häfen führte, beſchränke jid) auf das Emsgebiet. Die Detail- 
liſten, auf die ſich im Innern des Königreichs der Handel be⸗ 
ſchränke, würden von dem Zollanſchluß kaum berührt werden, 
im Gegenteil, falls letztere die Abſicht haben ſollten, ſich zu 
Großhändlern aufzuſchwingen, ſo ſei es für ſie nur ein Vorteil, 
wenn ſie ſich in einem größeren Marktgebiet betätigen könnten. 

Hannover würde nur gewinnen können, wenn es im Rahmen 
des geſamten Deutſchlands an einer nachdrücklichen maritimen 
Handelspolitik teilzunehmen in die Lage verſetzt würde und da⸗ 
mit zu wohlberechneten Seegeſetzen komme, die es für ſich allein 
niemals erlangen könnte. Der Handelsſtand Hannovers könnte 
durch ben Anſchluß an den Zollverein durch deſſen Beiſpiel und 
Lehre nur gewinnen ). 

Daß in einem Falle hiermit das richtige getroffen wurde, 
zeigte die Petition der Hafenſtadt Emden, bie fid) für den Zoll: 
verein einſetzte, da nur als Mitglied dieſes Verbandes der 
Handel Hannovers jid) ausbreiten und das Königreich teil- 
haben konnte an Handelsverträgen. Handel und Schiffahrt 
würden ſich ungeahnt entwickeln, und beſonders die Stadt Emden 
als Hafenplatz würde gewinnen, wenn durch ſie beim Anſchluß 


1) Hann. Def. 33a, I, Petition ber u Clausthal. geterfetn, 14. Mai 
2. 


7) v. d. Horſt, a. a. O., Bd. 1. 
18 
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Hannovers ber Zollverein an bie Nordſeeküſte gelangte. Vor 
allem lag Emden daran, durch die Vereinigung mit Preußen 
die Verbindung mit Weſtfalen und dem Rhein herzuſtellen für 
den Abſatz der über See eingeführten Waren 1). 

Für den Zollanſchluß entſchied ſich auch der Handelsſtand 
der Stadt Osnabrück, der für den ſehr geſunkenen Leinen⸗ 
handel ein neues Abſatzgebiet ſuchen mußte und ſeine Hoffnung 
beſonders auf die preußiſche Rheinprovinz ſetzte und fud) über⸗ 
haupt darüber beklagte, daß ſeit der im Jahre 1818 einge⸗ 
führten Zollgrenze Preußens und ſeit dem Anſchluß vieler 
Staaten der Handel Hannovers und beſonders derjenige Os⸗ 
nabrücks dauernd zurückgegangen war 2). 

Ebenſo hielten die nahe der braunſchweigiſchen Grenze 
gelegenen Städte Einbeck, Markoldendorf den Zollanſchluß zur 
Wiederhebung bes Leinenhandels für erforderlich ?). 

Der Handels⸗ und Fabrikantenſtand der Stadt Hannover, 
der ſich im Juni 1841 und im Januar 1842 gegen den Zollan⸗ 
ſchluß wandte, entſchied ſich im Februar 1843 dafür, unter der 
Begründung, daß die Engrosgeſchäfte und die Induſtrie lahm⸗ 
gelegt würden, da Hannover immer mehr von der preußiſchen 
Zollgrenze eingeengt würde. Hannover bedürfe eines weiteren 
Marktes; ſo lange es iſoliert war, ſei kein Fortſchritt möglich. 
Erſt der Anſchluß an den Zollverein und deſſen Konkurrenz 
würde die Hannoveraner zwingen, aus dem alten gemütlichen 
Schlendrian in ein neues regſameres Leben zu treten !). 

Auguſt Winter, der politiſch lein Gegner des Jollvereins 
war, erkannte, daß die wirtſchaftliche Kleinſtaaterei in Deutſch⸗ 


1) Hann. Deſ. 33 a, I, 33, Petition der Stadtverordneten Emden 6. Mai 
1843. Hierbei ift zu bemerken, daß Oſtfriesland erſt 1815 zu Hannover ge- 
kommen war, nachdem es früher ſelbſtändig und ſeit der Mitte des 18. Jahr- 
hunderts preußiſch geweſen. 

) Hann. Def. 33 a, I, 33 Petition des Handelsſtands Osnabrück, 24. Okt. 
1843. Der Landdroſteibezirk Osnabrück ragte mit ſeinem ſüdlichen Gebiet weit 
nach Preußen hinein, infolgedeſſen empfand man dort die Beſchränkung durch 
die preußiſche Zollgrenze beſonders hart. 

) Hann. Def. 33a, I, 33, Handel⸗ und Gewerbetreibende Einbecks und 
Markoldendorfs, 29 November 1841. 

Hann. Def. 33 a, I, 33, Petition der Handel ⸗ und Gewer betreibenden von 
Einbeck und Markoldendorf vom 29. November 1841. 

) Hann. Def. 33 a, I, 33, Petition des Handelsſtands Hannover, Februar 
1813. : 
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land zu Ende gehen mußte und deutete an, daß der Zollverein, 
wenn ihm Hannover durch ſein Fernbleiben den Zutritt zur 
Nordſee verwehrte, unter Umſtänden eine politiſche Gefahr für 
Hannover werden könnte, denn er ſah voraus, daß dieſer Zu⸗ 
gang zur Nordſee geſchaffen werden mußte. Er ſtellte auch feſt, 
daß Hannover eine Vermehrung der Induſtrie brauche, weil 
ſonſt die Bevölkerung im Süden des Landes nicht genügend 
Verdienſt finden könne. Hannover fei prübejtintert für den 
Handel, und das hannoverſche Leinengewerbe beweiſe, daß es 
ein Land, geeignet für eine bedeutendere gewerbliche Tätigkeit, 
ſei; das Gedeihen des Ackerbaues hänge von dem Handel im 
Norden und der Induſtrie im Süden ab. Das alles dränge zur 
Vergrößerung des Wirtſchaftsraumes im Sinne des Zollvereins. 
Da er aber in der im Zollverein vorherrſchenden Zollpolitik 
eine Zurückſetzung des Ackerbaues und des Handels zugunſten 
der Induſtrie erkannte, verlangte er, daß Hannover ſelbſt ein 
neues Syſtem aufſtellte, welches allen Teilen der Wirtſchaft 
genügte und dem Ackerbau neben der Induſtrie den gebũhrenden 
Schutz brachte. Mit dieſem Zollſyſtem ſollte Hannover in den 
Zollverein eintreten und dieſen zur Annahme dieſes vorbild⸗ 
lichen Syſtems bewegen 1). | 

Als bie Regierung 1844 die Verhandlungen über ben Zoll- 
anſchluß mit Preußen abbrach, wurde von den Ständen ein 
Schreiben an ſie gerichtet und darin der Dank für die dadurch 
erwieſene Wahrung und Vertretung der Intereſſen des Landes 
ausgeſprochen. 

Die Ermäßigung des Zollvereinstarifs, die Gewährung 
des Präcipuums, die Belaſſung des Wegzolles wurden auch 
von der Ständeverſammlung als unerläßliche Bedingungen für 
Hannovers Eintritt in den Zollverein angeſehen, und nachdem 
Preußen die Erfüllung dieſer Forderungen unbedingt verſagt 
hatte, erſchien ihr die Ablehnung weiterer Verhandlungen 
ſeitens Hannovers als gerechtfertigt. Doch zeigten ſich auch 
verſchiedene Mitglieder ber Ständeverſammlung bei Abände⸗ 
rung des Tarifs und bei Gewährung des Präcipuums einem 
Anſchluß durchaus nicht abgeneigt. 


1) Auguſt Winter: Hannovers Aufgabe dem Zollverein gegenüber. 
; 18* 
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Während des Jahres 1842 wurde eine Hinneigung zum 
Zollverein innerhalb der Ständeverſammlung, die ſich im 
Widerſpruch zu der Stimmung des Landes und zu den bei 
den Ständen eingelaufenen Petitionen befand, feſtgeſtellt. 
Dies hatte damals die Wortführer der Regierung veranlaßt, 
jede nähere Erklärung über dieſe Angelegenheit ängſtlich zu 
vermeiden 1). 


1844 erklärte man zwar einſtimmig den Anſchluß unter den 
gegebenen Umſtänden als eine völlige Unmöglichkeit. Die De⸗ 
putierten Göttingens, der Bremiſchen, Hoyaiſchen, Lüneburgi⸗ 
ſchen und Calenbergiſchen Provinzen berichteten von der ent⸗ 
ſchiedenen Abneigung der Bevölkerung der von ihnen vertretenen 
Gegenden gegen den Anſchluß und ſprachen ihre Freude über 

den Abbruch der Verhandlungen aus. 


Doch äußerten auch bei dieſer Gelegenheit mehrere Mit⸗ 
glieder der Ständeverſammlung die Überzeugung, daß Hanno⸗ 
vers Eintritt in den Zollverein in einiger Zeit wahrſcheinlich doch 
nicht zu vermeiden ſein würde, daß die Fortentwicklung der 
Eiſenbahnen und die Veränderung in den Verhältniſſen des Ge⸗ 
werbes Hannovers einen ſolchen Schritt nahelegten, und daß 
auch unter dieſen Einflüſſen die Stimmung im Lande ſich ändern 
könnte; deshalb ſei der Anſchluß bei einem Eingehen Preußens 
auf Hannovers Forderungen nicht unbedingt von der Hand zu 
weiſen. Dieſe Anſichten wurden befürwortet von den Depu⸗ 
tierten Oſtfrieslands, des Emsgebiets, Einbecks und der vom 
Zollverein ſehr bedrängten Stadt Münden. 


Der Deputierte des Emsgebietes erklärte ausdrücklich, daß 
in dem von ihm vertretenen Diſtrikt die Stimmung einem An⸗ 
ſchluß bei den entſprechenden Bedingungen ſehr günſtig ſei, 
ſelbſt bei dem gemeinen Mann, wie er au genaue Grfunbi- 
gungen feſtgeſtellt er 2). 


) 8. allgemeiner Landtag, 2. Kammer, 2. Diät, 10. Sitzung, 1. April 
1844. | | | 

*) 8. allgemeiner Landtag, 2. Kammer, 2. Diät, 10. Sitzung, 1. April 
1844 und 44. Sitzung, 15. Mai 1844. 
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IV. 
Hannovers Anſchluß an dem Zollverein. 


1. Preußens Verſuche 1848/49, 
Hannover zum Anſchluß zu bewegen. 


Preußen war an einem Anſchluß Hannovers ganz beſonders 
gelegen. Es war wie Hannover im Beſitz von Seeküſten, und 
der Konſum an Kolonialwaren war in Preußen ebenfalls 
größer, als in den ſüddeutſchen Staaten; zudem war ein großer 
Teil der Staatsbeamten freihändleriſch geſonnen. Zuſammen 
mit den Staaten bes Steuervereins hätte Preußen dieſe gemein⸗ 
ſamen Intereſſen geltend machen können, da es ſich dann um die 
Belange des ganzen nördlichen Deutſchlands gehandelt haben 
würde, während es als Stifter und Vorſitzender des Zoll⸗ 
vereins dieſe Separatintereſſen nicht in demſelben Maße in den 
Vordergrund zu ſtellen vermochte 1). 

Schon wenige Jahre nach den geſcheiterten Verhandlungen 
von 1842/43 wurde ein neuer Verſuch im Jahre 1848 auf An⸗ 
regung Braunſchweigs hin gemacht, Hannover zu gewinnen. 
Hannover verhielt ſich dem gegenüber aber ablehnend 2). 

Ebenſo war ein zweiter Verſuch von dem Miniſter Stüve 
zurückgewieſen worden, und zwar gelegentlich der Verhandlungen, 
die in Berlin, nachdem die Verſuche der Nationalverſammlung, 
Deutſchland politiſch zu einigen, ſich unfruchtbar gezeigt hatten, 
ſtattfanden. Es war an ihn die Frage gerichtet worden, ob 
Hannover geneigt fei, Kommiſſarien nach Berlin zu fenden, falls 
die Zolleinigungsverhandlungen in Frankfurt ſich zerſchlügen; 
Stüve wollte jedoch von einem Zollanſchluß nichts wiſſen ). 

Trotzdem forderte Preußen im Juni 1849 Hannover auf, 
auf Verhandlungen über die Frage der Zolleinigung einzugehen, 
damit dieſer „die definitive Feſtſtellung des Verfaſſungswerkes 
auf dem Fuße folgen könne“ ). Dieſer Antrag wurde von der 
hannoverſchen Regierung mit großem Mißtrauen aufgenommen; 
denn man vermutete, daß die Vereinigung des Steuervereins mit 
dem Zollverein das eigentliche beabſichtigte Ziel Preußens ſei, 
V Hann. Def. 33a, I, 32. | 

2) Hann. Def. 33a, I, 41. 


*) Haſſell, a. a. O., Bd. 2, Teil 1, ©. 62. 
*) Hann. Def. 33a, I, 42, Note von v. Bülow. 


— 218 — 


die Vorbereitungen der Verfaſſung aber nur als Vorwand ge- 
nommen oder wenigſtens erſt in zweiter Linie gedacht worden 
ſeien 1). Die Antwort an Preußen lautete dann auch ablehnend: 
Hannover ſei bereit, ſeine Sonderſtellung hinſichtlich des Zoll⸗ 
vereins, ſelbſt unter Aufgabe der materiellen Intereſſen des 
Landes, der politiſchen Einheit Deutſchlands zum Opfer zu 
bringen, „daß dagegen eine jede Anderung in den bisherigen 
Verhältniſſen, welche nicht durch die erſtrebte politiſche Einheit 
als notwendig erheiſcht ſich darſtellte und eine jede Annäherung 
an den Zollverein, ſo wie er jetzt beſteht, mit entſchiedener sid 
M im Lande eres werden würde“ 2). 


2. Ab fclub des Vertrages 1851. 


Obwohl zu dieſer Zeit die hannoverſche Regierung einem 
Anſchluß an den Zollverein gegenüber ſich noch völlig ablehnend 
verhielt, kam eine Einigung mit Preußen knapp zwei Jahre 
ſpäter überraſchend ſchnell zuſtande. 


Die erſten Anbahnungen dazu hatten bereits zu Beginn des 
Jahres 1851 in Dresden zwiſchen dem dem Zollverein nicht 
gänzlich abgeneigten hannoverſchen Generalſteuerdirektor Klenke 
und dem preußiſchen Geheimrat Delbrück stattgefunden, die ſich 
dort zwecks Verhandlungen über die Bundesreform aufhielten. ö 

Es wurde von ihnen im Mai 1851 ein Vertragsentwurf 
fertiggeſtellt, der die Grundlage zu den dann im Juli folgenden, 
amtlichen Beſprechungen in Magdeburg bildete. Da Preußen 
bereit war, in den von Hannover 1842 geſtellten Forderungen 
nachzugeben und auch Hannover Entgegenkommen zeigte, kamen 
dieſe Verhandlungen ſehr ſchnell, ſchon am 11. Auguſt 1851, 
zum Abſchluß; am 6. September fand dann die endgültige Ver⸗ 
tragsunterzeichnung und am 11. September der Austauſch der 
Ratifitationen ſtatt. 

Deer Vorgang war ſtreng geheim gehalten worden, und nur 
zwiſchen Hannover und Preußen, ohne Wiſſen der übrigen Zoll⸗ 


1) Hann. Def. 33a, I, 42, Denkſchrift zur Zolleinigungsfrage. 
) Hann. Def. 338, I, 42. 
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vereinsſtaaten, denen das Ergebnis erft im eee mitgeteilt 
wurde, verhandelt worden. 

Von den übrigen Staaten des Steuervereins trat Schaum⸗ 
burg⸗ Lippe ſchon am 25. September dem Zollverein bei, 
während Oldenburg länger zögerte, ſo daß der Zolleinigungs⸗ 
vertrag mit dieſem Staate erſt im März 1852 zuſtande kam 1). 

Hannover erhielt in dieſem Vertrag bedeutende finanzielle 
und materielle Vorteile; faſt die ſämtlichen, früher geſtellten 
Forderungen wurden ihm zugeſtanden, vor allen Dingen wurde 
das Präcipuum bewilligt: Hannover wurde am Ertrag der Zoll⸗ 
einnahmen mit 15/4 Anteil pro Kopf beteiligt; und zwar „zur 
Ausgleichung des bedeutend ſtärkeren Verbrauchs an hod 
beſteuerten Gegenſtänden, welcher in Hannover ſtattgefunden 
hatte und vorausſichtlich auch ferner ſtattfinden wrde“, wie von 
Preußen jetzt zugegeben wurde, „ſowie des höheren Einkommens, 
welches Hannover aus den Eingangs⸗, Ausgangs⸗ und Durch⸗ 
gangsabgaben bisher bezogen hatte, und das bei einſeitigem 
Fortſchreiten zu den Tarifſätzen des Zollvereins ſich noch weſent⸗ 
lich ſteigern würde“. (Art. 11 des Septembervertrages.) Han⸗ 
nover erhielt damit einen Geſamtanteil an den Zolleinnahmen 
von etwa 900 000 Talern; dieſe Summe überſtieg ſelbſt die, die 
man 1842/43 gefordert hatte. 

Der Zollvereinstarif ſollte bei der Erneuerung der Ver⸗ 
träge mit den übrigen Zollvereinsſtaaten für die wichtigſten 
Artikel herabgeſetzt werden, und zwar: 

für Kaffee auf 5 Taler vom Zollzentner, 

für Syrup auf 2 Taler vom Zollzentner, 

für Tee auf 8 Taler vom Zollzentner, 

für Wein in Fäſſern auf 6 Taler vom Zollzentner, 
(Separatartikel 14.) 

Der Ausgangszoll für Wolle aus dem Zollverein wurde 
auf ½ Taler ermäßigt. Außerdem erhielt Hannover nod) ver⸗ 
ſchiedene Zollvergünſtigungen: Den Schiffswerftbeſitzern wurde 
unter Berückſichtigung der nach dem Anſchluß höheren Zölle auf 
Metalle und der dadurch entſtehenden Mehrkoſten des Schiffs⸗ 
baus eine Vergütung gewährt (Separatartikel 14). Den für die 
Vollendung der hannoverſchen Staatseiſenbahnen erforderlichen 
9 Zimmermann, a. a. O., S. 368ff. | 
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Eiſenbahnenſchienen wurde die freie Einfuhr zugeſtanden. (Se⸗ 
paratartikel 5.) Die nach Hamburg, Altona, Bremen verſandten 
Bergwerks⸗, Hütten⸗ und landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe konn⸗ 
ten zollfrei wieder in das Königreich zurückgehen. Von der 
Nachſteuer für die beim Anſchluß an den Verein im Königreich 
vorhandenen Waren blieb Hannover frei (Artikel 13), dagegen 
verpflichtete es ſich, für einige Gegenſtände die Zölle bereits bis 
zum 1. März 1853 hinauszuſetzen (Separatartifel 12). Der 
Septembervertrag ſollte erſt 1854 nach Ablauf des Steuer⸗ 
vereinsvertrages und der gleichzeitig dann ablaufenden Ver⸗ 
träge zwiſchen den Zollvereinsſtaaten in Kraft treten. 

Hannover behielt ſeine Chauſſeegelder und ging lediglich 
die Verpflichtung ein, dieſe nicht zu erhöhen. (Artikel 6.) Ebenſo 
behielt es ſeine niedrige Bierſteuer. Das Salzmonopol wurde 
in Hannover nicht eingeführt (Artikel 5) und nur Beſtimmungen 
getroffen, die das Einſchwärzen des hannoverſchen Salzes in 
die Vereinsſtaaten verhindern ſollten. 


Den hannoverſchen Schiffen wurde die Cabotage bewilligt. 
In den Seehäfen Harburg, Geeſtemünde und Emden wurden 
freie Niederlagsanſtalten zugelaſſen (Artikel 9). Die oſtfrie⸗ 
ſiſchen Inſeln blieben vom Zollverein ausgeſchloſſen. 


a. Preußens Gründe, Hannovers Forderungen zu bewilligen. 


Die Anregung zu der endlichen Zollvereinigung zwiſchen 
Preußen und Hannover war wiederum von Preußen ausge: 
gangen, und deſſen plötzliche Nachgiebigkeit gegenüber den han⸗ 
noverſchen Forderungen hatte ihren Grund teils in Uneinig⸗ 
keiten innerhalb des Zollvereins, teils in deſſen ſchwieriger Lage 
Oeſterreich gegenüber. 

Für einige Induſtriezweige hatte ſich nämlich der beſtehende 
Zollſchutz als zu niedrig herausgeſtellt. Schon 1842 auf der 
Generalkonferenz zu Stuttgart war von Württemberg und 
Baden im Intereſſe der ſüddeutſchen Fabrikanten, beſonders der 
Baumwoll⸗ und Wollſpinner und der Robheifenproduzenten, 
eine Heraufſetzung der Zölle gefordert worden, gegen die ſich 
Preußen bei der a Einſtellung ſeiner Staats⸗ 
beamten wehrte. 
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Es eutſpann [ich ein heftiger, mehrere Jahre ſich hin⸗ 
ziehender Kampf unter den Ländern des Zollvereins, wobei 
Hd) beſonders ein Gegenſatz zwiſchen dem Norden und dem 
Süden herausbildete. In Süddeutſchland war es Lift, ber fid) 
energiſch für den Schutzzoll einſetzte. Württemberg und Baden, 
die eine Anzahl Baumwollſpinnereien beſahen, wie auch Bayern, 
verlangten höhere Schutzzölle; Preußen und Sachſen dagegen, 
wo mehr Webereien vorhanden waren, legten mehr Wert auf 
billige Halbfabrikate; letzterer Staat und Braunſchweig waren 
außerdem im Nutzen ihrer Meſſen gegen die Zollerhöhung. 
Schließlich einigte man ſich auf eine geringe Heraufſetzung der 
Zölle, durch die zwar die Eiſeninduſtrie zufrieden geſtellt wurde, 
die den Garnfabriken aber nicht genügten 1). Auf eine weitere 
Erhöhung wollte Preußen jedoch nicht eingehen. 

Dieſe wirtſchaftliche Spannung wurde verſchärft durch das 
Verhalten Oeſterreichs: Dieſer Staat, der dem Zollverein an⸗ 
fänglich wenig Beachtung geſchenkt hatte, begann jetzt, ihn wegen 
der maßgebenden Stellung, die Preußen darin einnahm, ſehr 
mißtrauiſch zu betrachten. Seine Abſicht war es, ihn entweder 
zu zerſtören oder ſich an ſeine Spitze zu ſetzen. Es machte ſich 
die unfreundliche Stimmung Süddeutſchlands gegen Preußen 
zunutze, die noch durch politiſche Ereigniſſe: die Wahl des preu⸗ 
Bilden Königs zum Deutſchen Kaiſer und den ſtattgehabten Ver⸗ 
ſuch Preußens, ſich unter Ausſchluß Oeſterreichs an die Spitze 
einer Vereinigung der deutſchen Staaten zu ſtellen, verſtärkt 
wurde, und verſuchte, die Unzufriedenen auf feine Seite zu 
bringen. Oeſterreich machte dem Zollverein verſchiedene Vor⸗ 
ſchläge zu einer Einigung und ſchaffte, um dieſe zu erleichtern, 
fein Prohibitioſyſtem ab Preußen, das erkannte, daß es durch 
Oeſterreich aus ſeiner führenden Stellung im Zollverein ver⸗ 
drängt werden würde, wollte auf keinen diefer Zuſammenſchluß⸗ 
verſuche eingehen. Oeſterreich aber war es gelungen, die ſchutz⸗ 
zöllneriſch geſonnenen Staaten für ſich zu gewinnen; dieſe er⸗ 
Härten, den Zollvertrag 1854 nur dann erneuern zu wollen, 
wenn Preußen zu einer Einigung mit Oeſterreich bereit ſei. Der 
Zollverein drohte ſich aufzulöſen; damit aber wäre für Preußen 


1) A. Sartorius von Waltershauſen: Deutſche Wirtſchaftsgeſchichte im 
19. Jahrhundert, 1815 — 1914, Jena, 1923, S. 79 ff. 
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ber mit Mühe und Not befeitigte frühere Zuſtand, die Tren- 
nung ſeiner öſtlichen und weſtlichen Landesteile wieder hergeſtellt 
worden. | ; | 
Eine Einigung mit Hannover gewährleiſtete Preußen die 
Sicherung einer anderen Verbindung ſeiner Provinzen und es 
konnte dann den ſüddeutſchen Staaten einen nachhaltigen Wider⸗ 
ſtand entgegenſetzen, ohne feine bisherige Zollpolitik zu ge⸗ 
fährden. Nur dieſen Umſtänden verdankte Hannover Preußens 
Eingehen auf ſeine Forderungen; Preußen erlangte gleichzeitig 
mit dem Anſchluß Hannovers den erſehnten Zugang zur Nord⸗ 
fee und konnte, falls der Zollverein beſtehen blieb, ferne fret- 
händleriſche Geſinnung, verſtärkt durch Hannover, zur Geltung 
bringen. 


b. Hannovers Gründe, den Vertrag anzunehmen. 

Die preußiſche Regierung erfaßte einen Augenblick zu den 
Verhandlungen mit Hannover, der die Regierung des König⸗ 
reichs den Anträgen Preußens zugänglicher machen mußte. 

Die Einnahmen der hannoverſchen Staatskaſſe reichten 
bei den jetzt einſetzenden größeren Aufwänden, die für den Ver⸗ 
kehr gemacht werden mußten, dem Bau der Eiſenbahn, der 
Verbeſſerung der Seehäfen und Schleuſen, nicht mehr aus. Die 
1848 beſchloſſene Neuorganiſation der inneren Verwaltung 
erforderte große Summen; dieſen Mehraufwendungen aber ſtan⸗ 
den außerdem noch verminderte Einnahmen, die durch Miß⸗ 
ernten und geringeren Ertrag der Salinen und Waſſerzölle her⸗ 
vorgerufen waren, gegenüber. Zur Deckung des entſtandenen 
Defizits Jah die hannoverſche Regierung ſich genötigt, bie Ein⸗ 
gangszölle heraufzuſetzen, welchen Maßnahmen die oldenbur⸗ 
giſchen Stände Widerſtand entgegenſetzten. Preußen hatte von 
dieſer Lage Hannovers Kenntnis erhalten und benutzte geſchick⸗ 
terweiſe dieſen Zeitpunkt, um aufs Neue an Hannover heranzu⸗ 
treten, indem es die Gewährung des Präcipuums als Lockmittel 
zum Beitritt in den Vordergrund ſtellte 1). 

Von dem ehemaligen Miniſter Stüve wurde allerdings 
energiſch beſtritten, daß die finanzielle Notlage Hannovers für 
den Zollanſchluß zwingende Urſache geweſen ſei. Seiner Anſicht 

1) Oppermann, a. a. O., S. 350, Bd. II. 
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nach hätten bie Mehrkoſten ber Neuorganiſation der Gerichte 
und der inneren Verwaltung durch eine geringe Erhöhung der 
indirekten Steuern leicht gedeckt werden können, indes die Eifen- 
bahnen bereits [eit 1848 die Verzinſung und mehr als die be⸗ 
dingte Tilgung aufbrachten. 

Nach ſeiner Darſtellung lag der Anlaß zum Eintritt in den 
Schwierigkeiten, die zwiſchen der Regierung und den Ritter⸗ 
ſchaften entſtanden waren, und man hoffte innerhalb der hanno⸗ 
verſchen Regierung, indem man auf den Abſchluß des Septem⸗ 
bervertrages einging, in Preußen eine Stütze gegen die Ritter⸗ 
ſchaften zu bekommen 1). Es wurde dem preußiſchen Geſandten 
in Frankfurt vorgeſtellt, daß, falls durch die Ritterſchaft, unter 
denen zahlreiche Gegner des Zollvereins waren, das beſtehende 
Miniſterium Münchhauſen geſtürzt würde, keine Ausſicht auf Ab⸗ 
ſchluß des Septembervertrags wäre. Die Hoffnung, die die 
Regierung auf Preußens Hilfe ſetzte, erfüllte ſich indes nicht ?). 

Für die hannoverſche Regierung kam hinzu, daß ſich der 
Gedanke, das Land ſei lediglich für den Ackerbau geeignet, auf 
die Dauer nicht aufrecht erhalten ließ; die gedrückte Lage des 
Gewerbes und des Handels erforderte einen größeren Markt, 
auch dem Bau der Eiſenbahnen war die Iſolierung Hannovers 
hinderlich. Es wurde dem Kabinett nicht ſchwer, die wirtſchafts⸗ 
politiſche Umſtellung folgendermaßen zu begründen: „Die Be⸗ 
gründung des Steuervereins iſt in vielfacher Beziehung dem 
hieſigen Königreich von großem anerkannten Nutzen geweſen. Die 
willkommenſte Seite jenes Verhältniſſes, die Geringfügigkeit der 
Abgabenſätze, würde jedoch, nachdem die Regierung und Stände 
ſchon im Jahre 1850 eine Erhöhung der Eingangsabgaben für 
die wichtigſten Verzehrungsgegenſtände zur Deckung der Staats⸗ 
unkoſten unvermeidlich gefunden hatten, in ihrer wichtigſten Be⸗ 
ziehung künftig auch bei der Fortdauer des Steuervereins nicht 
haben aufrecht erhalten werden können. Die Nachtheile, welche 
der mäßige und ſeit dem Austritt Braunſchweigs noch ge⸗ 
ſchmälerte Umfang des Steuervereinsgebietes erzeugte, wie z. B. 


1) Bluntſchli, Brater: Deutſches Staatswörterbuch 1859, Artikel Hannover 
(Stüve), S. 712. 
) Heinrich Sybel: Die Begründung des deutſchen Reiches durch Wilhelm I. 
München, Leipzig 1889, Bd. 2, S. 157. 
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die gedrückte Lage ber Grenzanwohner und ihres Erwerbes, die 
läſtige Transport⸗ und Grenzkontrolle im Innern, die verhält⸗ 
nismäßig hohen Steuerverwaltungskoſten uſw. würden unver⸗ 
ändert fortbeſtehen; die in der Beſchränktheit des Marktes be⸗ 
gründete Hemmung größerer Handels⸗ und Gewerbsunterneh⸗ 
mungen aber immer drückender empfunden werden. Unter durch⸗ 
aus veränderten Geſichtspunkten iſt überdies die ganze Ange⸗ 
legenheit durch die großartigen Verkehrsanſtalten, Seehäfen 
und Eiſenbahnen getreten, welche innerhalb der letzten zehn 
Jahre in unſerem Lande geſchaffen wurden; eine ihrer günſtigen 
Lage entſprechende Zukunft ſteht für dieſelben nur bei Weg⸗ 
räumung der Schranken in Ausſicht, durch welche ſie von den 
Nachbarſtaaten getrennt werden. 

Außerdem drängen ſich ernſte Zweifel darüber auf, ob und 
wie lange das bisherige Verhältnis hätte aufrecht erhalten wer⸗ 
den können.. . .. . Andererfeits beruhte die Gedeihlichkeit bes 
bisherigen Verhältniſſes weſentlich auf der Vereinigung mit 
Oldenburg und auf den am 16. Oktober 1845 abgeſchloſſenen 
Verträgen mit dem Zollverein. Ob und unter welchen Bedin⸗ 
gungen bei inzwiſchen weſentlich veränderten Verhältniſſen die 
Erneuerung aller dieſer Vereinbarungen möglich geweſen ſein 
würde, ijt völlig ungewiß. — Unter dieſen Umständen hat bie 
königliche Regierung der von preußiſcher Seite erfolgten Ein⸗ 
ladung zum Anſchluß Hannovers an das benachbarte größere 
Zollgebiet Folge geben zu müſſen geglaubt, nachdem die wichtigſten 
und notwendigſten Bedingungen jenſeits zugeſtanden waren“ !). 

Der raſche Entſchluß Hannovers war auf die vorher er⸗ 
wähnten Umſtände zurückzuführen. Im hannoverſchen Mini⸗ 
ſterium waren aber trotzdem mancherlei Bedenken gegen den An⸗ 
ſchluß vorhanden geweſen. 

Der Geheime Finanzrat von Bar lehnte in einem von ihm 
eingeforderten Gutachten eine Vereinigung mit Preußen völlig 
ab; er betrachtete ſie als einen Rückſchritt der freihändleriſchen 
Handelspolitik des Königreichs. Letzteres habe immer die An⸗ 
ſicht vertreten, daß die Zölle nur Finanzzölle ſeien und nicht 


) Schreiben des Geſamtminiſteriums vom 2. Dezember 1851 über bie 
Vereinigung des Steuervereins mit dem Zollverein. Hannoverſche Zeitung vom 
6. Dezem ber 1851, Nr. 286. 
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dazu dienen ſollten, Yabrifen und ſonſtige Gewerbe auf Koſten 
des Staates und der Konſumenten künſtlich hervorzurufen und 
zu erhalten. Es würde jetzt gerade zu dem Gegenteil über- 
gegangen werden; die von Preußen in Ausſicht geſtellten Er⸗ 
mäßigungen enthielten weder Herabſetzung der Zölle auf Fabri⸗ 
fate noch Beſeitigung der Rüdzölle. Der finanzielle Vorteil er- 
ſchien ihm fraglich, denn es ſei zweifelhaft, ob die errechnete 
Höhe des Präcipuums erreicht werde. Hannover hätte außerdem 
durch die beſchloſſene Zollerhöhung eine hinreichende Einnahme 
auch ohne Preußen erzielen können und würde dazu bei nur 
wenigen Gegenſtänden den Tarif haben erhöhen müſſen. Außer⸗ 
dem ſei es zweifelhaft, ob ſich Süddeutſchland auf den Eintritt 
Hannovers unter den Bedingungen des Septembervertrages ein⸗ 
laſſen würde. Ein Bruch Hannovers mit Oeſterreich und Eng⸗ 
land würde wahrſcheinlich die Folge des Anſchluſſes ſein, für den 
der Zeitpunkt ſchon deshalb bedenklich gewählt ſei, da die im 
Zollverein beſtehende Kriſe es fraglich erſcheinen laſſe, ob der 
Zollverein in ſeinem bisherigen Umfang fortbeſtehen und wel⸗ 
chem handelspolitiſchen Syſtem er in Zukunft zuneigen würde. 
Auch ſtellte er als beachtlich feſt, daß die Stimmung des Landes 
dem Anſchluß völlig entgegen war 1). 

Der Miniſter von Hammerſtein und der ehemalige Miniſter 
Lehzen, von dem gleichfalls ein Gutachten vorlag, ſprachen ſich 
für den Anſchluß aus. Für von Hammerſtein waren die finan⸗ 
ziellen Vorteile, die Preußen jetzt unter dem Druck ſeiner ungün⸗ 
ſtigen Lage Hannover angeboten hatte, maßgebend. Es ſchien 
ihm zweifelhaft, ob Hannover ſeine Iſolierung noch lange Zeit 
aufrecht erhalten, und ob eine Erneuerung des Steuervereins 
1854 erreicht werden könne. Wenn Hannover zu dieſer Zeit ge⸗ 
zwungen wäre, ſelbſt den Antrag auf Vereinigung mit dem Zoll⸗ 
verein zu ſtellen, würde es ohne Zweifel nicht die Vorteile er⸗ 
langen, die Preußen in ſeiner augenblicklichen bedrängten Lage 
jetzt zu gewähren bereit ſei. N 

Er hoffte, daß im Laufe der Zeit es der in Preußen ſchon 
vorhandenen freihändleriſchen Partei im Verein mit Hannover 
gelingen werde, mit dem Schutzzollſyſtem zu brechen, zum minde⸗ 
ſten aber einer weiteren Erhöhung der Zölle unter dem Einfluß 

1) Hann. Deſ. 33 a, I, 92, 1, Anſichten des Geh. Finanzrats von Bar. 
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Süddeutſchlands vorzubeugen. Allerdings glaubte er auch, daß 
dem Anſchluß Hannovers an den Zollverein eine Spannung mit 
Oeſterreich und England folgen würde und befürchtete außerdem 
die Verteuerung der Lebensmittel, und daß die Entſtehung von 
Fabriken und damit das Elend einer een die 
Folgen bes Anſchluſſes fein könnten 1). 

Auch Lehzen ſah den Zeitpunkt für den Anſchluß als günjtig 
gewählt an, wenn er auch die finanziellen Vorteile des Ver⸗ 
trages nicht ſo hoch einſchätzte, wie ſie von Klenze dargeſtellt 
wurden, beſonders deswegen, weil Hannover ſich die notwen⸗ 
digen höheren Staatseinnahmen immer ſelbſt aus ſeinen Ein⸗ 
gangsſteuern verſchaffen könnte, ohne ſo hohe Tarifſätze, wie fie 
im Zollverein notwendig würden, einzuführen. Er betont gleid- 
falls, daß das in dieſem ſeit langer Zeit verfolgte Schutzzoll⸗ 
ſyſtem den hannoverſchen Belangen entgegen fei, da Hannover 
keine künſtlich hervorgerufenen Fabriken beſitze, vor deren An⸗ 
lage nach den bisherigen Erfahrungen gewarnt werden müſſe. 
Er befürwortete den Eintritt Hannovers in den Zollverein unter 
der Bedingung, daß die Zölle auf verſchiedene Artikel noch 
weiter herabgeſetzt würden 2). 


3. Aufnahme des Vertrages bei der Bevölkerung. 


Wie ſchon aus dieſen Berichten erkenntlich iſt, fand der 
Septembervertrag bei der hannoverſchen Bevölkerung eine 
außerordentlich ungünſtige Aufnahme. Man ſah in der Annahme 
des preußiſchen Zollſyſtems den Übergang zum Schutzzoll, der 
die verderblichſten Folgen für das Königreich Hannover haben 
würde. Das Land würde es ſchwer zu beklagen haben, wenn man 
von dem Grundſatz einer geſunden, freihändleriſchen Handels⸗ 
politik abweiche, während man, wäre der Vertrag auf der 
Grundlage einer ſolchen zuſtande gekommen, ihn mit Freuden 
begrüßt haben würde. 

Hannover würde in Zukunft von Waren des Zollvereins 
überſchwemmt und von deſſen Fabrikanten ausgebeutet werden, 


) Hann. Deſ. 33 a, I, 92, 1, Anſichten des Miniſters von Hammerſtein. 
2) Hann. Deſ. 33 a, I, 92, 1, von Lehzen, 24. Juli 1851. 
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ſchließlich würden auch in Hannover, angelockt durch ben hohen 
Gewinn, ſich Fabrikanten anſiedeln, was beſonders deswegen 
keinen Vorteil bedeute, da es nur dazu dienen könne, ein Fabrik⸗ 
proletariat heranzuziehen und die Arbeiter von wahrhaft ge⸗ 
winnbringender Tätigkeit abzuhalten; Waren, die das Volk 
ſelbft herſtelle und zu teuer bezahlen müſſe, anſtatt fie billig 
aus dem Auslande zu beziehen, bedeuten eine Beraubung des 
Volkseigentums und Vergeudung nützlicher Krafte 1). 

Eine von den Handelskorporationen des Landes gewählte 
Abordnung, die ſogenannte Uelzener Kommiſſion, überſandte der 
Ständeverſammlung zwei Denkſchriften, in denen ſie die überaus 
ſchädlichen Folgen des Anſchluſſes darſtellte; ihre Abneigung 
gegen den Zollverein wurde noch verſtärkt durch die eifrig be⸗ 
triebene, ſich gegen den Anſchluß Hannovers an den Zollverein 
richtende Agitation, die von dem freihändleriſchen Hamburg 
ausging. 

Wie ſie erklärten, konnten ſie ſich nicht mit dem Gedanken 
befreunden, daß „die bisherigen ſo glücklichen Zuſtände“ im 
Steuerverein minmehr mit anderen vertauſcht werden ſollten, 
deren Nachteile gewiß, und deren Vorteile Febr problematiſch ſeien. 

Den Beweis für die Richtigkeit der vom Steuerverein ver⸗ 
folgten Handelspolitik ſahen fie darin, daß deſſen Zolleinnahmen 
fortwährend ſtiegen, während die des Zollvereins ſeit 1846 
abgenommen hatten. Die Urfachen dieſer lebten Tatſache waren 
ihrer Anſicht nach nicht etwa in der Störung von Handel und 
Gewerbe durch die Unruhen des Jahres 1848 zu ſuchen, ſondern 
fie ſollten eine Folge davon fem, daß bie Eingangsabgaben bes 
Zollvereins, die urſprünglich mehr den Charakter von Finanz⸗ 
zöllen getragen hatten, allmählich als Schutzzoll zu wirken be⸗ 
gannen dadurch, daß fie nach dem Gewicht berechnet wurden und 
dieſelben geblieben waren, während die Preiſe infolge verbeſſer⸗ 
ter Produktionsmöglichleiten gefallen waren. Dies machte es 
erklärlich, daß anfänglich die Einnahmen des Zollvereins ſtiegen, 
und zwar nur ſo lange, wie die Zölle finanzieller Natur waren, 
indes fielen, als der ſchutzzöllneriſche Charakter in den Vorder⸗ 
grund trat; überdies waren noch kurz, bevor das Sinken der 


) Zeitung für Norddeutſchland vom 9. September 1851, Nr. 425. 
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Zolleinnahmen begann, bie hohen Garn⸗ und Eiſenzölle ein- 
geführt worden, was als weiterer Beweis für die Richtigkeit der 
vertretenen Behauptung gelten ſollte 1). 

Die öffentliche Kritik wandte ſich auch gegen die finanzielle 
Seite des Vertrages. Daß ein Steigen der Staatseinnahmen 
erwartet werden könne, wurde nicht als ein beſonderer Vorteil 
angeſehen, da in kurzer Zeit dasſelbe durch die erhöhten indi⸗ 
rekten Steuern auch erreicht worden wäre 2). Es ſchien ſehr frag⸗ 
lich, ob das gewährte Präcipuum als ein großer Vorteil anzu⸗ 
ſehen ſei, denn der Landeskaſſe ſei die höhere Einnahme nur 
für die erſten Jahre ſicher, bei den ſinkenden Revenuen des Zoll⸗ 
vereins müſſe es als zweifelhaft erſcheinen, ob ſie ſich auf der⸗ 
ſelben Höhe halten könne. Außerdem wurde es keineswegs für 
ſicher erachtet, daß nach Ablauf der zwölf Vertragsjahre es zum 
zweiten Male gewährt werden würde; dann aber ſei Hannover 
bereits ſo ſehr mit dem Zollverein verſchmolzen, daß an eine 
Trennung nicht mehr zu denken wäre. 

Dem Lande würde durch die Fabrikatenſteuer eine hohe 
Laſt aufgebürdet, ſo daß der Gewinn der Staatskaſſe ſich auf 
die Verluſte der Bevölkerung gründe, die dauernde ſein würden, 
während bas Präcipuum nur für zwölf Jahre geſichert erſchien ). 
Die Zollherabſetzung wurde als ungenügend bezeichnet und be⸗ 
merkt, daß ſelbſt in den wichtigſten, den Schiffbau betreffenden 
Artikeln die Regierung nur das unbeſtimmte Verſprechen, durch 
Rückzölle Erleichterung zu verſchaffen, erreicht hatte“). 

Auch die ungleiche Salzproduktionsbeſteuerung und die Auf⸗ 
rechterhaltung des Salzmonopols im Zollverein erweckte Un⸗ 
zufriedenheit, die Uelzener Kommiſſion befürchtete ſogar, daß 
die Mehraufwendungen, die im Zollverein für dieſen Artikel 
lid) ergaben, den Verbrauch der Bevölkerung an Gegenſtänden 
des Auslandes, für die der gemeinſame Zoll entrichtet werden 
müſſe, herabſetzen würde, ſehr zum Nachteil für Hannover bei der 
Verteilung der Zolleinnahme. Der Salzverbrauch konnte aller⸗ 


') Hann. Df. 33a, I, 92. 6, Vorſtellung der von Abgeordneten vieler 
Handels korporationen des Königreichs Hannover zu Uelzen am 21. November 
1851 gewählten Kommiiſion, Cele, 10. Januar 1852 

2) Zeitung für Norddeutſchland vom 23. September 1851, Nr. 538. 

?) Hann. Def 33a I, 92. 6, Vorſtellung der Uelzener Kommiſſion. 

9) Zeitung für Norddeutſchland, September 1851, Nr. 533. 
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dings unmöglich fo hoch fein, daß er eine Wirkung auszuüben 
imftande wäre, wie die Uelzener Kommiſſion ausſprach; die 
Heranziehung dieſes zweifelhaften Umſtandes zeigt, wie groß 
die Abneigung gegen den Zollverein in der Bevölkerung war. 


Die Verteuerung der Rohſtoffe würde der Landwirtſchaft 
nachteilig werden; außerdem blieb der Ausfuhrzoll auf Wolle, 
obwohl er herabgeſetzt war, noch viermal ſo hoch wie der frühere 
- bes Steuervereins, darunter würde beſonders die geringe Wolle 
aus den Heidegegenden zu leiden haben, die bei einem Aufſchlag 
bis zu 3 Prozent nicht mehr im Ausland mit der gleichartigen 
ruſſiſcher, auſtraliſcher und ungariſcher Herkunft konkurrieren 
konnte. Der hannoverſche Landwirt erlitt nach dieſer Beweis⸗ 
führung einen doppelten Verluſt, da er einmal ſeine Wolle 
billiger verkaufen und infolge des Schutzzolles fremde Woll⸗ 
waren teurer als bisher beziehen mußte. 


Zwei der Göttinger Dozenten befürworteten den Anſchluß 
an den Zollverein, der eine von ihnen, Hanſſen, wies es zurück, 
daß aus dem Septembervertrag eine Schädigung der Landwirt⸗ 
ſchaft ſich ergeben würde. Nachdem England den gleitenden Ge⸗ 
treidezoll abgeſchafft habe, könnte Hannover mit der über⸗ 
ozeaniſchen Landwirtſchaft doch nicht mehr in Wettbewerb treten 
und müßte den Abſatz im eigenen Lande ſuchen, der nur in einer 
Induſtriebevölkerung und im Zollverein zu finden ſei. Die 
Landwirtſchaft des ſüdlichen Hannovers verlange ſogar nach 
Induſtrie, da hier durch die Aufteilung von Grund und Boden 
geradezu eine Proletariſierung der Landbevölkerung hervor⸗ 
gerufen ſei, die nur durch Induſtrie behoben werden könne. Er 
ſtellte feſt, daß man der Landwirtſchaft den Eintritt in den Zoll⸗ 
verein nicht widerraten könne, denn wenn auch aus einigen 
Gebieten des Landes Getreide und Vieh ausgeführt werde, ſo 
hätte das nur zur Folge, daß in anderen Gegenden die gleichen 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe aus dem Zollverein wieder ein⸗ 
geführt werden müßten 1). 


1) G. Hanſſen: Agitation gegen den September⸗Vertrag. Abdruck aus der 
Weſerzeitung, 1852, S. 17 ff. G. Hanſſen, Die volkswirtſchaftlichen Zuſtände 
des Königreichs Hannover im Hinblick auf den Anſchluß an den Zollverein. 
Beitfchrift für bie geſamte Staatswiſſenſchaft, Bd. 3, 1859, S. 383 ff. 


19 


— 290 — 


In Bezug auf das Handwerk glaubte man, daß ber An⸗ 
ſchluß an den Zollverein geradezu vernichtend wirken müſſe. 
Einmal werde es unter der Verteuerung der nötigen Robftoffe, 
wie Eiſen, Garn, Soda, Talg, zu leiden haben, und gleichzeitig 
werde es der Konkurrenz des Zollvereins ausgeſetzt. Die 
Uelzener Kommiſſion bezeichnete in dieſer Hinſicht den Eintritt 
in den Zollverein „als einen Sprung, wie er nicht jäher ſein 
konnte es wäre in der Tat ein Wunder, wenn unſer 
Handwerk dem plötzlichen Andrang dieſer beiden Momente nicht 
erläge. Der Vertrag vom 7. September nimmt — um ſich eines 
Bildes zu bedienen —, dem bisher mit beiden Armen arbeitenden 
Handwerker durch ſein Schutzzollſyſtem den einen Arm und zwingt 
ihn zur Konkurrenz mit den unter dieſem Syſtem ſeit Jahren an 
die Arbeit gewohnten Zollvereinsländern“ !). 

Der Schiffbau würde erſchwert werden durch die Verteue⸗ 
rung aller dazu nötigen Materialien, ohne den Vorteil zu haben, 
den andere Gewerbe aus dem erweiterten Binnenmarkt zu ziehen 
vermochten. Die Reeder müßten die lohnenden Frachten an 
Wein, Rohzucker und Tabak verlieren, da infolge der hohen 
Beſteuerung der Konſum dieſer Artikel ſich bedeutend ein⸗ 
ſchränken würde ?). 

Die hohen Garnzölle mußten die Weberei drücken, denn ein 
großer Teil der früheren Leinenweber, deren Gewerbe ganz ver⸗ 
fallen war, hatte begonnen, ſich mit ſeinen Webſtühlen auf 
Baumwollweberei umzuſtellen, würde aber dieſe Beſchäftigung 
unter den Bedingungen des Zollvereins nicht fortſetzen können >). 

Von der den Zollverein befürwortenden Seite wurde an⸗ 
geführt, daß es an der Zeit ſei, mit der vorherrſchenden Rich⸗ 
tung für den bloßen Ackerbau, in die Hannover durch ſein Zoll⸗ 
ſyſtem gewaltſam hineingeſtoßen ſei, zu brechen, denn obwohl 
Hannover mehr Ackerbau betreibe als manche andere Länder 
Deutſchlands, gäbe es eine genügend umfangreiche Induſtrie, 
die gefördert und geſchützt werden müſſe, zumal zahlreiche unbe⸗ 
ſchäftigte Arbeitskräfte vorhanden ſeien. Es ſei anzunehmen, 
y bann. Deſ. 33 a, I, 92, 6, Vorſtellung der Uelzener Kommiſſion vom 
5. Dezember 1851. 

) Hann. Def. 33 a, 1, 58, Bittſchrift der Schiffswerſtbeſitzer im Amte 


Wilhelmsburg. 14. Januar 1852. 
5) Zeitung für Norddeutſchland, 7. Oktober 1851, Nr. 552. 
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daß in Hannover verſchiedene Induſtriezweige neu entſtehen 
würden, z. B. Zuckerraffinerien, Tabakfabriken, Baumwollſpin⸗ 
nereien, bei denen Hannover den Vorzug haben würde, die über⸗ 
ſeeiſchen Rohſtoffe leichter als andere Staaten beziehen zu 
können!). Die Lebensfähigkeit der hannoverſchen Induſtrie 
ſchien dieſer Anſchauungsrichtung dadurch erwieſen, daß bereits, 
trotz des geringen Eingangszolles, eine Reihe gewinnbringender 
derartiger Unternehmungen hatten entſtehen können. Nach 
Hanſſen waren neben baumwollenen Waren auch Baumwoll⸗ 
garne und außerdem Rohbaumwolle eingeführt; die Anfertigung 
baumwollener Waren ſei ſchon jetzt nicht ganz unbedeutend, ob⸗ 
wohl die Unternehmen bei einem niedrigen Eingangszoll einen 
ſchweren Stand gehabt hätten, wenn ſie ſpäter beſſer geſchützt 
ſeien, könnten ſie dem Wettbewerb der zollvereinsländiſchen In⸗ 
duſtrie mit Ruhe entgegenſehen, zumal ſie durch ihre Lage bei 
dem Bezuge von Baumwolle und Kohle bevorzugt ſeien. Wenn 
die Weberei durch den hohen Garnzoll auch betroffen würde, 
ſo habe ſie darin dasſelbe Geſchick wie die anderen zollvereins⸗ 
ländiſchen Weber, und ihre Erzeugniſſe würden durch die höheren 
Zölle auf fremde Fabrikate geſchützt und hätten den Vorzug des 
Abſatzes im Zollverein. 


Für den Handel erwartete man von dem Anſchluß gleich⸗ 
falls mehr Nachteile als Vorteile; die günſtigen Wirkungen des 
größeren Marktes würden durch das Schutzzollſyſtem, das den 
Verkehr mit dem Ausland hinderte, wieder aufgehoben werden. 
Der Zwiſchenhandel würde zum größten Teil fortfallen; der 
Großhandel würde unter der dann ausführbaren direkten Ein⸗ 
miſchung der fremden Fabrikanten zu leiden haben; der Klein⸗ 
handel werde durch die Verteuerung der Waren ſich herab⸗ 
mindern ). 

Dem wurde allerdings gegenübergeſtellt, daß Seehandel 
und Reedereien ſich erſt in vollem Maße entwickeln würden, wenn 
ſie den Ein⸗ und Ausfuhrhandel des geſamten Zollvereins zu 
vermitteln hätten. 


1) Wilhelm Seelig: Der preußiſch⸗hannoverſche Vertrag vom 7. September 
1851 in ſeiner Bedeutung für Hannover. Göttingen, 1852, S. 33 ff. 
) Zeitung für Norddeutſchland, 24. September 1851, Nr. 539, Beilage. 
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Beſondere Unzufriedenheit rief der Septembervertrag bei 
den Konſumenten hervor, die ſich durch die Verteuerung der 
Kolonialwaren ſchwer getroffen fühlten; die Uelzener Kommiſ⸗ 
ſion berechnete die Verteuerung derartiger Artikel durch die 
höheren Zölle auf mindeſtens eine Million Taler, alſo auf 
mehr als durch das Präcipuum erſetzt werden würde, indem 
ſie allerdings ihrer Berechnung ſehr ungünſtige Zahlen zu⸗ 
grunde legte. 


Hanſſen verſuchte, wie es ſeiner ganzen Einſtellung entſprach, 
die Konſumenten zu beruhigen. Die Zölle auf Wein und Tabak 
würden ohnehin heraufgeſetzt worden ſein, und im übrigen wür⸗ 
den in Zukunft die Fabrikwaren aus dem Zollverein ohne den 
bisherigen Eingangszoll bezogen werden und daher nicht teurer 
werden als früher die ausländiſchen. Eine weit größere Menge 
von Waren, als in Hannover allgemein angenommen wurde, 
würde überdies ſchon jetzt aus dem Zollverein eingeführt, ſo daß 
3. B. für Stoffe, wie Leinen und Wolle in Zukunft nad) Weg⸗ 
fall des Zolles billigere Preiſe erwartet werden könnten. 


In der Ständeverſammlung erweckte der Septembervertrag 
in der erſten Kammer lebhaften Widerſpruch bei den Vertretern 
der Großgrundbefitzer. Es wurde behauptet, daß durch den Vertrag 
die Landwirtſchaft benachteiligt würde. Die zu landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieben gehörenden Brennereien würden zugrunde gehen. 
Die Tabakſteuer ſei eine höchſt unbillige Belaſtung für die Tabak 
bauenden Landwirte. Beſonderen Unwillen erregten die Eiſen⸗ 
zölle, durch die das Arbeitsmaterial verteuert wurde. Von einem 
Vertreter der Großgrundbeſitzer wurde die Mehrbeſteuerung auf 
den Morgen Ackerland mit 5 ggr. berechnet. Der September⸗ 
vertrag verlange Opfer, ohne dafür zu entſchädigen. Daß der 
Staatskaſſe ein Vorteil erwachſe, mußte zwar eingeräumt wer⸗ 
den, doch wurde dieſer wieder aufgehoben durch die Mehr⸗ 
belaſtung der Bevölkerung. An die Wiedergewährung des 
Präcipuums nach Ablauf der zwölf Vertragsjahre glaubte man 
nicht. Die Selbſtändigkeit des Staates und die Rechte der Stände 
erſchienen gefährdet. Die Stimmung der Bevölkerung wurde als 
durchaus gegen den Vertrag gerichtet bezeichnet. Ein Vertreter 
der Handwerker erklärte, daß man von dem Vertrag keine Förde⸗ 
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rung bes Handels und Gewerbes erwarten könne, vielmehr ber 
Verarmung der Bevölkerung entgegenſehen müſſe 1). 

In der zweiten Kammer erklärten ſich die Deputierten von 
Einbeck, Emden und Leer mit Entſchiedenheit für den Vertrag. 
Einige Sonderintereſſen ſeien vielleicht gefährdet, doch könnte 
man hoffen, daß der Vertrag für das ganze Land wohltätige 
Folgen haben werde. Von anderer Seite wurde darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die gedrückte Lage der Gewerbetreibenden, die ge⸗ 
ringe Entwicklung der Schiffahrt, das Zurückbleiben der Fabrik⸗ 
unternehmen in der iſolierten und eingeengten Lage Hannovers 
keine Abhilfe erfahre, und daß das Königreich dem Zollverein 
nicht mehr lange hätte fernbleiben können. 

Von den Vertretern Hildesheims, der Provinzen Bremen 
und Lüneburg wurden Bedenken gegen den Vertrag in Bezug 
auf feinen finanziellen Vorteil, ſowie auf ſeine Wirkung auf 
Landwirtſchaft, Gewerbe und Handel, beſonders die Handwerker 
und die kleinen Handeltreibenden geäußert ). | 

Der Vertrag wurde in ber erſten Kammer mit 34 gegen 19 
Stimmen angenommen, gegen den Vertrag ſtimmten in der 
Hauptſache Hofbeſitzer, dafür Beamte und Kaufleute. In der 
zweiten Kammer wurde mit 43 Stimmen dafür, mit 29 dagegen 
geſtimmt. 


4. Durchſetzung des September vertrages 
und ſein Einfluß 
auf die Verhältniſſe Hannovers. 


Die übrigen Staaten des Zollvereins zeigten ſich höchſt 
unzufrieden mit dem Abſchluß des Vertrages zwiſchen Preußen 
und Hannover, da er ohne ihr Willen getätigt worden war; be- 
ſonders verſtimmte ſie das Hannover gewährte Präcipuum; ſie 
waren jedoch gezwungen, entweder den Vertrag in ſeiner be⸗ 
ſtehenden Form anzunehmen oder aus dem Zollverein auszu⸗ 
ſcheiden. Dieſe allgemeine Mißſtimmung benutzte Oeſterreich, 


) 11. allgemeiner Landtag, 3. Diät, 1. Kammer, Protokolle Dezember 
1851, Januar / Februar 1852. 

) 11. allgemeiner Landtag, 8. Diät, 2. Kammer, Protokolle Dezember 
1851, Januar / Februar 1852. : 
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um alle Staaten zu einer Zollkonferenz nach Wien einzuladen, 
und tatſächlich waren zu einer Einigung mit Oeſterreich viele 
Staaten bereit 1). Eine Anzahl der Süddeutſchen einigte ſich in 
der Darmſtädter Koalition und faßte den Entſchluß, eine Ver⸗ 
längerung des Sollvereins nicht vor dem 1. Januar 1853 ein⸗ 
zugehen, wenn nicht eine Einigung mit Oeſterreich und mit allen 
Mitgliedern des Zollvereins zuſtande komme. Preußen erklärte 
dagegen, den Zollvertrag nur mit den Staaten, die die Ab⸗ 
machung mit Hannover anerkannten, fortſetzen zu wollen. Die 
preußenfeindlichen Staaten ſuchten Hannover zu gewinnen, be⸗ 
ſonders Sachſen lag daran, da ihm durch eine Vereinigung zwi⸗ 
ſchen Hannover und Preußen der Zugang zur Nordſee abge⸗ 
ſchnitten wurde. 


Es fand günftigen Boden in Hannover, da der König 
Georg, der Nachfolger des im November 1851 verſtorbenen 
Königs Ernſt Auguſt, ein Gegner des Zollvereins war. Er 
verſuchte zunächſt, Oeſterreichs Aufnahme in den Zollverein zu 
erreichen. Als Preußen dies abſchlug, und der Zollverein ſich 
aufzulöſen drohte, verſuchte er, den Septembervertrag wieder 
rückgängig zu machen, indem er Preußen gegenüber einwandte, 
daß in einer Vereinigung nur mit Preußen und einigen kleineren 
Staaten die Belange Hannovers nicht ſo gefördert werden könn⸗ 
ten, wie man es von dem bisherigen Zollverein hätte er⸗ 
warten können ?). 


Die Abſicht des Königs, dem Zollverein nun doch nicht 
beizutreten, fand den entſchiedenen Beifall weiter Kreiſe ſeiner 
Untertanen. Die Handelsinnung der Stadt Uelzen erklärte in 
einer Petition: „Wenn, wie es jetzt in Ausſicht ſteht, die bislang 
im Zollverein befindlichen Mittelſtaaten Süddeutſchlands ſich 
von Preußen trennen und vielleicht dem öſterreichiſchen Ver⸗ 
bande ſich anſchließen, ſo kann bei einer ſolchen Verkleinerung des 
preußiſchen Zollvereinsgebietes, bei dem lebhaften Verkehr, in 
dem der Steuerverein, namentlich Hannover, mit den alsdann 
ausgeſchloſſenen Staaten des mittleren und ſüdlichen Deutſch⸗ 
lands ſtets geſtanden, ein Anſchluß des Steuervereins an den 


1) Fiſcher, a. a. O., S. 416. 
) Haſſell, a. a. O., Bd. 2, Abt. 1, 8. 22 ff. 
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preuBi[den Verein für erfteren nur in jeder Art verderbliche 
Folgen haben. 

Bei einer ſolchen Zerſplitterung des bisherigen Zollvereins 
kann unmöglich unjer Land verpflichtet erſcheinen, den leidigen 
Septembervertrag zu erfüllen, weil derſelbe unter ganz anderen 
Prämiſſen abgeſchloſſen wurde, und der verkleinerte Zollverein 
gar nicht imſtande, wahrſcheinlich auch nicht willens ſein würde, 
uns für die durch den Anſchluß zu bringenden Opfer zu ent⸗ 
ſchädigen“ 1). Auch von anderen Städten gingen ähnliche Bitt⸗ 
ſchriften ein. 

Die Verſuche des Königs, Oldenburg und Braunſchweig 
dem Steuerverein zurückzugewinnen, mißlangen jedoch. Als aber 
trotzdem Anfang des Jahres 1853 die vereinbarten Übergangs- 
tarife nicht eingeführt wurden, ſchien die Auflöſung des Sep⸗ 
tembervertrages Preußen, das bislang die Hoffnung auf ſeine 
Durchführung nicht aufgegeben hatte, unausbleiblich. 

Da trat plötzlich ein Umſchlag ein, als Oeſterreich durch 
politiſche Ereigniſſe gezwungen wurde, ſich die Neutralität 
Preußens zu ſichern. Es gab ſich zufrieden mit einem Handels⸗ 
vertrag, gemäß dem ihm offenſtand, ſpäter in den Zollverein 
einzutreten. Zwei Tage nach Abſchluß dieſes Vertrages ver⸗ 
öffentlichte Hannover bie Übergangstarife ?). 

Die Wirkungen des Septembervertrages waren für Han⸗ 
nover keineswegs ſo ungünſtig, wie die Bevölkerung befürchtet 
hatte. Weder in der Landwirtſchaft noch im Gewerbe zeigte ſich 
ein Rückgang. Ein Beweis dafür, daß er der Landwirtſchaft 
nicht ſchädlich war, läßt ſich darin erkennen, daß die bebaute 
Bodenfläche zunahm. 

Es wurden neu kultwiert: 

Im Jahre 1854 9 901 Morgen 43 Quadratruten, 


1855 6248 „ 63 n 
1856 25885  , 50 5 

1857 19866 „ 24 i. 

1858 22971 „ 47 aa 
1859 290433 „ 81 : 3! 


!) Hann. Def. 338, I, 92, 6. 

7) Haſſell, a. a. O., Bd. 2, Abt. 1, S. 290. 

) F. Houth⸗Weber: Der Zollverein ſeit ſeiner Erweiterung durch den 
Steuerverein. Hannover 1861, Einleitung S. 23 Anm. 
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Für die Brennereien erfüllte ſich allerdings die gefürchtete 
ſchädliche Einwirkung teilweiſe, denn bei ihnen war in den dem 
Anſchluß folgenden Jahren eine Abnahme zu verzeichnen; be⸗ 
ſonders davon betroffen waren jedoch nur diejenigen Unter⸗ 
mehmungen, die nicht mit einem landwirtſchaftlichen Betrieb 
verbunden waren ). 

Auch das Gewerbe hatte nach dem Anſchluß eher zu⸗ als 
abgenommen; Houth⸗Weber ſchloß dies aus der Zunahme der 
Bevölkerung in den vorzüglich Handel und Gewerbe treibenden 
Städten im Verlauf der Jahre 1852 —58, während in dieſer 
Zeit nur eine geringe Zunahme der Geſamtbevölkerung des 
Landes zu verzeichnen war. Die Geſamtbevölkerung war in 
diefem Zeitraum um 1,4 Prozent geſtiegen, dagegen in ber Reſi⸗ 
denzſtadt Hannover um 24 Prozent, Harburg um 25 Prozent, 
Osnabrück um 11 Prozent, Leer um 9 Prozent, Geeſtemünde 
60 Prozent ). 

An dem allgemeinen Aufſchwung, der in dieſen Jahren in 
Deutſchland einſetzte, nahm auch Hannover trotz aller an den 
Eintritt in den Zollverein geknüpften Befürchtungen Anteil. 
Sein Beſtand an Dampfmaſchinen vermehrte ſich in den erſten 
fünf Jahren nach dem Anſchluß faſt um das doppelte 5). 

Eine Anzahl ſpäter zu großer Bedeutung gelangten Unter⸗ 
nehmen entſtanden in den erſten Jahren nach dem Anſchluß: 
1858 wurde die Ilſeder Hütte gegründet und in demſelben Jahr 
die Hannoverſche Eiſengießerei. 1859 entſtand die Maſchinen⸗ 
fabrik von Krigar und Ihßen. Die ſchon 1840 gegründete, an⸗ 
fänglich ganz kleine Maſchinenfabrik von Egeſtorff vergrößerte 
ſich ſtändig. Die Textilinduſtrie gelangte ebenfalls nach dem 
Anſchluß zu großem Aufſchwung. Hervorzuheben ſind in dieſer 
Beziehung die 1837 entſtandene Mechaniſche Weberei in Linden 
und die 1853 gegründete Hannoverſche Baumwollſpinnerei und 
Weberei ). N 

1) Houth⸗Weber, a. a. O., S. 284. Anm. 

) Houth⸗Weber, a. a. O., Einleitung S. 22. 

2) Houth⸗ Weber, a. a. O., S. 22. 


4) Auszug aus: Marheinke, Die induſtrielle Entwicklung der Stadt Han- 
nover, bearbeitet von Profeſſor Otto Goebel. 


— 


Otto Jürgens zum Gedächtniſſe. 
Im Auftrage der Schriftleitung der H. G. 
Von Anna Wendland. 


Wenn irgendwo das Didterwort: „'S gibt Gräber, wo die 
Klage ſchweigt“, zu Recht beſteht, |o an dem letzten Ruhplatze 
von Otto Jürgens, dem Mitbegründer und langjährigen Her⸗ 
ausgeber dieſer, der Geſchichte ſeiner Vaterſtadt gewidmeten 
Blätter. Genug der Pein geduldig und klaglos ertragenen, 
qualvoll⸗ unheilbaren Leidens, das ein an raſtloſer Arbeit 
und frühen Erfolgen reiches Leben jäh mit erſchütternder Schnelle 
endete. Es iſt als ein glückliches geprieſen worden, ein Los aufs 
Liebliche gefallen. Außere Verhältniſſe und innere Veranla⸗ 
gung haben dazu mitgewirkt. Ein durch zwei Generationen ge⸗ 
förderter Wohlſtand bildete die ſichere Grundlage. 

Als Bürger der Altſtadt Hannover und „Beſitzer des ſub 
Nr. 86/871) zur Oſterſtraße gehörenden Wohn: und Brau⸗— 
hauſes“ betrieb der Branntweinbrenner Johann Friedrich Jür⸗ 
gens in den zwanziger Jahren des vorigen Jahrhunderts dort 
ſein Gewerbe. Seine Vorfahren entſtammten dem Großen 
Freien ?). Er war aus Anderten in die Landeshauptſtadt 
übergeſiedelt. 

Sein einziges Kind aus zweiter Ehe, der am 23. November 
1823 geborene Johann Ernſt Friedrich Jürgens begründete, 
nachdem er als „commis ſerviert“ hatte, in dem elterlichen Hauſe 
ein Material⸗, Kolonial- und Getreide-Geſchäft. Die Brautwahl 
führte ihn nach Braunſchweig. Auf dem goldenen Boden des 
Handwerkes hatte hier der aus Bedburg bei Köln beheimatete 


1) Später Nr. 107 bezeichnet. 

2) Seine Vorfahren nannten ſich, wie aus J. ſchen Familiennachrichten be. 
kannt ift: Jöhrens. S. auch: Niederſächſiſches Jahrbuch. Bd. 7. 1930. S. 391. f. 
Friedrich Buſch: Otto Jürgens f. 
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Johann Anton Weitz eine Holzhandlung errichtet, fid aus 
Bockenem die Gattin geholt und lebte mit ihr in glücklicher Ehe, 
umblüht von Söhnen und Töchtern. Eine dieſer, Henriette 
Karoline, gewann ſich der junge Kaufmann Friedrich Jürgens 
und führte ſie als ſeine Hausfrau nach Hannover. Im Kreiſe 
ſeiner Freunde, unter denen der an der Marktkirche wirkende 
Paſtor Bödeker ihrem Gatten beſonders nahe ſtand, wurde die 
junge Braunſchweigerin auf das Freundlichſte empfangen, und 
da ihre beiden Schweſtern ſich gleichfalls nach Hannover ver⸗ 
heirateten, ſo halfen dieſe Beziehungen mit, daß ſie ſich bald 
dort heimiſch fühlte. Die Geburt eines Knaben brachte neues, 
leider nur kurzes Glück. Der Tod nahm, was das Leben ge- 
ſchenkt. Ein farbiges Bildchen bewahrte der betrübten Mutter 
die Züge des verlorenen Lieblings durch ein langes Leben hin⸗ 
durch und bot noch im ſtillen Zimmer der Greiſin ſchmerzlich⸗ 
ſüße Erinnerung. 

Jahre vergingen im Wünſchen und Hoffen, dann aber 
durfte der geiſtliche Hausfreund eine gut gemeinte, wenn auch 
nicht gerade ſchwungvolle poetiſche Sendung in das Kaufmanns⸗ 
haus an der Oſterſtraße aufgeben für Friedrich Jürgens, in 
der es heißt: 

„Alle gönnen Dir von Herzen, 

Daß, nach langer Sehnſucht Schmerzen, 
Jetzt in Deiner Häuslichkeit, 

Dir ein kleiner Schreihals ſchreit. 


Alle gönnen Deinem Liebchen, 

Daß ſie nun in ihrem Stübchen, 

Gegen Langeweile Rath 

An dem kleinen Jungen hat“. 
Dieſer Knabe, geboren am 18. Februar 1862, wurde am 
21. April des Jahres durch Senior Bödeker getauft auf die 
Namen: Otto Theodor Friedrich Louis. 

Otto Jürgens hat glückliche Kinderjahre in dem altertüm⸗ 
lichen, mit kleinen Erkern geſchmückten väterlichen Geſchäftshauſe 
verlebt. Die tiefgreifenden Veränderungen, die das blutige Jahr 
1866 ſeinem Heimatlande brachte, ſpürte der von Elternliebe 
betreute Vierjährige noch nicht. Später hat er ſie bewußt erfaßt 
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und unentwegt an einer politiihen Richtung feſtgehalten, die 
einzig ſeinem Begriffe von Mannentreue entſprach. 


Von der kriegeriſchen Zeit 1870/71 gewann der Knabe ſchon 
perſönliche Erinnerungen. Des Ofteren begleitete er einen Ge⸗ 
hilfen aus ſeines Vaters Laden zum Lazaret, das in dem da⸗ 
mals noch unvollendeten Welfenſchloſſe — jetzt Techniſche Hoch⸗ 
ſchule — eingerichtet war. Während der Kommis die den 
Kranken beſtimmten milden Gaben ſeines Prinzipals ablieferte, 
machte ſein kleiner Begleiter die Bekanntſchaft eines verwundeten 
Turkos, der die Kunſt verſtand, von bunten, auf Pferdehaar 
gezogenen Perlen Fingerringe in zierlichem Muſter zu flechten. 
Ein ſolches, aus der bräunlichen Feindeshand friedlich darge⸗ 
botenes Geſchenk galt dem beglückten Empfänger lange noch 
als wertgeſchätzter Beſitz. 

Der Einzug des aus dem ſiegreichen Kriege in ſeine der⸗ 
zeitige Garniſon zurückkehrenden preußiſchen Garderegimentes 
lockte die ſtadthannoverſche Schuljugend auf die Straße. „Die 
meiſten Soldaten hatten einen Kranz oder Blumen auf dem 
Helme oder auf dem Gewehre“, berichtet Otto ſeinem Vater in 
einem Briefe nach Meran. 

Es iſt trübe um ihn, trotz des geſchauten Glanzes. Der 
ſeit Jahr und Tag ſchwer bruſtleidende Vater mußte auf Rat 
des berühmten Generalarztes Dr. Stromeyer ein mildes Klima 
aufſuchen, und die Mutter, ſo zärtlich ihre Liebe zu dem einzigen 
Kinde auch iſt, ſah doch als nächſte Pflicht es an, den Gatten 
zu begleiten. Der Eltern brieflicher Zuſpruch mochte dem ver⸗ 
laſſenen Knaben über das Bangen hinweghelfen. Der Pro- 
kuriſt, Verwandte und Befreundete nahmen ſich ſeiner an. Wer 
hätte nicht Teilnahme für ihn, den, wie die Einſichtigen unter 
ihnen wohl vorausſahen, der Verluſt des fürſorgenden Vaters 
bald betreffen würde. 

Am 29. November 1871 ſtarb zu Meran Friedrich Jürgens. 
Mit dem Toten kehrte die ſchwergeprüfte Witwe nach Han⸗ 
nover zurück. Paſtor Bödeker hielt ſeinem „unvergeßlichen 
Freunde“ die Grabrede, und zwar nicht über ein Bibelwort, 
ſondern der Anfang des bekannten Liedes von E. v. Feuchters⸗ 
leben: „Es iſt beſtimmt in Gottes Rat, daß man vom Liebſten, 
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was man hat, muB [deiben", war der Text, über den er 
herzandringend ſprach. 

Mutter und Sohn, nun erſt recht auf einander angewieſen, 
ſchloſſen fid) nur noch inniger zuſammen. Zu Beginn der Weih⸗ 
nachtsferien brachte der Sextaner, ber ſich in der Realſchule 
unter 54 Klaſſengenoſſen auf dem ſiebenten Platze behauptete, 
wie bisher, ein gutes Zeugnis. In ſeinem Aufſatzhefte aus 
dieſer Zeit findet ſich eine Arbeit, die als ein an den Lehrer 
gerichteter Brief von den verlebten Weihnachtstagen erzählt. 
Erwartung und Freude überwiegen alles Trauergefühl. „Kinder⸗ 
hand ijt leicht gefüllt.“ Nach ber Beſcheerung daheim. feiert 
der Kleine noch mit bei Verwandten, im munteren Kreiſe von 
Vettern und Baſen. „Dort ſah ich den erſten Tannenbaum, denn 
ich hatte keinen im Hauſe gehabt.“ 

Der Übergang des Jürgensſchen Geſchäftes in andere 
Hände bedingte für Frau und Kind des Verſtorbenen den Aus⸗ 
zug aus dem Hauſe an der Oſterſtraße. Sie wählten von nun 
ab den neueren öſtlichen Stadtteil Hannovers zum Wohnſitze, 
wo ſie in mehrfach gewechſelten Quartieren, bis zum Ankaufe 
des eigenen Hauſes, ihr gemeinſames Heim gehabt haben. 

Was derzeit einem hannoverſchen Schüler nur mochte ver⸗ 
gönnt ſein, gewährte die Mutter ihrem Otto. Ein gehorſamer, 
ſtill für ſich ſpielender Junge, ſchilderte ihn eine ältere Ver⸗ 
wandte. Etwas ſcheu und ungeſellig, wird er wohl ermahnt, 
nicht blöde zu ſein und ſich mit Altersgenoſſen bei kindlichem 
Spiele zu tummeln. Schwimmen, Turnen, geſunde Bewegung 
im Freien macht ihm Freude. Bald weiß er Beſcheid in der 
näheren Umgebung ſeiner Vaterſtadt. Noch iſt Bella-Viſta ein 
beliebtes Ausflugsziel der Hannoveraner. An das dort ge- 
ſchaute Feuerwerk blieb lebhafte Erinnerung. Von Herrene 
hauſens Pracht „vermochte man ſich kaum einen Begriff zu 
machen“. Auf dem Lindener Berge gab es das wunderbare 
Haus mit bunten Fenſterſcheiben, durch die Hannover in allen 
Farben des Regenbogens bewundert werden konnte. Und dann 
die, nur den Eingeweihten bekannten Schleichwege in der Eilen⸗ 
riede, hochromantiſche Schauplätze aufregender Räuberſpiele! 
Die Schulfeſte im Tiergarten, wo es noch „ſehr einfach aber 
hübſch“ war, bilden Höhepunkte im Leben des heranwachſenden 


— 801 — 


Knaben. Der hat Großes vor. In ein blaues Vokabelheft 
trug er „Memoiren über mein chemiſches Laboratorium“ ein. 
„Am 17. Mai 1876“, bekannte er darin etwas umſtändlich und 
altklug, „faßte ich den erſten Plan zur Gründung desſelben, und 
kaufte mir am ſelbigen Mittag einige Kochfläſchchen, Probier⸗ 
gläschen, Röhren etc.“ In Geſellſchaft zweier Freunde wird 
experimentiert, aber die Elemente laſſen ſich nicht bannen, das 
erzeugte Gas explodierte. „Der Kork, ſammt der Röhre flog 
in die Luft.“ Der angehende Chemiker läßt ſich dadurch nicht 
zurückſchrecken. Er kauft neues Material ein, doch bald verpufft 
es „aus unbekannten Gründen“, bald durch „einen Irrtum“, 
oder die Spirituslampe entzündete ſich und Glasſcherben ver⸗ 
urſachten ſchmerzende Wunden. Die Adepten durften ſchließlich 
von Glück ſagen, daß nichts Schlimmeres geſchah, ehe ſie ihre 
chemiſchen Studien für immer abſchloſſen. 

Am 23. April 1876 ward Otto Jürgens zu Jacobi et 
Georgi, der alten hannoverſchen Marktkirche, „vor verſammelter 
Gemeine“, wie es auf ſeinem Gedenkblatte heißt, eingeſegnet. 
Als Seelſorger zeichnete: Philippi, Paſtor. 

Der nächſte Winter bringt die Freuden der Tanzſtunde. Sie 
waren nicht zu karg bemeſſen. Die offenbar ihren Höhepunkt 
bildende „Soirée“ dauerte von ½8 bis 3/43 Uhr. Der eiferige 
Tänzer verzeichnete genau, mit welcher Schönen er die Polonaiſe 
geſchritten, wer ſeine Partnerin in der Françaiſe und Quadrillé 
geweſen, daß er gewalzt, auch „Rheinländer“ und „Esmeralda“ 
nicht ausgelaſſen hatte, bei der Damenwahl einem vierfachen 
Angriff ſtand hielt, und endlich zu dem Tanz aller Tänze, dem 
Kotillon, fich ſeine Coeur⸗Dame holte. 

Buchführungen über Einnahmen und Ausgaben, ſowie tage⸗ 
buchartige Notizen finden ſich bereits von der Hand des Zwölf⸗ 
jährigen. Solches Anmerken behielt Otto Jürgens durch ſein 
Leben bei. Je älter er wurde, deſto knapper ſind die Bemer⸗ 
kungen, ſchmückendes Beiwerk, Gefühlsäußerungen kommen kaum 
vor. — Nicht ſo der Schüler. Der verzeichnet ganz ausführlich 
ſeine häufigen kleinen Reiſen zu den Verwandten nach Braun⸗ 
ſchweig und Hameln, beſchreibt Ferienaufenthalte mit der Mutter 
im Harz und in Thüringen. Von der Wartburg ſchaute der 
jugendliche Patriot gen Norden. „Ich konnte das Schlachtfeld 
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von Langenſalza ſehen und mir bie damaligen (1866) Opera 
tionen vergegenwärtigen. Bis vor Eiſenach waren die Han⸗ 
noveraner gekommen, wo ſie einen Tagemarſch bis zu den 
Baiern hatten. Sie zogen ſich aber nach Fröttſtedt und wurden 
dort zurückgedrängt.“ 

Seit feinem Übergange aus ber Realſchule auf das Lyzeum I 
(Ratsgymnaſium) 1877 finden fid) politiſche Bemerkungen häu⸗ 
figer in den Notizen von Otto Jürgens. Der Einfluß gleich⸗ 
geſinnter Freunde iſt ſpürbar. Die mit einem Oheime im Spät⸗ 
ſommer zuvor ausgeführte Schweizerreiſe hatte des Jünglings 
Blick wohl geweitet, ihm herrliche neue Eindrücke vermittelt, aber 
ſeine partikulariſtiſchen Anſichten nicht geändert. 

Fleißigem Lernen ſind die folgenden Jahre gewidmet. 
Es gilt das vorgeſteckte Ziel zu erreichen, das Abiturienten⸗ 
Examen zu machen. Vom 7. bis 12. Februar 1881 wurden die 
ſchriftlichen Prüfungsarbeiten angefertigt. Am 7. und 8. März 
fand das mündliche Examen ſtatt. „Alle durchgekommen“, ſo 
ſteht über einer kleinen Skizze, die der Examinand von dem 
Konferenzzimmer angefertigt hat. An einem Tiſch verzeichnete 
er die Namen der Prüfenden. Den Vorſitz führte Provinzial⸗ 
Schulrat Breiter. Der Kommiſſion gegenüber reihten ſich, gleich⸗ 
falls an einem langen Tiſch, die Opfer; auch ihre Namen ſind 
eingetragen. Nicht allzu viele Abiturienten werden ſich die hoch⸗ 
notpeinliche Situation ſo anſchaulich verewigt haben! — Darauf, 
im ſchmalen Kouvert, kam das Briefchen aus: „Lyceum I, 
Hannover“. Der Königliche Kommiſſarius eröffnete dem be⸗ 
glückten Adreſſaten, „daß die Königliche Reifeprüfungskommiſ⸗ 
ſion“ ihm das Zeugnis der Reife zu erteilen beſchloſſen habe“. 
Am 22. März, Kaiſers Geburtstag, feierliche Entlaſſung der 
Abiturienten. Wie weit breitete ſich das Leben vor dem an⸗ 
gehenden Studenten aus! 


Mit ſeinem Abgangszeugnis durfte er zufrieden ſein: Fran⸗ 
zöſiſch, Engliſch, Religion, Betragen uſw. gut. Geſchichte und 
Geographie: vorzüglich. Durch alle ſeine Schulzeugniſſe hindurch 
war Geſchichte ſein beſtes Fach und doch wendete er nicht dieſer 
alten Liebe zunächſt ſein Intereſſe zu. Mit der Abſicht, Theo⸗ 
logie zu ſtudieren, bezog Otto Jürgens die Univerſität Tübingen. 
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Der Abſtand zwiſchen feiner bisherigen Exiſtenz unb bem 
nunmehrigen Studentenleben war groß. Der Norddeutſche hatte 
fid) in mancherlei ihm Ungewohntes erſt zu finden. Zunächſt die 
Verſtändigung mit ſeinen Wirtsleuten, die leider nur ſehr ſchwer 
möglich war. Schönſte Ausſicht und friſche Luft machen ihm aber 
das Wohnen bei den einfachen, gemütlichen Leuten, in einem 
der letzten Häuſer der Stadt, angenehm; nur kalt war es noch, 
„ſo daß ich einheizen laſſen mußte“, ſchreibt er der Mutter am 
28. April und geſteht: „außerdem verſetzte mich die gänzliche 
Einſamkeit in eine ſehr niedergeſchlagene Stimmung, wie Du 
Dir denken kannſt. Meine Wirtin fragte mich, ob mir etwas 
fehlte, ich hätte wohl Heimweh“. Das verlor ſich ſobald der 
Neuling die Bekanntſchaft von Seinesgleichen machte, mit ihnen 
auf weiten Spaziergängen die Umgebung Tübingens durchſtreifte 
und „feierlich immatriculiert“ ſich als akademiſcher Bürger fühlte. 
Zu „ſeinen“ Profeſſoren gewinnt er Beziehung, ſie ſind ſehr 
freundlich und laden auch ein. Das Verbindungsleben lernt er 
dennen, denn er entgeht nicht den Verſuchen, ihn dafür zu ge⸗ 
winnen, doch läßt er ſich nicht einfangen. Dagegen tritt er den 
Turnübungen bei und dem evangeliſch⸗ theologiſchen Verein. 

Die Pfingſtferien führen ihn in Begleitung von einigen 
Freunden durch den Schwarzwald und weiter an den Bodenſee, 
den er ſeitdem beſonders liebte und wiederholt beſucht hat. 

Hinſichtlich ſeiner Studien kamen ihm bei Fortſetzung der⸗ 
ſelben ernſte Bedenken. „Ich glaube nämlich nicht, daß ich mich 
für den geiſtlichen Beruf eigne“, vertraute er ſich der Mutter an, 
„und werde daher, ſo leid es mir tut, mein bisheriges Stu⸗ 
dium aufgeben müſſen. Sollte es Dir recht ſein, ſo würde ich am 
liebſten das der Philologie ergreifen“. Die Gefragte willigte ein 
und ſtimmte dem Sohne bei, zunächſt ſeinen einjährig⸗freiwilligen 
Militärdienſt abzuleiſten. „Daß ich ungern eintrete, wirſt Du Dir 
wohl denken können“, aber zu irgendwelcher mütterlichen Er⸗ 
regung darüber ſei gar keine Veranlaſſung. 

Den Rückweg aus Süddeutſchland nahm er durch die Rhein⸗ 
provinz und beſtätigte dankbar von Koblenz aus: „Die Fahrt 
auf dem Rhein iſt herrlich, noch viel ſchöner als ich mir ge⸗ 
dacht hatte, und ich freue mich ſehr, daß Du mir dazu ge⸗ 
raten haſt“. 


— 804 — 


Am 1. Oktober 1881 trat er als Einjahrig-Fretwilliger üt 
bas 1. Hannoverſche Infanterie⸗Regiment Nr. 74 ein und ward 
ber 8. Kompagnie zugeteilt. Mit ber ihm eignenden Pflichttreue 
erfüllte er den Dienſt, über den er nicht klagt, vielmehr gelingt 
es ihm, mit den Mannſchaften freundlich auszukommen, die 
Zufriedenheit feiner Vorgeſetzten, vom Unteroffizier bis zum 
Hauptmann, zeigt ſich in den guten Zeugniſſen ſeines Militär⸗ 
paſſes. Trotzdem war es ihm Freude, nach Beendigung feiner 
militäriſchen Betätigung, „das bunte Zeug“ ausziehen zu dürfen. 

Das Winterſemeſter 1882/83 verbrachte Otto Jürgens in 
Leipzig. Den wiſſenſchaftlichen Studien geſellte fich — eine 
Nachwirkung des Soldaten⸗Jahres — eifrige Übung auf dem 
Fechtboden. „Ich ſpare bereits auf ein Panzerhemd“, ſchrieb 
ihm neckend ein hannoverſcher Schulfreund: „mit dem ich mich 
Weihnachten gegen etwaige Attentate von Dir zu ſchützen ge⸗ 
denke: — — Wenn ich übrigens wählen darf, ſo ſchlag mich 
gefl. mit einer Quart tot. Werden denn U. und B. nicht bange, 
wenn Du ſo heldenhafte Werke unternimmſt? Da übt ſich in 
der Kunſt des Würgens der Oberfechter Otto Jürgens“. 

Er durfte es, wie ein anderer Freund ſagte, mit den Ar⸗ 
beiten „wohl angehen laſſen“. Seine Mittel erlaubten ihm das, 
und Rückſicht auf ſeine Geſundheit war zudem geboten. Der 
Gedanke an das Leiden, dem der Vater erlag, blieb Mahnung 
zugleich, ſich nicht zu überanſtrengen. Eine gewiſſe ängſtliche 
Sorgfalt für ſein körperliches Befinden übte der ſcheinbar ſehr 
Rüſtige lebenslang. 

Zum Sommerſemeſter zog es ihn von Leipzig fort, gen 
Süden. „Nun bin ich wieder in Tübingen, worauf ich mich ſo 
lange gefreut hatte, und es iſt hier alles noch ſo ſchön, wie vor 
zwei Jahren. Es iſt mir überhaupt gar nicht, als wäre ich 
lange von hier fortgeweſen“, heißt es im Briefe an die Mutter. 
— Wanderungen werden wieder unternommen. Im ländlichen 
Gaſthauſe hält man Raſt und ein erſtaunlich reiches Mittags⸗ 
mahl. „Wir hatten uns von dieſen Anſtrengungen (des Speiſens) 
noch nicht erholt, als wir über uns eine Tanzmuſik vernahmen, 
und es ergab ſich, daß dort eine Hochzeit gefeiert wurde. Ich 
ſtieg alſo zu dem mir bereits bekannten Saale hinauf und es 
dauerte nicht lange, ſo half ich eifrig die Hochzeit mitfeiern. 
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Wir hatten nur Mühe, bie guten Leute zu verſtehen, und 
andererſeits erklärte ein Junge uns, die Sprache verſtände er 
nicht. Nach einiger Zeit forderte uns einer der Brautführer auf, 
an einer Frangaiſe teilzunehmen, was denn auch geſchah. So 
tanzten wir bis 1/55, dann empfahlen wir uns und ſetzten bie 
Reiſe fort, von der wir ½11 todmüde wieder zu hauſe kamen.“ 


In Stichworten weiſt das Tagebuch auf die Studien in 
Geſchichte und Philoſophie. Da wird das Seminar erwähnt und 
der Eintritt in den philologiſchen Verein vermerkt. Es iſt von 
Sanskrit und Paläographie die Rede. Dann folgt zur Pfingſt⸗ 
zeit die erſte Reiſe „ins Land der Sehnſucht aller Deutſchen“, 
nach Italien. Die oberitalieniſchen Seen und Mailand wurden 
beſucht. Im Sommer lockt der Schwarzwald und zur hannover⸗ 
ſchen Heimat zurück führt der Umweg über Trier und den Rhein. 
Herbſttage in Hamburg und Lübeck verlebt, beſchließen dieſes an 
mannigfaltigen Eindrücken reiche Halbjahr. Ein zweites Winter⸗ 
ſemeſter in Leipzig bietet neue Anregung und Bereicherung durch 
Studien und Kunſtgenüſſe. 


Vom Frühjahr 1884 an iſt Göttingen die erwählte Univer⸗ 
ſität. Das Bild der Stadt mit ihren charakteriſtiſchen Kirch⸗ 
türmen ſchmückt den erſten, von dort aus an die Mutter ge⸗ 
richteten Brief. „Hier ſiehſt Du die Stadt vor Dir“, ſchreibt der 
Sohn, „wo ich mich min wohl längere Zeit aufhalten werde. 
Es iſt ein freundlicher Ort von etwa 20 000 Einwohnern, die 
Häuſer find meiſt 1⸗ ober 2-|tbdig, wie in Provinzſtädten ge⸗ 
wöhnlich. Da außerdem die Straßen verhältnismäßig breit 
find, fo wird die Luft auch innerhalb der Stadt gut fem. Der 
alte Wall iſt fait ganz in feiner Höhe erhalten und mit ſchat⸗ 
tigen Bäumen bepflanzt, ſo daß man darauf einen angenehmen 
Spaziergang um die Stadt machen kann. Ohne die Univerfität 
und die Studenten würde Göttingen kaum irgend welche Be⸗ 
deutung haben. Die Einwohner ſind auf die Studenten ange⸗ 
wieſen, wie man auch ſchon aus den maſſenhaften Geſchäfts⸗ 
empfehlungen ſieht, die einem gleich nach ſeiner Ankunft zuge⸗ 
ſchickt werden. Die Straßen ſind meiſt öde, bis auf die Haupt⸗ 
ſtraße, die Weender, die durch Studenten belebt iſt, die teils ihr 
Weg zur oder von der Univerſität führt, teils umherbummeln“. 


— 806 — 


Wie in Tübingen hatte fid) Otto Jürgens auch hier feine 
Wohnung möglichſt freiliegend gewählt, an der Bühlgaſſe, 
„eigentlich eine Chauſſee, die wenigen Häufer find durch Gärten 
oder Ackerland getrennt. Gleich dahinter, nach Oſten zu, ſteigen 
allmählich die Berge an, zunächſt der Rohns. Von meiner Woh⸗ 
nung aus habe ich nach Norden zu eine hübſche Ausſicht in das 
weite Leinetal und auf die Berge des Sollings, ſowie die Bahn, 
die nach Hannover fährt“. 

Das Einleben fiel nicht ſchwer. „Es iſt mir in dieſem Se⸗ 
meſter gar nicht ſo, als ob ich längere Zeit von Hauſe fort 
wäre“, meint er. „Es iſt dasſelbe Land, die Entfernung nach 
Hannover verhältnismäßig gering, dieſelbe Sprache, viele be⸗ 
kannte Gefichter“, hatte er doch verſchiedene Genoſſen aus der 
Schulzeit getroffen. Auch das Eſſen ſchmeckte faſt wie zu Haufe, 
das norddeutſche Butterbrot als beliebte Abendmahlzeit erregte 
keine Verwunderung wie in Tübingen. 


Der Arbeitsplan weiſt 17 Stunden wöchentlich auf. Im 
folgenden Winterſemeſter werden es 28 Stunden. Zu den 
Profeſſoren bahnen ſich dankbar aufgenommene Beziehungen 
an. Weiland, Volquardſen, v. Kluckhohn, kehren ihre Namen 
in Otto Jürgens Briefen oft wieder. Die beſorgte Mutter 
mochte wohl warnen und inſtändig bitten, „das übermäßige Ar⸗ 
beiten, vor allem das Nachtarbeiten zu unterlaſſen. Es treibt 
Dich niemand“, verſichert ſie und regt ihn an, auch heitere, an⸗ 
genehme Geſelligkeit aufzuſuchen, ſich zu zerſtreuen und viel 
friſche Luft zu genießen. „Ich wünſche Dir von ganzem Herzen 
eine recht frohe Jugendzeit.“ 

Darunter verſtanden nur Mutter und Sohn nicht immer 
das Gleiche. Eine Hochzeitsfeier im Verwandtenkreiſe ſteht bevor. 
„Ob ich ſchon zum Polterabend dort ſein werde, weiß ich noch 
nicht“, ſchreibt Otto. „Daß ich mich dabei amüſieren werde, 
bezweifele ich ſtark“. — Als er ſeine Ankunft zu den Weih⸗ 
nachtsferien einmal wieder meldet, fragt er, ob es nötig ſei, 
den heiligen Abend bei Verwandten zu verbringen. „Ich bleibe 
natürlich viel lieber zu Haus.“ Dort ijt es für ihn „doch immer 
am ſchönſten“. Mußte er wieder fort, dann waren ihm die 
Ferien „gar zu ſchnell hingegangen“, „ich möchte, ich hätte noch 
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in Hannover bleiben können“. Wahrlich „ein Sohn, ber feine 
Mutter liebt". — Mit Fürſorge umgibt er fie, geleitet die 
Kränkelnde in die Badeorte, bie Jie des öfteren aufzuſuchen 
genötigt iſt, holt ſie dort ab, beruhigt bei häuslichem Ungemach: 
„Du barfit Dich über Mädchenangelegenheiten nicht ärgern. 
Wenn ich wollte, könnte ich mich auch über vieles ärgern, es 
fällt mir aber gar nicht ein“. 


Für ihn gab es freilich der Ablenkung genug. Reiſen, die 
Neues, Herz und Sinn Erhebendes boten, Kräftigung auch, am 
Meere oder im Gebirge. Dann wieder die Forſchungen für die 
zu ſchaffende Dr.⸗Arbeit, daneben lebhafte Betätigung im ſtuden⸗ 
tiſchen „Hiſtoriſchen Verein“, den einige der Profeſſoren je und 
dann mit ihrem Beſuche beehrten. 


„Nach Einreichung einer Diſſertation über die „Landes⸗ 
hoheit im Fürſtenthum Lüneburg bei Beginn des Erbfolge⸗ 
frieges (1371)“, bejtanb id im Sommerſemeſter 1888 mein 
Doctorexamen in Göttingen“, heißt es in Otto Jürgens’ ſelbſt⸗ 
geſchriebenem Lebenslaufe. Das Tagebuch verrät den denkwür⸗ 
digen Tag ber Prüfung, den 24. Juli, und das Reſultat: cum 
laude. — Ein freudiges Wiederſehen mit der beglüdten Mutter 
in Lauterberg, wo ſie zu ihrer Erholung weilte, darnach eine 
Reiſe durch den Schwarzwald und Beſuch von Tübingen, endlich 
der beliebte Herbſtausflug in die Heide und an das Meer, das 
alles ſollte wohl eine frohgemute Stimmung ſchaffen, die zu 
neuer Tätigkeit antrieb. „Ich beſchäftigte mich,“ berichtet Jür⸗ 
gens, „mit Arbeiten aus dem Gebiete der Landes⸗Geſchichte, 
von denen ein Aufſatz über die Stände des Fürſtentums Lüne⸗ 
burg um die Mitte des 14. Jahrhunderts in der Zeitſchrift 
des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen (1889) abgedruckt iſt“. 
Die Fortſetzung und den Schluß dieſer Studie ließ er 1893 eben⸗ 
dort erſcheinen. 


Im Sommer 1889 nahm er eine von dem Verein für 
Hanſiſche Geſchichte ihm angebotene Stellung als Mitarbeiter bei 
der Herausgabe Hanſſiſcher Urkunden des 15. Jahrhunderts am 
und widmete ſich dieſer Tätigkeit in Köln ſeit dem 1. Oktober 
1889. Aber bereits unter dem 31. Dezember dieſes Jahres 
richtete er an den wohllöblichen Magiſtrat der Königlichen Re⸗ 
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ſidenzſtadt Hannover ein Geſuch um Anſtellung bei Neubeſetzung 
der Stelle eines ſtädtiſchen Archivars, welcher Poſten durch den 
am 26. Dezember erfolgten Tod des Stadtarchivars Dr. Ulrich 
erledigt war. 

Als geborener Stadt⸗ Hannoveraner mit guten Zeugniſſen 
hatte er günſtige Ausſichten. Dem Stadtdirektor Haltenhoff war 
er zudem nicht ganz fremd, beſtanden doch ſeitens ſeiner Mutter 
zu deſſen in Göttingen lebender Schwiegermutter freundliche 
Beziehungen aus der Lauterberger Sommerfriſche her. Nach dem 
Tagebuche haben denn auch an maßgebender Stelle perſönliche 
Beſprechungen ſtattgefunden. Es ging, wie ſich's der Dr. phil. 
nur wünſchen mochte. Am 7. Februar 1890 ward er auf dem da⸗ 
maligen „neuen Rathauſe“, dem früheren v. Wangenheimſchen 
Palais, an der Friedrichſtraße zu Hannover por Magiſtrat und 
Stadtdirektor als Stadtarchivar vereidigt. 


Der Raum ſeiner amtlichen Betätigung, das Stadtarchiv, 
befand ſich noch nicht lange im Erdgeſchoſſe des neuerbauten 
„Keſtner⸗Muſeums“, rechts vom Haupteingange. Die Stadt⸗ 
bibliothek war im erſten Stock des Muſeums, in dem auf die 
Maſch zu gerichteten rückwärtigen Flügel untergebracht, ihre 
Leitung dem Lehrer Schlette anvertraut. 

„Was muß, muß, möchte ich ſagen“, heißt es in dem 
Glückwunſchſchreiben Profeſſor Weiland's an Otto Jürgens. 
„Schon wie ich die traurige Nachricht vom Tode Dr. Ulrichs 
erfuhr, ahnte ich, daß Sie für den Hanſiſchen Verein verloren 
ſeien. Und in der Tat, es konnte Ihnen Niemand verübeln, 
wenn Sie Sich für die Stelle bewarben, die eine dauernde iſt 
und zu der Sie Ihre Neigungen ebenſo wie Ihr Heimatgefühl 
ziehen. Ich kann Ihnen daher nur ein Glückauf zu dem Antritte 
Ihres Amtes zurufen und den Wunſch daran knüpfen, daß es 
Ihnen gelingen möge, bald feſten Fuß zu faſſen und vor allem 
den Studien für mittelalterliche Geſchichte der Stadt und des 
Landes Hannover ein Centrum zu werden, wie das der arme 
Ulrich zu werden im Begriff war.“ 


In wie weit ſich die hier ausgeſprochenen Wünſche ſeines 
verehrten Lehrers im Laufe von Jürgens' amtlicher Wirkſamkeit 
erfüllten, geht aus deſſen wiſſenſchaftlichen Arbeiten und ihrer 
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Beurteilung durch Fachgenoſſen hervor. Es fei nur erinnert an 
die von Jürgens 1891 herausgegebene „Geſchichte der Stadt 
Lüneburg“, die, wie ſachverſtändige Kritik anerkannte, „als 
Ganzes bisher nicht überholt iſt und ihren Wert behalten wird 
„als erſtmalige, gründliche, wiſſenſchaftlich wohl bewährte Zu⸗ 
ſammenfaſſung des ſchwierigen Stoffes“. 1896 und 1897 er⸗ 
ſchienen in der Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für Nieder⸗ 
ſachſen: „Die Quellen der ſtadthannoverſchen Geſchichte“, der 
Jürgens ebendort, 1897, „Die ältere Geſchichte Hannovers“ 
folgen ließ. 1899 kam von ihm: „Ein Amtsbuch des Kloſters 
Walsrode“ heraus, 1901 Senior Bödekers Tagebuch, ſowie der 
Katalog der Stadtbibliothek Hannover und die Studie von 
A. Grütter, „Der Loin Gau“. 


Das „feſten Fuß“ faſſen gelang dem neuen Stadtarchivar 
ſchon nach Verlauf eines Jahres. Sein Geſuch um feſte Ane 
ſtellung als ſtädtiſcher Archivar wurde ihm im April 1891 ge⸗ 
nehmigt. Er hatte ſeiner Bitte die Verſicherung hinzugefügt: 
„für den Fall, daß die Stellung des ſtädtiſchen Bibliothekars 
erledigt werden ſollte, bin ich gern bereit, auch dieſe zu über⸗ 
nehmen“. Als dieſer Fall eintreten ſollte 1), kam Jürgens 
unter dem 21. Auguſt 1893 bei dem hannoverſchen Magiſtrate 
um die Stelle eines ſtädtiſchen Bibliothekars ein. Er erklärte: 
„ich bin ſeit 3 Jahren mit der Ordnung und Katalogiſierung 
der Keſtnerſchen und Societätsbibliothek beſchäftigt, ſowie ſeit 
34 Jahren mit der Herſtellung eines Druckkataloges der ge⸗ 
ſammten Stadtbibliothek. Während dieſer Zeit habe ich etwa 
die Hälfte meiner Arbeitszeit der Bibliothek, die andere Hälfte 
dem Archiv gewidmet. Da nunmehr auch in letzterem die wich— 
tigſten Ordnungsarbeiten beendet ſind, ſo glaube ich die Verſiche— 
rung geben zu können, daß auch nach der Vereinigung beider 
Amter die Intereſſen der beiden ſtädtiſchen Anſtalten gewahrt 
bleiben werden“. 

Obgleich an erſter Stelle ſeiner ihm vorgeſetzten Behörde 
durch den Tod des Stadtdirektors Haltenhoff (1891) ein Wechſel 
eingetreten war, gab es in Anſehung der erprobten Tüchtigkeit 


1) Nach 3.8 Tagebuch reichte Schlette am 15. Auguſt 1893 fein Cnt. 
laſſungsgeſuch ein. 
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von Otto Jürgens ſeitens bes hannoverſchen Magiſtrates fein 
Bedenken, dem Bittenden zu willfahren. Ausführlich ließ ſich 
dieſer nad) Übernahme beider Amter in einer weiteren Eingabe 
über ſeine bibliothekariſche Fortarbeit aus. Wirkſame Unter⸗ 
ſtützung fand er dabei durch den ihm zur Seite geſtellten Biblio⸗ 
thekar Dr. Hovediſſen, bis dieſer einem ernſten Leiden erlag 
(1902). 


Nach Übernahme des Doppelamtes kam für Jürgens bald 
noch ein weiteres Unternehmen hinzu, an deſſen Leitung mit⸗ 
zuwirken, ihm beſonders erfreulich geweſen iſt: die Begründung 
des Vereins für Geſchichte der Stadt Hannover 1893. Von 
dieſem ging fünf Jahre ſpäter, 1898, der Entfchluß aus, Ver⸗ 
öffentlichungen verſchiedener wiſſenſchaftlicher und heimatkund⸗ 
licher Vereine unter dem Titel „Hannoverſche Geſchichtsblätter“ 
erſcheinen zu laſſen. Zunächſt wurden ſie von Friedrich Tewes 
redigiert; fernerhin übernahm Otto Jürgens die Schriftleitung, 
wobei ihm, der bereits mehrere Jahre dem geſchäftsführenden 
Ausſchuſſe des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen angehört 
hatte, Erfahrung und Sachkenntnis zu Gebote ſtanden. Eifrig 
bemüht jid) der Schaffensfrohe um den Verein und feine Zeit⸗ 
ſchrift. Ausflüge der Mitglieder zu geſchichtlich intereſſanten 
Stätten der Heimat wurden unternommen. Vorträge boten 
Anregung und Belehrung. Manche eigene fleißige Arbeit, dem 
Verſtändniſſe ihres Leſerkreiſes angepaßt, fügte er den Hanno⸗ 
verſchen Geſchichtsblättern ein. 


Durch Reiſen bereicherte und vertiefte er ſein Wiſſen. Er iſt 
weit und viel gereiſt. Nach Süden. Wie oft war Italien ſein 
Ziel! „Ich wüßte feinen, ber lid) gerade in Toskana unb Um- 
brien auskennt, wie Sie“, ſchrieb ihm ein Freund. Ernſt und 
gründlich forſchen, das bereitete Genuß. Er kehrte gern ein 
zweites oder drittes Mal in dieſelbe Gegend zurück, um den erſt⸗ 
malig gewonnenen Eindruck zu vertiefen. So nach Sicilien, 
Algerien und Tunis. Ebenfalls fo nach Süd⸗Frankreich und 
mehrfach weilte er in Rom. 

Im Spätſommer zog es ihn durch die blühende Heide gen 
Norden, Dänemark und Schweden ſuchte er häufig auf. Über 
der Fremde kam Deutſchland nicht zu kurz und neben dem ferten- 
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frohen Ausſpannen galt es bod) immer wieder „das Handwerk 
zu grüßen“, Archive und Bibliotheken eingehend zu beſichtigen. 
Manche Beziehung zu Gleichſtrebenden knüpfte ſich dabei an, die 
Fortſetzung erfuhr auf den regelmäßig beſuchten fachwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Tagungen oder auch wohl zu Gaſtfreundſchaft führte. 
Schon während ſeiner Studentenzeit war es ihm, in Über⸗ 
einſtimmung mit der Mutter, ein beſonderes Vergnügen geweſen, 
den einen oder anderen Freund beſuchsweiſe aufzunehmen. Seit 
er im April 1895 das nach ſeinen und den mütterlichen Wünſchen 
hergerichtete eigene Einfamilienhaus, Veilchenſtraße 11, bezogen 
hatte, übte er erſt recht gern dieſen ſchönen Brauch, den er gaſt⸗ 
frei fortſetzte, als er nach Verkauf jenes kleinen Hauſes die 
ſeinerzeit von Konrad Wilhelm Haſe auf dem Eckgrundſtücke 
Schiffgraben⸗Finkenſtraße, Nr. 4, erbaute Villa erwarb. 


Ungetrübte Freude an bieler von einem Garten umgebenen 
Wohnung war ihm leider nicht allzulange beſchieden. Die wohl⸗ 
tuende Stille in dem geräumigen Hauſe, dem Sohne bei ſeiner 
Arbeit Bedingung, der alternden Mutter Bedürfnis, wurde ſchon 
bald durch die infolge des Krieges herbeigeführte Einquartie⸗ 
rung geſtört. War das vorübergehend, ſo erfolgte ſpäter, viel 
empfindlicher laſtend, die zwangsweiſe Beſchlagnahme verſchie⸗ 
dener Räume. Das Einfamilienhaus war eine Illuſion ge⸗ 
worden. Was die durch Schlaganfälle in der Bewegung be⸗ 
hinderte, an die ihr belaſſenen Zimmer gebannte, ehrwürdige 
Mutter in jenen ſchweren, ihren letzten, Jahren durchgemacht, 
wie der gute Sohn um ſie und mit ihr gelitten, wer möchte 
daran rühren! Am 21. März 1922 entſchlief ſanft nach längerem 
Leiden Frau Henriette Jürgens im 88. Lebensjahre. 


Der Verluſt der inniggeliebten Mutter war wohl der zu 
tiefſt empfundene, aber nicht der einzige Schmerz in dem glück⸗ 
lichen Leben von Otto Jürgens. Es hat auch für ihn manche 
Enttäuſchung und Bittermis gegeben, daß er im Bewußtſein er⸗ 
fahrenen Unrechtes auf ein loſes Blatt ſchrieb: 

„Allen denen, die mich kennen, 
Gebe Gott, was ſie mir gönnen“. 
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Er, ber aufrechte Niederſachſe konnte ſchroff fein. Schon als 
Student war es ſeine Marime: „ich würde mich ſehr rar machen, 
ich glaube, man kommt damit noch am weiteſten“. — Und doch 
barg fad) hinter ſolcher kühlen Zurückhaltung ein jo warmes Herz 
und eine offene Hand. Mehr als einer ſorgenden Witwe hat er 
es ermöglicht, ihren Sohn durch die Studienzeit hin zu erhalten; 
dieſem Freunde gab er den erbetenen „Ehrenſold“, jenem half 
er freigebig aus. Wie Viele ſuchten nicht vergeblich [emen Rat, 
ſeine Fürſprache. Mancher, der heute noch im Sattel ſitzt, dürfte 
davon ſagen können. 


Die ſich mehrenden Amtsjahre mahnten an das Ende der 
Arbeit. Schwer nur macht ſich der, dem der Beruf ſein ein und 
alles bedeutet, mit dem Gedanken an das Scheiden aus dem⸗ 
ſelben vertraut. Da wurde wohl gelegentlich erwogen, ob es 
nicht das Richtigſte wäre, ſeinen „ganzen Kram“ und ſich ſelbſt 
auf ein Laſtauto zu packen und dann fort, in eine ſchöne Gegend, 
um dort den Reſt des Lebens zu verbringen, „Zugbrücke hoch“ 
gegen alles, was dahinter lag. Gar zu fern von Hannover 
ſollte es freilich nicht ſein, kam ſogleich die Einſchränkung. Her⸗ 
nach blieb's beim Planen, bis ein anderer Gedanke zur Aus⸗ 
führung kam: der Anbau an die Villa, ſein Wochenend⸗Häus⸗ 
chen, wie es Jürgens ſcherzend nannte, das ihm — ein trauriges 
Wortſpiel — zum Lebensend⸗ Häuschen wurde. 


Die Zeitverhältniſſe drängten den Ruhebedürftigen ge⸗ 
radezu aus ſeinem mit den verſchiedenſten Mietern beſetzten 
Hauſe heraus. So ſchaffte er ſich die erſehnten ſtillen Zimmer 
in dem Anbau. Ohne die pflichttreue Unterſtützung ſeiner lang⸗ 
jährig erprobten Haushälterin hätte der allen wirtſchaftlichen 
Angelegenheiten weltfremd gegenüber Stehende durch das Chaos 
von Zwangs- und Untermietern, Lärm und Schmutz des Um- 
und Anbaues gar nicht hindurchgefunden. Nach Vollendung 
ſeines „Gartenhauſes“ durfte er ſich der neuen, ſauberen Zimmer 
doch noch kurze Zeit erfreuen. 


Auch die alte Reiſeluſt überkam ihn wieder zuweilen. 
Freilich ſo weit geſteckte Ziele, wie einſt auf der Höhe des Lebens 
galt es nun nicht mehr zu erreichen. Im Auguſt 1926 machte er 
den XVIII. deutſchen Archivtag in Kiel mit. — Einmal it er 
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noch am geliebten Bodenſee geweſen. Von Ueberlingen hat er 
ſich da an einem ſchönen Tage im Nachen herüberrudern laſſen 
der ſinkenden Sonne entgegen zum ſanftgewellten, waldbeſtande⸗ 
nen Ufer von Bodman. War's eine Erinnerungsfahrt an ferne 
Jugendtage, iſt es ein ahnungsvolles Abſchiednehmen geweſen? 

Leiſe mahnte wohl ſchon mit untrüglichen Anzeichen die zum 
Tode führende Krankheit und der Gedanke an heimgegangene 
Freunde: Wilhelm v. Iſſendorff, mit dem er den Jahresſchluß 
zu feiern ſich gewöhnt hatte, Cuno Rumann, ſein Weggenoſſe 
bei mancher Heidefahrt, fein empfindend und hochgebildet, ein 
Anwalt des Rechtes in des Wortes edelſter Bedeutung. 

Dann kam „der Abſchied“. Er fiel wohl noch ſchwerer als 
der von den Toten. Am 1. April 1929 trat nach 39 jähriger 
Tätigkeit im Dienſte ſeiner Vaterſtadt Otto Jürgens in den 
Ruheſtand. Über die Altersgrenze hinaus hatte die ihm vor— 
geſetzte Behörde den Arbeitswilligen im Amte belaſſen. Zwar 
war die Leitung der Stadtbibliothek, auf ſeinen Wunſch, ſeit 
einigen Jahren bereits von der des Archives getrennt, wie es die 
wachſende Größe derſelben bedingte, aber unter Archivalien und 
Manuſkripten und als Redakteur der Hannoverſchen Geſchichts— 
blätter hatte Jürgens ſich noch betätigen dürfen. In einem 
offiziellen Schreiben, mit Dank und Anerkennung ſeines nun 
abgeſchloſſenen Wirkens gedenkend, quittierte der Magiſtrat von 
Hannover darüber. 


Der Feierabend war für den Emeritus angebrochen. Er hat 
nicht lange gewährt. Bald breiteten die Schatten des Todes ſich 
über ihn aus. Am 11. Dezember 1929 ſtarb Otto Jürgens 
und wurde den 16. Dezember nachmittags im Erbbegräbniſſe 
ſeiner Eltern auf dem Friedhofe an der Strangriede zu Han— 
nover beigeſetzt. 

Es könnte befremden, daß in Vorſtehendem die Jugend— 
und Lernjahre des Heimgegangenen weit ausführlicher behandelt 
wurden als ſeine faſt vier Jahrzehnte umfaſſende amtliche 
Tätigkeit. Den Grund bot nicht das der Verfaſſerin von 
ihren Auftraggebern zur Verfügung geſtellte Quellenmaterial, 
ſondern ihr Wunſch, dieſes Gebiet männiichem, fachwiſſen— 
ſchaftlich⸗geſchultem Urteile überlaſſen zu dürfen. Da Herr 
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Bibliotheksdirektor Dr. Buſch beabſichtigt, anläßlich bes 500» 
jährigen Beſtehens der hannoverſchen Stadtbibliothek deren Ge⸗ 
ſchichte zu ſchreiben, ſo dürfte ſich alsdann Gelegenheit bieten, 
daß des beruflichen Wirkens von Otto Jürgens eingehend ge⸗ 
dacht werde. 
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Vorbemerkung. 


In das Verzeichnis ſind Vereinsanzeigen, kleine Mitteilungen, 
Buchbeſprechungen und Anfragen bis auf ganz wenige Ausnahmen 
nicht aufgenommen. Die Raum⸗ (und Geld⸗) frage machte leider 
auch das Verzeichnis der Verſaſſer illuſoriſch. 


Die Namen der Verfaſſer ſind ſo angegeben wie in der be⸗ 
treffenden Nummer der Geſchichtsblätter, ſie fehlen nicht ſelten 
ganz. Von den Chiffren bedeutet J. — Jürgens, T. — Tewes 
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Die Anordnung innerhalb der einzelnen Rubriken iſt, ſoweit 
tunlich, alphabetiſch, was ſich freilich nicht immer durchführen ließ. 
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Inhalts wegen. Ich habe verſucht, jedesmal dann als Stichwort 
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A. Niederſachſen; Land Hannover. 


I. Geſchichte. 
a) Allgemeine Geſchichte Niederſachſens. 
b) Bore und Frühgeſchichte. 
c) Römer und Germanen. 


II. Kultur⸗ und Kunſtgeſchichte, Kunſtpflege. 
a) Reiſen. 
b) Verkehrsweſen. 
c) Verſchiedenes. 
d) Kunſtpflege. 
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III. Landes: und Volkskunde. 
a) Allgemeines. 
b) Stadtpläne und Anſichten. 
c) Einzelne Landesteile und Orte. 
d) Einzelne Perſönlichkeiten und Familien. 
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h) Gebräuche und Sitten. 
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I 321—323. 
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I 1—3; 329—334. III 33— 35; 41—43; 49 — 52. vgl. XV 1— 77. 
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Großen, von Jürgens. I1 12—13; 17-18. 
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b) Vor⸗ und Frühgeſchichte. 
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I 405—406. 
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Schuchhardt. 1 241— 243; 249—251; 257—258; 265—200; 
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Allgemeines über Steingräber, von Tewes. I 209—210. 
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Die rümijd) -germanijde Forſchung in Nordweſtdeutſchland, von 
Schuchhardt. II 341—342. 

Die Feldzüge des Druſus in den Jahren 10 und 9 v. Chr. gegen 
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I 310—311; 325—320. | 

Die alte Erteneburg am rechten Elbufer, von Keetz. II 393—395. 

Die Grotenburg bei Detmold; Teutoburg, von Schuchhardt (mit 
Plan). V 1—11. 

Irmenſul, von Schuchhardt. I 95. 

Die Langobarden nach ben neueſten Forſchungen, von Poeſche. I 51. 

Die Langobarden und die neueſten Forſchungen, von Schmidt. II 100. 

Wie hieß der „Befreier Deutſchlands“? von Knaack. 1279. 
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Cine niederſächſiſche Fürſtenfahrt über Konſtantinopel zum hei⸗ 
ligen Lande 1172, von Francke. I 377 379; 385—380. 

Eine Reiſe durch Niederſachſen im Jahre 1652, von Goebel. 
I 41— 42. 

Die Reiſebeſchreibung eines Ungenannten aus dem Jahre 1718, 
von Hinneſchiedt. II 276—278; 281—282; 293; 308 - 309. 
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b) Verkehrsweſen. 


Eine Anſicht über Eiſenbahnen aus dem Jahre 1834, von Francke. 
1102. 

Alte Erinnerungen, von F. Oſten (mit Noten). VIII 238. 
Ehemaliges Abfahrtsſignal der Eiſenbahn. 

Das erſte Dampfſchiff auf der Oberweſer. II 303; dazu II 311—319. 

Poſthornklänge aus vergangenen Tagen, von Roſcher. I 60—61; 
68—69; ai 83—84. 
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Der n eines Advokaten im vorigen Jahrhundert, von T. 
I 301—302. 

Ueber Bruderſchaften und Galanbe, von S. L. 1 353—354. 

Freibeuter und fahrende Leute im 16. Jahrhundert, von Deichert. 
XI 315—348. 

Die gute alte Beit, von Scheibe. II 132—133. 

Wiſſenſchaftliche und volkstümliche Heilkunſt im 16. Jahrhundert, 
von Deichert. XII 113—107. 3 
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Ginidürfungen an alten Kirchen (mit Abb.), von Wehrhahn. 
XIV 363—371. Dazu (mit Abb.) Uhlhorn. XV 289—292. 

Klagelied eines durſtigen Habenichts, von Sp. III 109. 

Zur Frage nach dem Urſprung der Rolandsſäulen, von Sello. 
III 86— 87. 

Steinmetz⸗ und Meiſterzeichen (mit Abb.), von Winckelmüller. 
XXXII 1—68. 

Die Geſchichte eines Teleſkops, von Deetjen. XIX 412—418. 

Alte Wands und Dedenmalereien in der Provinz Hannover, von 
Reimers. III 39. 

Ein angeblicher Wundertäter im Mittelalter, von Deichert. 
XIII 255—256. 


d) Kunſtpflege. 

Zur Erhaltung der Denkmäler, von Hartmann. 1271. 
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von Reimers. II 20— 22. 

Provinzielle Fürſorge für Erhaltung alter Denkmäler. I 335; 341; 
350—351; 407. 
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und Erhaltung der Denkmäler in der Provinz Hannover. 
1173-174. 

Zur Herausgabe des Werkes über die Kunſtdenkmäler der Provinz 
Hannover. II 223. 


III. Landes⸗ und Volkskunde. 
a) Allgemeines. 

An die Heimat (Lied), von Tewes⸗Günther. III 110. 

Unſere Heimath, von Oehlmann. VI 519— 524. 

Zur Stammeskunde der Altſachſen, von Much. 1 313-314. 

Beiträge zur Landeskunde Niederſachſens, von Jürgens. 1380 
bis 382; II 1—4; 9—10. 

Beiträge zur vergleichenden Volkskunde Niederſachſens (mit Abb.), 
von Peßler. XIII 1 34; 167—210; 340—349. XXIII 65— 84; 
239— 252. 

Richtlinien zu einem Volkstums-Atlas von Niederſachſen, von 
Peßler. XII 257—268. 

Der geologiſche Aufbau und die Oberflächengeſtaltung Nord⸗ 
Weſtdeutſchlands (mit Abb.), von Olbricht. XIV 228—224. 


b) Stadtpläne und Anſichten. 
Celle von Norden aus geſehen, um 1635. XI 144. 
Grundriß von Celle um 1750. IX 88-89; XI 144. 


Grundriß der Stadt Celle um das Jahr 1900. XI 160. 
Grundriß der Stadt Einbeck. XVI 88-89. 
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Einbeck 1654. XVI61. 
Grundriſſe der Stadt Hildesheim aus dem 17. unb 18. Jahr⸗ 
hundert, von J. X 236—240. Dazu: 
Hildesheim um 1650. X 232—233. 
Grundriß der Stadt Hildesheim um 1750. X 248—249. — 
Grundriß der Stadt Wunſtorf um 1730. XI 14. 


c) Einzelne Landesteile und Orte. 


Athen und Alfeld, von Francke. I 287. 

Wo lag der Ort Amplithi? von Uslar⸗Gleichen. III 130— 131. 

Die Gemäldeſammlung in Bettenſen, von Wendland. V 298—303. 

Biſſendorf, ſeine Geſchichte und Kunſtdenkmäler, ein Beitrag 
zur Orts⸗ und Kunſtgeſchichte des Fürſtenthums Lüneburg, von 
Schulz. IV 118—125. 

Meßkelch und Patene aus Biffendorf im Keſtner⸗Muſeum zu Han⸗ 
nover, von Graeven. IV 49— 60. 

Die Dorfgemeinde⸗Verfaſſung im Amte Blumenau, von Buſſe. 
XIII 350— 352. 

Noch einmal über die Schumachers⸗ und andere Handwerks⸗ 
Knechte in Bodenwerder, von Feiſe. V 21—26. 

Ueberſicht über die ältere braunſchweigiſch⸗Alüneburgiſche 
Geſchichte, von Jürgens. IV 1—15; 529—543; dazu XXII 1— 90. 

Merians Topographie vom Herzogthum Braunſchweig⸗ Lüneburg, 
von Zimmermann. 1278-279. 

Chur⸗Braunſchweig⸗Lüneburgiſche Verordnungen aus dem 18. 
Jahrhundert. VIII 213—238; 367—372; 474-497. 

IX 32—42; X 97—117. 

Am Sommerſitz einer braunſchweigiſchen Fürſtentochter (Schön⸗ 
haufen bei Pankow), von Wendland. II 357-359; 364-366. 

Franzöſiſche Emigranten im Bremiſchen, von Goebel. II 65— 67. 

Die Kirche zu Burgdorf und die Gründung der Sekundariatpfarre 
daſelbſt, von Meyer. IV 126—133. 

Die Grafſchaft und ſpätere Amtsvogtei Burgwedel (mit Abb.), 
von Engelke. XXVI 1— 16. 

Eid des Kirchenjuraten Hans Witten zu Burgwedel am 23. Juni 
1660, von Schulz. IV 370—371. 

Renovierung der St. Petrikirche in Buxtehude (Hann. Tagebl.). 
1103. 

Das Fürſtentum Calenberg 1495 (R). VIII 497 (f. auch unter K). 

Verhandlungen derer Calenbergiſchen Witwen-Kaſſe Intereſſenten 
in Hannover 1782. VIII 89— 96. 

Alphabetiſches Verzeichniß der in den Fürſtenthümern Calenberg 
und Lüneburg in der Zeit von 1636— 1727 beſchäftigten Künſt⸗ 
ler, Techniker, Ingenieure und Werkmeiſter, von Schuſter. 

VII 369—393. 
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Die Stadt Celle hiſtoriſch-topographiſch (mit Abb.), von Caſſel, 
XI 136—191. . ; 

Celle um die Mitte des 17. Jahrhunderts (mit Abb.). IX 60—64. 

Wie bie Bürgerſchaft der Stadt Celle im Jahre 1600 voriiber- 
gehend Anteil an der Stadtverwaltung erlangte, von Caſſel. 
XII 79— 99. 

Die ehemaligen herzoglichen Gemälde in Celle (mit Abb.), von 
Th. Sprenger. IX 64— 102. 

Die Meſtwarteſche Spende beim Hoſpital St. Annen zu Celle, von 
Knoop. II 156-157. 

Das Stadtarchiv in Celle. III 103. 

Die ſtädtiſchen Gebäude in Celle (mit Abb.), von Sprenger. 

X 253—273. 

Das Vaterländiſche Muſeum in Celle, von J. X 213—218. 

Einbecks unb feiner Nachbarſchaften Entſtehung aus ber Altſtadt 
und den zugeſiedelten Bauerſchaften oder Dörfern, von Schloe— 
mer. IV 60-67; 145—147. 

Das Aſylrecht des Alexanderſtifts in Einbeck und die vom Rathe 
der Stadt dagegen gerichteten Angriffe, von W. Feiſe. 

VII 243—281. 

Einbecks Entwicklung aus einem Carolingiſchen Königshofe (mit 
Abb.), von Wittram. X 305—319. 

Die bauliche Entwicklung der Stadt Einbeck (mit Abb.), von Feiſe. 
XVI 62— 98. 

Der große Brand Cinbeds und Diks Juſtizmord im Jahre 1540, 
von Schloemer. IV 259—272. 

Noch einmal der Einbecker Brand vom Jahre 1540. IV 323—324. 

Zur Geſchichte der Gilden in Einbeck und Bodenwerder, von 
Schloemer. IV 433—442; 488—205; 551—598. 

Die Einbecker Nachbarſchaft, von Feiſe. III 369—372; 311—319; 
385—388; 4106. 

Hannover und die Enger'ſche Grafſchaft der Grafen von Roden, 
von Engelke. XXIX 129—133. 

Der Streit der Familie Steynhop mit der Familie Meynbold und 
dem Rathe der Stadt Einbeck in den Jahren 1424-1455, von 
Feiſe. V 481—505. Dazu Berichtigung. 568. | 

Die alte Erteneburg am rechten Elbufer, von Keetz. II 393—395. 

Ein Epitaph in der Dorfkirche zu Eſſenrode, von Meier. I 14— 125. 

Gretenberg im „Großen Freien“ (mit Abb.), von Buſch. 

XXIX 145—242. 

Die Freien vor dem Walde, von Kniep. III 229—231; 238—240. 

Eine Glocken-Inſchrift von Gr.⸗Flöthe. II 85. 

Sagen von Fredelsloh, von Scheibe. II 93—94. 

Das tolle Jahr 1848 in Fredelsloh, von Scheibe. II 286—287. 

Die Königsbuche bei Fredelsloh, von Scheibe. III 119— 120. 
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Der Gandersheimiſche Landtags - Abjhied 1601 (R). XI 55—59. 

Leibnizens Vorſchlag zur Errichtung einer Akademie in Göt- 
tingen, von Ulrich. I 361-362. 

Drangſale der Städte Göttingen und Northeim während des 30⸗ 
jährigen Krieges, von Hartmann. I 309-310. : | 

Extra Gottingam non est vivere, von E. IV 170—171. Dazu Bemer⸗ 
kung von R. 276. 

Nochmals „Extra Gottingam vivere non est vivere“, von Ebſtein. 
V269— 271. 

Neueſte Funde aus dem älteſten Göttingen (Gött. Zeit.). VI 92— 94. 

Die Gedenktafeln für berühmte Männer in Göttingen, von Merkel. 
V 44— 40. 

Die Anfänge ber Georgia Auguſta, von Roſcher. I 282—284; 292 
— 294: 297—298; 305—307. 

Kleiderordnung in Göttingen, von R. E. I 230—231. 

Das Rathaus zu Göttingen und deſſen Vollendungsbau. I 93— 94. 

Zum Umbau des Göttinger Rathauſes, von Haſe. II 62-63. 

Ueber die Göttinger Revolution von 1830, von T. II 254; dazu 
264. 

Die Göttinger Studentenſchaft zu Anfang des 19. Jahrhunderts, 
ihr Verbindungsweſen, ihre Teilnahme an den Freiheitskriegen 
1813/15, von Brüning. XIII 278—312. 

Zur Geſchichte des Göttinger Theaters, von Ebſtein. IV 571—572. 

Die Göttinger Univerſitätsbibliothek im 18. Jahrhundert SIME 
Abb.), von Haug. XXI 312—324. 

Die Grotenburg bei Detmold; Teutoburg (mit Abb.), von Schuch⸗ 
hardt. V 1—11. 

Ueber vorgeſchichtliche Forschung im Lande Hadeln, von Bohls. 
I 405 - 406. 

Ueber die Erforſchung der älteren Geſchichte Hadelns, insbe— 
ſondere über die Sammlung der Orts- und Flurnamen, von 
v. d. Oſtern. II 13— 14. 

Die älteſte Kirchenrechnung von Hänigſen, Inſpektion Burgdorf, 
von Meyer. III 209—211; 219— 220. 

Das Römercaſtell bei Haltern an der Lippe, von Schuchhardt. 
III 182—183. 

Literatur zur Geſchichte der Stadt Hameln, von Jürgens. II188. 

Einige Nachrichten zur Geſchichte und Sage der Stadt Hameln, 
von Jürgens. II 205—206; 213; 220—222; 228. N 

Die Grenzbeziehung in Hameln, von F. Meiſſel. IX 6— 19. 

Die Schleuſe zu Hameln (R). XII 256. 

Zur Rechtsgeſchichte der Hamelnſchen Stadtforſt, von Hübener. 
II 317-318; 324—326; 332—333; 339—340; 348—350. 

Drangfale ber Stadt Harburg (1813—14), von Hoppenſtedt. 

III 254—255; 262-263. 
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Das alte Fürſtenſchloß Harburg, von N. . r. III 222. 

Mittheilungen aus der Lade der Sattlerinnung zu Harburg, von 
Pfannkuche. V 529—568. 

Vom Kaiſerhaus zu Harzburg, von Wendland. II 221—223. 

Die akademiſche Freiheit in Helmſtedt während des 16. und 17. 
Jahrhunderts, von Deichert. XIII 257— 277. 

Spinnlieder aus Hemmendorf, von Ulrich. V 118—130. 

Zwei Schriftſtücke aus dem Thurmknopf ber Nicolai⸗ Kirche zu 
Herzberg a. H. III 875—376. 

Ein Stadt⸗Hildesheimiſches Aufruhrverbot von 1625, 
von T. 1 382. 

Die Erhaltung der älteren Baudenkmäler Hildesheims, von J. 
X 234— 236. | 

Aus der Vergangenheit der Hildesheimer Domſchenke, von Wand. 
XV 176—192. 

Die Frau im mittelalterliden Hildesheim, von Zeppenfeldt. 

XXI 225— 237. 

Die hölzerne Gebettafel in Hildesheim, von Wichmann. 1 230. 

In St. Godehards Bereich zu Hildesheim, von Wendland. II 73— 75. 

Die Angaben der alten Grenzbeſchreibungen über die Grenze zwi⸗ 
ſchen den Diözeſen Minden und Hildesheim. (Urkunden des 
Hochſtifts Hildesheim.) VIII 40 2— 403. 

Hildesheim zur Zeit der Qanfe, von Götting. X 289—304. 

Das Knochenhauer⸗ Amtshaus in Hildesheim. I 373-374. 

Ueber die Profanbauten und insbeſondere die Holzarchitektur 
Hildesheims, von Gerland. X 219—231. 

Reformation und Gegenreformation im Fürſtenthum Hildesheim, 
von Erdmann. II 194— 197; 203—205; 210—213; 218 — 
220; 226—228. 

Hildesheim vor der Säkulariſation, von Roſcher. III 3— 6; 11— 13; 
20— 21; 27— 30. 

Zwei Stadt⸗Hildesheimiſche Verordnungen gegen Hoffart etc., 
von T. 1349; 355—350. 

Ueber die Wehrverhältniſſe der Stadt und des Fürſtenthums Hil⸗ 
desheim in früheren Jahrhunderten. L. I 36— 37; 44 — 45. 

Alte Amts- und Dorfgrenzen im Fürſtentum Kalenberg, von Buſſe. 
XIX 288—298. 

Kloſter und Kirche zu Lamſpringe im Stift Hildesheim, von J. B. 
II 237—239. 

Die große und kleine Grafſchaft der Grafen von Lauenrode (mit 
Abb.), von Engelke. XXIV 217—271. 

Eine Arbeit über den Loin⸗Gau (Grütter), von Jürgens. II 97. 

Der Loingo, von Grütter. II 105—107; 113—115; 121—123; 
129—130; 193—194; 252—254; 267—208. 


— 323 — 


Die Vereinigung des Loin-Gaues mit dem Fürſtenthum Braun⸗ 
ſchweig⸗Lüneburg, von Jürgens. IV 40 2— 420. 

Der Bauernſtand im Loin⸗Gau während des Mittelalters, von 
Grütter. IV 544—551. 

Der Grundbeſitz im ehemaligen Loingau, von Grütter. V289— 
298; 337—357; 384—400; 433—442. 

Ausgegangene Höfe und Dörfer im Loingau, von Grütter. II 410. 

Volkstümliche Ueberlieferungen im Loingo, von Grütter. 
II 137— 140; 145—146; 153—155; 161—163; 169—170; 
177—179; 185—186. 

Abgaben und Dienſte im weftliden Theile des Firftenthums: 
Lüneburg, von Grütter. IV 107—118. 

Aemter und Sonder⸗Gerichte im Fürſtenthum Lüneburg, von 
Grütter. III 124—127; 134; 141—142; 150—151; 156—157. 

Amtsvoigteien im Fürſtenthum Lüneburg, von Grütter. 
II 65—68; 73— 74; 84-86; 94-95. 

Kunſt und Künſtler im Fürſtenthum Lüneburg zur Zeit des Her⸗ 
zogs Georg Wilhelm (mit Abb.), von Schuſter. VII 321—356. 

Die Befreiung der Stadt Lüneburg durch ein ruſſiſch⸗preußiſches 
Corps unter dem General⸗Major Freiherrn von Dörnberg, am 
2. April 1813, von Uslar⸗Gleichen. 1 122— 124; 130—132; 
138—140. 

Zur Erhaltung der Denkmäler Lüneburgs. II 240. 

Der Raub der Lüneburger goldenen Tafel durch Nickel Liſt im 
Jahre 1698, T. 177. 

Die Huldigungsfeier in Lüneburg 1666. VI 336—346. 

Eine Herzoglich Lüneburgiſche Verfügung über die Sonntags⸗ 
Heiligung. VII 552—550. 

Das neu erbaute Stadtarchiv zu Lüneburg, von Reinecke. 
II 366—367. 

Das Strebkatzenziehen auf einer Lüneburger Beiſchlagwange (mit 
Abb.), von Graeben. V 241—252. 

Das Wappen ber Stadt Lüneburg, von Krüger. III 281—283; 327. 

Zum Wappen der Stadt Lüneburg, bon Ahrens. III 326—327; 
391. 

Die Lüneburger Heide, von Olbricht. XIV 151—165. 

Der Lüneburger Wall zwiſchen Poggenhagen und Neuſtadt a. Rbg. 
(mit Abb.), von Engelke. XXXI 282—287. 

Der Marſtemgau (mit Abb.), von Engelke. XXXI 247—281. 

Ein Wandgemälde der Nikolaikirche in Mölln (mit Abb.), von 
Graeven. V 49—54. 

Das Moor, bon Weber. XIV 255—270. 

Alte Moringer Markt⸗Kornpreiſe, von Scheibe. II 261—262. 

Das alte Rathaus zu Moringen (Solling), von Berold. III 399— 400. 
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Ein Blatt aus einer Reimchronik ber Stadt Münder am Deifter, 
von Holſcher. III 375. | 

Aus Nienburgs Franzoſenzeit, von Gade. I110 

Bericht des Obershäger Kirchenbuches über den dreißigjährigen 
Krieg, von Meyer. II 25— 26. 

Zuſtände und Vorgänge im Fürſtentum und in der Stadt 
Osnabrück am Ende des vorigen Jahhrhunderts, von S. L. 
I 210—212; 217—219; 379—380; 386—388. 

Vorgänge in Stadt und Fürſtenthum Osnabrück während der 
erſten franzöſiſchen Occupation in den Jahren von 1802 — 1806, 
von S. L. 1 369-371. ö 

Die Grafſchaft Peine (mit Abb.), von Engelke. XXVII 1—21. 

Die Eule, das Wahrzeichen von Peine, von Quaritſch. | 

III 337—340. 

Beiträge zur Geſchichte der Stadt Rethem an ber Aller, von Grütter. 
IV 147—152. 

Vorgeſchichtliche Begräbnisſtätten bei Scharmbeck, Kreis Winſen 
a. d. Luhe. II 350. 

Die Weiber von Ober- und Nieder-Scheden im Jahre 1485, 
von S. II 149—150. 

Zur Geſchichte des Dorfes Klein⸗Schwülper, von Voges. 

V 261—269. 

Die Goh Seelze (R). IX 184. 

Zur Geſchichte der Stadt Soltau, von Grütter. IV 361—370. 

Aus ber Rathstruhe zu Uslar, von Rohde. II 148-149; 155—150. 

Amts Verden Conſuetudines (Bräuche im Amte Verden), von 
Fricke. I 227—228. 

Die Linden auf dem Kirchhofe in Völkſen, von Flemes. II 295. 

Das ſchwimmende Land von Waakhauſen, von Kohlenberg. 

I 235—237; 245. 

Ein Amtsbuch des Kloſters Walsrode (Grütter), von Jürgens. 
II 233—237; 243—247; 251—258; 258—260; 265-267; 
274— 276; 282—284; 291—293. 

Die Erdöl⸗Induſtrie von Wietze-Steinförde (mit Abb . von Dziuk. 
VIII 468-473. à 

Die Wingſt, von Müller. III 37— 39; 44—46. 

Aus ber Geſchichte der Grafſchaft und Stadt Wunſtorf (mit 
Abb.), (R). XI 13—19. 

Von den Gilden der Stadt Wunſtorf, insbeſondere dem ſogenann⸗ 
ten „bunten Amt“, von Ohlendorf. XI 19— 31. 

Ueber das Verhältniß der Wurſter zum Amte Bederkeſa in der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts (b. d. Oſten). 1 234— 235. 

Die Wurten im Lande Wurſten, von v. d. Oſten. III 244—247. 
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d) Einzelne Perſönlichkeiten und Familien 
(auch aus der Stadt Hannover). 


Adolph Friedrich, Herzog von Cambridge (mit Abb.), von Goebel. 
VIII 286—314. — 

Die niederſächſiſche Landesfürſtin Agnes von Hohenſtaufen, von 
Francke. II 41— 43; 49— 50. 

Albert von Soeſt, von Behmke. XIII 59— 70. 

Herzog Albrechts Tod vor Schloß Ricklingen, 1385 (mit Abb.). 
(R). X 278-281. 

Das Leben der Apollonia, der Schweſter Ernſt des Bekenners, 
von Schuſter. II 26— 28. 

Die Aſſeburg und die Fehde Herzogs Albrecht I. (des Großen) 
von Braunſchweig gegen das Wolfenbüttel-Aſſeburgiſche Ge— 
ſchlecht, von Uslar-Gleichen. I 9— 12. 

Herzog Auguſt d. J. zu Braunſchweig und Lüneburg auf der 
Univerſität Straßburg, von Zimmermann. II 410—411. 

Der Glockengießer Heinrich Bargmann aus Hannover 1519. (W. 
IX 217. 

Bernadotte und der calenbergiſche Landrath von Wangenheim, 
von W. W. 185. 

Die Patrizierfamilie Blume, 1400. IX 179. 

Briefe H. W. Bödekers an feine Eltern. III 10— 11; 18—20; 
26—27; 35—37; 43-44; 52— 54; 59— 61; 68— 70; 75; 
82—84; 92—94; 102—103. 

Senior Bödekers Tagebuch, von Jürgens. II 409. 

Senior Bödekers Tagebuch. III 1—3; 9—10; 17-18; 25; 81— 82; 
91— 92; 99-101; 108—109; 114— 117; 122—124; 131—134; 
135—140; 146—148; 154—156; 164-166; 171—173; 
180—181; 188—190; 197—198; 203—305; 219—213; 
221—222; 228—929; 236—237; 243—244; 252—253; 
260—261; 268—209; 276—277; , 285—286; 292—294; 
301—303; 308—309; 316—318; 324—326; 332—331; 
341—343; 349—351; 357—308. 

Zum Gedächtnis Martin Börsmanns, von Ms. VI 241—244. 

Geheimer Juſtizrat Bojunga T, von J. XVI 216—217. 

Johannes Bornemacher, Heinrich Moller von Zütphen und 
Erzbiſchof Chriſtoph von Bremen und Verden. I 162—164; 
170—173; 178—180. 

Georg Friedrich Brandes und Herders Berufung nach Göt— 
tingen. II 297— 299; 309— 311; 318—319; 326— 327; 
333— 335; 341; 356—357; 363—364; 372—313; rd 383; 
388—390; 395—399;1 405; 412—419. 

Eine Todesanzeige vor 100 Jahren lu Le or 6. Bil 
low, 1 1802), von E. G. V 516—518. 
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Aus Bürgers Amtmannsthätigkeit (mit Abb.), von Nutzhorn. 
VI 385—424 

Entgegnung auf den Aufſatz des Herrn Paſtors K. Nughorn: 
„Aus Bürgers Amtmannsthätigkeit im 9. Heft der dies⸗ 
jährigen Hannoverſchen Geſchichtsblätter“, von E. Frhr. v. Us⸗ 
lar⸗Gleichen. VI 510—513. 

Erwiderung auf bie „Entgegnung uſw.“ im vorigen Hefte, von 
Nutzhorn. VI 553—562. 

Geſchichte des erſten Denkmals für Gottfried Auguſt Bürger, von 
Ebſtein. IV 442—447. 

G. A. Bürgers Grab, von E. IV 328—329. 

Das Heim von Gottfried Auguſt Bürgers „Molly“ zu Niedeck 
unweit Göttingen (mit Abb.), von Ebſtein. IV 505—511. 

Aus der Selbſtbiographie eines Gelehrten Einbecker Herkunft. 

Aus dem Leben und den Gedichten eines niederſächſiſchen Na⸗ 
turwiſſenſchaftlers (G. E. W. Crome), von Francke. II 36— 38; 
188—190; 200. 

Ein handſchriftlicher Nachlaß des Einbecker Predigers Andreas 
Daunus aus dem Jahre 1595, von Lemmermann. III 381—383; 
389—391; 397—399. 

Das Leben und Wirken Friedrich Dedekinds aus Neuſtadt am 
Rübenberge, von Schuſter. II 81— 83. 

Friedrich Dedekinds geiſtliches Spiel „Der Chriſtliche Ritter“, 
von Schuſter. II 172—175. 

Der Denkſtein für Gerd Deters, 1633 (R). XI 63. 

G. F. Dinglinger (mit Abb.), von Habicht. XIX 271—287. 

Johann Duve, von Altendorf. XIV 51— 95. 

Nachrichten über Johann Duve, mitgeteilt von Jürgens. IV 49— 55. 
(R) 1642—1670. | 

Eine Gedenktafel für Johann Peter Eckermann, von T. 

II 295—296. 

Friedrich Ehrhardt (Botaniker), von Steinworth. V 97 - 110. 

Vom Doktor Eiſenbart (Antiquit.⸗Ztg.). I 340. 

Noch einmal: Doktor Eiſenbart, von Ebſtein. III 15. 

Herzog Erich in der Schlacht bei Regensburg, 1504 (R). 

X 362—364. 

Herzog Erich ber Aeltere und Luther, 1521 (R). IX 184. 

Ein niederdeutſches Gedicht auf Ernſt Auguſt, den erſten Kur⸗ 
fürſten von Braunſchweig⸗Lüneburg, aus dem Jahre 1693. 
II 142—143. 

Aneedoten vom Könige Ernft Auguſt. 1 22— 23: 28—29; 38—39. 

Rupert Erythropel (R), Paſtor an S. Crueis. VIII 448. 

Die Anweſenheit des Herzogs Ferdinand von Braunſchweig in 
Hannover im Jahre 1762. VII 483—498. 

Auguſt Freudenthal +, von Tewes. I 262. 
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Friedrich Wilhelm, Herzog bon Braunſchweig⸗Oels und Bernſtadt, 
von E. 1180 — 181. 

Eine Huldigung für Goethe, von Tewes. II 273—274. 

Der Dichter der „Huldigung an Goethe“, von Tewes. II 287. 

Guſtav Friedrich Wilhelm Großmann, von Wolter. V 145—179. 

Friedrich Grütter T, von J. II 151. 

Aus Grupens Amtszeit. VII 284—312. 

Aus Grupens Arbeitsgebiete. XIX 429— 430. 

Die Begräbnisſtätte des Bürgermeiſters Grupen. II 143. 

Hänschen von Rode (mit Abb.). (R). X 344. 

Epiſoden aus dem Leben des Königl. Hannoverſchen Generals der 
Infanterie Freiherrn Hugh von Halkett, von U8lar - Gleichen. 
142 44. 

Albrecht von Haller über Wolfenbüttel, Braunſchweig und Lüne⸗ 
burg. II 411— 412. 

Jaſper Hanebut (R). X 344. 

Die Harrys ' ſche Autographen⸗Sammlung im Stadtarchive zu 
Hannover, von Wendland. VI 1-26; 297—119; 193—212; 
439—451; 481—510; 529—553. 

C. W. Hafe, von Mohrmann. V 193—203. 

Wilhelm Havemann, ein hannoverſcher Geſchichtsſchreiber, von 
Schreck. III 318—319; 366. 

Von Wilhelm Havemann, von T. II 303. 

Zwei Briefe von Wilhelm Havemann, von Tewes. II 289—291. 

Ein einſam Grab (C. Herſchel), von Wendland. II 301—303. 

Zu den Bildern von Caroline Herſchel, von Nutzhorn. II 311. 

Nochmals die Bilder von Caroline Herſchel, von Nutzhorn. 

III 151—152. 

Auch noch ein „Schattenriß“ von Caroline Herſchel, von Wend⸗ 
land. III 157. 

Von und über Hölty, von Nutzhorn. IV 289—304. 

Hölty⸗Bildniſſe, von Nutzhorn. 1 40 1— 402. 

Nochmals die Hölty⸗Bilder, von Ebſtein. III 263—264. 

Zu ben Hölty⸗Bildniſſen, von Nutzhorn. III 269—270. 
Anſprache bei der feierlichen Grundſteinlegung zum Hölty⸗ 
Denkmal am 21. Dezember 1898, von Nutzhorn. I 413—414. 
Weiherede des Paſtors Nutzhorn zu Biſſendorf bei der Enthüllung 
des Hölty⸗ Denkmals in Hannover am 12. Juni 1901. 

IV 319—323. 

Ueber Höltys erſte Gedichte, von Nutzhorn. II 29—30. 

Hölty im Göttinger Dichterbunde, von Nutzhorn. I 102. 

Höltys Grab, von Wichmann. I 372 373. 

Noch einmal Höltys Grab, von Nutzhorn. I 398. 

Noch einmal Höltys Grab, von Konrich. II 327. 

Der vermeintliche Grabſtein Höltys, von Nutzhorn. II 335. 
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Hölty⸗Silhouetten (mit Abb.), von Nutzhorn. IV 304—319. 

Ein Stammbuchvers von C. L. Hölty, dem Bruder des Dichters, 
von Hartmann. 1318. 

Der Grabſtein des Pfarrers Johann Holthuſen, von Jürgens. 
III 127—128. 

Die Handfhriften- Sammlung Bernhard Homeiſters in ber Stadt- 
Bibliothek zu Hannover, von J. XI 360—365. 

Friedrich Hornemann aus Hildesheim, ber erſte deutſche Afrika: 
Reiſende, von Francke. I 294— 296; 299—301; 308—309. 

Iffland und Weimar, von Deetjen. XXI 432—447. 

Johann Richard Jeſſen. Ein Bild aus dem Univerſitäts⸗ und 
Schulleben des 18. Jahrhunderts, von Bertram. XVI 286—300. 

Graf Jobſt II. zu Hoya (R). XI 47—48. 

Herzog Julius in Hannover, 1579 (R). XI 49. 

Sanitäre Einrichtungen des Herzogs Julius von Braunſchweig, 
von Hartmann. I 303. 

Etwas vom Hungerleiden (Käſtner). II 350. 

Beiträge zu Auguſt Keſtners Lebensgeſchichte, von Wendland. 
XIV 96—136; XVII 327—399; XX 1—101; 113—206. 

Auguſt Keſtners Tagebücher, von Jürgens. XXVI 34—51. 

Charlotte Keſtner, von Ulrich. XXX 241—263. 

Hannovers Erinnerungsſtätten an Charlotte Keſtner, von Ulrich. 
XXV 264—275. 

Am Grabe von „Werthers Lotte“, von Wendland. I 396—398; 
40 3— 405. 

Aus Hermann Keſtners Reiſebriefen, 1846/1847. XXVI 52— 64. 

Joh. Chr. Keſtners Arbeiten zur braunſchweig-lüneburgiſchen 
Landesgeſchichte, von Jürgens. XXI 353— 3968. 

Die Handſchriften des Keſtnerſchen Nachlaſſes in der Stadt— 
bibliothek zu Hannover (mit Abb.), von Wendland. XI 97 — 135. 

Die Muſikhandſchriften des Keſtnerſchen Nachlaſſes im Stadtarchiv 

zu Hannover, von Werner. XXII 241—372. 

Hermann Keſtner-Köchlin zum Gedächtnis, von A. W. 
XIV 295—297. 

Hofmuſiker Kömpel, ein Zögling des Catlenburger Amthauſes. 
V 424-426. 

Der braunſchweig-lüneburgiſche Kanzler Lampadius (R). 
XV 93—94. 

Briefe von Laves an Freiherrn von der Wenſe aus Italien und 
England, von Eicke. XXII 165—194. 

Sit Leibniz ſlaviſcher Abkunft? (Allg. Ztg.), von Krocker. I 372. 

Leibnizens Grabſtätte, von Graeven. V 375—384. . 
Dazu Nachträge. V 568—571. "E 

Leibniz’ Bedeutung für EISEN, von Stammler. 
XX 206—224. | 
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G. W. Leibniz und bie deutſche Sprache, von Schmidt. XI 1—12. 

Das Geburtshaus des Dichters Johann Anton Leiſewitz in Han⸗ 
nover, von Tewes. I 286-287. 

G. E. Leſſing in Göttingen, von Ebſtein. III 20 5— 206. 

Ein Beitrag zu G. C. Lichtenbergs Aufenthalt in Göttingen, 
von Gbftein. III 57— 59; 88. 

Geſchichte der Familie von Limburg - Hetlingen (mit Abb.), 
von Leonhardt. XXX 67-126. 

Herzog Magnus' Tod bei Leveſte; 1373 (mit Abb.), (R). 

X 277-278. 

Der Lüneburger Bürgermeiſter Johann Philipp Manecke, von 
Roſcher. III 169— 171; 177—179; 185-186; 195—190. 

Marſchner⸗Erinnerungen (mit Abb.), von Fiſcher. XXI 1— 201. 

F. v. Matthiſons Aufenthalt in Göttingen, von Ebſtein. 

VI 346—360. 

Todes - Anzeige des Prinzen Maximilian Wilhelm, Herzogs zu 
Braunſchweig⸗ Lüneburg, von Weyhe-Eimke. III 162— 164. 
Die Beziehungen der Komponiſten Mendelsſohn-Bartholdy und 

Karl Loewe zu Hannover, von Tronnier. XXX 127—145. 

Albert Möſer T. III 78. 

Die Verhaftung und Hinrichtung des Oberjägermeiſters von 
Moltke. (R). XI 250— 254. 

Der Aufenthalt Montesquieus in Hannover u. ſ. f., von Hinne⸗ 
ſchiedt. 1108-109; 116—118. 

Karl Philipp Moritz und Johann Heinrich Voß' Bewerbung um 
das Rektorat der Stadtſchule zu Hannover (1780), von Ber⸗ 
tram. XVI 177-192. N 

Die Abſtammung der Grafen von Northeim und Katlenburg 
von den Grafen von Stade, nebſt biographiſchen Nachrichten 
über die älteren Glieder dieſer Häuſer, von Uslar-Gleichen. 
II 313 315; 321—323; 329—331; 337—339; 345 — 347; 
353— 355; 361—363; 369—371; 379—381; 387—388; 
395—396; 401—403. 

Norberts Vita Bennonis eine Fälſchung?, von Philipp. III 151. 

General Obentrauts Tod, 1625 (R). XI 61. 

Profeſſor Dr. Oehlmann T. XXI 243. 

Ein däniſcher Pappenheim in Nienburg, T. I 54. 

Peter der Große in Harburg, von T. II 385—380. 

Des Dichters A. Graf von Platen Aufenthalt in Göttingen, 
von Ebſtein. III 117—119. 

Ein Beſuch bei Ramberg, von Deetjen. XVIII 339—342. 

Ueber Ramberg⸗Sammlungen, von Schuchhardt. IV 228—237. 

Hans Raphon, ein niederſächſiſcher Maler, von Zeppenfeldt. 


XX 241—201. 
22 
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F. und ft. v. Raumer als Studenten in Göttingen, bon Ebſtein. 
VI 119—128. 

Dietrich Reſeler, Biſchof zu Dorpat (R), 1400. IX 179. 

Beiträge zur Geſchichte der Grafen von Roden, von Ran 
XII 298—342. 

Wilhelm Roſcher, von Iſſendorff. XX 293—309. 

Jacobus Sackmann und feine Zeit (mit Abb.), von Blumenberg. 
XIV 177-195. 

Jobſt Sackmann im Briefwechſel der Kurfürſtin Sophie von Han⸗ 
nover und der Herzogin Eliſabeth Charlotte von Orleans, 
bon Goebel. XXIII 60— 64. 

Johann Schele, Biſchof zu Lübeck (mit Abb.), (R). 1419/1420. 
IX 178. 

Aus dem Leben Johann Adolf Schlegels, von Stammler. 

XXI 202—224. 

Des Herrn Hofraths Auguſt Ludwig von Schlözer Reiſe nach 
Italien in Begleitung ſeiner „Goldtochter“, von C. R. 

III 13— 15; 21—22. 

Rittmeiſter Bodo von Schnehen bei Langenſalza, von Diebitſch. 
I 289—292. 

Arthur Schopenhauer als Student in Göttingen, von Ebſtein. 

IV 68-76. 

Geh. Baurath Schuſter T. (2. XI. 1904), von J. VII 555—556. 

Tagebuch des Generalmajors von Glider. 149— 51; 57— 58; 
65—67; 73-74; 81—82; 89— 90; 97— 98; 105 — 106; 
113—114; 121—198; 129—130; 137—138; 145 — 146; 
153—154; 161—162; 109—170; . 177—178. 

Die Kurfürſtin Sophie von Hannover, von Schmidt. 

VI 154—189. 

Die bildende Kunſt in Hannover zur Zeit der Kurfürſtin Sophie, 
von Haupt. VI 145-154. 

Hannover-Herrenhauſen im Leben der Kurfürſtin Sophie, von 
Wendland. XVII 296—307. 

Etwas von den Reiſen der Kurfürſtin Sophie von Hannover, 
von Wendland. III 225-227; 233—239. 

Ihrer Kurfürſtlichen Gnaden Schutzkirchlein, von Wendland. 

I 276—278. 

Die Wohnſtätte der Kronprinzeſſin Sophie Dorothea zu Ahlden 
(mit Abb.), von Peters. V 110—118. 

Dr. Sprengell r, von J. 1382. 

Otto Sprengell T, von Müller-Brauel. II 19— 20. 

Th. Sprenger f, von J. X 368. 

Die Familie Stechinelli und das adlige Gut Wickenberg, von 
Tewes. I 33-36. 
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Ein Italiener als Sänger, Kapellmeiſter, Bifhof und Staats⸗ 
mann am Hannoverſchen Hofe, von Hinneſchiedt. II 373; 383. 

Freiherr vom Stein als Student in Göttingen, von Ebſtein. 
VI 42— 47. 

Adolf Stölting, Paſtor a. D., geitorben in Hannover den 1. Juli 
1901, von Steinworth. V 255—201. 

Amtsrath Dr. Karl Strudmann f. II 7. 

Karl Johann Bertram Stüve, von S. L. 1 253— 254; 260—262; 
269-271; 275—276; 280—986. 

Die Ermordung des Bildhauers Sutel, 1631 (R). XI 62. 

Die Ermordung J. Sutels im Jahre 1631. VI 384. 
Chronologia Hannoverana. 

Tilly vor Hannover (R). XI 62. 

Wilhelm Tiſchbein in Hannover, von Deetjen. XIX 212—214. 

Eine Erinnerungs⸗Inſchrift an Urbanus Rhegius (R). VIII 447. 

Die Bolger, von Volger⸗Volger. III 393-395; 401—404; 
409— 411. 

Or. Georg Heinrich Volger, genannt Senckenberg, von Steinworth. 
III 297—299. 

Otto Bolger und Paſtor Rupert Erythropel (R). XI 55. 

Paul Gottfried Werlhof als Dichter, von Philippsthal. 
III 353—356. 

Die von Wettbergen (R). VIII 457. 

Zwei Urkunden zur Geſchichte der Familie Wietersheim, von Tewes. 
III 374—375. 

General⸗Arzt Dr. Wüſtefeld T, von J. IV 90. 


e) Sprade. 
1. Mundarten. 


Wie ift den niederdeutſchen Mundarten auf die Dauer zu helfen?, 
von Coërs. XV 78—83. 

Ueber den Wert mundartlicher Wörterbücher, von Coérs. 
XX 310—320. 

Einflüſſe ber plattdeutſchen Umgegend auf das Hochdeutſche der 
Stadt Hannover, von Böhling. XIV 372—382. 

Plattdeutſches Wörterbuch der Calenberg - Stadt - Hannoverfden 
plattdeutſchen Mundart, von Flemes. XX 321—391. 
Nachtrag XXII 91—112; XXIII 85-116. 

Kurzes Wörterverzeichnis der plattdeutſchen Mundart von Haſten⸗ 
beck nebſt plattdeutſcher Redensarten, von Deiter. 
XXII 113—164. 

Nachtrag zum Wörterverzeichniſſe der Mundart von Haſtenbeck, 
von Deiter. XXIV 29—70. 

29* 
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Die Uchter Mundart, von Wanner. XXIV 325—344. 

Noch vorhandene Uebereinſtimmungen in der Sprache des He⸗ 
liand und im Niederſächſiſchen an der mittleren Weſer, von 
Böhling. XV 242— 253. 


2. Niederdeutſch (Allgemeines). 


Gründung eines „Niederdeutſchen Bundes“, von Coérs. 
XXI 238—242. 
Geſchichte ber niederdeutſchen Sprache, von Knigge. XXXII 87—110. 
Die älteſten niederſächſiſchen Sprachdenkmäler (Jürgens). 
I 109—110. 
Sit das Plattdeutſche noch der Pflege wert?, von Coers. 
XX 223—240. 
Plattdeutſche Jugendſchriften, von Fritz Wiſcher. VI 288—302. 
De plattdütſche Rechtſchriwung, von Schwarz. VI 432—439. 
Das plattdeutſche Schrifttum in der Hannoverſchen Stadtbiblio⸗ 
thek, von Mußmann. XII 168—179. 
Früheſtes Zurückweichen des Plattdeutſchen als Schriftſprache und 
als Umgangsſprache in unſeren Landesteilen. II 45— 46. 


3. Plattdeutſche Beiträge 
(nach der Reihenfolge des Erſcheinens). 
Doktor Harmeling, von Freudenthal. I 6— 7. 
De Hannrader Zägenbuck, von Müller-Brauel. I 23. 
Twee Düwelsgeſchichten, von Keetz. I 47; 54. 
Niederſächſiſche Sagen und Märchen. I70—71: 78; 86. 
Dei Keerl von'r Geeſt. Cen Vertellſel ut’n Dübelsmoor, von 
Mahnken. 171. 
Dat geit jem wunnerſchön!, von F. G. 187. 
Dei Twarwe ünner den Gewekenſteine, von Bieſter. 
1. Schünwieſchen. 1101. 2. Böckſenknoop. 1111. 3. Worumme 
be Twarwe weg e tag’n ſünd. I 126—127. 
Up wecke Wieſe Kriſchan Striuwe nah Engeland kamm, von Garbe. 
1150-151; 158—159; 167. 
De Parmwinkler Uhl, von Müller-Brauel. 1175. 
Dei Wohlgrund, von Bieſter. 1 189—190. 
Hindrik Garm, un wo't täu feinen Lewedogen in ſäu'n Biur⸗ 
howwe iutſach, von Garbe. [ 238—239. 
De kloken Burn un de dumme Dübel, von Müller-Brauel. 
I 318—319. 
De Spök, von Müller-Brauel. I 350. 
Peter Ehrhorn fien Opferſteen, von Keetz. I 366. 
Dat Retourbilljet, von Keetz. II 6— 7. 
Heidemuſeum, von Bieſter. II 22— 23; 30— 31. (Erzählungen.) 
De Kähmer Möhl, von C. R. II 38. 
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De Bortverkop, von Kees. II 46—47. 

Plattdütſch in Amerika, von Börsmann. II 52— 54. 

Der Borgſittenſer „Hirtenknaben“, von Müller-Brauel. II 69— 70. 

En verregnete Hochteid, von Garbe. II 78— 79. 

Leb'nsſtörme. Ut Großmutters jung'n Jahr'n, von Bieſter. 
II 85— 86. 

Gin niederdeutſches Gedicht auf die Thronbeſteigung König 
Georgs I. (1714), von Goebel. II 94-95. 

Röw' mit Schapfleſch. II 101—102. 

Härleins Guſchen. Ein Bild ut'n Dörpjungsleb'n vör 30 Jahr'n, 
von Bieſter. II 133 — 135. 

Ihr Männer, von wannen ſeid ihr R von Ehlers. 
II 175—176; 179—180. 

In Gathmanns Kath'n, von 3Bieiter. II 198—199. 

Wo min Vedder Sweethelm den Voß frigt, von Flemes. 
II 230— 231. 

Lerke un Multworm, von Flemes. II 247—248. 

An'n blinnen See, von Bieſter. II 254— 256. 

Dat Faſtlombeer, von Müller. II 279. 

Een Gewitter in'r Heide, von Bieſter. II 295. 

Den Swäleken öhr Afſchied, von Flemes. II 303—304. 

Dat Reimatismus-⸗Middel, von Keetz. II 343. 

Wo't Menken-Vadder un ſienen Waſſer up die Iſenbahn güng, 
von Keetz. II 367. 

Dei Patriarch, von Bieſter. II 373—375. 

En Stückſchen von den ollen Kapteihn Schult, von Keetz. 
II 383—384. 

Matten, de Gaſtweert, von Müller. II 390. 

Ahne Neeigung, von Bieſter. II 405-408. 

Verſupen wull ick em doch!, von Keetz. II 7. 

Dei Spinners, von Bieſter. III 22— 23. 

Wer hat dich erlöſet?, von Müller-Brauel. III 55. 

Dei lange Pipe, von Flemes. III 63. 

Schippbruch, von Bieſter. III 76— 78. 

Klagelied eines durſtigen Habenichts, von Sp. III 309. 

Klas Penzlin un be Marodör, von Keetz. III 142—143. 

Scheepers Mutter, von Bieſter. III 157—198. 

Ek heurer nich met tau, ef fin ut Polle, von Flemes. III 166. 

Dei Decimalwichte, von Flemes. III 173. 

Inheuen, von Bieſter. III 206— 207. 

Dat owertellige Ei, von Flemes. III 232. 

Dei Honnighandel, von Flemes. III 247—248. 

Dei kranke Faut, von Flemes. III 270— 271. 

Oſſentunge mit Madera. III 319. 

Sackmargreth, von Müller. III 336. 
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Dat Störmlüen ut’n Zwetſchenbohm, von Bieſter. III 358—360. 
Fritz Meyer, be Söbenunſöbentiger, von Keetz. III 407—408. 
Sir Neeijahrsnacht, von Bieſter. III 414-415. 

Niejahr!, von Flemes. III 415. 

Dichtungen in Hildesheimer Mundart, von Coérs. X 241—252. 
Spökegeſchichten, von Coers. XII 343—354. 


4. Namenskunde. 


Ueber unſere Ortsnamen, von Rohde. II 28— 29. 

Ortsnamen in Dativform, von Ruprecht. VIII 85— 89. 

Zur Geſchichte der Perſonennamen im Lüneburgiſchen, von Rein⸗ 
ſtorf. III 148—150. 

5. Verſchiedenes. 

Ein Beitrag zur Geſchichte der hochdeutſchen Schriftſprache, von 
J. I 271. 

Gaſſendeutſch, von Stillcke. XII 268—297. 

Ad vocem „Bockbier“, von Elliſſen. II 279. 

Der Ausdruck „Jodute“ (R). X 277. 


f) Volks⸗Glaube und ⸗Sage. 


Alte Glaubensbilder, von Gaubert. I 85—86; 94— 95; 110; 150; 
188—189; 207; 229—230; 245—240; 325; 349—350. 

Germaniſche Flurprozeſſionen in Niederſachſen, von Gaubert. 
I 213—214. 

Niederſächſiſche Frühlingsfeſte, von Hartmann. I 363—365. 

Oſtern. Ein Bild von dem großen Frühlingsfeſte der alten Ger⸗ 
manen, von Saubert. II 109—110. 

Altgermaniſches in Hannoverſchen eee, von Saubert. 
II 164—165. 

Die Pflanzen im germaniſchen Glauben, von Gaubert. I 100—101; 
135; 166—167; 199; 237—238. 

Volksüberlieferung über die ehemalige Verehrung heidniſcher 
Götter in der Umgegend von Hannover (R). X 276—277. 

Stätten alten Aberglaubens (Hann. Tagebl.). I 356—357. 

Die Einführung des Chriſtentums in Niederſachſen (Jürgens). 
I 195—198. 

Die alteften Stammesſagen Niederſachſens, von Jürgens. 
1314-315. | 

Niederſächſiſche Sagen und Märchen. I 70—71; 78; 86. 

Märchen und Sagen aus dem Calenbergiſchen, von Ulrich. I6; 
30— 31. 

Sagen von Fredelsloh, von Scheibe. II 93—94. 

Alte Zauberſprüche aus dem Bremen-Verdenſchen, von E. B. 
III 173. 

Das altſächſiſche Heidenthum. I 58—60. 
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g) Volkslied. 


Hannoverſche Volkslieder, von Ulrich. IV 241— 259. 

Der letzte Schuß, ein Volkslied, von Scheibe. V 224-226. 

Der ungetreue Heinrich, ein Volkslied, von Scheibe. V 328—330. 
Spinnerlieder, von Bieſter. V 323—328. 


h) Gebräuche und Sitten. 

Bauernleben: 

Das Leben eines hannoverſchen Bauern in poetiſcher Schilderung 
aus dem Jahre 1694, von Goebel. J 53-54. 

Eine bücherſammelnde Bauernfamilie, von Müller-Brauel. 

I 228—229. 

Eine Bauernhochzeit im nördlichen Hannover, von Garbe. 

II 14— 15. 

Ueber ben Giebelſchmuck an den niederſächſiſchen Bauernhäuſern, 
von Hartmann. II 206. 

Abbildungen ehemaliger bäuerlicher Tracht in Niederſachſen (R). 
X 281—286. 

Carnevalszeit in Niederſachſen, von Saubert. II 45. 

Faſchingsgebräuche, von B. S. II 59— 60. 

Dat Faſtlombeer, von Müller. II 279. 

Handwerk: 

Zur Geſchichte der Glockengießkunſt in Norddeutſchland, von 
Brackebuſch. VI 360—363. 

In einer Töpferei, von Scheibe. II 51— 52. 

Töpferweisheit, von Scheibe. II 60—62. 

Das Hochzeitsbitten in Reimen, von Mahnken. I 46—47. 

Ein niederdeutſches Hochzeitsgedicht aus dem Anfang des vorigen 
Jahrhunderts, von Goebel. I 29-30. 

Das Michaelisfeſt in Niederſachſen, von Saubert. I 302—303. 

Das Nodfeuer, von Steinworth. III 183—184. 

Noch einmal das Nodfeuer, von Nutzhorn. III 206. 

Das Oſterwaſſerholen, von Flemes. III 119. 

Der Pfingſttanz, von Saubert. III 173. 

Das Schauteufellaufen, von Wichmann. 1 316-318; 324—395; 
334 335. 

Das Strebkatzenziehen, ein Kraftſpiel des Mittelalters, und ſeine 
Spuren in deutſcher Sprache und Kunſt (mit Abb.), von Ballers 
ſtedt. IV 97-107. (f. auch Lüneburg! 

Die niederſächſiſchen Weihnachtsfeſte, von Hartmann. I 409—411. 


i) Verſchiedenes. 


Böhmiſche und ſalzburgiſche Exulanten im Hannoverland, von 
Roſcher. II 157—159; 163—164; 170—172. 
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Aus alten Familienpapieren (S. H. Hopmann), von Wendt. 
III 364—366. 

Familien⸗Urkunden (aus Windheimſchem Familienbeſitz; Namen⸗ 
verzeichnis), von Windheim. XIV 291—294. 

Gemüſe und Landbau, von Fr. 131. 

Die Königseiche, von Michaelis. I 174—175. 

Niejahr!, von Flemes. III 415. 

Peuple sauvage. 1 351; 358; 365—366; 373; II 6; XIV 165—167. 

Aus den Papieren eines alten Lehrers, von Benſeler. (Flachs⸗ 
bau im Solling.) III 362—364. 

Das Pferd als Symbol, als Volks- und Hoheitszeichen uff., von 
Diebitſch. 1185—186; 193—195; 201—203. 

Die Standesherren des vormaligen Königreichs Hannover, von 
Roſcher. III 313— 315; 321—323; 329—330. 

Volksburg und Herrenſitz ujf., von Schuchhardt. IV 481—488. 

Wenden am Harze?, von Andree. II 28. 

Nachbildung eines Wendengehöftes. III 6— 7. 

Vom Zehenten, von Rumann. II 50— 51. 

Zur Geſchichte des Natural-Zehntens, von T. II 262—263. 


IV. Heer und Flotte. 


Epiſoden aus dem Feldzuge der Kaiſerlichen Truppen im 
Braunſchweigiſchen in den Jahren 1641 und 1642; von Weyhe⸗ 
Eimke. III 241— 242; 249— 251; 257—959; 265-267; 
243—275; 282—284; 289— 291; 299—301; 305—307. 

Die Fahnen ber englifch-deutfhen Legion. III 190—191. 

Beiträge zur Geſchichte der Engliſch-Deutſchen Legion (Kings 
German Legion) 1804-1815, von W. N. 1 203-206. 

Ein Feldbrief von 1547, von T. 139. 

Ueber den Antheil der Hannoveraner an den Kämpfen gegen 
die Franzoſen 1794 — 1815, von Schaer. J 146-148; 154—150. 

Kurzer Rückblick auf die ehemalige hannoverſche Armee, von Heeſe⸗ 
mann. II 241-243; 249—251; 257—298. 

Die hannoverſchen Fahnen im Vaterländiſchen Muſeum der Stadt 
Hannover, von Peßler. XXVI 17—- 33. 

Peninſula, Waterloo, Garzia Hernandes: die Deviſe der Hanno: 
verſchen Garde du Corps, von Kaſten. II 213—215. 

Wanderzüge eines hannoverſchen Soldatenliedes (Ein Schifflein 
ſah ich fahren), von Philippsthal. II 100—101. 

Ueber bie Kriegsereigniſſe in Holſtein 1813/14, von T. 

II 260—261. 

Gin Verzeichniß von Gaben für bie erſte deutſche Kriegsflotte, 
von Tewes. I 62-63. 

Aus dem Leben eines Kurhannoverſchen Offiziers. II 33—35; 
43— 45. 
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Die kurhannoverſchen Truppen in Oſtindien 1782—1792, 
von Diebitſch. 167-68; 74— 75; 82—83; 90— 92; 98— 99; 
106—108; 114— 116; Berichtigung 128. 

Feldzüge in Spanien 1804-1814, von Sichart. Aus dem 
V. Bande der „Geſchichte der Königlich hannoverſchen Armee“. 
I 243—245; 251—253; 258—260; 266—269. 

Waterloo (mit Abb.), von Oehlmann. XVIII 225—292. 

Waterloo. Eine Reiſeerinnerung, von Roſcher. III 345—348. 

Deutſche Waterloo-Erinnerungen im Vaterländiſchen Muſeum der 
Stadt Hannover (mit Abb.), von Peßler. XVIII 293—338. 

Die Vertheidigung von La Haye Sainte (Waterloo), von Lüders. 
II 123—125, Dazu: Zur Steuer der Wahrheit, Seite 150— 151. 

Verzeichniß derjenigen Truppentheile, die Waterloo-Medaillen er⸗ 
halten haben, von F. II 50. 

Die Waterloo⸗-Jahrhundert-Ausſtellung im Vaterländiſchen Mu⸗ 
ſeum der Stadt Hannover (mit Abb.), von Peßler. 

XVIII 389—421. | 

Die Weltkriegsſammlung des Vaterländiſchen Muſeums der Stadt 
Hannover, von Br. XIX 406—411. 


V. Münzkunde. 


Das Anſchreibeheft eines Münzmeiſters der Stadt Hannover aus 
dem Anfang des 16. Jahrhunderts (mit Abb.). XVI 160—179. 

Ein Münzfund von Bücken, von Heye. II 7. 

Ein Gang durch die Geſchichte Niederſachſens an der Hand der 
Harzer Münzen. (Rothert.) I 262—263. 

Münzgeſchichte der Stadt Hannover (mit Abb.), von Engelke. 
XVIII 1— 219. 

Sach⸗ und Wortregiſter zur Münzgeſchichte ber Stadt Hannover 
(mit Abb.), von Engelke. XVIII 422— 456. 

Hannover, eine Münzſtätte Heinrichs des Löwen (mit Abb.), 
von Engelke. XXIX 134—138. 

Die beiden hannoverſchen Pfennige der Grafen von Roden (mit 
Abb.), von Engelke. XXIX 139—144. 

Zufall, Scherz oder Bosheit?, von Roßberg. II 239—240. 
(Prägung der hannoverſchen Taler.) 

Die Münzforſchung und die hiſtoriſchen Vereine. (Bahrfeldt.) 
II 247. 

Ein Prägefehler eigener Art, von T. 1 341. 


VI. Rechtsgeſchichte. 
Zur Einführung in das Recht des Sachſenſpiegels, von Jürgens. 
XXIV 272—324. 
Altdeutſches Recht und Gericht im Loingo, von Grütter. 
II 201—203; 208—210; 217—218; 225-226. 
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Markgenoſſenſchaften und Holzgerichte im Loingau, von 
Grütter. II 299 300; 305—308; 315—317; 323—324; 
331— 332; 347—348; 355—350; 371—372; 381—389; 
396—398; 403—405. 

Fehmgerichte in welfiſchen Allodial⸗Erblanden, von Rumann. 

II 35— 36. 

Die Hofgerichtsordnung für bie Fürſtenthümer Göttingen⸗Kalen⸗ 
berg vom 28. April 1544, von Tſchackert. III 105—108. 

Prozeß zwiſchen Graf Philipp von Schaumburg-Lippe und 
den Calenbergiſchen Landſtänden wegen einer Schuld von 
100 000 Thalern an die Grafſchaft Schaumburg, von Weyhe⸗ 
Eimcke. III 334—336. 

Criminalia, von Roſcher. 1172—173; 182—183; 186—188. 

Gin Bilderprozeß (Braunſchweig). I 367. 


B. Stadt Hannover. 


IL Stadtpläne unb Anfidten. 

II. Stadthannoverſche Geſchichtsſchreibung. 
III. Geſchichte der Stadt (Allgemeines). 
IV. Burg und Befeſtigung. 

V. Straßen und Häuſer. 

VI. Verwaltung der Stadt. 

VII. Kirchliches. 

VIII. Schulen. 

IX. Aus dem Leben der Stadt. 

X. Kunſt und Kunſtgeſchichte. 

XI. Sammlungen und Geſellſchaften. 
XII. Rechtsgeſchichte. 

XIII. Eilenriede. 

XIV. Umgegend der Stadt. 


I. Stadt⸗Pläne und Anſichten. 
(Chronologiſch geordnet.) 


Stadtpläne und Anſichten von Hannover aus älterer Zeit (bis 
1780), (mit Abb.), von Jürgens. VIII 97-113. 

Ein geſchichtlicher Atlas der Stadt Hannover (mit Abb.), (R). 
VIII 193—206. 

Planſkizzen der Calenberger Neuſtadt um 1380; feit 1645. 
XXX 160. 

Grundriß der Altſtadt Hannover im Mittelalter. VIII 104f. 

Hannover um 1400. XXXI 246. 

Grundriß von Hannover im Jahre 1533. VIII 200—201. 

Hannover von ber Oſtſeite um 1600. VIII 120—121. 
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Anſicht Hannovers von ber Weſtſeite (1586). VIII 102. 
Hannover von ber Weſtſeite (1636). VIII 107. 
Grundriß von Hannover im Jahre 1636. VIII 216— 217. 
Eine Beſchreibung Hannovers aus dem Jahre 1654 (mit Abb.). 
VIII 135—138. 
Hannover, vom Lindener Berge aus gefehen; 1654. VIII 136—137. 
Hannover, vom Lindener Berge aus geſehen, um 1730. IX 32. 
Grundriß von Hannover im Jahre 1750. VIII 232— 233; IX 32. 
Plan der Königl. und Churfürſtl. Reſidenzſtadt Hannover nebſt 
ihrer Umgegend um 1780. XI 56— 57. 
Ein Stadtplan von Hannover aus der Mitte des 18. Jahrhunderts 
(mit Abb.), (auch Wappen der Neuſtadt abgebildet). 
VIII 239— 245. 
Plan der Stadt Hannover vom Jahre 1800. XVI 1. 
Plan des Dorfes Hainholz um 1740. IX 171. 
Grundriß des Dorfes Liſt um 1740. X 187. 
Grundriß des Dorfes Linden um 1740. X 184—185; 
XIII 104—105. 
Grundriß des Dorfes Linden um 1740. XIII 104-105. 
Linden um 1820. XIII 120—121. 


II. Stadthannoverſche Geſchichtsſchreibung. 


Die ſtadthannoverſche Geſchichtsſchreibung (Jürgens). I 3— 5; 13. 

Aus E. J. Abelmanns Chronik des ſiebenjährigen Krieges. 

VII 393—407; 417—445; 465—483; 513—536. 

Veröffentlichung einer Hannoverfden Chronik, von Jür⸗ 
gens. III 113—114. 

Hannoverſche Chronik: III 121— 122; 129—130; 137—138; 
145—140; 152—154; 161—162; 171; 179—180; 186—188; 
196—197; 202—203; 211—212; 220—221; 227— 228; 
235—236; 243; 251—252; 259—260; 267—268; 275—926; 
284—285; 291—292; 301; 307—308; 315—310; 323—324; 
330—331; 340—341; 318—349; 356—357; 361—369; 
342—374; 379—381; 388—389; 396—397; 404—407; 
411—414. 

IV 30—36; 152—170; 278—276; 324—328; 420— 421; 
441—460; 512—516; 558—500. 

V 26—38; 54— 79: 131—143; 179—186; 226— 239; 
271—284; 303—315; 357—375; 400—424; 442—474; 
505—510; 571—576. 

VI26—42; 55-92; 188—141; 189—191; 219—238; 
263—288; 321—333; 364—384; 424— 431; 451—480; 
514-519; 562—513. 

VII 11—47; 86—95; 115—131. 
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Chronol. Hann. 131—144; 240—249. 
(Supplem.) 249—271; 313—314. 
Ein Geſchichtswerk des Syndikus Ph. Manele, von S. 
XIII 248—255. 
Aus dem Geſchichtswerk Ph. Maneckes. XVIII 476—480; 
556—560; XIX 218—224; 299—317; 419—423; 
XX 252—257; XXI 244— 256; 334—340. 
Redeckers Hannoverſche Chronik (mit Abb.), Name und Inhalt. 
VIII 113—115. 
Aus Redeckers Aufzeichnungen über die Jahre 1692— 1710. 
XI 255—269. 
Aus Redeckers Aufzeichnungen über die Jahre 1711—1721. 
XI 351—360. 
Aus Redeckers Aufzeichnungen über die Jahre 1722—1723 
(mit Abb.). XII 99— 108; 179—258. 
Biographiſche Nachrichten aus Redeckers Chronik. XIV 408— 429; 
XV 200—218. 
Aus bem Inhaltsverzeichniſſe zu Redeckers Chronik. XV 255—289; 
XVI 104—123; 218—232; XVII 99—101; 308—326. 
Zu Redeckers naturgeſchichtlichen Angaben, von H. Löns. 
VIII 176—184; X 188—189. 

Die vielen, namentlich in Bd. VIII und ff. der Geſch. Bl. wieder⸗ 
gegebenen Einzelheiten aus R wolle man unter dem jeweiligen Stichwort ſuchen; 
alſo etwa Perſonen unter A, d; Straßen unter B, V u. ſ. f. 

Das Urkundenbuch der Stadt Hannover, von Jürgens. 
XIII 244—247. 


III. Geſchichte der Stadt (Allgemeines). 


Ueberblick über die Entwicklung der Stadt Hannover, von Jürgens. 
XII 1— 38. 

Aus der Vergangenheit ber Stadt Hannover (mit Abb.), von 
Jürgens. XXXI 1- 246. 

Die Anfänge Hannovers und die Calenberger Neuſtadt (mit Abb.), 
von Leonhardt. XXX 146—240 a. 

Entſtehung, Umfang und Wachstum der älteſten ſtädtiſchen Sied⸗ 
lung Hannover, von Riemer. XII 382—397. 

Bodenunterſuchungen an der Stätte der alten Burg Lauenrode, 
von Schuchhardt. IX 1—6. 

Aeltere Erzählungen vom Urſprunge der Stadt Hannover (R). 
VIII 115—118. 

Die Stadt Hannover im 13. und 14. Jahrhundert bis zur Zer⸗ 
ſtörung Lauenrodes (1371). Ein topographiſches Bild von 
Konrich. VIII 330—343. (Dazu Plan 360—361.) 

Die ehemalige Vorſtadt Hannover (Jürgens). I 19— 20: 25— 27. 
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Aus ber Geſchichte ber Calenberger Neuſtadt (R). XI 191—192. 
Die Namen der Oerter und Wüſtungen in den Stadt⸗ und Land⸗ 
kreiſen Hannovers, von Mittelhäußer. XXXII 160—208. 


IV. Burg und Befeſtigung. 


Die mittelalterliche Befeſtigung der Altſtadt (mit Abb.), von 
Leonhardt. XXIX 119—128. 

Die Befeſtigung Hannovers im Mittelalter (R). VIII 140—141. 

Die Verbindung zwiſchen Hannover und der Burg Lauenrode im 
Jahre 1241 (R). VIII 141. 

Die Zerſtörung der Burg Lauenrode 1371 (mit Abb.), (R). 
IX 42— 44. 

Zur Geſchichte der ſtadthannoverſchen Feſtungswerke (mit Abb.), 
(R). VIII 429—443. 

Die Mauertürme der ehemaligen Befeſtigung Hannovers (mit 
Abb.), (R). VIII 186—193. 

Der Stadtwächter auf dem Steintore (R). VIII. 353. 

Die ehemaligen ſtädtiſchen Warttürme (mit Abb.), (R). 
VIII 245—247. 


V. Straßen und Haufer. 
a) Allgemeines. 


Joh. Joach. Zeuners Abbildungen ſtadthannoverſcher Gebäude 
(mit Abb.). XI 66—68. 

Auflaſſungen von Häuſern in Hannover 1428. (Aus dem Haus⸗ 
und Grundbuch.) VIII 428—429. 

Zur ſtadthannoverſchen Baugeſchichte (mit Abb.), von Riemer. 
XIII 35— 38; XV 84— 93; XVII 102—- 295. 

Geſchichte auf der Gaſſe, von Riemer. XVI 99—104. 

Die älteren Straßennamen Hannovers (R). VIII 206—212. 

Die älteren Straßennamen der Stadt Hannover, von Jürgens. 
VIII 404— 428. 

Die jetzigen Straßennamen der Stadt Hannover, zuſammen— 
geſtellt von Dr. Bauer. X 1-65; 189—190; 367; XI 81— 96; 
XI 110—111; XIII 241— 243; XIV 302—304; XV 194—200; 
XVI 175—176; XXIV 85—88. 

Verzeichnis der ſtadthannoverſchen Straßennamen. XVII 1—99. 

Straßen und Häuſer im alten Hannover, (mit Abb.), von 
Leonhardt. XXVII 22— 139; XXIX 1—119. 

Zahl ber Häuser in Hannover im Jahre 1750 (R). VIII 508. 


b) Einzelnes. 


Das ehemalige Armen- und Waiſenhaus am Steintore (mit Abb.), 
(R). IX 212—215. 
Zur alten Bärenmütze, von Riemer. XVII 408—411. 
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Das Srauer-*(Gilbe-$aus8 (mit Abb.), (R). XI 64. 

Das Societäts⸗Brauhaus (R). X 360. 

Das Stadt⸗Brauhaus (mit Abb.), (R). X 358—300. 

Brücken⸗ und Sielbauten in und bei Hannover 1560 — 1731 (R). 
IX 174—175. 

Der Brühl vor Hannover (R). IX 45— 46. 

Der Brünningftein (mit Abb.), von Ulrich, I 345—348; von J., 
X 316—321. 

Ein althannoverſches Bürgerhaus (mit Abb.), von Riemer. 

XIX 215—218. 

Die Danzelmühle am äußerſten Leinearme (R). XI 60—61. 

Das ehemalige Duve'ſche Haus am Markte (Baring). X 356—358. 

Das ehemalige Fleiſchhaus, 1541 (R). IX 182. 

Der jetzige Friederikenplatz im Jahre 1680 (mit Abb.), (R). 
X 286—288. 

Das alte Gährhaus der Schuhmacher (R). XI 47. 

Die Glockſee (mit Abb.), (R). X 360—361. 

Die Hamelmühle (R). XI 46. 

Das Hausmann'ſche Haus am Holzmarkte, 1722 (R). IX 182. 

Die Gärten an der Herrenhäuſer Allee (mit Abb.), von Wend⸗ 
land. XXV 1—66. 

Das Gießhaus am Walle (R). X 281. 

Der Stadt⸗Holz⸗Hof (R). XI 46. 

Der Holzmarkt (R). XI 47. 

Die Ihme (R). VIII 458— 459. 

Eine bemerkenswerte Inſchrift (Kramerſtraße 16) XV 199—193. 

Der Kaland auf der Neuſtadt Hannover (R). IX 202. 

Die Klickmühle (R). XI 47. 

Pachtvertrag der Stadtverwaltung mit Lorenz Niemeyer und Jo⸗ 
hann Duve über die Klickmühle und Brückmühle zu Hannover. 
20. März 1660. VII 357—302. 

Das Kniggeſche Haus an ber Oſterſtraße (R). VIII 498. 

Der ehemalige Kniggeſche Hof, 1732 (R). IX 177. 

Das Küſterhaus in der Neuſtadt, 1683 (R). IX 216. 

Aus der Baugeſchichte ſtädtiſcher Mühlen, 1515— 1586 (mit 
Abb.), (R). IX 177. 

Der Mühlenplatz an der Leine (mit Abb.), (R). X 360. 

Der ehemalige äußerſte Mühlenſtrang der Leine (R). 

VIII 456— 457. 

Die Brücke über den äußerſten Mühlenſtrang der Leine (80). 
XI 55. 

Der Ottenwerder (R). VIII 443. 

Der ehemalige Piepenborn auf dem Altſtädter Marktplatz (9). 
IX 182. 
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Nachrichten vom alten Rathaufe (R). IX 114—116. 

Aus ber Geſchichte des alten Rathauſes (mit Abb.), von Jürgens. 
IX 116—124. 

Abbildungen des alten Rathauſes zu Hannover aus der Zeit um 
1700 (mit Abb.), von J. XI 270—277. 

Rathsapotheke und Rathskeller im alten Hannover, von Wüſte⸗ 
feld. II 4—6; 11— 13; 17-19. 

Die „Seven Börgen“ (R). XI 46— 47. 

Der Stapel bei Hannover (R). XI 46. 

Der Schnelle Graben bei Hannover (mit Abb.), (R). X 364—300. 

Die ehemalige Stadt⸗Waage (R). IX 111. 

Der Steinweg vor dem Leintore (R). XI 59. 

Steinwege vor der Stadt, 1573-1737 (R). IX 216—217. 

Die ſtädtiſche Waſſerkunſt bei der Klickmühle (mit Abb.), (R). 
IX 175—176. 

Das weiße Kreuz (mit Abb.), (R). X 343. 

Die Windmühle auf dem Lindener Berge (R). XI 65. 

Die volkstümliche Deutung des Straßennamens Wolfshorn (R). 
VIII 140. 

Das herzogliche Zeughaus an der Leine (R). XI 65. 

Das Gilde⸗Haus der Zimmerleute (R). XI 60. 


VI. Verwaltung der Stadt. 


Landesherrliche Entſcheidung über die Bürgermeiſterwahl in der 
Stadt Hannover (Manecke). XVIII 473— 475. 

Die Bürgervorſteher der Stadt Hannover im Jahre 1825. 
VIII 127—129. 

Bürger⸗ und Bezirksvorſteher ber Stadt Hannover 1842. 

VIII 254—256; 1852. VIII 365—367. 

Das Bürgervorſteher-Collegium der Stadt Hannover 1866. 
VIII 467—468. 

Die Einteilung ber Bürgerſchaft im 17. und 18. Jahrhundert. 
XI 59—60. 

Ein Corpus Bonorum der Stadt Hannover aus dem Jahre 1720. 
Inhalt. IX 20—23. Daraus: Der Grunbbejig der Stadt Han- 
nover im Jahre 1720. IX 23—32; 102—111;218—239. 

Aus dem Dienft-Cide-Bude der Stadt Hannover. VIII 47—48. 

Die frühere Cinteilung der Stadt Hannover (1819). VIII 247—248. 

Das Finanzweſen der Stadt Hannover im Mittelalter, von Voß. 
XXIV 89-215. 

Grundbeſitz und ſoziale Stellung der älteſten Bürgerſchaft Han⸗ 
novers und ihr Einfluß auf die Entſtehung der Stadt, von 
Riemer. XV 219—241. 

Ein Handbuch der Stadt Hannover für das Jahr 1771. VIII 49—84. 
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Jura und Gerechtigkeiten innerhalb der Stadt (aus dem Corpus 
Bonorum). X 77-183. 

Verzeichniß der Magiſtrats⸗ (und Stadtgerichts⸗) Mitglieder 
in Hannover feit 1800. II 77— 78. 

Verzeichniß der bei dem Magiſtrat der Stadt Hannover und 
den von demſelben reſſortierenden Behörden und Inſtituten an⸗ 
geſtellten Perſonen, 1832. VIII 129—135. 

Mitglieder = Verzeichnis des Magiſtrats der Stadt Hannover. 
1833-1842. VIII 249—254; 1843-1852. VIII 357 — 365; 
1853-1866. VIII 464—467. 

Ortsſtatut zum Schutze der Königl. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Hannover gegen Verunſtaltung. XV 297—302. 

Ueber die Echtheit der älteſten Privilegien der Stadt Hannover 
vom 26. Juni 1241 (mit Abb.), von Wenke. XIV 137—150. 
Der Rath zu Hannover als Gevatter, von T. II 284-285; 294. 
Mitglieder⸗Verzeichniß des Rathes der Stadt Hannover ſeit 1658. 

VII 314—317; 365—368. 

Verordnungen des Rates der Stadt Hannover. VIII 39— 47. 
407—413; 446— 464; 499—512; 536—552. 

Cine Ratsordnung des Jahres 1647 (Manecke). XVII 411—413. 

Die Veränderung ber Ratsverfaſſung in Hannover 1533 (R). 

XI 44—45. 

Die Rechte ber Stadt Hannover im 17. Jahrhundert. VIII 355—356. 
Aus ber Hann. Chronik von Manecke. 

Aus der Stadtverwaltung Hannovers im 14. Jahrhundert, von 
Konrich. VIII 314—330. 

Die Preußiſche Städteverordnung vom 19. November 1808... im 
Vergleich mit den Verfaſſungen der hannoverſchen Städte von 
1814— 1848 und den hannoverſchen Städteordnungen vom 
1. Mai 1851 und vom 24. Juni 1858, von Brüning. 

XVIII 353—388. 
Die frühere Verfaſſung der Stadt Hannover, von Grote. 
III 89-91; 97-99. 
Sammlungen ſtadthannoverſcher Verordnungen. XXII 235—238. 


VII. Kirchliches. 

Bekanntmachung des Magiſtrats wegen der Predigerwahl an der 
Aegidienkirche, 1779. VII 362—369. 

Reformation der Beginen, 1534 (R). IX 212. 

Ehemalige Capelle an ber Marktſtraße (R). X 188. 

Die Propſteikirche zu Sankt Clemens (mit Abb.), von Haug. 
XXI 404—431. 

Die deutfch-reformierte Kirche in ber Neuſtadt, 1702—1705 (R). 
IX 205—207. 


— 845 — 


Die erften evangeliſchen Prediger der Stadt Hannover, 1534—1580 
(R). VIII 445—447. 

Die Franzöſiſch⸗ reformierte Kirche in der Neuſtadt, 1692— 1696 
(R). IX 207—208. 

Die Gartenkirche (mit Abb.), 1746—1750 (R). IX 193—198. 

Die St. Johanniskirche in der Neuſtadt (mit Abb.), 1666— 1730 
(R). IX 198—201. 

Der Judenkirchhof, 1671—1740 (R). IX 215—216. 

Der Katholiſche Friedhof, 1669 (R). IX 215. 

Der Katholiſche Friedhof in ber Neuftadt, 1692—1726 (R). 
IX 208—209. 

Geſchichte des Konventes der Kapuziner zu Hannover, von Studt⸗ 
mann. XXXII 111—159. 

Aus der Vergangenheit der älteren ſtadthannoverſchen Kirchen (mit 
Abb.), (R). IX 129—101. 

Die kirchlichen Anſtalten in Hannover am Ende des Mittelalters 
(R). VIII 444 — 445. 

Kirchen⸗Chroniken (Kirchliches Amtsblatt). II 102. 

Bürgermeiſters Grupens Werk über die Kirchengeſchichte der 
Stadt Hannover, von Jürgens. XXVII 140—153. 

Die ſtadthannoverſche Kirchenſtuhl⸗Opdnung vom Jahre 1731, von 
K. VII 281—284. 

Ein Streit wegen eines Kirchenſtuhles. XVII 399-400. 

Das Alte und das Neue Kloſter im Kloſtergange (mit Abb.), 1551 
(R). IX 210—212. 

Die früheren Kloſterhöfe in Hannover (mit Abb.), (R). X 65— 76. 

Die Jahrhundertfeier der Königlichen Kloſterkammer, von S. 
XXI 397—403. 

Die Hannoverſche Kloſterkammer (Zur Erinnerung an die Jahr⸗ 
hundertfeier, von Kruſch), von Hoogeweg. XXIV 71—- 74. 

Kirche zu Limmer (R). X 183. 

Die (Martins⸗) Kirche zu Linden (mit Abb.), (R). X 76. 

Die vormalige Kirche zu Linden (mit Abb.), 1727. IX 182—183. 

Entwicklung der kirchlichen Verhältniſſe in Linden, von Aſche. 
I 393-396: 402—403; 411—413. 

Die Marien⸗Kapelle vor dem Aegidientore, 1349—1648 (mit 
Abb.), (R). IX 172—174. 

Die Marienkirche in der Calenberger Neuftadt, 1381— 1733 (mit 
Abb.), (R). IX 202—208. 

Aus dem Kirchenbuche der Marktkirche zu Hannover. 
VIII 1—39. 

Der Marktkirchen⸗Turm (mit Abb.), (R). VIII 354— 355. 

Die ſog. Wedeme der Marktkirche (R). VIII 256. 

Die alten Gräber ber Neuſtädter Kirche, von Graeven. 
V 253—255. 
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Der Neuſtädter Kirchhof, 1646 (R). IX 215. 

Das Nikolai⸗Hoſpital (mit Abb.), (R). VIII 356—357; 
dazu S. 456. 

Die Sage von der Stiftung des Hoſpitals St. Nikolai (mit Abb.), 
(R). VIII 122—127. 

Die Nikolai⸗Kapelle (mit Abb.), (R). VIII 347—350. 

Der Nikolai⸗Kirchhof (mit Abb.), (R). VIII 350—353. 

Die Einführung der Reformation in Hannover (R). 
XI 32— 44. 

Das Schrifttum der Reformationszeit im Stadtarchive, von 
Jürgens. XX 273—292. 

Das erſte Jubelfeſt der Einführung der Reformation in der Stadt 
Hannover (R). XI 62. 

Die Kirche zu Schloß Ricklingen (R). XI 350—351. 

Die Kirche und das Hoſpital S. Spiritus (mit Abb.), (R). 
VII 343— 347; 448—460. 

Die Schloßkirche und das Reſidenzſchloß in Hannover, 1637 bis 
1745 (mit Abb.), (R). IX 161—168. 

Die Synagoge in der Neuſtadt, 1608-1704, (R). IX 209—210. 

Zwei Documente aus der älteren Geſchichte der Synagogen⸗Ge⸗ 
meinde zu Hannover, von Lewinsky. III 70— 71; 76. 

Synoden in den Jahren 1544 und 1545 (R). XI 48. 


VIII. Schulen. 


Die Gartenſchule vor dem Aegidientore, 1690 (R). IX 212. 

Die älteſte Geſchichte des Lyzeums zu Hannover, (Jürgens). 
I 20— 21. 

Ein Beitrag zu der Gefdidte des Lyzeums I zu Hannover, 
von Schuſter. III 193—195; 201—202; 217—218. 

Zweiter Beitrag zur Geſchichte des Lyzeums I zu Hannover, 
von Schuſter. III 278—279; 286—288; 294—295; 310311. 

Dritter Beitrag zur Geſchichte des Lyzeums I zu Hannover, 
Ferienordnungen betreffend, von Schuſter. IV 76— 90. 

Die ehemalige Schule am Markte (R). XI 49— 50. 

Die Einweihung des ehemaligen Schulgebäudes am Markte nach 
dem Neubau 1583 (R). XI 50 — 54. 

Die Hohe Schule am Markte (mit Abb.), (R). IX 112—114. 

Das Haus des Cantors am Markte (R). XI 65. 

Die alte ſtädtiſche Schreib⸗ und Rechen⸗Schule (mit Abb.), (R). 
IX 111—112. 

Karl Philipp Moritz' und Johann Heinrich Voß' Bewerbung um 
das Rektorat der Stadtſchule zu Hannover (1780), von Bertram. 
XVI 177—192. \ 
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IX. Aus bem Leben der Stadt. 
Armenweſen. 
Die Begründung des ſtädtiſchen Armenhauſes im Jahre 1643. 
VII 47— 48. 
Armenpflege und Wohltätigkeit im alten Hannover (vom 
Mittelalter bis zur Gegenwart), von R. Gooß. VIII 145— 176. 
Die älteſten Armen⸗Ordnungen der Stadt Hannover, von Gooß. 
I 362—303. 


Brauweſen. 

Die Entwicklung der Brauergilde der Stadt Hannover zu 
heutigen Erwerbsgeſellſchaft, von Löhdefink. XXVIII 1- 194. 

Das Brauweſen in der Stadt Hannover, von Brauns. 
XI 193—241; 289—341. 

Zur Geſchichte des Brauweſens in Hannover (Maneke). 
XVIII 220—224; 349-352. 

Die Erfindung des Broyhan⸗Bieres in Hannover 1526 (R). 
VIII 459 — 461. 


Die hannoverſchen Bürgerwehren, von Brauns. XIV 1— 50. 
Ein Brief von 1758, von T. II 230. 
Errichtung eines Brunnens auf dem Markte zu Hannover, von T. 

II 278—279; 286. 

Zur Geſchichte des Buchdrucks in Hannover (Hann. Tagebl.). 

II 159; 165. 

Gin engliſches Urtheil über Hannover aus dem Jahre 1716, von W. 

177-78. 

Anlage einer Färberei an der Leine; 1663 (R). XI 65. 
Quellen und Beiträge zur Geſchichte ſtadthannoverſcher Familien 

(mit Abb.), von Nahnſen. XXIII 121—238. 

Fahrende Künſtler im alten Hannover, von Ulrich. 

II 125—126; 180—131. 

Ankündigung eines Feuerwerks in der Ohe im Jahre 1773. 

VI 573-576. 

Franzoſenzeit. 

Aus Hannovers erſter Franzoſenzeit (Bericht der Calenbergiſchen 
Landſchaft 1758), von Ulrich. IV 16-30. 

Aus ber Franzoſenzeit, von Hartmann. I 372. 

Aus der Franzoſenzeit. Tagebuchblätter eines Hannoveraners 
aus den Jahren 1803 und 1804 (Wömpner). II 57— 59; 
67-69; 75— 77; 88—85; 91— 93; 99 — 100. 

Aus der Franzoſenzeit. II 151. 

Aus der Franzoſenzeit, Flugblätter und Verordnungen, von 
Ulrich. 127—28; 37-38; 45-46; 51— 53; 601—62; 
69— 70; 76— 77; 84— 85; 92— 93; 99 100; 108; 118—119; 
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124—125; 140; 148; 156—157; 164-165; 181—183; 
198—199; 206; 812—213; 219—220; 274—275; 285; 
292; 299; 307—308; 315—316; 323— 324; 339; 318; 
354—355. 

Ein Tagebud ber Freiwilligen Bürgergarde von Hannover, 
1813, von Th. VI 245—263. 

Die Stadt Hannover während ber Fremdherrſchaft, 1803—1813 
(mit Abb.), von Deichert. XVI 1— 60. 

Beſtrafung eines Verräthers (1813), von T. I 382. 

Eine Volljährig⸗Erklärung aus der Franzoſenzeit, von T. I 340. 


Aus der Geſchichte der Freimaurerei in Hannover, von Wanner. 
XII 39— 78. 

Vom „Fürſtlichen Couvivium“ zu Hannover, 14.—17. Februar 
1618, von T. II 268—271; 276; 285—286. 

Hannoverſches Gefühlsleben in bewegter Zeit (1813-15), von 
Wendland. XVI 193— 215. 

Die geiſtigen Strömungen in Hannover um die Mitte des 18. Jahr⸗ 
hunderts, von Wanner d. Welt. XVI 124-150. 

Ehemalige Genügſamkeit, von H. H. II 85. 

Stadthannoverſche Geſelligkeit vor 100 Jahren, von Wendland. 
XIV 385—407. 


Geſundheitsweſen. 
Hannoverſche Aerzte im 18. Jahrhundert, von Wüſtefeld. 
X 193—218. 
Zur Geſchichte der älteren Apotheken in der Stadt Hannover feit 
dem ſechszehnten Jahrhundert (mit Abb.), von Winter. 
IV 384-401. 
Badeſtuben im alten Hannover, 1392— 93 (mit Abb.), (R). 
IX 179—182. 
Das Flußfieber in Hannover, 1732 (R). XI 80. 
Die Heilkunſt in der Stadt Hannover während des jechszehnten 
Jahrhunderts (mit Abb.), von Peters. IV 337—301. 
Das ehemalige ſtädtiſche Lazareth (R). XI 80. 
Die Peſt in Hannover, von Deichert. XIV 273—290. 
Die Einführung der Schutzpockenimpfung im Hannoverſchen, von 
Deichert. XII 355—381. 
Bekanntmachung eines Wanderarztes aus dem Jahre 1693. 
XI 77-78. 
Geſchichte der ftadt-hannoverfden Goldſchmiede (mit Abb.), von 
Graeven. IV 193—228. 
Ein Hagelwetter (1691). II 223. 
Die Handſchrift des Fierabras in der Königl. Bibliothek zu Han- 
nover, von Graeven. IV 560 — 564. 
Hannoverſches aus dem Anfange dieſes Jahrhunderts. S. I 284. 
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Urväter⸗Hausrath, von €. II 180—182. 

Aus einem althannoverſchen Haufe, von T. II 197—198. 

Einige Proben aus der hannoverſchen Hofdichtung am Ende 
des 17. Jahrhunderts, von Goebel. II 110—111; 117—118; 
126— 127. 

Die Anfänge des Hoftheaters in Hannover, von Ulrich. I 21— 22. 

Holzflößerei auf der Leine (R). XI 96. 

Die Huldigung in Hannover 1760, von Ulrich. XX 102—108. 

Alte Kaufbriefe, von T. II 228—230. 

Die erſten Aufführungen von Leſſings Dramen in Hannover, von 
Ulrich. II 89— 91; 97— 99; 107—109; 115—117. 

Eine namenloſe literariſche Geſellſchaft in Hannover (1796— 98), 
von Wendland. XVI 151—159. 

Lobgedichte auf Hannover (R). XI 48. 

Märkte in Hannover um das Jahr 1750 (R). XI 96. 

Das Hannoverſche Patrieier-Buch, von Jürgens. I 337—339. 

Vom Regierungswechſel in Hannover, 1679— 1680 (R). XI 68— 76. 

Vom Salut⸗Schießen, von T. II 186—188. 

Hannoverſche Städteſachen, von T. XIII 334—339; 410—415; 
XIV 167—175; 297—302; 429—430; XVIII 467— 472; 

XIX 318—320; 424—429; XX 109—112; 258—260. 

Beiträge zur Geſchichte des ſtadthannoverſchen Schützenweſens. 

VI 302—320. 
Der Papageien⸗Baum, 1579 (R). IX 179. 

Die Erzählung von Hannovers Spartanern (mit Abb.). 
X 322—342. 

Der Fang von Stören bei Hannover; 1635 (R). XI 63. 


Das Sturmjahr. 


Erinnerungen aus dem Jahre 1848, von W. K. 1 388—391. 
Hannoverſches aus dem Jahre 1848, von S. 1 299. 


Türkiſche Gefangene in Hannover (R). XI 243—240. 
Zuſätze (Haaſe). 348—350. 

Die Viktoria vom Brandenburger Thor in Berlin auf Beſuch in 
Hannover im Mai 1814, von Janke. V 220—224. 

Vorkommniſſe in Hannover zur Zeit des Herzogs Johann Friedrich 
(R). XI 65—66; von 1680-1690 (R), XI 246—250. 

Eine ehemalige Waſſerleitung vom Benther Berge nach Herren- 
hauſen (mit Abb.), von Buſſe. XIII 404—409. 

Weinbau bei Hannover (R). XI 47. 

Zur Geſchichte des hannoverſchen Zeitungsweſens, von Kuntze— 
müller. I357— 3958. 

Ungefähr vor hundert Jahren. Allerlei aus alten Zeitungen, von 
Wendland. II 140—142; 146—147. 
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X. Kunſt und Kuuſtgeſchichte. 


Veröffentlichungen über die Altertümer der Stadt Hannover, 
von J. X 345—356. 

Die Herkunft der hannoverſchen Bildhauerſchule um Siemerding 
und Köſter, von Leonhardt. XXXII 69— 86. 

G. F. Dinglinger, der Meiſter des Palais an der Leinſtraße 
zu Hannover (mit Abb.), von Habicht. XVIII 457 — 466. 

G. F. Dinglinger (mit Abb.), von Habicht. XIX 271—287. 

Kunſt und Künſtler in Hannover zur Zeit des Kurfürſten Ernſt 
Auguſt (mit Abb.), von Schuſter. VII 1-11; 49— 86; 97— 114; 
145—240. 

Die gotiſche Kunſt der Stadt Hannover (mit Abb.), von Habicht. 
XVI 233- 285. 

Zur ſtadthannoverſchen gotiſchen Plaſtik (mit Abb.), von Habicht. 
XVIII 343—348. 

Heimatſchutz und Denkmalpflege in der Stadt Hannover, von S. 
XV 292—297; in ber Altſtadt Hannover (mit Abb.), von Riemer. 
XVIII 481—555; XIX 225— 270. 

Ein Gang durch die Gemäldeſammlung im Fürſtenhauſe zu Herren⸗ 
hauſen. 1157-158; 165—160. 

Die Hannoverſchen Bildhauer ber Renaiſſance (Schuchhardt), 
befpr. von Brinckmann. XIII 71— 77. 

Grabmäler ber Renaiſſance in der Stadt Hannover, von Schuch— 
hardt. 1125; 132—135; 140—143; 138—150. 

Ueber Siegel unb Wappen ber Stadt Hannover (mit Abb.), von 
Hoffmann. XIII 313—333. 

Der Tonfries am alten Rathaus, von Tak. XXIII 43—59. 


XI. Sammlungen, Geſellſchaften. 


Entſtehung und Jugendzeit der Geographiſchen Geſellſchaft zu 
Hannover, von Kettler. VIII 498—505. 

Die Entſtehung der ſtadthannoverſchen Muſeen, von Jürgens. 
XIII 211—240. 

Zwei Kunſtwerke in Hannovers Muſeen und ihre zugehörigen 
Hälften, von Graeven. II 377—379. 

Errichtung eines Bauern-Muſeums in Hannover. III 214. 

Neuerwerbungen des Keſtner-Muſeums: Braunſchweigiſch-Lüne⸗ 
burgiſche und Hannoverſch-Engliſche Medaillen (mit Abb.). 
XXX 216—280. 

Die Forſt⸗ und Jagdabteilung im Vaterländiſchen Muſeum der 
Stadt Hannover (mit Abb.), von Peßler. XIX 110—211. 

Die ſtadtgeſchichtliche Abteilung des Vaterländiſchen Muſeums in 
Hannover, von Peßler. XXIV 1— 28. 
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Die Erwerbung der Sammlungen Schwake und Finkam, von Tewes. 
IV 425—426. 


Das Stadtarchiv in Hannover, von Jürgens. XIX 321— 405. 

Ueberſicht über die Beſtände des Stadtarchivs, XXII 195—234; 
XXV 1—58; XXVI 65— 90. 

Aus ben Bildermappen des Stadtarchivs zu Hannover, von Wend- 
land. V 203—220. . 

Die Stadtbibliothek in neuerer Zeit, von Jürgens. XXIII 1—13. 


XII. RNechtsgeſchichte. 


Die Hinrichtung von Poſträubern; 1636 (R). XI 65. 
Ein Kriminalfall des Jahres 1657 (Manecke). XVII 413— 414. 


Zur Geſchichte der peinlichen Rechtspflege im alten Hannover (mit 
Abb.), von Deichert. XV 97— 175. 


Das ehemalige Wachgericht der Altſtadt Hannover, von Deichert. 
XVII 401— 407. 


XIII. Eilenriede. 
Biſchofshole (R). VIII 497. 
Die Gilenriebe im 18. Jahrhundert (9). VIII 118—122. 
Landesherrliche Verordnungen zum Schutze der Eilenriede gegen 
Feuersgefahr, 1731. XII 108—109. 


Ausſprüche hannoverſcher Fürſten über die Eilenriede (R). 
VIII 458. 


Ein Grundriß der Eilenriede aus dem 18. Jahrhundert (mit 
Abb.) VIII 400 — 402. 


Grupens Abhandlung von der Eilenriede. VIII 385—400. 


Ediet gegen die Holzdiebereien in der Eilenriede vom Jahre 1737. 
III 54— 55. 


Das Rad in der Eilenriede (mit Abb.), (R). VIII 184—186. 


XIV. Umgegend der Stadt. 


Ehemalige Dörfer um Hannover (R). VIII 138—139. 

Das ehemalige Dorf Anekamp (R). XI 46. 

Die Sieben Trappen bei Benthe (mit Abb.). X 321—322. 

Bau eines Hauſes zu Döhren; 1571 (R). XI 49. 

Der Döhrener Turm (R). X 322. 

Das Kleine Freie (R). XI 68. 

Die Dörfer Döhren, Wülfel, Laatzen im kleinen Freien bei Han— 
nover, von Wanner d. Aelt. XIV 305—392. 

Die Föſſe bei Linden (R). VIII 139—140. 

Das vormalige Dorf Hainholz (mit Abb.), (R). IX 171—172. 
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Bericht von einem alten Bildftein am Hainhölzer Wege und dem 
Marienbilde zu Hainholz (mit Abb.), (R). IX 168—170. 
Die Burg bei Herrenhauſen (mit Abb.), (R). X 362. 
Zur Geſchichte des Schwefelbades Limmer im 18. Jahrhundert 
(mit Abb.), von Deichert. XIII 77— 80. 
Das Schwefelbad Limmerbrunnen (mit Abb.), von Buſſe. 
XIII 353— 403. 
Lindener Dorfdronif (mit Abb.), von Engelke. XIII 81—162. 
Aus ber Geſchichte Lindens (mit Abb.), (R). X 183—180. 
Das Vorkommen einer Steinölquelle bei Linden (R). XI 78—80. 
Eine volkstümliche Erklärung des Dorfnamens Liſt (mit Abb.). 
X 186. 
Vinnhorſt (R). IX 44. 
Brand in Pattenſen 1733 (R). XII 256. 


G. 


x 
4 
if 


1275609 


Druck der Culemannſchen Buchdruckerei 
Hannover, 


_ m 


Digitized by Google 


Doo 
LIT N MI Hay Ha 


05 015 394 459 


DATE DUE 


